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3. Buch. Das kirchliche Sachenrecht. 


8 1. Aberblick. 

Man hat die Gewalt der Kirche nach Mt 28, 19-20 in 
den drei Ämtern: Lehr-, Prieſter⸗ und Hirtenamt, zur Dar⸗ 
ſtellung gebracht. Häufiger findet man die Kirchengewalt 
eingeteilt in eine Weihe und Leitungsgewalt 
(potestas ordinis und iurisdictionis) nach Thomas von 
Aquin in ſeiner Summa theol. 2. 2 9. 39 a. 3, welcher die 
eine potestas sacramentalis, die andere iurisdietionalis nennt. 
Die Weihegewalt iſt nach den engliſchen Lehrern jene, „welche 
durch eine Weihe (consecratio) übertragen wird und die in 
einem Geweihten dem Weſen nach bleibt, ſolange er lebt, 
wenn er auch in Häreſie oder Schisma fällt. Die Leitungs⸗ 
oder Regierungsgewalt dagegen wird durch Übertragung er— 
teilt, weshalb ſie nicht unverändert im Bevollmächtigten 
bleibt, ſo auch nicht in den Häretikern und Schismatikern.“ — 
Trotz dieſer Drei- bzw. Zweiteilung bleibt die Einheit der 
kirchlichen Gewalt dadurch gewahrt, daß die ordentlichen 
Träger dem Klerikalſtande angehören müſſen. 

Das neue Geſetzbuch der Kirche betont nicht die Drei— 
teilung der Amter; das Lehramt iſt unter das kirchliche © a- 
chenrecht (Cann. 1322 —1408) aufgenommen, ſondern 
hält ſich an die Zweiteilung. „Nach göttlicher Einſetzung be— 
ſteht die Hierarchie auf Grund der Weihe aus Biſchöfen, 
Prieſtern und (Religions-) Dienern; auf Grund der Juris⸗ 
diktion (der Regierungsgewalt) aus dem oberſten Hirtenamt 
(Pontifikat, Papſttum) und dem dieſem untergeordneten 
Epiſkopat; dazu kamen noch andere Stufen kirchlicher Ein- 
ſetzung“ Can. 108 § 3; vgl. noch Cann. 109; 118; 196; 210 u. a. 
Die Hierarchie der Weihe bezeugen bereits Papſt Cle⸗ 
mens J. (90—99) in ſeinem Briefe an die Korinther (D B.: 
Enchiridion!? n. 42), Ignatius von Antiochien (F 107, ad 
Smyrn. 8), Papſt Kornelius J. in ſeinem Briefe an 
Fabian 251 (D-B. n. 45). — Das Prinzip der Einheit wird be⸗ 
tont in Can. 118: „Nur die Kleriker können die Weihe- und 
Regierungsgewalt .. . erlangen”. 
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Die Dreiteilung der Kirchengewalt, nach dem dreifachen 
Amte, hat beſonders der bekannte Kirchenrechtslehrer Ferd. Walter 
in feinem „Lehrbuch des Kirchenrechts“ (1822; 14. Aufl. beſ. von H. Ger⸗ 
lach 1871) vertreten; ſpäter faßte er die potestas ministerii, magisterii, 
iurisdietionis in die eine potestas ordinis zuſammen; vgl. Zan ko w 
Stef.: „Die Verfaſſung der bulgariſchen orthodoxen Kirche“ (Zürich 
1918) 5 26 S. 104 A. 4. Dieſer Dreiteilung ſchloſſen ſich auch manche von 
den „orthodoxen“ Kirchenrechtslehrern an, ſo von den Griechen Johannes 
Papalouka Entaxio, von den Serben Milaſch, von den 
Ruſſen Pawlow, Sſuworow, E. Joh. Smolensky, während 
Saoſerski N. in feinem Werke „Über die heilige und regie⸗ 
rende Gewalt und die Formen der Verfaſſung der orthodoxen Kirche“ 
(ruſſiſch; Moskau 1891) die Zweiteilung des Aquinaten zugrunde legt. 
Stef. Zankow bekämpft in ſeiner „Verfaſſung“ S. 106 die Zwei⸗ 
teilung der Kirchengewalt als eine Auseinanderreißung der⸗ 
ſelben auf Grund der Tradition: „In den ſymboliſchen Büchern 
und in den Literaturen der orthodoxen Kirche bis auf die neueſte Zeit iſt 
keine Spur von einem Unterſchiede zwiſchen hierarchia ordinis und hierar- 
chia iurisdictionis zu finden. Der Grund dafür liegt in der feſten und 
ſtetigen Anſchauung und Praxis der Kirche, daß ein Kleriker nicht ordiniert 
werden dürfe, ohne zuvor (durch das Zeugnis der Kirche) für ein Kirchenamt 
beſtimmt worden zu ſein, alſo ohne die potestas ordinis mit der potestas 
iurisdictionis innerlich eng verbunden zu haben“ (S. 106 f.). Zwin⸗ 
gende Gründe hat Zankow hier nicht gebracht; im Gegenteil 
fühlt er ſelbſt, daß bei kirchlicher Amtsentſetzung, bei Verzicht, bei Suspen⸗ 
ſion, bei Abfall der Gemeinde von dem Jurisdiktionsinhaber uſw. die 
Weihegewalt bleibt, die Regierungsgewalt ganz oder teilweiſe verloren 
geht (vgl. Zankow II, 8 64, § 82). Gerade wegen der inneren Not⸗ 
wendigkeit werden eben die neueren Kirchenrechtslehrer der orthodoxen 
Kirche zur reinlichen Scheidung der Gewalten gedrängt; wie S ſu w o- 
row N.: „Lehrbuch des Kirchenrechts“ (ruſſiſch) 3. Aufl. Moskau 1908 
S. 192 und Saoſerski N. a. a. O. S. 17—47. Freilich leugnen wir 
nicht, daß die beiden Gewalten ſich gegenſeitig ergänzen und durchdringen; 
daß die Weihegewalt nicht geordnet ausgeübt werden kann ohne das 
Steuerruder der Jurisdiktion; daß aber auch die kirchliche Regierungs⸗ 
gewalt in ordentlicher Weiſe nur von Geweihten gehandhabt wird. Bevor 
wir darum dem „Sachenrecht“ unſere Aufmerkſamkeit zuwenden, müſſen 
wir die kirchliche Jurisdiktion im allgemeinen kennenlernen. 


§ 2. Die ordentliche und übertragene Gewalt. 

I. Träger. Sowohl die Weihegewalt als die Regierungs⸗ 
gewalt kann nur von Klerikern erlangt werden Can. 118. 
Die hieher gehörigen Rechte der Laien ſind zuſammen⸗ 
geſtellt im „Handbuch“ I? S. 88 f. 

II. Forum. Die Kirchengewalt (Weihegewalt Can. 948; 
Leitungsgewalt Can. 196) kann ſowohl im äußeren als 
auch iminneren Forum betätigt werden; letzteres Forum 


FA Far. ae 


Die ordentliche und übertragene Gewalt. 3 


iſt ein im Bußſakrament oder außerhalb des— 
ſelben geltendes Can. 196. 


a) Forum bedeutet zunächſt den Marktplatz; dann das dort ge⸗ 
haltene Gericht und die Gerichtsbarkeit; im weiteren Sinne 
aber die Machtbefugnis. — Man unterſcheidet forum ecclesia- 
sticum und forum saeculare (Can. 2341) als kirchliche und ſtaatliche 
Machtbefugnis, wozu noch ein forum mixtum kommt Cann. 1553 $ 2; 
1933 $ 3, welches jene Angelegenheiten umfaßt, in denen die Kirchen⸗ 
und zugleich die Staatsgewalt zuſtändig ſind, z. B. in Klagen auf Schad⸗ 
loshaltung bei Verlobungsbruch Can. 1017 § 3. — b) Man unterſcheidet 
in der Kirche ein forum externum und internum seu con- 
scientiae Can. 196. Das äußere Forum (äußerer Rechts⸗ 

bereich, forum for i) hat zum Zweck unmittelbar das Wohl der Ge— 
ſellſchaft, während das innere Forum (innerer Rechtsbereich, 
Gewiſſensbereich, forum po li) auf das Wohl des einzelnen abzielt. 
Wird die Gewalt im Bußſakramente ausgeübt, ſo nennt man ſie potestas 
fori interni sa cramentalis, ſonſt potestas fori interni e xt ra- 
sacramentalis Can. 1%. 

Eine durch ein Keuſchheitsgelübde gebundene Perſon möchte ſich 
verehelichen. Hat dieſe Perſon in einem Orden oder in einer Kongre⸗ 
gation das Gelübde abgelegt, jo iſt es ein öffentliches (Votum 
publicum) Can. 1308 $ 1. Die Kirche als Geſellſchaft iſt dabei 
intereſſiert. Die Dispenſe gehört zum äußeren Forum; die Religioſen⸗ 
kongregation iſt hierin zuſtändig Can. 251 § 3. — Hat die Perſon es für 
ſich abgelegt und wurde es der Offentlichkeit nicht bekannt, ſo iſt eine 
Dispenſe im Intereſſe des Gewiſſens dieſer Perſon; der Fall gehört 
in das innere Forum. Hat die Perſon durch den Pfarrer das Bitt⸗ 

eſuch an den Ordinarius eingereicht, ſo dispenſiert dieſer kraft eigener 

ollmacht oder erhält die Dispenſe von der Pönitenziarie (Can. 
258 § 1); beide Male in inneren Forum ohne Bußſakrament, aber 
mit Angabe erdichteter Namen. — Hat die Perſon bei Gelegenheit der 
heiligen Beichte dem Beichtvater ihr Anliegen vorgebracht und erhält 
dieſer von dem Ordinarius oder der Pönitenziarie die erbetene Vollmacht, 
oder beſitzt er ſie ſelbſt Can. 1044, ſo kann er ſie nur ausführen bei Ge⸗ 
legenheit der heiligen Beicht; wir haben hier das forum internum sacra- 
mentale. — Von einer Irregularität aus einem geheimen Ver⸗ 
brechen kann der Ordinarius bzw. der Beichtvater nur im inneren 
Forum dispenſieren Can. 990. — In gewiſſen Ehehinderniſſen kann 
bei dringender Todesgefahr der Ordinarius (Pfarrer, Prieſter des Can. 
1098) im äußeren Forum dispenſieren; find dieſelben geheime, auch 
iminneren Forum Cann. 1043—44. Außer der Todesgefahr kann der 
Ordinarius in dringenden Fällen in beiden Foren dispenſieren; die 
Pfarrer, Prieſter des Can. 1098 und Beichtväter aber nur im inneren 
Forum Can. 1045, während der Beichtvater in der Todesgefahr nur im 
inneren ſakramentalen Forum zu dispenſieren vermag Can. 1044. 


III. Einteilung. Die Regierungsgewalt in der Kirche 
iſt entweder eine ordentliche (potestas ordinaria) oder 


eine übertragene (potestas delegata); ſie iſt ordent⸗ 
1* 
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lich, wenn ſie rechtlich an ein Amt geknüpft iſt; wird ſie einer 
Perſon anvertraut, jo heißt fie übertragen, delegiert (po- 
tes tas delegata) Can. 197 $ 1. Die ordentliche Gewalt kann 
ſein eine eigene (ſelbſtändige, potestas propria) oder eine 
ſtellvertretende (potestas vicaria) ibi $ 2. Wer eine ordent⸗ 
liche Gewalt im äußeren Forum beſitzt, heißt Ord in a- 
rius; hat er ein eigenes örtliches Gebiet, jo nennt das Recht 
ihn Ordinarius 10 0 i seu loco rum. Indes hat der 
Kodex dieſe Begriffe noch genauer umſchrieben. Unter Or- 
dinarii (Ordinarien) werden im Rechte verſtanden (aus⸗ 
drückliche Ausnahmen wären möglich): der Papſt; ferner für 
ihre Gebiete der Reſidenzbiſchof; der Abt oder Prälat mit 
eigenem Gebiet (Abbas vel Praelatus nullius), deren 
Generalvikar, Adminiſtrator; der Apoſtoliſche Vikar oder Prä⸗ 
fekt; ebenſo diejenigen, welche in Ermangelung der Genann⸗ 
ten einſtweilen entweder nach Anordnung des Rechtes oder 
beſtätigter Konſtitutionen dieſen in der Regierungsge walt 
nachfolgen; endlich die höheren Obern in den exempten 
Klerikalgenoſſenſchaften Can. 198 § 1. — Alle Genannten, die 
betreffenden Ordensobern ausgenommen, heißen Orts⸗ 
ordinarien („Ordinarii loci seu locorum“) ibi $ 2. 


Erläuterung: 1) Wenn die Leitungsgewalt rechtlich an ein 
Amt geknüpft iſt, ſo heißt ſie ſtets eine ordentliche, mag ſie eine 
Jurisdiktion bloß des äußeren oder bloß des inneren Forums 
oder des doppelten Bereiches fein. Der Reſidenzbiſchof, General⸗ 
vikar; Kapitelvikar; der Abt, Provinzial, General haben Jurisdiktion 
kraft ihres Amtes im äußeren und inneren Forum. Der Pfarrer, der 
Pönitenziar einer Kathedralkirche haben ordentliche Jurisdiktion nur im 
inneren, und zwar ſakramentalen Forum Can. 873 §8 1 u. 3. Der Offizial 
dagegen hat Jurisdiktion nur im äußeren Forum Can. 1573 § 1. 

2) Soll die Jurisdiktion eine ordentliche ſein, ſo muß ſie durch das 
Recht an ein Amt geknüpft fein Can. 197 $ 1, ſei es das gemeine 
Recht, ſei es das Partikularrechteiner Diözeje, eines Ordens uſw., 
ſolcher Amter werden im Can. 198 aufgezählt. Doch iſt dieſe Aufzählung 
nicht vollſtändig und ausſchließlich, da ſie ja nur die Jurisdiktion in beiden 
Foren berückſichtigt und auch da nicht alle Stufen namhaft macht; ſo 
ſind die Metropoliten, Primaten, Patriarchen nicht genannt. Zur Be⸗ 
leuchtung des Unterſchiedes zwiſchen ordentlicher und übertragener Ge⸗ 
walt diene das Beichtvateramt. Die Vollmacht beichtzuhören iſt 
kein Amt, A. Vermeerſch⸗J. Creuſen 8. J.: Epitome I n. 225. 
Dagegen iſt die Gewalt des ordentlichen (auch des außerordentlichen) 
Beichtvaters namentlich der weiblichen Religioſen eine ordentliche. 
Wird ein Prieſter zum Kloſterfrauenbeichtvater beſtellt, ſo erhält er ein 
Am t („munus“ Can. 524 $ 1), bei dem die Erforderniſſe eines Amtes 
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(sofficium“) zutreffen Can. 145 5 1. Mit dieſem Amte ift die Jurisdiktion 
im ſakramentalen Forum verknüpft Can. 520 $1. Zwar ſind die Beichtväter 
unter den Inhabern der ordentlichen Beichtjurisdiktion nicht aufgezählt 
Can. 873 $ 1; allein fie find angedeutet in dem Ausdrucke „alii qui loco 
parochi sunt“, zumal auch die Pfarrer von der ordentlichen Beichtvater- 
Jurisdiktion als ſolche ausgeſchloſſen ſind Can. 876. 

3) Wir müſſen eine ſelbſtändige und eine ſtellvertre⸗ 
tende ordentliche Gewalt unterſcheiden Can. 197 § 2. Führt ein Geiſt⸗ 
licher das Amt in eigenem Namen als eigentlicher Inhaber, ſo beſitzt er 
„potestas ordinaria propria“, fo der Biſchof, der Pfarrer uſw. Übt er kraft 
ſeines Amtes nur eine Stellvertretung aus, jo beſitzt er zwar eine ordent- 
liche, aber nur ſtellvertretende Gewalt („potestas ordinaria vicaria“), 
ſo der General- oder Kapitelvikar; die verſchiedenen Pfarrvikare: Cann. 
471 sqd. Sicher haben der Pfarrvikar und der Pfarrverweſer (viearius 
oeconomus) ſtets ordentliche Beichtjurisdiktion; der Pfarrſtellvertreter 
und Pfarrhelfer nur dann, wenn ſie den Pfarrer vollſtändig vertreten. 
Die Hilfsprieſter dürften kaum ordentliche Beichtjurisdiktion haben, da 
fie dieſelbe nicht „loco parochi, an Stelle des Pfarrers“, ſondern neben 
dem Pfarrer haben, auch wenn ſie Expoſiti oder Kuratbenefiziaten ſind. 

4) Es erübrigt noch die Ausdrücke des Can. 198 zu erklären. Der 
Papfſt iſt nicht nur als Biſchof von Rom Ordinarius des römiſchen 
Bistums, wo ihn der Kardinalvikar vertritt, ſondern er iſt Ordinarius 
für alle Gebiete der katholiſchen Kirche und für ihre Gläubigen, Geiſtlichen 
und Hirten Can. 218 § 2. — In der Diözeſe hat der Reſidenzbiſchof 
ordentliche Gewalt; dann neben ihm ſein Generalvikar oder 
Adminiſtrator (diefer in außerordentlichen Fällen Can. 312); 
bei Erledigung des Bistums das Domkapitel Can. 431 und der 
Kapitelvikar Cann. 432 sqq. — Es gibt in der Kirche auch A b- 
teien oder Prälature n mit eigenem Gebiet (gegen 30); die Inhaber 
Abbates vel Praelati nul lius, ebenſo ihre Generalvikare, Adminiſtra⸗ 
toren und Kapitelvikare Cann. 319—29; — die Apoſtoliſchen 
Vikare und Präfekten in den Miſſionen ſind Ordinarien. Ihre 
Provikare oder Propräfekten ſind zu Lebzeiten des Apo⸗ 
ſtoliſchen Vikars oder Präfekt nicht Ordinarien, wohl aber nach deren 
Tode, wenn nicht ein „Koadjutor mit dem Rechte der Nachfolge“ vom 
Apoſtoliſchen Stuhle aufgeſtellt wurde Can. 309 sqq. — Die höheren 
Ordensobern, welche zwar „Ordinarii“, aber nicht „Ordinarii 
loci seu locorum“ ſind, werden aufgezählt in Can. 488 n. 8. 


IV. Die Möglichkeit der Bevollmächtigung Can. 199. 
Eine Jurisdiktion kann in vier Fällen delegiert werden, 
nämlich vom Inhaber 1) der ordentlichen Jurisdiktion, 
außer es iſt im Rechte ausdrücklich unterſagt; 2) einer vom 
Apoſtoliſchen Stuhl delegierten Gewalt; 3) der zu 
einer Geſamtheit von Geſchäften delegierten 
Gewalt; 4) einer delegierten Gewalt, wenn die Subdele— 
gationsgewalt eigens eingeräumt wurde Can. 199 
§§ 1—4. Eine ſubdelegierte Gewalt kann nur dann 
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jubdelegiert werden, wenn dies ausdrücklich einge⸗ 
räumt wurde ibi $ 5. 


1) Die ordentliche Jurisdiktion kann im vollen Umfange oder teil 
weiſe delegiert werden, außer das Recht beſtimmt ausdrücklich 
anders Can. 199 $ 1. So kann der Pönitenziar an Dom⸗ oder 
Kollegiatkirchen ſeine ordentliche Jurisdiktion nicht delegieren Cann. 873 
$2; 401 $1. Der Generalvikar kann feine Gewaltnichtvollſtändig 
auf einen anderen übertragen, auch nicht im Verhinderungsfalle Can. 
366 $ 3. — 2) Wurde eine Gewalt vom Apoſtoliſchen Stuhle delegiert, 
ſo kann der Delegierte dieſe Jurisdiktion ganz oder teilweiſe ſubdele⸗ 
gieren, und zwar entweder für einen Fall („ad actum“) oder für eine 
begrenzte oder unbegrenzte Mehrheit von Fällen („etiam habitualiter“), 
außer die Subdelegation wurde verboten oder es wurde die Perſon wegen 
ihres Eifers („industria personae“) gewählt. Wenn in einem Indult 
keine Beſchränkung enthalten iſt, ſo kann der Delegierte, z. B. der Orts⸗ 
ordinarius, eine andere taugliche Perſon ſubdelegieren. Indes iſt zu⸗ 
weilen jede Delegation ausgeſchloſſen, zuweilen die Delegation auf be⸗ 
ſtimmte Perſonen beſchränkt; ſo ſind die Vollmachten der Pönitentiarie 
zur habituellen Delegation auf den Canonicus Poenitentiarius 
und auf die Vicarii Foranei (Dekane), ſowie aufe inige andere Beicht- 
väter beſchränkt. — Der Ausdruck „nisi electa fuerit industrie personae“ 
muß aus den Worten des Reſkriptes erkenntlich fein, nämlich daß ge- 
rade dieſer Delegierte gewählt wurde und kein anderer, daß das 
Geſchäft in feiner Wichtigkeit gerade dieſen erfordere, vgl. cc. 3 
et 43 De officio Iudicis delegati (I 29); J. 31 D. 46, 3; Santi⸗ 
Leitner: Praelectiones* ad J 29 nn. 8. 9. — Erhielt der Ordinarius 
oder ein anderer Bevollmächtigter keine Jurisdiktion zur freien Betätigung, 


ſondern „eine bloße Dienſtleiſtung“ (nudum ministerium), fo kann er den 


eigentlichen Dispensakt keinem anderen übertragen EE, des heiligen 
Offizium vom 14. Dezember 1898 und vom 1. (2.) Juni 1904 (ME. 16, 
243.) — 3) Wenn ein Ordinarius unter dem Papſt delegiert, ſo kann der 
Delegierte nur dann ſubdelegieren, wenn dieſer a) für eine Geſamtheit 
von Geſchäften („ad universitatem negotiorum“ oder causarum); b) mit 
ausdrücklicher Vollmacht zu ſubdelegieren delegiert wurde. Wurde ein 
Kooperator zur Führung der Geſamtſeelſorge vom Pfarrer delegiert 
(3. B. während ſeiner Abweſenheit), ſo kann er ſubdelegieren; ebenſo bei 
Trauungen, wenn er vom Pfarrer für alle Eheſchließungen delegiert wurde 
Can. 1096 $ 1. — 4) Der Delegierte (Subdelegierte) kann für alle Fälle 
einen Akt, der keine Jurisdiktion bedeutet („articulum non jurisdictio- 
nalem“), ſubdelegieren; jo kann der Ordinarius bei Dispensreſkripten die 
Prüfung der Wahrheit (verificatio, die „processetti“) dem Pfarrer über⸗ 
laſſen, während er die Dispenſe in eigener Perſon ausführen muß. 


V. Auslegung der Juris diktionsgewalt. Can. 200. 
Die Kirche kennt eine weite und eine enge Aus⸗ 
legung, z. B. im Can. 19; ſo auch bei der Jurisdiktion. Iſt 
die Jurisdiktion eine ordentliche oder eine für eine 
Geſamtheit von Geſchäften übertragene, fo iſt fie weit 
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auszulegen; jede andere enge Can. 200 $ 1. Auch ob⸗ 
liegt dem, der ſeine Delegation behauptet, die Beweislaſt 
ibi § 2. Freilich mag die Jurisdiktion ordentlich ſein oder 
delegiert, ſtets ſind alle Vollmachten als gegeben zu er- 
achten, ohne welche die Jurisdiktion nicht ausgeübt werden 
kann ibi $ 1. 

Die habituellen Vollmachten z. B. der Ordinarien ſind weit 
auszulegen, da ſie zu den Privilegien (neben dem Recht) gehören 
Can. 66, Vermeerſch⸗Creuſen: Epitome Inn. 229, 715—720. — 
Ein Ordinarius erhält vom Apoſtoliſchen Stuhle die Vollmacht, eine 
Ordensſchweſter von den einfachen ewigen Gelübden zu dispenſieren unter 
folgenden Klauſeln: „dummodo ipsa libere et sponte petat, et servato 
Can. 643 5 2“. Der Ordinarius iſt hier delegatus S. Sedis, nicht für eine 
Geſamtheit von Fällen, ſondern in einem beſtimmten Falle. Die Voll⸗ 
macht iſt darum enge auszulegen; die Klauſeln müſſen eingehalten 
werden. Es muß alſo die Schweſter nochmals einvernommen werden, 
ob ſie aus einem freien Entſchluß um die Dispenſe bitte. Auch muß das 
Inſtitut aufmerkſam gemacht werden, daß die Liebesgabe („subsidium 
caritativum“) dieſer Schweſter nach Can. 643 $ 2 zu leiſten iſt. Da der 
Ordinarius die Dispenſe nicht gewähren kann, bevor das Inſtitut ſich 
nicht verpflichtet hat, die Liebesgabe zu leiſten, ſo hat der Ordinarius das 
Recht, dieſe Erklärung vom Inſtitute zu fordern, auch wenn es nicht ſeiner 
Diözeſe angehört; denn er handelt als „delegatus Sedis Apostolicae“. 
Wenn jedoch ſpäter das Inſtitut die „Liebesgabe“ nicht leiſtet, ſo muß ſich 
die entlaſſene Schweſter nicht an ihren Ordinarius, ſondern an die Vor⸗ 
geſetzten des Inſtitutes wenden. 


VI. Umfang der Regierungsgewalt Cann. 201—203. 
Die kirchliche Jurisdiktion iſt begrenzt in Rückſicht 1) auf die 
Natur der Sache; 2) auf die Perſon; 3) den Ort; 4) den Rechts⸗ 
bereich; 5) die Art der Ausübung. 

1) Der kirchlichen Jurisdiktion ſind alle Geſetze des 
göttlichen und natürlichen Rechtes entzogen, 
ſoweit dieſe nicht ihren alleinigen Urſprung vom menſch⸗ 
lichen Willen haben. S. Alfonsus: Theol. mor.: 
De matrimonio n. 1119; vgl. Cann. 1311 (Gelübde); 1320 
(Eid); 1119 (nicht vollzogene Ehe). Ebenſo ſind der Juris⸗ 
diktion des niederen kirchlichen Obern die dem höheren vor⸗ 
behaltenen Vollmachten entzogen Can. 81. 

2) Die kirchliche Jurisdiktion kann rückſichtlich der Per⸗ 
ſonen nur gegenüber Untergebenen ausgeübt werden 
Can. 201; 1 Kor 5, 12. 13. Freilich können Nichtunter⸗ 
gebene durch die Ausübung der Kirchengewalt indirekt 
getroffen werden, ſo in Fällen der Cann. 1070 (Glaubens⸗ 
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verſchiedenheit)) 1060 (Bekenntnisverſchiedenheit)); 1043 
(Dispensgewalt über Fremde); 881 $ 1 (Beichten der Frem⸗ 
den) uſw. Bezüglich der eigenen Perſon muß man un⸗ 
terſcheiden zwiſchen der eigentlichen Gerichtsbarkeit 
(„potestas iudieialis“) und der un eigentlichen oder 
freiwilligen Gerichtsbarkeit („iurisdietio voluntaria 
seu non-iudieialis“). Die eigentliche Gerichtsbarkeit kann 
nicht zum eigenen Vorteile ausgeübt werden; 
denn hier gilt „nemo iudex in propria causa“ ſowohl im 
inneren als äußeren Forum. Handelt es ſich dagegen um eine 
Jurisdiktion, welche nicht gerichtlicher, ſondern frei- 
williger Natur iſt, jo kann ſie auch zum eigenen Vorteil 
gebraucht werden. So kann die Dispenſe vom Faſten- und 
Abſtinenzgebote, welche der Ordinarius auf Grund des Can. 
1245 § 2 erteilt, er ſelbſt benützen; ebenſo kann der Pfarrer, 
wenn ein rechtmäßiger Grund vorhanden iſt, ſich ſelbſt oder die 
Bewohner des Pfarrhofes dispenſieren ibi $ 1. Der Ordens— 
oder Tertiarprieſter, welcher Ordensſchweſtern die General— 
abſolution erteilt, kann ſie auch für ſeine Perſon gewinnen 
S. C. Indulg. d. 18. Iunii 1876 (Nouvelle revue théologique 
15, 562; 23, 227). 

3) Der gleiche Unterſchied (wie unter 2) gilt auch für 
den Ort. Die freiwillige Gerichtsbarkeit kann innerhalb 
und außerhalb des Gebietes geübt werden, z. B. die Dispenſe 
von Gelübden, mögen die Untergebenen auch auswärts ſein. 
Die eigentliche Gerichtsbarkeit kann nur innerhalb des Ge— 
bietes betätigt werden außer in folgenden zwei Fällen: 
a) „Wer ordentliche Abſolutionsvollmacht hat, kann ſeine 
Untergebenen auf dem ganzen Erdkreiſe abſolvieren“ Can. 
881 § 2; z. B. der Canonicus Poenitentiarius Can. 401 $ 1; 
b) „Ein (kirchlicher) Richter kann, wenn er aus ſeinem Gebiete 
gewaltſam vertrieben oder an der Betätigung der Juris— 
diktion dort gehindert iſt, außerhalb des Gebietes ſeine Gewalt 
ausüben bis zur Fällung des Urteilsſpruches; doch muß er 
zuerſt den Ortsordinarius hievon verſtändigen“ Can. 1637. 

4) Rechtsbereich. „Ein Akt der ordentlichen oder 
delegierten Jurisdiktion, betätigt im äußeren Forum, hat 
Gültigkeit auch im inneren, nicht aber umgekehrt $ 1. Die 
für das innere Forum verliehene Gewalt kann ausgeübt 
werden auch im inneren außerſakramentalen Bereich, wenn 
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nicht der ſakramentale verlangt wird § 2. Wenn der Bereich, 

für welchen eine Gewalt gegeben wurde, nicht klar bezeichnet 

wurde, ſo gilt die Gewalt für die beiden Bereiche, außer die 

a 925 Sache verlangt offenbar etwas anderes § 3“ 
an. 202. 


Erläuterung: a) Wurde jemand z. B. im äußeren Forum 
von Häreſie abſolviert, ſo bedarf der erwählte Beichtvater keiner Vollmacht 
mehr; die Zenſur iſt auch im inneren Forum gehoben, nur die Sünde muß 
getilgt werden Can. 2314 $2. Wird die Jurisdiktionsgewalt iminneren 
Forum zur Ausführung gebracht, ſo hat ſie an ſich keine Wirkung im 
äußeren. Doch gibt es Ausnahmen. „Ein im inneren (auch nur ſakramen⸗ 
talen) Forum von Zenſuren Abſolvierter kann ſich, wenn Arger⸗ 
nis ausgeſchloſſen iſt, auch im äußeren Bereiche als abſolviert betrachten 
und benehmen;“ indes kann die Zenſur von den kirchlichen Obern im 
äußeren Forum betont werden, wenn nicht die im inneren Forum ge— 
währte Abſolution für das äußere Forum bewieſen oder wenigſtens recht— 
mäßig präſumiert wird Can. 2251. Jemand hat zu Lebzeiten ſeiner von 
ihm geſchiedenen Frau ein akatholiſches Mädchen vor dem akatholiſchen 
Religionsdiener „geheiratet“. Nach dem Tode ſeiner rechtmäßigen Frau 
wird er im inneren Forum, da ſeine Lage am Aufenthaltsorte unbekannt 
iſt, mit der Kirche ausgeſöhnt. Der Mann erfüllt fortan ſeine Pflichten 
als Katholik, beſonders auch durch katholiſche Kindererziehung. Wurde 
die Abſolution im inneren außerſakramentalen Forum er⸗ 
teilt, jo kann der Akt bewieſen werden; wurde fie nur im ſakramen⸗ 
talen Forum erteilt, ſo kann man ſeine Ausſöhnung präſumieren. — 
Die von der Pönitenziarie für das innere (nicht-ſakramentale) 
Forum gewährten Dispenſen wirken auch für den Rechtsbereich Can. 1047. 

b) Die Dispensgewalt für geheime Irregularitäten aus einem 
Verbrechen wird dem Ordinarius verliehen Can. 990 § 1; ebenſo die 
Dispensvollmacht von rein kirchen rechtlichen Hinderniſſen 
in dringenden Fällen Can. 1045 § 1. Der Ordinarius kann davon dispen⸗ 
ſieren in foro interno sacramentali et extra-sacramentali und externo; 
im letzteren Falle iſt Vorausſetzung bei Can. 990 $ 1, daß ihm der Fall 
durch Geſtändnis des Weihekandidaten oder Geweihten bekannt iſt, 
vgl. Can. 2314 § 2. Auch den Beichtvätern wird in dieſen Fällen 
eine gewiſſe Vollmacht zuerteilt Cann. 990 $ 2; 1045 $ 3. Die Beicht⸗ 
väter können nicht im äußeren Forum die Gewalt ausüben; aber fie 
können dieſelbe gebrauchen nicht nur im ſakramentalen, ſondern auch im 
außerſakramentalen Forum. Die Vollmacht iſt ja nicht auf 
den Akt der Beicht beſchränkt. Aber die Cann. 990 § 2; 1045 8 3 
u. 1044 reden ausdrücklich von „confessarius“ und „poenitens“. Gewiß, 
es muß zwiſchen Dispenſierenden und Empfänger der 
Dispenſe das Verhältnis ſein des Beichtvaters und des Pö⸗ 
nitenten, allein das kann auch nach der Beicht noch beſtehen, Cann. 
88992; 1757 § 3 n. 2; 2027 § 2 n. 1 uſw. Daß die Bezeichnung „confes- 
sarius“ nicht genügt, beweiſt Can. 1044, der für die Todes gefahr 
ausdrücklich vorſchreibt: „in actu sacramentalis confessionis tantum“; 
darum gilt, wenigſtens wahrſcheinlich, Can. 202 88 2 u. 3. 
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5) Art der Vollmachtsausübung. „Wenn 
der Delegierte in Rückſicht auf Sachen oder Perſonen die 
Grenzen feiner Vollmacht überſchreitet, jo iſt feine Tätigkeit 
bedeutungslos $ 1. Freilich iſt die Tätigkeit des Delegierten 
nicht als ein Übergriff anzuſehen, wenn er ſeine Vollmacht in 
einer vom Plane des Delegierenden abweichenden Form zur 
Ausführung bringt, es müßte denn die Form ſelbſt vom De⸗ 

legierten zur Bedingung gemacht worden ſein § 2“ Can. 203. 
g Wird vom Apoſtoliſchen Stuhle eine Vollmacht gegeben, ſo wird der 
Delegierte auch die von Rom erteilten Winke beachten. Allein wenn aus 
den Umſtänden ein anderes Vorgehen ratſam erſcheint, ſo kann der 
Delegierte auch dieſen Weg einſchlagen, außer es wäre die Weiſe des 
Vorgehens zur unerläßlichen Bedingung gemacht, was die Päpſte nicht 
zu tun pflegen, wie Alexander III. an den Erzbiſchof von Pork 
ſchreibt e. 13 De off. Iud. delegati (I 29). ö 

VII. Das Zuſammentreffen der Inhaber einer kirch⸗ 
lichen Gewalt kann ein zweifaches ſein: ein Zuſammen⸗ 
treffen ungleicher und gleicher Gewaltinhaber 
Cann. 204—206. 


A. „Wenn jemand einen höheren Vorgeſetzten aufſucht 
mit Übergehung des niederen, ſo erliſcht deswegen die frei⸗ 
willige Jurisdiktion des niederen nicht, ob ſie eine ordentliche 
oder eine delegierte war § 1. Indes ſoll ſich der niedere in 
eine zum höheren Vorgeſetzten gebrachte Angelegenheit nicht 
einmiſchen außer aus einem gewichtigen Dringlichkeitsgrund; 
und in dieſem Falle ſoll er ſofort an den Obern Anzeige er⸗ 
ſtatten § 2“ Can. 204. 

Der Kodex ſelbſt unterſcheidet von der richterlichen Gewalt 
(„iudieialis potestas“) die nicht⸗ richterliche oder freiwil⸗ 
lige Can. 201 $$ 2. 3. Nur von der „voluntaria potestas“ redet 
Can. 204. Durch die Aufſuchung des höheren Obern erliſcht die nicht⸗ 
gerichtliche Gewalt niemals; darum iſt der Akt des niederen Obern ſtets 
gültig; unerlaubt iſt er nur dann, wenn der niedere Vorgeſetzte 
weiß, daß der höhere Obere ſich der Sache angenommen hat, außer 
es wäre ein gewichtiger Dringlichkeitggrund zum Handeln gegeben. 
Erlaubt iſt dies Vorgehen des niederen Obern auch dann, wenn er 
fortfährt, eine Sache zu betreiben, welche er vor den höheren Vorge⸗ 
ſetzten in Angriff nahm. Hier gilt, was Can. 1569 § 2 von der Gerichts⸗ 
gewalt ausführt. ö 

B. Mehrere gleichgeſtellte Delegierte können die Dele⸗ 
gation entweder zu gleicher Zeit bekommen haben oder 
nacheinander Cann. 205—206. Im erſteren Falle 
muß wieder unterſchieden werden zwiſchen einer Geſamt⸗ 
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bevollmächtigung (,„ſolidariſche Bevollmächtigung, 
delegatio in solidum“) und einer Kollegialbevoll⸗ 
mächtigung („delegatio collegialiter facta“) Can. 205 
§ 1. Eine Geſamtbevollmächtigung liegt vor, 
wenn jeder der Delegierten das Geſchäft ſo vollziehen kann, 
als ob er der einzige Delegierte wäre; bei der Koll e⸗ 
gialbevollmächtigung muß das Kollegium als 
ſolches vorgehen. In Gerichts ſach en ſteht die Recht s⸗ 
annahme für Kollegialbevollmächtigung, ſonſt für ſoli— 
dariſche Can. 205 § 1. Dieſe Grundlagen vorausgeſetzt, er⸗ 
geben ſich folgende Regeln: 1) Bei der Gejamtbevollmächti- 
gung it das Zu vorkommen („praeventio“; vgl. Can. 
1568) ſtatthaft. 2) Hat ein Delegierter ſich der Sache ange- 


nommen, ſo iſt die Gewalt der anderen ausgeſchloſſen, außer 


der erſte kann oder will nicht mehr Can. 205 § 2. 3) Bei 
Kollegialbevollmächtigung müſſen alle gemeinſam vorgehen; 
ſonſt ſind die Verhandlungen ungültig, wenn nicht der Auf⸗ 
trag anders beſtimmt ibi $ 3. 4) Bei nacheinanderfolgender 
Bevollmächtigung hat der erſte die Vollmacht, wenn ihm nicht 
in dem Reſkript des zweiten Abbruch getan wurde Can. 206. — 
Zuweilen kommt die Geſamt⸗ und Kollegialdelegation ge⸗ 
miſcht vor. So werden bei den apoſtoliſchen Selig⸗ und 
Heiligſprechungsprozeſſen wenigſtens fünf Richter beſtimmt 
Can. 2088 $ 1; indes genügt es, daß entweder der Präſident 
mit zwei Richtern oder wenigſtens andere drei Richter in 
ſeiner Abweſenheit den Sitzungen anwohnen Can. 2094. 


VIII. Das Erlöſchen der Vollmacht Cann. 207; 
208. Wir ſprechen zunächſt von der delegierten, dann 
don der ordentlichen Vollmacht. 


A. Die delegierte Vollmacht erliſcht nach Can. 207 
in folgenden Fällen: 1) mit der Ausführung des Auftrages; 
2) mit Ablauf der Zeit, für die Delegation gegeben wurde; 
3) mit Erſchöpfung der Zahl von Fällen, welche die Vollmacht 
nannte; 4) mit Aufhören des Endzweckes der Delegation; 5) mit 
der direkten Mitteilung des Widerrufs an den Delegierten; 
6) mit der Annahme des Verzichtes des Delegierten durch den 
Vollmachtgeber; 7) mit dem Erlöſchen der Gewalt des Dele⸗ 
gierenden nur dann, wenn die Klauſeln es ſo beſtimmen oder 
wenn die Vollmacht eine Gnadengewährung für be⸗ 
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ſtimmte Perſonen enthielt, deren Ausführung noch nicht be- 
gonnen war Can. 61. f 
Iſt der Auftrag des Delegierten zur Ausführung gebracht, 
ſo erliſcht die Delegation; doch darf eine fehlerhafte Ausführung 
durch eine neue gut gemacht werden Can. 59 $ 1. — Die Vollmachten 
(facultates) der Römiſchen Kongregationen wurden (werden) häufig 
auf beſtimmte Jahre erteilt (2, 3, 5, 10 Jahre), zuweilen auf eine beſtimmte 
Zahl von Fällen, z. B. 100. Iſt die Zeit verſtrichen und die Zahl erſchöpft, 
ſo erliſcht die Vollmacht, doch iſt für das innere Forum durch das 
Recht (früher durch Klauſeln) eine eigene Fürſorge getroffen worden: 
„Wurde eine Vollmacht für das innere Forum gewährt ſoiſtein Akt, 
aus Unachtſamkeit geſetzt nach Ablauf der Friſt 
oder nach Erſchöpfung der nach Zahlen benannten 
Fälle, gültig“ Can. 207 § 2. — Der Endzweck der Bevoll⸗ 
mächtigung kann leicht gegenſtandslos werden: durch den Tod des de- 
legandus; bei Ehedispenſen auch durch Aufgabe der Verheiratung der 
fraglichen Brautleute; durch Eintritt eines neuen Rechtes, z. B. im Falle 
des Can. 640 f 1 n. 1. i 
Wenn von mehreren kollegialiter Delegierten der eine 
verſagt, ſo erliſcht auch die Delegation der übrigen, wenn nicht 
das Gegenteil ſich aus dem Wortlaute der Delegation ergibt 
Can. 207 83. Wenn in den Fällen des Can. 1576 § 1 n. 1 einer 
von den drei Richtern behindert iſt, ſo können auch die beiden 
anderen die Verhandlungen nicht fortführen. 


B. Die ordentliche Vollmacht erliſcht nicht mit 
Aufhören des Rechtes deſſen, welcher das Amt, dem die Voll— 
macht anhaftet, verliehen hat Cann. 208; 183 $ 2. Indes 
gibt es Ausnahmen: a) wenn das Recht es ſo beſtimmt, 
3. B. beim Generalvikar Can. 371; b) wenn die Verleihung 
Klauſeln enthält, wie ad beneplacitum nostrum Can. 183 8 2. 
— Gie erliſcht mit dem Verluſte des Amtes (Can. 203) durch 
Verzicht, Entziehung, Entfernung, Verſetzung, Ablauf der 
feſtgeſetzten Zeit Can. 183 § 1; ſie ſchweigt, wenn rechtmäßige 
Berufung eingelegt iſt, außer die Berufung gilt nur für die 
Übertragung („in devolutivo“). Auch iind die Akte eines 
Exkommunizierten oder Suspendierten p. s. in der Regel 
ungültig Cann. 2264; 2284; 1095 § 1 n. 1. N 

IX. Ergänzung der Jurisdiktion durch die Kirche 
Can. 209 — „Supplet Ecclesia“. „Bei allge⸗ 
meinem Irrtum oder im Falle eines ſachlichen und be- 
gründeten Rechts- oder Tatſachenzweifels ergänzt die Kirche 
die Jurisdiktion ſowohl für das äußere als auch das innere 
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Forum“ Can. 209. Dieſer Kanon iſt ein Rechtſatz größter 
Tragweite; darum erfordert er auch genaueſte Erklärung. 


1) „Iurisdietionem supplet Ecelesia, die Kirche ergänzt 
die Jurisdiktion“, ſoweit die Kirche eben die Jurisdiktion er- 
gänzen kann. Handelt es ſich alſo um ein göttliches Recht, 
ſo kann die Kirche die Jurisdiktion nicht ergänzen. Wird ein 
Diakon oder ſonſtiger Nichtprieſter ganz allgemein für einen 
Prieſter gehalten, ſo kann die Kirche ſeine Jurisdiktion für 
die Abſolution von Sünden nicht ergänzen, da kraft göttlichen 
Rechtes zum Sündennachlaß die Prieſterweihe gehört Can. 871. 
Dagegen wäre die Ehe gültig, welche vor zwei Zeugen und 
einem Diakon (Kleriker, auch Laien) eingegangen würde, den 
man ganz allgemein für den Pfarrer hält. Die Aſſiſtenz— 
befugnis des Pfarrers ruht ja auf dem Kirchenrecht. 

2) Dieſe Ergänzung gilt „pro foro tum externo tum 
interno“. Zum äußeren Forum gehören alle Amter- und 
Pfründeverleihungen; die Geſetzgebungs-, Nichter- und 
Strafgewalt zum Beſten der Geſellſchaft; die Verleihung von 
öffentlichen Dispenſen und Privilegien. — Zum inneren 
Forum gehören die „Abſolutionen, Dispenſationen, Umwand— 
lungen, Sanierungen, Erlaſſe“ (Can. 258 § 1) zum Beſten 
des Gewiſſens. 

3) Die Kirche ergänzt die Jurisdiktion für das äußere 
und innere Forum zunächſt „bei allgemeinem Irrtum, in 
errore communi“. Dieſe Maßnahme iſt uralt; ſchon 
Ulpianus (170—228 n. Chr.) löſt die Frage, was es mit 
den Edikten und Rechtsakten eines Sklaven (Barbarius Philip⸗ 
pus) für eine Bewandtnis hat, der ſich zur Würde eines Prä- 
tors emporzuſchwindeln wußte, während man ihn allgemein 
für einen Freien hielt, in vernünftiger Weiſe dahin, daß ſeine 
Erlaſſe und Entſcheide nicht verworfen werden, und zwar 
wegen des Wohles derer, die bei ihm Recht ſuchten. In der 
Macht des römiſchen Volkes und (ſpäter um ſo mehr) der 
Kaiſer ſei es gelegen geweſen, ihm die Freiheit zuzuerkennen 
J. 3 D. De off. praetorum (1, 14). Dieſen Grundſatz finden 
wir in C. 1 C. 3 g. 7 als dietum Gratiani, und jo ging er über 
in das Kirchenrecht, freilich verlangten viele Kanoniſten neben 
dem allgemeinen Irrtum noch wenigſtens einen Schein⸗ 
titel (titulus coloratus) und die Praxis der Kirche ſchloß 
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fi) dieſem Verlangen an; vgl. Thesaurus: De poenis 
ecel. ad v. „absolutio“ c. 2 $ „Limita“; S. C. Concilii in 
Pata vin a d. 11. Dec. 1683 (Institut io 84. Bene- 
dieti XIV. in fine); Pius VI. in Instructione ad Episcopos 
Galliae d. 26. Sept. 1791 (Santi-Leitner: Prae- 
lectiones IV 3 n. 90). Petrus Gaſpar ri trat ſchon früher 
für das Genügen des allgemeinen Irrtums ohne Schein⸗ 
titel ein (Tractatus de matrimonio II n. 913), weshalb es nicht 
wundernimmt, daß im Kodex der! „error communis“ ohne 
weiteres als genügend erſcheint. Dieſer „Error communis“ 
iſt vorhanden, wenn alle entweder ſchlechthin oder mit weni⸗ 
gen Ausnahmen (Santi Leitner II 1 n. 14; Can. 2197 nn. 4 
et 1) fälſchlich annehmen, die Jurisdiktion ſei gegeben; 
die einfache Unkenntnis genügt nicht Cann. 16 $ 2; 104; 
2202 8 3. 


4) Die Jurisdiktion wird in der Kirche auch ergänzt 
„in dubio positivo et probabili sive iuris sive facti“ Can. 209, 
alſo im Falle eines Zweifels, mag dieſer ſich auf das Recht 
oder die Tatſache beziehen, wenn ein vernünftiger Grund 
für die Jurisdiktion ſpricht; vgl. Cann. 15 (zweifelhafte Ge⸗ 
lebe); 84 § 2 (zweifelhafter Dispensgrund) Lehmkuhl: 
Theol. mor. 12 In. 119. Wird das göttliche Recht berührt, fo 
iſt es Sache der oberſten Gewalt in der Kirche, über auf⸗ 
tauchende Zweifel zu entſcheiden; hieher gehört Can. 1038 
(„authentice declarare“). 

Zuweilen hat der Kodex tatſächlich Entſcheid ungen ge- 
troffen über die Ausdehnung des göttlichen Rechtes, ſo im Can. 1060 
(Verbot der Miſchehen bei Glaubensgefährdung), im Can. 1068 $ 1 
(Impotenz); zuweilen finden ſich dort für zweifelhafte Fälle nur prak⸗ 
tiſche Anweiſungen, wie im Can. 1068 $ 2 (zweifelhafte Impotenz) 
oder im Can. 1076 $ 3 (zweifelhafte Blutsverwandtſchaft), die indes 
Fingerzeige geben zur Beurteilung des Rechts; vgl. Can. 1043—45. — 
Handelt es ſich um dos reine Kirchenrecht, jo ergänzt die Kirche die 

urisdiktion in zwei Fällen: bei allgemeinem Irrtum und bei begründetem 

weifel. In der Pfarrei & wird der Prieſter Neſtorius in den Beſitz der 

farrpfründe eingeführt durch den biſchöflichen Bevollmächtigten in 
Gegenwart des Pfarrvolkes Cann. 1443—44; 461. Doch iſt die Pfarr⸗ 
verleihung ungültig wegen geheimer Simonie Cann. 729; 1446. Seine 
Abſolutionen und ſeine Trauungen ſind gültig, da allgemeiner Irrtum 
vorliegt; jie ſind auch erlaubt, wenn er die Nichtigkeit der Verleihung 
nicht kennt oder wenn ein ſchwerwiegender Grund ihn zum Handeln 
drängt. — Kennt ein Beichtkind die Nichtigkeit der Verleihung, 
ſo kann es nur dann abſolviert werden, wenn ſein Seelenzuſtand gut iſt, 


en 
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wie bei Kenntnis des Can. 209 oder bei Notwendigkeit der Beicht; vgl. 
Can. 2254. Manche halten die Abſolutionen eines die Nichtigkeit kennen⸗ 
den Beichtkindes trotz des ſonſtigen allgemeinen Irrtums für ungültig, 
Instr. Eystette n.“ n. 240; Ferreres J. B.: Theol. mor. II n. 
65¹, Don mit Unrecht Can. 209, wenn die Dispoſition nicht fehlt. Papſt 
Pius K. ſ. A. hatte durch Ap. Handſchreiben v. 19. Dez. 1913 allen 
Prieſtern, welche den bayer. Pilgerzug (1914) nach Rom begleiteten, 
folgende Vollmacht gegeben: „audiendi peregrinorum confessi- 
ones . .. ubique locorum a prima die usque ad peregrinantium reditum 
et absolvendi facultatem facimus.“ In einem Orte Mittelitaliens 
legt ein Italiener bei einem der Pilgerpriefter eine Generalbeicht ab 
und wird von dieſem Prieſter abſolviert. Die aufſteigenden Bedenken 
werden durch des Papſtes Wort „Asquiescas!“ beſeitigt. Trotz dieſes 
Ausſpruches war die Abſolution ungültig. Der Italiener war kein Pilger; 
der Prieſter beſaß für ihn keine Vollmacht. Ein privater Irrtum war da 
vielleicht auch eine Unkenntnis des Volkes, aber ein „allgemeiner Irrtum“ 
war nicht gegeben. — Bei einem Rechts- oder Tatſachenzweifel, der ſich 
auf einen guten Grund ſtützt, ergänzt die Kirche die Jurisdiktion. Der 
Pfarrer beſitzt eine gewiſſe Dispensgewalt in Ehehinderniſſen (Cann. 
1044—45) und in den Kirchengeboten (Can. 1245). Er kann fie delegieren, 
falls fie ordentliche Gewalt iſt Can. 199 $ 1, wofür Can. 197 8 1 ſpricht; 
vgl. Vermeerſch⸗Creuſen: Epitome I n. 407. Sollte fie aber auch nur 


zweifelhaft fein (Salzburger Kirchenzeitung Nr. 8, Dr. H. Müller OSB), 


ſo tritt die Ergänzung auf Grund des Can. 209 ein. — Der o. Beichtvater 
eines Schweſternhauſes führt einen Pilgerzug in eine andere Diözefe. 
Dort bitten ihn zwei der Schweſtern, die den Zug begleiten, um die 
hl. Beicht, welche er ihnen mit Abſolution gewährt, obſchon der Orts- 
ordinarius ihn nicht bevollmächtigt hatte. Die Beicht iſt gültig und bei 
Vorhandenſein eines rechtmäßigen Grundes auch erlaubt auf Grund der 
Cann. 520—527; 876; 881 $ 2; 209. 

X. Übertragung der Weihegewalt Can. 210. „Die 
Weihegewalt, welche ein rechtmäßiger kirchlicher Oberer ent- 
weder mit einem Amte verknüpft oder einer Perſon anver⸗ 
traut hat, kann anderen nicht übertragen werden, wenn das 
nicht im Rechte oder auch im Indult ausdrücklich einge⸗ 
räumt iſt.“ 5 

Nach dem Kodex iſt eine begrenzte Weihegewalt mit gewiſſen Amtern 
in der Kirche verknüpft, fo die Firmungsgewalt gemäß Can. 782 8 3; 
ſo die Gewalt, die Tonſur und Niederen Weihen zu erteilen gemäß Cann. 
957 8 2; 964 n. 1; 294 8 2; 323 § 2. Doch von dieſer iſt hier nicht die 
Rede, ſondern nur von jener Weihegewalt, die ein kirchlicher Oberer 
erteilt. Die von der 8. C. de Pr. F. gewährten Formularien enthalten 
hieher gehörige Vollmachten, z. B. Formulae II et III nn. 3. 2 (Firmung). 
Die Apoſtoliſchen Nunzien uſw. können einem Prieſter, die „facultas 
consecrandi calices, patenas, altarium lapides“ n. 44 gewähren. Die 
Bevollmächtigung eines anderen ohne ausdrückliche Gewährung iſt 
unſtatthaft. — Ein Diakon, der vom Ordinarius oder Pfarrer aus einem 
rechtmäßigen Grunde zur Spendung der feierlichen Taufe delegiert 
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wurde Can. 741, kann einen anderen Diakon ſubdelegieren, wenn er 
dieſe Vollmacht ausdrücklich bekam Can. 210, aber u. E. auch dann, wenn 
er ad universitatem negotiorum, hier zur Geſamtheit der Taufen, dele⸗ 
giert wurde; denn die Weihegewalt zu taufen erhält der Diakon in der 
Diakonatsweihe Can. 741, das Ausübungsrecht dieſer Weihegewalt er⸗ 
langt er durch die Erlaubnis des Ortsordinarius oder Pfarrers, alſo 
durch einen Jurisdiktionsakt, für welchen Can. 199 gilt. er 


XI. Strafen. Der dem Apoſtoliſchen Stuhle beſonders 
vorbehaltenen Exkommunikation J. s. verfallen diejenigen, 
„welche die Ausübung der kirchlichen Jurisdiktion des inneren 
oder äußeren Forum direkt oder indirekt verhindern, indem 
ſie zu dieſem Zwecke den Rekurs an irgend eine Laikalge⸗ 
walt ergreifen“ Can. 2334 n. 2. Kleriker ſind außerdem mit 
Suspenſion oder Entziehung von Pfründen, Amtern, Würden, 
Zahlungen oder Stellungen; Religioſen mit Beraubung des 
aktiven und paſſiven Wahlrechts und mit Strafen nach Maß⸗ 
gabe der Konſtitutionen zu belegen Can. 2336 § 1. Nicht 
jede Verhinderung der kirchlichen Jurisdiktion iſt mit Die- 
ſen Strafen belegt, ſondern nur die Verhinderung, welche 
geſchieht durch den Rekurs an die Staatsgewalt 
„ad hoc recurrentes ad quamlibet laicalem potestatem“, 
mag dieſer Rekurs beim oberſten Inhaber der Staatsgewalt, 
bei den Gerichten oder den Verwaltungsbehörden geſchehen; 
man nennt dieſen Rekurs „appellatio tamquam ab abusu, 
appel comme d' abus, recursus ad principem“; Eichmann 
Eduard: „Das Strafrecht des CIC.“ (1920) S. 153. 

In Bayern beſtand der „landesherrliche Rekurs“ ſeit der Ver⸗ 
faſſung 1818 RE. 58 52 ff.; in Baden und Württemberg ſeit 1830; 
in Oſterreich, Preußen, Heſſen und Sach ſen ſeit der Kultur- 
kampfzeit. Nunmehr gilt Art. 137 III der Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs: „Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Ange⸗ 


legenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Geſetzes“. 


Sakramente. 


§ 3. Don den Sakramenten im allgemeinen. 

Die Sakramente, welche Chriſtus feiner Kirche zur Volk 
ziehung, Bewachung und Verwaltung übertrug, werden vor⸗ 
züglich in der Dogmatik behandelt. Allein die Sakramente 
üben als äußere Zeichen auch auf das Geſellſchaftsleben der 
Kirche einen großen Einfluß aus; darum hat ſich von jeher 
auch das Kirchenrecht damit beſchäftigt; vgl. Deeretum 
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Gratiani pars III.; von den Dekretalen Gregors IX. ſeien 
hervorgehoben I 11—13; 15—21; III 29; 33; 40—44; IV; 
V3; 7-9; 27-30; Rituale Romanum, tit. I-VIII; vgl. 
Braun Joſeph 8. J.: Sakramente und Sakramentalien 
(1922). So hat denn auch das neue Geſetzbuch der Kirche 
dem Sakramentenrechte einen weiten Platz eingeräumt von 
Can. 731—1143, abgeſehen von anderen gelegentlichen Be⸗ 
handlungen. „Größte Achtſamkeit und Ehrfurcht muß bei 
der zeit⸗ und ſachgemäßen Verwaltung und dem Empfange 
der Sakramente angewendet werden; denn alle Sakramente 
des neuen Geſetzes, von Chriſtus unſerm Herrn eingeſetzt, 
ſind ganz vorzügliche Mittel der Heiligung und Rettung“ 
Can. 731. Dieſe „Achtſamkeit und Ehrfurcht“ muß ſich Fund- 
tun bei der Erwägung, wem, wie oft, in welcher 
Form ſie zu ſpenden ſind; ſie muß ſich erſtrecken auf die 
natürlichen Dinge, welche den Sakramenten zu⸗ 
grunde liegen, endlich auf die Uneigennützigkeit, 
welche den Spender auszeichnen muß. 

I. Empfänger der Sakramente Cann. 731 $2; 948; 682; 
87. Bezüglich des Empfanges der Taufe gelten eigene 
Grundſätze Cann. 745 sqq. Von dem Empfang der übrigen 
Sakramente können ausſchließen: a) trennende Hinderniſſe, 
wie von der Letzten Olung der Stand der Geſundheit; von 
der Ehe der Ordens- und Weiheſtand und die übrigen tren- 
nenden Hinderniſſe; b) kirchliche Zenſuren; e) der Mangel der 
Kirchengemeinſchaft Can. 87; nur letzterer Punkt iſt hier zu 
würdigen. „Es iſt verboten, die Sakramente der Kirche den 
Häretikern oder Schismatikern zu ſpenden, auch wenn ſie im 
guten Glauben irren und darum bitten, wenn ſie nicht vorher 
ihre Irrtümer ablegend mit der Kirche ausgeſöhnt wurden“ 
Can. 731 $ 2. 

Wie die Abſchwörung der Irrtümer und die Ausſöh⸗ 
nung mit der Kirche vor ſich gehen, wurde bereits dargelegt 
(Handbuch“ I S. 84 f.). — Hat dieſe Aussöhnung nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ſo kann man Irrgläubigen und Schismatikern die 
Sakramente der Kirche nicht ſpenden, auch wenn ſie guten 
Glaubens ſind und ſelbſt um die Sakramente bitten. Der 
Grund liegt klar zutage: Wer der Gemeinſchaft der 
Kirche nicht angehört, hat auch kein Recht auf die geiſtlichen 
Güter dieſer Gemeinſchaft. Auch wäre ein Argernis 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 2 
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der Gläubigen nicht zu vermeiden, welche ſich ſagen müßten: 
Was nützt die Mitgliedſchaft der Kirche, wenn man auch ohne 
dieſelbe der geiſtlichen Güter teilhaft wird. 


Neben der heiligen Taufe müſſen wir hier auch das Eheſakra⸗ 
ment ausſcheiden; denn wir wiſſen, daß das Eheſakrament auch außer⸗ 
halb der Gemeinſchaft der katholiſchen Kirche geſpendet und empfangen 
werden kann Can. 1012. Unter welchen Umſtänden Katholiken dieſes 
Sakrament getauften Andersgläubigen ſpenden und katholiſche Prieſter 
(und Laien) vermitteln können, wird im Eherecht gezeigt Cann. 1060—64. 
— Von den fünf übrigen Sakramenten kommt hier hauptſächlich Buße 
und Letzte Olung in Frage. Handelt es ſich um das äußere 
Forum, fo gilt das Verbot des Can. 731 § 2 in vollem Umfang. Kommt 
jedoch das Gewiſſensforum allein in Betracht, ſo kann man 
gutgläubigen Schismatikern und Häretikern im äußerſten Notfalle und 
mit Ausſchluß jeden Argerniſſes die heilige Abſolution ſpenden, wenn 
ſie ihrerſeits das Weſensnotwendige leiſten, denn man kann ſie im Ge⸗ 
wiſſensforum mit der Kirche als ausgeſöhnt betrachten; vgl. Pius IX. 
in der Allofution „Singulari quadam“ vom 9. Dezember 1854 (ME. X 1, 
254). Darum erlaubte das heilige Offizium am 20. (22.) Juli 1894 ad I 
die Abſolvierung einer ſchismatiſchen Perſon in der Todesnot mit Be⸗ 
ſeitigung des Argerniſſes (ME. X 2, pag. 146). Außerlich im Wider⸗ 
ſpruch, innerlich aber in Übereinſtimmung hiemit entſchied das heilige 
Offizium am 17. Mai 1916 ad I: „Requiri, ut meliori quo fieri potest 
modo, (schismatici) errores reiiciant et professionem fidei faciant“. 
Eine gewiſſe Verwerfung der Irrtümer und ein gewiſſes Glaubens⸗ 
bekenntnis zur katholiſchen Kirche iſt notwendig. Aber es genügt eine 
allgemeine Form (modus implicitus), wie ſie eben in dieſen Um⸗ 
ſtänden erreichbar iſt, und eine große Klugheit, damit nicht der unwiſſent⸗ 
lich Irrende in einen formellen Schismatiker oder Häretiker verwandelt 
werde. Ausgehend von den drei göttlichen Tugenden kann man den 
Andersgläubigen fragen: Willſt du alle deine Sünden herzlich bereuen, 
namentlich die Sünden gegen Glaube, Hoffnung und Liebe? Willſt 
du alles befolgen, was Gott zu deinem Heile verordnet hat; auch alle 
Heilsmittel empfangen, wie ſie der Erlöſer eingeſetzt hat? Eine auf⸗ 
richtige Bejahung dieſer Fragen dürfte genügen; vgl. Elbel⸗Bier⸗ 
baum O. S. F.: „Theol. mor.“ pars II. conf. I nn. 34—36; pars IX 
conf. 8 nn. 213—14; Göpfert: Moraltheologie III“ n. 187; Arndt 
Aug. 8. J. in LOS 1916 (69.) S. 836. — Wenn jedoch in der Todesnot 
Schismatiker der Beſinnung entbehren, ſo kann ihnen 
die Abſolution und die Letzte Olung bedingungsweiſe geſpendet 
werden unter der doppelten Vorausſetzung, a) daß aus den Umſtänden 
die allgemeine Verwerfung der Irrtümer erſchließbar iſt; b) daß das 
Argernis wirkſam beſeitigt wird durch die Erklärung an die Umſtehenden, 
„die Kirche nehme an, ſie (die Schismatiker) ſeien im letzten Augen⸗ 
blick zur Einheit zurückgekehrt“ 8. Off. d. 17. Maii 1916 ad II (Linzer 
Q. Schr. 1916 S. 693). Faſſen wir das Ausgeführte kurz zuſammen, 
ſo ergeben ſich folgende Regeln: 1) Ein bewußtloſer gutgläubiger Schis⸗ 
matiker kann bedingungsweiſe abſolviert und mit der heiligen Olung 
geſtärkt werden, und zwar a) ohne weiteres, wenn Prieſter und Schis⸗ 
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matiker allein find; b) mit Aufklärung an die Umſtehenden („adstantes“), 
wenn ſolche vorhanden ſind. — 2) Einem gutgläubigen Schismatiker, 
welcher feiner bewußt iſt, kann gerade ſo geholfen werden, wenn 
eine wenigſtens allgemeine Ablegung der Irrtümer vorausging („im- 
plieite saltem“). — 3) Für Häretiker gelten die gleichen Regeln, 
jedoch ohne die Letzte Olung. 

„Wenn ein Religionsdiener (minister) es wagt, Sakra⸗ 
mente jenen zu ſpenden, welchen der Empfang nach göttlichem 
oder kirchlichem Rechte verboten iſt, ſo werde er von der Spen⸗ 
dung der Sakramente ſuspendiert f. s., ſolange das Ermeſſen 
des Ordinarius dies für gut findet, auch werde er entſprechend 
der Schuld mit noch anderen Strafen bedacht k. s.“, abgeſehen 
von den beſonderen Strafen für beſtimmte Fälle Can. 2364. 


II. Wiederholung Can. 732. „Die Sakramente der 
Taufe, Firmung und Weihe, welche einen Charakter ein⸗ 
drücken, können nicht wiederholt werden“ Can. 732 § 1. Wir 
haben hier die Unwiederholbarkeit ſchlechthin (abso- 
lute); doch gibt es andere Sakramente, die unter Um- 
ſtänden (relative) nicht wiederholt werden dürfen, ſo die 

Euchariſtie Cann. 857; 858 $ 1; 2321; die Letzte Olung Can. 
940 § 2 (neue Todesgefahr) und die Ehe Cann. 1118 sqq. 
(Tod; feierliche Profeß; päpſtliche Vollmacht). Schon der 
Wortlaut deutet an, daß über die Gültigkeit des Empfanges 
dieſer Sakramente kein vernünftiger Zweifel obwalten darf. 
— Von den Strafen des früheren Rechts (z. B. V 9) find nur 
Strafen k. s. geblieben im Can. 2321 (öfteres unerlaubtes 
Meſſeleſen an demſelben Tag) und Can. 2364 (Spendung 
an Unwürdige nach göttlichem Rechte). 


„Wenn ein vernünftiger Zweifel beſteht, ob Sakra⸗ 
mente wirklich oder gültig geſpendet wurden, ſo ſind ſie be⸗ 
dingungsweiſe wieder zu ſpenden.“ Can. 732 $ 2. — Dieſer 
Satz gilt zunächſt von den drei Charakterſakramenten, allein 
derſelbe kann auch von den übrigen Geltung haben; denn die 
gleichen Zweifel können auch hier auftauchen, außer bei der 
Kommunion, bei welcher der Zweifel hauptſächlich die Voll⸗ 
ziehung des Sakramentes betrifft. Vor allem kann ein 
vernünftiger Zweifel auftauchen, ob das Sakrament über- 
haupt empfangen wurde („num revera collata fuerint 
sacramenta“). Freilich darf man bezüglich der Taufe die 
Präſumption des Papſtes Innozenz III. in e. 3 De 
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presbytero non baptizato (III 43) teilen, daß ein von chriſt⸗ 
lichen (lege: hisce diebus katholiſchen) Eltern Geborner, welcher 
zeitlebens unter Chriſten als guter Chriſt (kideliter) weilte, 
als getauft anzuſehen iſt. Dieſe Präſumpt ion gilt 
aber nicht von Kindern getaufter Akatholiken, aus Miſch⸗ 
ehen und herumziehender Eltern.“) — Doch meiſtens tauchen 
Zweifel auf, ob die geſpendeten Sakramente gültig empfangen 
wurden. Der Kodex ſelbſt enthält verſchiedene Möglichkeiten 
des Zweifels, welche meiſt den Empfänger betreffen; vgl. 
Cann. 746 $$ 3—5; 747-49; 752 § 3; 941. Sit das zweifel⸗ 
haft empfangene Sakrament zur Erreichung eines beſtimmten 
Zieles (des ewigen Heiles oder des Sakramentes der Weihe) 
notwendig, ſo muß es unter Bedingung wiederholt werden; 
ſonſt aber kann dies geſchehen zum Nutzen des Empfängers; 
darum ſagt Can. 732 $ 2 „sub conditione iterum con fe- 
ran tur“. 

„Ubi agitur de baptismo vel de ordinatione, Ii eit a, quam vi“ 
non praescripta, erit iteratio, si aliqua apparens ratio vel doc- 
torum auctoritas animum sollieitet, quamvis dubium nulla ratione - 
intrinseca aut idonea auctoritate fuleiatur. Cf. Lugo, Resp. mor. I. I. 
d. 33 n. 3“, dieſe Worte des angeſehenen Kanoniſten Vermeerſch (Epi- 
tome II n. 19) ſtehen in Widerſpruch mit dem klaren Texte des Koder 
und des Rit. Rom. tit. II n. 9: „Hac conditionali forma non passim 
aut leviter uti licet, sed prud enter; et ubi, re diligenter pervesti- 
gata, probabilis subest dubitatio, infantem non esse baptiza- 
tum“. Man beachte die Ausdrücke, gerade bei der Taufe: „prudens 
und probabilis“ gegenüber dem verhängnisvollen „apparens“! 

Man beachte, daß im Kodex mit keinem Worte der Sa⸗ 
kramentsſpendung jeitens Andersgläubiger Er⸗ 
wähnung geſchieht. Das Prinzip von der bedingten Wieder⸗ 
holung der Taufe und der übrigen Sakramente gilt in ganz 
gleicher Weiſe wie von den Katholiken, ſo von den Schisma⸗ 
tikern und Häretikern. Dieſe ruhige Objektivität des neuen 
Geſetzbuches der Kirche hat auch den proteſtantiſchen Gelehr⸗ 
ten U. Stutz ungemein wohltuend berührt, wie er ſelbſt 
bezeugt in ſeinem „Geiſt des Codex juris canonici“ (1918) 
N. II 

Immerhin iſt die prinzipiell gleiche Behandlung der Sakrament⸗ 
ſpendung bei Katholiken und Akatholiken Erbgut der Kirche. „Nihil 


DDieſer Satz wird durch die Praxis beſonders der Großſtädte be- 
ſtätigt; vgl. den Fall, welchen Karl Kraſa in der LQuschr. 1903, 
S. 405 berichtet unter dem Titel „Ein Jude, der gebeichtet hat“. 
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innovetur nisi quod traditum est“, dieſer Grundſatz des heiligen 
Papſtes Stephan I. (254—57) klingt harmoniſch durch die Jahr- 
hunderte. Als der Herausgeber der „Casus conscientiae“ von J. P. 
Gury (editio Melitens is 1878 pag. 393) die Löſung eines prak⸗ 
tiſchen Falles mit den Worten endete: „Quia notum est, haereticos 
errare saepius in baptismo conferendo; ergo prudenter haeretici ad 
veram fidem conversi communiter rebaptizari debent“, ſo ent- 
ſchied das heilige Offizium am 20. November 1878 dagegen und befahl 
die Verbeſſerung des Buches in dem Sinne, daß jeder Fall einer Hä— 
retikertaufe unterſucht werden muß, wie die Kirche das immer gelehrt 
hat (Santi⸗Leitner: Praelectiones“ III 42 n. 6 pag. 440). Doch 
muß natürlich die katholiſche Kirche vorſichtig fein gegenüber jenen pro- 
teſtantiſchen Religionsdienern, welche den Glauben an die Dreifaltig- 
keit und den ſakramentalen Charakter der Taufe über Bord geworfen 
haben. Wenn ſchon der Bremer Senat die Taufen, welche Paſtor 
Mauritz mit willkürlich veränderter Form von 1900 
bis 1905 geſpendet hatte, für ungültig und deren Beſcheinigung 
für unſtatthaft und ſtrafbar (RSGB. §§ 271 u. 348) erklärt, fo hat die 
Kirche um ſo mehr ein Recht, auftauchende Zweifel zu prüfen und Sakra⸗ 
mentsſpendungen zu verwerfen, bei welchen es am Weſen der Sakramente 
fehlte. Die Unitarier in Dänemark haben ein Taufformular 
zuſammengeſtellt, nach deſſen Anwendung bei einem Ungetauften man 
ſagen muß: Der iſt ſicher nicht getauft, „Berlingske Ti- 
dende“ vom 16. März 1916 (LOS. 1916 ©. 909); vgl. auch Gottlob Egel⸗ 
haaf: „Politiſche Jahresüberſicht für 1912“ S. 128; Viktor Cathrein 
S. J.: „Das Heidentum im evangeliſchen Deutſchland“ (LOS. 1902 S. 13 
bis 25); S. Alfonsus: Theol. mor. (Parisiis 1878) vol. III 79. 


Die Unwiederholbarkeit der Sakramente und 
die Anerkennung der Sakramentsſpendung An⸗ 
dersgläubiger bei den Orientalen. Der „ökumeniſche 
Patriarch“ Cyrillus V. von Konſtantinopel erließ im Jahre 1755 eine (auch 
nach orientaliſchem Rechte nichtig) Erklärung, wonach die von An- 
dersgläubigen geſpendeten Sakramente als ungültig bezeichnet wurden. 


Infolgedeſſen wurden alle ſchon nach abendländiſchem Ritus Ge- 
tauften bei ihrem Übertritt zur Orthodoxie nochmals getauft. Doch nicht 
alle Einzelkirchen teilten dieſe Auffaſſung des Patriarchen und die von 
ihm vorgeſchriebene Übung. Die ruſſiſche Kirche z. B. ſah die römiſche 
Taufe als gültig an. War aber einmal eine Taufe in St. Petersburg als 
gültig erklärt, ſo galt ſie auch beim ökumeniſchen Patriarchen ohne weiteres 
als gültig kraft der Lehre von der oixovowia; vgl. Konrad Lübeck: 
„Die chriſtlichen Kirchen des Orients“ (1911) S. 98. Die bulgariſche 
Kirche hat nach Zankow Stf.: „Die Verfaſſung der bulgariſchen 
orthodoxen Kirche“ (1918) $ 22 S. 85 eine folgerichtige Anſchauung: 
„Mitglieder anderer chriſtlicher Konfeſſionen, deren Taufe die orthodoxe 
Kirche als gültig anerkennt, werden in der bulgariſchen Kirche als Mit- 
glieder aufgenommen entweder durch den Empfang des Sakraments 
der Konfirmation (z. B. die Proteſtanten, die das Sakrament der Kon⸗ 
firmation nicht anerkennen, oder die Katholiken, wenn fie noch nicht fon- 
firmiert waren), oder durch bloßes Glaubensbekenntnis (Losſagung von 
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den Irrtümern ihrer bisherigen chriſtlichen Konfeſſiun und Bekenntnis 
aller Lehrſätze der orthodoxen Kirche).“ 

III. Riten und Zeremonien Cann. 733; 98; 106; 1097 
2378. Can. 733: „Bei der Bereitung und Spendung, ſowie 
beim Empfang der Sakramente ſollen genau jene Gebräuche 
und Zeremonien beobachtet werden, welche in den von der 
Kirche beſtätigten Ritualbüchern vorgeſchrieben werden ($ 1): 
— Ein jeder hat ſeinem eigenen Ritus zu folgen mit Be⸗ 
achtung der Cann. 851 $ 2; 866 (§ 2).“ 

1. Die dogmatiſche Grundlage dieſes Kanon finden wir, 
abgeſehen von der 15. der den Wicleffiten und Huſſiten am 
22. Februar 1418 vorgelegten Fragen, im Tridentinum 
sess. 7 en. 13: Wer behauptet, man dürfe die approbierten 
Riten der katholiſchen Kirche verachten oder ſie nach Belieben 
auslaſſen oder ſie verändern, wird mit dem Banne bedroht 
(D. B. nn. 665; 856). — Die genaue Beobachtung der Ge⸗ 
bräuche und Übungen („ritus et ceremoniae“) verpflichtet ge- 
nau fo, wie die liturgiſchen Bücher fie vorſchreiben („quae 
praecipiuntur“) demnach als ſchwere Pflichten, als leichte 
Pflichten, als bloße Weiſungen, vgl. Wer nz: Ius decreta- 
lium III. n. 332 rit. 52. Daß es tatſächlich liturgiſche 
Geſetze gibt, das zu bezweifeln, wäre in Anbetracht der 
Worte der Cann. 2 und 2378 widerſinnig. Welche Geſetze 
ſchwer, welche leicht verpflichten, muß aus der Natur 
der Sache, aus dem Texte der liturgiſchen Bücher, aus den 
Entſcheidungen der Ritenkongregation und aus der Lehre be⸗ 
währter Fachmänner entnommen werden. 

Die Riten, einfacher in der Römiſchen Kirche, vielgeſtaltiger in der 
Morgenländiſchen Liturgie, gründen ſich auf das Beiſpiel des Herrn 
(Mk 7, 32—34: Heilung des Taubſtummen; Joh 9, 6—7: Heilung des 
Blindgeborenen uſw.) und entſtammen zum Teil der apoſtoliſchen Zeit; 
ſo wurde im Kanon der Meſſe ſeit Gregor dem Großen (590—604) faſt 
nichts mehr geändert. Die kirchliche Liturgie iſt ein Kunſtwerk von ſolcher 
Schönheit und Reichhaltigkeit (Lex orandi convenit legi credendi), daß 
Menſchen ohne Voreingenommenheit ſich mächtig hingezogen fühlen 
und Andersgläubige uns darum beneiden. „Iſt nicht der Opferbegriff 
bei ſeiner Reinigung im Proteſtantismus zu ſtark zurückgedrängt worden? 
Iſt endlich nicht die Herbeiziehung des äſthetiſchen Elements, der Kunſt, 
im Gottesdienſt in größerem Umfange wünſchenswert“, A. Harnack: 
„Proteſtantismus und Katholizismus in Deutſchland“ (1907) S. 24; 
Hermann Allmers: „Römiſche Schlendertage“ S. 449 f.; M. Schar⸗ 
lau (Magda Alberti): „Kämpfe“ 1919 S. 77; 226: „Die ganze 
Liturgie des heiligen Meßopfers iſt ſo erhaben, gewaltig tief und be⸗ 
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deutungsvoll, daß man fie nicht genug durchdenken kann und jede Wieder- 
holung zu neuer Betrachtung anregt“. — Darum iſt das gründliche Stu⸗ 
dium der Liturgie, wie es jetzt namentlich vom Benediktinerorden be⸗ 
trieben wird, ſehr zu begrüßen. 


Für die Sakramentsſpendung kommen folgende litur⸗ 
giſſche Bücher in Frage: das Miſſale; das Römiſche 
Pontifikale; das Caeremoniale Episcoporum; das Römiſche 
Rituale; das Memoriale rituum für Pfarr- und Konvent⸗ 
kirchen, welche der Leviten entbehren. — Für den A m⸗ 
broſianiſchen und Mozarabiſchen Ritus, ſowie 
für den Orientaliſchen Ritus beſtehen eigene Bücher. 

Der uralte Ambroſianiſche oder Mailändiſche Ritus vom heiligen 
Ambroſius in die jetzige Form (Walafried Strabo f 849: De 
exordiis et incrementis ecel. rerum cp. 22) gebracht, iſt dem Weſen nach 
Römiſcher Ritus mit untergeordneten an den Orient erinnernden Ab» 
weichungen; vgl. Dr. Bartolomeo Catena, Präfekt der Ambroſia⸗ 
niſchen Bibliothek, in dem Werke „Milano ed il suo territorio t. I pag. 
113—127; Missale Ambros ian um auctoribus Achille Rat t i 
(a d. 6. Febr. 1922 PP. Pio XI.) et Magistrat ti (1917). — Der 
Ambroſianiſche Ritus wird beobachtet in 672 Pfarreien der Erzdiözeſe 
Mailand, in 40 der Diözeſe Bergamo, in 19 der Diözeſe Novara und in 
55 des Kantons Teſſin. — Der Mozarabiſche Ritus, von ſeinem Be⸗ 
gründer Iſidor von Sevilla urſprünglich der „Iſidorianiſche“ 
genannt, erhielt nach dem Einfall der Araber erſteren Namen. Kardinal 
Ximenes (f 1517) rettete das Offizium und die Meſſe durch Grün⸗ 
dung der Kapelle „ad corpus Christi“ an der Weſtſeite des Domes von 
Toledo, wo er das Kollegium von dreizehn Kaplänen der „Mozaraber“ 
ſtiftete. Täglich wird noch in dieſem Ritus die heilige Meſſe geleſen; 
außerdem gibt es in Toledo noch zwei mozarabiſche Perſonalpfarreien; 
vgl. Schüch⸗Polz: Paſtoraltheologie“ S. 426; Joh. Mayrhofer: 
Spanien? (1917) S. 212; Ferreres J. B.: Theol. mor. 1 n. II nn. 1091; 
1094; Gr. Martin ez de Anton an a Liturgia (1922) nn. 486; 595. 


2. „Jeder hat ſeinem Ritus zu folgen“ 
Can. 733. Dieſe Vorſchrift gilt zunächſt für die Geiſtlichen. 
Ein Prieſter hat ſtets in ſeinem Ritus die heilige Meſſe 
zu leſen, auch wenn er in einer Kirche fremden Ritus zelebriert, 
während er das Meßformular der fremden Kirche anzuwen⸗ 
den verpflichtet iſt, ſo in einer Kirche des Dominikanerordens, 
der beſchuhten Karmeliten uſw.!); Dekret der 8. R. C. dd. 9. 
Iul. et 9. Dec. 1895 n. 3862. Das gleiche gilt von der Spen⸗ 


1) Die Dominikaner haben die römiſche Liturgie, wie fie 
im 13. Jahrhundert in der Kirche von Paris üblich war. Die beſchuh⸗ 
ten Karmeliten ( Carmelitae calceati) folgen dem Ritus von Jeru⸗- 
ſalem. 
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dung der heiligen Sakramente; nur in einem Notfalle darf 
der Prieſter eines morgenländiſchen des geſäuerten Brotes 
(fermentatum) ſich bedienenden Ritus die heilige Kommunion 
in ungeſäuerter Spezies (azymum) austeilen und ein morgen⸗ 
ländiſcher oder lateiniſcher Prieſter mit ungeſäuerter Brots⸗ 
geſtalt in geſäuerter Spezies, wobei jeder ſeinen eigenen Ritus 
einzuhalten hat Can. 851 $ 2. — Steht einem Prieſter ein. 
Altar des eigenen Ritus nicht zur Verfügung, ſo darf er 
auf dem Altare eines anderen Ritus die Geheimniſſe feiern, 
nur nicht auf den Antimenfien!) der Griechen Can. 
82382. 

Viel zahlreicher ſind die Möglichkeiten, daß die Gläubigen 
erlaubterweiſe ſich einem anderen Ritus anſchließen. a) Der 
Meßpflicht kann genügt werden in einem jeden katho⸗ 
liſchen Ritus Can. 1249. — b) Taufe. Wenn die beiden 
katholiſchen Eltern verſchiedenen Riten angehören, ſo wird 
die Nachkommenſchaft im Ritus, den ein Sonderrecht be⸗ 
ſtimmt, ſonſt im Ritus des Vaters getauft Can. 756 § 2. Iſt 
ein Teil akatholiſch, ſo iſt ſtets der Ritus des katholiſchen Teiles 
maßgebend ibi $ 3. Die Taufe nach fremdem Ritus iſt ge⸗ 
ſtattet im Notfall und mit päpſtlicher Dispenſe Can. 98 8 1. — 
c) Firmung. Ein mit der Firmungsvollmacht verſehener 
Prieſter darf Gläubigen eines anderen Ritus die Firmung. 
nur dann erteilen, wenn das Indult jo lautet Can. 782 § 4; 
anders die Biſchöfe und jene Prieſter, denen das Recht die 
Firmungsgewalt einräumt (Kardinäle, Abte und Prälaten 
mit eigenem Gebiete, Apoſtoliſche Vikare und Präfekten) 
ibi $ 3. Prieſter eines morgenländiſchen Ritus, welche die 
Vollmacht oder das Privileg beſitzen, Kindern ihres Ritus 
die Firmung unmittelbar nach der Taufe zu ſpenden, dürfen 
dies niemals gegenüber Kindern des lateiniſchen Ritus tun 
ibi § 5. Es iſt nicht gejagt, daß die Firmung an Kindern eines 
anderen orientaliſchen Ritus Unrecht (nefas) ſei, 
obwohl die Vollmacht oder das Privileg zunächſt Kindern des 
eigenen Ritus gilt. — d) Euchariſtie. Die An⸗ 


) Antimenſium iſt in der griechiſchen Kirche ein ſeidenes, 
vom Biſchofe geweihtes Tuch mit eingenähten Heiligenreliquien, womit 
nichtkonſekrierte Altäre bedeckt werden, um darauf das Meßopfer zu 
feiern; vgl. Lübeck Konrad: „Die chriſtlichen Kirchen des Orients“ 
(1911) S. 108. 
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dachtskommunion kann nach eigenem oder fremdem 
Ritus jederzeit empfangen werden Can. 866 § 1. Ein auch 
lange dauernder Empfang nach fremdem Ritus bewirkt keine 
Veränderung desſelben Can. 98 § 5. Es iſt ratſam, die O ft e r⸗ 
kommunion nach eigenem Ritus zu empfangen; bei der 
heiligen Wegzehrung iſt es Pflicht, abgeſehen von 
einem Notfalle Cann. 866 §§ 2 u. 3; 859 § 3; 463 n. 3. 

e) Beicht. Jede Beicht, auch die Oſterbeicht, kann bei 
jedem vom Ortsordinarius bevollmächtigten Prieſter ohne 
Unterſchied des Ritus abgelegt werden Cann. 881 $ 1; 905. —- 
f) Weihe. Ein Weihekandidat des orientaliſchen Ritus 
kann ſelbſt von ſeinem eigenen lateiniſchen Biſchofe nur mit 
Apoſtoliſchem Indult zu den Weihen befördert werden Can. 
955; handelt es ſich um das Subdiakonat oder eine der folgen- 
den Weihen, ſo müſſen die Weihen des Oſtiariates, Exorziſta⸗ 
tes und Akolythates ergänzt werden Can. 1004. — g) Ehe. 
Iſt bei der Eheſchließung eine katholiſche Perſon des lateini⸗ 
ſchen Ritus beteiligt, ſo muß die Ehe vor dem Ortspfarrer 
(Ortsordinarius) eingegangen werden Can. 1099 $ 1 n. 3, 
und zwar erlaubterweiſe entweder nach dem geltenden 
Sonderrechte oder nach dem Ritus des Mannes Can. 1097 82. 
Die Ehefrau kann ſich — abgeſehen von einem Sonderrechte 
— während der Ehe dem Ritus des Mannes anſchließen 
Can. 98 § 4. — h) Morgenländiſche Ordens⸗ 
kandidaten können nur mit ſchriftlicher Erlaubnis der 
Orientalenkongregation in lateiniſche Genoſſenſchaften auf- 
genommen werden Can. 542 n. 2. 


3. Strafe. „Kleriker der höheren Weihen, welche 
beim heiligen Dienſte die von der Kirche vorgeſchriebenen 
Riten und Zeremonien ſchwer vernachläſſigen und die ſich 
trotz Mahnung nicht beſſern, ſollen nach der Schwere der 
Schuld ſuspendiert k. s. werden“ Can. 2378. Die 
Aufſicht über die liturgiſche Betätigung wird geregelt durch 
die Cann. 410 und 416 (Kapitel); 415 § 3 n. 2 u. 447 § 1 n. 4 
(Pfarrer); 476 § 7 (Hilfspriefter); 485 (einer Kirche Adſkri⸗ 
bierte); 501 (Religioſen); 1357 (Seminarien). 


IV. Die für die Sakramente notwendigen heiligen 
Ole. Cann. 734; 735; 946; 2271 n. 2; 2272 § 3. Der Kodex 
behandelt in den Cann. 734 und 735 dieſen Gegenſtand: 
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„Die heiligen Ole, welche bei Spendung gewiſſer Sakra⸗ 
mente angewendet werden, müſſen vom Biſchof am letzten 
Gründonnerstage geweiht ſein; nur in dringender Not dür⸗ 
fen die alten noch verwendet werden“ Can. 734 § 1. — „Wenn 
das geweihte Ol auszugehen droht, ſo ſoll ungeweihtes 
Olivenöl beigemengt werden, auch zu wiederholten Malen, 
freilich ſtets in geringerer Menge“ ibi $ 2. — „Der Pfarrer 
muß die heiligen Ole von ſeinem Ordinarius erbitten und ſie 
innerhalb der Kirche in ſicherem und geziemendem Gewahr⸗ 
ſam mit Verſchluß ſorgfältig aufbewahren; zu Hauſe behalte 
er ſie nur wegen einer dringenden oder ſonſtigen vernünf⸗ 
tigen Urſache mit Erlaubnis des Ordinarius“ Cann. 735; 946. 

Erläuterung: 1) Heilige Ole werden benötigt 
bei den Sakramenten der Taufe, Firmung, Letzten Olung, 
Prieſter⸗ und Biſchofsweihe. Das Krankenöl (oleum 
infirmorum) wird bei der Letzten Olung gebraucht, und 
zwar als Materie dieſes Sakramentes, Jak 5, 14 (un- 
gentes eum oleo), Dekret für die Armenier vom 22. Nov. 1439 
(D. B. n. 700); Tridentinum sess. 14 cp. 1. — Bei der heiligen 
Firmung hat der Spender (Biſchof oder bevollmächtigter 
Prieſter) Chriſam (chrisma aus Olivenöl und Balſam) 
ebenfalls als Materie des Sakramentes zu verwenden, Brief 
des Papſtes Innozenz I. an Biſchof Dezentius von Gubbio 
19. März 416 (D. -B. nn. 98 u. 697). — Bei der heiligen 
Taufe finden wir Katechumenenöl und Chri⸗ 
ſam; bei der Prieſterweihe Katechumenenöl und 
bei der Biſchofsweihe Chriſam durch die Kirche angeord⸗ 
net. — Würde bei der Letzten Olung ſtatt des Krankenöles 
Katechumenenöl oder Chriſam verwendet, ſo wäre die Spen⸗ 
dung zweifelhaft, S. Alfonsus in Theol. mor. I. 6 
n. 709 


2) Dieſe heiligen Ole müſſen vom Biſchof geweiht 
ſein. „Das von einem Prieſter geweihte Ol iſt eine für den 
Vollzug der Letzten Olung ganz unpaſſende Materie, materia 
prorsus inepta“, entſchied das heilige Offizium am 15. Mai 
1878 im Anſchluß an die Päpſte Paul V. (13. Jan. 1611) und 
Gregor XVI. (14. Sept. 1842). Indes könnte ein Prieſter 
das Krankenöl gültiger⸗ und erlaubterweiſe weihen 
kraft einer ausdrücklichen Bevollmächtigung des Papſtes. 
Alle unierten Prieſter des griechiſchen Ritus beſitzen eine 


. 
a 
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ſolche (ſtillſchweigende) Bevollmächtigung zur Weihe des 
heiligen Oles unmittelbar vor Spendung des Sakramentes. 
Was den Chriſam bei der heiligen Firmung betrifft, ſo beſteht 
die Streitfrage, nämlich ob ein Prieſter zur Weihe desſelben 
vom Papſt bevollmächtigt werden kann; vgl. Pruemmer 
Dom. in Theol. mor. III n. 154. Die Inſtruktion für einen 
Prieſter, welcher die apoſtoliſche Vollmacht zu firmen erhält, 
lautet in dem hieher gehörigen Abſchnitt: „Der Prieſter 
ſorge vor allem dafür, daß er Chriſam bei ſich habe, das ein 
katholiſcher mit dem Apoſtoliſchen Stuhle verbundener Biſchof 
geweiht hat; und wiſſe, daß es ihm niemals erlaubt ſei, ohne 
einen ſolchen Chriſam die Firmung zu ſpenden“, wobei St. 
Thomas 3 q. 72 a. 3 zitiert wird Rituale Romanum 1913 in 
Appendice pag. 3“). Uber die Streitfrage vgl. Papſt Ur⸗ 
ban V. in epist. ad Consolatorem d. 29. Sept. 1351 ad 4 
(D.- B. n. 574); Papſt Benedikt XIV. in Syn. I. 7 C. 8 nn. 
1 et 2 („exempla si vera sint“); St. Alfons in Theol. mor. 
De confirmatione n. 170 (am Schluß); J. E. Danner S. J.: 
Artikel in der Linzer Q. S. 1904 S. 805 f. Aus dieſen Stellen 
dürfte mit Wahrſcheinlichkeit hervorgehen, daß der Papſt den 
einfachen Prieſter auch mit der Weihe des Chriſams be⸗ 
trauen kann. 

3) Die heiligen Ole ſind am Gründonnerstage 
zu weihen, und zwar innerhalb des Hochamtes nach den Vor⸗ 
ſchriften des Römiſchen Pontifikale (p. III pag. 41—58); 
zuerſt innerhalb des Kanons (vor Per quem haec omnia) 
die Weihe des Krankenöles, nach der Kommunion jene des 
Chriſams und des Katechumenenöles. Iſt der Biſchoſ ver- 
hindert (z. B. durch Krankheit), jo muß ein anderer Biſchof 
die Ole weihen; eine private Weihe in der Hauskapelle iſt. 
unſtatthaft S. R. C. d. 13. Iun. 1693 ad J und wird auch von 
Rom nicht gewährt 8. R. C. d. 21. Ian. 1662 in Torcellen. 
Nicht einmal vor dem Pontifikalamt darf die Weihe ſtatt⸗ 
finden 8. R. C. d. 9. Maii 1857 ad 2. Doch gewährt die 
S. C. de Pr. F. in der Formula maior n. 2 dieſe Vollmacht: 
„Confieiendi olea sacra cum sacerdotibus quos potuerit 
habere (alſo wenigſtens 2); et, si necessitas urgeat, etiam 
extra diem Coenae Domini“. 

Bei der Olweihe des Gründonnerstags ſind 12 Prieſter, 7 Diakone 
und 7 Subdiakone beteiligt. Die 7 Subdiakone können nicht erſetzt werden 
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durch Akolythen S. R. C. d. 7. Febr. 1874 in Limburgen. et d. 7. Jul. 1876 
in Ravennaten. ad 7. Sind dieſe oder die übrigen Majoriſten in der vor⸗ 
geſchriebenen Zahl nicht zu erreichen, ſo gewährt der Apoſtoliſche Stuhl 
eine geringere Zahl nach dem Bedürfniſſe. Ein Indult der Ritenfongre- 
gation vom 23. Februar 1916 forderte während des Krieges für die krieg⸗ 
führenden Völker wenigſtens 3 Prieſter, 3 Diakone und 3 Subdiakone, 
wobei letztere ausnahmsweiſe durch Akolythen erſetzt werden durften 
(AAS. 8, 73; PMS. 26, 658). — Wurde das Anhauchen der heiligen Ole 
(„super os ampullae halant“) aus irgendeinem Grunde unterlaſſen, 
ſo iſt die Gültigkeit der Weihe dadurch nicht gefährdet 8. Okk. d. 19. Jun. 
1889 (ME. 72, 5—6). — Aus verſchiedenen Entſcheidungen der Riten⸗ 
kongregation geht hervor, daß der Biſchof mit dem Stab zur Olweihe 
ſchreitet (d. 20. Maii 1890 in Montis Politiani ad 4); daß der Olweihe⸗ 
tiſch weder Kreuz noch Leuchter trägt (d. 29. Maii 1891 in Cuneen. ad 2); 
daß die Olgefäße vor der Weihe zu entkleiden ſind, außer dem Chriſam⸗ 
gefäß, welches erſt nach der Eingießung des Balſams entkleidet wird (ibi 
ad 3); endlich daß die Prieſter durch Kniebeugung wie den Chriſam jo auch 
das Katechumenenöl zu verehren haben (d. 27. Maii 1911 in Baionen.). 


4) Abgeſehen von einem Notfalle müſſen die neuen 
Ole zu den Sakramenten und Sakramentalien (z. B. Tauf⸗ 
waſſerweihe) gebraucht werden Can. 734 $ 1. Die heiligen 
Ole werden in der Biſchofsſtadt unentgeltlich verteilt; 
ausnahmsweiſe duldete die Konzilskongregation die Gewohn— 
heit der Diözeſe Feltre-Belluno, wonach bei der Verteilung 
eine Lire gegeben wird (S. C. C. d. 23. Apr. 1888 ad 2; ME. 
V 2,78). Die Überbringung der heiligen Ole von der Kathe⸗ 
dralſtadt zu den einzelnen Dekanen, Pfarrern oder Miſſio⸗ 
nären uſw. muß durch Perſonen geſchehen, womöglich 
durch Kleriker, ſonſt durch zuverläſſige Laien; eine nicht per⸗ 
ſönliche Verſendung der heiligen Ole durch Poſt oder Bahn 
iſt unerlaubt S. Off. d. 1. (3.) Maii 1901 in Leavenworthien. 
(ME. 13, 100) et d. 14 (15.) Ian. 1903 in Portalegren. in 
Brasilia (ME. 15, 245). Dieſelbe Vorſchrift gilt natürlich 
auch für die Überbringung der heiligen Ole vom Dekan an die 
ſelbſtändigen Seelſorger. Jeder Seelſorger hat die alten Ole 
ſolange aufzubewahren, bis die neuen in ſeinen Händen ſind; 
erſt dann kann er ſie in die Ewiglichtlampen gießen (Rubrik 
des Pontifikale am Schluß der Olweihe) und den Reſt, von 
Baumwolle aufgeſaugt, verbrennen. — Sollten aus irgend 
einem Grunde die heiligen Ole in der Biſchofsſtadt auszu⸗ 
gehen drohen, ſo darf natürliches Olivenöl in geringerer Menge 
beigemiſcht werden Can. 734 § 2. Für die Seelſorgeſtellen 
kann von der Biſchofsſtadt oder den Dekanalämtern geweihtes 
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Ol bezogen werden; wäre dies nicht möglich oder nicht der 
Mühe wert, jo kann auch hier mit der Ergänzung durch echtes 
Olivenöl (ohne Weihe) abgeholfen werden. In allen Fällen 
wäre die Spendung der Letzten Olung mit ſo ergänztem Ole 
gültig, Rituale Romanum tit. 5 c. 1 n. 3. Dieſe Beimiſchung 
von natürlichem Ole iſt nur im Notfalle ftatthaft, 
S. R. C. d. 7. Dec. 1884 ad 3 in Patavina n. 2883 et d. 28. Ian. 
1901 in Mantuana. 


5) Die heiligen Ole ſind in der Kirche aufzubewahren 
Can. 735; man darf hiezu auch die Sakriſtei rechnen. 
Ein Aufbewahren im Pfarrhauſe wurde durch den Kodex be— 
deutend gemildert; denn früher war nur die Aufbewahrung 
des Krankenöles erlaubt bei weiter Entfernung des Pfarr- 
hofes von der Kirche. Nunmehr dürfen alle heiligen Ole 
ſchon wegen eines vernünftigen Grundes im Pfarr⸗ 
hofe aufbewahrt werden, freilich nur mit Erlaubnis des Ordi⸗ 
narius Can. 735. Auch für den Pfarrhof gilt natürlich die 
Aufbewahrung an einem ſicheren und würdigen Orte, und 
zwar unter Verſchluß („sub clavi“) ibi. Die größeren, wie die 
Gebrauchsgefäße müſſen, um Verwechſlungen zu vermeiden, 
mit großen Buchſtaben am Gefäße ſelbſt und am Deckel ge⸗ 
kennzeichnet ſein: S. O. (sanctum oleum) oder O. Cat. (o leum 
catechumenorum) für das Katechumenenöl; S. Chr. für den 
Chriſam; O. I. für das Krankenöl; vgl. Schüch-Polz: 

Paſtoraltheologie“ (1914) S. 365. 


Der Ordinarius von Ciudad Rodrigo erhielt am 19. September 1893 
von der Pönitenziarie Weiſungen betreff der Aufbewahrung des heiligen 
Krankenöles für Unfälle bei den Stiergefechten: 1) Niemals 
darf ein Prieſter mit dem heiligen Ole dem Stiergefechte anwohnen. 
2) Es kann geduldet werden, daß an naher heiliger Stätte oder wenig⸗ 
ſtens an einem angeſehenen und würdigen Orte das heilige Ol aufbe- 
wahrt werde, nie auf Verabredung; dabei muß vermieden werden, daß 
nicht in der Nähe des heiligen Oles eine Billigung oder Förderung dieſer 
Kampfſpiele erblickt werde (ME. 81, 247). Dieſelben Grundſätze gelten 
um fo mehr für Duelle; vgl. S. Off. d. 28. Mali 1884 ad 3. 


Beim Interdikt dürfen die heiligen Ole ſtets auf⸗ 
bewahrt werden, wenigſtens in den Pfarrkirchen Cann. 2271 
n. 2; 2272 f 3 n. 2. 

V. Uneigennützigkeit des Spenders Cann. 736; 463; 
1056; 1097 § 3; 1909: „Für die Verwaltung der Sakramente 
darf der Spender nichts verlangen oder erbitten aus irgend⸗ 
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einem Grunde oder bei irgendeiner Gelegenheit weder direkt 
noch indirekt außer den im Can. 1507 $ 1 angegebenen Lei⸗ 
ſtungen“ Cann. 736; 463 § 1; vgl. Rit. Rom. tit. I n. 13; 
tit. III. c. 1 n. 20. Dieſe Leiſtungen bei Gelegenheit der Sa⸗ 
kramentſpendung, gewöhnlich „Stolgebühren, jura stola, ob- 
lationes“ genannt, müſſen geregelt werden auf dem Provin⸗ 
zialkonzil bezw. auf der Biſchofkonferenz. Solange dies nicht 
geſchehen iſt, bleibt es bei der alten Stolgebührenordnung, 
welche nicht nur nach Bistümern, ſondern nach Pfarreien, 
ja oft nach Kirchen verſchieden iſt. 

In Bayern werden Stolgebühren erhoben bei Gelegenheit der 
Taufe und der Trauung (mit Verkündigungen). Bei Verſehgängen iſt 
in der Regel keine Gebühr ausgeſetzt, zuweilen iſt die Erhebung derſelben 
geradezu unterſagt. Ein Beichtgeld bei Gelegenheit der Beicht wird 
nur in einigen Gegenden Südbayerns entrichtet, während bei Gelegen⸗ 
heit des Einſammelns der Oſterbeichtzettel öfter Leiſtungen üblich ſind, 
aber nicht für die Beicht. — Die Beichtzettelſammlung zu Oſtern wird 
weſentlich erſchwert durch die damit verbundenen Geld- und Naturalien⸗ 
leiſtungen. Eine Ablöſung dieſer Gaben wäre dringend zu wünſchen. 
Aber die Zahlungen am Beichtſtuhl bei Gelegenheit der Beicht erheiſchen 
geradezu gebieteriſch baldigſte Abſchaffung; Rit. Rom. tit. 3 c. 1 n. 20; 
Paſſauer MS. 17, 490; 24, 437; vgl. Dr. Leo Benario: „Die Stol⸗ 
gebühren nach dem Bayeriſchen Staatskirchenrecht“ (1894) S. 24—38. 


Am 22. Januar fragte Abgeordneter Dr. Wohlmut bei der Staats⸗ 
regierung über die Stolordnung an. Die Staatsregierung er⸗ 
widerte durch den Miniſterialrat Golden berger: Eine Regelung 
zugunſten der Kirchen (templa) und des weltlichen Kirchendienſtes ſei 
möglich auf Grund der KGO. Art. 14 III unter Aufſicht des Staates. 
Die Stolgebühren der Pfarrer und ſonſtigen Geiſtlichen ordnet die betr. 
Religionsgeſellſchaft in eigener Zuſtändigkeit M. E. 18. Mai 1920 (n. 20138). 


Von der Taufe. 


§ 4. Rechtliche Bedeutung der Taufe. 


J. Rechtliche Bedeutung. Die Taufe (baptismus, 
baptisma) iſt der Eingang zu den übrigen Sakramenten 
und deren Grundlage Can. 737. Darum gelten die den 
Nichtgetauften geſpendeten Sakramente als nicht ge⸗ 
ſpendet; natürlich wenn man die Euchariſtie ausnimmt, 
welche von Ungetauften nicht nur in Wirklichkeit, ſondern auch 
in Gnaden empfangen werden kann, wenn die Dispoſition 
nicht fehlt; vgl. Innozenz III. in c. 3 De presbyteris non 
baptizatis (III 43). Beſonders wichtig iſt obiger Satz für das 
Sakrament der Weihe e. 52 C. 19 1; cc. 1. 3 X (III 43). 
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II. Notwendigkeit. Die Taufe, in Wirklichkeit empfan⸗ 
gen oder wenigſtens im Verlangen erſtrebt, iſt allen zum 
Heile notwendig Can. 737. Zur Erlangung des Heiles ge⸗ 
nügt die Wiedergeburt „aus dem Geiſte“, alſo neben 
dem wirklichen Empfang der Taufe auch noch die Be- 
gierdetaufe (baptismus flaminis) oder die Blut⸗ 
taufe (baptismus sanguinis), welche man beide unter dem 
Begriff „baptismus in voto“ zuſammenfaſſen kann. — Zur 
Erlangung der Kirchenmitgliedſchaft genügt nur 
die „Wiedergeburt aus dem Waſſer und dem Heiligen Geiſt“, 
alſo die wirkliche Taufe Joh 3, 5; „Handbuch“ 12 S. 82. Ob⸗ 
wohl Innozenz III. perſönlich der Anſicht war, daß zur Er⸗ 
langung der Kirchenmitgliedſchaft die „fides sacramenti“ 
genüge, ſo entſchied er doch für Notwendigkeit der Waſſer⸗ 
taufe („sacramentum fidei“) c. 3 X (III 43). 

III. Materie. Die ſchlechthin notwendige Materie 
der Taufe iſt „wahres natürliches Waſſer“ 
(materia remota); welches angewendet wird durch „A b— 
waſchung, ab lu tio“ (m. proxima). Form der Taufe ſind 
die vorgeſchriebenen Worte („praescripta verborum forma“). 

Erläuterung: 1) Sicher genügt als materia 
remota wahres natürliches Waſſer; keine andere Flüſſigkeit 
kann an Stelle des Waſſers angewendet werden Rit. Rom. 


tit. 2 c. 1 n. 3. Bei Beurteilung der Frage, ob eine Flüſſig⸗ 


keit geeignet iſt zur Spendung der Taufe, kommt es nicht auf 
die chemiſche Zuſammenſetzung derſelben an, ſondern auf die 
allgemeine Schätzung (communis aestimatio ho- 
minum). Das Waſſer des Meeres iſt ſicher Materie der Taufe, 
obwohl es unter tauſend Teilen 32—41 fremde Beſtandteile 
enthält; ebenſo das Waſſer von Salzquellen, z. B. der Reichen⸗ 
haller Edel⸗ und Karl⸗Theodor⸗Quelle, bei welchem auf 1000 
Teile 250 Salzbeſtandteile entfallen. Dagegen wäre eine 
Taufe in Wein, Milch oder Blut, obwohl hier weniger feſte 
Beſtandteile auf die Waſſermenge treffen (auf 1000 Teile 
beim Wein 100; bei Milch 100—150; bei Blut 2101) ſicher 

1) Auf die Frage, ob mit Bier oder Milch getauft werden könne, 
erklärte Luther in ſeinen Tiſchreden, daß auch andere Flüſſigkeiten, 
wie Bier, Milch, Branntwein, überhaupt alles, was ein Bad bilden kann, 
angewendet werden können; vgl. J. Buchmann: „Populärſymbolik“ 
(1843) $ 54, S. 485. 5 
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ungültig. Wir haben zwei Dekretalen Innozenz' III., in wel⸗ 
chen der Papſt entſcheidet, daß weder Schleim (phlegma) e. 8 
De cel. missarum (III 41) noch Speichel (saliva) c. 5 De bap- 
tismo (III 42) geeignet ſeien zur Spendung der Taufe. Und 
doch enthält Speichel nur 6—9 feſte Beſtände auf 1000 
Teile, während die übrigen Waſſerbeſtandteile ſind. Wird 
etwas ganz allgemein als Waſſer angeſehen, ſo haben wir eine 
ſichere Materie. Kann man aber eine Flüſſigkeit als Waſſer 
unmöglich anſehen, ſo darf ſie als ungültige Materie nie⸗ 
mals gebraucht werden, während eine zweifelhafte Materie 
(wie Lauge, dünne Suppe) in Ermangelung einer ſicheren 
für Notfälle zuläſſig iſt; vgl. S. Thomam in S. th. 3 g. 66 a. 4. 
Aus den Prinzipien folgt, daß auch giftiges oder ver⸗ 
giftetes Waſſer gültige Materie der Taufe iſt, wenn es 
nur Waſſer iſt, S. Off. d. 21. (23.) Aug. 1901 (ME. 13, 385; 
21, 84). ; 
Manche Arzte, fo berichtet der Erzbiſchof von Utrecht an den Apoſto— 
liſchen Stuhl, taufen in Krankenhäuſern oder ſonſtigen Notfällen mit 
Waſſer, dem Queckſilberchlorid (hydrargyrum bichloratum corrosivum; 
chloride de mercure; biclorato di mercurio corrosivo) beigemiſcht iſt. 
Auf 1000 Teile Waſſer wird ein Teil Queckſilberchlorid gegeben, welches 
bewirkt, daß das Waſſer beim Trinken giftig iſt, während es äußerlich als 
ſtarkes Antiſeptikum zur Wundbehandlung verwendet wird. Bei Tau⸗ 
fen des Kindes im Mutterleib bewahrt es die Mutter vor Erkrankungs⸗ 
gefahr („ne matris uterus morbe affieiatur“). Auf die drei Fragen des 
Utrechter Erzbiſchofs I.: iſt eine ſolche Taufe ſicher oder zweifelhaft gültig; - 
II. iſt ſie erlaubt zur Abwendung von Krankheitsgefahr; III. iſt ſie ohne 
dieſen Grund erlaubt, gab das heilige Offizium vom 21. Auguſt 1901 
folgende drei Antworten: Ad I. Providebitur in 2. Ad II. Licere, ubi 
verum adest morbi periculum. Ad III. Negative. Aus dieſen Ant⸗ 
worten erhellt, daß die Anwendung von ſolchem vergifteten Waſſer 
nur zur Abwendung einer Krankheitsgefahr erlaubt iſt. Iſt kein Grund 
vorhanden oder kein entſprechender, ſo kann ſolches Waſſer nicht an⸗ 
gewendet werden. Dieſes Waſſer darf nicht angewendet werden, ent⸗ 
weder weil es bloß materia dubia iſt oder weil es vergiftet und darum 
unwürdig und unpaſſend iſt für ein ſo erhabenes Sakrament. Der Apo⸗ 
ſtoliſche Stuhl ging der Beantwortung der erſten Anfrage „Estne bap- 
tisma cum huiusmodi aqua administratum certo an dubie va- 
lidum“, direkt aus dem Wege mit den Worten „Providebitur in 2“. 
Freilich indirekt können wir die Gültigkeit erſchließen aus der zweiten 
Antwort „Licere“. Denn würde dieſe materia nur zweifelhaft 
gültig ſein, ſo wäre a) ihre Anwendung nur im äußerſten Notfalle erlaubt; 
b) eine bedingte Wiedertaufe nach der etwaigen glücklichen Geburt not⸗ 
wendig; c) ein Grund für den Zweifel nicht einzuſehen, da das Waſſer 
auch nach Beimengung des Queckſilberchlorid Waſſer bleibt; vgl. St. 
Thomas 8. th. 3 q. 66 a. 4; St. Alfonſus in Th. m. VI n. 103. 
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2) Entfernte Materie der feierlichen Taufe iſt 
das am Karſamstage bzw. am Pfingſtſamstage geweihte 
Taufwaſſer, welches in einem reinen Taufbrunnen mit Sorg⸗ 
falt ſauber zu erhalten iſt. Das bei der Taufwaſſerweihe noch 
vorhandene (alte) Taufwaſſer ſoll in das Sakrarium gegoſſen 
werden. — Um das Ausgehen des Taufwaſſers zu verhüten, 
kann reines ungeweihtes Waſſer in geringerer Menge dem 
Taufwaſſer beigemengt werden. — Iſt das Taufwaſſer ver⸗ 
dorben oder ganz ausgegangen, ſo muß in das gereinigte 
Taufwaſſergefäß neues natürliches Waſſer gegoſſen werden, 
welches nach der im Römiſchen Rituale (tit. 2 cp. 7) ange⸗ 
gebenen Form zu weihen iſt. Wenn das Taufwaſſer ganz 
gefroren iſt, muß es flüſſig gemacht werden; iſt es nur teilweiſe 
gefroren, ſo kann durch Beigießung von warmem Waſſer (in 
geringerer Menge) für die Erwärmung des Taufwaſſers ge— 
ſorgt werden, daß es dem Kinde nicht ſchade, Rit. Rom. tit. 2 
ep 1 on 3.7 

Die SC. de Pr. F. gewährt für Miſſionsgebiete jene kürzere Form 
der Taufwaſſerweihe, welche Papſt Paul III. den Peruaniſchen Miſſionären 
geſtattete Kit. Rom. pag. 1°: die von Papſt Pius VIII. gebilligte 
Form (R. R. pag. 137*) für die Nordamerikaniſchen Miſſionäre iſt die 
gleiche, jedoch mit einer Schlußſegnung. 


3) Die Anwendung des Taufwaſſers (materia proxima) 
geſchieht durch Abwaſchung („per ablutionem“) Can. 737. 
Hiefür gibt es drei Möglichkeiten: die Aufgießung (in- 
fusio), die Untertauchung (immersio) und die Be⸗ 
ſprengung (aspersio). Alle drei Arten ſind praktiſch für 
die Nottaufe. Bei der feierlichen Taufe und auch bei der 
ordentlichen Privattaufe darf die Taufe nur geſchehen ent⸗ 
weder durch Aufgießung oder durch Untertau⸗ 
chung oder durch eine gleichzeitige Anwendung beider 
(„modus mixtus ex utroque“), je nach der Gewohnheit der 
einzelnen Kirchen Can. 758; die Beſprengung ſcheidet hier aus 
(freilich bloß für die Erlaubtheit). Den genaueren Ritus 
beſchreiben die Ritualien: Ein und dieſelbe Perſon gießt und 
ſpricht die Form; die Begießung geſchieht auf das Haupt, und 
zwar dreimal in Kreuzesform. Gleiches (mit Ausnahme der 
Kreuzesform) iſt vorgeſchrieben für die Untertauchung des 
ganzen Körpers oder wenigſtens des Kopfes Rit. Rom. tit. 2 
ep. 1 n. 10; cp. 2 nn. 19. 20; cp. 4 nn. 39. 45. — Das ge- 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 3 
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brauchte Taufwaſſer gehört nicht in den Taufbrunnen (wie 
man auf Gemälden dies oft unrichtig beobachten kann), ſon⸗ 
dern in das Sakrarium der Taufkapelle oder der Kirche c. 1. 


10: I 

1) Bei der außerordentlichen Nottaufe kann neben der Begießung 
und der Ein⸗ oder Untertauchung (einer lebenden Frühgeburt) auch die 
Beſprengung zur Anwendung kommen; letztere namentlich bei Taufen 
der Leibesfrucht im Mutterſchoße. Immerhin iſt bei jeder dieſer drei 
Arten notwendig, a) daß ein Fließen des Waſſers ſtattfindet; b) daß 
die Haut getroffen werde, womöglich des Hauptes. Ein Erlaß des hei⸗ 
ligen Offiziums vom 14. (16.) Dezember 1898 verordnet, daß „bedingungs⸗ 
weiſe, privatim, mit Hinweglaſſung aller unweſentlichen Zeremonien 
wiedergetauft werden“ jene Kinder, welche ein Pfarrer „auf der Stirne 
mit dem durch das Taufwaſſer befeuchteten Daumen geſalbt hatte“ (per 
modum unctionis, ME. X 2 pag. 243). Dieſer Erlaß beweiſt, daß eine 
bloße Berührung, Beſprengung, Salbung mit Taufwaſſer ohne ein 
Fließen des Waſſers zweifelhaft gültig iſt, weshalb auch das heilige Of⸗ 
fizium die beſondere Aufmerkſamkeit des Diözeſanbiſchofs auf die in dieſer 
Art getauften Weihekandidaten hinlenkte. — Bei der Taufe auf das Haupt 
beachte der Taufende, daß wirklich die Haut genetzt werde, nicht die Haare 
allein, der Kopfſchleim oder Kopfgrind, freilich iſt auch eine übertriebene 
Angſtlichkeit ungerechtfertigt; man halte ſich an das Rituale, welches auch 
bei Erwachſenen keinerlei Vorſorge wegen der Haare trifft, Rit. Rom. 
tit. 2. cp. 4 n. 39. Freilich bei der Taufe der Leibesfrucht iſt von weſent⸗ 
licher Bedeutung, daß die Haut des Kindes und nicht bloß die drei Ei⸗ 
häute (Amnion, Chorion und Decidua) getroffen werden. — Die Taufe 
einer (erwachſenen) Perſon iſt ungültig, wenn der Spender zwar die 
Weſensform ſpricht, jedoch die Begießung oder Untertauchung nur 
durch den Empfänger (oder einer 3. Perſon) vornehmen läßt SC. Sacr. 
d. 17. Nov. 1916 (ML. 29, 86). 

2) In den morgenländiſchen Kirchen wird der Taufakt in 
folgender Weiſe vollzogen: Nach der Salbung „wird der Täufling, das 
Geſicht nach Oſten gerichtet, bis zur halben Bruſt ins Waſſer des Tauf⸗ 
beckens geſtellt und durch dreimaliges Untertauchen getauft mit den 
Worten: Getauft wird der Knecht Gottes N. auf den Namen des Vaters 
und des Sohnes und des Heiligen Geiſtes. Amen.“ Lübeck: „Die 
chriſtlichen Kirchen des Orients“ (1911) S. 165; St. Zankow: „Die 
Verwaltung der bulgariſchen orthodoxen Kirche“ (1920) S. 60 gibt fol⸗ 
gende Form an: „Es wird getauft (der Knecht Gottes NN.) im Namen 
des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geiſtes.“ 


4) Die Form. Wir müſſen die gewöhnliche Form un⸗ 
terſcheiden von außerordentlichen Formen, welche die Not 
gebietet. Die gewöhnliche Form lautet nach dem Römiſchen 
Rituale: N. Ego te baptizo in nomine Patris et Filii et Spi- 
ritus Sancti und enthält fünf weſentliche Punkte: a) die Per⸗ 
ſon des Taufenden; b) die Taufhandlung; c) die Perſon des 
Täuflings; d) die Einheit der göttlichen Natur; e) die Drei⸗ 
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heit der göttlichen Perſonen. — Fehler können gemacht werden 
durch Veränderung, Entſtellung, Umſtellung, Beifügung und 
Weglaſſung. 

Entſcheidungen des Apoſtoliſchen Stuhles beleuchten dieſen wich⸗ 
tigen Gegenſtand. a) Das Dekret für die Armenier anerkennt auch die 
Gültigkeit der morgenländiſchen Taufe (oben), bei welcher die Perſon 
des Taufenden zurücktritt, D. B. n. 696; Ben. XIV. in Const. „Et si 
Pastoralis“ d. 26. V. 1742 $ II n. 2. — b) Wird nicht die Taufhandlung 
ſondern nur der Wille, die Taufe zu vollbringen ausgedrückt, ſo iſt 
die Taufſpendung ungültig S. C. Ing. d. 23. Iunii 1840 („Ich will dir 
ſpenden das Sakrament der Sündentaufe im Namen uſw.“ — „bap- 
tismum esse invalidum“). — Ungültig iſt die Taufe, geſpendet mit den 
Worten „in nomine Patris et Filii et Spiritus Sancti“, wenn die übrigen 
Worte fehlen c. 1 De baptismo (III 42) et prop. 27. damnata ab Alex- 
andro VIII. (D.-B. n. 1317). — c) Die drei göttlichen Perſonen müſſen 
in der Taufformel einzeln zum Ausdruck gebracht werden, ſo daß eine 
Taufe „in nomine Ss. Trinitatis“ mindeſtens ſehr zweifelhaft wäre, St. 
Alfonſus in Theol. mor.: De baptismo n. 111. — Katechiſten auf den 
Gilbertsinſeln hatten getauft mit der Formel „I patetitoiko 
n avan te Tama, ao te Rati, ao te Tamnei-ave-Navirvi oder Tamnei- 
Tapu“ (Spiritus bonus oder sacratus) ſtatt „Tamnei-ave-Ravi- 
roi“; das heilige Offizium antwortete am 13. (14.) April 1904: Sic „bapti- 
zatos non esse inquietandos“ (ME. 16, 245). — „Heutzutage iſt ſicher, 
daß die Taufe ‚in nomine Christi‘ ungültig iſt, wie alle einmütig lehren 
S. Thomas p. 3 q. 66 a. 6.“ St. Alfonſus ibidem n. 112. Über die Taufe 
„im Namen Chriſti“ vgl. Apg 8, 12; 19, 5 (19, 2. 3); Papſt Ste⸗ 
phan I. (254— 257); Innozenz I. (401-417); Nikolaus I. (858 —867) 
bei D.-B. nn. 47; 94; 335; dagegen Pelagius I. (556—61) ibi n. 229. — 
d) „Amen“ hat nach dem Rituale und dem Erlaß der Ritenkongregation 
vom 9. Juni 1853 n. 3014 wegzubleiben. Eine beſondere Betonung der 
Abſicht („Si vis baptizari, ego te b.) macht zwar die Taufe nicht ungültig, 
indes iſt die Beifügung unerlaubt, S. Off. d. 12. Iun. 1850 (ASS. 25, 245). 
— e) Berühmt iſt die Taufform „baptizo te in nomine Patria et Filia 
et Spiritu Sancta“, von welcher St. Bonifaz an Papſt Zacharias Mel⸗ 
dung tut und welche der Papſt im Gegenſatz zum Heiligen dann für gültig 
anſieht, wenn der fragliche Prieſter ohne böſe Abſicht nur die lateiniſche 
Sprache radbrechte. — k) Bei der Privattaufe kann ſtatt der lateiniſchen 
die Mutterſprache gebraucht werden, was auch Pflicht iſt für jene, welchen 
die genaue Kenntnis der lateiniſchen Sprache abgeht. 

Außer der einfachen Form kennt das Rituale auch eine 
bedingte Form. Die Bedingung betrifft meiſtens die 
Gültigkeit der früheren Taufe „Si non es baptizatus, ego te 
baptizo“ etc. Alexander III. gibt in c. 2 De baptismo (III 42) 
eine umfaſſendere Form an: „Si baptizatus es, non te bap- 
tizo, sed, si nondum baptizatus es, ego te baptizo etc.“ 
Nicht ſelten berückſichtigt die Bedingung die Fähigkeit 
des Empfängers. „Si capax es, ego etc.“ iſt jedenfalls die 
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paſſendſte Form. Doch kennt das Rituale noch die genauere 

„Si homo es“ bei Mißgeburten und der Kodex deutet jene an 
„Si vivis“ Cann. 746 $ 4; 747, vgl. Rit. Rom. tit. II. c. 1 n. 9; 
c. 2 n. 22; c. 4 n. 40; Cann. 74648: 752 83. — Sit ſich der 
Spender des Zweifels bewußt, ſo muß er die Bedingung 
nicht nur im Geiſte ſetzen, ſondern auch in Worten aus⸗ 
drücken, S. C. de Pr. F. d. 29. Maii 1838 (Collectanea Pr. F. 
p. II tit. 1 c. 2 n. 524). 


IV. Einteilung. „Wird die Taufe geſpendet mit Ein⸗ 
haltung aller Gebräuche und Zeremonien, welche in den 
Ritualbüchern vorgeſchrieben ſind, ſo heißt ſie feierliche 
Taufe („baptismus sollemnis“), ſonſt Privattaufe (b. 
non-sollemnis seu 57 1 an. 737 8 2. 


§ 5. Spender der Taufe. 


I. Allgemeines. Die ordentlichen Spender der 
feierlichen Taufe ſind im allgemeinen der Biſchof 
und der Prieſter (Pontificale Romanum: De conse- 
cratione electi in episcopum pag. 72; de ordinatione pres- 
byteri pag. 45); der außerordentliche Spender iſt 
der Diakon Cann. 738 $ 1; 741; 744. 

„Die Taufe der Erwachſenen ſoll womöglich dem Orts⸗ 
ordinarius überlaſſen werden, damit ſie von ihm oder 
ſeinem Bevollmächtigten mit größerer Feierlichkeit geſpendet 
werden kann“ Can. 744; R. R. tit. 2 c. 3 n. 3. Dabei kann 
der Biſchof alle Zeremonien von Anfang an in eigener Perſon 
vornehmen mit Beachtung des R. R. tit. 2 c. 6 oder er kann 
durch einen Prieſter die Riten des „Katechismus“ vornehmen 
laſſen, während er ſelbſt den eigentlichen Taufakt vollzieht, 
angefangen vom Paramentenwechſel (der 15 erſcheint 
alſo nur in weißer Farbe) R. R. tit. 2 c. 6 n. 


Der Diakon kann ſeine Taufgewalt 991 Erlaubnis 
des Ortsordinarius oder Pfarrers, welche auf einer recht⸗ 
mäßigen Urſache zu ruhen hat, nicht ausüben; im Notfalle 
ſteht die Rechtsannahme für dieſe Erlaubnis Can. 741. Tut 
er es ohne Erlaubnis, ſo wird er deswegen nicht irregulär, 
wenn er auch ſchwer fündigt Cann. 741; 1147 $4; Pontificale 

„De ord. diaconi“ pag. 35. 
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II. Rechtsordnung. Die erlaubte Spendung richtet 
ſich nach der kirchlichen Rechtsordnung, wonach die Erteilung 
der feierlichen Taufe eigentliches Pfarrecht iſt Can. 462 
n. 1. An Stelle des Pfarrers kann der Ortsordinarius ſich 
die Taufe reſervieren Cann. 738 § 1; 744, freilich nicht fo, daß 
die Pfarrgewalt gegenſtandslos wird. Mit Erlaubnis des 
Pfarrers oder des Ortsordinarius kann auch ein anderer 
Prieſter taufen; eine Erlaubnis, welche im Notfall präſumiert 
werden kann Can. 738. 


Auch ein Fremder („peregrinus“) ſoll vom eigenen 
Pfarrer in der eigenen Pfarrkirche getauft werden; kann es 
nicht leicht ſein, ſo vom Pfarrer des Taufortes Can. 738 § 2. — 
In einem fremden Gebiet iſt zur feierlichen Taufe auch 
der eigenen Untergebenen die Erlaubnis des Ortspfarrers 
oder Ortsordinarius notwendig Can. 769. — Sind Pfarreien 
oder Miſſionspfarreien („quasi-paroeciae“ Can. 216 $ 3) 
noch nicht errichtet, jo beſtimmen die beſonderen Statuten 
oder rechtmäßigen Gewohnheiten, wer außer dem Ordinarius 
das Taufrecht hat Can. 740. 

Die Vorſchrift „für die Taufe der Fremden“ (Can. 738 $ 2) 
dürfte praktiſcher heißen „für die Taufe von Kindern der Fremden“. 
Indes wird die Verbringung der Neugeborenen in die eigene Pfarrei oft 
mit Schwierigkeiten verbunden fein, weshalb der Aufenthaltspfarrer zu- 
ftändig iſt. Aus Can. 738 8 2 erhellt, daß auch die Ungetauften zu den 
Pfarrangehörigen zählen, vgl. Can. 1350; 464 $ 1; 91 u. 94 8 1. 


III. Spender der Nottaufe. „Nottaufe“ iſt die Privat- 
taufe in Todesgefahr R. R. tit. 2. c. 1 n. 12: „Schwebt 
ein Kind oder ein Erwachſener in Todesgefahr, ſo kann ihm 
die Privattaufe von jedem geſpendet werden in jeglicher 
Sprache, mag der Spender Kleriker oder Laie ſein, auch ein 
Exkommunizierter“ ohne Unterſchied des Glaubensbekennt⸗ 
niſſes oder des Geſchlechtes, doch muß der Spender das We⸗ 
ſen genau einhalten und die Abſicht haben, das zu tun, 
was die Kirche tut. Zur Sicherung des Nachweiſes ſollen 
womöglich zwei Zeugen beigezogen werden oder wenig⸗ 
ſtens einer Can. 742. — Sind mehrere Perſonen zugegen, 
ſo hat die den Vorzug, welche die Taufſpendung am beſten 
verſteht. Verſtehen ſie alle gleich gut, ſo hat eine Frauens⸗ 
perſon bei Taufen von Nichtgeborenen in Rückſicht auf den 
Anſtand („pudoris gratia“) den Vorzug vor Manns 
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perſonen (abgeſehen von den Arzten). Sonſt ſoll die hie ierar⸗ 
chiſche Ordnung eingehalten werden: Prieſter, Diakon, 
Subdiakon, Kleriker, katholiſcher Laie; Akatholiken (getaufte, 
dann ungetaufte) ) Can. 742 § 1. — Die leiblichen Eltern 
ſollen die Nottaufe nur dann ſpenden, wenn keine andere, 
Perſon vorhanden iſt, nr die Taufe zu ſpenden weiß und 
tatſächlich ſpendet ibi $ 2. — Das eheliche Recht wird in 
keinem Falle beſchränkt R. R. tit. 2 C. 1. n. 14. Da die Not- 
taufe meiſt von Hebammen, Arzten und Wundärzten zu 
ſpenden iſt, ſo ſoll der Pfarrer dafür ſorgen, daß dieſe die 
Taufſpendung genau verſtehen Can. 743. Wir haben hierüber 
ſehr viele partikuläre Vorſchriften ſchon aus alter Zeit; vgl. 
Georg Schreiber: „Mutter und Kind“ (1918) S. 28, 
31, 36. 
£ „Der Evangeliſche vermag, falls er nur die äußeren Zeichen wahrt 
und die richtige Intention hat ..., wie jeder die Taufe, nämlich die nicht⸗ 
feierliche, die Nottaufe, zu erteilen; der Hebamme, überhaupt dem Weibe, 
von dem es fo oft heißt: Mulier taceat in Ecclesia, wird dabei ſogar, 
ſelbſt wenn es evangeliſch iſt, der Vorrang vor dem Manne eingeräumt, 
falls es über Taufform oder Taufvorſchrift beſſer Beſcheid weiß“, Stutz U.: 
„Der Geiſt des C10“ (1918) S. 94. Dieſe Aufſtellungen find richtig, doch 
ſind die Sätze über 1400 Jahre älter als die „Evangeliſchen“; ſie ſind 
göttliches Recht, Papſt Stephan I. (254 —57) und Konzilium I. von Nizäa 
(D. -B. nn. 46. 47. 55). — „Wer ſich die Taufe in irgendeiner Weiſe von 
Akatholiken erteilen ließ, abgeſehen, vom Falle äußerſter Not, zieht ſich 
dadurch die Irregularität zu“ Can. 985 n. 2. „Wer wiſſentlich 
ſeine eigenen Kinder akatholiſchen Religionsdienern zur Taufe anzubieten 
ſich unterfängt, verfällt der dem Ordinarius vorbehaltenen Ex ko m⸗ 
munikation“ Can. 2319 5 1 n. 3. 


§ 6. Empfänger der Taufe. 


I. Weſentliche Erforderniſſe. „Zum Empfang der 
Taufe iſt fähig jeder lebende Menſch, welcher noch nicht ge- 
tauft iſt, und nur dieſer iſt fähig“ Can. 745 § 1. Bei er- 
wachſenen Menſchen wird ferner der nach außen hin 
kundgegebene Wille, getauft zu werden, zur Gültigkeit 
der Taufe verlangt Can. 745 § 2, n. 2 („animi motu petat“). 

Die Verpflichtung zur heiligen Taufe beſteht ſeit der 
Gründung der heiligen Kirche, alſo vom Pfingſtfeſte 
an Mt 28, 19; Apg 2, 38. Seit dieſer Zeit müſſen (Joh 3, 5) 
und können alle Menſchen getauft werden ohne Rückſicht 
auf Volk oder Geſchlecht, ohne Rückſicht auch auf den Gna⸗ 
denſtand. Darum wurden ſehr wahrſcheinlich auch die hei⸗ 
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ligen Apoſtel getauft, ja auch die Gottesmutter Maria. Der 
äußere Eintritt in die Kirche wurde damit bekundet. Vom 
Apoſtel Paulus haben wir das ausdrückliche Zeugnis der 
Apoſtelgeſchichte 9, 18. — Nur der Menſch kann getauft 
werden, und zwar der Menſch während feiner irdischen Pil⸗ 
gerfahrt („solus homo viator“) Can. 745 § 1. Zu den 
lebenden Menſchen wird nicht nur der geborene Menſch 
(homo natus), ſondern auch die Leibesfrucht („fetus“) ohne 
Rückſicht auf ihr Alter gerechnet Can. 746; 747. Der Leich⸗ 
na m eines Menſchen, falls der Tod ſicher iſt, kann nicht mehr 
als fähiger Empfänger der Taufe angeſehen werden. — Die 
Taufe einmal gültig empfangen, macht den Empfang einer 
erneuten Taufe unmöglich Cann. 745 § 1; 732 (Eph 4, 5; 
„Confiteor unum baptisma“). — In den Kindern iſt 
eine Selbſtbetätigung nicht gefordert. Wie ſie die Erbſünde 
ohne ihr perſönliches Zutun erhalten, ſo werden ſie der Gnade 
des Erlöſers eingepflanzt ohne eigene Mitwirkung. Bei den 
Erwachſenen muß der eigene Wille mitwirken, ſchon 
weil es möglich iſt, und dann, weil zur Erbſünde perſönliche 
Sünden in der Regel hinzutreten. War bei der Nottaufe 
eines Erwachſenen der Wille zweifelhaft vorhanden, ſo muß 
im Falle der Wiedergeneſung die Taufe dem ernſtlich darum 
Bittenden bedingungsweiſe wiedergeſpendet mer- 
den Can. 752 8 3. 


Die Leibesfrucht iſt für das Leben beſtimmt; darum iſt dieſelbe mit 
einer zähen Lebensenergie ausgerüſtet. Deswegen muß man für das 
Leben des Fötus präſumieren, ſolange nicht ſiche re Zeichen feines 
Todes vorhanden ſind. Ein ſicheres Zeichen iſt nicht Mangel an Be⸗ 
wegung, nicht einmal die beginnende Verweſung, ſondern nur die klare 
Verweſung und Zerſetzung, der Übergang in Fäulnis (corruptio et 
putrefactio); vgl. Instructio pastoralis Eystettensis (1902) n. 85; Fer- 
reres⸗Genieſſe: „Der wirkliche Tod und der Scheintod“ (Puſtet 
1908) S. 7 ff. Auch bei den Taufen ſolcher Erwachſener, welche un⸗ 
verſehens vom Tode ereilt wurden, darf man nicht zu ängſtlich ſein. So 
oft es geftattet iſt, die Letzte Olung zu ſpenden, iſt es auch erlaubt, bei Un⸗ 
getauften die heilige Taufe zu erteilen. Die Bedingung „Si vivis“ oder 
noch beſſer „Si capax es“ iſt beizufügen; denn „Si capax es“ nimmt Rück⸗ 
ſicht auf das Vorhandenſein des Lebens und der im Can. 752 $ 3 gefor⸗ 
derten Abſicht (intentio). Nach den oben zitierten Gewährsmännern 
Ferreres⸗Genieſſe dauert die Zeit vom ſcheinbaren Ableben 
bis zum abſoluten Tode mindeſtens 45 Minuten; vgl. S. 24 f., 93. 


II. Kindertaufe. Unter dem Begriff „Kind, inkans, 
puer, parvulus“ fällt hier jeder Menſch, welcher nie mals 
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zum Vernunftgebrauch gelangt iſt, ſei es wegen zarten 
Alters, ſei es wegen Geiſteskrankheit Cann. 745 
§ 2 n. 1; 754 8 1. Alle übrigen gelten als „Er wachſene, 
adulti“ Can. 745 f 2 n. 2. Bis zum vollendeten ſiebenten Le⸗ 
bensjahre ſteht die Rechtsannahme für „Kind“, dann für 
„Erwachſen“ Can. 88 § 3. Beſteht ein Zweifel, ob der Ver⸗ 
nunftgebrauch da iſt oder war, ſo ſuche der Spender einen auf 
die Taufe gerichteten Willensakt zu gewinnen. Verſchwindet 
der Zweifel nicht und muß getauft werden, ſo geſchehe es mit 
der Bedingung „Si capax es“ Can. 752 § 3. Unter den 
„Kindern“ ſind mehrere Klaſſen zu würdigen: Kinder im 
Mutterſchoß; Frühgeburten; Mißgeburten; Findlinge; Kinder 
von Andersgläubigen. 

1) Kinder im Mutterſchoß. Solange be⸗ 
gründete Hoffnung beſteht, daß ein Kind nach der Geburt vor⸗ 
ſchriftsmäßig getauft werden kann, darf es un geboren 
nicht getauft werden Can. 746 § 1. Iſt dieſe Hoffnung nicht 
mehr gegeben, ſo darf das Kind auch vor der Geburt getauft 
werden, nur muß der Körper des Kindes dem Taufwaſſer zu⸗ 
gänglich fein; darum enthält das Rituale (tit. 2 c. 1 n. 16) 
den weiſen Satz: „Nemo in utero matris clausus bapti- 
zari debet“. Der Leib des Kindes muß alſo getauft werden, 
nicht die Eihäute, nicht das Fruchtwaſſer, nicht der Kopfgrind 
oder Kopfſchleim. — Bei teilweiſer Geburt gelten folgende 
Regeln: a) Iſt nur das Haupt geboren, ſo iſt in Todes⸗ 
gefahr dieſes zu taufen; eine Wiederholung der Taufe nach 
der Geburt iſt aus dieſem Grunde weder geboten noch erlaubt 
Can. 746 $ 2. b) Sit nur irgend ein anderes Glied geboren 
(nicht das Haupt), ſo muß das Kind in Todesgefahr an dieſem 
Gliede getauft werden, und zwar bedingungsweiſe („Si 
capax es“); nach der vollſtändigen Geburt iſt die Taufe be⸗ 
dingungsweiſe („Si non es baptizatus“) zu wiederholen 
ibi $ 3. c) Als allgemeine Regel gilt alſo: Eine bedingungs⸗ 
weiſe Wiederholung der Taufe iſt immer notwendig, ſooft 
das Kind im Mutterleibe getauft wurde, außer es geſchah die 
Taufe auf dem bereits geborenen Kopfe ibi $ 5; 
S. C. C. in Sutrina d. 12. Iulii 1794 et in Medi- 
ola nens i d. 21. Ian. 1897 (ME. 10, 49). 

Stirbt die Mutter vor der Geburt, ſo ſoll die Leibes⸗ 
frucht mit Vorſicht dem Mutterſchoße entnommen werden 
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von denen, die hier zuſtändig find Can. 746 $4; R. R. tit. 2 
c. 1 n. 17. — Lebt das Kind unzweifelhaft, jo werde es be- 
dingungslos getauft; beſteht ein Zweifel, ſo lautet die Be⸗ 
dingung „Si vivis“. — 

Der Prieſter kann die Aushebung des Kindes nicht vornehmen, aber 

er kann auf die Tätigkeit des Arztes oder Sachverſtändiger dringen; er 
kann die Vorurteile und die Läſſigkeit der Angehörigen überwinden. Die 
ſtaatlichen Vorſchriften bezüglich der Leichenſchau und der Berechtigung 
des Operierenden ſind zu beachten. Ein Menſchenkind der Anſchauung 
Gottes teilhaft zu machen, iſt ein außerordentlich gutes Werk. Die Leibes 
frucht hat ein ungemein zähes Leben; darum muß gehandelt werden, 
aber ohne Überhaſtung; Ferreres⸗Genieſſe, S. 7-9; ſehr 
lehrreich iſt die E. des heiligen Offiziums v. 15. Febr. 1780 für das Apo⸗ 
ſtoliſche Vikariat Sutchuen (ME. 11, 482—484). 
2) Frühgeburten. „Es iſt dafür zu ſorgen, daß 
jede vor der Geburtsreife geborene Leibesfrucht („fetus 
abortivi“) ohne Rückſicht auf das Alter getauft werde, und 
zwar bedingungslos, wenn ſie ſicher lebt; im Zweifelsfalle 
unter Bedingung“ Can. 747. Jede Leibesfrucht, welche 
ans Tageslicht getreten iſt, kann und muß getauft werden 
ohne Rückſicht auf die frühere Streitfrage, ob ſie belebt iſt 
oder unbelebt (fetus animatus und fetus nonanimatus). Sit 
das Kind ſchon vorgerückt an Lebenstagen, ſo kann es leicht 
als Menſchenkind erkannt werden, in einer früheren Zeit 
können ja berechtigte Zweifel aufſteigen, ob es ſich um ein 
Kind oder um ein anderes (krankhaftes) Gebilde (Molen) 
handelt. Beſtehen Zweifel, ſo wäre die Taufe zu ſpenden 
mit der Bedingung „Si capax es“. Die Sorge geht aus 
vom Seelſorger, richtet ſich jedoch an die Mutter (Braut- 
examen), an die Hebamme oder den Geburtshelfer. 

Tritt eine Leibesfrucht an das Tageslicht, jo „ſind die Eihäute vor— 
ſichtig mit einer Schere zu eröffnen und der Fötus, wenn er noch ſehr 
klein iſt, per immersionem zu taufen; bei etwa vierwöchentlichem Fötus 
wird dies ſchon per infusionem geſchehen können. Lebenszeichen werden 
für den ungeübten Beobachter bei jungem Fötus ſtets ſchwer zu konſtatieren 
ſein, deshalb verliere man keine Zeit, ſondern taufe sub conditione, 
wenn das Ei friſch iſt und der Fötus weiß ausſieht; es iſt dann mit ziem⸗ 
licher Beſtimmtheit darauf zu rechnen, daß er lebt“, Dr. E. W. M. von 
Olfers: „Paſtoralmedizin“ (1893) S. 25. „Der Embryo ſtellt in 
den erſten Wochen ein längliches, nach Art einer Bohne zuſammen⸗ 
gekrümmtes Körperchen dar“, a. a. O. S. 24. 


3) Mißgeburten. „Miß⸗ und Sonderbildungen 
ſollen immer getauft werden wenigſtens unter Bedingung; 
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im Zweifel, ob es ſich um einen oder mehrere Menſchen han⸗ 
delt, ſoll der eine einfachhin, die übrigen bedingungsweiſe 
getauft werden“ Can. 748. Mißgeburten („monstra et 
ostenta“, auch „portenta“) würdigte bereits das römiſche 
Recht 1. 14 D. De statu hominum (1, 5) und J. 135 D. De 
VS. (50, 16). Unter „Mißgeburt“ verſteht man ein dem 
menſchlichen Mutterſchoße entſtammendes Lebeweſen, welches 
in irgend einem Punkte von der gewöhnlichen Geſtalt der 
menſchlichen Leibesfrucht abweicht. Gibt dieſe Abweichung 
Anlaß zum Zweifel, ob ein Menſch vorhanden oder etwas 
anderes; dann ob ein Menſch vorhanden iſt oder mehrere, 
ſo beſchäftigt ſich mit der „Mißgeburt“ das Recht. Zunächſt 
entſteht die Frage: Iſt dieſe Mißgeburt ein tauglicher Emp⸗ 
fänger der heiligen Taufe? Zur Beurteilung mögen folgende 
Regeln dienen: a) Mißgeburten ſind nicht die Embry⸗ 
onen, wenn auch die menſchliche Geſtalt dem ungeübten 
Auge nicht erkenntlich iſt; nicht die Molen (Windeier, 
Mondkälber, Blut⸗, Fleiſch⸗, Traubenmolen uſw.); denn die 
Molen ſind lediglich Entartungen des menſchlichen Eies ohne 
Inhalt. b) Mißgeburten find die „tieriſchen Miß⸗ 
bildungen“ (Haſenſcharten, Wolfsrachen, Anenkephalen, 
Hemikephalen), welche durch Entartungen, Krankheiten, 
Behaarungen uſw. entſtehen können; doch gilt hier die Rechts⸗ 
annahme: Das Lebeweſen, welches vom Weibe 
geboren wird, iſt Menſch. c) Doppelbildungen, 
angefangen von der Verdoppelung eines kleinen Gliedes, 
z. B. des Daumens einer Hand, bis zur vollſtändigen Aus⸗ 
bildung zweier Leiber, welche nur durch einen Fleiſch⸗ oder 
Muskelſtrang verbunden ſind, kommen in den verſchiedenſten 
Abſtufungen vor. Bekannt iſt die Diploſomie der 
„Siameſiſchen Zwillinge“, zweier am Bauch verwachſener 
Zwillinge, geboren 1811 in Siam, geſtorben 1874 in Nord⸗ 
amerika, beide kinderreich verheiratet. — Nunmehr wird 
Can. 748 leicht verſtändlich: Jede lebende Mißgeburt, welche 
einer menſchlichen Mutter entſtammt, iſt wenigſtens be⸗ 
dingungsweiſe zu taufen. Jede Doppelbildung, welche ent⸗ 
weder ein doppeltes Nervenſyſtem (Gehirn) oder doch einen 
doppelten Blutzirkulations⸗ (Herz), Atmungs⸗ (Lungen) oder 
Verdauungsapparat (Magen) aufweiſt, iſt doppelt zu taufen: 
einmal bedingungslos, dann der Nebenteil bedingungsweiſe. 
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Selbſtverſtändlich wären Bildungen wie die „Siameſen“ 
an beiden Körpern, und zwar bedingungslos, zu taufen. 


Man hat die Mißgeburten zuweilen als Zwiſchenſtufen zwiſchen 
Menſch und Tier betrachtet. „Linné, der Vater der Syſtematik“, redet 
von einem homo ferus und einem homo monstrosus. Ferdinand Birk 
ner gibt von den behaarten mißgebildeten und beſchwänzten Menſchen 
in dem Werke „Der Menſch aller Zeiten“ II („Die Raſſen und Völker 
der Menſchheit“) S. 292—300 eine nüchterne Erklärung: kein Gedanke 
von einer Zwiſchenſtufe; den Erſcheinungen liegt außergewöhnliche 
Wachstumſteigerung, Hemmungsbildung oder krankhafte Entartung zu- 
grunde. — Ja, es gibt Fälle, daß normal geborene Kinder im Laufe der 
Zeit, beſonders um das vierte Lebensjahr, zu außerordentlichen Gebilden 
(monstra) ſich entwickeln; vgl. Magnus Hirſchfeld: „Geſchlechtliche 
Entwicklungsſtörungen“ (Bonn 1917) S. 74-76. — Cangiamila, 
ein Zeitgenoſſe Benedikts XIV. (1740 —58), gibt acht Gründe menſch⸗ 
licher Mißbildungen (Embryologia sacra p. 158), von denen wir hervor⸗ 
heben: Virilis seminis pravitas (Rauſch, Syphilis, nahe Blutsverwandt⸗ 
ſchaft); natura ludens (wie in der Pflanzen- und Tierwelt); mulierum 
phantasia, tenellum embryonem immutans („Verſchauen“); divina 
miracula. — Bezüglich der Doppelbildung beachte man: a) Sind 
zwei Köpfe vorhanden, jo find auch zwei ſelbſtändige Perſonen vor- 
handen, wie der in Sardinien 1829 beobachtete Fall beweiſt; denn die 
beiden Köpfe wieſen verſchiedene Gemütsſtimmungen auf, zuweilen 
ſchlief der eine, während der andere wachte (Annales des sciences na- 
turelles. Fevrier 1830). b) Iſt ein Kopf vorhanden, jedoch andere 
Doppelbildungen, ſo iſt der Kopf bedingungslos zu taufen, die beiden 
gleichgeordneten Körperteile oder wenigſtens der untergeordnete Teil 
bedingungsweiſe. Die „Philosophical transactions“ ſtellen Zwillinge 
dar im Alter von dreizehn Jahren, von denen der eine, ein „Akardiakus“, 
in der Schambeingegend mit dem vollentwickelten verwachſen war. Die 
unteren Extremitäten und die Geſchlechtsteile ſind (bei beiden) vollſtändig 
ausgebildet, jedoch erſtreckt ſich der Wille des normal gebildeten Kindes 
nicht auf die Bewegung ſeines, wie er ihn ſelbſt nennt, „kleinen Bruders“ 
(vol. 79 pag. 160 bei Ol fers S. 31). c) Keine Rolle bei der Spendung 
der Taufe, wohl aber bei der Namengebung und bei der Ehe, ſpielt der 
hermaphroditismus verus; vgl. Magnus Hirſchfeld: „Sexuelle Zwi⸗ 
ſchenſtufen“ (1918) S. 85 f. — Das Rituale Romanum gibt für die Taufe 
der Mißgeburten ſowohl wie für jene der Doppelbildungen treffliche 
Vorſchriften tit. 2 c. 1 nn. 18—21, an die man ſich am beiten hält. 


4) Findlinge. „Ausgeſetzte Kinder und 
Findlinge ſind bedingungsweiſe zu taufen; ausgenom⸗ 
men den Fall, daß nach ſorgfältiger Prüfung die Taufe feſt⸗ 
ſteht“; R. R. tit. 2 C. 1 n. 17; tit. 10 c. 3. Findelkinder find 
nur dann nach katholiſchem Ritus zu taufen, wenn gerecht⸗ 
fertigte und vernünftige Hoffnung ihrer katholiſchen Erziehung 
beſteht Cann. 750 und 751. In die Taufmatrikel muß einge⸗ 
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tragen werden der Tag, der Ort und die Perſon des Auffinders; 
das ungefähre Alter, endlich die näheren Umſtände der Taufe. 
5) Kinder von Andersgläubigen. Der 
Unterſchied zwiſchen ungetauften und getauften akatholiſchen 
Eltern äußert ſich bei der Taufpflicht darin, daß dieſe ver— 
pflichtet find, ihre Kinder taufen zu laſſen, weshalb die Kirche, 
objektiv geſprochen, ein Anrecht auf die Taufe der Kin⸗ 
der getaufter Akatholiken hat, während bei den Kindern der 
Ungetauften keine derartige Pflicht und kein ſolches Anrecht 
vorhanden iſt. Wenn aber auch nur ein Ehegatte getauft 
iſt, liegt Pflicht und Recht dieſer Art vor 1 Kor 7, 14; Cann. 
1060; 1113; 1131 $ 1; 1132; 2319 § 1 n. 3; S. Off. d. 6. (8.) 
Iul. 1898 ad IV. — Praktiſch jedoch betätigt ſich das 
Anrecht der Kirche nach Maßgabe der Cann. 750 und 751. 
Kinder akatholiſcher Eltern (ungetaufter und getauf⸗ 
ter Akatholiken, ſowie abgefallener Katholiken) dürfen auch 
gegen den Willen der Eltern katholiſch getauft werden: 
a) wenn eine Todesgefahr für das Kind bis zur Er⸗ 
langung des Vernunftgebrauches begründeterweiſe angenom⸗ 
men werden kann; b) außer dieſer Todesgefahr, wenn, 
katholiſche Erziehung zu erwarten iſt in 
folgenden Fällen: a) bei Zuſtimmung der Eltern bzw. Vor⸗ 
münder (Erziehungsberechtigten) oder wenigſtens eines Teiles 
derſelben; 5) falls die Erziehungsberechtigten (Vater, Mutter, 
Großvater, Großmutter, Vormünder) fehlen, ihr Erziehungs⸗ 
recht verloren ging oder ſie es in keiner Weiſe ausüben können; 
vgl. „Handbuch“ I? S. 82; S. Off. d. 6. (7.) Sept. 1899 circa 
baptizandos Goagiros (in Columbia, ME. 11, 291). 


III. Taufe Erwachſener. 1) Gültigerweiſe 
kann ein Erwachſener nur dann getauft werden, wenn er will, 
d. h. wenn er wenigſtens habituell die Intention hat, ge⸗ 
tauft zu werden Cann. 754 § 2 n. 2; 752 § 1. Erlaubter⸗ 
weiſe darf ein Erwachſener nur dann getauft werden, 
wenn er der Erkenntnis und dem Herzen nach gut vorbe⸗ 
reitet iſt, weshalb er auch zu einem Reueakt über ſeine Sünden 
anzuhalten iſt Can. 752 8 1. 

Der Bekehrung (Konverſion) Andersgläubiger iſt eine Vorbe⸗ 
reitungszeit (Katechumenat) vorauszuſchicken aus einem drei- 
fachen Grunde: a) daß die heilige Kirche vor Schaden bewahrt werde 
(„ob sautelam Eeclesiae“); b) daß die Perſon größeren Nutzen erziele 
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(„ob utilitatem Convertendi“); e) daß das heilige Sakrament möglichſt 
würdig empfangen werde („ob reverentiam Sacramenti“), St. Th o- 
mas, in Summa Theol. III q. 68 a. 3. — Die Vorbereitung umfaßt: 
1) die Prüfung und Läuterung des Beweggrundesz; 2) den Unter⸗ 
richt in den notwendigen Glaubenswahrheitenz 3) die Reini⸗ 
gung und Ausſchmückung des Herzens. 

1) Mit großer Vorſicht ſind jene Akatholiken aufzunehmen, denen 
die Konverſion entweder gewiſſe zeitliche Vorteile verſpricht oder 
die in der Konverſion eine gewiſſe Beruhigung ihrer unruhigen Nerven 
ſehen; vgl. Paſſauer Monatsſchrift II 153; M. Scharlau (Magda 
Alberti): „Kämpfe“ (1919). In dieſem lehrreichen Bekehrungsbilde 
wird immer wieder die Notwendigkeit des Suchens und Findens der 
Wahrheit betont; alle anderen auch edlen Motive treten in den Hinter- 
grund. Würde die Taufe nicht in ſich, ſondern ausſchließlich als Mittel 
zur Erreichung zeitlicher Vorteile gewollt, ſo wäre ſie ungültig. Der Jude 
Nehemias Tiſchmann wurde auf ſeiner „Fahrt“ von Schleſien nach Trier 
in den katholiſchen Pfarrhäuſern katholiſch, in den proteſtantiſchen prote- 
ſtantiſch der zeitlichen Vorteile willen. 

2) Der Konvertiten unterricht ſoll möglichſt vollſtändig 
ſein, doch richtet ſich derſelbe hauptſächlich nach der bisherigen 
Kenntnis und Annahme und nach den künftigen Anforderungen. 
Außer den vier Wahrheiten, welche unbedingt (necessitate medii) gekannt 
ſein müſſen (Daſein Gottes; Gott der Vergelter; Dreifaltigkeit; Menſch— 
werdung und Erlöſung), ſind dem Katechumenen beizubringen die Wahr⸗ 
heiten, deren Kenntnis vorgeſchrieben iſt (Sakramente; Gebote Gottes; 
Vaterunſer, Apoſtoliſches Glaubensbekenntnis und Gebote der Kirche), 
vgl. Monita ad Missionarios Provinciae Schantung-Meridionalis. 1886. 
Puoli, pag. 25. Selbſtverſtändlich müſſen jene Wahrheiten gründlich be- 
handelt werden, von welchen der Katechumene ein vorurteilsvolles Wiſſen 
hatte, z. B. Primat und Unfehlbarkeit; Heiligenverehrung; Beicht und 
Ablaß uſw. — Das beſte Buch für den Unterricht iſt der katholiſche 
Katechismus; vgl. M. Regina Mo ft: „Gehe hin und künde“ (1919) 
S. 71. Andere empfehlenswerte Werke find: Robert Bellarmin S. J.: 
Disputationes de controversiis christianae fidei adversus huius tem- 
poris haereticos 1542, ein Buch, deſſen Wert uns die Gegner beweiſen 
(Béza: „Wir find verloren; dieſes Buch ſtürzt die ganze Reformation“; 
Königin Eliſabeth von England, welche es unter Todesſtrafe verbot 
und in Cambridge einen eigenen Lehrſtuhl zu deſſen Widerlegung er- 
richtete; vgl. Hamon M.: „Vie de s. Francois de Sales“, 1896 I page 
150); Joh. Adam Möhle r: „Symbolik“ (1832; 9. Aufl. 1884); Ludwig 

ammerſtein 8. J.: „Erinnerungen eines alten Lutheraners“ 
(5. Aufl. 1904) und feine übrigen Schriften: Scheffmacher J. J., 
S. J.: „Kontroverskatechismus“ (in vielen Auflagen). — Sehr lehrreich 
ſind die Konvertitenbilder von Räß und Weiß; jene von 
Roſenthal; Einzelkonvertitenbilder (Selbſtbiographien): „Von der 
proteſtantiſchen Theologie zum katholiſchen Prieſtertum“ (Erfurt 1896); 
„Zurück zur heiligen Kirche“ n von Prof. Dr. A. von Ruville (Ber⸗ 
lin, Walther 1910); M. Regina Moſt: „Gehe hin und künde“ (1919); 
M. Scharlau: „Kämpfe“ (1919); „Führungen zur Wahrheit“ von 
Stelzig (Manz 1857) und viele andere. — Eine treffliche Kon ver— 
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titenbibliothek gibt J. Maiworm-⸗Schönebeck (Elbe) in der 
LOS. 1923 S. 319—324. 

3) Der Katechumene muß in das katholiſche Leben eingeführt 
werden (Beſuch der Meſſe, Faſten; Werke der Buße und Nächſtenliebe uſw.) 
Zum Schluß find geiſtliche Übungen zur unmittelbaren Vorbereitung 
ſehr empfehlenswert. — Von Konvertiten darf man nicht Vollkommen⸗ 
heit verlangen; anderſeits muß der Übereifer gezügelt werden. 


Nach der „Verfaſſung des Deutſchen Reiches“ vom 11. Auguſt 1919 
ſind „die bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten“ un⸗ 
abhängig vom Religionswechſel. „Die Behörden haben nur ſoweit das 
Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft zu fragen, 
als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine geſetzlich angeordnete 
ſtatiſtiſche Erhebung dies erfordert“ Art. 136. In Bayern geſchieht 
der Austritt aus einer Religionsgeſellſchaft bei dem Standesamte; 
in Preußen bei dem Amtsgericht, „Handbuch“ 12 S. 86, 272. Das 
Entſcheidungsalter für den Austritt iſt in ganz Deutſchland das 
vollendete 14. Lebensjahr. Reichsg. 15. Juli 1921 § 5 (a. a. O. 270). 


2) Taufe der Erwachſenen in außer⸗ 
ordentlichen Fällen: a) In Todesgefahr 
genügt zur Spendung der Taufe, wenn ein genauerer Unter⸗ 
richt in den Hauptwahrheiten (mysteria necessitate medii 
scienda) des Glaubens unmöglich iſt, eine erkennbare Zu⸗ 
ſtimmung zu denſelben und das ernſte Verſprechen, die Ge⸗ 
bote der chriſtlichen Religion (mandata divinae legis) zu beob⸗ 
achten. Kann der Ungetaufte nicht einmal die Taufe erbitten, 
ſo darf er bedingungsweiſe getauft werden, wenn er vorher 
oder augenblicklich wenigſtens wahrſcheinlich ſeine Intention 
kundgegeben hat. In letzterem Falle muß die Taufe bei 
ſpäteren klaren Verhältniſſen bedingt wiederholt werden 
Can. 752 §8 2 u. 3. — b) Die gleichen Grundſätze gelten für 
die Irrſinnigen („amentes et furiosi“), ſowie für die 
an Schlafſucht oder Gehirnentzündung Leidenden („qui 
lethargo vel phrenesi laborant“), wenn ſie erwachſen und dem 
Tode nahe ſind. Sonſt ſind lichte und geſunde Augenblicke ab⸗ 
zuwarten, in welchen ſie nach Möglichkeit zu unterweiſen und 
vorzubereiten ſind Can. 754 88 2—4; vgl. oben II. 


§ 7. Außere Umſtände der Tanffpendung. 
Zu den die Taufſpendung begleitenden äußeren Um⸗ 
ſtänden gehören: die Riten und Zeremonien; die Zeit und der 
Ort der Taufſpendung. 
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I. Riten und Zeremonien Cann. 755—761; 753. 


1) Die gewöhnliche Form der Taufſpendung ſowohl bei 
Kindern als bei Erwachſenen iſt die feierliche, wie ſie im 
Anſchluß an das Römiſche Rituale (tit. 2 e. 2 = Kindertaufe; 
tit. 2 cc. 3 u. 4 = Erwachſenentaufe) die Diözeſanritualien an⸗ 
geben Can. 755 § 1. Die Privattaufe d. h. die Taufe 
ohne Zeremonien (Can. 757 § 2) darf angewendet werden: 
1) in der Todes gefahr; 2) in den Miſſionen bei 
Abweſenheit des Prieſters oder bei Schwierigkeit, ihn auf- 
zuſuchen SC. de Pr. F. dd. 27. Ian. 1788; 16. Ian. 1804 (Coll. 
593, 674); 3) bei der bedingten Wiederholung der Taufe 
Andersgläubiger Can. 759. 

Wird die Privattaufe in der Todesgefahr von 
einem Laien oder von einem Kleriker geſpendet, der nicht 
wenigſtens Diakon iſt, ſo wird nur das Weſen des Sakramentes 
geleiſtet Can. 759 § 1, alſo die Frage nach dem Willen und 
der Taufakt ſelbſt, wobei ein Pate beigezogen werden kann 
Can. 762 § 2. Sit der Spender der Privattaufe Diakon oder 
Prieſter, jo werden dem Taufakte die nachfolgenden Zere⸗ 
monien angefügt, wenn die Zeit reicht und die notwendigen 
Gerätſchaften (Chriſam, Kleid und Kerze) zu haben ſind 
Can. 759 8 1. 

Außer der Todesgefahr iſt zur Anwendung der Privat- 
taufe ſtets die Erlaubnis eines kirchlichen D bern notwendig: 
des Ordinarius, wenn getaufte Andersgläubige beim 
Eintritt in die heilige Kirche wegen eines begründeten Zwei⸗ 
fels (Can. 732 § 2) bedingungsweiſe nachzutaufen ſind Can. 
759 § 2; ſonſt des Apoſtoliſchen Stuhles. So 
gewährte Leo XIII. durch die Propagandakongregation der 
„ſpaniſchen Geſellſchaft für die Transatlantiſche Schiffahrt“ 
am 24. März 1896 unter Nr. 3 die Vollmacht, daß die Kapläne 
den auf dem Schiffe zu taufenden Kindern nur die Privat⸗ 
taufe ſpenden könnten, mit der Pflicht, das Taufzeugnis dem 
Pfarrer der Eltern auszuhändigen (ME. 14, 107). 

2) Die Erwachſenentaufe iſt reich an tief⸗ 
ſinnigen Zeremonien, welche auch Bezug nehmen auf den Un⸗ 
glauben, den der Konvertit verlaſſen will. In neuerer Zeit 
mehren ſich die Fälle, daß getaufte Akatholiken und ſelbſt 
gleichgültige Katholiken ihre Kinder ungetauft laſſen. Dieſe 
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Kinder, herangewachſen, bitten um die Zulaſſung zur heiligen 
Kirche. Für dieſe und andere Fälle hat der Kodex geſorgt 
durch Can. 755 § 2: „Aus gewichtigem und vernünftigem 
Grunde kann der Ortsordinarius zulaſſen, daß ſtatt der Zere⸗ 
monien der Erwachſenentaufe jene der Kindertaufe ange⸗ 
wendet werden.“ Hier iſt keine Einſchränkung gemacht. Mag 
es ſich um ungetaufte Nachkommen von ungetauften Heiden, 
Mohammedanern oder Juden handeln oder um ſolche von ge- 
tauften Irrgläubigen oder Katholiken, ſtets kann der Orts⸗ 
ordinarius die Zeremonien der Kindertaufe geſtatten, wenn 
nur ein gewichtiger Grund vorliegt. 


3) Die Gebräuche (ritus et caeremoniae) bei der 
heiligen Taufe ſind uralt, manche entſtammen den Zeiten der 
heiligen Apoſtel (Be llarminus: Controversiae tom. 3 
J. I in Bapt. c. 24); abgeſehen von den herrlichen Segnungen, 
Exorzismen und Gebeten haben wir ſinnreiche Handlungen, 
welche auf der Heiligen Schrift fußen: Ausblaſung („ex- 
sufflat“), Hauchung („halat“ tit. 2 c. 4 nn. 8 u. 9), Genuß 
des Salzes; Einführung in die Kirche; Beſtreichung der Naſe 
und der Ohren mit Speichel; Salbung mit Katechumenenöl; 
Salbung mit Chriſam; Übergabe des weißen Kleides und der 
Kerze; vgl. St. Auguſtin: De Symbolo ad Catechumenos 
J. 4 c. 1 tom. 9. Wegen der tiefen Bedeutung und Erhaben⸗ 
heit und ob des hohen Alters dieſer Taufriten verhielt ſich der 
Apoſtoliſche Stuhl gegen wiederholte Bitten der Miſſionäre 
in Indien, China und Japan durchaus ablehnend, und wenn 
wirklich Indulte gewährt wurden, ſo blieb der Widerruf nicht 
aus. Erſt am 19. Jan. 1912 erhielt die Bitte des Biſchofs von 
Nagpur (Madras, Oſtindien) um Geſtattung gewiſſer 
Auslaſſungen bei den Taufen von Häretikern und Ungetauften 
abſchlägigen Beſcheid (ME. 24, 348, wo die Entwicklung der 
Frage bis auf die neueſte Zeit eingehend behandelt iſt). 


Wurden die Zeremonien bei Spendung der Taufe 
aus irgend einem Grunde ausgelaſſen, ſo ſind ſie möglichſt 
bald in der Kirche nachzuholen, außer der Ortsordina⸗ 
rius geſtattet die Auslaſſung derſelben bei der bedingten 
Taufſpendung erwachſener Irrgläubiger Can. 759 $ 3. Die 
Nachholung umfaßt: a) die Zeremonien vor und nach dem 
Taufakte; b) die Zeremonien vor der Taufe bis zur Frage 
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„Willſt du getauft werden“ ausſchließlich, wenn ein Prieſter 
oder Diakon die Riten nach der Taufe ſchon beim Taufakte 
angewendet hat. „Wenn die Taufe bedingungsweiſe wieder⸗ 
holt wird, ſo ſollen die Zeremonien, ſoweit ſie in der erſten 
Taufe unterlaſſen wurden, nachgeholt werden, außer bei 
den bedingt wiederholten Taufen an Häretikern, ſoweit dies 
der Ortsordinarius geſtattet (Can. 759 §8 3 u. 2); wurden 
aber die Zeremonien bei der erſten Taufe bereits beobachtet, 
ſo können ſie bei der zweiten wiederholt oder weggelaſſen 
werden“ Can. 760. — Der Umſtand, daß die Taufe bereits 
geſpendet iſt, macht kleine Veränderungen in den Worten 
vor dem Taufakte notwendig, welche im R. R. tit. 2 c. 5 8 J 
(Kindertaufe) und § II (Erwachſenentaufe) im Zuſammen⸗ 
hange angegeben ſind, während die Diözeſanritualien die 
Veränderungen bei der gewöhnlichen Taufſpendung 
angeben. 

1) Die Erteilung der Privattaufe (Can. 737 8 2) und die ſpätere 
Nachholung der Zeremonien iſt außer den oben behandelten Fällen 
(Can. 759 $$ 1 u. 2) unſtatthaft. Doch ſcheint in Frankreich eine einge- 
wurzelte gegenteilige Gewohnheit zu beſtehen, ſo daß ſich ein eigenes 
Wort für den Taufakt „ondojement“ eingebürgert hat. Der Biſchof 
von Autun, welcher vergebliche Anſtrengungen dagegen gemacht hatte, 
erhielt von Rom die Weiſung „Ad mentem“, S. C. C. d. 14. Apr. 1894, 
wie es ſcheint eine Duldung mit der Mahnung, den Mißbrauch allmählich 
zu beſeitigen (ME. 82; 100). Noch ſchlimmer iſt der Mißbrauch des Auf- 
ſchubes der ganzen Taufe auf Wochen, Monate und Jahre hinaus, 
wie ihn der Biſchof von Anglona und Turſi (Süditalien) bekämpfte und 
Papſt Leo XIII. in dem Schreiben „Gratae vehementer“ vom 13. Aug. 
1899 verurteilte (ME. 11, 54 u. 261). — 2) Die rituellen Worte bei der 
Taufſpendung ſind in lateiniſcher Sprache zu ſprechen; das gilt 
bei Prieſtern (und Klerikern) auch für die Spendung der Nottaufe 
S. Off. d. 13. (14.) Apr. 1904 ad II (ME. 16, 245). Indes können und 
ſollen die an die Paten gerichteten Fragen und deren Antworten zu— 
erſt in der lateiniſchen und dann in der Mutterſprache der Paten 
geſprochen werden, S. R. C. d. 5. Mart. 1904 ad IV (Utinen.). Zuweilen 
hat der Apoſtoliſche Stuhl geſtattet, daß dieſe Fragen und Antworten 
in der Mutterſprache allein erteilt werden wegen unvordenklicher Ge— 
wohnheit S. R. C. in Parisien. d. 12. Sept. 1891 (ME. 71, 246). — 3) Neben 
den Riten, welche das Rituale vorſchreibt, gibt es noch Gebräuche, 
welche die Spendung eines ſo großen Sakramentes wie ein erhebender 
Schmuck umgeben; man denke an die rege Beiwohnung des gläubigen 
Volkes, an das Glockengeläute oder das Orgelſpiel, auch die Würde des 
Spenders. Der Apoſtoliſche Stuhl hat dieſe Gebräuche ausdrücklich 
anerkannt, indem er den Diözeſangebrauch erlaubte, ja belobte, wonach 
die ſe Gebräuche bei Kindern aus bloßen „Zivilehen“ oder aus unerlaubten, 
ja ehebrecheriſchen Verhältniſſen wegfielen 8. C. C. d. 31. Iul. 1867 (ME 25, 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 4 
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119). Dagegen verwarf die Ritenkongregation den Mißbrauch, welcher 
bei der heiligen Taufe den Kindern der Reichen äußere Ehren zuwies, 
die den Kindern der Armen verſagt blieben, S. R. C. in Clusina d. 12. Mart. 
1904 (ME. 16, 109). 

4) Bei der Erwachſenentaufe find zwei be- 
ſondere Vorſchriften im Auge zu behalten: a) Es geziemt 
ſich, daß der Prieſter, welcher die Erwachſenentaufe erteilt, 
und die Perſonen, welche ſie empfangen, ſoweit ſie geſund 
ſind, die Nüchternheit von Mitternacht an (ieiunium 
naturale) beobachten. b) Soweit nicht gewichtige und dring⸗ 
liche Urſachen entgegenſtehen, ſoll der getaufte Erwachſene 
Nach dem heiligen Meßopfer anwohnen und die heilige 

ommunion empfangen Can. 753. Aus dieſem Kanon 
ergeben ſich die weiteren Folgerungen, daß die Erwachſenen⸗ 
taufe nach Möglichkeit am Vormittage abgehalten 
werde, nicht nach Schmauſereien und Gaſtmählern R. R. 
tit. 2 c. 3 n. 9; vgl. Cann. 744; 772. Das Salz, welches der 
Katechumne vor der Taufe genießt (R. R. tit. 2 c. 4 n. 15) 
hindert den Empfang der heiligen Kommunion nicht. Spen⸗ 
det ein Biſchof die heilige Taufe, ſo empfängt der Täufling 
vor der heiligen Meſſe die Firmung R. R. tit. 2 c. 4 n. 51. 

5) Taufnamen. „Sorge der Pfarrer ſoll es ſein, 
daß dem Täufling ein chriſtlicher Name beigelegt werde; 
können ſie das nicht erreichen, ſo ſollen ſie dem von den Eltern 
gegebenen Namen einen Heiligennamen beifügen und beide 
Namen in die Taufmatrikel eintragen“ Can. 761. i 

Erläuterung: a) Das Recht, den Taufnamen zu wählen, haben 
der erwachſene Täufling und für Kinder die Eltern bzw. die 
Erziehungsberechtigten; auch die außereheliche Mutter hat dieſes Recht. 
Mißbrauchen die Berechtigten dieſe Vollmacht, ſo hat der Pfarrer oder 
ſein Vertreter verbeſſernd einzugreifen. b) Die Sorge des Pfarrers 
kann ſich betätigen in der Katecheſe und Predigt oder in Vereinsvorträgen, 
unmittelbar aber vor der heiligen Taufe. Hier hat der Pfarrer zu wachen, 
daß keine „unſittlichen, märchenhaften oder lächerlichen Namen gegeben 
werden, nicht Namen von Göttern oder gottloſen Heiden, ſondern wo⸗ 
möglich Heiligennamen“. Wie bei der Geburt das Kind den Namen 
der Eltern erhält, ſo ſoll es bei der Wiedergeburt als Gotteskind einen 
himml ſchen Namen bekommen, den Namen eines Heiligen, deſſen Leben 
dem Täufling ein Beiſpiel und deſſen Fürbitte ein Schutz iſt R. R. tit. 2 
c. 1 n. 54. Außer den Namen der Heiligen können auch ſolche von Ge⸗ 
heimniſſen des chriſtlichen Glaubens gewählt werden, wie das 
in roman ſchen Ländern häufig geſchieht, wie Natalis, Paſchalis; Imma⸗ 
kulata; Annuntiata, Aſſunta, Mercedes, Dolores. — Bezüglich der Götter⸗ 
und Heidennamen halte man ſich an das Römiſche Martyrologium, in 


$ 7. Außere Umſtände der Taufhandlung. 51 


welchem fich nicht wenige heilige Träger ſolcher Namen finden, ein heiliger 
Apollo (21. April); Mercurius (25. Nov. u. 10. Dez.); Hermas (9. Mai); 
Saturnius (26 Heilige); Minervus (23. Aug.); Heraclius (6 Heilige); 
die berühmten Heiden haben nicht ſelten einen Namensvetter, der zur 
Heiligkeit gelangte, jo Ariſtides (31. Aug.); Sokrates (19. Apr. u. 17. Sept.) 
und Kanthippa (23. Sept.); Romulus (5 Heilige) und Remus (San Remo). 
Unter den Kardinälen finden wir ſolche mit den Vornamen Hannibal, 
Hektor, Herkules uſw.; vgl. Kaufmann: „Epigraphik“ (1917) S. 35. 
Es wird einem findigen Seelſorger nicht ſchwer fallen, ähnlich klingende 
Heiligennamen zu finden. Freilich wenn der Name eine Verſpottung 
der katholiſchen Religion oder eine Gottesläſterung bedeutet, ſo könnte 
der Taufende derartige Namen überhaupt nicht zulaſſen; immerhin 
dürften ſolche Eltern ihr Kind auch nicht zur Taufe bringen. o) Auch im 
ſpäteren Leben ſoll der Taufname des Kindes hochgehalten werden; da— 
hin kann der Seelſorger wirken durch das eigene Beiſpiel, indem 
er ſeinen Taufnamen auch tatſächlich führt, dann indem er in der Schule 
und im perſönlichen Verkehre jede Entſtellung oder Verſtümmelung der 
Taufnamen vermeidet. Das Reichsgeſetz über die „Beurkundung des 
Perſonenſtandes“ vom 6. Febr. 1875 verlangt im § 22 die Eintragung 
auch des Vornamens in das Geburtsregiſter. „Standen die Vor— 
namen des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht feſt, ſo ſind dieſelben 
nachträglich und längſtens binnen zwei Monaten nach der Geburt anzu- 
eigen“. Das in der Rheinpfalz geltende Geſetz vom 11. Germinal XI 
dere daß nur „ſolche Vornamen genommen werden dürfen, welche 
in den Kalendern vorkommen oder aus der alten Geſchichte bekannt 
find”; vgl. PMS. Bd. 5 S. 124; Bd. 10 S. 192; Bd. 15 ©. 430. — 
Das Rituale ſetzt voraus, daß der Taufname ſchon vor der Taufhand— 
lung gegeben iſt (R. R. tit. 2 c. 1 n. 55); ſo auch in der morgenländiſchen 
Kirche; vgl. Lübeck: Die chriſtl Kirchen des Orients S. 165. 


II. Zeit der Taufe. 1) Die Kinder katholiſcher 
Eltern und jene akatholiſcher Eltern, welchen die Taufe ge- 
währt werden kann nach den Cann. 750—51, ſollen mög- 
lichſt bald zur Taufe gebracht werden. Der heilige Alfonſus 
hält jene Anſicht für die richtigere, welche eine ſchwere 
Sünde nur dann annimmt, wenn die Taufe über elf Tage 
ohne Grund hinausgeſchoben wird, Theol. mor.: De baptismo 
n. 118 ad II. Da die Lebenszähigkeit gerade unmittelbar nach 
der Geburt die größte iſt, ſo haben die eifrigen Katholiken recht, 
wenn ſie ihre Kinder aus übernatürlichen und natürlichen 
Gründen möglichſt bald der Taufgnade teilhaftig machen 
R. R. tit. 2 c. 1 n. 15; Leos XIII. Schreiben „Gratae“ d. 
22. Iul. 1899, unbeirrt von dem Beiſpiele Andersgläubiger 
und glaubensſchwacher Katholiken. „Pfarrer und Prediger 
ſollen häufig die Gläubigen an dieſe ſchwere Pflicht erinnern“ 
Can. 770. — Die feierliche Kindertaufe kann zu jeder Ta⸗ 
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geszeit geſpendet werden Can. 772; natürlich wäre auch 
die Nachtzeit, z. B. im Anſchluß an die Chriſtmette, nicht 
gerade verboten. 

2) „Die Privattaufe kann aus zwingendem Grunde 
zu jeder Zeit und an jedem Orte erteilt werden“ Can. 
771; dies gilt vor allem von der Nottaufe. Zur Zeit des 
Interdikts darf auch die feierliche Taufe geſpendet werden, 
nur haben die äußerlichen Feierlichkeiten (Glockengeläute, 
Orgelſpiel uſw.) zu unterbleiben Can. 2271 n. 2. 

3) Die Erwachſenentaufe iſt am Tage zu 
ſpenden, und zwar am Vormittage, KR. KR. tit. 2 c. 3 
nn. 8. 9. 51. Freilich geziemt es ſich die Erwachſenentaufe 
nach uraltem Ritus auf die eigentlichen Tauftage (Kar⸗ und 
Pfingſtſamstag) zu verſchieben, namentlich in den Metro⸗ 
politan⸗ und Biſchofskirchen Can. 772. 

III. Ort der Taufe Cann. 771; 773—76. 1) Zur Zeit 
der Apoſtel war ein beſonderer Ort für die Taufe nicht vor⸗ 
geſchrieben; wo ſich Gelegenheit bot, wurde getauft Apg 8, 36 
(Taufe des Beamten der Königin Kandake von Athiopien 
durch den Diakon Philippus). Indes mußte man bald an 
die Einrichtung eines eigenen Taufortes denken. Sobald die 
Kirche den Katakomben entſtieg, wurden auch eigene Tauf⸗ 
kirchen, Taufkapellen, Baptiſterien errichtet; ſo wurde in 
Rom die älteſte Taufkirche „S. Giovanni in Fonte“ vom 
Papſt Silveſter I. (314—335) erbaut, welche Sixtus III. 
(432 —40) vollendete.) In der Taufkirche wurde bis in die 
neueſte Zeit die feierliche Taufe nicht ſelten für alle Pfarreien 
einer Stadt erteilt, jo in Tivoli (S. C. C. d. 28. Iul. 1906). 
Der Grund war, daß urſprünglich der Biſchof allein ordent⸗ 
licher Spender der Taufe war, Benedikt XIV. Inst. 1 
n. 4, und zwar auch dann, als bereits eigene Pfarreien er⸗ 
richtet waren, Martene Eduard: De antiquis Eeclesiae 
Titibus E 2 

2) Die Nottaufe darf an jedem Orte erteilt werden 
Can. 771. Doch ſoll auch hier nach Möglichkeit ein ſchicklicher 
Ort ausgewählt werden, beſonders wenn ein Prieſter oder 
Kleriker dieſelbe erteilt. 


) Berühmte Baptiſterien find noch in Ravenna, Florenz, Piſa, 
5 00 vgl. Graf von Walderdorff: „Regensburg“ (1896) 


$ 7. Außere Umſtände der Taufhandlung. 53 


3) Die feierliche Taufe der Kinder und Erwachſenen ge- 
ſchieht in der Taufkapelle (baptisterium) einer Kirche 
oder einer öffentlichen Kapelle Can. 773; fehlt eine Tauf⸗ 
kapelle, in der Kirche, wo der Taufbrunnen ſich befindet 
R. R. tit. 2 c. 1 n. 28. Selbſtverſtändlich vollzieht ſich die 
Taufe nicht über dem Taufbrunnen oder Taufbecken, ſondern 
über dem Sakrarium der Taufkapelle oder über einem hiefür 
beſtimmten Gefäß. Auch auf einem Altare kann der 
Ordinarius die Spendung der Taufe geſtatten 8. R. C. d. 1. 
Sept. 1888 in Facen. ad 1. 


4) Mit Widerrufung und Verurteilung eines jeden 
Satzungs⸗ und Gewohnheitsrechtes und Privilegs (Cann. 5; 
6 n. 1; 27 8 2; 71 u. 60 § 2) ſoll jede Pfarrkirche ihren eigenen 
Taufbrunnen haben, wobei jedoch ein rechtskräftiges Kumu⸗ 
lativrecht einer anderen Kirche aufrechterhalten bleibt Can. 
774 81. 

In Tivoli hatten die ſieben Pfarreien nur einen einzigen Tauf⸗ 
brunnen, den in der Domkirche. Am 28. Juli 1906 erhielten die ſechs 
anderen Pfarreien das Recht auf einen eigenen Taufbrunnen, wobei es 
jedoch den Gläubigen der Stadt Tivoli unbenommen blieb, ihre Kinder 
zum Taufen in die Domkirche zu bringen (ME. 18, 291—93). Dieſe 
Entſcheidung hat der Kodex zum allgemeinen Rechte erhoben: Jede 
Pfarrkirche hat ein Anrecht auf den Taufbrunnen und auf das Taufrecht 
(Can. 462 n. 1). Hatte jedoch eine Kirche das wohlerworbene Recht, daß 
Täuflinge auch aus anderen Pfarreien zu ihr gebracht werden konnten, 
jo bleibt dieſes Recht aufrechterhalten. Ein ſolches Kumulativrecht be— 
ſitzt ſeit Jahrhunderten die Domkirche von Barcelona für die Stadt 
und Diözeſe Barcelona 8. C. C. d. 27. Aug. 1904 (ME. 16, 341); noch 
weiter geht das Recht der Wallfahrtskirche St. Maria del Pilar 
in Saragoſſa, indem dorthin auch aus anderen Bistümern Kinder zum 
Taufen gebracht werden können 8. C. C. d. 25. Iulii 1908 (ME. 20, 292); 
vgl. Mayrhofer Johannes: „Spanien“ (1918) S. 171 f. Ahnliches 
gilt für St. Peter und für St. Johannes' Baptiſterium in Rom, Blat 
Albert O. P.: Comment. III. 66. 

Die neue Geſetzgebung geht noch weiter. „Der Orts— 
ordinarius kann zu Nutz und Frommen der Gläubigen er— 
lauben oder anordnen, daß innerhalb der Pfarrgrenzen auch 
in einer anderen Kirche oder öffentlichen Kapelle ein Tauf- 
brunnen errichtet werde“ Can. 774 § 2. „Sollte der Täufling 
zur Pfarrkirche oder zu einer andern taufberechtigten Kirche 
wegen der weiten Entfernung oder aus anderen Verhält- 
niſſen ohne ſchweren Nachteil oder Gefahr nicht kommen oder 
gebracht werden können, ſo darf und muß die feierliche Taufe 
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in der nächſten Kirche (öffentlichen Kapelle) innerhalb der Pfarr⸗ 
grenzen geſpendet werden, auch wenn dieſe des Taufbrun⸗ 
nens entbehren“ Can. 775. Der Ortsordinarius kann alſo 
namentlich den Expoſitur⸗, Rektorats⸗ und Lokalkaplanei⸗ 
kirchen das Taufrecht einräumen durch Gewährung des Tauf⸗ 
brunnens. Wenn Can. 775 die Taufe „in proxima ecclesia 
aut oratorio publico intra paroeciae fines“ ermöglicht und 
anordnet, jo find die exempten Kirchen an fich nicht ausge⸗ 
nommen, immerhin darf dadurch keine Störung gemacht 
werden, weshalb die Erlaubnis des Kirchenvorſtandes vor⸗ 
liegen muß. Die Kirchen weiblicher Religioſen ſollen, wenn 
ſie nicht zugleich Seelſorgekirchen ſind, von der Taufſpendung 
ausgeſchloſſen ſein; vgl. Cann. 712 § 3; 1109 § 2; 1225. 


5) „In Privathäuſern darf die feierliche Taufe 
nur unter folgenden Umſtänden geſpendet werden: 1) wenn 
es ſich um Kinder und Enkel von Perſonen handelt, welche 
augenblicklich die oberſte Gewalt über die Völker innehaben 
oder zur Thronfolge berechtigt ſind, ſo oft dieſe ein recht⸗ 
mäßiges Anſuchen ſtellen; 2) wenn der Ortsordinarius ge⸗ 
mäß ſeinem weiſen und gewiſſenhaften Ermeſſen, aus einem 
rechtmäßigen und vernünftigen Grunde, in einem außer⸗ 
ordentlichen Falle es glaubt erlauben zu können“ Can. 776 8 1. 
„In dieſem Falle muß die Taufe mit Taufwaſſer geſpendet 
werden in der Hauskapelle oder wenigſtens an einem an⸗ 
deren geziemenden Orte“ ibi $ 2. 


Erläuterung: a) Hier handelt es ſich nicht um 
eine Nottaufe, ſondern um die feierliche Taufe, weshalb alle 
Riten genau einzuhalten ſind, alſo vor allem die Benützung 
des Taufwaſſers. b) Das gegenwärtige Recht wurde 
zum erſten Male genau umgrenzt auf dem Konzil von Vienne 
(1311) Clem. 1 De baptismo (III 15); mit Recht redet Papſt 
Clemens V. von einem „dekerri, nachgiebig ſein“ gegenüber 
den Königen und Fürſten. Zu den privilegierten Perſonen 
gehören nach „Handbuch“ I? 436 Könige und Fürſten, aber 
auch die ſonſtigen Staatsoberhäupter. c) Nicht 
nur in einem außerordentlichen Einzelfall, ſondern in einer 
außerordentlichen Lage von Fällen kann der Ortsordinarius 
„Haustaufen“ gewähren, wie es auch die Ordinarien nor⸗ 
diſcher Gegenden für die Winterszeit getan haben. 
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d) Der nähere Ort der „Haustaufen“ ift die Hauskapelle 
oder ſonſt ein der Heiligkeit der Handlung entſprechender Ort; 
alſo das Zimmer der Wöchnerin nur im Notfalle, Regens⸗ 
burger Paſtoralerlaß 1869 S. 48 n. 2. 

Man führt zugunſten der Haustaufen an, daß die Kindlein 
durch den weiten Weg, durch die kalte Kirche und das eiskalte Taufwaſſer 
Schaden nehmen könnten. Wird das Kind gut eingemacht, wird es in 
der gewärmten Sakriſtei (oder Taufkapelle) und mit gewärmtem Tauf- 
waſſer getauft, jo entſteht kein Schaden; dagegen iſt die Würde des Gafra- 
mentes viel beſſer gewahrt. „Es iſt und bleibt denn doch einmal ſchöner 
und angemeſſener, die heilige Taufhandlung in würdigem und geweihtem 
Raume vorzunehmen als in profaner Stube“, Herm. Allmers (Pro- 
teſtant): „Römiſche Schlendertage“ S. 386. Nicht die kurze Taufhand⸗ 
lung in der nächſtgelegenen (Can. 775) Kirche gefährdet das Leben des 
Kindes, fondern die Mißbräuche, welche ſich um die heilige Handlung 
wie Schlingpflanzen ranken; tolle Fahrten durch Schnee und Eis; Tauf- 
ſchmauſereien in der rauch- und qualmerfüllten Wirtsſtube, während 
das Kind oft verwahrloſt liegen muß uſw. 


§ 8. die Taufpaten. 


I. Gemäß einer uralten Sitte der Kirche ſoll jedermann 
bei der feierlichen Taufe ſeinen eigenen Paten haben, Can. 
762 8 1. 

Papſt Hygin us ſoll die Patenſchaft zum Geſetze gemacht haben; 
Sandini Antonii „Vitae Pontificum Romanorum“ (Padua 1739) 
S. 22. Jedenfalls kennt Tertullian (160—220) bereits die Taufpaten 
in ſeiner Schrift De baptismo. Für die Patenſchaft als Ehehindernis 
zeugen 530 Kaiſer Juſtinian in 1. 26 C. De nupt. (5, 4) und Papſt 
Gregor II. in en. 4 des römiſchen Konzils von 721. Näheres bei Aſe n⸗ 
ſtorfer Fr.: „Geſchichtliches über die Taufpaten“ in der Linzer Q. S. 
1903 S. 215; Leitner M.: Eherechts S. 170 f. Die deutſchen Aus⸗ 
drücke „Ged, Göd (männlich); God, Gode (weiblich)) — Ded, Död, 
Dod“ ſind uralt. 

II. Pflicht, Paten beizuziehen. 1) Bei der feier⸗ 
lichen Taufe muß ein Pate beigezogen werden, wo immer 
es möglich iſt, ſo daß ſelbſt Religioſen genommen werden 
können (SRC. d. 15. Febr. 1887 D. A. n. 3670) Can. 762 8 1. 
2) Bei der Privattaufe, bei der bedingten Spen⸗ 
dung der Taufe und bei Nachholung der Zeremonien 
ſollen Paten beigezogen werden, wenn es leicht möglich 
iſt Cann. 762 $ 2; 763. a) „Auch bei der Privattaufe 
ſoll, wenn es leicht ſein kann, ein Pate beigezogen wer⸗ 
den“ Can. 762 § 2. Bei der Nottaufe darf die notwendige 
Zeit nicht vergeudet werden zum Aufſuchen eines Paten; 


56 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


ſonſt kann der Pate auch als geeigneter Zeuge der Taufſpen⸗ 
dung dienen Can. 742. — Bei der Privattaufe an bekehrten 
Andersgläubigen (Can. 759 § 2) wird der Pate mit großem 
Nutzen angewendet. — b) Werden die Zeremonien 
nachgeholt, ſo ſoll der Pate niemals fehlen. Der Pate der 
Privattaufe muß bei den Zeremonien wieder beigezogen 
werden. War bei der Privattaufe ein Pate nicht beteiligt, 
ſo ſoll bei den Zeremonien einer beigezogen werden, doch 
wird dieſer nicht geiſtlich verwandt Can. 762 § 2. — c) Bei der 
Taufe, welche bedingt zu ſpenden iſt, ſoll ſtets ein Pate 
beigezogen werden, und zwar der gleiche wie bei der urſprüng⸗ 
lichen Taufe; nur in dieſem Falle überkommt er die geiſtliche 
Verwandtſchaft, ſonſt nicht Cann. 763; 762 § 2. Wenn auch 
Can. 763 § 1 bemerkt: Ein Pate iſt nicht notwendig, wenn 
nicht der gleiche genommen wird bei der urſprünglichen Taufe 
und bei der bedingten Wiederholung derſelben, ſo leuchtet 
das Zweckmäßige der Beiziehung doch aus Can. 762 § 2 ein. 


III. Die Erforderniſſe zur gültigen Übernahme der 
Patenſchaft ſind drei: der Wille; das äußere Zeichen; die 
Rechtsfähigkeit Can. 765. 

1) Die Perſon, welche Pate ſein ſoll, muß die Abſicht 
haben, das Patenamt zu übernehmen ibi n. 1. Hat jemand 
den Vernunftgebrauch nicht erreicht oder hat er nicht den 
Willen, Pate zu ſein, ſo wird das Patenamt nicht übernommen. 
Es genügt die Abſicht der Gevatterſchaftsübernahme im all⸗ 
gemeinen, alſo für die Kinder einer Familie, vgl. S. Off. 
d. > Apr. 1894. 


2) Zur gültigen Übernahme der Patenſchaft gehört die 
Setzung des äußeren Zeichens ibi n. 5. „Will je⸗ 
mand Pate werden, ſo muß er den Täufling beim Taufakte 
in eigener Perſon ober durch einen Stellvertreter körperlich 
halten oder berühren oder aus dem heiligen Quell bzw. 
aus den Händen des Taufenden unmittelbar heben oder ent⸗ 
gegennehmen.“ Was nicht unter die vier Ausdrücke „in actu - 
baptismi tenere aut tangere vel statim le vare 
seu suscipere de sacro fonte aut de manibus bapti- 
zantis“ fällt, macht die Übernahme der Patenſchaft min⸗ 
deſtens zweifelhaft, z. B. das unmittelbare Darbieten 
(offerre), alſo praffifch ungültig Can. 15. 
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3) Von der Rechtsfähigkeit zum Patenamte 
ſind ausgeſchloſſen: a) die Ungetauften Can. 765 n. 1; 
12; b) die Häretiker und Schismatiker, auch 
guten Glaubens Can. 765 n. 2; c) die Erfommuni- 
zierten, die rechtlich Ehrloſen und die der kirchlichen 
Ehrenrechte Beraubten p. s.; d) Kleriker nach 
ihrer Abſetzung oder Degradierung ibi n. 2; e) der Vater, 
die Mutter, der Gatte des Täuflings ibi n. 3; f) Per- 
ſonen, welche der Bezeichnung entbehren, welche der 
(erwachſene) Täufling, deſſen Eltern bezw. Vormünder oder 
bei deren Verſagen die Spender vornehmen können ibi n. 4. 

Einige Ausdrücke ſind durch Verweis auf die Rechtsquellen zu 
klären. Die „rechtliche Ehrloſigkeit, inkamia juris“ wird genauer dargelegt 
in den Cann. 2291 n. 4; 2293-95; „Handbuch“ I? S. 170. Die kirchlichen 
Ehrenrechte („actus legitimi ecclesiastici“) werden aufgezählt in Can. 
2256 n. 2. 

Die Abſetzung eines Klerikers (depositio) wird im Can. 2303 
und die Degradierung (degradatio) in Can. 2305 behandelt. — Das 
Bezeichnungsrecht kommt bei Erwachſenen dem Täufling zu, 
bei Kindern den Eltern oder deren Stellvertretern. Haben dieſe nie= 
manden bezeichnet oder einen Unfähigen (Can. 765) oder einen Untaug— 

lichen (Cann. 764; 766), ſo hat der Spender ergänzend und verbeſſernd 
einzutreten. Erfüllen die Bezeichneten die weſentlichen Bedingungen 
(Can. 765), jo überkommen alle Bezeichneten das Patenamt; alle Nicht- 
bezeichneten werden nicht Paten, auch wenn ſie die Weſensbedingungen 
(Can. 765 nn. 1 u. 5) ſetzen. Wären Paten überhaupt nicht bezeichnet 
worden (was bei Nottaufen vorkommen kann) und erfüllen gewiſſe 
Perſonen die Weſensbedingungen, ſo überkommen ſie das Patenamt 
wahrſcheinlich; denn der Spender hat ſie ſtillſchweigend bezeichnet durch 
die Zulaſſung. Da das Patenamt in letzterem Falle zweifelhaft erſcheint, 
iſt die geiſtliche Verwandtſchaft und damit das Ehehindernis des Can. 1079 
theoretiſch zweifelhaft und ſomit praktiſch als nicht vorhanden zu be— 
trachten Can. 15. 


IV. Erforderniſſe zur erlaubten Übernahme der 
Patenſchaft. Der Kodex ſchließt zu viele, un würdige 
und unpaſſen de Paten in der Weiſe aus, daß die Paten⸗ 
ſchaftsübernahme durch ſie zwar gültig, jedoch unerlaubt 
ift gemäß den Cann. 764 und 766; K. R. tit. 2 c. 1 n. 22. 

1) Bei der heiligen Taufe ſoll nur ein Pate beige⸗ 
zogen werden, ſei es ein Mann oder eine Frau; höchſtens 
zwei Perſonen verſchiedenen Geſchlechts Can. 764. 


2) Als un würdig für das Patenamt gilt jeder 
öffentliche Verbrecher Can. 766 n. 2. 


58 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


Der Kodex zählt die Unwürdigen noch mehr in einzelnen Gruppen 
auf, allein dieſe alle ſind in den öffentlichen Verbrechen bereits einge⸗ 
ſchloſſen. Als Un würdige gelten „die Exkommunizierten, die recht⸗ 
lich Ehrloſen und die der kirchlichen Ehrenrechte Beraubten, wenn kein 
Berurteilungs- oder Erklärungsſpruch vorliegt, ferner die Interdizierten 
wegen eines öffentlichen Vergehens; endlich die tatſächlich Ehrloſen“ 
Can. 766 n. 2. Wie man ſieht, ſetzen alle dieſe Zuſtände ein öffentliches 
Vergehen (crimen publicum) voraus. Wer öffentlich eines kirchlichen 
Verbrechens oder Vergehens ſich ſchuldig gemacht hat, gilt als „publice 
criminosus“, alſo die Gottesläſterer, Meineidigen, Feiertagsſchänder, 
Wucherer, Konkubinarier uſw. 

3) Als unpaſſend ſind anzuſehen: a) Kinder vor 
Vollendung des dreizehnten Lebensjahres, außer der Spender 
findet eine rechtmäßige Urſache der Zulaſſung Can. 766 n. 1; 
b) Perſonen, welche die Grundlehren des Glaubens nicht 
kennen ibi n. 3 u. Can. 769; c) alle Novizen oder Profeſſen 
der religiöſen Genoſſenſchaften, außer die Not drängt und 
wenigſtens der Lokalobere erteilt die ausdrückliche Erlaubnis 
ibi n. 4; d) alle Majoriſten ohne ausdrückliche Erlaubnis des 
eigenen Ordinarius ibi n. 5. 

Iſt bei Religioſen kein Notfall vorhanden, ſo erteilt die Erlaubnis 
die Religioſenkongregation Can. 251, außer es iſt in den Konſtitutionen 
anders beſtimmt. Iſt ein Notfall vorhanden, aber kein Oberer zu erreichen, 
ſo kann das Mitglied einer Kongregation ohne weiteres die Patenſtelle 
übernehmen Can. 762 § 1; S. R. C. d. 15. Febr. 1887, wahrſcheinlich auch 
ein Ordensmann (regularis) oder eine Ordensfrau (monialis). Iſt der 
Religioſe auch Majoriſt, ſo hat für exemte Ordensmänner der General- 
oder Provinzialobere die Erlaubnis zu erteilen Can. 198 $ 1, für nicht⸗ 
exemte Religioſen wird außer der Bewilligung des Ordensobern auch 
jene des Ortsordinarius (Biſchof) benötigt. 


Im Zweifel, ob jemand gültiger- oder erlaubter⸗ 
weiſe zum Taufpatenamt zugelaſſen werden kann, ſoll der 
Pfarrer das Gutachten des Ordinarius einholen, wenn die 
Zeit reicht Can. 767. N 


Die geiſtliche Verwandtſchaft aus der Taufe überkommen 
mit dem Täufling nur der Taufende und der Taufpate Cann. 
768; 742; 762—65; und nur zwiſchen dem Taufenden und 
dem Täufling und zwiſchen dem Taufpaten und dem Täuf⸗ 
ling entſteht das trennende Hindernis der geiſt⸗ 
lichen Verwandtſchaft Can. 1079. Freilich bleibt die geiſt⸗ 
liche Verwandtſchaft hinſichtlich der ſonſtigen Wirkungen 
nach dem alten Rechte beſtehen, E. der Kodexkommiſſion vom 
2.—3. Juni 1918 n. 8 (AAS. X 346). — Es ſteht nach dem 
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allgemeinen Rechte nichts im Wege, daß der Taufende z u⸗ 
gleich das Amt eines Taufpaten übernimmt, indes muß 
letzteres, wenn möglich, durch einen Stellvertreter geſchehen; 
vgl. S. R. C. in Policas tre n. d. 14. Iun. 1873, wo die 
E. lautete „Episcopus confirmans in casu officium patrini 
gerat per procuratorem“. Nach dem neuen Rechte wird zur 
Erlaubtheit gefordert, daß der taufende Majoriſt die Er⸗ 
laubnis des Ordinarius habe. Iſt kein Stellvertreter, z. B. 
bei der Nottaufe, zu haben, ſo muß der Taufende auf das 
äußere Zeichen des „Haltens“ oder „Berührens“ achten. 

Die geiſtliche Verwandtſchaft als trennendes Ehehindernis beſteht 
demnach zwiſchen einem taufenden Manne und dem getauften Mädchen 
(der getauften Frauensperſon) und umgekehrt, ebenſo zwiſchen dem 
männlichen Taufpaten und dem weiblichen Patenkind und umgekehrt. 
Auch die Gevatterſchaft d. h. das Verhältnis zwiſchen dem Tau- 
fenden bzw. Taufpaten und den Eltern bleibt beſtehen, jedoch nicht als 
Ehehindernis. Die weſentlichen Erforderniſſe des Can. 765 nn. 2—4 
gelten für den Paten, nicht aber für den Taufenden. Tauft z. B. ein 
andersgläubiger (getaufter) Arzt ein Mädchen, ſo wird er mit dieſem 
geiſtlich verwandt, wodurch das trennende Ehehindernis entſteht. Tauft 
jedoch eine iſraelitiſche Hebamme einen Knaben, ſo entſteht keine geiſt⸗ 
liche Verwandtſchaft Can. 12. Tauft ein Ehegatte im Notfalle ſeine 
Gattin, ſo tritt die geiſtliche Verwandtſchaft zwiſchen ihnen zwar ein, 
allein ohne Wirkung auf den Gebrauch der Ehe (matrimonium non fit 
elaudicans) Can. 1036; die „nachfolgenden“ Ehehinderniſſe find aus dem 
Kirchenrechte verſchwunden. 


V. Pflichten der Taufpaten. „Mit der Übernahme 
des Patenamts ergibt ſich die Pflicht für die Paten, das 
geiſtliche Kind ſich für immer empfohlen ſein zu laſſen und 
in allen Fragen der chriſtlichen Lebensführung eifrig dafür 
zu ſorgen, daß es während des ganzen Lebens ſich würdig 
erweiſe der bei den feierlichen Zeremonien gegebenen Ver⸗ 
ſprechungen“ Can. 769. — Die Pflichten der Paten ergeben 
ſich auch aus den Namen. Die Paten ſollen a) geiſt⸗ 
liche Väter ſein („susceptores, compatres, patrini; 
commatres, matrinae“), weshalb ihre perſönliche Anweſen— 
heit beim Taufakte zu betonen iſt; b) Bürgen des chriſt⸗ 
lichen Glaubens und Lebens fein („sponsores, fidei iussores“). 

Die bei den feierlichen Taufzeremonien gemachten Verſprechen 
find die der dreimaligen Abſchwörung und des dreimaligen Gla u⸗ 
bensbekenntniſſes. Wer dieſe Verſprechen feierlich in der Kirche 


erneuert, z. B. bei der erſten heiligen Kommunion, nach Exerzitien und 
Miſſionen, gewinnt einen vollkommenen Ablaß unter den gewöhnlichen 
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Bedingungen (Beicht, Kommunion, Gebet nach Meinung des Papſtes), 
S. C. Indulg. d. 27. Febr. 1907 (ME. 19, 262). — Zuweilen iſt die Stellung 
der Paten auch im Staatsrechte anerkannt; vgl. das bayeriſche „Reli⸗ 
gionsedikt“ § 23, wo ihnen ein Aufſichtsrecht über die Kindererziehung 
aus gemiſchten Ehen zuerkannt wird. 


§ 9. Wirkungen und Folgen der Taufe. 

A. Wirkungen der Taufe. Durch die Taufe, die Wieder⸗ 
geburt im Waſſer und im Heiligen Geiſte (Joh 3, 3 ff), er⸗ 
langt der Menſch: 1) die Gnade; 2) den Charakter; 3) die 
Kirchenmitgliedſchaft. Für die volle Wirkung iſt notwendig 
der gültige und würdige Empfang der Taufe Can. 
Ta2es 1; 

1) „Gnade“ bedeutet hier: a) Nachlaß aller Sün- 
den, der Erbſünde und der perſönlichen Sünden, ſowie der 
ewigen und zeitlichen Sündenſtrafenz b) die heilig⸗ 
ende Gnade und damit die Gotteskindſchaft und das 
Erbrecht auf den Himmel; D. B. „Effectus b.“ XII c. 

2) Die Taufe drückt einen unauslöſchlichen Charak⸗ 
ter ein Can. 732; weshalb eine Wiederholung der Taufe ein 
furchtbares Sakrileg wäre, welches das römiſche Recht 
mit Todesſtrafe J. 2 C. Ne s. baptisma iteretur (1, 6), das 
kanoniſche Recht mit Irregularität beſtrafte tit. De 
apostatis et reiterantibus baptisma (V 9). Deshalb mahnt 
das römiſche Rituale, daß namentlich bei Erwachſenen die 
Gefahr der Wiederholung fern gehalten werde. „Unkenntnis, 
Irrtum, aber auch Gewinnſucht“ können eine ſolche Gefahr 
herbeiführen tit. 2 c. 3 n. 14. 

3) Die Taufe bewirkt die Kirchenmitgliedſchaft 
Joh 3, 5; durch dieſelbe wird der Menſch eine eigentliche 
Kirchenperſon (persona), unterworfen allen Kirchen- 
geſetzen und teilhaft aller kirchlichen Rechte, wenn 
nicht ein Hindernis letzteren entgegenſteht Can. 87. 

Von den Getauften find den reinen Kirchenge⸗ 
ſetzen nicht unterworfen: a) die des genügenden Ver⸗ 
nunftgebrauches entbehren; b) außerdem die das ſiebente Le⸗ 
bensjahr noch nicht vollendet haben, wenn nicht das Gegen⸗ 
teil ausdrücklich beſtimmt iſt; e) die ausdrücklich Ausgenom⸗ 
menen, z. B. vom Geſetze der einmaligen Sättigung, Perſonen 
vor dem vollendeten 21. und nach dem begonnenen 60. Le⸗ 
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bensjahre Can. 1254 $ 2; die Akatholiken bezüglich der Ehe⸗ 
eingehungsform Can. 1099 $ 2. 


Eine Frage, welche verhältnismäßig wenig erörtert iſt, betrifft die 
Verpflichtung der zweifelhaft Getauften. Klar 
ſind folgende Sätze: 1) Die zweifelhaft getauften Katholiken und Akatho— 
lifen find den Natur⸗ und göttlich⸗poſitiven Geſetzen unter⸗ 
worfen, z. B. den meiſten Geſetzen der Zehn Gebote. Darum ſind ſie 
auch verpflichtet, Klarheit über ihre Taufe zu erlangen, und wenn dies 
nicht möglich iſt, die Taufe an ſich bedingungsweiſe wiederholen zu laſſen. 
2) So lange der Zweifel dauert, ſind ſie den Geſetzen der Kirche nicht 
unterworfen, welche den Empfang der übrigen Sakra⸗ 
mente betreffen, ausgenommen iſt die Ehe, deren Empfang für ſie 
durch Can. 1070 geregelt iſt; eine gültige Ehe kann aber auch unter Un⸗ 
getauften beſtehen. Ja die zweifelhaft Getauften können die übrigen 
Sakramente gar nicht empfangen (ME. 12, 540). — Bezüglich der übrigen 
Geſetze iſt zu ſagen: Wem ein begründeter Zweifel bezüglich ſeiner 
Taufe entgegenſteht, iſt zur Beobachtung der reinen Kirchengeſetze nicht 
verpflichtet; lex dubia non obligat Cann. 12 et 15. Sind zwei Perſonen 
tatſächlich zweifelhaft getauft und gehen ſie miteinander eine Ehe 
ein, jo iſt dieſe Ehe gültig, auch wenn fie verſchwägert oder in dispen⸗ 
ſierbaren Graden blutsverwandt ſind. Tatſächlich zweifelhaft iſt 
die Taufe, wenn die Materie theoretiſch zweifelhaft iſt, 
z. B. Waſſer, gepreßt aus Blumen, oder eine Taufe, geſpendet in Form 
einer Salbung. War jedoch die Taufe nur der Erkenntnis nach 
zweifelhaft, z. B. weil kein Eintrag in das Taufregiſter erfolgte, ſo gilt 
die Ehe (wie oben) fo lange als gültig, bis nicht klar feſtgeſtellt iſt: die Ehe⸗ 
leute waren in Wirklichkeit getauft, oder die eine war ſicher getauft, die 
andere ungetauft Can. 1070 8 2. 


Die Getauften werden der kirchlichen Rechte teil- 
haftig, wenn ihnen nicht der Mangel der Kirchengemeinſchaft 
oder eine Zenſur im Wege ſteht Cann. 87; 731 § 2. Das gilt 
beſonders von den übrigen Sakramenten Can. 737 § 1. 


Wenn die Glaubensneuerer des 16. Jahrhunderts und ihre Anhänger 
mit unrichtiger Auslegung von 1 Ptr 2, 9 jedem Getauften auch zum 
Prieſter machen wollten, fo verwechſeln fie das allgemeine Prieſter⸗ 
tum, deſſen Aufgabe es iſt, durch ein Leben nach dem Glauben die Welt 
zu erleuchten (ibidem u. Mt 5, 16), mit dem beſonderen, welches 
Chriſtus aus den Gläubigen wählte und bevollmächtigte wie uns die 
Apoſtel (Apg 6, 3. 6; 13, 3; 1 Tim 4, 14; 5, 22; 2 Tim 1, 6; Tit 1, 5 uſw.) 
und Väter bezeugen, ſo Clemens von Rom (vor 100); Ignatius 
von Antiochien (geft. 107), P. Cornelius (251); vgl. D. B. nn. 42; 45; 
Rauſchen Patrologie (1906) S. 25, 29. 


B. Folgen. Iſt die Taufe in der katholi⸗ 
ſchen Kirche geſpendet, jo muß dieſelbe auch aufge— 
zeichnet werden. 
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1) Die Pflicht und das Recht der Aufzeichnung obliegt 


Ne 


dem eigenen Pfarrer und dem Pfarrer des Tau 


ortes Cann. 777; 738 § 2. Deshalb haben alle Taufenden 
(Biſchöfe R. R. tit. 2 Cc. 6, Prieſter, Diakone, Kleriker und 
Laien) die Aufzeichnungen ſofort zu machen, um ſie dem 
eigenen Pfarrer zur amtlichen Eintragung übergeben zu 
können Can. 778. 


2) Das Taufregiſter umfaßt den Namen des 
Täuflings, des Taufenden, der Eltern und Paten des Ge- 
tauften, den Ort und die Zeit der Taufe; dieſe Einträge ſind 
ſorgfältig und unverweilt zu machen Cann. 777 § 1; 470 881 
bis 3. Aus dem römischen Rituale tit. 10 C. 3 ergibt ſich die 


weitere Pflicht, auch die Geburtszeit und den Geburtsort des 


Kindes, die näheren Verhältniſſe ſeiner Eltern und Paten; 
ſowie die Umſtände einer etwaigen Nottaufe; die Erteilung 
der bedingten Taufe und die Nachholung der Zeremonien zu 
regiſtrieren. ) a 

„Handelt es ſich um außereheliche Kinder, ſo 
darf der Namen der Mutt er nur dann eingetragen werden, 
wenn ihre Mutterſchaft öffentlich bekannt iſt, oder wenn die 
natürliche Mutter ſchriftlich oder vor zwei Zeugen darum er⸗ 
ſucht. Der Name des (natürlichen) Vaters darf nur einge⸗ 
tragen werden, wenn er aus eigenem Antriebe ſchriftlich oder 
vor zwei Zeugen darum erſucht oder wenn er aus einem 
öffentlichen Dokumente als Vater bekannt iſt; in den übrigen 
Fällen werde der Neugeborene eingetragen als der Sohn 
eines unbekannten Vaters oder unbekannter Eltern“ Can. 
777 § 2. — Die E. der CC. d. 14. Iul. 1922 ad 8 (AAS. 14, 
528) beſtimmt: „Die Namen der Eltern ſind ſo einzutragen, 
daß jeder Anlaß zum Verluſte des guten Rufes vermieden 
wird; in beſonderen Fällen wende man ſich an die Konzils⸗ 
kongregation“. 

Die Mutterſchaft eines neugeborenen Kindes feſtzuſtellen dürfte 
wohl nicht ſo ſchwierig ſein wie die Vaterſchaft; immerhin fehlen auch 
hier Unterſchiebungen nicht 3 Kg 3, 20 ff. Wenn bei der Vater⸗ 
ſchaft ein Beweis „ex publico authentico documento“ genügt, ſo iſt 
zuerſt an ein kirchliches Dokument zu denken Can. 1813 $ 1; 
indes ſind die ſtaatlichen Dokumente (ibi $ 2) hier ebenfalls beweis⸗ 


) Brauchbare Tauf- und ſonſtige Matrikelbücher liefert die Buch 
handlung Gg. Kleiter, Paſſau. 
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kräftig, z. B. die gerichtlichen, notariellen und ſtandesamtlichen. Es 
wird gut ſein, wenn im Taufregiſter auch die urſprüngliche Quelle no⸗ 
tiert wird. Macht die Mutter Angaben über die Vaterſchaft eines Mannes, 
ſo ſoll dieſe Angabe notiert werden, zwar nicht in den Spalten, ſondern 
in Form einer Anmerkung, z. B. ſo: Pater est, ut mater ait: N. N.; 
ogl. Can. 1076 $ 3. — Bei Findelkindern find die Rubriken: 
1. Zeit; 2. Ort; 3. Perſon der Auffindung; 4. Schätzung der Lebensdauer; 
dann folgen die Spalten für die (bedingte) Taufe, R. R. tit. X c. 3. 

3) Ergänzung des Taufregiſters Can. 470. 
Das Hauptregiſter eines katholiſchen Chriſten bildet 
das Geburts⸗ und Taufregiſter. Darum ſind in dasſelbe ein- 
zutragen alle wichtigen Ereigniſſe des Lebens, nämlich a) die 
Tatſache der heiligen Firmung; b) der Eheabſchluß; c) der 
Empfang der Subdiakonatsweihe; d) die feierliche Ordens⸗ 
profeß Can. 470 § 2. Dazu kommen noch die weiteren ein- 
ſchneidenden Ereigniſſe, nämlich e) wann die betreffende Ehe 
gelöſt (durch Tod, feierliche Profeß, päpſtliche Dispenſe 
Cann. 1118 sqq.) oder für nichtig erklärt wurde Can. 1988; 
f) wann die Perſon die einfachen Gelübde im Jeſu⸗ 
itenorden abgelegt hat Can. 1073; g) wann ein Ma- 
joriſtdispenſiert wurde vgl. Can. 1043 sqq.; h) wann 
eine Ordensperſon mit feierlichen Gelübden davon 
dispenſiert Can. 669 $ 1 oder ſäkulariſiert 
Can. 640 $ 1 n. 2, wann ein Jeſuit mit einfachen ewigen 
Gelübden dispenſiert, ſäkulariſiert oder rechtmäßig entlaſſen 
wurde Can. 669 $ 1. 

4) Nachweis der Taufe Can. 779. Der Empfang 
der Taufe wird nachgewieſen: a) durch ein Taufzeugnis 
auf Grund des Taufregiſters Can. 1816; b) durch das Zeugnis 
des Prieſters, welcher getauft hat Can. 1791 § 1; c) durch 
das Zeugnis zweier einwandfreier Zeugen Can. 1791 8 2; 
d) durch das Zeugnis auch nur eines Zeugen unter fol⸗ 
genden Bedingungen: a) daß niemanden daraus ein Nachteil 
(praeiudieium) erwachſe; 5) daß der Zeuge einwandfrei ſei 
Can. 779 (die Ausſage iſt unter Eid zu machen Can. 1791 $ 2); 
e) durch das Zeugnis des im erwachſenen Alter Getauften, 
wenn es mit einem Eide erhärtet wird und niemand einen 
Eintrag tut Can. 779. 

Ein lehrreicher Fall beſchäftigte 1909 die Konzilskongregation. Der 
Ordinarius von Piazza Armerina Sizilien) berichtete dem 
Apoſtoliſchen Stuhle, daß viele feiner Diözeſanen nach Amerika aus⸗ 
wandern und nach kürzerer oder längerer Zeit in ihre Heimat zurück— 
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kehren, wobei ſie die pfarrlichen Taufzeugniſſe für die in Amerika ge⸗ 
borenen Kinder mitbringen. Die Pfarrer feiner Diözeſe tragen die be- 
zeugten Tatſachen in ein eigenes Taufbuch ein und ſtellen ſpäter auf 
Grund dieſer beſonderen Matrikel Zeugniſſe aus, wobei ſie die gewöhn⸗ 
lichen Taxen anſetzen. Der Diözeſanbiſchof erhielt nun auf verſchiedene 
Anfragen von der Konzilskongregation am 3. Juli 1909 folgende Auf⸗ 
ſchlüſſe: Die Zeugniſſe mit Anſetzung der gewöhnlichen Taxen dürfen 
ausgeſtellt werden, wenn die Eintragung in die heimatlichen Regiſter 
nach den Anweiſungen des Apoſtoliſchen Stuhles erfolgt iſt; nämlich 
a) die Zeugniſſe der amerikaniſchen Pfarrer müſſen eingeſehen und be⸗ 
ſtätigt („vidimate“) fein von ihren Ordinarien; b) der (europäiſche) 
Pfarrer hat dieſe Zeugniſſe an ſeinen Ordinarius einzuſenden, der ihre 
Echtheit prüft entweder in eigener Perſon oder durch einen Bevollmäch— 
tigten, ſtets in Gegenwart des Fiskalanwaltes (ſeit Inkrafttreten des 
Kodex heißt er Promotor iustitiae Can. 1586); c) die amerikaniſchen 
Originalzeugniſſe bleiben im Archiv der biſchöflichen Kurie, die Einträge 
ſind in den einzelnen Pfarreien auf Grund biſchöflicher Ermächtigung zu 
vollziehen, 8. C. C. in Platien. d. 2. Iul. 1909 (ME. 21, 301-305). 


§ 10. die heilige Firmung. 


Quellen: Cann. 780—800; 2365; 544 $ 1; 974 § 1 
. 1; 3 n. 1 0 8:25 1333. 


Im Anſchluß an das Geſetzbuch der Kirche behandeln 
wir dieſes Sakrament in folgenden Kapiteln: Materie und 
Form; Spender; Empfänger; Zeit und Ort; Paten; Wir⸗ 
kungen und Folgerungen. 

I. Weſen der Firmung. „Das Sakrament der Firmung 
muß geſpendet werden durch Handauflegung, verbunden mit 
chrismatiſcher Salbung auf der Stirne, und durch die Worte, 
welche in den von der Kirche beſtätigten Pontifikalbüchern 
vorgeſchrieben find“ Can. 780. „Der Chriſam beim Firmungs⸗ 
ſakramente muß vom Biſchofe geweiht ſein auch dann, wenn 
ein Prieſter auf Grund des Rechts oder eines apoſtoliſchen 
Indults das Sakrament erteilt $ 1. Die Salbung darf nicht 
mit einem Inſtrumente geſchehen, ſondern iſt zu vollziehen 
durch die Hand des Spenders, welche vorſchriftsmäßig auf 
das Haupt des Firmlings gelegt wird“ $ 2 des Can. 781. 


Erläuterung: 1) Entfernte Materie iſt 
alſo der aus Olivenöl und Balſam bereitete Chriſam. 
Ob die Miſchung mit Balſam weſensnotwendig iſt, darüber 
herrſcht keine Sicherheit. Auch das heilige Offizium hat am 
22. (24.) Nov. 1899 hierüber kein klares Recht geſchaffen 
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(ME. 11, 433). Ein Biſchof hatte ohne Schuld nicht wenige 
Kinder mit Katechumenenöl geſalbt. Zu ſeiner Beruhigung er⸗ 
hielt er die Antwort: Sileat. Das hier aufgelegte Stillſchweigen 
bedeutet nicht die zweifelloſe Gültigkeit der Firmung, ſondern 
nur: Da das Sakrament der Firmung zum Heile nicht ſchlecht⸗ 
hin notwendig iſt, da die Kinder ſchwer aufzufinden ſind und 
da Gründe für die Gültigkeit ſprechen, ſo iſt es am beſten, 
zu ſchweigen. Es iſt klare kirchliche Vorſchrift, daß der Chriſam 
ſtets von einem Biſchofe geweiht fein muß, auch wenn 
ein Prieſter auf Grund des Rechts oder eines apoſtoliſchen 
Indultes firmt Can. 781 § 1. Die Weihe geſchieht vorſchrifts— 
mäßig am Gründonnerstag (Can. 734 § 1). Wenn auch 
die Notwendigkeit der Weihe des Chriſam durch den Biſchof 
ſeit älteſter Zeit immer wieder betont wird, ſo könnte nach 
begründeter Anſicht der Papſt auch einen einfachen Prieſter 
mit der Chriſamweihe betrauen (oben $ 3 S. 27). 

2) Die nächſte Materie (materia proxima) iſt 
nach Cann. 780 und 781 § 2 die „Handauflegung mit 
Chriſamſalbung auf der Stirne“. Das rö⸗ 
miſche Pontifikale erwähnt bei dem Akte der Firmung keine 
„Handauflegung“; alſo beſteht die Handauflegung 
bei dieſem Sakramente darin, daß der Biſchof den Firmling 
mit eigener Hand ſalbt. Wenn auch der Firmende ge— 
wöhnlich die Finger auf das Haupt des Firmlings legt, ſo 
wäre doch auch die Handanlegung (manus impositio) 
genügend, welche durch die unmittelbare Berührung der 
Stirne bei der Chriſamſalbung geſchieht; vgl. Innozenz 
III. in e. 4 De consuetudine (I 4): „sacramentum confir- 
mationis quod chrismando renatos soli debent episcopi per 
manus impositionem conferre“ und in c. 1 De s. unctione 
(I 15) $ 7: „Per frontis chrismationem manus impositio 
(Act. 8, 17; 19, 6) designatur quae alio nomine dicitur con- 
firmatio“. Auch die Orientalen kennen bei der Fir⸗ 
mung keine andere „manus impositio“ als die „Salbung mit 
dem äyıov Mögo auf der Stirne, den Augen, der Naſe, 
dem Munde, den Ohren, der Bruſt, den Händen und Füßen“ 
Lübeck: „Die chriſtlichen Kirchen des Orients“ S. 166; 
Zanko w: Verwaltung § 22 S. 64. Die älteſte uns erhaltene 
Inſchrift (355) nennt die Firmung „consignatio“: „Picentiae 
Legitimae neophytae die V Kal. Sept. (28. Aug.), consig- 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 5 
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natae a Liberio Papa, maritus uxori . . . sarcophagum 
posuit“, Kaufmann C. M.: „Epigraphik“ S. 189. 

3) Die Form der heiligen Firmung liegt in den Wor⸗ 
ten der approbierten Pontifikalien Can. 780. Im Römiſchen 
Pontifikale wird die Form alſo angegeben: „N. Signo te 
signo erueis: (hier macht er mit dem in den Chriſam ge- 
tauchten Daumen der rechten Hand das Kreuzzeichen auf 
die Stirne des Firmlings) Et confirmo te Chrismate salutis. 
In nomine Pa f tris, et Fi f lii, et Spiritus f Sancti. B. Amen“. 
Für weſentlich hält St. Alfons in ſeiner Theol. mor.: 
De confirmatione n. 168 folgende Ausdrücke: a) Signo und 
confirmo; b) die ausdrückliche Nennung der drei göttlichen 
Perſonen; c) te; d) signo crucis und chrismate salutis. — 
Die griechiſche Form „Zpoayis Öwoeeäs Ilveduaros dͤylov. 
Aus“ wird allgemein für gültig angeſehen. 

Die Zeremonien der heiligen Firmung ſind kurz folgende: 1) Vor 
der weſentlichen Spendung: Der Biſchof betet ſtehend mit gefalteten 
Händen, ohne Mitra, den Firmlingen zugewendet, die Antiphon „Spiritus 
sanctus“ mit den Verſikeln, das folgende Gebet um die ſieben Gaben 
verrichtet er, ſeine Hände ausgeſtreckt gegen die Firmlinge haltend. 2) Die 
Spendung ſelbſt kann der Biſchof ſitzend oder ſtehend vollziehen, das 
Haupt mit der Mitra bedeckt, während die Kinder (und Paten) knien. 
Er frägt um den Namen einzeln, welchen der Firmende ſofort nennt. 
Nach der Sakramentsſpendung erteilt er dem Firmling einen leichten 
Schlag auf die Wange, ſprechend: Pax tecum. 3) Nach der Firmung⸗ 
ſpendung wird, während der Biſchof die Hände reinigt, die Antiphon 
Confirma hoc uſw. geſungen oder geleſen, wornach der Firmende zum 
Altare gewendet mit gefalteten Händen die Verſikel und das Gebet mit 
Ecce verrichtet. Zu den Firmlingen gewendet erteilt er den Schluß⸗ 
ſegen, worauf er ſitzend den Paten Anweiſungen gibt. 

ber die Zeremonien der heiligen Firmung haben wir verſchiedene 
Erklärungen des Apoſtoliſchen Stuhles, welche das Weſen dieſes Sakra⸗ 
mentes beſſer herausheben: a) Die Gebete und Riten (alſo auch die 
Handausſtreckung) vor dem „Signo te“ gehören nicht zum Weſen 
der Firmung, 8. C. de Pr. F. d. 6. Aug. 1840 (ME. V 1, 202). b) Die 
Zeremonien vom Backenſtreich an einſchließlich bis zum Schluß gehören 
ebenfalls nicht zum Weſen der Firmung, 8. Off. d. 22. Iul. 1892 ad I 
(ME. VII 2, 223). Wenn auch die Riten vor und nach der Salbung nicht 
zum Weſen gehören, ſo ſollen doch die Firmlinge (und Paten) dem ganzen 
Akte anwohnen Can. 789. — c) Das erſte Kreuzzeichen bei dem Weſen 
der Firmung muß der Biſchof auf die Stirne des Firmlings ſalben, 
während die folgenden drei bei Nennung der heiligſten Dreifaltigkeit 
in der Luft zu machen find, S. R. C. in Grossetan. d. 7. Maii 1853 (ME. 
V 1,204). — d) Bei der Firmung kann neben dem Taufnamen ein neuer 
(entſprechender) Name angegeben werden 8. R. C. in Laurinen. d. 
20. Sept. 1749 (ibi). — e) Wo eine Gewohnheit beſteht, darf bei der 


x 
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Firmung eine brennende Kerze überreicht werden S. R. C. in Portu- 
gallien: d. 15. Maii 1745. — f) Der Apoſtoliſche Stuhl hat bei Gefahren 
geſtattet, daß die heilige Firmung ohne Mitra und Stab voll- 
zogen werde 8. R. C. in Scardonen. d. 8. Aug. 1643; in Bosnen. d. 18. Dec. 
1647; S. Okk. d. 12. Febr. 1851 in Vicariatus Ap. Coreae (ME. V 1,223). — 
g) Wo die Gewohnheit vorhanden iſt, daß das Credo mit Pater und Ave 
am Schluß der Firmung gemeinſam von dem Firmenden und den An- 
weſenden gebetet wird, ſo iſt ſie beizubehalten 8. R. C. in Conversanen. 
d. 13. Iul. 1883 (ME. VI 1, 180). 

II. Spender Cann. 782— 785. 1) „Ordentlicher 
Spender der Firmung iſt nur der Biſchof“ Can. 782 § 1. 
„Außerordentlicher Spender iſt jener Prieſter, dem 
dieſe Vollmacht zuteil ward entweder nach dem gemeinen 
Recht oder durch beſonderes Indult des Apoſtoliſchen Stuhles“ 
Can. 782 § 2. Nur der Apoſtoliſche Stuhl kann 
einem Prieſter dieſe Vollmacht verleihen, Brief des Papſtes 
Clemens VI. an Konſolator, Katholikos der Armenier, 
vom 29. Sept. 1351, D.-B. n. 573; 697 (Deer. pro Arm.); 
873 (Trid. sess. 7 en. 3). — Außer den Kardinälen (Cann. 
239 § 1 n. 23; 232 $ 1) verleiht das gemeine Recht des Kodex 
dieſe Vollmacht noch den Abten oder Prälaten mit eigenem 
Gebiet, den Apoſtoliſchen Vikaren oder Präfekten unter zwei 
Gültigkeitsbedingungen: a) innerhalb ihres Gebietes; b) mäh- 
rend der Amtsdauer Can. 782 8 3. 

2) Firmlinge verſchiedenen Ritus von 
dem des Spenders. Ein Biſchof ſpendet gültiger- 
weiſe allen Getauften die heilige Firmung, mögen ſie irgend— 
welchem Ritus zugehören, ebenſo ein Prieſter mit geje&- 
licher Befugnis oder mit einem Indulte, welches ausdrücklich 
hiefür Fürſorge trifft; ſonſt iſt die Erteilung der Firmung an 
Firmlinge verſchiedenen Ritus unerlaubt und ungültig 
Can. 782 $ 4, R. R. App. 2*-9*. — Prieſter eines 
morgenländiſchen Ritus, welche die Vollmacht oder das 
Privileg beſitzen, Kindern des eigenen Ritus zugleich mit 
der Taufe die Firmung zu ſpenden, haben kein Recht, 
letztere Kindern des lateiniſchen Ritus zu erteilen ibi $ 5. 
Mit dem Worte „nefas est“ (Can. 782 §5) iſt die Unerlaubtheit 
(Sündhaftigkeit) klar ausgedrückt, die Ungültigkeit 
aber nicht; vgl. Can. 782 § 4; Ben. XIV. in Syn. J. 7 c. 9. 

3) Die Firmung an Auswärtige. Jeder 
Spender (der Biſchof; der berechtigte und privilegierte Prie⸗ 

5* 
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ſter) firmt in ſeinem Gebiete Getaufte des eigenen Ritus ſtets 
gültig, alſo auch Auswärtige; ebenſo erlaubter⸗ 
weiſe, wenn nicht bei Auswärtigen deren Ordinarius es 
ausdrücklich verbot Cann. 783 § 1; 784; 782 § 3. Hat ein 
Prieſter kein örtliches, ſondern ein perſönliches Pri⸗ 
vileg, ſo muß er die Grenzen desſelben genau einhalten Cann. 
784; 68; 50. 

4) Firmung außer dem Gebiete. Jeder 
Kardinal kann überall die Firmung erteilen Can. 239 81 
n. 23. Jeder Biſchof kann ſeine Untergebenen überall 
privatim firmen, d. h. ohne Stab und Mitra; ſonſt bedarf er 
der Erlaubnis des Ortsordinarius, doch genügt die mit Grund 
vorausgeſetzte Can. 783 8 2. Ein Titularbiſchof be⸗ 
darf zur Spendung der Firmung ſtets der Erlaubnis; val. 
Cn. 348 § 1. Die prieſterliche Firmungsvollmacht iſt an ein 
beſtimmtes Gebiet gebunden Can. 782 8 3. 

5) Firmungspflicht Can. 785. Der Biſchof 
iſt verpflichtet, ſeinen Diözeſanen, welche rechtmäßig und aus 
vernünftigem Grunde darum bitten, dieſes Sakrament zu 
ſpenden, beſonders zur Zeit der Viſitation des Bistums 
Can. 785 § 1; desgleichen der privilegierte Prieſter 
jenen, zu deren Gunſten er feine Vollmacht erhielt ibi $ 2. 
Jeder Ortsordinarius (Can. 198 § 2) muß womöglich wenig⸗ 
ſtens alle fünf Jahre ſeinen Untergebenen Gelegenheit ver⸗ 
ſchaffen, die Firmung zu empfangen, ſei es von ihm ſelbſt 
oder, wenn ihm die Vollmacht oder Möglichkeit fehlt, von 
einem andern ibi § 3. Wenn ein Ortsordinarius dieſe Pflicht 
(§ 3) ſchwer vernachläſſigt, jo ſoll ihn der Metropolit beim 
Apoſtoliſchen Stuhle zur Anzeige bringen Cann. 274 n. 4; 
785 § 4. Sind die Diözeſen außerordentlich groß und ein 
Weihbiſchof nicht vorhanden, jo kann ſich der Biſchof die Voll- 
macht vom Apoſtoliſchen Stuhle erbitten, einen oder zwei 
Prieſter zu ſubdelegieren zur Spendung der Firmung, S. Off. 
d. 4. (5.) Mart. 1903 (ME. 15, 246). Die Gewährung dieſer 
Vollmacht kommt in den Gebieten der ordentlichen Hierarchie 
der SC. Sacr., in den Miſſionsgebieten der SC. de Pr. F. zu. 


6) Strafen: a) Ein Prieſter, der es wagt, ohne 
rechtliche oder päpſtliche Bevollmächtigung zu firmen, ver⸗ 
fällt der Suspenſion k. s. b) Wenn ein bevollmächtig⸗ 


Da . he Be 
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ter Prieſter die Grenzen feiner Vollmacht zu überſchreiten 
ſich herausnimmt, iſt ihm die Vollmacht mit der Überſchrei⸗ 
tung J. s. entzogen Can. 2365. 


III. Empfänger. 1) Gültig empfängt die Firmung 
der nicht gefirmte Getaufte, welcher, wenn er⸗ 
wachſen, den Willen hat, gefirmt zu werden Cann. 786; 
732; 745 § 2 n. 2. 


2) Zum erlaubten Empfange gehören folgende 
Bedingungen: a) das Alter; b) der Gnadenſtand; c) die 
Unterweiſung. a 

In der lateiniſchen Kirche wird die heilige Fir- 
mung paſſenderweiſe bis ungefähr zum ſiebenten Lebensjahr 
verſchoben; freilich kann fie ſchon früher geſpendet werden in 
Todesgefahr oder aus ſonſtigen gewichtigen 
Gründen, die der Spender zu beurteilen hat Can. 788, 
3. B. wenn die Eltern in Gegenden verreiſen, wo nur ſelten 
gefirmt wird. „Im Orient wird nach altchriſtlicher Sitte 
die Firmung in Verbindung mit der Taufe erteilt“, Lü 
beck S. 166; Ben. XIV.: De Syn. J. 7 c. 9 n. 1. In un⸗ 
ſeren Gegenden pflegt die Firmung etwas ſpäter erteilt zu 
werden, indes beachte man, daß Papſt Leo XIII. in ſeinem 
Schreiben „Abrogata“ vom 22. Juni 1897 verlangt, die 
Firmung ſolle dem Empfang der erſten Kommunion voran⸗ 
gehen (Can. 859 § 1); darum darf die Firmung nicht zu viel 
über das ſiebente Lebensjahr hinaus verſchoben werden; 
Rit. Rom. app. pag. 3*. — Die „Inſtruktion für firmende 
Prieſter“ ſchließt von der Firmung aus Zenſurierte und öffent⸗ 
liche Sünder, beſonders jene, welche die Oſterpflicht vernach— 
läſſigt haben R. R. app. 4*. Im Stande der Gnade ſoll 
man dieſes Sakrament empfangen Can. 786; darum ſoll die 
heilige Beicht vorausgeſchickt werden R. R. app. pag. 4“. 
Freilich iſt die Beicht nicht als ſolche Pflicht, ſondern als Mittel, 
den Gnadenſtand zu erlangen. 


In Rom ſterben wenige Kinder katholiſcher Eltern ohne Firmung; 
auch in anderen Gegenden ſollte man den ſchwerkranken N ch'gefirmten 
dieſe Gnade erleichtern S. C. C. in Segovien. d. 23. Apr. 1774 (R.-Sch. 47). 
Vermeerſch: Epitome II n. 66. 


Werden Er wachſene (Cann. 745 § 2 n. 2; 12) zur 
Firmung zugelaſſen, jo muß eine hinreichende Unter- 
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weiſung („sufficienter instructus“) vorangehen Can. 786. 
Dieſe Unterweiſung umfaßt nicht nur das Firmungsſakrament, 
ſondern auch die Grundlagen des Glaubens; die Gebote 
Gottes und der Kirche; die drei göttlichen Tugenden; das 
Gebet des Herrn und Apoſtoliſche Glaubensbekenntnis R. R. 
app. 44. Schwerkranke müſſen wenigſtens ſoviel 
Kenntnis davon beſitzen, daß ſie ſich nach dem Sakramente 
der Seelenſtärkung ſehnen 8. Off. in Vie. Ap. Tehely 
Mer.-Orientali d. 10. Apr. 1861 (ME. V 1, 223). 

3) Pflicht. „Wenn auch dieſes Sakrament keine 
unerläßliche Pflicht in ſich ſchließt, ſo darf doch niemand, dem 
ſich Gelegenheit bietet, dasſelbe vernachläſſigen; im Gegen⸗ 
teil die Pfarrer (Seelſorger) ſollen ſich bemühen, daß die 
Gläubigen es rechtzeitig empfangen“ Can. 787. Niemand 
kann zum Noviziate einer religiöſen Genoſſenſchaft 
(Can. 544 $ 1), niemand zur erſten Tonſur (Can. 974 
$ I n. 1) zugelaſſen werden ohne Firmungszeugnis; dem 
Eheſakramente ſoll der Firmungsempfang voran⸗ 
gehen, auch unmittelbar, wenn es ohne ſchweren Nachteil 
geſchehen kann Can. 1021 8 2. 

„Die Unterlaſſung der Firmung vor den Weihen wird nicht für 
ſchwer ſündhaft gehalten. Ja nicht einmal der Biſchof ſcheint ſchwer zu 
ſündigen, wenn er Weihen erteilt, ſei es an einen Nichtgefirmten, ſei es 
daß er ſelbſt nicht gefirmt iſt,“ Vermeerſch: Epitome II. 66 n. 3. 
Dieſe Anſicht verliert jeden Halt in Anbetracht der E. der 8. C. C. d. 15. Mai 
1802 in Anglonen. et Tursien. (R.-S.: Trid. 181). 

IV. Zeit und Ort der Firmung. 1) „Dieſes Sakrament 
kann zujeder Zeit erteilt werden; doch iſt die Pfingſt⸗ 
woche in beſonderer Weiſe hiefür geeignet“ Can. 790. 

2) Der Ort für die Erteilung der Firmung iſt die 
Kirche; es genügt ein rechtmäßiger und vernünftiger Grund 
zur Wahl eines anderen geziemenden Ortes (Oratorien, 
Privatgemächer) Can. 791. Innerhalb ſeines Bistums kann 
der Biſchof überall auch die feierliche Firmung ſpenden, auch 
anexempten Orten Can. 792; für die Spendung auß er⸗ 
halb der Diözeſe gilt Can. 783 § 2 (oben S. 68). 

V. Firmpaten Cann. 793797; 1335. Was von den 
Taufpaten geſagt wurde, gilt in entſprechender Weiſe auch 
von den Firmpaten. Uralt iſt die Beiziehung auch der Firm⸗ 
paten Can, 793. 1) Die Erforderniſſe der Gültigkeit 
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ſtimmen in den meiſten Punkten bei beiden fait wörtlich ütber- 
ein; vgl. Cann. 795; 765; außerdem muß der Firmpate ſelbſt 
gefirmt ſein Can. 795 n. 1. Neben dem Spender kann 
auch der Pfarrer den Firmpaten, wenn der Firmling 
oder deſſen Eltern uſw. verſagen („desint aut renuant“), 
bezeichnen ibi n. 4; mit Recht, da ja der Pfarrer die Paten 
beſſer zu kennen pflegt und ſchon vorher ſich darum bekümmern 
kann. — Das äußere Zeichen der Patenſchaftsübernahme 
(tactus physicus) beſteht nach Can. 795 n. 5 in der körperlichen 
Berührung („physice tangat“), ſei es in eigener Perſon oder 
durch einen Stellvertreter. Das Pontifikale beſtimmt, daß 
kleine Kinder in den Armen ihrer Paten gehalten werden, 
während die Erwachſenen ihren Fuß auf den rechten Fuß des 
Paten ſtellen R. R. app. 6*. — 2) Für die Erlaubtheit 
der Übernahme des Firmpatenamtes gelten ſämtliche Vor— 
ſchriften, welche das Taufpatenamt betreffen Can. 766; 
außerdem beachte man: a) Der Firmling hat nur einen 
Paten Can. 794 des gleichen Geſchlechtes wie er, außer 
der Spender läßt in Einzelfällen aus vernünftigem Grunde 
eine Perſon anderen Geſchlechtes zu Can. 796 n. 2. b) Der 
Firmpate biete nur einen Firmling dar, höchſtens zwei, doch 
kann der Spender aus rechtmäßigem Grunde auch hier 
dispenſieren Can. 794 § 1. c) Der Firmpate follderichie- 
den ſein vom Taufpaten, außer die Firmung folgt 
unmittelbar nach der Taufe; auch ſonſt kann der Spender 
aus vernünftigem Grunde den Taufpaten zulaſſen Can. 796 
n. 1. — 3) Wie bei der Taufe, fo entſteht auch bei der Fir- 
mung aus der Patenſchaft die geiſtliche Verwandt⸗ 
ſchaft mit allen Rechten und Pflichten des Paten Cann. 797; 
768; 769; CC. d. 2.—3. Iun. 1918 n. 8 (AAS. X 346). Doch 
das trennende Ehehindernis der geiſtlichen Ver 
wandtſchaft entſteht aus der Firmung nicht Can. 1079. 

VI. Wirkungen und Folgen. 1) Die Wirkungen 
der Firmung ſind: a) die Vermehrung der Gnade zur Stärke 
(„datur Spiritus Sanctus ad ro bur“ D.-B. n. 697); b) der 
Charakter Can. 732; c) die Ausrüſtung zum Eintritt in 
einen der drei Lebensſtände: Ehe⸗, Prieſter- und Ordensſtand 
i. w. ©. (oben III n. 3). 

2) Die Tatſache der Firmung iſt mit den wichtigſten 
Umſtänden in das Firmregiſter der Pfarrei einzu⸗ 
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tragen Can. 798; R. R. tit. 10 c. 4. Die wichtigſten Umſtände 
ſind: Namen des Spenders, des Firmlings, der Eltern, des 
Paten; Zeit und Ort der Firmung. Das Rituale gibt ein 
ausführliches Formular und wünſcht, daß die männlichen 
Firmlinge auf der einen Seite, die weiblichen auf der anderen 
getrennt notiert werden. Bezüglich unbekannter Eltern 
beachte man das beim Taufregiſter Geſagte. Auch im Tauf⸗ 
buche iſt ein Vermerk über die Firmung zu machen Can. 
470 § 2. Sit der eigene Pfarrer des Firmlings bei der Fir⸗ 
mung nicht anweſend, ſo ſtelle der Firmende in eigener Perſon 
oder durch einen Stellvertreter ein genaues Firmzeugnis aus, 
welches dem Pfarrer zu überſenden iſt Can. 799. 2 

3) Zum Beweis der Firmung genügt außer einem 
Zeugnis auf Grund des Firmregiſters, wenn keine Rechts⸗ 
beeinträchtigung (praeiudieium) zu fürchten iſt: a) das 
Zeugnis auch eines einwandfreien Zeugen; b) das be⸗ 
ſchworene Zeugnis des Gefirmten, außer er erhielt die 
Firmung vor dem Vernunftgebrauch Can. 800. 


Die heiligſte Euchariſtie. 

„In der heiligſten Euchariſtie iſt unter den Geſtalten von 
Brot und Wein Chriſtus der Herr ſelbſt enthalten, wird ge⸗ 
opfert und genoſſen“ Can. 801. Die drei Wörter „continetur, 
offertur, sumitur“ enthalten eine Dreiteilung, welche auch 
der Kodex beibehält. Während er aber das Meßopfer („offer- 
tur“) und die Kommunion („sumitur“) bei den Sakramenten 
behandelt, folgt die Verehrung der Euchariſtie („continetur“) 
erſt bei Behandlung des kirchlichen Kultes (Can. 1265 — 75). 


§ U. das Meßopfer. 

In vier Artikeln werden die kirchenrechtlichen Grund⸗ 
ſätze über das Meßopfer dargelegt: I. De sacerdote Missae 
sacrificium celebrante. II. De Missae ritibus et caere- 
moniis. III. De tempore et loco Missae celebrandae. IV. De 
Missarum eleemosynis seu stipendis. Wir halten uns im 
folgenden an dieſe Einteilung. 


A. Der Opferprieſter. 


I. Die Gewalt das Meßopfer darzubringen haben nur 
die Prieſter Cann. 802; 2322 n. 1. Während die Schismatiker 
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der morgenländiſchen Kirchen in dieſem Punkte vollſtändig 
mit der katholiſchen Kirche übereinſtimmen, haben die Glau⸗ 
benserneuerer des 16. Jahrhunderts das Meßopfer ver⸗ 
worfen und ein Laienprieſtertum (ohne eigentliches Opfer) 
erſonnen; die Altkatholiken ſind ihnen hierin teilweiſe ge- 


folgt; vgl. „Handbuch“ 12 S. 81. Selbſt Harnack A. klagt: 


„Steckt nicht in der katholiſchen Meſſe ein Moment und eine 
Ausgeſtaltung der Anbetung, wie ſie der evangeliſche Gottes— 
dienſt nicht leicht erreicht? Iſt nicht der Opferbegriff bei 
ſeiner Reinigung im Proteſtantismus zu ſtark zurückgedrängt 
worden? Iſt endlich nicht die Herbeiziehung des äſthetiſchen 
Elements, der Kunſt, im Gottesdienſt in größerem Umfange 


wünſchenswert?“ in feiner Schrift „Proteſtantismus und 


Katholizismus in Deutſchland“ (1907) S. 23f. 

Der Prieſterweihe-Ritus betont in erſter Linie die Voll— 
macht zu opfern „Sacerdotem oportet offere“, eine 
Vollmacht, welche dem Empfänger mit den Worten über- 
tragen wird: „Nimm hin die Vollmacht, Gott das Opfer dar— 
zubringen und Meſſen zu feiern für Lebende und Verſtorbene 
im Namen des Herrn“, wobei der Biſchof jedem Weihekan— 
didaten den Kelch mit Wein und die Patene mit der Hoſtie zur 
Berührung darreicht (Pont. Rom. p. I pag. 55). Kein Laie, 
kein Kleriker unter dem Prieſter beſitzt dieſe Vollmacht. Maßt 
er ſich dieſelbe an, jo wird er irre gulär Can. 985 n. 7 und 
verfällt der dem Apoſtoliſchen Stuhle beſonders reſervierten 
Exkommunikation nebſt anderen Strafen k. s. Can. 
2322 nm. 1. 


II. Intention. Das Meßopfer kann vom Prieſter 
dargebracht werden, wie der Weiheritus ſchon an⸗ 
deutet, „für alle, ſei es Lebende, ſei es Verſtorbene, ſoweit 
letztere im Fegfeuer ihre Vergehen büßen“ Can. 809, doch 
können „Prieſter für gewöhnliche Exkommunizierte nur pri- 
vatim und mit Beſeitigung des Argerniſſes die Meſſe dar— 
bringen; für zu meidende Exkommunizierte (excommunicati 
vitandi) einzig nur zu ihrer Bekehrung“ Can. 2262 $ 2 n. 2. 

1) Der Prieſter darf, abgeſehen von der Beſtimmung des Can. 2262, 
für alle Lebenden und Verſtorbenen die heilige Meſſe darbringen, 
freilich iſt bei den Verſtorbenen folgende Einſchränkung gemacht: 
„für die Verſtorbenen, welche ihre Verſchuldungen im Fegfeuer ſühnen“, 
alſo nicht für die Seligen im Himmel, nicht für die von der Seligkeit Aus- 
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geſchloſſenen. Erlangt ein Diener Gottes vom Heiligen Vater den Titel 
eines Ehrwürdigen, ſo hört für ihn die Requiemsmeſſe auf; es tritt an 
ihre Stelle die Votivmeſſe zu Ehren der heiligſten Dreifaltigkeit zur 
glücklichen Vollendung des Seligſprechungsprozeſſes S. R. C. d. 2. Apr. 
1906 (Biſchof Rudigier von Linz, ME. 18, 157). Die Gewißheit des Aus⸗ 
ſchluſſes eines Verſtorbenen von der Seligkeit wird wohl äußerſt ſelten 
ſein; vgl. lect. V. S. Francisci de Hieronymo, 11. Mai. Außerdem ſind 
bei Verſtorbenen die Regeln über die Verweigerung des kirchlichen Be- 
gräbniſſes zu beachten Cann. 1204; 1239—41. Wird einem Toten das 
kirchliche Begräbnis verweigert, ſo fällt damit jede Exſequialmeſſe, auch 
die Jahrtagsmeſſe weg. 2) Für Lebende, welche der Gemeinſchaft 
der Kirche nicht angehören, dürfen im allgemeinen Meſſen nicht geleſen 
werden Cann. 87; 731 $ 2; 1149; 2262; doch kann ein Prieſter a) für 
Katechumenen ſtets die heilige Meſſe darbringen; b) für zu meidende 
Exkommunizierte nur für deren Bekehrung; c) für die übrigen außerdem 
nur privatim und ohne Argernis Can. 2262 f 2 n. 2. 


III. Die Darbringung des Meßopfers durch mehrere 
Prieſter zugleich (concelebratio) Can. 803: „Es iſt nicht ge⸗ 
ſtattet, daß mehrere Prieſter gemeinſam zelebrieren außer 
in der Prieſter weihemeſſe und in der Biſchofs⸗ 
konſekrationsmeſſe nach dem römiſchen Ponti⸗ 
fikale.“ Da nach Can. 1 die morgenländiſchen Kirchen durch 
den Kodex nur dann neu geordnet werden, wenn dies aus⸗ 
drücklich betont wird, ſo bleibt die „Konzelebration“ der 
orientaliſchen Kirchen unangetaſtet. Bei derſelben treten die 
Prieſter in vollem liturgiſchen Ornate an den Altar. Einer 
von ihnen, gewöhnlich der Höchſtſtehende, iſt Hauptzelebrant, 
die übrigen ſprechen und handeln mit. Die Opferelemente 
hat nur der Hauptzelebrant vor ſich auf dem Altare, welchen 
die übrigen Prieſter umſtehen. Die Konſekrationsworte 
werden gemeinſam laut geſprochen. Bei der kractio panis 
wird die Hoſtie in ſo viele Teile gebrochen, als Konzelebranten 
vorhanden ſind. Der Genuß des Kelches iſt gemeinſam; vgl. 
Lübeck S. 155. Papſt Innozenz III. bezeugt 1205 
die Konzelebration bei Gelegenheit der Biſchofsweihe, aus⸗ 
genommen jedoch bei der Biſchofskonſekration des Papſtes 
in c. 28 De electione (1 6). Nur bei der Biſchofsweihe wird 
auch das Blut Chriſti unter der Geſtalt des Weines auch vom 
geweihten Biſchofe getrunken, während bei der Prieſterweihe 
die neugeweihten Prieſter nur unter der Geſtalt des Brotes 
kommunizieren. 

IV. Die Seelen: und Leibesvorbereitung des Opfern: 
den. Der Prieſter, welcher ſich zum Meßopfer anſchickt, ſoll 
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würdig fein durch den Gnadenſtand, die Nüchternheit, die 
Gebetsvorbereitung, die Kleidung und die Dienſtleiſtung 
Cann. 807-813. 

1) Der Gnadenſtand Can. 807: „Der Prieſter, 
welcher ſich einer ſchweren Sünde bewußt iſt, wage es nicht 
ohne vorausgehende ſakramentale Beicht die Meſſe zu feiern, 
ſo ſehr er auch meint, er beſitze die vollkommene Reue; wenn 
er aber in dringender Notlage, da die Möglichkeit, einen Beicht- 
vater zu haben, fehlt, nach Erweckung eines vollkommenen 
Reueaktes zelebriert hat, ſo hat er zu beichten ſo bald als 
möglich“; vgl. Can. 856, welcher Gleiches beſtimmt zum Emp— 
fang der heiligen Kommunion; Trid. sess. 13 C. 7; en. 11. 
Das Geſetz der Beicht, welches auf I Kor 11, 28 „Es prüfe 
der Menſch ſich ſelbſt“ ruht, verpflichtet vor der Kommunion 
nur dann, wenn der Kommunikant einer ſchweren Sünde ſich 
bewußt iſt („sibi conscius peccati mortalis“ oder „quem 
conscientia p. m. gravat“), darum kann ein wenn auch be— 
gründeter Zweifel, ob eine ſchwere Sünde das Gewiſſen 
(noch) drückt, die Pflicht nicht auflegen; auch nicht das Be— 
wußtſein, eine ſchwere Sünde begangen zu haben, wenn die— 
ſelbe in einer guten Beicht ohne Schuld überſehen wurde; 
denn die Sünde iſt getilgt; es bleibt die Pflicht, ſie bei nächſter 
Gelegenheit der Schlüſſelgewalt der Kirche zu unterwerfen 
Cann 15; 856. — Beſteht „deficiente copia confessarii“ 
keine dringende Notwendigkeit, zu zelebrieren oder zu kom⸗ 
munizieren, ſo muß das Meſſeleſen oder Kommunizieren unter⸗ 
laſſen werden. Beſteht aber eine ſolche Notwendigkeit, ſo 
darf der Prieſter zelebrieren, der Gläubige kommunizieren, 
doch mit vorgängiger Erweckung eines Aktes vollkommener 
Reue; für den Prieſter beſteht die weitere Pflicht, baldigſt 
zu beichten, d. h. innerhalb dreier Tage S. Al konsus in 
Theol. mor. VI n. 266. — Eine „dringende Notwendigkeit“ 
iſt vorhanden, wenn ein Gebot zu zelebrieren oder kommuni⸗ 
zieren drängt, wenn Verluſt des guten Rufes oder Argernis zu 
befürchten iſt. — Was heißt nun, dekiciente copia confessarii?“ 
Offenbar nicht: „Wenn die Auswahl eines Beichtvaters 
fehlt“, ſondern nur „Wenn die Möglichkeit, einen Beicht⸗ 
vater zu haben oder leicht zu erreichen, fehlt“. Man beachte 
das Wort „confessarius“; es muß alſo ein Prieſter ſein, der 
entweder vom Rechte (Cann. 239 $ 1 n. 1 et 2; 882) oder vom 
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kirchlichen Obern (Cann. 873—875) die Jurisdiktion zum 
Beichthören beſitzt. Der Prieſter des Can. 884 und höchſt 
wahrſcheinlich auch ein ſolcher der Cann. 889 und 890 iſt kein 
geeigneter conkessarius, namentlich dann nicht, wenn der 
Pönitent an ſich Erfahrungen ſolcher Art gemacht hat. Nä⸗ 
heres über dieſe Beichtpflicht bei den Moraliſten, z. B. 8. Al- 
kons us in Theol. mor. VI. n. 257; Lehmkuhl: Th. mor. 
II nn. 204 sqq. 

2) Die euchariſtiſche Nüchternheit Cann. 
808; 858; 864; 247 § 5; 2321. Die euchariſtiſche Nüchternheit 
beſteht darin, daß der Kommunizierende von Mitternacht an 
nicht das geringſte an Speiſe oder Trank genoſſen hat. Dieſe 
Nüchternheit verpflichtet zunächſt den zelebrierenden Prie⸗ 
ſter Can. 808, dann jeden kommunizierenden Gläubi⸗ 
gen Can. 858 §& 1. Indes läßt die Verpflichtung des Kom⸗ 
munizierenden viel leichter Ausnahmen zu; die euchariſtiſche 
Nüchternheit verpflichtet nicht: a) in Todesgefahr 
(Wegzehrung, auch wenn der Empfang wiederholt wird) 
Can. 864 $ 3; b) in der Notlage, um das heiligſte Sakra⸗ 
ment vor Unehrerbietigkeit zu bewahren Can. 858 § 1; c) in 
Krankheitsfällen unter gewiſſen Vorausſetzungen 
Can. 858 § 2: „Kranke, welche ſchon einen Monat darnieder⸗ 
liegen ohne ſichere Hoffnung auf baldige Geneſung, können 
mit dem weiſen Einverſtändnis ihres Beichtvaters die heilige 
Euchariſtie ein⸗ oder zweimal in der Woche zu ſich nehmen, 
wenn ſie auch eine Arznei oder in Form einer Flüſſigkeit Son⸗ 
ſtiges genoſſen haben“. Die euchariſtiſche Nüchternheit unter⸗ 
liegt in letzterem Falle einer Milderung für Kranke („in- 
firmi . .. qui decumbunt sine certa spe cito convalescendi“) 
zu ein⸗ oder zweimaligem Empfang in der Woche, wobei 
feſte Speiſen, von Arzneien abgeſehen, ausgeſchloſſen ſind; 
den Fall beurteilt der Beichtvater. — d) Wir ſahen ſchon früher, 
daß das bei der Taufe genoſſene Salz (R. R. tit. 2 c. 4 
n. 15 et n. 51) den Empfang der Euchariſtie nicht hindert 
Can. 753; 12. — e) „Infantes non prohibentur lactari 
ante s. communionem, si necesse fuerit“, Liber sacramen- 
torum Gregorii Magni n. 74 (sabbatum sanctum); vgl. Can. 
854 § 1. 

Can. 858 $ 2 erlaubt den Genuß einer „Arznei“, gleich ob feſt 
oder flüſſig, und einer Gabe, „in Form eines Trankes, per modum 
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potus“. Darunter find nicht nur eigentliche Getränke zu verſtehen, ſondern 
auch Flüſſigkeiten, in denen feſte Speiſen aufgelöſt find, alſo Fleiſchbrühe, 
Kaffee; Suppe mit Gries oder geriebenem Brot („semmolino, pan- 
grattato“), wie das heilige Offizium am 4. Juni 1893 und 7. (10.) Sept. 
1897 antwortete (ME. IX 2, 4), Schokolade, Kakao, Ei im Kaffee auf⸗ 
gelöſt (ME. IX 1, 22), wenn die Natur der Flüſſigkeit dabei nicht verloren 
geht. Über die ganze Frage vgl. Ben. XIV. in Synodo J. 6 c. 8 nn. 4 8g. 

Für den Prieſter gibt es verſchiedene Fälle, in 
welchen die Rubriken des Miſſale ihm geſtatten, auch ohne 
die euchariſtiſche Nüchternheit zu zelebrieren, nämlich a) wenn 
der Prieſter nach dem Genuß der Geſtalt des Brotes oder 
Weines merkt, es ſei die eine von beiden keine taugliche Ma⸗ 
terie geweſen („hostiam esse corruptam, aut non esse tri- 
ticeam; vinum non esse positum, sed aquam“), jo darf er 
zelebrieren und kommunizieren; vgl. Missale Romanum: 
De defectibus III n. 5; IV n. 5; b) wenn ein Prieſter nach 
der Konſekration ſtirbt oder ohnmächtig wird, darf und foll 
ein anderer Prieſter die Meſſe vollenden, auch wenn er be— 
reits natürliche Speiſe genoſſen hat ibi X n. 3. c) Es gibt noch 
andere Fälle, welche von den Gelehrten verſchieden ausge⸗ 
legt werden. So iſt es eine gut begründete Anſicht, 
daß ein Prieſter ohne die euchariſtiſche Nüchternheit die 
heilige Meſſe leſen darf und unter Umſtänden leſen muß 
(letzteres wenn die Wegzehrung einziges Mittel zur etwaigen 
Seelenrettung ift), wenn ein Katholik in Todesgefahr ohne 
Wegzehrung ſterben müßte; — ebenſo daß ein Prieſter, 
welcher natürliche Speiſe ſchon genoſſen hat, zelebrieren dürfe, 
wenn an einem gebotenen Feiertage das gläubige Volk nicht 
nur der heiligen Meſſe beraubt würde, ſondern auch dadurch 
ſchweres Argernis erlitte Lehmkuhl in Theol. 
mor. 12 II nn. 222—23. Es kommt bei dem Zuſammen⸗ 
treffen zweier Gebote darauf an, welches vor wiegt 
(quale sit „praeceptum maioris ponderis“ Miſſale: De 
defectibus III n. 5). Das göttliche Gebot der Wegzehrung 
und das Naturgebot der Vermeidung ſchweren Argerniſſes 
überwiegen das kirchliche Gebot der Nüchternheit; vgl. 
Can. 15. 

Das Kirchengebot der euchariſtiſchen Nüchternheit iſt durch» 
aus ſchwerer Natur („non admittit parvitatem materiae“); 
die Übertretung iſt mit Suspenſion vom Meſſeleſen 
f. s. bedroht Can. 2321. Doch wurden auch von dieſem Ge- 
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bote Dispenſen erteilt, wie Benedikt XIV. bezeugt in Syn. 
I. 6 c. 8 n. 19: Julius III. gewährte fie Karl V.; Pius IV. 
indiſchen Miſſionären; Innozenz XIII. dem König 
Ludwig XV. von Frankreich am 5. Oktober 1722 und der 
Kaiſerin Elifabeth am 20. Auguſt 1723 für ihre Krönung 
zur Königin von Böhmen. Laien erhalten nicht ſelten 
im Falle einer Krankheit oder Schwäche Dispenſe vom Apo⸗ 
ſtoliſchen Stuhle für die heilige Kommunion; zuſtändig für 
dieſe Dispenſen ſind die Sakramenten- und Religioſenkon⸗ 
gregation Cann. 249; 251 § 3. — Für die Darbringung des 
heiligen Opfers war die Dispenſe viel ſchwieriger zu er⸗ 
langen, doch fehlen geſchichtliche Beiſpiele nicht, wie das 
Schreiben Pius IV. an die indiſchen Miſſionäre vom 10. Febr. 
1563; die Vollmacht, welche Leo XIII. in den neunziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts den Biſchöfen vertraulich er- 
teilte. Gegenwärtig iſt das heilige Offizium ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig „in bezug auf alles, was die euchariſtiſche Nüchternheit 
der zelebrierenden Prieſter betrifft“ Can. 247 8 5. 
Ein Rundſchreiben des hl. Offiziums vom 22. März 1923 
(AAS. 15, 151) gewährt folgende Erleichterung der euchariſti⸗ 
ſchen Nüchternheit: Sooft Prieſter bei Wiederholung 
(Bination) oder ſpäter Darbringung der hl. Meſſe einen be⸗ 
deutenden Schaden befürchten entweder wegen ihrer ſchwachen 
Geſundheit, wegen vieler ſeelſorglicher Arbeiten oder aus 
anderen Gründen (Weite des Weges z. B.), ſo können die 
Ortsordinarien (Ordinarii locorum) ſich an das hl. Off. 
wenden. Dieſes wird je nach Umſtänden entweder im ein⸗ 
zelnen Falle Dispenſe oder den Ordinarien auch habituelle 
Vollmachten gewähren. In dringenden Fällen, wo der 
Rekurs nach Rom untunlich erſcheint, können dieſe Orts⸗ 
ordinarien in eigener Perſon (onerata eorum conscientia) 
die Dispenſe erteilen unter folgenden Bedingungen: a) geiſt⸗ 
licher Nutzen der Gläubigen (nicht bloße Bequemlichkeit des 
Prieſters); b) Beſeitigung etwaigen Argerniſſes; c) baldigſte 
Benachrichtigung des Apoſtoliſchen Stuhles; d) in Form eines 
Getränkes (berauſchende ausgeſchloſſen), auch der Ablution 
der 1. Meſſe, 8. Off. d. 16. Nov. 1923 (AAS. 15, 585). 
3) Die Gebets vorbereitung. „Der Prieſter 
unterlaſſe es nicht, ſich auf die Darbringung des euchariſtiſchen 
Opfers durch fromme Gebetsübungen vorzubereiten und 
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nachher Gott für eine ſolche Gunſt zu danken“ Can. 810. Die 
Vorbereitung auf die heilige Meſſe umfaßt die Ab— 
betung der Matutin und Laudes, eines mündlichen oder be- 
trachtenden Vorbereitungsgebetes („orationi aliquantulum 
vacet“) und wenn es die Zeit erlaubt, der im Meßbuche aus⸗ 
geſetzten Gebete „Ne reminiscaris“ uſw., während die Gebete 
bei der Handwaſchung und der Anlegung der Meßkleider 
pflichtgemäß zu beten find; vgl. das Meßbuch: Ritus ser- 
vandus I n. 1. — Die Dankſagung beſteht in der An- 
tiphon Trium puerorum mit dem Canticum „Benedicite“, 
welches am Altare begonnen wird Rit. servandus XII n. 6. 

Nach den Gebeten des Miſſale widmet der Prieſter der pri— 
vaten Dankſagung wenigſtens eine Viertelſtunde; ekr. S. Al- 
fonsum in „Praxi confess.“ n. 155; Lehmkuhl: 
Theol. mor. 12 II nn. 210 et 302. 

4) Die Kleidung des Opferprieſters. 
„Der Prieſter, welcher ſich zum Meſſeleſen anſchickt, ſoll das 
ihm zukommende bis an die Knöchel reichende Kleid und die 
von den Rubriken des eigenen Ritus vorgeſchriebenen heiligen 
Abzeichen (ornamenta) tragen“ Can. 811 § 1. „Nur ein Kar⸗ 
dinal, Biſchof oder benedizierter Abt hat das Anrecht auf 
Käppchen und Ring, oder derjenige Prieſter, welchem ein 
apoſtoliſches Indult ihren Gebrauch bei der Meßfeier ein— 
räumt“ ibi § 2. Jedes Kleid des Prieſters, ob Talar oder 
Habit, ob ſchwarz, violett oder von anderer Farbe, ſoll bis 
an die Knöchel („ad talos“) reichen. Die „sacra ornamenta“ 
umfaſſen folgende Ornatſtücke: den Amikt; die Albe; das 
Zingulum; das Rochett und Superpelliceum; die Kaſel; die 
Dalmatik und Tunizella; das Pluviale; die Pontifikal⸗ 
handſchuhe; die Pontifikalfußbekleidung (sandalia, caligae); 
die Kopfbedeckung (Birett, Käppchen, Mitra oder Inful); 
— und folgende Inſignien: den Manipel, die Stola, das 
Pallium; das Rationale. Dazu kommen drei dem Papſt 
vorbehaltene Ornatſtücke: der Fanone, das Subceinctorium 
und die Tiara. 

Der Fanone iſt ein faſt kreisförmiges ovales Schulterkleid, be- 
ſtehend aus zwei übereinanderliegenden Scheiben aus Seide, auf der 
Vorderſeite geſchmückt mit einem goldgeſtickten Kreuze. — Das Su b- 
eincetorium, auf der einen Seite mit einem goldgeſtickten Lämmlein, 


auf der andern mit einem goldgeſtickten Kreuze geſchmückt, ganz ähnlich 
dem Manipel, wird links am Zingulum getragen. — Die Tiara iſt 
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bekannt. Näheres über dieſe drei Ornatſtücke bietet Joſeph Brauns. J. 
in ſeinem monumentalen Werke „Die liturgiſche Gewandung“ (1907) 
S. 52, 117 ff. — Gute Aufſchlüſſe über die gewöhnliche und liturgiſche 
Kleidung bei den Orientalen finden wir bei Lübeck Konrad: 
„Die chriſtlichen Kirchen des Orients“ (1911) S. 114—119. — Schon 
früher (12 S. 206, 251, 254) wurde Can. 811 (Talar, Käppchen, Ring) 
genauer erläutert. f 

5) Dienſtleiſtung bei der Meſſe der 
Kodex faßt zunächſt den „aſſiſtierenden Prieſter, presbyter 
assistens“, dann den eigentlichen Meſſediener (minister) ins 
Auge. „Kein zelebrierender Prieſter darf bloß der Ehre 
oder Feierlichkeit halber einen aſſiſtier enden Prie⸗ 
ſter beim Meſſeleſen haben“ Can. 812. Die Biſchöfe 
und die Prälaten mit Pontifikaliengebrauch kommen 
nicht in Betracht ibi. Aber auch Prieſter können dann einen 
„presbyter assistens“ haben, wenn ein anderer Grund als 
bloße Ehrung der Perſon oder Feierlichkeit des Amtes (sola 
honoris aut sollemnitatis causa“) mitſpricht; ſo ſteht nichts 
im Wege, daß ein Primiziant (S. R. C. d. 1. Dec. 1882) oder 
ein gebrechlicher Prieſter von einem anderen Prieſter unter⸗ 
ſtützt wird, ja zuweilen iſt dies nützlich oder ſogar geboten. 

Zu den Prälaten mit Pontifikaliengebrauch gehören die Abbates et 
Praelati nullius Can. 325; die benedizierten Übte Can. 625 und 
die Protonotare („de numero Partieipantium, Supranumerarii, 
ad instar“), vgl. das Motuproprio „Inter multiplices“ Pius“ X. vom 
21. Februar 1905 nn. 10; 29; 35. Freilich die überzähligen Protonotare 
haben das Recht nur außerhalb der Ewigen Stadt und in Abweſenheit 
des Biſchofs oder eines noch höheren Würdenträgers; die Protonot. 
ad instar unter den gleichen Bedingungen und niemals in der Kathedral⸗ 
kirche. Beſteht in einer Diözeſe eine unvordenkliche oder hundertjährige 
Gewohnheit, daß auch andere Prälaten oder die Dignitäre der Kapitel 
einen „Presbyter assistens“ haben, fo kann dieſe Gewohnheit der Ordi⸗ 
narius gemäß Can. 5 dulden; das gleiche gilt für die höchſten Obern 
exempter Klerikalgenoſſenſchaften Cann 9; 198; vgl. Kunz Chriſtian: 
„Die liturgiſchen Verrichtungen der Leviten und Aſſiſtenten“ (1901) 
S. 71 ff. mit Anm. 1; Schober Georgius C. Ss. R.: „Caeremoniae 
missarum solemnium‘“ (1908) art. Ic. 2 n. 3 pag. 8. ö 

„Der Prieſter darf die Meſſe nur mit einem Meß 
diener, der ihm dient und die Antworten gibt, feiern“ 
Can. 813 § 1. Der Meßdiener muß männlichen Ge⸗ 
ſchlechts ſein, wie ſich das ſchon aus den Weihen der Akolythen, 
Subdiakone und Diakone ergibt Can. 968 § 1. Iſt eine männ⸗ 
liche Perſon nicht zu haben, ſo darf eine Frauensperſon Mini⸗ 
ſtrantendienſte tun, jedoch mit der Einſchränkung, daß ſie, 
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ohne dem Altare nahe zu kommen, aus der Ferne die Ant⸗ 
worten gibt Can. 813 § 2. In dieſem Kanon wird auch an- 
gedeutet, daß an Stelle der Kleriker männliche Laien 
Altardienſte tun dürfen Can. 683, ſowie daß regelmäßig nur 
ein Meßdiener bei der ſtillen Meſſe Dienſte zu leiſten hat, 
wie auch viele EE. der S. R. C. dartun, welche jedoch dieſe 
Einſchränkung nur bei der eigentlichen Privatmeſſe betonen; 
ſonſt find auch zwei Meßdiener geſtattet; vgl. Schober 
Georgius: „Liber de ceremoniis missae“ (1882) pag. 20 not. 18. 

V. Pflicht des Meſſeleſens. „Alle Prieſter ſind ver⸗ 
pflichtet mehrere Male im Jahre das Meßopfer darzubringen; 
doch ſoll es Sorge des Biſchofs oder des religiöſen Obern ſein, 
daß ſie wenigſtens alle Sonn- und gebotenen Feiertage dem 
Gotteswerke obliegen“ Can. 805; vgl. „Handbuch“ I S. 220. 

VI. Wiederholung des Meßopfers an einem Tage. 
„Mit Ausnahme von Weihnachten und Allerſeelen, Tagen, 
an welchen eine dreimalige Meßopferfeier geſtattet iſt, darf 
ein Prieſter an einem Tage mehrere Meſſen nur kraft eines 
apoſtoliſchen Indultes oder einer Vollmacht von ſeiten des 
Ortsordinarius zelebrieren“ Can. 806 § 1. „Dieſe Vollmacht 
vermag jedoch der Ordinarius nur dann zu erteilen, wenn 
nach feiner weiſen Schätzung wegen Prieſtermangels, ein er⸗ 
heblicher Teil der Gläubigen der heiligen Meſſe beizuwohnen 
verhindert iſt; doch kann er ein und demſelben Prieſter eine 
mehr als zweimalige Darbringung der Meſſe nicht geſtatten“ 
ibi 8 2. 

Erläuterung: 1) Von dem Papſte Deusdedit 
(615-618) berichtet der Liber Pontificalis, daß er „die zweite 
Meſſe im Klerus feſtgeſetzt habe“ (Sandini: Vitae Pontifi- 
cum [1739] pag. 177). Indes kann aus dem Schreiben 
Leos J. (440-61) an Dioskorus von Alexandrien (ep. 11, 
alias 81, cap. 2) entnommen werden, daß bei feſtlichen Ge— 
legenheiten, wenn die Baſilika die Menge auf einmal nicht 
zu faſſen vermochte, eine Wiederholung der Opferhandlung 
(oblatio oder actio) ſtattfand. Freilich betrachtet Papſt 
Gregor I. (590604 die dreifache Meßfeier an Weihnachten 
(„Quia, largiente Domino, Missarum sollemnia ter hodie 
celebraturi sumus“) als etwas Außerordentliche hom. 8 
in Evang. Während die Synode von Seligenſtadt 
1022 dem Prieſter verbot, täglich mehr als drei Meſſen 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 6 


AR 
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zu leſen (Sägmüller J. B.: Kirchenrecht? II 252 mit 
reicher Literatur), betonte Papſt Alexander II. im Jahre 
1065 die Gefahr der Verdammnis, welche jenem Prieſter 
drohe, der aus Gewinn- oder Gefallſucht gegenüber den Welt⸗ 
leuten mehrere Meſſen an einem Tage leſe. Eine Meſſe 
ſoll genügend ſein; höchſtens im Notfalle darf eine für die 
Verſtorbenen, eine andere „vom Tage“ zelebriert werden 
c. 53 D. 1 de cons.; die gleichen Gedanken enthalten c. 3 
(Innozenz III. 1212) und c. 12 (Honorius III. 1220) 
De cel. missarum (III 41). Eine Synode von Regens⸗ 
burg (1377) regelt die Disziplin dahin, daß die „Trination“ 
(außer Weihnachten) unter die Strafe des Anathems falle, 
ebenſo die „Bination“, ausgenommen in folgenden Fällen: 
a) bei einer Leichenfeier; b) für Wallfahrer; e) zur Gewinnung 
der Wegzehrung; d) bei feierlichen Hochzeiten; e) bei Ver⸗ 
waltung zweier Pfarreien; vgl. Li pf Joſeph: Oberhirtliche 
Verordnungen des Bistums Regensburg von 12501852 
(1853) S. 9; Jan ner Ferd.: „Geſchichte der Biſchöfe von 
Regensburg“ (1886) III S. 269. Papſt Benedikt XIV. 
(1740—58) kennt bereits als herrſchend die gegenwärtige 
Übung, daß, abgeſehen von Weihnachten, jeder Prieſter nur 
eine Meſſe an einem Tage feiert. Indes gab es ein Privi⸗ 
leg für Aragonien, wonach die Ordensgeiſtlichen drei, 
die Weltprieſter zwei Meſſen am Allerſeelentage darbringen 
durften, und zwar jede gegen ein Almoſen, ein Privileg, 
welches der gleiche Papſt auf drei Meſſen für alle Prieſter 
erweiterte und durch die Konſt. Quod exp nsis dd. 21. et 26. 
Aug. 1748 auf ganz Spanien und Portugal aus⸗ 
dehnte, mit der Auflage jedoch, daß in den neuprivilegierten 
Gebieten nur für eine Meſſe ein Stipendium durfte ge⸗ 
nommen werden. Leo XIII. übertrug dieſes Privileg auf 
das ganze Lateiniſche Amerika in dem apoſtoliſchen 
Schreiben „Trans Oceanum“ d. 18. Apr. 1897 und Bene⸗ 
dikt XV. machte es durch die Konſt. „Incruentum altaris“ 
d. 10. Aug. 1915 (AAS. VII, 401—04; 422) gemeinrechtlich. 

2) Jeder Prieſter kann alſo am Weihnachtsfeſte und an 
Allerſeelen dreimal die heilige Meſſe leſen, eine Verpflichtnug 
beſteht nicht. Der Prieſter muß ſich nach den liturgiſchen Meß⸗ 
formularen richten, doch darf auch ein durch Apoſtoliſches 
Indult gewährtes Formular wiederholt werden SRC d. 
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26. Ian. 1920 (AAS 12, 122), z. B. bei Schwachſichtigen. 
An den übrigen Tagen des Kirchenjahres kann er regelmäßig 
einmal zelebrieren Can. 820, außer am Karfreitag, wo nur die 
Feier der missa praesanctificatorum ſtattfindet. Am Grün⸗ 
donnerstag und Karſamstag pflegt nur die feierliche Konvent⸗ 
meſſe abgehalten zu werden Can. 862. Daß Privat⸗ 
meſſen an dieſen Tagen zu unterbleiben haben, iſt litur⸗ 


giſches Geſetz Can. 2; darum find fie ohne Privileg verboten; 


vgl. S. Alfons us: Theol. mor. VI 350; Ben. XIV. Inst. 
38 n. 9. Ein ſolches Privileg haben für den Gründonnerstag 
die Kardinäle Can. 239 $ 1 n. 4, welche auch anderen die Voll⸗ 


macht gewähren können, vor ihnen (den Kardinälen) zu zele- 


brieren. Von der Sakramentenkongregation können auch 
andere dieſes Privileg erlangen, Ferreres I. B.: La Curia 
Romana n. 386 pag. 186; Facultates Nuntiorum c. IV n. 33. 
Ein ganz beſonderes Privileg iſt notwendig für eine Privat- 
meſſe am ͤKarſamstage. Am Karfreitage könnte 
nur eine Meſſe geleſen werden zur Darreichung der Weg— 
zehrung, wenn Partikeln vollſtändig fehlen (missa de passione 
Domini), Lehmkuhl: Theol. mor. III2 288. 

Im Mittelalter beſtand der Mißbrauch der missae bifaciatae, 
trifaciatae etc., d. h. der verdoppelten, verdreifachten Meßformulare, 
an die ſich jedoch nur ein einziger Kanon anſchloß. Auch gab es eine 
missa sicca, eine „trockene Meſſe“, d. h. eine Meſſe ohne die Geſtalten, 
wobei alſo die Opferung, Wandlung und Kommunion ausfielen, eine 
beliebte Andachtsübung bei Leichenfeiern und Trauungen an Nachmit— 
tagen, bei Seefahrten (missa nautica) und Jagden (missa venatoria), 
als Nachfeier der Konventmeſſe in den Zellen der Klöſter, vgl. Paſſauer 
ME. Bd. 22 S. 412; Schüch-⸗Polz: Paſtoraltheologien! $ 256 S. 498. 
Wir haben noch Spuren in der gegenwärtigen Liturgie an Lichtmeß, 
Aſchermittwoch und beſonders am Palmſonntag. 

Die Bination (niemals die „Trination“) kann vom 
Ortsordinarius gewährt werden unter folgenden 
Vorausſetzungen: a) nur an gebotenen Feiertagen; b) bei 
Gefahr des Entganges der heiligen Meſſe für einen erheb- 
lichen Teil des Volkes; e) wegen Prieſtermangels. Sind q e- 
nügend Prieſter vorhanden, ſo kann die Vollmacht nicht 
gegeben werden. In allen übrigen Fällen wird ein Indult 
des Apoſtoliſchen Stuhles benötigt. Dieſer iſt es auch, der 
ganz allein die Trinationsvollmacht unter ganz 
außerordentlichen Umſtänden gewährt, S. C. C. d. 28. Mart. 
1896 in Mexicana (Santi-Leitner: Praelectiones® III 
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41 n. 6; Konings-Putzer: „Commentarium in fa- 
cultates apostolicas“s [1898] pag. 268.) — Unterfangen ſich 
Prieſter, im Gegenſatze zu Can. 806 $ 1, an einem Tage wieder⸗ 
holt die heilige Meſſe zu leſen, jo unterliegen ſie der Sus pen⸗ 
ſion vom Meſſeleſen, ſolange der Ordinarius dies für an⸗ 
gemeſſen erachtet k. s. Can. 2321. 

VII. Die Zulaſſung fremder Prieſter zum heiligen 
Opfer Can. 804. „Erſucht in einer Kirche ein nicht zu dieſer 
Kirche gehöriger Prieſter um die Erlaubnis Meſſe zu leſen mit 
Vorlage eines echten und noch gültigen Beglaubigungsſchrei⸗ 
bens („litterae commendatitiae“), jo iſt er zuzulaſſen, es ſei 
denn, daß er inzwiſchen erwieſenermaßen etwas begangen 
hätte, weswegen er von der Meßfeier ausgeſchloſſen werden 
müßte ($ 1). Entbehrt er des amtlichen Empfehlungsſchrei⸗ 
bens („Celebret“), jo kann er dann zugelaſſen werden, wenn 
der Kirchenvorſtand ſeine Unbeſcholtenheit genau kennt. Iſt 
er aber dem Kirchenvorſtand unbekannt, jo kann er noch ein- 
mal oder zweimal zugelaſſen werden, vorausgeſetzt, daß er 
das geiſtliche Kleid trägt, aus dem Meſſeleſen keinerlei Vor⸗ 
teil von der Kirche, in welcher er zelebriert, davonträgt und 
ſeinen Namen, Stand und ſein Bistum in ein beſonderes 
Buch einträgt (§ 2). Hat der Ortsordinarius beſondere dieſem 
Kanon entſprechende Normen erlaſſen, ſo ſind ſie von allen, 
auch den exempten Religioſen zu beobachten, außer es handelt 
ſich um die Zulaſſung von Religioſen in der Kirche ihrer 
eigenen Genoſſenſchaft“ ($ 3). Aus dieſem Kanon ergeben 
ſich folgende Regeln: 1) Über die Zulaſſung von fremden 
Prieſtern d. h. von Prieſtern, welche nicht zur Zelebrations⸗ 
kirche gehören, entſcheidet niemals der Laien mesner; 
der Prieſterſakriſtan oder ein anderer Prieſter unter 
dem Kirchenvorſtand nur dann, wenn der fremde Prieſter 
ein gültiges Beglaubigungsſchreiben vorweiſt und der Kir⸗ 
chenvorſtand ſich die Angelegenheit nicht reſerviert hat Can. 
804 § 1. 2) Hat der Oberhirte in Übereinſtimmung 
mit Can. 804 beſondere Normen erlaſſen, ſo ſind dieſe überall 
zu befolgen. Nur in einer Ordenskirche gelten dieſe Normen 
nicht bezüglich der eigenen Ordensgenoſſen (religiosi); dieſe 
haben die Verordnungen ihrer Obern oder die Vorſchriften 
des Can. 804 zu befolgen. Hat z. B. der Kardinalvikar für 
Rom beſondere Normen erlaſſen, ſo verpflichten dieſe ſämt⸗ 
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liche Kirchen der Weltprieſter; auch ſämtliche Kirchen der 
exempten und nichtexempten Ordensleute gegenüber den 
Weltprieſtern und Ordensprieſtern aus anderen Orden und 
Kongregationen, dagegen nicht gegenüber den Ordensprie⸗ 
ſtern des eigenen Ordens oder der eigenen Kongregation. 
Die Benediktiner von S. Anſelmo ſind von den Normen nur 
frei gegenüber Benediktinerprieſtern (aller monaſtiſchen Bene- 
diktinerkongregationen); die Fatelenefratelli von S. Giovanni 
Calibita nur gegenüber Prieſtern der Barmherzigen Brüder; 
die Salvatorianer nur gegenüber den Prieſtern dieſer Kon— 
gregation. — 3) Sind keine oberhirtlichen Normen vorhanden, 
- jo verpflichtet Can. 804. Darnach iſt zuerſt das Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben („Celebret“) des fremden Prieſters zu prüfen. Die 
Lit. commendatitiae müſſen drei Eigenſchaften haben: a) vom 
zuſtändigen Obern erlaſſen; b) echt; e) noch in Kraft ſein. 
Der zuſtändig e Obere iſt für lateiniſche Weltprieſter des 
Abendlandes der eigene Ordinarius; für alle Ordens— 
leute („religiosi“) der zuſtändige Obere; für alle Prieſter 
eines morgenländiſchen Ritus die Orientalenkon⸗ 
gregation (Can. 257) Can. 804 § 1. — 4) Der Kodex hat im 
Can. 804 $ 2 Strenge und Milde gepaart, indem Prieſter auch 
ohne „Celebret“ zugelaſſen werden können, jedoch ohne 
jeglichen Gewinn und Vorteil. Darum dürfen unbekannten 
Prieſtern Meßintentionen nicht überlaſſen werden Can. 838; 
im Gegenteil kann für Benützung der Kircheneinrichtung (Pa— 
ramente, Wachs, Wein) eine mäßige Abgabe verlangt werden 
Can. 1303 $ 2. Zudem beſchränkt ſich die Zulaſſung auf 
höchſtens zwei Meſſen in derſelben Kirche. Daß man be— 
kannten Prieſtern derſelben Stadt und auch desſelben Bistums 
gegenüber das Beglaubigungsſchreiben nicht immer zu be- 
tonen braucht, liegt auf der Hand. 


Alle Prieſter einer religiöſen Genoſſenſchaft bekommen das Be- 
glaubigungsſchreiben von ihren Obern Can. 804 $ 1. Daß nur die 
höheren Obern (Can. 488 n. 8) hiezu berechtigt ſind, ergibt ſich aus 
den Cann. 993 n. 5; 995; 964 nn. 2. 4. In allen Beglaubigungsſchreiben 
muß Zeugnis abgelegt ſein über den Empfang der Prieſterweihe, über 
die Freiheit von Irregularitäten, Hinderniſſen und Zenſuren. Daß die 
Obern exempter Klerikalgenoſſenſchaften zur Bezeugung geeignet 
find, ergibt ſich aus Can. 503. Beinichtexempten Klerikalgenoſſen⸗ 
ſchaften beſtehen zwar keine ſachlichen, wohl aber formelle Schwierig— 
keiten, da ihnen die Fähigkeit zur amtlichen Bezeugung fehlt Can. 503. — 
Bei Laienorden fehlt in der Regel (Larenobere) die Fähigkeit, die 
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Sache zu beurteilen. Bei Laienkongregationen aber beſtehen 
die ſachlichen und formellen Schwierigkeiten. Der Ordensprieſter kann 
ſich ja, wenn er will, die Empfehlungsſchreiben vom Ortsordinarius be⸗ 
ſtätigen laſſen. — Jeder Prieſter eines morgenländiſchen Ritus braucht 
das „Celebret“ der Orientalenkongregation Can. 804. Dieſe 
Vorſchrift gilt in der ganzen Strenge, wenn ein orientaliſcher Prieſter 
in einer lateiniſchen Kirche einer fremden Diözeſe Meſſe leſen will; ſie 
gilt nicht, wenn ein orientaliſcher Prieſter in einer morgenländiſchen Kirche 
zelebrieren will Can. 1. Ob ein Prieſter eines morgenländiſchen Ritus 
auch in der eigenen Diözeſe zur Zelebration in einer lateiniſchen Kirche 
das Zeugnis der Orientalenkongregation bedarf, erſcheint doch fraglich. — 
Die Lit. commendatitiae müſſen echt und noch in Kraft ſein. Sie 
ſind kraftlos, wenn die Zeit verſtrichen iſt, für die ſie gegeben wurden, 
oder wenn ſeit der Ausſtellung ohne Zeitgrenze ein halbes Jahr 
verfloſſen iſt; vgl. Can. 994 $ 1. 


B. Die Meßriten. 


I. Die Opfermaterie Cann. 814—817. „Das hochheilige 
Meßopfer muß dargebracht werden aus Brot und Wein, dem 
Waſſer in ſehr geringer Menge beizumiſchen iſt“ Can. 814. 
„Das Brot muß aus reinem Weizenmehle, und zwar in jüng⸗ 
ſter Zeit bereitet ſein, jo daß keine Gefahr des Verderbens be- 
ſteht $1. Der Wein muß Naturwein fein aus dem Gewächſe 
des Weinſtocks und unverdorben $ 2“ Can. 815. „Bei der 
Meßfeier muß der Prieſter nach ſeinem eigenen Ritus unge⸗ 
ſäuertes oder geſäuertes Brot nehmen, wo immer er die 
Opferfeier hält“ Can. 816. „Unrecht iſt es, auch im Augen⸗ 
blicke der höchſten Not, ein Opferelement ohne das andere, 
oder auch beide außer der Meßfeier zu konſekrieren.“ 

1) Die eine Opfermaterie iſt Weizen brot („panis 
mere triticeus“), alſo Brot, gebacken aus Weizenmehl 
und natürlichem Waſſer (nicht Roſenwaſſer oder 
einer deſtillierten Flüſſigkeit, Missale: De defectibus III. n. 2). 
Unter den Begriff Weizen fallen Dinkel und Spelt, 
auch Feſen (Veſen), Paſſauer MS. Bd. 25 S. 551. Wei⸗ 
zenmehl iſt vorhanden, wenn es entweder nur aus Weizen 
bereitet iſt oder wenn die übrigen Körner und Stoffe, z. B. 
Korn, Gerſte, Kartoffel, in geringerer Menge zum 
Mahlen beigemengt wurden, Missale: De defectibus III. n. 1. 
— Iſt das Weizenbrot verdorben, ſo iſt die Konſekration 
ungültig; beginnt es erſt ſchlecht zu werden, ſo iſt die 
Konſekrati on zwar gültig, aber ſchwer ſündhaft ibi n. 3. 
Darum ſchreibt Can. 815 § 1 vor, daß das Weizenbrot friſch 
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zubereitet ſei („recenter confectus“). Deshalb betont das 
Römische Rituale: „Die heiligen Partikeln ſoll er (der Pfarrer) 
oft erneuern. Die zu konſekrierenden Hoſtien oder Partikeln 
ſeien neu bereitet; hat er ſie konſekriert, ſo ſoll er die alten 
zuerſt verteilen oder genießen“ tit. 40. 1 n. 7; Cann. 815; 1272; 
Dekret der Sakramentenkongregation v. 7. Dez. 1918 (AAS. 
11, 8). Jedenfalls wäre es nach dieſem Dekrete ein großer 
Mißbrauch, wenn die heiligen Partikeln nur alle zwei oder 
drei Monate friſch verwendet würden. Am beſten iſt es, die 
Diözeſanverordnungen genau zu befolgen. Vielfach iſt ja 
Gelegenheit geboten, die Partikeln, vorſchriftsmäßig und 
ſauber bereitet, von Geiſtlichen oder Ordensleuten zu beziehen; 
vgl. Paſſauer MS. 25, 550. 

Gültig iſt die Konſekration, mag das Weizenbrot un— 
geſäuert oder geſäuert fein („panis azymus vel 
fermentatus“). Indes muß der Prieſter unter ſchwerer Sünde 
ſich an ſeinen Ritus halten Can. 816; Missale: De defectibus 
III. n. 3. Außer den Lateinern benützen ungeſäuertes 
Brot (Mt 26, 17; Mk 14, 1; Lk 22, 1; Apg 12, 3; 20, 6; 1 Kor 
5, 7f.) noch die Maroniten (Conc. prov. Montis Libani 
c. 12), Syro⸗Malabaren und die Armenier, 
Benedikt XIV. in feiner Enz. „Allatae sunt“ d. 26. Iul. 
1755 88 22—24; Arndt Augustinus S. J.: „De Rituum rela- 
tione“ (1895) pag. 28—29. Die übrigen Griechen ge- 
brauchen geſäuertes Brot und bezichtigen die Praxis 
der Abendländer des Apollinarismus; „das ungeſäuerte Brot 
ſei ſeelenlos wie der Chriſtus des Apollinaris“ Lü beck S. 99; 
Schreiben des Papſtes Leo IX. „In terra pax“ d. 2. Sept. 
1053 D. B. n. 350. Der Kodex geht ſogar einen Schritt 
weiter und geſtattet in einem Notfalle die Spendung der 
heiligen Kommunion durch einen Prieſter des „azymum“ 
in geſäuerter Spezies und umgekehrt Can. 851. 

2) Die zweite Opfermaterie iſt un verdorbener 
Naturwein vom Gewächſe des Weinſtockes 
Can. 815 § 2, dem Waſſer in ſehr geringer Menge beizu⸗ 
miſchen iſt Can. 814. Dieſer Satz ſchließt aus: a) jede andere 
Flüſſigkeit, wie Waſſer, Bier, Branntwein; b) jeden 
anderen „Wein“, wie Wein aus Apfeln, Hagebutten uſw., 
auch alkoholfreien Wein (S. Off. d. 1 lIun. 1910 
apud Noldin: Theol. mor.“: De sacram. n. 107); e) Eſſig 
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gewordenen Wein oder ſonſt verdorbenen Wein Missale: De 
defectibus IV n. 1. Dagegen iſt g ültig e Opfermaterie: 

a) Moſt („mustum de uvis expressum“) Missale: De de- 
feetibus IV n. 2; 6) Wein, dem Alkohol (vom Weinſtoch) 
bis zu einem Geſamtprozentſatz von 17—18 Graden bei Ab⸗ 
flauen der „ſtürmiſchen Gärung“ beigegoſſen wurde 8. Okt. 
d. 5. Aug. 1896 ad I; )) „Strohwein“ (vino secco) und 

Wein aus Roſinen (ex acinis uvae passae) S. Off. d. 22. 
Iul. 1706; 6) Wein, deſſen Moſt durch Feuerverdäm p⸗ 
fung (höchſtens bis zu 65 Grad Wärme, da mit 78 Grad der 
Alkohol ſiedet und ſich verflüchtigt) verdichtet wurde S. Off. 
d. 5. (7.) Aug. 1896 et d. 22. (24.) Maii 1901; e) gefrore- 
ner Wein Missale: De defectibus X n. 11. Näheres über 
dieſen Gegenſtand in Paſſauer MS. Bd. 26, S. 336—40; 580; 
Monitore Eccl. IV?, 17—21; 26, 269. — Kirchenvorſtände 
können nicht vorſichtig genug ſein in der Beſchaffung 
echter Naturweine. Del Vecchio hat recht, wenn er 
ausruft (Theol. mor. tom. II tract. 9 n. 587): „Wie ſehr muß 
man in dieſer Welt des Eigennutzes und Unglaubens fürchten, 
daß die Opfermaterie ungültig ſei!“ Wenn ein Pfarrer oder 
Ordensmann nicht ſich ſelbſt beteiligt an der ganzen Bereitung 
des Weines, ſo kann er keinen Eid leiſten auf die Echtheit 
desſelben; ähnlich iſt es mit dem Weizenmehl, vgl. Schü d- 
Polz: „Paſtoraltheologien““ § 223 S. 400; Mon. Eecl. IV2, 
20. Möge die Praxis des Mittelalters wieder aufleben, wo 
die Klöſter und die Kirchenſtiftungen auch in weinarmen Ge- 
genden ihre Weinberge hatten („Winzer, Weinzierl, Wein⸗ 
berg, Weingarten, Weingraben, Weinpreß, Winzerau, Win⸗ 
zerberg, Winzersdorf uſw.“ ſind Namen in Altbayern). Beſſer 
ein herber als ein falſcher Wein! 

In ſehr geringer Menge iſt Waſſer dem Weine bei⸗ 
zumiſchen Can. 814. Hier gilt das oben $ 4 vom Waſſer der 
Taufe Geſagte, weshalb auch Waſſer aus Sauerbrunnen uſw. 
(„acque acidule, gassose, alcaline“) zuläſſig iſt. S. Off. d. 
11. Aug. 1904 (ME. 16, 290.) Es gab in alter Zeit Sekten, 
welche zum euchariſtiſchen Opfer nur Waſſer gebrauchten 
(„Aquarier“, beſonders die Enkratiten). Wenn auch die 
Konſekrierung des ungemiſchten Weines gültig iſt, ſo wäre die 
Unterlaſſung der Beimiſchung von Waſſer ſchwer ſündhaft 
Missale: De defectibus IV 2, ja ohne Waſſer wäre die 
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Meſſe auch im Notfalle nicht geſtattet, Vermeerſch: 
Epitome II n. 84. Dieſer Gebrauch wird von Cyprian 
(I. 2 ep. 3; cp. 63, 13) eine „Dominica traditio“ genannt, 
voll tiefer Bedeutung („exivit sanguis et aqua“ Joh 19, 34; 
Vereinigung der Menſchheit mit der Gottheit, ſowie des Volkes 
mit Chriſtus Apc. 17, 1. 15; Oration „Deus qui humanae sub- 
stantiae“; Trid. sess. 22 C. 7 et en. 9). Gleich den Lateinern 
miſchen auch die Armenier den Wein mit Waſſer mw ä h- 
rend der Meſſe (wenigſtens vor der Wandlung) Arndt 
Aug. S. I.: De rituum relatione (1895) pag. 28; bei den 
meiſten morgenländiſchen Liturgien geſchieht die Miſchung 
vor der Meſſe, unmittelbar aber vor der Kommunion wird 
heißes Waſſer in den Kelch gegoſſen, ein Ritus, den Papſt 
Ben. XIV. in der Konſt. Etsi pastoralis d. 26. Maii 1742 § 6 
n. 2 billigte, Prue mmer: Theol. mor. III 173 pag. 131. 

Laut Paſſauer VOBl. v. 28. Jan. 1924 (S. 10) erhielten die 
bayr. Biſchöfe von Papſt Pius XI. das Indult, daß bei der hl. Meſſe 
die Purifikation des Meßkelches (nicht des Speiſekelches) und die Ablution 
der Finger nur mit Waſſer vorgenommen werden dürfen. 

3) Die Konſekrierung der Geſtalt des Brotes allein, oder 
des Weines allein, oder beider Geſtalten ohne die Meßfeier 
wäre gültig, aber auch im äußerſten Notfalle un⸗ 
recht Can. 817. Das Miſſale weiſt uns an, ſtets auf die Voll— 
ſtändigkeit des Opfers zu ſehen, De defectibus III nn. 5. 6; 
IV nn. 5. 8; Xn. 3. Wenn Raphael Volaterra (Geograph. 
1. 7 c. 4; vgl. Proſper Lambertini: „De S. D. beatifica- 
tione“ etc. I. 2 c. 31 n. 2) erzählt, Innozenz VIII. habe 
den Norwegern Dispenſe gegeben, daß ſie in Ermangelung 
des Weines mit der bloßen Brotsgeſtalt die Meſſe feiern 
könnten, ſo iſt der Berichterſtatter das Opfer eines Irrtums 
geworden, vgl. Nat alis Alexander in Theol. I. 2 De 
sacr. Euch. n. 44; Hist. ecel. saec. 15. et 16. c. 1 art. 10; 
Sandini, 496; Thomas ex Charmes O. Cap.: „Theologia 
universa“ t. 6 (1877) pag. 251. 

4) Die Weſensform der euchariſtiſchen Konſekra⸗ 
tion ſind die Worte Chriſti beim letzten Abendmahle, wie ſie 
das Miſſale uns bietet und Eugen IV. in der Bulle „Can- 
tate Domino“ vom 4. Febr. 1441 genau angibt (D. B. n. 715); 
ebenſo Innozenz III. andeutet in ſeinem Schreiben 
„Cum Martha circa“ d. 29. Nov. 1202, wobei er das „myste— 
rium fidei“ des Meßkanons auf den Herrn ſelbſt zurückführt 
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(D. B. n. 414). Die Orientalen aber glauben, daß die Weſens⸗ 
verwandlung durch die Konſekrationsworte des Herrn und 
die Epikleſe, d. h. durch die Bitte an den Heiligen Geiſt, 
Brot und Wein in die heilige Euchariſtie zu verwandeln, zu⸗ 
ſtande komme; Lübeck S. 99; Alexios von Maltze w: 
„Liturgikon“ (Berlin 1902) S. 356, 419—437. Es liegt auf 
der Hand, daß der Heilige Geiſt tatſächlich (als causa prinei- 
palis) die Weſensverwandlung bewirkt, allein das geſchieht, 
ſobald die Konſekrationsworte geſprochen ſind, nicht erſt 
wenn ein Gebet zum Heiligen Geiſt geſprochen iſt. Die 
katholiſche Kirche tut und ſpricht, was Chriſtus getan hat. 
Chriſtus aber hat die Weſensverwandlung vollzogen durch 
die Konſekrationsworte ohne irgend ein weiteres Gebet. 
Darum jagt Ambroſius in ſeinem Werke de Sacramen- 
tis I. 4 c. 4: „Quomodo potest qui panis est, corpus esse 
Christi? Consecratione. Consecratio igitur quibus verbis 
est, et cuius sermonibus? Domini Iesu.“ Die Liturgie 
will nur durch das nachfolgende Gebet zum Heiligen Geiſt 
(epiklesis) den Gedanken der geſchehenen Weſensverwand⸗ 
lung durch den Schöpfergeiſt in Gebetsform zum ſtärkeren 
Ausdrucke bringen (tune pro nunc); vgl. Weidenauer 
Studien Bd. 4 (1911): „Zur Frage über Materie, Form 
und Spender der Sakramente“ uſw. von Franz Rett S. 289. 

II. Die Meßriten Cann. 818; 819. 1) Der Kodex wieder- 
holt nochmal die im Can. 733 gegebene Vorſchrift über die 
genaue Einhaltung der heiligen Gebräuche und betont hier 
die Verwerfung einer jeden entgegenſtehenden 
Gewohnheit („reprobata quavis contraria consuetudine“), 
wodurch jede den Rubriken der Meſſe gegenſätzliche Gewohn⸗ 
heit, auch die unvordenkliche, als Rechtsgefährdung abgeſchafft 
und für alle Zukunft beſeitigt wird Can. 5. „Der zelebrierende 
Prieſter beobachte genau und andächtig die Rubriken ſeiner 
Ritualbücher (ſ. oben S. 23) und hüte ſich, andere Zere⸗ 
monien oder Gebete nach eigenem Gutdünken anzufügen“ 
Can. 818. 

Man beachte, daß nur die den Rubriken entgegenſtehen⸗ 
den Gewohnheiten verworfen ſind; verworfen ſind darum nicht: a) die 
Gewohnheiten neben und gemäß den Rubriken (praeter et 
secundum rubricas); b) die den Entſcheidungen der Ritenkongre⸗ 
gation oder der allgemeinen Anſicht der Gelehrten entgegenſtehenden Ge— 
wohnheiten (consuetudines contra decreta S. R. C. vel contra com- 
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munem auctorum sententiam). Solche Gewohnheiten verſchiedener 
Art berühren die Erklärer der Meßrubriken; wie Gregorio Martinez 
de Anton an a C. M. F.: Manual de Liturgia Sacrada (1922) In. 14; 
Georgii Schober: „S. Alfonsi M. de Liguori liber de caeremoniis“ 
(1882 Pustet) pag. XIII; Kunz Chriſtian: „Die liturgiſchen Verrich— 
tungen des Zelebranten“ (1904) S. 26 ff.; Ceremon ja! for the 
use of the Catholic Churches in the U. St. A.; ET k e x Ios.: Enchiridion 
Liturgicum; Hartmann Ph.: Repertorium Rituum; De Herdt 
I. B.: S. Liturgiae Praxis; Kieffer Dr. G.: Rubriziſtik; Marti- 
nucci Pius: Manuale ss. caeremoniarum; Müller J. B. 8. I.: 
Zeremonienbüchlein; Schmid Dr. Andreas: Caeremoniale; Solans 
D. Ioaquin: Manual Liturgico; Van der Stappen, Episcopus 
tit. Ioppen.: Sacra Liturgia; Le Vavasseur, C. S. Sp.: Cérémonial 
selon le Rit. romain; Wapelhors t P. Innocentius O. S. Fr.: Com- 
pendium u. a. — Die Gewohnheiten, welche nicht gegen die Ru— 
briken verſtoßen, ſind nach den allgemeinen Prinzipien über 
Gewohnheiten zu beurteilen Cann. 25—30. Die Gewohnheit mancher 
Gegenden, mit einem Löffelchen das Waſſer dem Weine beizu- 
mengen, iſt neben, ja gemäß den Rubriken. Da ſie in Deutſchland ſchon 
ſeit Jahrhunderten beſteht, hat ſie Berechtigung; vgl. Kunz: „Die lit. 
Verrichtungen des Zelebranten“ S. 28. Manche Prieſter gehen un be— 
deckten Hauptes an den Altar, ohne daß ſie im Angeſichte des ausge— 
ſetzten Allerheiligſten ſind. Sie können ſich hiefür auf keine Gewohnheit 
berufen, denn hätte es in der Diözeſe wirklich eine gegeben, ſo wäre ſie 
durch Can. 818 abgeſchafft. — Kein Prieſter darf neue Zeremonien oder 
Gebete dem Meßformular anfügen ibi; dies gilt wie vom mündlichen 
ſo auch vom betrachtenden Gebete. Wenn wir von Heiligen zuweilen 
leſen, daß ſie 3, 6, ja 10—12 Stunden zur Feier der heiligen Meſſe wegen 
ihrer Ekſtaſen brauchten, ſo kann dies, wenigſtens mit Bewußtſein, nur 
auf Bewilligung des Apoſtoliſchen Stuhles geſchehen; vgl. Norbert 
Stock O. Cap.: „Lorenz von Brindiſi“ (1882) S. 154 ff. 
2) Die liturgiſche Sprache Can. 819: 
„Das Meßopfer iſt zu feiern in der liturgiſchen Sprache 
eines jeden von der Kirche gebilligten Ritus“. Urſprünglich 
dienten der Liturgie auch des Meßopfers die verſchiedenen 
lebenden Sprachen; indes bildete ſich im Abendland bald die 
lateiniſche Sprache hauptſächlich des 4. Jahrhunderts 
(mit griechiſchen und hebräiſchen Zuſätzen) zur liturgiſchen 
Sprache, welche mit Zurückdrängung der verſchiedenen Litur⸗ 
gien die herrſchende (97%) wurde. Wenn das Tridentinum 
den Wünſchen nach Verwendung der Landesſprache ein ent⸗ 
ſchiedenes „Non expedire“ entgegenſetzte (sess. 22 c. 8, en. 9; 
sess. 24 C. 7 d. r.), jo geſchah das mit gutem Grunde. Der 
Weltkirche, welche die Völker aller Zungen umfaßt, geziemt 
auch eine objektive Weltſprache, welche alle eint und keine 
Nation und keine Zeit bevorzugt. Man müht ſich, eine Welt- 
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ſprache (volapuek, esperanto) zu erfinden, hier haben wir fie 
ſchon. Darum hat die Kirche die Forderungen der Janſeniſten, 
Joſephiner und Aufklärer zurückgewieſen D. B. nn. 946; 
1436; 1566.1) — Außer dem Kirchenlatein gibt es im Orient 
noch folgende liturgiſche Sprachen: a) die griechiſche 
(Volksſprache des 6.—8. Jahrh.); b) die altſyriſche bei 
den chaldäiſchen Chriſten; e) die alt-armeniſche des 
5. Jahrh. bei den unierten Armeniern (Mechitariſten); 
d) die altäthiopiſche des 5. Jahrhunderts bei den 
unierten Abeſſiniern; e) die altägyptiſche des 3. Jahr⸗ 
hunderts bei den Kopten; f) die arabiſche bei den per⸗ 
ſiſchen Katholiken und im Patriarchat Antiochien. — Im 
Abendland findet ſich noch das Kirchenſlawiſch (die 
glagolitiſche Sprache) in den Dibzeſen Sebenico, 
Spalato, Trieſt-Capo d'Iſtria, Veglia, Zara, Zengg-Modrus 
(ungefähr 100 000). In einem Teile der Diözeſe Antivari 
(Montenegro) beſteht das Grajdanka laut Konkordat von 
1886; vgl. Lübeck S. 122. 

Das Privileg der ſlawiſchen Sprache, welches Hadrian II., Innozenz 
VIII. und die nachfolgenden Päpſte in beſchränktem Maße geſtatteten, 
wurde von Benedikt XIV. nach manchen Wechſelfällen umſchrieben in 
dem Apoſtoliſchen Schreiben „Ex pastorali“ v. 25. Aug. 1754 (vgl. 
Leo XIII. in der Enz. Grande munus d. 30. Sept. 1880 $ „Horum 
factorum“). Die glagolitiſche (alt-flawiſche) Sprache ſchien in Vergeſſen⸗ 
heit zu geraten; das letzte Miſſale in dieſer Sprache wurde 1741, das 
letzte Brevier 1791 gedruckt; 1827 löſte ſich das glagolitiſche Seminar in 
Zara auf, dafür hatte ſich ein anderer Gebrauch herausgebildet: für die 
Geſänge bei den Hochämtern gebrauchte das Volk das Neuflawiſche 
(schiavetto), während der Prieſter ſeine Partien lateiniſch fang. Die 
Ritenkongregation hat in wiederholten Dekreten vom 13. Febr. 1892; 
5. Aug. 1898; 18. Nov. 1898; 14. Aug. 1900; 14. März 1902; 18. Dez. 1906 
(ASS. 40, 54 ff; AAS. 1, 577 ff.; ME. X 2, 170; 14, 149; 19, 13—16) 
ſich hierüber geäußert. Das Privileg der glagolitiſchen Sprache iſt ein 
örtliches, d. h. es darf nur in jenen Kirchen gebraucht werden, 
welche ſeit 1868 ununterbrochen ſich erwieſenermaßen (certo) dieſer 
Sprache bedienten. Zu dieſem Behufe haben die betreffenden Ober⸗ 
hirten Kataloge anfertigen laſſen, welche bis zum Juli 1907 dem 
Apoſtoliſchen Stuhle zu übergeben waren. In den übrigen Kirchen iſt 
ausſchließliche Sprache die lateiniſche, während in den privilegierten 
Kirchen das Glagolitiſche bei jeder öffentlichen und feierlichen 
Perſolvierung der Meſſe und des Offiziums ausſchließlich im Beſitze iſt. 
Sämtliche liturgiſchen Bücher der altſlawiſchen Sprache müſſen vom 


9) Vgl. Johann Zwior: „Einführung in die lateiniſche Kirchen⸗ 
ſprache“ (1916). 
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Heiligen Stuhle geprüft und gebilligt ſein. Wo die Sitte beſteht, darf 
in allen Kirchen nach dem Geſange der Epiſtel und des Evangeliums in 
lateiniſcher Sprache beides in der Volksſprache (kroatiſch) geſungen werden. 
— Über den Ritus von Braga (Portugall) vgl. S. K. C. d. 6. II 1920 
(AAS. 12, 333—84). 


C. Zeit und Ort der Meßfeier. 


I. Zeit. 1) „Das Meßopfer kann alle Tage ge- 
feiert werden mit Ausnahme jener, an welchen es der Ritus 
des Prieſters verwehrt“ Can. 820. In der lateiniſchen Kirche 
ſind nur die drei letzten Tage der Karwoche von der privaten 
Zelebration ausgeſchloſſen, der Karfreitag von jeder, wie wir 
oben ſahen. Bei den Orientalen wird vielfach in der Faſtenzeit 
nur am Samstag und Sonntag die Meſſe gefeiert, während 
an den übrigen Tagen die missa praesanctificatorum üblich 
iſt; A. von Maltzew: „Liturgikon“ S. 163 gibt die Tage 
genauer an. 

2) „Die Meſſe darf nicht früher begonnen werden als 
eine Stunde vor der Morgenröte und nicht ſpäter als eine 
Stunde nach Mittag“ Can. 821 § 1. Die Zeit der Morgen⸗ 
röte (aurora) wird in manchen kirchlichen Kalendarien ge— 
nau angegeben. Im Hochſommer könnte alſo die heilige 
Meſſe bereits um 1 Uhr nach Mitternacht begonnen werden. 
Da in den nordiſchen Gegenden die Morgenröte ſich länger 
dahinzieht, dürften die Meſſen in der Winterszeit um fünf 
Uhr ſtatthaft ſein, auch ſchon wegen der Gewohnheit Can. 5. 
Es genügt, wenn die heilige Meſſe kurz vor 1 Uhr mittags 
begonnen wird. 

„In der Chriſtnacht kann nur die Konvent- oder Pfarr⸗ 
meſſe um Mitternacht begonnen werden, nicht aber eine 
andere ohne Apoſtoliſches Indult (§ 2). Doch kann in allen 
religiöſen und geiſtlichen Häuſern, welche in ihren Oratorien 
das Recht haben, das Allerheiligſte ſtändig aufzubewahren, 
in der heiligen Weihnacht ein einziger Prieſter die drei ritu- 
ellen Meſſen oder mit Einhaltung der kirchlichen Vorſchriften 
auch nur eine Meſſe leſen (welche allen Anweſenden zur Er⸗ 
füllung der Feiertagspflicht genügt) und die heilige Kommu⸗ 
nion allen austeilen, welche darum erſuchen“ (§ 3) Can. 821. 

1) „um Mitternacht“ (media nocte) bedeutet die erſte Se⸗ 


kunde des 25. Dezember. Freilich gab es Privilegien (ſeit Ale xan⸗ 
ders VI. Indult vom 6. Auguſt 1502), welche die Meßfeier vor Mitter- 
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nacht, alſo noch am 24. Dezember, geſtatteten, Ben. XIV. in Syn. I. 6 
c. 8 n. 8, vielleicht jetzt noch geſtatten. Ja in der päpſtlichen Kapelle pflegte 
die Chriſtmette (ſeit 1484) vier Stunden nach Ave Maria, alſo um 9 Uhr 
abends zu beginnen (zuweilen früher oder ſpäter), woran ſich das feierliche 
Amt anſchloß, welches gewöhnlich ein Kardinal fang und vor Mitter- 
nacht beendigte. Wenn auch eine ſtillſchweigende Dispenſe oder, wie 
Kardinal Lugo fein bemerkt, eine günſtige Zeitrechnung (Can. 33 $ 1) den 
Zelebranten vom euchariſtiſchen Faſten entband, ſo gab es doch Männer, 
welche die euchariſtiſche Nüchternheit in ihrem vollen Umfange beob- 
achteten, ſo der Kardinal Leander Colloredo, ſo Papſt Benedikt 
XIII., welch letzterer vom Schluß des 23. bis zum Mittag des 25. De⸗ 
zember keine natürliche Speiſe mehr genoß; vgl. Ben. XIV. in Syn. 
J. 6 c. 8 n. 15. — 2) Nach dem gemeinen Recht dürfen um Mitternacht 
nach Ablauf des 24. Dezember gehalten werden: a) eine Kon vent⸗ 
me ſſe in Kapiteln, Klöſtern uſw.; b) eine Pfarrmeſſe (nicht gerade 
die missa pro populo, ſondern die missa paroecialis, alſo eine Meſſe für 
die Pfarrei); e) in den religiöſen und geiſtlichen Häuſern die 
drei Weihnachtsmeſſen oder nur die erſte. Es wird im Can. 821 nicht ver⸗ 
langt, daß die Konvent- oder Pfarrmeſſe mit Geſang ausgeführt werde. 
Die Chriſtmeſſen um Mitternacht dürfen auch in den Expoſituren und 
Filialkirchen gehalten werden; denn auch dieſe Meſſen ſind „missae pa- 
roeciales“ Can. 476 $$ 1 u. 6; vgl. auch Can. 5. — „Domus reli- 
giosae“ find die Häuſer der männlichen und weiblichen Religioſen 
Can. 488 nn. 1 u. 8, ja auch der frommen Geſellſchaften ohne Gelübde 
Cann. 673—81. Zu den geiſtlichen Häuſern (domus piae) 
gehören alle jene Anſtalten, welche den Werken der Frömmigkeit und 
Nächſtenliebe gewidmet ſind, wie die Seminarien, Konvikte, Kranken⸗ 
und Waiſenhäuſer uſw., vorausgeſetzt, daß ſie eine Kapelle haben mit 
dem Rechte, das Allerheiligſte dort aufzubewahren. Dieſes Recht 
der religiöſen und geiſtlichen Häuſer wurde verliehen durch Pius X., in dem 
Dekret des hl. Off, vom 1. Auguſt 1907 und gilt nicht für die öffentlichen 
Kirchen der Religioſen, außer auf Grund der Quemquennalvollmachten 
der SCR J. n. 2: auch bleibt das Recht der Konventmeſſe (Can. 821 $ 2) 
unangetaſtet. Aber die Oratorien dieſer Häuſer dürfen den Gläubigen 
nicht allgemein zugänglich fein („non apertis oratoriorum januis“) S. Off. 
d. 26. Nov. 1908 (ME. 20, 410). — Auch die Kardinäle und die 
Biſchöfe (Reſidenz⸗ und Titularbiſchöfe) können in der heiligen Nacht 
die drei heiligen Meſſen leſen oder in ihrer Gegenwart leſen laſſen, die 
Biſchöfe aber nur dann, wenn fie in der Kathedrale zu zelebrieren nicht 
verpflichtet ſind Cann. 239 $ 1 n. 4; 349 $ 1 n. 1. — 3) In allen aufge⸗ 
zählten Fällen kann durch die Beiwohnung bei einer dieſer Meſſen der 
Feiertagspflicht genügt werden Cann. 821 $ 3; 1189. — 4) Die 
heilige Kommunion kann ſicher in den geſchloſſenen Oratorien ausgeteilt 
werden Can. 821 § 3; immerhin iſt auch das frühere Verbot der Riten⸗ 
kongregation für die Weihnachtsmeſſe gefallen Can. 867 $ 4, Epitome II. 
n. 97. — 5) Für die Gewährung des in Can. 821 5 2 erwähnten Indultes 
iſt die Sakramentenkongregation zuſtändig, S. C. Const. 
d. 14. Mart. 1910; vgl. Ferreres I. B.: „La Curia Romana“ n. 386 
pag. 186 („las tres Misas de la noche de Nadividad con la facultad 
de distribuir la Eucaristia en ellas“). 
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II. Ort Cann. 822—23; 1154 sqq. Obwohl der Kodex 
„die heiligen Orte“ ſpäter ausführlich behandelt, glaubte man 
die wichtigſten Grundſätze für die Meßfeier beim Traktat 
„De ss. Eucharistia“ berühren zu müſſen. 1) „Die Meſſe 
muß auf einem konſekrierten Altare dargebracht 
werden“ Can. 822 § 1. Man unterſcheidet feſte und trag⸗ 
bare Altäre Can. 1197. Das Privileg eines tragbaren 
Altars (altaris portatilis) wird vom Recht gewährt, 
außerdem nur durch Indult des Apoſtoliſchen Stuhles Can. 
822 § 2; dieſes ſchließt in ſich die Vollmacht überall (außer 
auf dem Meere) zu zelebrieren, jedoch an einem anſtändigen 
und würdigen Ort, und zwar auf dem heiligen Stein ibi § 3. — 
Vom Rechte wird „das Privileg des tragbaren Altars“ 
eingeräumt: a) den Kardinälen Can. 239 § 1 n. 7; 
b) allen Biſchöfen Can. 349 § 1 n. 1; c) den Abten 
und Prälaten mit eigenem Gebiete '(„Nullius“) Can. 
323 § 1; d) den wirklichen Protonotaren („Pro- 
tonotariis Apostolicis de numero Participantium“), Motu— 
proprio „Inter multiplices“ d. 21. Febr. 1905 n. 11 (im Ge⸗ 
genſatz zu n. 22; ME. 17, 14— 29), damit auch den Apoſtoliſchen 
Vikaren und Präfekten Can. 308. In den übrigen 
Fällen verleiht der Apoſtoliſche Stuhl das „Privileg 
des Tragaltares“, in welchem jedoch die Vollmacht, auf dem 
Meere zu zelebrieren, nicht eingeſchloſſen iſt Can. 822 8 2, 
S. R. C. in Vicen. d. 4. Mart. 1901 ad IV (ME. 13, 64); die 
Kardinäle aber, die Biſchöfe, ſowie die Abte und Prälaten 
mit eigenem Gebiete beſitzen auch letztere Cann. 239 $ 1 n. 8; 
349 § 1 n. 1; 323 § 1. Vor dem Trienter Konzil beſaßen die 
Biſchöfe das Recht, die heilige Meſſe auch außerhalb den 
Kirchen und Kapellen zu erlauben ce. 12. 14 D. 1 de cons. 
Durch dieſes Konzil und die darauf gebauten Dekrete der 


Konzilskongregation wurde dieſes Recht ein ausſchließliches 


Privileg des Apoſtoliſchen Stuhles. Trotzdem ſehr gewichtige 
Theologen und Kanoniſten (Barboſa, Bonacina, Holzmann, 
Suarez, Elbel, Salmanticenſes, Lacroix, St. Alfonſus 
Theol. mor. VI n. 359) für die Vollmacht der Biſchöfe wenig— 
ſtens „per modum actus“, alſo in einem beſtimmten dring⸗ 
lichen Falle eintraten, blieb die Konzilskongregation unbeug⸗ 
ſam (abgeſehen von einer kleinen Nachgiebigkeit für Cal t a⸗ 
grone am 2. Juni 1855 und 20. Dez. 1856). Mit dem 
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Dekrete der Sakramentenkongregation vom 23. Dezember 
1912 kam die Anſicht jener Autoren zur Geltung und Can. 822 
bietet ſie im § 4: „Der Ortsordinarius kann die Erlaubnis 
geben, die Meſſe außerhalb einer Kirche und Ka⸗ 
pelle“ zu leſen unter folgenden Bedingungen: „a) an einem 
geziemenden Orte (niemals im Schlafgemach) und auf dem 
heiligen Stein; b) nur aus einer rechtmäßigen und vernünf⸗ 
tigen Urſache; e) in einem außerordentlichen Falle und in 
Form einer Aktbewilligung“ (per modum actus). Die 
gleiche enge zu erklärende (CC. 24. Nov. 1918 Archiv 99, 
63 n. 39) Vollmacht beſitzt „der höhere Obere (Can. 488 n. 80, 
des Hauſes einer exempten Genoſſenſchaft“ ibi. 

Nicht ein außerordentlicher und gewichtiger Grund iſt gerade not⸗ 
wendig zur Ausübung dieſer Vollmacht, ſondern es genügt eine „causa 
iusta et rationabilis“, z. B. die Erkrankung eines eifrigen Prieſters, der 
Tod eines Wohltäters der Kirche, die Verheiratung eines angeſehenen 
Katholiken (ME. 24, 486). — „In Form einer Aktbewilligung“ wird ge⸗ 
klärt durch den Gegenſatz „per modum habitus“. Nur wenn es ſich um 
eine augenblickliche, vorübergehende Lage handelt iſt der Ortsordinarius 
zuſtändig. Freilich kann die Bewilligung ſich auf einige Tage, ja auch 
einige Wochen erſtrecken; allein wenn ein dauernder Zuſtand, z. B. bei 
chroniſchen Erkrankungen, vorauszusehen ift, muß ein päpstliche Indult 
erbeten werden Can. 822 § 2. — Neu iſt im Can. 822 $ 4: a) die Aus⸗ 
dehnung der Vollmacht auf die höheren Obe rn (Abte, Provinzial und 
Generalobern) der exemten Genoſſenſchaften für ihre Nieder⸗ 
laſſungen („domus“ Can. 488 n. 5), alſo wenigſtens wahrscheinlich auch 
(dagegen Can. 501 $ 1) auf die Provinzial⸗ und Generalobern der e x⸗ 
emten Laienorden Can. 209; b) die Weglaſſung der Pflicht 
unentgeltlicher Bewilligung „gratis omnino quocunque titulo“ 
(S. C. Sacr. d. 23. Dec. 1912 ad I), jo daß für die Zukunft eine Taxe feſt⸗ 
geſetzt werden kann Cann. 1507 § 1; 6 n. 6. — Wollen Ordensprieſter 
außerhalb ihres Hauſes das „Privileg des Tragaltars“ benützen, 
ſo iſt der Ortsordinarius im Falle des Can. 822 $ 4 zuſtändig. 

2) „Es iſt nicht erlaubt, die Meſſe zu leſen in einem 
Tempel der Häretiker oder Schismatiker, auch 
wenn er ehemals vorſchriftsmäßig konſekriert oder benediziert 
wurde,“ Can. 823 $ 1. Dies Verbot trifft nicht nur einen 
einzelnen Fall, ſondern auch eine Reihe von Fällen. Der 
Apoſtoliſche Stuhl hat geduldet, daß die katholiſchen Prieſter 
in einer Kapelle, welche für den Militärgottesdienſt der 
britiſchen Soldaten in Malakka gebaut wurde, auf dem katho⸗ 
liſchen Altare Gottesdienſt feiern, während der proteſtantiſche 
Altar verhüllt iſt, freilich nicht ohne die Mahnung, der Apo⸗ 
ſtoliſche Vikar möge bei der engliſchen Regierung Schritte 
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tun, daß eine eigene katholiſche Kapelle erbaut werde; und 
wenn erfolglos, ſo möge er trachten aus Almoſen eine zu 
bauen S. Off. ad Vie. Ap. Malacen. d. 5. Iun. 1889 (ME. X 1, 
153). Lieber gewährt der Heilige Stuhl das „Privileg des 
Tragaltares“ zur Abwendung des „gemeinſamen Gottes⸗ 
dienſtes“ (communicatio in sacris) zwiſchen den Katholiken 
und den Andersgläubigen. 


Seit der Glaubensneuerung im 16. Jahrhundert hat ſich in Sü d⸗ 
deutſchland (Bayern, Baden, Heſſen, Elſaß, Schweiz) ein gemein⸗ 
james Eigentums- und Benützungsrecht an Kirchen und Altären heraus- 
gebildet. Kirchlich wird dieſes „Simultane um“ nur geduldet; 
immerhin verlangt der Apoſtoliſche Stuhl ein päpſtliches Indult, für den 
Verzicht der Katholiken auf das Eigentum an ſolchen Simultan-Kirchen, 
Kapellen oder Friedhöfen. Katholiſcherſeits geſchah ſeit 1890 viel für 
die Ablöſung des Simultaneum, und man fand ein gutes Verſtändnis 
ſowohl bei den Proteſtanten wie bei der Staatsgewalt. In der Regens⸗ 
burger Diözeſe wurde durch die hochherzigen Bemühungen und frei- 
gebigſten Spenden der Biſchöfe Ignatius (Fr. X. Buchner, Eich⸗ 
ſtätter Diöze ſanprieſter, in der Paſſauer MS. Bd. 17 ©. 265) und An⸗ 
tonius ſeit 1899 das Simultaneum aufgelöſt im 8 Pfarr-, 3 Expoſitur⸗, 
2 Filial- und 4 Nebenkirchen, nachdem Pfarrer Max Reger durch die ent- 
ſchloſſene Erbauung der Marienkirche in Rothenſtadt 1893 das Zeichen 
hiezu gegeben hatte, ſo daß nur mehr 3 Pfarrkirchen zur Ablöſung bleiben; 
vgl. Regensburger Diözeſanmatrikel 1916 S. 30. — Aus der reichen 
Literatur ſeien hervorgehoben: a) für Bayern Fr. Xx. Buchner: 
„Das Kirchenſimultaneum und feine Auflöſung“ (PMS. 17, 257-265); 
W. Krois: „Kirchliche Simultanverhältniſſe, insbeſonders nach bayer. 
Rechte“ (1890); G. Neckermann: „Geſchichte des simultaneum 
religionis exereitium im vorm. Herzogtum Sulzbach“ (1919); Wal⸗ 
ber: „Simultaneen, beſ. in der Stadt Weiden“ (1905) — für Baden 
J. Schmitt: „Simultankirchenrecht im Großherzogtum Baden“ (1909); 
— für Heſſen K. Köhler: „Die Simultankirchen im Großherzog— 
tum Heſſen“ (1889); vgl. S. C. Indulg. d. 30. Ian. 1790 in Wormatien. 
(D. Auth. n. 219); — für Elſaß A. Schmidlin: Das Simultaneum 
in Elſaß, Straßburger Diözbl. 1913 S. 217 ff.; — für Marburg 
K. Mirbt: „Der Kampf um die Eliſabethenkirche zu Marburg“ (1912); — 
für die Schweiz U. Lampert: „Aufhebung des Simultaneums uſw.“ 
(Archiv f. kath. KR. 1905, 275 ff.); J. Schöbi: „Die kirchl. Simultan— 
verhältniſſe in der Schweiz“ (1906) — weitere Werke ſiehe bei Säg⸗ 
müller J. B.: Kirchenrecht II S. 301.— Staatliche Geſetze in Bayern 
Religionsedikt ds 90—103; Verfaſſungsurkunde vom 14. Auguſt 1919 
$ 19. — Über die Frage, ob eine „reconciliatio ecclesiae“ notwendig iſt, 
wenn die Kirche aus dem Gebrauche der Andersgläubigen in den der 
Kathol.fen übergeht, wird im Kapitel „Von den Kirchen“ zu handeln fein 

3) „Fehlt ein Altar des eigenen Ritus, ſo darf ein Prie⸗ 
ſter nach dem eigenen Ritus auf einem Altare eines anderen 
katholiſchen Ritus zelebrieren, aber nicht auf den Antimen⸗ 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 7 
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ſien der Griechen“ Can. 823 $ 2. Die „Antimenſien der 
Griechen“ (oben S. 24) können nur von dieſen benützt werden; 
ein Erſatz dafür iſt der Tragaltar (altare portatile). 

4) „Auf den päpſtlichen Altären darf niemand zelebrieren 
ohne päpſtliches Indult“ Can. 823 § 3. Päpſtliche Altäre ſind 
die der vier Patriarchalkirchen, und zwar die Konfeſſionsaltäre 
in St. Peter bezw. St. Paul (außerhalb der Mauern) und die 
Hochaltäre in St. Johann im Lateran und St. Maria Mag⸗ 
giore; vgl. P. Peter Paul Außerer O. Fr. Min.: „Pilger⸗ 
führer“ 1873 S. 46, 67, 85 u. 90. — Albert Blat O. P. 
erwähnt noch in Aſſiſi die Portiunkulakirche Com. III 
pag. 143. 


D. Die Meßſtipendien. 


Quellen: Cann. 824—844; 918 $ 2; 1506; 1509 
n. 5; 1517 $ 2; 1551; 2324. — Über die reiche deutſche, fran⸗ 
zöſiſche, ſpaniſ che und italieniſche Literatur vgl. Säg⸗ 
müller J. B.: Kirchenrechts II $ 160, beſonders Bene- 
die tus XIV. in Syn. I. 5 ce. 8. 9.; PMS. 1502 ff (Sen⸗ 
ger); Archiv 1892, 265 ff. 


I Geſchichte. Aus dem Briefe des Papſtes Inn o⸗ 
zenz J. an Biſchof Dezentius von Gubbio (416) geht hervor, 
daß die Gläubigen Opfer ſpendeten, während die Prieſter 
die Namen der Spender während der Meſſe aus den Diptychen 
verlaſen. Die Naturalleiſtungen (oblationes) gingen bald 
über in Geldſpenden zunächſt für die Kirche, dann aber (ſeit 
dem 8. Jahrhundert) unmittelbar für den zelebrierenden Prie⸗ 
ſter (Regula Chrodegangi c. 32). Auf dem 4. Laterankonzil 
(1215) wurde jegliche Gewinnſucht verurteilt, dagegen auch 
die löbliche Gewohnheit der Almoſen bei geistlichen Leiſtungen 
betont c. 42 De simonia (V3). In dieſem Sinne war die 
Kirche fortgeſetzt in ihrer Geſetzgebung tätig, ſo Pius IX. 
in der Konſt. Ap Sedis d. 12. Oct. 1869 „Colligentes“ el. II 
n. 12; Leo XIII. durch das Dekret der Konzilsk. „Vigi- 
lanti“ d. 25. Maii 1893 und Pius X. durch das Dekret 
der gleichen K. „Ut debita“ d. 11. Maii 1904. 

II. Begriff und Einteilung. „Nach eingebürgertem und 
gutgeheißenem Brauch der Kirche, der zur Einrichtung (in- 
stitutum) wurde, darf jeder Prieſter für die Darbringung und 
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Aufopferung der Meſſe (celebratio et applicatio) ein Al⸗ 
moſen oder Stipendium annehmen“ Can. 824 § 1; c. 42 De 
simonia (V 3); prop. 25. Ioannis Wicleff d. 22 Febr. 1418 
damnata (D.-B. n. 605). 

1) Jeder Prieſter darf für die Aufopferung der hei- 
ligen Meſſe ein Stipendium annehmen, ſooft das Weſen des 
Opfers, die Konſekration, ſtattfindet, alſo auch bei der Kon- 
zelebration Can. 803, niemals aber bei der missa 
praesanctificatorum oder der missa sicca. — 2) Zelebriert 
der Prieſter an einem Tage wiederholt, ſo darf er nur 
am Weihnachtsfeſte für jede der drei Meſſen ein eigenes Sti- 
pendium annehmen, an allen übrigen Tagen darf er nur 
eine heilige Meſſe auf einen belaſtenden Titel hin („ex 
titulo iustitiae“) feiern e. 53 D 1, alſo gegen ein Stipendium 
oder auf Grund der Konvent- oder Pfarrmeſſe (Cann. 417; 
466 § 1); die Annahme eines Entgeltes auf Grund eines 
äußeren Titels iſt jedoch ſtatthaft, ſo wegen des weiten 
Weges zur Kirche, der ſpäten Stunde, des Geſanges uſw. — 
3) Can. 825 verbietet folgende Mißbräuche: a) die Darbringung 
einer Meſſe nach Meinung eines künftigen Stipendien- 
gebers; b) die Annahme eines Stipendiums für eine Meſſe, 
welche aus einem anderen Titel geſchuldet und dargebracht 
wird; e) die Annahme von Doppelſtipendien für 
eine Meſſe; d) die Annahme eines Stipendiums für die 
Darbringung (celebratio) und eines zweiten für die Auf- 
opferung (applicatio) ein und derſelben Meſſe, außer es ſtünde 
unzweifelhaft feſt, daß ein Almoſen nur für die Darbringung 
ohne Aufopferung gegeben wurde. Letzteres dürfte in der 
Regel eintreten bei Vorhandenſein eines äußeren Grundes, 
3. B. der ſpäten Stunde. 

Die Prieſter Aragoniens, welche ſchon vor dem 26. Aug. 1748 
für drei bzw. zwei Meſſen am Allerſeelentage gewohnheitsgemäß Sti⸗ 
pendien annehmen durften (Sant i- Leitner: Praelectiones III 
41 n. 4), dürfen das auch jetzt noch gemäß Cann. 4 u. 5. 

Es gibt nach dem allgemeinen Rechte zweierlei Meſſen: 
Manualmeſſen und Stiftsmeſſen. Erſtere 
teilt man ein in eigentliche und uneigentliche 
Manualmeſſen. — Eigentliche Manualmeſſen ſind 
ſolche, welche die Gläubigen entweder aus eigenem from— 
men Antriebe („veluti ad manum“) oder auf Grund einer 

7* 
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Verpflichtung geben, ſo auf Grund einer teſtamen⸗ 
tariſchen (auch ſtändigen) Auflage Can. 826 $ 1. — Un⸗ 
eigentliche Manualmeſſen ſind Stiftsmeſſen, welche 
von der Stiftungspflicht gelöſt ſind, ſei es nach dem Rechte 
oder durch apoſtoliſches Indult ibi $ 2. — Werden Stipen⸗ 
dien unmittelbar aus den Einkünften von Stiftungen ge⸗ 
wonnen, fo nennt man fie Stiftungsgelder (fun- 
data) oder Stiftmeſſen (missae fundatae) ibi $ 3. — Die An⸗ 
derung des Stiftungswillens ift im allgemeinen dem Apoſtoli⸗ 
ſchen Stuhl reſerviert, insbeſondere die Minderung der Meſſen 
(„reduetio Missarum“) Can. 1517. Doch iſt der Ordinarius 
in folgenden Fällen zuſtändig: a) der Ordinarius kann die 
Meſſen auch mindern („reducere“), wenn ihm das die 
Stiftungsurkunden einräumen Can. 1551 $ 1 oder 
wenn er ein apoſtoliſches Indult hiefür beſitzt, das mög⸗ 
lichſt enge auszulegen iſt ibi 88 2 und 3, alſo keine Ausdehnung 
auf andere Fälle, keine Anwendungen auf Meßſtipendien, wenn 
ſonſt Hilfe möglich iſt; b) der Ordinarius kann die Stifts⸗ 
meſſen (ohne Minderung) loslöſen von den Stiftungs⸗ 
bedingungen in den ſoeben genannten Fällen und auch dann, 
wenn die ausbedungene Erfüllung ohne Schuld der Verpflich⸗ 
teten in den Nebenumſtänden, z. B. bezüglich des Ortes, der 
Zeit uſw., unmöglich geworden iſt Can. 1517 $ 2. 

Das Sinken des Geldwertes machte bedeutende Minderungen 
(„Reduktionen“) der Stiftsmeſſen notwendig, z. B. S. C. Cons. 
d. 29. Iun. 1919 (AAS. 11, 277), S. C. C. d. 28. S. pt. 1922 (Paſſauer 
BOB. 1922, 149). — In neuerer Zeit find in Deutſchland die Stefts⸗ 
meſſen auf beſchränkte Zeit aufgekommen, z. B. auf 100, 50 Jahre. 
Da der Wille der Geber nicht beeinträchtigt wird, läßt ſich dagegen nichts 
einwenden; vielleicht wäre es noch mehr dem Geiſte der Kirche ent⸗ 
ſprechend, wenn die Reduktionsvollmacht in der Stiftsurkunde dem 


Ordinarius eingeräumt würde Can. 1551 $ 1, vgl. Paſſauer VOBl. 
1920 S. 16 f. 


III. Sicherung der Meßſtipendien. Das kirchliche Ge⸗ 
ſetzbuch hat, fußend auf früheren Beſtimmungen, folgende Re⸗ 
geln zur Sicherung der Meßſtipendien angegeben: a) Von 
den Meßſtipendien ſoll jede Art von Geſchäft und 
Handel durchaus fern ſein Cann. 827; 840 § 1 (Übergabe 
an andere); 918 § 2 (Altarprivileg); 2324 (Strafen k. s. bis 
zur Amtsentziehung bei Klerikern; bis zur Exkommunikation 
bei Laien). — b) „So viele Meſſen müſſen geleſen und auf⸗ 
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geopfert werden, als Stipendien, auch geringe, gegeben und 
angenommen wurden“ Can. 828; Strafen wie unter a. 
Werden ſpäter die Taxen erhöht, ſo iſt es am beſten, die Geber 
zu fragen. — Dieſe Verpflichtung hört auch dann nicht auf, 
wenn die bereits angenommenen Stipendiengelder auch 
ohne Schuld des belaſteten Prieſters verloren gehen 
Can. 829. — c) Wird eine Geldſumme für Meßſtipendien 
gegeben ohne Angabe der Zahl der Meſſen, ſo richtet ſich die 
Berechnung nach der Stipendienhöhe des Ortes, 
wo der Spender zu ſein pflegte, wenn nicht ein anderer IB Ile 
rechtmäßig angenom nen werden muß Can. 830. — d) Die 
Stipendienhöhe beſtimmt ein Diözeſanſtatut, er⸗ 
laſſen womöglich auf der Diözeſanſynode; ſonſt eine Di- 
özeſangewohnheit: Auch die exempten Ordensleute 
müſſen ſich an dieſe Normen halten Can. 831. — e) Ein Prie⸗ 
ſter darf ein freiwilliges angebotenes höheres Stipen— 
dium annehmen Can. 832, aber nicht fordern Can. 831 § 1; 
ein Stipendium unter der Taxe darf er nur dann nicht 
annehmen, wenn der Ortsordinarius ſolches verboten hat 
Can. 832. — f) Niemals darf der Ordinarius auf Meßſtipen⸗ 
dien irgendwelcher Art eine Zahlung (Steuer) auflegen 
Can. 1506. — g) Meßſtipendien und Meßverpflichtungen unter⸗ 
liegen keiner kirchlichen Verjährung Can. 1509 n. 5. 
IV. Zeit der Meſſedarbringung Cann. 833 — 35. 
Wenn der Geber keine ausdrücklichen Bedingungen ſetzte, 
jo ſteht die Rechtsannahme dafür, daß er lediglich die Meſſe— 
darbringung verlangte. Wurden aber vom Geber ausdrücklich 
Umſtände (Ort, Zeit, Stunde) hervorgehoben, ſo hat 
ſich der Stipendienannehmer auch auf dieſe verpflichtet 
Can. 833. Der wichtigſte Umſtand iſt die Zeit, innerhalb 
welcher der Darbringungspflicht zu genügen iſt. Wir unter⸗ 
ſcheiden drei Möglichkeiten: a) Wurde eine beſtimmte 
Zeit ausdrücklich vorgeſchrieben, ſo muß dieſe eingehalten 
werden. — b) Wurde keine Zeit hervorgehoben, ſo iſt 
Intentionen mit dringendem Grund möglichſt bald, ſonſtigen 
bald zu genügen nach der größeren oder geringeren Zahl der 
Meſſen. — c) Sit die Zeit ausdrücklich in das Er meſſen 
des Prieſters gelegt, ſo genügt dieſer durch gelegentliche 
Darbringung Can. 834. Freilich muß er hiebei die Haupt⸗ 
regel beobachten: „Niemand darf ſo viele Meßſtipendien für 
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die eigene Darbringung annehmen, daß er ihnen nicht inner⸗ 
halb eines Jahres genügen kann“ Can. 835. Indes könnte 
auch hier der ausdrückliche Wille des Gebers entbinden Can. 
834 81. 

V. Die Abgabe und Verſendung von Meßſtipeudien. 
Auch hier wacht das kirchliche Recht, daß dem Willen der Ge— 
ber möglichſt genau und möglichſt bald genügt werde. a) An 
Orten, wo ſehr viele Stipendien zuſammenfließen, z. B. an 
Wallfahrtsorten, ſollen die Gläubigen durch leicht zugängliche 
und ſichtbare Anſchläge gemahnt werden, daß die dargebotenen 
Meſſen entweder nach Möglichkeit an dieſem oder auch an 
einem anderen Orte geleſen werden Can. 836. — b) Wer 
Meſſen zur Verteilung hat, ſoll das möglichſt bald tun, 
(Rechenſchaft gegen Schluß des Jahres Can. 841); freilich 
beginnt für den ſie annehmenden Prieſter die Darbringungs⸗ 
pflicht erſt mit dem Tage der Annahme, abgeſehen von aus⸗ 
drücklichen Ausnahmen Cann. 837; 834. — c) Wichtig iſt die 
Frage, welchem Prieſter dürfen Stipendien übergeben 
werden. Der Kodex iſt etwas milder geworden. Der Ver⸗ 
mittler muß genau wiſſen, daß es ſich um einen Prieſter han⸗ 
delt, der vollſtändig einwandfrei oder durch das 
Zeugnis ſeines Ordinarius empfohlen iſt Can. 838. 
— d) Wer anvertraute Meſſen anderen übergibt, iſt ſo lange 
haftbar, bis er das Zeugnis über die Annahme der Verpflich⸗ 
tung und der Stipendien erhalten hat Can. 839; cfr. Can. 829. 
— e) Ein Abzug von Meßſtipendien iſt unerlaubt mit der 
Pflicht der Rückerſtattung; indes gibt es Ausnahmen: a) wenn 
der Geber einen Abzug ausdrücklich geſtattet; 56) wenn die 
Überzahlung der Diözeſantaxe augenſcheinlich und ſicher zu— 
gunſten des Empfängers geſchah; y) wenn bei uneigentlichen 
Manualmeſſen die beſſere Stiftung geſchah zugunſten der 
Pfründe oder des guten Zweckes; in dieſem Falle genügt, ab⸗ 
geſehen von einer gegenteiligen Meinung des Stifters, die 
Übergabe der Diözeſantaxe des Zelebrationsortes Can. 840. 
— f) Die Einſendung. Alle Verwalter von frommen 
Anſtalten, ſowie die mit Meßſtipendien Belaſteten, Geiſtliche 
oder Laien, ſind verpflichtet, gegen Ende eines jeden Jahres 
ihren Ordinarien nach deren Anordnungen die nichterfüllten 
Meßintentionen einzuſenden, und zwar die uneigentlichen 
Manualmeſſen gegen Ende des bürgerlichen Jahres, die 
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Manualmeſſen am Ende des vom Empfange zu rechnenden 
Jahres, wenn nicht die Geber anders beſtimmten Can. 841. 

Der Ordinarius kann feſtſetzen, daß Stiftsmeſſen (auch geweſene) 
oder Manualmeſſen zugunſten einer guten Sache nur mit Erlaubnis 
des Ordinarius in andere Diözeſen verſchickt werden dürfen; ſonſt ge- 
nügt die Beobachtung des Can. 838 (AAS. 13, 229). 

VI. Notierung der Meßintentionen und Aufſicht 
hierüber Cann. 842 — 844. a) „Alle Welt- und Ordens⸗ 
prieſter müſſen genau notieren, welche Meßintentionen 
ſie empfangen, welchen ſie Genüge geleiſtet haben“ Can. 
844 § 2. — b) Die Vorſtände von Kirchen und frommen An- 
ſtalten, in welchen Meßſtipendien entgegengenommen wer— 
den, mögen ſie nun Weltprieſtern oder Religioſen unterſtehen, 
müſſen ein eigenes Buch führen, in welchem ſie genau die Zahl, 
die Meinung, das Stipendium und die Darbringung der 
empfangenen Meſſen aufzeichnen Can. 843 § 1. Auch die 
Ortsordinarien und Ordensobern i. w. S., welche Untergebe— 
nen oder anderen Meſſen zum Leſen geben, ſollen die ihnen zu⸗ 
gebrachten oder überſchickten ſofort der Ordnung gemäß in ein 
Buch eintragen und nach Kräften beſorgt ſein, daß ſie mög— 
lichſt bald geleſen werden Can. 844 § 1. Wir haben alſo dreier- 
lei Meßſtipendienbücher: ſolche der einzelnen 
Prieſter; dann der Kirchen- und Anſtaltsvorſtände; endlich 
Sammelbücher der Ordinarien und Ordensobern. — e) Die 
Ordinarien ſind verpflichtet, wenigſtens alle Jahre die Stipen⸗ 
dienbücher der Kirchen- und Anſtaltsvorſteher in eigener Per⸗ 
ſon oder durch Vertreter einzuſehen Can. 843. „Ordi⸗ 
narien“ bedeutet hier die Ortsordinarien und die höheren 
Obern der exempten Klerikalgenoſſenſchaften (Abte, Provin⸗ 
zial- und Generalobern) Can. 198 § 1. 


§ 12. die Euchariſtie als Kommunion. 

Das Geſetzbuch der Kirche behandelt dieſen Gegenſtand 
in drei Kapiteln: Spender; Empfänger; Zeit und Ort des 
Empfanges; wir faſſen denſelben in zwei Abſchnitten zu— 
ſammen. — Quellen: Cann. 845-869; 462; 595; 931; 
1005; 1031; 1956—58. 

A. Spender der heiligen Kommunion. 

Da „in der heiligſten Euchariſtie unter den Geſtalten von 

Brot und Wein Chriſtus der Herr ſelbſt enthalten iſt“ 
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(Can. 801), ſo folgt, daß gültigerweiſe die Kommu⸗ 
nion von nn dargereicht werden kann. Darum han» 
delt es ſich hier nur um die eine Frage: Wer ſpendet die 
heilige Kommunion erlaubterweiſe? 


I. „Ordentlicher Spender der heiligen Kommunion iſt 
nur der Prieſter (§ 1). Außerordentlicher Spender iſt der 
Diakon mit Erlaubnis des Ortsordinarius oder Pfarrers, aus 
gewichtigem Grunde zu gewähren, eine Erlaubnis, welche 
im Notfall rechtmäßig vorausgeſetzt werden kann“ ($ 2) 
Can. 845. 


1) Wohl hatte auch in der Verwaltung der Euchariſtie der Biſchof 


einen gewiſſen Vorzug, Ignatius ad Smyrnaeos c. 8, 1, immerhin ſehen 
wir den Prieſter neben dem Biſchofe als Verwalter dieſes Sakramentes 
c. 14 D. 93 (Nicaenum a. 325 C. 18); darum ſingt der heilige Thomas: 
„Cuius officium committi voluit — Solis presbyteris, quibus sic con- 
gruit, — Ut sumant et dent ceteris“. — 2) Außerordenklicher Spender 
iſt der Diakon. Seine Vollmacht muß gleichſam flüſſig gemacht werden 
durch die Erlaubnis des kirchlichen Obern, welche in einem Notfall (bei 
Schwerkrankenz; aber auch bei Gefunden, wenn der ordent- 
liche Spender nicht leicht erreicht werden kann) präſumiert werden darf. 
Dieſe ausdrückliche oder vorausgeſetzte Erlaubnis ſetzt einen ſchwer⸗ 
wiegenden Grund voraus („causa gravis“), ) während zur Tauf⸗ 
ſpendung durch den Diakon ein rechtmäßiger Grund genügt Can. 741; 
vgl. Cann. 1342; 1340; 877 $ 1 (Predigtvollmacht); vgl. „Handbuch“ 
12 S. 185. Die Vollmacht erteilen der Ortsordinarius oder der Pfarrer 
Can. 845 $ 2; in den außerordentlichen Fällen der Cann. 397 n. 3; 514 
u. 1368 auch der zuſtändige Obere (unten n. III). — Die Akolythen, 
welche in Gefäßen die Euchariſtie überbrachten (Tharſizius 15. Aug.), 
und die Laien, welche ſie nach Hauſe mitnahmen, waren keine eigent⸗ 
lichen Spender. 

II. Spender der heiligen Kommunion an Geſunde, 
d. h. an Perſonen, welche zur Kirche oder Kapelle oder wenig⸗ 
ſtens in die nächſte Nähe derſelben kommen können, iſt jeder 
Prieſter, welcher nicht durch Zenſuren oder Irregularitäten 
behindert iſt. 1) Die Spendung iſt möglich und wird vom 
Trienter Konzil innig empfohlen (sess. 22 c. 6): a) während 
jeder heiligen Meſſe nach der Kommunion des Prieſters; 
b) unmittelbar vor und nach der Privatmeſſe Can. 846; 
c) am Karſamstage während des feierlichen Amtes und un⸗ 


)Zanko w ſchreibt in ſeiner, Verwaltung der bulgariſchen ortho⸗ 
doxen Kirche“ 1920 S. 65: „Miniſter (= Spender der Euch.) iſt der 
Biſchof und der Prieſter, in keinem Falle der Diakon“ mit Berufung auf 
Can. 18 Nicaen. I. 
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mittelbar darnach Can. 867 § 1. Dieſe Regeln gelten auch 
(serva:is servandis) für die heiligen Meſſen in Privatoratorien, 
außer der Ortsordinarius hätte aus gerechtem Grund die 
Austeilung in beſonderen Fällen verboten Can. 869. — 
Wenn der Prieſter die Euchariſtie den Gläubigen während 
der heiligen Meſſe austeilt, darf er niemals den Altar aus 
dem Angeſichte verlieren Can. 868. 

2) Außerhalb der heiligen Meſſe darf die Eucha- 
riſtie von einem jeden nicht behinderten Prieſter in der Regel 
an jedem Tage (Can. 867 $ 1) ausgeteilt werden. Gehört der 
Prieſter zur Kirche der Kommunionausteilung, ſo bedarf er 
keiner weiteren Erlaubnis. Gehört er aber zu einer anderen 
Kirche („extraneus“), jo benötigt er die Erlaubnis (wenigſtens 
die vorausgeſetzte) des Kirchenvorſtandes Can. 846. Freilich 
dürften bei unbekannten Prieſtern die Regeln für die Zulaſſung 
zum heiligen Opfer gelten Can. 804. — Die heilige Euchariſtie 
darf nicht geſpendet werden (abgeſehen von den Kranken): 
a) am Gründonnerstage nach dem Amte, Rubrik für ker. V 
in Coena Domini vor der Kommunion; b) am Karfreitage 
Can. 867 § 2; c) am Karſamstage (abgeſehen vom Hoch— 
amte) ibi $ 3. — Die Austeilung der heiligen Kommunion 
folgt der Stundenzeit des Meßopfers; doch darf man 
aus vernünftigem Grunde darüber hinausgehen ibi $ 4; 
Auswanderung, Abmarſch an die Front (auch ohne Todesge- 
fahr), Konkurstage mit Generalbeichten ſind ſolche Gründe; 
vgl. auch Ben. XIV. in Syn. I. 6 c. 8 n. 15 (Benedikt 
XIII.). 


Das frühere Verbot der Ritenkongregation, die heilige Kommunion 
im Zuſammenhang mit dem Amt der Chriſtmette zu ſpenden, iſt ge⸗ 
fallen Cann. 867; 6; Antwort an den Biſchof von Tuguegarao in der 
Cultura social (Manila, apr. 1920, 225). 

Teilt der Prieſter die Kommunion im Anſchluß an die Meß⸗ 
feier aus, fo trägt er die Meßgewänder, auch dann, wenn er am Kom— 
munionaltare zwar die Euchariſtie austeilt, aber nicht Meſſe lieſt, was 
in ſchwarzen Paramenten nicht geſchehen ſoll; vgl. Kunz Chr.: „Funk⸗ 
tionen des Zelebranten“ S. 204.— Außerhalb der heiligen Meſſe ſpendet 
der Prieſter die Kommunion, angetan mit Superpelliz und Stola von 
der Farbe des Tagesoffiziums oder von weißer Farbe ibi 
S. 199; Kieffer G.: Rubriziſtik §64. — Wenn im Notfall ein Prieſter 
während der Meſſe eines anderen Prieſters die heilige Kommunion am 
Zelebrationsaltare auszuteilen hat, ſo ſpendet der Prieſter ſie mit dem 
gewöhnlichen Ritus aus, nur während der Wandlung ſteht er, zum Altare 
gewendet. Der zelebrierende Prieſter tritt während des Kanons einen 
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Schritt auf die Evangelienſeite, außer dem Kanon vollendet er ſein 
Gebet (Kollekte, Epiſtel, Evangelium) und läßt ſich dann zum Altare ge- 
wendet auf beide Knie nieder, Kunz S. 345; Kieffer S. 174. — 
Wenn Ordensleute ihre Gelübde ablegen, ſo hält der Prieſter während 
der Gelübdeablegung die heilige Hoſtie im Angeſichte des (der) Ge⸗ 
lobenden, dem (der) er ſie nach Vollendung der Formel ſofort reicht 
S. R. C. dd. 27. Aug. 1894 et 5. Iunii 1896 nn. 3836 et 3912. Bei der 
Erneuerung der Gelübde dagegen bleibt der Prieſter nach dem 
letzten „Domine, non sum dignus“ dem Altar zugewandt, bis die Er- 
neuerungsformel gemeinſam oder, wenn nur wenige ſind, vom letzten 
Mitgliede geſprochen iſt S. R. C. n. 3836. Wenn Kloſterfrauen mit Klauſur 
einen Kommunionplatz (Gitter, Fenſter) beſitzen, welcher dem Prieſter 
den Anblick des Altares vollſtändig entzieht (Can. 868), ſo darf er nur 
außerhalb der Meſſe die Kommunion austeilen, und zwar nach dem Ritus, 
der für die Krankenkommunion gilt; am Kommunionfenſter ſteht ein 
Tiſchchen mit Korporale, Ablutionsgefäß und Tüchlein, Kunz S. 206 
Anhang 4. 

III. Der Spender der heiligen Kommunion an Kranke. 
Wir unterſcheiden hier die heilige Kommunion als Weg- 
zehrung und als Andachtskommunion. 

1) Die heilige Wegzehrung muß empfangen 
werden, wenn jemand in Todesgefahr ſich befindet, ohne dem 
Gebote der Wegzehrung ſchon genügt zu haben Can. 864 § 1; 
die Wegzehrung kann empfangen werden, wenn dem 
Gebote bereits genügt iſt und die Todesgefahr andauert ibi 
88 2. 3; Näheres beim Empfänger. „Die heilige Weg⸗ 
zehrung öffentlich oder privatim zu den Kranken zu bringen, 
kommt dem Pfarrer nach der Vorſchrift des Can. 848 zu, mit 
Aufrechterhaltung der Kanones 397 n. 3 und 514 §§ 13.“ 
Die Überbringung der heiligen Wegzehrung zu den Kran⸗ 
ken iſt ſtets eigentliches Pfarrecht Can. 462 n. 3. Das gleiche 
gilt aber auch von der Darreichung der heiligen Wegzehrung 
an Geſunde, welche in Todesgefahr ſchweben Can. 864 
§ 1, z. B. Soldaten vor der Schlacht, Frauen vor der Geburt, 
die ſie aus Erfahrung als lebensgefährlich kennen, Sträf⸗ 
linge vor der Vollſtreckung des Todesurteils (letzteren nicht 
unmittelbar vorher); ſowie bei der Wiederholung 
der Wegzehrung (Can. 864 $ 3). — Das Recht kennt folgende 
Ausnahmen. Die Wegzehrung ſpendet nicht der Pfarrer, 
ſondern: a) das von den Statuten beſtimmte Mitglied oder 
ſonſt der erſte Dignitär des Domkapitels bzw. bei deſſen 
Verhinderung der im Range folgende dem in Todesgefahr 
ſchwebenden Biſchofe Can. 397 n. 3; b) der Kloſterobere 
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oder ſein Vertreter den Religioſen und Hausgenoſſen nach 
Can. 514 8 1; der Kaplan der Kloſterfrauen und Schweſtern 
nach Can. 514 88 2. 3; vgl. „Handbuch“ 12 S. 366; c) die 
Seminarvorſtände oder ihre Bevollmächtigten den 
Seminarbewohnern (Vorſtände, Lehrer, Zöglinge, Hausge— 
noſſen) Can. 1368; d) Prieſter, welche das Recht haben, 
ſonſtigen Exempten die Sterbeſakramente zu ſpenden 
Can. 464 8 2. 

2) Krankenkommunion. Wir unterſcheiden 
öffentliche und private Krankenkommunion. Er⸗ 
ſtere iſt Regel, letztere Ausnahme Can. 847. Im Pfarrgebiet 
iſt die öffentliche Überbringung der Kommunion (außerhalb 
der Kirche) zu den kranken Pfarrkindern und Fremden Recht 
und Pflicht des Pfarrers Cann. 848 $ 1; 462 n. 2, freilich 
bleiben die Ausnahmen wie bei der Weg gzehrung. Andere 
Prieſt er haben das Recht der öffentlichen Krankenproviſur 
nur im Notfalle oder mit Erlaubnis des Pfarrers 
oder Ordinarius, welche jedoch vorausgeſetzt werden darf 
Can. 848 8 2. 

„Die private Überbringung der Kommunion an 
Kranke kann jeder Prieſter vornehmen“ (Erlaubnis 
des Ordinarius iſt nicht mehr notwendig) unter folgenden 
Vorausſetzungen: a) daß „ein rechtmäßiger und vernünf- 
tiger Grund dies ratſam macht“ Can. 847 (wie Redereien, 
1 geringe Ehrfurcht auf der Straße ME. 24, 
48 7e); b) daß er die Erlaubnis jenes Prieſters beſitzt („sal- 
tem a ), welcher die Obhut über das Allerheiligſte 
hat; e) daß er in der Herausnahme, Übertragung und Spen⸗ 
dung der Euchariſtie jene Vorſchriften des Apoſtoliſchen 
Stuhles genau einhält, welche die geziemende Ehrfurcht vor 
einem ſo erhabenen Sakramente diktiert Can. 849. Die 
Herausnahme und Spendung geſchieht in der gewöhnlichen 
liturgiſchen Form. Bei der Übertragung trägt der Prieſter 
den Talar, darüber die weiße Stola, ſowie die Stranfen- 
burſa uſw., welche an einer Schnur vom Halſe herabhängend 
in der Bruſttaſche getragen wird, darüber den Überzieher; 
in des Prieſters Begleitung ſei ſtets ein katholiſcher Laie, 
wenn ein Kleriker nicht zu haben iſt, Enz. „Inter omnigenas“ 
Ben. XIV. vom 1. Febr. 1744 $ 23; Regensburger Paſtoral⸗ 
erlaß 1869 S. 51; ME. 24, 488. — Die S. C. de Pr. F. ge⸗ 
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währt für Verfolgungsgefahren die Vollmacht, die Kranken⸗ 
kommunion zu ſpenden ohne Licht, Superpelliz und Stola, 
Form. III n. 16. 


Die heilige Wegzehrung darf jeden Tag, auch am Kar⸗ 
freitag überbracht werden Can. 867 § 2, auch während der 
Nachtzeit ibi $ 5. Der Ritus iſt der gleiche wie ſonſt; nur 
fallen aus: a) die Glockenzeichen (ein Zeichen mit dem Holz⸗ 
inſtrument iſt nicht unterſagt); b) die Segnungen des Volkes 
(nicht des Kranken). — Die ſonſtige Krankenkommunion fällt 
während des heiligen Triduums aus Can. 867 58 2, 3, 5 


IV. „Die Euchariſtie ſoll nur unter der Geſtalt des Bro⸗ 
tes geſpendet werden“ Can. 852. Die dogmatiſche Grundlage 
d'eſer kirchlichen Praxis findet ſich im Trienter Konzil sess. 21 
(D. -B. nn. 930-936) nach dem Vorgange des Konſtanzer Kon⸗ 
zils D. B. n. 626 gegen die Wicklifiten, Huſſiten; — Lutheraner 
und Kalviner. Die Praxis der älteſten Kirche (Apg 2, 52. 46), 
welche den Kranken, Gefangenen uſw. (Tertullian J. 2 
Ad uxorem und Euſebius: Hist. 1. 6 c. 44) die Kommu⸗ 
nion unter der Geſtalt des Brotes allein bringen ließ und 
welche den kleinen Kindern dieſelbe zuweilen nur unter der 
Geſtalt des Weines reichte, beweiſt, daß ſie einen ſolchen 
Empfang für durchaus genügend hielt. Gegen die prak⸗ 
tiſchen Gründe, welche Mn die katholiſche Übung der 
Römiſche Katechismus aufzählt (p. 2 c. 4. q. 64) verſchließen 
ſich heutzutage auch die Andersgläubigen nicht 
mehr: a) Gefahr der Verſchüttung; b) Gefahr der Entartung 
bei längerer Aufbewahrung (für die Kranken); c) Rückſicht 
auf die abstemii d. h. Perſonen, welche den Wein nicht ver⸗ 
tragen; d) Mangel an echtem Wein; e) die Betonung des 
Satzes, daß Chriſtus ganz und ungeteilt unter jeder Geſtalt 
gegenwärtig iſt, gegenüber auch den Andersgläubigen. 
Außerdem betonen die Proteſtanten unſerer Tage die Un⸗ 
zuträglichkeiten, welche aus der Benützung eines Bechers 
ſich ergeben, fo die leichtere Übertragung anſteckender Krank⸗ 
heiten, ſowie den Ekel vor der Benützung des gleichen Trink⸗ 
geſchirrs mit unreinlichen Perſonen; vgl. J. Smend: 
„Kelchverſagung und Kelchſpendung“ 1898; K. G. Götz: 
„Die heutige Abendmahlsfrage in ihrer geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung“ (1907); Stimmen aus Maria⸗Laach: „Abendmahls⸗ 
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kelch und Hygiene“ 65, 241; Pastor bonus 15, 505 ff.; 16, 
86 ff., 320 ff. (1903—05) uſw. In den morgenlän di⸗ 
ſchen Kirchen, ausgenommen bei den Maroniten, 
Athiopiern und Armeniern (bei letzteren mußte 
die Propagandakongregation am 4. Juli 1833 ad 7 etwas 
nachgeben), erfolgt die Austeilung der heiligen Kommunion 
unter beiden Geſtalten Lübeck S. 167, Arndt Aug. S. J.: 
„De Rituum relatione“ (1895) pag. 29. 


Stellen wir die drei wichtigſten Sätze, welche den Empfang der 
Kommunion unter einer oder beiden Geſtalten betreffen, kurz zuſammen: 
1) Es iſt göttliches Gebot, daß der opfern de Prieſter die Euchariſtie 
unter beiden Geſtalten genieße c. 12 D. 2 de conseecr.; opfert er nicht, 
ſo empfängt er die Kommunion unter der Geſtalt des Brotes, wie bei 
der missa praesanctificatorum, bei der Kommunion außerhalb der eigenen 
Meſſe. Nur bei der Prieſterweihe empfangen die mitzelebrierenden 
Neuprieſter den Herrn nur unter Brotsgeſtalt. — 2) Es beſteht kein gött⸗ 
liches Verbot, die Euchariſtie unter beiden Geſtalten zu empfangen; im 
Gegenteil war der Empfang unter beiden Geſtalten die gewöhnliche 
Übung bis ins 12. Jahrhundert, die ſich hie und da bis in das 13., ja 14. 
Jahrhundert erſtreckte (S. Thomas III q. 80 a. 12 c.; Palud anus 
Petrus O. Pr. f 1345); im 15. Jahrhundert beſtand noch die Sitte, daß 
die am Oſterfeſte beim Papſte Kommunizierenden durch den Diakon 
vom Kelche trinken durften vermittels eines Röhrchens (kistula), Petrus 
Amelius: Ordo Romanus c. 85 (Sandi n i A.: „Vitae Pontificium“ 
127). Papſt Urban II. verbot auf dem Konzil von Clermont-Ferrand 
(1095) die Darreichung des in den Kelch des Herrn getauchten euchariſtiſchen 
Brotes; beide Geſtalten ſollten getrennt gegeben werden außer im 
Notfall und aus Vorſicht e. 28; ebenſo Paſchalis II. in epistola 32 
(San din i 355). — 3) Endgültig hat die Kirche den „Laienkelch“ 
aus den oben angegebenen Gründen unterſagt D. B. n. 626, indes mit 
gewiſſen Ausnahmen: a) Papſt Clemens VI. (1342 —52) gewährte 
das Privileg beider Geſtalten dem Herzog Johann von der Normandie 
und ſeiner Gattin, dem Könige Philipp VI. von Frankreich und ſeiner 
Gemahlin, ſowie dem Herzog Odo von Burgund (8 an din i 450). 
Doch benützten die franzöſiſchen Könige dieſes Privileg nur am Tage 
ihrer Krönung und beim Empfang der Wegzehrung; an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen empfingen beide Geſtalten ferner die Leviten von S. Deni und 
die Altardiener von Clugny, ein Vorrecht, welches das Tridentinum 
billigte, Mabillon: Com. in Ord. Romanum cc. 9 u. 19. 


B. Empfänger der heiligen Kommunion. 
Quellen: Cann. 853—69; 595; 931; 1005; 1033; 
1956; 1958. 
J. Recht auf die Kommunion. „Jeder Getaufte, dem 


das Recht es nicht verwehrt, hat Anſpruch auf die heilige 
Kommunion“ Can. 853. Das Recht verwehrt es fol⸗ 
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genden Getauften: 1) den Andersgläubigen, Hä⸗ 
retikern und Schismatikern Can. 731 § 2; 2) den Ex kom⸗ 
munizierten Can. 2260 § 1 und Interdizierten 
Can. 2275 n. 2; 3) den offenkundig Ehrloſen 
(manifesto infames“) ſei es durch rechtliche oder tatjächliche 
Ehrloſigkeit Can. 2293; „Handbuch“ J S. 170, 193; 4) allen 
öffentlichen Sündern („publice indigni“), wie 
den „meretrices, concubinarii, foeneratores, magi, sortilegi, 
blasphemi“ R. R. tit. 4 c. 1 n. 8; 5) jenen, welche am glei⸗ 
chen Tage die heilige Kommunion bereits empfangen haben 
Can. 857; 6) den Kindern unter gewiſſen Umſtänden 
Can. 854; 7) Katholiken, denen der kirchliche Obere die Kom⸗ 
munion unterſagt Cann. 1956; 1958; 595. Einzelne 
Klaſſen erheiſchen eine genauere Erklärung. ö 

1) Die Exkommunizierten, Interdizierten, Ehrloſen und 
öffentlichen Sünder werden im Can. 855 § 1 unter dem Aus⸗ 
druck „publice indigni, öffentlich Unwürdige“ zuſammen⸗ 
gefaßt und von ihnen geſagt: Die heilige Kommunion dürfe 
ihnen nur dann gereicht werden, „wenn ihre Buße und Beſſe⸗ 
rung klar feſtſteht und ſie das öffentliche Argernis wieder gut 
gemacht haben“; vgl. Can. 2251 (Abſolution der Zenſurierten). 
„Geheime Sünder ſoll der Spender, wenn ſie geheim um die 
Kommunion bitten und er ihre Unbußfertigkeit (nicht aus der 
Beicht Cann. 889; 890) gewiß kennt, übergehen bezw. zurück⸗ 
weiſen; anders aber, wenn ſie öffentlich bitten und er ſie ohne 
Argernis nicht übergehen kann“ Can. 855 § 2; R. R. tit. 4 C. 1 
n. 9. — Wie der Empfänger ſich auf die ſchwere Sünde zu 
prüfen hat Can. 856, wurde oben (S. 75) gezeigt. 

2) Wer am gleichen Tage bereits kommuniziert hat, darf 
nur in zwei Fällen die heilige Kommunion nochmal empfan⸗ 
gen: a) wenn er von Todesgefahr überraſcht wird; 
b) wenn es gilt eine Unehrerbietigkeit vom heilig⸗ 
ſten Sakramente dadurch fern zu halten Can. 858 § 1; außer⸗ 
dem ein Prieſter, wenn er die rechtmäßige Binations- oder 
Trinationsvollmacht beſitzt (freilich hier ohne Verletzung der 
euchariſtiſchen Nüchternheit). 

3) Kinderkommunion. a) „Kindern, denen we— 
gen Zartheit des Alters Kenntnis und Geſchmack dieſes 
Sakramentes fehlen, darf die Euchariſtie nicht gereicht werden“ 
Can. 854 $ 1, faſt wörtlich dem R. R. tit. 4 c. 1 n. 11 ent⸗ 
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nommen; Trid. sess. 21 C. 4; en. 4. Mit Recht betont das 
Trienter Konzil, daß das Altertum nicht zu verurteilen iſt, 
wenn es in manchen Gegenden auch den Unmündigen die 
Euchariſtie reichte, ſei es unter der Geſtalt des Weines, ſei es 
unter der des Brotes. Meiſterhaft hat die Geſchichte der 
Kommunion unmündiger Kinder nach Martene (De 
antiq. Ecel. ritibus tom. 1 l. 1 c. 1 art. 15 § 11) Papſt Ben e- 
dikt XIV. zuſammengefäßt in feinem Werke De Synodo J. 
7 C. 12 n. 1. In den orientaliſchen Kirchen findet 
ſich die Sitte auch heutzutage noch; vgl. Maltze w: „Li- 
turgikon“ S. 190; Lübeck S. 166 f. Die „Säuglinge dür⸗ 
fen bei der Liturgie der vorgeweihten Gaben das Abendmahl 
nicht nehmen, da dieſelben nur das heilige Blut Chriſti erhal- 
ten“ (Maltz e w S. 190), an den Tagen der Pracsanctificata 
aber nur das in das Blut des Herrn getauchte euchariſtiſche 
Brot genoſſen wird. b) „Für das Recht und die Pflicht der 
Kommunion in der Todesgefahr genügt es, daß die 
Kinder den Leib des Herrn von gemeiner Speiſe zu unter- 
ſcheiden und ehrerbietig anzubeten verſtehen (§ 2). Außer 
der Todesgefahr wird mit Recht eine vollere Kenntnis der 
chriſtlichen Heilslehre und eine genauere Vorbereitung ver— 
langt, nämlich daß ſie wenigſtens die zum Heile ſchlechthin 
notwendigen Glaubensgeheimniſſe erfaſſen und mit An⸗ 
dacht ihrem Alter entſprechend zum Tiſche des Herrn heran— 
treten ($ 3). Über die genügende Gemütsverfaſſung der Kin— 
der für den Empfang der erſten heiligen Kommunion ſoll 
das Urteil dem Beichtvater und den Eltern oder deren Stell— 
vertretern zuſtehen (§ 4). Aufgabe aber des Pfarrers iſt, dar— 
über zu wachen, wenn nötig auch durch eine Prüfung, daß die 
Kinder nicht vor dem Vernunftgebrauch oder ohne genügende 
Vorbereitung kommunizieren; ebenſo dafür zu ſorgen, daß 
ſie nach Erlangung des Vernunftgebrauches und genügender 
Vorbereitung ſobald als möglich mit dieſer Himmelsſpeiſe 
erquickt werden (§ 5)“ Can. 854. 

Kaum hatte Papſt Pius X. durch die Sakramentenkongregation 
das Dekret „Quam singulari“ vom 8. Auguſt 1910 erlaſſen, jo ſetzte eine 
eingehende Beſprechung ein. Außer der überaus zahlreichen Literatur 
bei Sägmüller J. B.: „Kirchenrecht“ II. $ 116 S. 37 (deutſch 
italieniſch, franzöſiſch, ſpaniſch) ſeien noch erwähnt Friedrich Eberl: 
„Das neue Kommuniondekret Quam singulari“ (Puſtet 1911); Georg 
Rabl: „Autoriſierte Überſetzung des Kommentars von Kaſimir Kar— 
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dinal Gennari“ (Freiburg i. Schw. 1917) und „Dr. Buchberger über 
die Kinderkommunion“ in den „Blättern für den katholiſchen Klerus“ 1923 
Nri. 8 u. 13 uſw. — Wie wir oben im Texte ſahen, haben dreierlei Perſonen 
ein gewiſſes Beſtimmungsrecht: der Beichtvater; die Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt; der Pfarrer. Der Beichtvater hat ein Zulaſſungs⸗ 
oder Abweiſungsrecht nur innerhalb der Beicht Cann. 889; 890. Der 
Pfarrer iſt der geborene Vertreter des Rechts. Bitten die Kinder und 
deren Eltern um Zulaſſung, ſo kann er die Untauglichen zurückweiſen. 
Sieht er, daß geeignete Kinder nicht kommunizieren, ſo muß er für die 
Zulaſſung Sorge tragen. Die Norm, welche dem Pfarrer vor Augen 
ſchweben muß, iſt niedergelegt in den Cann. 859 $ 1; 864 § 1 u. 88 8 3. 
Von der Erlangung des Vernunftgebrauches an iſt jeder Getaufte durch 
göttliches Gebot verpflichtet, beim Herannahen des Todes und 
öfters im Leben die Kommunion zu empfangen; durch kirchliches 
Gebot, wenigſtens jedes Jahr die Oſterkommunion. Der Vernunft⸗ 
gebrauch wird vorausgeſetzt mit Vollendung des ſiebenten Lebensjahres. 
Mit Recht ſagt darum das Dekret „Quam singulari“: „Es iſt ein ganz 
verabſcheuungswürdiger Mißbrauch, Kindern nach erlangtem Vernunft⸗ 
gebrauch die Wegzehrung und Letzte Olung nicht zu reichen und 
ſolche Kinder, wenn geſtorben, nach dem Ritus für Kinderbeerdigung zu 
begraben“. Es liegt auf der Hand, daß auch vor dem ſiebenten Lebens⸗ 
jahr Kinder den Vernunftgebrauch erlangt haben können. — Aber auch 
außer der Todesgefahr hat das Kind nach Vollendung des ſiebenten 
Lebensjahres ein Anrecht auf die Kommunion und darum auf die Vor⸗ 
bereitung des Verſtandes und des Herzens (Can. 854 $ 3), außer es liegt 
der Beweis vor, daß der Vernunftgebrauch nicht vorhanden iſt. 


Wenn eine Perſon, welche unter Bezichtigung ſchwererer 
Vergehen ſteht, nur mit Anſtoß des Volkes zum Tiſche des 
Herrn hinzutreten könnte, ſo darf der Ordinarius mit Ein⸗ 
haltung der Rechtsformen (nach dem erſten Verhör oder im 
Verlauf des Prozeſſes) ein Dekret erlaſſen, welches dem 
Beſchuldigten den öffentlichen Empfang der 
heiligen Kommunion entzieht. Die Rechtsformen 
ſind folgende: a) Anhörung des kirchlichen Rechtswartes 
(promotor iustitiae); b) Vorladung des Angeſchuldigten, mag 
er nun erſcheinen oder nicht; e) Ausſchluß eines weiteren Rechts⸗ 
weges Cann. 1956 und 1958. Der private Kommunion⸗ 
empfang iſt nicht ausgeſchloſſen. Tritt die Unſchuld der Per⸗ 
ſon klar zutage, ſo kann ein etwaiges Argernis auch in anderer 
Weiſe beſeitigt werden. Das Dekret kann nur ein zeitweiliges 
ſein bis zum Ausgang der Verhandlung. Zuweilen kann auch 
einem Beichtvater eine derartige Maßregel notwendig 
erſcheinen; ſo wenn eine ſonſt eifrige Perſon unter dem all⸗ 
gemeinen Verdacht der Verleumdung, des Diebſtahls, der 
Unſittlichkeit ſteht. — Die Ordensobern i. w. S., alſo 
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die Obern der männlichen und weiblichen Regularen und 
Religioſen, können einem Mitgliede ihrer Genoſſenſchaft die 
heilige Kommunion unterſagen, wenn dasſelbe ſeit der letzten 
Beicht der religiöſen Gemeinſchaft zum ſchweren Argerniſſe 
gereichte oder eine ſchwere äußere Schuld beging; das Verbot 
hört auf mit der nächſten Beicht dieſer Perſon Can. 595 8 3; 
„Handbuch“ 12 S. 430. Auch hier kommt nicht die innere 
Schuld in Frage, ſondern nur das Wohl des Ganzen. 


II. Pflicht der heiligen Kommunion. 1) Es gibt ein 
göttliches Gebot, die heilige Kommunion in Todesgefahr 
und öfters im Leben zu empfangen (Joh 6, 54). Seit dem 
vierten Laterankonzil (1215) gibt es aber auch ein allgemeines 
Kirchengebot, durch deſſen Erfüllung auch das göttliche Ge— 
bot erfüllt wird; vgl. Thomas ex Charmes O. Cap.: 
Theologia universa (1877) II pag. 227. Das Kirchengebot 
lautet in der Faſſung des Kodex alſo: „Jeder Gläubige 
beiderlei Geſchlechts, welcher zu den Unterſcheidungsjahren 
d. h. zum Gebrauch der Vernunft gelangt iſt, muß einmal im 
Jahre, wenigſtens zu Oſtern, das Sakrament der Euchariſtie 
empfangen, außer er glaubt vielleicht, auf den Rat ſeines 
Eigenprieſters („proprii sacerdotis“) wegen eines vernünf- 
tigen Grundes auf eine Zeit ſich des Genuſſes enthalten zu 
müſſen“ Can. 859 § 1. 

Erläuterung: a) Faſt unverändert beſteht dieſes 
Kirchengebot ſchon über 700 Jahre. Der Kodex hat nur „die 
Unterſcheidungsjahre“ amtlich erklärt als die Jahre „des er- 
reichten Vernunftgebrauches“. „Omnis fidelis ... debet 
semel in anno, salt em in Paschate, Eucharistiae sacra- 
mentum recipere“, dieſer Satz muß offenbar ſo ausgelegt 
werden, daß man wenigſtens einmal im Jahre (saltem semel 
in anno), nämlich zu Oſtern, kommuniziere, aber nicht ſo, 
daß man wenigſtens zu Oſtern nur dann kommunizieren 
müſſe, wenn man ſonſt es nicht getan habe. — b) Der Ver⸗ 
nunftgebrauch wird vorausgeſetzt nach Vollendung 
des ſiebenten Lebensjahres Can. 88 § 3. — e) Die Oſter⸗ 
zeit dauert vom Palmſonntage bis zum Weißen Sonntage; 
die Ortsordinarien aber haben das Recht, dieſe Zeit, wenn 
Perſonen⸗ und Ortsverhältniſſe dies verlangen, auch für alle 
Gläubigen zu verlängern, aber nicht über den vierten Faſten⸗ 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 8 
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ſonntag („Laetare“) und nicht über das Feſt der heiligſten 
Dreifaltigkeit hinaus Can. 859 $ 2. Auch der „proprius 
sacerdos“ d. i. der Pfarrer oder Seelſorger (Can. 6 nn. 2, 3) 
kann einer Perſon den Aufſchub erlauben Can. 859 § 1. — 
d) Der Ort der Oſterkommunion iſtfreigeſtelltz; ebenſo 
der Ritus; indes ift den Gläubigen zu empfehlen, 
daß ſie in der eigenen Pfarrei und nach eigenem Ritus 
kommunizieren Cann. 859 § 3; 866 § 2. Hat jemand in einer 
fremden Pfarrei kommuniziert, ſo ſoll er den eigenen Pfarrer 
davon benachrichtigen Can. 859 § 3. — e) Die Verpflichtung 
der Kin der (Knaben bis zum 14., Mädchen bis zum 12. Jahre 
Can. 88 § 2) bindet auch ihre geiſtlichen Pfleger, nämlich Eltern, 
Vormünder, Beichtväter, Lehrer und Pfarrer Can. 860. — 
f) Die Oſterpflicht dauert auch nach der Oſterzeit für die⸗ 
jenigen, die ſie mit Recht oder Unrecht während dieſer ent⸗ 
weder gar nicht Can. 859 § 4 oder nur ſakrilegiſch 
erfüllten Can. 861; „Handbuch“ I S. 101. 


2) Ein zweites Gebot, welches göttlich und kirchlich zu— 
gleich iſt, geht dahin, daß die Gläubigen in der Todesge⸗ 
fahr, mag ſie aus einer Krankheit oder aus einer ſonſtigen 
Urſache entſtehen, die heilige Kommunion zu empfangen ver⸗ 
pflichtet ſind Can. 864, wie wir ſchon oben ſahen. Vor allem 
darf die heilige Wegzehrung nicht zu lange aufgeſchoben 
werden, weshalb die Seelſorger eifrig auf den baldigen 
Empfang im Zuſtand des vollen Bewußtſeins 
hinarbeiten ſollen Can. 865. Die heilige Wegzehrung muß, 
abgeſehen von einem dringenden Notfalle, nach dem eigenen 
Ritus des Schwerkranken empfangen werden Can. 816 $ 3; 
ſie kann und ſoll („valde suadendum“) geſpendet und empfan⸗ 
gen werden, wenn auch der in Todesgefahr Schwebende am 
ſelben Tage bereits die gewöhnliche Kommunion (nicht die 
Wegzehrung) empfing Can. 864 § 2. Wie wir ſahen, kann die 
Wegzehrung entſprechend dem weiſen Ermeſſen des Beicht⸗ 
vaters öfters während derſelben Todesgefahr (aber nicht 
am gleichen Tage) genoſſen werden ibi $ 3. Kein Tag des 
Kirchenjahres, keine Stunde des Tages und der Nacht ſchließt 
den Empfang der Wegzehrung aus Cann. 867 882.5. — Außer 
dieſen beiden eigentlichen Geboten der Oſterkommunion und 
des Wegzehrungsempfanges gibt es noch verſchiedene Ge⸗ 
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legenheiten, welche den Empfang der Euchariſtie nahelegen, 
zuweilen auch förmlich gebieten. 

3) Am Gründonnerstag iſt es Herzenswunſch 
der Kirche, daß alle Kleriker, auch die Prieſter, welche an die- 
ſem Tage der Opferfeier ſich enthalten, den Fronleichnam 
Chriſti im Hochamte oder in der Konventmeſſe genießen 
Can. 862. Über das Recht der Zelebration an dieſem Tage 
ogl. Cann. 239 § 1 n. 4; 349 8 1 n. 1; 323 § 1; 2 und 6 nn. 1 und 
6; Caer. Epise. I. 2 c. 23 n. 6; S. R. C. in Conchen. d. 22. Dec. 
1770; ME. 12, 33-35; Sägmüller J. B.: Kirchenrecht? 
II 8 159 S. 2528; Kunz Chriſtian: „Zelebrant“ Art. 42 S. 
290; Ferreres I. B.: „La Curia“ n. 386 pag. 186. 

4) Im Can. 863 berührt der Kodex eine Kommunion⸗ 
pflicht, welche ſich aufbaut auf dem großen Geſetze der Frei— 
heit (Jak 1, 25) und auf dem Gebote der Gottes- und wohl⸗ 
geordneten Selbſtliebe: „Die Gläubigen ſollen ermuntert 
werden, daß ſie häufig, ja täglich ſich am euchariſtiſchen Brote 
erquicken gemäß den Normen, welche die Dekrete des Apoſto— 
liſchen Stuhles gaben; und daß die Meſſebeſucher nicht nur 
in geiſtlicher Sehnſucht, ſondern auch durch den ſakramentalen 
Empfang der Euchariſtie mit guter Vorbereitung kommuni⸗ 
zieren“ Can. 863; vgl. die reichen Quellen, welche Kardinal 
Gaſparri in ſeiner Ausgabe dem Kanon beigibt. „Iste 
panis quotidianus est; accipe quotidie, quod quotidie tibi 
prosit, ut quotidie merearis accipere“ c. 56 D. 2 de conseer. 
aus „Ambroſius“, wahrſcheinlich Maximus von Turin (f 450); 
Trid. sess. 13 c. 8; sess. 22 C. 6. — Für die häufige, ja die täg⸗ 
liche Kommunion kennt Can. 863 nur eine Vorbedingung: 
Der Empfänger muß fein „rite dispositus, richtig dispo⸗ 
niert“. Dieſe Seelenverfaſſung iſt gegeben, wenn der Emp⸗ 
fänger im Stande der Gnade und in rechter 
Abſicht zum Tiſch des Herrn kommt, alſo nicht aus bloßer 
Gewohnheit oder Eitelkeit oder menſchlichen Rückiichten, 
ſondern um im Einklang mit dem Willen Gottes ſich ihm 
enger zu verbinden und in dieſem göttlichen Heilmittel Ge⸗ 
ſundung von allen Krankheiten und Schwächen zu finden, 
Dekret „Sacra Tridentina Synodus“ d. 20. Dec. 1905 der 
Konzilskongregation nn. 1. 2 (ME. 17, 536). In allen Spra⸗ 
chen wurde dieſes wichtige Dekret beſprochen und ausgelegt; 
vgl. Sägmüller J. B.: Kirchenrecht? II S. 40; Fer re- 
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res I. B.: „La Comuniön frecuente y diaria“s (1911). — 
Die häufige, ja tägliche heilige Kommunion ſoll namentlich 
in den religiöſen Saal gefördert 
werden Can. 595 $$ 2. 

5) Eine Pflicht der ee Kommunion kann ſich aus 
Nebenumſtänden (per accidens) ergeben. a) Wer die 
Abläſſe im Laufe des Kirchenjahres (ausgenommen die 
Jubiläumsabläſſe) gewinnen will, muß wenigſtens zweimal 
im Monate beichten oder „täglich in richtiger Verfaſſung 
kommunizieren, wenn er auch ein⸗ oder zweimal in der Woche 
vom Tiſche des Herrn ferne bleibt“ Can. 931 $ 3. — b) Wer 
zu einer höheren Weihe befördert wird, iſt verpflichtet, 
die heilige Kommunion in der Ordinationsmeſſe zu empfangen 
Can. 1005. — c) Will ein Katholik die Che würdig empfan⸗ 
gen, ſo gehört dazu, daß er ſich mit dem euchariſtiſchen Brote 
ſtärkt Can. 1033. — In der Regel wird auch in den Konſtitutio⸗ 
nen der Religioſen vorgeſehen ſein, daß die heilige Kommunion 
bei der Einkleidung und Prof eß empfangen werde; 
vgl. Cann. 541; 571. 


III. Die Vorbereitung zur hl. Kommunion findet ſich 
behandelt oben § 11 A. n. IV S. 74 f. 

Der Kult der Euchariſtie wird 1868 wenn vom Gottesdienſt 
die Rede ift, behandelt werden Cann. 1265—75. Über die Euchariſtie 
als Opfer und Opferſpeiſe finden 155 — abgeſehen von den Schrift⸗ 
texten — die ſchönſten Zeugniſſe bei den heiligen Vätern und Schrift⸗ 
ſtellern von der älteſten Zeit an, vgl. Rauſchen Gerhard: „Patrologie““? 
S. 22, 29, 40, 54, 64, 78 ff.; Alzog Johannes: Patrologie“ S. 46, 
84, 112 ff.; — in den Katakomben vgl. u. a. Wilpert Joſeph: 
„Fractio panis“ (1895); — und in den Inſchriften des Aber⸗ 
kios und Pektorios bei Kaufmann C. M.: „Epigraphik“ 
(1917) S. 169 ff. 


8 15. das Bußſakrament. 


Der Kodex behandelt den Stoff in fünf Kapiteln: 
Spender; Sündenvorbehalt; Empfänger; äußere Umſtände der 
Spendung; Abläſſe. Wir halten uns an dieſe Anleitung, 
verweiſen aber die Abläſſe in einen eigenen Paragraph. An 
der Spitze ſteht Can. 870: „Im Bußſakramente werden durch 
richterliche Losſprechung, die der rechtmäßige Spender er⸗ 
teilt, dem in richtiger Verfaſſung befindlichen Gläubigen die 
nach der Taufe begangenen Sünden nachgelaſſen.“ 
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a) Gegenſtand der ſakramentalen Losſprechung ſind nur 
die nach der Taufe begangenen ſchweren oder läßlichen 
Sünden; denn die Erbſünde und die vor der Taufe be⸗ 
gangenen Sünden werden durch die Taufe getilgt, vgl. oben 
§ 9. Zugleich mit den ſchweren Sünden wird ſtets auch die 
ewige Strafe und teilweiſe die zeitliche nachgelaſſen; 
Errores Armenorum a. 1341 damnati, error 17. (D. B. n. 355). 
Eine praktiſche Folgerung aus dem Geſagten iſt, daß die vor 
der Taufe begangenen Sünden auch nicht als freiwilliger 
Gegenſtand (materia voluntaria) der Losſprechung in die 
Beicht eingeſchloſſen werden können. 


b) Der Empfänger leiſtet bei dieſem Sakramente die 
Materie (quasimateria), nämlich Reue, Beicht und Genug⸗ 
tuung (D. B. n. 699). „Wenn der Beichtvater über die ge- 
forderte Verfaſſung des Beichtkindes (de poenitentis dispo— 
sitionibus) nicht zweifeln kann und dieſer die Losſprechung 
erbittet, ſo darf die Losſprechnug weder verweigert 
noch aufgeſchoben werden“ Can. 886; denn der Pöni⸗ 

tent hat ein Anrecht darauf. Bezüglich der Genugtuung 
genügt ſelbſtverſtändlich die Bereitwilligkeit, die Buße auf ſich 
zu nehmen. Denn „nach der Beſchaffenheit und Zahl der 
Sünden und nach der Lage des Beichtkindes hat der Beicht— 
vater heilſame und entſprechende Genugtuungen aufzulegen; 
und dieſe ſoll der Pönitent bereit willig (volenti animo) 
entgegennehmen und ſie in eigener Perſon erfüllen“ Can. 887. 
Die beſte Auslegung dieſes Kanon findet ſich im R. R. tit. 3 
c. 1 nn. 18—21. 


c) Die ſakramentale Form der Losſprechung lautet: 
„Ego te absolvo“ etc. D.-B. nn. 699 (Deer. pro Armenis) et 
896 (Trid. sess. 14 c. 3) oder kurz „Te absolvo“ oder „Absolvo 
te“; hiedurch iſt dem Weſen genügt. Freilich „dürfen die Ge- 
bete, welche die Kirche der Abſolutionsformel angefügt hat, 
nur aus rechtmäßigem Grunde weggelaſſen werden, wenn 
ſie auch zur Erlangung der Losſprechung nicht notwendig 
ſind“ Can. 885. 

Das Römiſche Rituale gibt eine dreifache Form an: a) die volle 
Form R. R. tit. 3 c. 2 nn. 1—3.; f) die abgekürzte Form, enthaltend die 
Abſolution von Zenſuren und die ſakramentale Abſolution von Sünden; 
y) in äußerſter Not lediglich die Abſolutionsform ibi n. 5. Die volle Form 
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beſteht aus folgenden Gebeten: Misereatur tui; Indulgentiam; Do- 
minus noster I. Chr.; Deinde ego te absolvo; Passio Domini. Während 
des erſten und letzten Gebetes ſind die Hände gefaltet, ſonſt iſt die Rechte 
gegen den Pönitenten hin erhoben R. R. tit. 3 c. 2 n. 2. Die kürzeſte 
Formel lautet: „Ego te absolvo ab omnibus censuris, et peccatis, in 
nomine Patris f, et Filii, et Spiritus Sancti. Amen“ ibi n. 5. — Im 
Oriente beſteht die Beichte „aus dem reuigen Bekenntniſſe der ein⸗ 
zelnen Sünden / ueravora, EEouoAöynoıs, EEaybosvoıs), aus der Auf- 
legung eines Bußwerkes (To S,, und der Losſprechung „ Adoıs, 
ovyxwonoıs) des Prieſters. Nur wird letztere bei den unierten und nicht 
unierten Griechen nicht wie in der römischen Kirche in richterlicher (Ab- 
solvo), ſondern in bittender Form „mit der ouyxwentmxn 0 ααν 
erteilt“ (ähnlich unſerem Indulgentiam). Die unierten Syrer, die unierten 
und ſchismatiſchen Armenier, ſowie die Ruſſen folgen dem lateiniſchen 
Brauche ſeit ungefähr dem 13. Jahrhundert, Lübeck S. 167 f.; v. 
Maltze w: „Die Sakramente der Orthodox-Katholiſchen Kirche des 
Morgenlandes“ (Berlin 1898) S. 152; auch in der abendländiſchen 
Kirche war die deprekative Form vorhanden, wie der Oratorianer Jo⸗ 
hann Morinus (1591—1659) nachzuweiſen ſich bemüht im Comm. 
histor. de disciplina in admin. sacr. poenitentiae 1651. — Die Akte des 
Pönitenten und die Losſprechung des Prieſters müſſen auch örtlich 
geeint ſein; man fordert eine Nähe bis zu zwanzig Schritten 8. Al- 
fkons us in Theol. mor.: De Poenitentia n. 429. Freilich gilt dieſe Orts⸗ 
beſchränkung von den Beichten einzelner. Wenn dagegen vor der 
Schlacht ganze Regimenter, Brigaden, Diviſionen, ja Armeekorps ge⸗ 
meinſam abſolviert werden („generali formula seu communi absolutione“), 
ſo reicht die Abſolution ſo weit, als eben die Formationen ſich ausdehnen. 
Wir haben hierüber ein Dekret der heiligen Pönitenziarie vom 6. Fe⸗ 
bruar 1915 (AAS. 7, 72; PMS. 25, 756): „Licet milites ad proelium 
vocatos antequam ad s. communionem admittantur, absolvere ge- 
nerali formula seu communi absolutione, sine praecedenti confessione, 
quando tantus est eorum numerus, ut singuli audiri nequeant, doloris 
actu debite emisso. — Nihil vero obstat, quominus sic absoluti in prae- 
fatis adiunctis ad s. Eucharistiam suscipiendam admittantur. Ne 
omittant vero capellani militum, data opportunitate, eos docere: abso- 
lutionem sie impertiendam non esse profuturam, nisi rite dispositi 
fuerint, iisdemque’ obligationem manere integram confessionem suo 
tempore peragendi, si periculum evaserint.“ Daraus entnehmen wir, 
daß eine allgemeine Beicht durch Worte oder Zeichen genügt, wenn 
ſie mit der übernatürlichen Reue verbunden iſt. Auch reicht die Los⸗ 
ſprechung hin, welche gehört oder geſehen wird, auch wenn einzelne 
Soldaten oder Abteilungen viel weiter als zwanzig Schritte vom abſol— 
vierenden Prieſter entfernt find. Das gleiche gilt bei Schiffs un⸗ 
fällen, Grubenkataſtrophen: aber auch bei Unglücksfällen 
einzelner, z. B. bei einem Sturz von Türmen und Gebäuden oder ins 
Waſſer. Freilich empfiehlt ſich hier die bedingte Formel, wie fie 
Papſt Clemens VIII. gebrauchte „Si es capax, absolvo te a peccatis 
tuis“, als er einft vom Giebel der Vatikaniſchen Baſilika einen Maurer 
herabfallen ſah, Ben. XIV. in Syn. 1.7 c. 15 n. 10. — Über die Beicht 
und Abſolution durch Telephon vgl. „Handbuch“ J S. 445. 
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A. Der Spender der ſakramentalen Losſprechung. 


I. Göttlich rechtliche Vorausſetzungen. „Spender dieſes 
Sakramentes iſt nur der Prieſter“ Can. 871. „Außer der 
Weihegewalt wird zur gültigen Losſprechung im Spender 
noch gefordert die Regierungsgewalt, ſei es die ordentliche 
oder die übertragene, gegenüber dem Pönitenten“ Can. 872. 


1) Zur gültigen Spendung des Bußſakramentes gehört 
nach göttlichem Rechte der gültige Empfang der Prieſter— 
weihe; darum ſind Laien, darum find auch Kleriker 
bis zum Dia kon einſchließlich ungeeignete und untaugliche 
Spender der ſakramentalen Losſprechung Trid. sess. 14 en. 
10 de poen.; Interrogationes Wicleffitis et Hussitis propo- 
nendae, i. 20 D.-B. n. 690; Leo I. in ep. „Sollicitudinis“ 
e e D=Bn. 146. 


2) Da wir es aber mit einem richterlichen Akt 
(Can 870) zu tun haben, ſo muß notwendigerweiſe der 
Prieſter Richtergewalt haben über den Büßer, Innozenz III. 
auf dem Laterankonzil c. 21 D.-B. n. 437; vgl. auch nn. 
699; 903; 1537; über die Väterlehre vgl. Specht Thomas: 
Dogmatik II § 145 n. 1 S. 314. 

Indes finden wir ſowohl bei den Vätern als auch noch in den Defre- 
talen Gregors IX. (1234) Stellen, z. B. Cyprian (Ep. 12 n. 1 
M. 4, 265) u. c. 2 De furtis (V 18), welche von der einem Diakon ab⸗ 
gelegten Beicht (mit deſſen Handauflegung) handeln; freilich eine ſa kr a⸗ 
mentale Losſprechung wird dabei nicht erwähnt; mit Recht ſagt 
Biſchof Odo von Paris (f 1208) in einer Diözeſanverordnung (n. 56; 
M. 212, 68): „Item prohibetur distriete, ne diaconi ullo modo audiant 
confessiones, nisi in arctissima necessitate; claves enim non 
habent nec possunt absolvere.“ Doc gab es im Mittel- 
alter auch eine Laienbeicht, wie u. a. fogar St. Thomas be- 
zeugt in 4 D. 17 g. 3 a. 3 q. 2: „In necessitate etiam la i cus vicem sacer- 
dotis supplet, ut ei confessio fieri possit“. Dieſe „Laienbeicht“ ver⸗ 
dankt ihren Urſprung wahrſcheinlich dem Buche „De vera et falsa poeni- 
tentia“, welches dem Auguſtin zugeſchrieben wurde. Aus dieſem Buche 
ging die Stelle hervor „Tanta vis confessionis est, ut, si deest sacerdos, 
confiteatur pro xi m o“ c. 1 D. 6 de poen., wodurch ſie die Verbreitung 
des decretum Gratiani erhielt. Die Praxis der Laienbeicht zeigt ihre 
Spuren noch am Anfange des 15. Jahrhunderts, Ben. XIV. in Syn. 1. 7 
C. 16 n. 10, ja ſogar noch in den Sagen der Jetztzeit. Der Laienbeichte 
lag folgender Gedanke zugrunde: Kann ein Inhaber der Schlüſ— 
ſelgewalt (Biſchof oder Prieſter) nicht erreicht werden, ſo darf 
und ſoll (nach manchen muß) man einem Diakon, Kleriker oder auch 
einem Laien beichten. Das aufrichtige Bekenntnis, die Beſchämung, 
die Demütigung uſw. erwirkt Verzeihung der Sünden; eine ſakramentale 
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Losſprechung kann nicht gegeben werden. Schon Benedikt XIV. 
hat die „Diakonenbeicht“ und die „Laienbeicht“ meiſterhaft behandelt 
in feinem Werke De syn. dioec. 1. 7 c. 16 nn. 4 sqq. In neueſter Zeit 
wurde dieſer Frage erhöhte Aufmerkſamkeit geſchenkt; vgl. Sant i- 
Leitner: Praelectiones V. 18 n. 4; Leitner M.: „Eherecht“ 
$ 33 S. 171 ff., wo wir beſonders den ſeligen Albert den Großen 
gegen Mißverſtändniſſe verteidigen; Königer A. M.: „Die Beicht 
nach Cäſarius von Heiſterbach“ 1906; Gillmann Franz im Katho⸗ 
lik 1909 S. 435; 1910 I. 318 f.; Gromer Georg: Die „Laienbeicht 
im Mittelalter“ 1909; P. P. Schmoll: „Die Bußlehre der Frühſcho⸗ 
laſtik“ 1909; K. Holl: „Enthuſiasmus und Bußgewalt beim griechiſchen 
Mönchtum“ (Leipzig 1898); J. Hörmann: „Unterſuchungen zur grie⸗ 
chiſchen Laienbeicht“ (Donauwörth 1913); Andreas Bigelmair: „Die 
Laienbeicht nach den neueren Forſchungen“ in PMS. Bd. 26 S. 445. In 
Rom wurde die „Laienbeicht“ prinzipiell in Frage geſtellt unter Papſt 
Urban VIII. (1623—44) durch einen nach China beorderten Miſſionär, 
welcher aus der günſtigen Löſung die Möglichkeit erhoffte, den chineſiſchen 
Frauen, welche im engſten Gewahrſam gehalten werden, helfen zu 
können. Doch wurde ſelbſtverſtändlich die Gültigkeit und Erlaubtheit 
der Laienbeichte verneint, Marcus Battaglini in Annalibus 
Sacerdotii et Imperii italice scriptis ad a. 1637 58 10 sq., Ioa. Morin us 
in Com. historico de admin. sacram. Poenitentiae l. 8 c. 24; Sand i n i: 
„Vitae Pontificum“ pag. 556. 5 


II. Ordentliche Beichtjurisdiktion beſitzen für die Ge⸗ 
ſamktirche der Bapft und die Kardinäle; — für das 
einſchlägige Gebiet die Ortsordinarien und die Pfarrer 
und Pfarrſtellvertreter Can. 873 8 1; ferner der 
Kanonikus Pönitenziarius in den Dom⸗ und 
Kollegiatkirchen, endlich nach Maßgabe der Konſtitutionen die 
exempten Ordensobern (i. w. S.) für ihre Untergebenen 
ibi $ 2. 

Erläuterung. 1) Die an die Ämter geknüpfte 
ordentliche Jurisdiktion (Can. 197 § 1) wird mit dem recht⸗ 
lichen Antritte des Amtes erworben und geht ver⸗ 
loren durch den Verluſt des Amtes (Can. 183), ſowie durch 
die Exkommunikation, Amtsſuspenſion und Interdizierung 
p. s. Cann. 873 $ 3; 2261; 2264; 2275 n. 2; 2284. Die Träger 
der ordentlichen Beichtjurisdiktion können ihre Untergebenen 
auf dem ganzen Erdkreiſe abſolvieren Can. 881 § 2. Wer eine 
ordentliche Beichtjurisdiktion beſitzt, kann ſie einem anderen 
Prieſter ganz oder teilweiſe delegieren, außer das Recht 
verbietet dies ausdrücklich Can. 199 8 1. Ausdrücklich 
iſt die Delegation unterſagt: a) den Kardinälen, welche 
dieſelbe nur im beſchränkten Maße, nämlich für ſich und ihre 
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Hausgenoſſen (familiares) erteilen können Can. 239 nn. 1. 2; 
b) den Pönitenziaren der Dom- und Kollegiatkirchen 
Can. 401 $1; c) den Pfarrern und den Pfarrſtell⸗ 
vertretern E. der Kodexkommiſſion vom 16. Okt. 1919 
ad 3 (AAS. 11, 477). 

2) Der Begriff „Ortsordinarius, Ordinarius 
loei vel locorum“ wird genauer dargelegt in Can. 198. Zu 
den „Pfarrern und Pfarrſtellvertretern“ ge 
hören die eigentlichen Pfarrer, die Miſſionspfarrer (quasi- 
parochi); Pfarrvikare, ſoweit ſie die volle Pfarrgewalt inne⸗ 
haben Can. 451 8 2; alſo die vicarii actuales, vicarii oeconomi; 
substituti, adiutores, letztere beide, wenn ſie den Pfarrer ganz 
vertreten Cann. 471—74. — Bei den exempten Kloſterobern 
beſtimmen die Konſtitutionen, welche Obern die ordentliche 
Jurisdiktion beſitzen; zweifellos gehören dazu die höheren 
Obern (Can. 488 n. 8). Über die Befugniſſe der Obern 
exempter Laienobern wird unten genauer berichtet 
Can. 875 8 2. 

3) Wenn auch die Beichtjurisdiktion der Ortsordinarien 
Pfarramtsinhaber und Pönitenziaren auf das eigene Gebiet 
beſchränkt iſt Can. 873 §§ 1 und 2, jo können doch alle Prieſter 
des Säkular⸗ und Regularklerus, welche an einem Orte 
(Gebiete) ordentliche oder delegierte Vollmacht beſitzen, 
auch ſämtliche Wohnſitzloſe (vagi) und Fremde (peregrini) aus 
anderen Bistümern oder Pfarreien, ſowie alle Katholiken eines 
jeden orientaliſchen Ritus, welche zu ihnen kommen, gültiger⸗ 
und erlaubterweiſe abſolvieren Can. 881 § 1. Über die Abſo⸗ 
lution von Reſervaten iſt unten die Rede B. n. VII. 


III. Delegierte Beichtjurisdiktion. Die Beichtjuris⸗ 
diktion kann delegiert werden vom Rechte, Papſte, Orts⸗ 
ordinarius, Ordensobern mit oder ohne Beſchränkung. 

1) Das Recht ſelbſt verleiht die Beichtjurisdiktion 
für alle in einer Todesgefahr ſchwebenden Pönitenten 
Can. 882: „In Todesgefahr ſprechen alle Prieſter, auch wenn 
ſie keine Beichtjurisdiktion (approbatio i. w. S.) beſitzen, 
gültiger⸗ und erlaubterweiſe jegliche Pönitenten von allen 
Sünden und Zenſuren, auch den reſervierten und offen⸗ 
kundigen, los, ſelbſt wenn ein bevollmächtigter Prieſter an⸗ 
weſend wäre.“ Darnach kann jeder Beichtvater und jeder 
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Prieſter jeden Pönitenten in Todesgefahr von jeder Sünde, 
auch der ſchwerſten, ſtets gültig abſolvieren; ebenſo er⸗ 
laubterweiſe, excepto casu in quo sacerdos complicem in 
peccato turpi in periculo mortis absolvit, licet alius sacerdos 
a censuris liber sine gravi aliqua exoritura infamia vel 
scandalo advocari potuerit Can. 884; Ben. XIV. in Const. 
„Apostolici muneris“ d. 8. Febr. 1745. Abſolviert der Prie⸗ 
ſter in der Todesgefahr von Zenſuren, welche dem 
Apoſtoliſchen Stuhle in ganz beſonderer Weiſe (specialissimo 
modo) vorbehalten ſind, oder welche ein kirchlicher Oberer 
(censurae ab homine) verhängt hat, jo muß er die Pflicht auf- 
legen, den Befehlen der Kirche zu gehorchen Cann. 2252; 
2254 § 1; 882. 


Das Recht dehnt die Beichtjurisdiktion aus für 
Seereiſen. Alle approbierten Prieſter, welche eine 
Seereiſe unternehmen, beſitzen folgende Vollmachten: a) die 
Vollmacht, während der ganzen Reiſe die Beichten aller mit— 
fahrenden Katholiken im Schiffe abzunehmen, 
wenn auch das Schiff während der Fahrt an Orten vorüber- 
fährt oder einige Zeit anhält, welche der Jurisdiktion verſchie⸗ 
dener Ordinarien unterworfen ſind Can. 883 $ 1; b) die Voll⸗ 
macht, die Beichten jener Katholiken zu hören, welche aus 
irgendeinem Grunde das Schiff beſteigen, oder jener, 
welche beim vorübergehenden Betreten des feſten Lan⸗ 
des durch die Prieſter dieſe um die heilige Beicht bitten; 
alle dieſe können gültiger- und erlaubterweiſe abſolviert wer⸗ 
den, auch von den dem Ortsordinarius reſervierten Fällen 
ibi § 2. Noch iſt der Begriff „a pprobierter Prieſter“ 
zu erklären. Derſelbe umfaßt hier jeden Prieſter, der die 
Jurisdiktion vonſeinem Ordinarius oder vom Ordinarius 
des Abgangshafens oder jeden Zwiſchenhafens 
rechtmäßig erhalten hat ibi § 1 und noch beſitzt. 

Das heilige Offizium gab die erſte Vollmacht für Seereiſen am 
4. April 1900 (ME. 12, 103) und erweiterte ſie am 12. Dezember 1906 
(ME. 18, 482); die Beſchränkung dieſes letzteren Dekretes (die biſchöf⸗ 
lichen Reſervate betreffend) ließ der Kodex fallen: a) Der Ausdruck „ma- 
ritimum iter, Seereiſe“ begreift in ſich die Reiſe auf dem Meere, mög⸗ 
licherweiſe auch die Reiſe auf Binnenſeen; denn die Heilige Schrift des 
Neuen Teſtamentes nennt den See Geneſareth oft „mare Galilaeae“, 
dagegen nicht die Flußreiſen, auch wenn ſie Tage und Wochen dauern. 
b) „Von ſeinem Ordinarius, a proprio Ordinario“ iſt, wie aus dem Zu⸗ 
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ſammenhange erhellt, nur von jenem Ortsordinarius „Ordi- 
narius loci“ zu verſtehen, nicht von dem „exempten Ordensobern“; 
vgl. auch Arregui S. J.: Compendium Th. mor. 4 p. 286; Ferreres J. B.: 
Th. mor. 11 n. 654; ME. 33, 285; anders urteilen im CpR. II 373 die 
PP. Domitius Ramos und Petrus Voltas, beide CMFF., indem fie das 
„Ordinarius des Can. 883“ zu ſtark betonen; denn „Ordinarius“ bedeutet, 
wie auch ſonſt nicht ſelten (Cann. 94 $ 1; 112; 126—28 uſw.), im Selig⸗ 
und Heiligſprechungsprozeß Cann. 2023 ff.; 2002 und in der Erteilung 
der Beichtjurisdiktion immer den Ortsordinarius; denn der Gegen- 
ſatz zu Ordinarius loei iſt hier nicht Ordinarius ſchlechthin, ſondern Su- 
perior religiosus exemptus; vgl. auch Can. 520 $ 2; 521; 524 $ 1; 526; 
529. Dazu kommt, daß die vom Ordinarius der erempten Religioſen 
erteilte Vollmacht rein perſönlicher Natur iſt, das örtliche Gebiet 
aber in keiner Weiſe betrifft, während für die Seefahrt die örtliche 
Jurisdiktion erweitert wird. 


2) Es liegt auf der Hand, daß der Papſt bzw. der 
Apoſtoliſche Stuhl die Beichtjurisdiktion Welt- und 
Ordensprieſtern unbeſchränkt oder in größerer oder geringerer 
Beſchränkung verleihen kann. Dieſe Verleihung wird not— 
wendig oder wenigſtens ſehr erſprießlich ſein bei Wallfahrts- 
zügen, welche mehrere Diözeſen berühren, z. B. nach Palä— 
ſtina, Rom, S. Jakob de Compoſtella uſw. 


Die Propagandakongregation hat am 4. Februar 1907 den Prieſtern, 
welche für die chineſiſche Miſſion beſtimmt ſind, erlaubt, daß ſie auf dem 
Land⸗ oder Waſſerweg zu ihrer Miſſion, auch bevor ſie den Eid gegen 
die chineſiſchen Gebräuche (Ben. XIV. in Const. „Ex 
quo“ d. 5. Iulii 1742) abgelegt hätten, die Beichten ihrer Mitbrüder, 
ihrer Kleriker und Laienbrüder, der etwa mitreiſenden Ordensſchweſtern, 
auch die der Sänfte- und Packträger („vehicula aut eymbas vel sarcinas 
per iter ferentium“), endlich aller ſonſtigen Mitreiſenden gültiger- und 
erlaubterweiſe hören können, vorausgeſetzt, daß ſie die Approbation von 
einem Ordinarius (Can. 198 $ 1) erhalten haben (ME. 19, 119). Der 
Eid, welcher ſich auf die chineſiſchen Gebräuche bezieht („iuramentum 
circa Sinenses ritus praescriptum“), dürfte mit dem Kodex beſeitigt 
ſein Can. 6 n. 6; denn dieſer Eid entſtammt dem reinen Kirchenrecht, 
dagegen hat der Kodex über die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit der 
chineſiſchen Gebräuche eine Entſcheidung nicht gegeben; hier bleiben die 
beſtehenden Vorſchriften, da es ſich um die Grenzen des göttlichen 
Rechtes handelt Can. 6 n. 6; vgl. Monita ad Missionarios Provinciae 
Schantung Meridionalis (Puoli 1886) pag. 75 n. 10. 


3) Der Ordinarius („Ordinarius loci“ Can. 198 
§ 2) des Ortes, in welchem die Beichten abgenommen werden, 
kann die Beichtjurisdiktion zum Beichthören der Welt⸗ 
prieſter und Welt leute, der Religioſen und No- 
vizen männlichen Can. 874; 875 und weiblichen Ge⸗ 
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ſchlechts Can. 876 delegieren den Welt⸗ und Ordensprieſtern 
Can. 874 — 75. 

a) Delegiert der Ortsordinarius die Beichtjurisdiktion 
Weltprieſtern ſeines oder eines fremden Bistums, ſo 
hat er nur die allgemein geltenden Cann. 877 sqq. zu be⸗ 
achten. 
. b) Handelt es ſich dagegen um Ordensprieſter 
i. w. S., ſo ſoll der Ortsordinarius dieſelben auf die Dauer 
(habitualiter) nur dann mit Beichtjurisdiktion verſehen, wenn 
ſie vom eigenen Obern vorgeſchlagen werden. Werden ſie 
aber vom eigenen Obern vor geſchlagen, ſo ſoll er ihnen, 
die Tauglichkeit nach Can. 877 ſtets vorausgeſetzt Can. 874 8 2, 
die Beichtjurisdiktion nicht verweigern, außer es liegt ein 
ſchwerwiegender Grund vor. Haben Ordensprieſter i. w. S. 
die Beichtjurisdiktion tatſächlich erhalten, ſo bedürfen ſie zur 
Ausübung derſelben der ausdrücklichen, ſtillſchweigenden oder 
wenigſtens der vorausgeſetzten Erlaubnis des zuſtän⸗ 
digen Obern Can. 874 § 1, außer es beichtet bei ihnen ein 
Religioſe zur Beruhigung ſeines Gewiſſens Can. 519. 

ec) Der Ortsordinarius allein iſt es, welcher 
einen Prieſter zum ordentlichen oder außerordentlichen Beicht⸗ 
vater der weiblichen Religioſen ernennt und ihn 
mit Beichtjurisdiktion verſieht Can. 876. 

4) Auch der zuſtändige Obere eines exempten Kle⸗ 
rikalordens oder einer exempten Klerikalkongregation kann 
Beichtjurisdiktion verleihen Can. 875 § 1. Die delegierte 
Jurisdiktion erſtreckt ſich auf das Beichthören der eigenen 
Ordensfamilie: der Profeſſen, Novizen und Haus⸗ 
genoſſen (Can. 514 § 1) und kann verliehen werden Prieſtern 
der eigenen Genoſſenſchaft, Weltprieſtern und Prieſtern einer 
fremden Genoſſenſchaft Can. 875 § 1. Alle Klerikal⸗ 
orden ſind exempt. Von den Klerikalkonkregationen ſind 
exempt die Lazariſten, Paſſioniſten, Redemp⸗ 
toriſten, Oblaten M. IJ. Wer der zuſtändige 
Obere iſt, das beſtimmen die Konſtitutionen Can. 875 $ 1. 

In den exempten Laienorden wählt der zu⸗ 
ſtändige Ordensobere die Prieſter, welche Beichtväter ſein 
ſollen aus (designat) und ſchlägt ſie dem Ordinarius der 
Ordensniederlaſſung vor (proponit), der ihnen die Appro⸗ 
bation (Can. 877 $ 1) und Jurisdiktion erteilt Can. 875 8 2. 
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Vor Inkrafttreten des Kodex (19. Mai 1918) herrſchte bezüglich der 
Frage, wer den Ordensprieſtern die Beichtjurisdiktion über die Welt⸗ 
leute verleiht, keine geringe Verwirrung, bewirkt durch die unrichtige 
Auffaſſung des Wortes „Approbatio“. Noch in der 12. Auflage (1914) 
feiner geſchätzten Theologia moralis ſchreibt P. Aug. Lehm kuh! S. I. 
IIn. 494: „Confessarii regulares, si modo adsit a p pro bat i o ex parte 
episcopi loci accepta, iurisdietionem ad audiendas confessiones s à e c u- 
larium accipiunt a. S. Pontifice, mediis suis superiori- 
bus“; ähnlich Jos. Putzer C. Ss. R.: „Dissertatio de confessariis 
religiosorum exemptorum“ (Ilchestriae 1897) pag. 2; viel beſcheidener 
drückt ſich P. Dominicus M. Pruemmer O. Pr. in Theol. mor. III 
(1915) n. 416 aus: „Ita sententia communior“; vgl. dagegen S anti- 
Leitner: Praelectiones III 37 nn. 8—12 pag. 364 sqq. Eine weitere 
Auseinanderſetzung hat jetzt nur mehr geſchichtlichen Wert. 

5) Die Vorausſetzung der Jurisdiktionsverleihung iſt die 
Approbation im engeren Sinne, d. h. das Urteil des 
kirchlichen Obern, welches den fraglichen Prieſter für tauglich 
zum Beichthören erklärt. „Die Ortsordinarien dürfen die 
Beichtjurisdiktion Prieſtern nur dann verleihen, wenn ſie 
dieſelben in einer Prüfung für geeignet befunden haben, 
außer es handelt ſich um einen Prieſter, deſſen theologiſches 
Wiſſen ſie anderwärts erprobten“ Can. 877 § 1. Die gleiche 
Pflicht bindet die Ordensobern, bevor ſie die Beicht- 
jurisdiktion (Can. 875 § 1) oder die Beicht⸗ 
erlaubnis (Can. 847 $ 1) erteilen Can. 877 § 1. Ent⸗ 
ſteht nach der Jurisdiktionsverleihung oder Erlaubniserteilung 
ein begründeter Zweifel, ob der von ihnen (oder 
auch von anderen kirchlichen Obern, z. B. Vorgängern) 
Approbierte noch weiterhin geeignet iſt, ſo können und ſollen 
ſie ihn einem neuen Examen unterwerfen, ſelbſt wenn 
es ſich um einen Pfarrer oder einen Pönitenziar⸗ 
Kanonikus handelt ibi § 2. In nicht wenigen Diözeſen 
iſt für die jüngeren Prieſter ein regelmäßig wiederkehrendes 
Kuraexamen vorgeſchrieben, was dem Rechte entſpricht. 

6) Art der Jurisdiktionsverleihung. 
„Sollen die Beichten gültig ſein, ſo muß die Beichtjurisdiktion 
ausdrücklich entweder ſchriftlich oder mündlich (durch Worte) 
gegeben fein” Can. 879 § 1. „Für die Jurisdiktionsverleihung 
kann nichts verlangt werden“ ibi $ 2. Eine ſtillſchweigende 
Beichtjurisdiktion, welche man aus Handlungen oder Zeichen 
zu erſchließen glaubt, genügt nicht; noch weniger eine voraus⸗ 
geſetzte Bevollmächtigung (iurisdietio praesumpta). Wenn 
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auch die Annahme eines freiwilligen Almoſens bei Gelegen- 
heit der Jurisdiktionsverleihung hier nicht ausdrücklich ver⸗ 
boten iſt, ſo ſoll doch ſtets der Grundſatz der heiligen Pöniten⸗ 
ziarie gelten: Gratis omnino. 


7) Beſchränkung der Beichtjurisdiktion. 
Selbſ⸗ die Bevollmächtigung eines Prieſters für die Tode 
gefahr erleidet bezüglich der Erlaubtheit eine kleine Be⸗ 
ſchränkung Cann. 882; 884; ebenſo ſind die Kardinäle, 
ſo umfangreich ihre Beichtjurisdiktion iſt, nicht ohne Schran⸗ 
ken in der Abſolvierung von den Zenſuren, welche in ganz 
beſonderer Weiſe dem Apoſtoliſchen Stuhle reſerviert ſind 
oder die das Stillſchweigen des heiligen Offiziums betreffen 
Can. 239 § 1 n. 1. Um ſo mehr kann die gewöhnliche Beicht⸗ 
jurisdiktion und deren Ausübungen mit gewiſſen Einſchrän⸗ 
kungen gegeben werden; indes ſollen die Ortsordinarien und 
religiöſen Obern ohne vernünftigen Grund die Bevollmächti⸗ 
gung nicht zu ſtark einſchränken Can. 878. Die Schran⸗ 
ken der Jurisdiktion bzw. der Erlaubnis zum Beichthören 
können betreffen: die Zeit; die Perſon; die Sünden. 


a) In manchen Bistümern und Klöſtern wird die Juris⸗ 
diktion jüngerer Prieſter auf anfänglich kurze, dann immer 
wachſende Zeit beſchränkt; das geſchieht in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Geiſte der kirchlichen Geſetzgebung Cann. 129; 
130. — Doch auch die verliehene Jurisdiktion (Erlaubnis) kann 
widerrufen oder aufgehoben werden, freilich nur 
aus einem ſchwer wiegenden Grunde Can. 880 § 1. 
Ja aus denſelben ſchwer wiegenden Gründen kann 
der Ordinarius auch dem Pfarrer oder dem Pönitenziar das 
Amt eines Beichtvaters unterſagen („interdicere“), doch ſteht 
dieſen der Rekurs an den Apoſtoliſchen Stuhl offen, jedoch nur 
mit übertragender Wirkung („ in devolutivo“) ibi § 2. Indes 
kann der Biſchof ohne Verſtändigung des Apoſtoliſchen Stuhles 
nicht allen Beichtvätern einer religiöſen Niederlaſſung zugleich 
die Jurisdiktion entziehen, wenn es ſich um eine ausgeprägte 
Niederlaſſung (domus formata) handelt ibi $ 3. 

Der Ortsordinarius kann die Beichtjurisdiktion entziehen, ſo daß 
die Beichten unerlaubt und ungültig ſind: a) in Übereinſtimmung mit 
dem Apoſtoliſchen Stuhle ohne Beſchränkung; b) ohne Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Apoſtoliſchen Stuhle jedem Delegierten 
aus gewichtigem Grunde, mag es ſich um Welt- oder Ordensprieſter 


$ 13. Das Bußſakrament. 8 127 


handeln; indes kann einer ausgeprägten religiöſen Nie⸗ 
derlaſſung die Jurisdiktion auch über die Weltleute nicht ganz ent— 
zogen werden. c) Der zuſtändige Ordensobere i. w. S. kann die Beicht- 
jurisdiktion über ſeine Mitbrüder aus ſchwerwiegendem Grunde ent— 
ziehen, ſo daß die Beichten bei einem ſo gemaßregelten Prieſter nicht nur 
unerlaubt, ſondern auch ungültig fein können. d) Entzieht er nur die 
Erlaubnis („licentia“ Can. 874 $ 1), fo find die Beichten unerlaubt, aber 
gültig. e) Hat der Ortsordinarius einem Pfarrer oder einem Pö⸗ 
nitenziar das Beichtvateramt unterſagt, ſo kann der Gemaßregelte 
nicht Berufung (appellatio) ergreifen, ſondern ſich nur an den Apoſto⸗ 
liſchen Stuhl wenden (recursus), ohne daß jedoch das Interdikt vom Beicht— 
vateramt wirkungslos wird; nur die neue Prüfung kommt nunmehr 
dem Apoſtoliſchen Stuhle zu (devolvitur). k) Sit die Jurisdiktion einem 
Delegierten entzogen, ſo ſind die Losſprechungen unerlaubt 
und nichtig, außer im Falle des Can. 209 (error communis). Wurde aber 
das Beichtvateramt einem Pfarrer oder Pönitenziar entzogen, 
ſo ſind die Beichten gültig, aber unerlaubt; in einem dringenden Falle 
aber auch erlaubt Cann. 2275 n. 2; 2261 8 2. 


b) Die Beichtjurisdiktion iſt beſchränkt und 
kann beſchränkt werden hinſichtlich gewiſſer Perſonen. 
Sie iſt beſchränkt: a) hinſichtlich der männlichen Reli⸗ 
gioſen durch ihre Konſtitutionen Can. 519, ſowie durch 
die Stellung als Oberer Can. 518; /) hinſichtlich der wei b⸗ 
lichen Religioſen Cann. 876; 520 (hier „ad valide et licite 
recipiendas confessiones“); y) im Novizen meiſter und 
ſeinem Gehilfen, in den Vorſtänden der Semina⸗ 
rien und Kollegien hinſichtlich ihrer im nämlichen 
Hauſe weilenden Zöglinge Can. 891; in allen, welche Juris⸗ 
diktion im äußeren Forum über weibliche Religioſen 
haben Can. 524 $ 1; 5) zuweilen in bezug auf ſämtliche 
Frauensperſonen; vgl. Can. 522; „Handbuch“ 12 
S. 345; 347; 352—58; e) hinſichtlich der persona in peccato 
turpi complex Can. 884. Außerdem kann der zuſtändige 
Kirchenobere noch weitere maßvolle Begrenzungen feſtſetzen 
Can. 880. 

„Absolutio complicis in peccato turpi invalida est, 
praeterquam in mortis periculo; et etiam in periculo mortis, 
extra casum necessitatis, est ex parte confessarii illicita ad 
normam constitutionum apostolicarum et nominatim con- 
stitutionis Benedieti XIV. Sacramentum Poeni- 
tentiae, 1. Iunii 1741“ Can. 884; vgl. Can. 2367 (Straf⸗ 
beſtimmungen). 

Explicat io: 1) Agitur hie de peccato t ur p i i. e. de peccato 
contra sextum decalogi praeceptum quocunque sive opere, sive collo- 
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quio, sive aspectu commisso S. C. Ing. d. 28. Maii 1873. Nihil refert, 
utrum peccatum turpe sit sa crilegum simpliciter an etiam ad- 
ulterinum, incestuosum, sodomiticum; verum huc pertinet simpliciter 
fornicarium quoque, scilicet ante subdiaconatum commissum 
S. Poen. d. 22. Ian. 1879. — 2) Sermo estdecomplicitatein pec- 
cato turpi, unde peccatum turpe sit necesse est utrimqueinternum 
et externum idemque utrimque grave. Complex potest esse et 
vir et femina. — 3) Absolutio complieis in periculo mortis 
constituti semper est valida. —4) Licita non est absolutio in 
eodem mortispericulo.nisi a) „alius sacerdos, licet non approbatus 
ad confessiones, sine gravi aliqua exoritura infamia et scandalo non 
possit excipere morientis confessionem“ vel b) „moribundus recuset 
alii confiteri“ Can. 2367 $ 1. c) Licita videtur esse absolutio positis 
iisdem eircumstantiis etiam tune quando sacerdos quidem absque in- 
famia vel scandalo adesse vel vocari possit, verum solus sacerdos c e n- 
surisinnodatus. Etenim Can. 2367 § 1 in sacerdote no a p pro- 
ba to ultimum praecedentiae gradum indicavit; efr. Can. 2261. — 
5) Etiam extra mortis periculum absolutio complicis potest esse valida, 
tunc scilicet quando confessarius complex complicem poenitentem bene 
dispositum quidem absolvit, non tamen a peccato compli- 
citatis; etenim S. Poen. d. 16. Maii 1877 respondit: „Privationem 
iurisdictionis absolvendi complicem in peccato turpi, et adnexam 
excommunicationem, quatenus confessarius illum absolverit, esse in 
ordine ad ipsum peccatum turpe, in quo idem confessarius complex 
fuit.“ Valida igitur est absolutio complicis alias dipositi: a) quando 
ex oblivione praetermittit peccatum complicitatis; b) quando 
de peccato complicitatis se non accusat, a confessario complice ad id 
sive directe sive indirecte inductus. Verum confessarius in sic absol- 
vendo graviter peccare, atque censuram incurrere potest vi Can. 2367 
§ 2. Utique non semper delinquet confessarius; si enim interrogandi 
oneri satisfecerit, si poenitentem complicem ad tacendum induxerit ea 
tantum ductus ratione, ut eum absolvere possit absque infamia vel 
scandalo, imposito poenitenti onere confitendi peccatum complicitatis 
data occasione alteri sacerdoti, peccati erit expers. — c) Valida erit 
absolutio complicis qui absolute uti talis non agnoseitur; nam Bene- 
dietus XIV. in Const. „Sacramentum Poenitentiae“ d. 1. Iunii 1741 
$ 3 utitur verbis „absolvere a ud e at, aus us fuerit‘ id quod in nostro 
casu non verificatur. — d) Valida est absolutio complicis, si peccatum 
complicitatis non est materia confessionis necessaria, sed volun- 
taria, accusata vel cum aliis peccatis vel sola; nam S. C. Ing. d. 29. Maii 
1867 declaravit: „Liberum esse confessario absolvere personam com- 
plicem quae a peccato complicitatis inhonesto absoluta iam fuit per 
alium confessarium; dandum tamen semper esse consilium confessario 
de quo agitur, ut nisi cogat necessitas, se abstineat ab excipiendis per- 
sonae complicis, licet iam a peccato complicitatis absolutae, sacris con- 
fessionibus“; cfr. Sant i-Leitner: Praelectiones“ V pag. 222 8. 


Poenam indicat Can. 2367: „$ 1. Absolvens vel fingens 
absolvere complicem in peccato turpi incurrit ipso facto in 
excommunicationem specialissimo modo Sedi Apostolicae 
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reservatam; idque etiam in mortis articulo, si alius sacerdos, 
licet non approbatus ad confessiones, sine gravi aliqua 
exoritura infamia et scandalo, possit excipere morientis 
confessionem, excepto casu quo moribundus reeuset alii 
confiteri. — $ 2. Eandem excommunicationem non effu- 
git absolvens vel fingens absolvere complicem qui peecatum 
quidem complicitatis, a quo nondum est absolutus, non con- 
fitetur, sed ideo ita se gerit, quia ad id a complice confessario 
sive direete sive indireete induetus est.“ 

Ex p licatio: 1) „Absolvere“ indicat pronuntiare verba 
absolutionis cum intentione absolvendi, sive effectus sit secutus 
sive non. — 2) „Fingere“ absolutionem complicis significat aut 
pronuntiare verba absolutionis absque intentione absolvendi aut 
uti verbis vel signis quibus poenitens sibi persuadet se esse absolutum 
a.peccato complieitatis. — Sin autem confessarius complex fingit abso- 
lutionem certiore facta persona complice ipsam non absolvi et teneri 
peccatum complicitatis alii confessario confiteri, non incurrit poenam 
excommunicationis. — 3) Haec excommunicatio est non solum speciali, 
sed specialissimo modo Apostolicae Sedi reservata Cann. 2353 
n. 3; 239 $ 1 n. 1; 2252—54; 2338 $ 1; de qua plura inferius. — 4) In- 
eurrit autem sacerdos graviter peccans hanc excommunicationem: 
a)extramortis periculum, si absolvit vel fingit se absolvere peccatum 
complieitatis; b) extra mortis perieulum, si absolvit personam com- 
plicem, non quidem a peccato complicitatis, sed ab aliis peccatis, quando 
persona complex a sacerdote complice ad tacendum complicitatis pec- 
catum inducta fuit aut dire et e dicendo e. gr. hoc peccatum jam novi, 
declaratio huius peccati est inutilis, aut ind ire te suadendo poeni- 
tenti actionem turpem cum ipso commissam non esse peccatum vel 
saltem non esse tam grave ut inquietari oporteat; e) in mortis arti- 
culo vel periculo absolvens personam complicem, si alius confessarius 
vel sacerdos, licet non approbatus facile excipere possit morientis 
confessionem; eam facile nequit excipere: a) si adsit periculum gravis, 
infamiae vel scandal i b) si moribundus recuset alii con- 
fiteri (id quod scandalo adnumerari poterit); d) si sacerdos vocandus 
sit aliqua censura innodatus (supra pag. 128). 


Nunc pauca de absolutione excommunicationis propter 
absolutionem complicis contractae. 1) Estspecialissi- 
m o modo Apostolicae Sedi reservata ita ut ne Cardin a- 
lis quidem ordinario iure eam absolvere possit Can. 239 
§ I n. 1. 2) Quicumque talem excommunicationem sine 
debita facultate absolvendo amovere praesumunt, ipsi 
incurrunt excommunicationem simpliciter Ap. Sedi reser- 
vatam Can. 2338 $ 1. 3) Nihilominus sacerdotes quibus 
inhaeret praedieta excommunicatio specialissima, a b- 
solvi possunt ab ea et in periculo mortis Can. 2252 et in 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrecht? IV. 9 
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casibus urgentioribus Can. 2254, in utroque tamen casu 
semper cum onere standi mandatis Eeclesiae quod num- 
quam cessat Can. 2254 $ 3; nam ipsi absoluti seribere tecto 
nomine possunt ad S. Poenitentiariam. 

c) Die Beichtjurisdiktion kann beſchränkt ſein durch den 
Vorbehalt, ſei es daß die Sünden an ſich oder we⸗ 
gen der ihnen anhaftenden Zenſuren einem kirchlichen 
Obern vorbehalten ſind. Während die Zenſuren beim kirch⸗ 
lichen Strafrecht zu behandeln ſind, handelt der nächſte Ab⸗ 
ſchnitt von dem Sünden vorbehalt Can. 893—900. 

Die Beſchränkung der Beichtjurisdiktion in der katholiſchen Kirche 
iſt durchaus vernünftig und gemäßigt; ganz anders in den morgenlän⸗ 
diſchen Kirchen. Gemäß der Praxis der griechiſchen orthodoxen Kirchen 
hatte oder bekam bis vor kurzem nicht jeder Pfarrprieſter die Berechtigung 
Beichtvater zu ſein. Nur beſondere und wenige ältere Prieſter waren 
beauftragt, avevuarızoi att zu fein. Dieſer Praxis iſt hauptſäch⸗ 
lich der traurige Zuſtand zuzuſchreiben, daß, ſo wie im ganzen orthodoxen 
Orient, auch in Bulgarien die Beichte faſt gänzlich vernachläſſigt wurde. 
Um aus dieſem Zuſtande herauszukommen und den Bedürfniſſen des 
religiös⸗kirchlichen Lebens entgegenzukommen, iſt auch in der bulga- 
riſchen Kirche in den letzten Jahren die alte griechiſche Praxis aufgegeben 
worden und faſt jeder Pfarrprieſter iſt kraft ſeines Amtes beauftragt, 
den Beichtſtuhl zu verſehen. . . . Speziell bevollmächtigte Beichtväter 
ſind nur für die Beichte der in den Klerus eintretenden Perſonen und 
für die Kleriker ſelbſt vorhanden. „Jeder orthodoxe Chriſt (die Kinder 
vom 7. Jahre an) ſoll und kann wenigſtens ein- bis viermal im Jahre 
beichten“ St. Zankow: „Die Verwaltung der b.⸗o. Kirche“ 5 24 S. 6. 

8) Aufgaben des Beichtvaters. a) Der 
Beichtvater ſoll zunächſt Richter fein Cann. 870; 888 § 1, 
deſſen Aufgabe es iſt zu prüfen, ob er ſelbſt die notwendige 
Vollmacht beſitzt und ob das Beichtkind in der richtigen Ge— 
mütsverfaſſung ſich befindet; denn der Prieſter hat das Urteil 
zu fällen, ob die Sünden nachzulaſſen oder zu behalten ſind, 
Joh 20, 23; Mt 18, 18. Mit dem Amte des Richters ver- 
bindet ſich jenes eines Arztes, der gleich dem barmher⸗ 
zigen Samaritan die Wunden verbindet, nachdem er ſie 
mit Wein gereinigt und mit Ol erquickt hat Lk 10, 34. Denn 
als „Diener der göttlichen Gerechtigkeit und Barmherzigkeit 
zugleich ſorgt er für die Ehre Gottes und das Heil der See— 
len“ Can. 888 $ 1. — Darum muß er alles vermeiden, was 
den Seelen ſchaden könnte. Der Beichtvater „hüte ſich durch⸗ 
aus, um den Namen des Mitſchuldigen zu fra⸗ 
gen; er halte niemand hin mit neugierigen oder unnützen 
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Fragen, beſonders hinſichtlich des ſechſten Gebotes; ferner 
ſtelle er vorzüglich an Jüngere keine Fragen über Dinge, 
die ſie nicht kennen“ Can. 888 §& 2; 904. 

Es iſt ſchwer ſündhaft, nach dem Namen des Mitſchuldigen 
zu fragen; dasſelbe gilt vom Erfragen der Umſtände, welche die Perſon 
des Mitſchuldigen deutlich zu erkennen geben. Indes liegt es auf der 
Hand, daß der Beichtvater nach den wiſſensnotwendigen Umſtänden 
in der Beicht fragen darf und muß, auch wenn dadurch zufällig (per 
accidens) die Perſon des Mitſchuldigen erkennbar wird. Daß das unnütze 
Fragen nach dem „Namen des Mitſchuldigen“ ſchwer fündhaft iſt, ergibt 
ſich: a) aus dem Wortlaute des Can. 888 $ 2; b) aus der Exkommunikation, 
die nach dem alten Rechte jene traf, welche die Praxis, nach dem Namen 
des Mitſchuldigen zu fragen, lehrten oder als erlaubt verteidigten, Konſt. 
Ap. Sedis d. 12. Oct. 1869 cl. II n. 1. Die Exkommunikation iſt gefallen, 
das Verbot aber iſt geblieben. — Wenn bezüglich des ſechſten Gebotes 
ein Zweifel beſteht, ob die Fragepflicht des Beichtvaters drängt oder 
nicht, ſo kann derſelbe ſich mit einer mehr allgemeinen Anklage begnügen 
Can. 15. Die Angriffe und Verleumdungen der Kirchenſeinde müſſen 
die Beobachtung des Can. 888 $ 2 noch mehr als heilige Pflicht erſcheinen 
laſſen; man denke nur an die Schmutzſchrift des Robert Graßmann 
„Auszüge aus der Moraltheologie des Heiligen Dr. Alphonſus Maria 
de Liguori“ (5. Aufl. Stettin 1899), deren Druckplatten auf Anordnung 
des Landgerichtes Nürnberg vernichtet werden mußten. 


b) Wahrung des Beichtſiegels. „Das 
Beichtgeheimnis (sigillum sacramentale) iſt unverletzlich; dar⸗ 
um hüte ſich der Beichtvater ſorgfältig, daß er den Sünder 
weder durch Wort oder Zeichen oder in ſonſt einer Weiſe oder 
aus irgendeinem Grunde verrate (§ 1). Die Pflicht des Beicht- 
geheimniſſes bindet auch einen etwaigen Dolmetſch und alle 
anderen, zu deren Kenntnis eine Beichtanklage in irgendeiner 
Form gelangen ſollte ($ 2)“ $ 889. „Durchaus verboten iſt 
dem Beichtvater der Gebrauch des aus der Beicht gewonnenen 
Wiſſens mit Beſchwerung des Beichtkindes, auch wenn jede 
Gefahr der Verletzung des Beichtgeheimniſſes ausgeſchloſſen 
iſt (§ 1). Von der bei Gelegenheit der Beichte erlangten Kennt⸗ 
nis der Sünden dürfen Beichtväter zur äußeren Leitung in 
keiner Weiſe Gebrauch machen, ſei es, daß ſie als Vorgeſetzte 
zur Zeit der Beicht im Amte ſind, ſei es, daß ſie ſpäter zu 
Vorgeſetzten ernannt werden (§ 2)“ Can. 890. 

Schon vor dem Inkrafttreten des Kodex erſchien eine 
Anweiſung des heiligen Offiziums am 9. Juni 1915 
über die Beobachtung des Beichtſiegels, welche allen Orts— 
ordinarien und Religioſenobern eigens zugeſandt werden 
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ſollte. Dieſe Inſtruktion bietet eine eingehende Betonung 
der beiden Cann. 889 und 890. Mißbräuche waren es, 
welche das heilige Offizium veranlaßten, die Anweiſung 
zu erteilen: „Non desunt . .., qui reticitis quamquam omni- 
bus quae paenitentis personam quomodocunque prodere 
queant, de submissis in sacramentali confessione clavium 
potestati, sive in privatis collocutionibus sive in publicis ad 
populum coneionibus (ad auditorum ut aiunt aedificationem) 
temere sermonem facere non vereantur.“ — Die Maßnahmen, 
welche die heilige Kongregation den Adreſſaten nahelegt, ſind 
folgende: „Die Ortsordinarien und Religionsobern ſollen 
dafür ſorgen, daß ihre Untergebenen ſorgfältig belehrt werden 
in den Vorleſungen, in den Kaſuskonferenzen, endlich in 
öffentlichen und privaten Unterredungen und Mahnungen: 
1) ne quid unquam, occasione praesertim ss. Missionum et 
Exereitiorum spiritualium, ad confessionis sacramentalis 
materiam pertinens, quavis sub forma et quovis sub 
praetextu, ne obiter quidem et nec directe nec indirecte _ 
(excepto casu necessariae consultationis iuxta regulas a 
probatis auctoribus traditas proponendae) in suis seu pub— 
lieis seu privatis sermonibus attingere audeant; 2) eos- 
que in experimentis pro eorum habilitatione ad confes- 
siones excipiendas hac super re peculiariter examinari 
iubeant“; vgl. Razön y Fe 48, 98 (Ferreres) ME. 29, 
199—204; Nouvelle Revue Théologique 1921, p. 164, 531 ff.; 
(G. Hoornaert 8. J.); Linzer Diözeſanblatt 1921 S. 126, 
LOS. 1922, 198 ff. (Grofam). 

Eerläuter ung: a) Das Beichtgeheimnis wird sicht 
allein durch das Kirchenrecht geſchützt, ſondern 
fußt auf dem bedingten Naturrechte und dem gött⸗ 
lichen Rechte. Denn wenn die Gläubigen verpflichtet 
werden, im Prieſter ihre Sünden Gott zu offenbaren, ſo 
kennt der Prieſter die Sünden „nicht als (menſchlicher) Richter, 
ſondern als Gott“ c. 2 De Off. ind. ord. (I 31). Die Tu- 
genden der Gerechtigkeit und Religion verpflichten den Prie⸗ 
ſter zum Schweigen, ſo daß er auch nicht die geringſte Sünde 
ohne ſchwere Sünde bloßſtellen kann. — b) Das Beicht⸗ 
geheimnis unterſcheidet ſich von jedem anderen Geheimniſſe 
in dreifacher Weiſe: a) es gibt keine Geringfügigkeit der Ver⸗ 
letzung (parvitas materiae); f) es gibt keine Ausnahme, 
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außer das Beichtkind entbindet ſelbſt freiwillig den Beicht— 
vater; )) die Pflicht der Wahrung gilt auch gegenüber dem, 
der es anvertraut hat. — e) Der durch das Beichtſigill Ve r⸗ 
pflichtete iſt in erſter Linie der Prieſter („confessa- 
rius“); dann aber auch der Dolmetſch (interpres), wenn 
ein ſolcher beigezogen wurde Can. 903; dann alle übrigen 
Perſonen, zu denen eine Beichtkenntnis gelangt iſt, 
alſo ein Wiſſen, das ſie aus der Beichtanklage gewannen 
Can. 889 § 2. — d) Der Gegenſtand des Beichtſigills iſt 
vielumfaſſend; nicht nur die Sünden, ſondern auch alles, 
deſſen Offenbarung die Beicht gehäſſig machen könnte; vgl. 
Can. 896; Lehm kuh! Aug.: Theol. mor. 12 II n. 591. — 
e) Die Kirche ſchließt die Zeugenſchaft der Beichtväter 
vollſtändig aus, auch wenn ſie von der Verpflichtung des Si— 
gills geld ft ſind; ja das aus der Beicht irgendwie Gehörte 
kann nicht einmal als Anknüpfungspunkt für Nachforſchung 
benützt werden Can. 1757 § 3 n. 2; dies gilt auch für die Selig⸗ 
und Heiligſprechungsprozeſſe Can. 2027 $ 1 n. 1. — Die 
Kirche verleiht größere Vollmachten, wenn der Rekurs an 
den Obern eine Gefährdung des Amtsgeheimniſſes Can. 1755 
§ 2 n. 1, alſo in erſter Linie des Beichtgeheimniſſes mit ſich 
brächte, Cann. 900 § 2 (Reſervate); 990 § 2 (Irregularitäten); 
1045 § 3 (Ehehinderniſſe); 2254 8 2 (Zenſuren). — ) Ungemein 
ſchwer ſind die Strafen, welche die Verletzung des Beicht— 
geheimniſſes bedrohen: a) die dem Apoſtoliſchen Stuhle ganz 
beſonders vorbehaltene Exkommunikation J. s. trifft den 
Beichtvater, welcher direkt das Beichtgeheimnis zu ver- 
letzen ſich erdreiſten würde; 6) geſchieht es indirekt, ſo 
drohen Suspenſion von Meſſeleſen und Beichthören, Un⸗ 
fähigkeit hiezu, Entziehung aller Pfründen, Amter, Würden, 
des Stimmrechtes k. s. Cann. 2369 § 1; 2368 § 1; 5) Perſonen, 
welche, ohne Beichtvater zu ſein, das Beichtſiegel verletzen, 
können nach den Umſtänden, auch mit dem Kirchenbann k. s. 
beſtraft werden Can. 2369 $ 2. 
Das Beichtgeheimnis wird auch von ſtaatlicher Geſetzgebung 
als eine Art „Amtsgeheimnis“ anerkannt: Näheres im „Handbuch“ J 
S. 206 und Sägmülle r J. B.: Kirchenrechts II. 52. In den Orien⸗ 
taliſchen Kirchen iſt „das Beichtgeheimnis bekannt und in Übung. 
Nur in Rußland verlangt die rückſichtsloſe Brutalität des Staates 
vom Prieſter die polizeiliche Anzeige eines Komplottes, welches er in 
der Beicht erfahren hat“, ſo ſchrieb Lübeck 1911 S. 168; Schücch— 
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Polz: Paſtoraltheologie!“ § 320 S. 689, wo berichtet wird, daß „vom 
ruſſiſchen Epiſkopate (1875) dem Klerus die Denuntiationspflicht 
der in der Beicht erfahrenen Verbrechen, namentlich den Nihiliſten gegen 
über, ausdrücklich in Erinnerung gebracht wurde (11)“. In Bulgarien 
iſt das Beichtgeheimnis vom Staate geſchützt und deſſen Verletzung mit 
Strafe bedroht. Zankow II S. 67 f. — Die berühmteſten Mar⸗ 
tyrer des Beichtgeheimniſſes ſind der heilige Johann Nepomuk 
(geſt. 1393, kanoniſiert 1729; vgl. R. Bauer 8. J. in den „Stimmen 
aus Maria⸗Laach“, 18 Bd. 1880 S. 129—139); der felige Johannes 
Sarkander, Pfarrer von Holleſchau i. Mähren (geſt. 1620, beat. 1860); 
Garnett Henry S. J. (f 3. Mai 1606); Faulhaber Andreas, auf 
Befehl Friedrichs II. von Preußen am 29. Dezember 1758 gehängt u. a. 


9) Die Verpflichtung des Prieſters zum 
Beichthören. Wir unterſcheiden Seelſorger und Prieſter 
mit und ohne Beichtjurisdiktion. a) „Pfarrer und andere, 
denen auf Grund ihres Amtes die Seelſorge anvertraut iſt, 
ſind (auch) durch die Tugend der Gerechtigkeit ſchwer ver- 
pflichtet, die Beichten der ihnen anvertrauten Gläubigen in 
eigener Perſon oder durch einen anderen zu hören, ſooft 
dieſe in vernünftiger Weiſe um das Beichthören bitten“ 
Can. 892 § 1. Sehr weiſe hat der Kodex die Pflicht des Beicht⸗ 
hörens geregelt in der Weiſe, daß der Seelſorger ſtets in erſter 
Linie bereit ſein muß, daß er aber ſich zuweilen vertreten 
(„per alium“) laſſen ſoll, damit die Gläubigen Gelegenheit 
zu aufrichtiger Ausſprache und Abwechſlung haben; val. 
Cann. 518 § 1; 519; 521; 522 sqq. Die Gläubigen bitten 
„vernünftig, rationabiliter“ um die heilige Beicht immer an 
allen Sonn⸗ und Feiertagen und an deren Vorabenden, jo 
daß hier der Seelſorger den Gläubigen Gelegenheit auch ohne 
ausdrückliches Erſuchen zu geben hat; ſie bitten aber nicht 
vernünftig, wenn unedle Beweggründe (1 Joh 2, 16) ſie zum 
Beichten antreiben, zuweilen auch übertriebene Angſtlichkeit. 
— Dieſe Pflicht des Seelſorgers gilt namentlich auch hinſicht⸗ 
lich der Sterbenden und der Kranken Cann. 467; 
468 und hinſichtlich der Kinder Can. 906. 


b) Nichtſeelſorger haben keine Gerechtigkeits⸗ 
pflicht, wohl aber eine Liebespflicht, die Beichten der 
Gläubigen zu hören, und zwar die approbierten 
Prieſter (conkessarii) in jeder dringlichen Not („ur- 
gente necessitate“), die nicht approbierten Prie⸗ 
ſter in der Todes gefahr Can. 892 § 2; vgl. Can. 608. 
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B. Vom Sündenvorbehalt. 
Quellen. Cann. 893—900; 2363; 2245. 


I. Unter dem Sündenvorbehalt („reservatio pecca- 
torum“) verſteht man jenes Geſetz eines höheren kirchlichen 
Obern, durch welches er gewiſſe Fälle feinem Urteile aus- 
ſchließlich vorbehält Can. 893 $ 1. 

Erläuterung: J) Daß die höheren kirchlichen Obern 
(Papſt, Biſchöfe, Ordensobern) das Recht haben, gewiſſe Fälle 
ſich vorzubehalten, ſei es auf Grund der Sünde, ſei es auf 
Grund der Strafe, ergibt ſich aus der Natur der kirchlichen 
Regierungsgewalt, welche zur Verwaltung des Bußſakra— 
mentes notwendig gehört Cann. 872; 199. Papſt Boni⸗ 
faz VIII. (1294—1303) bezeugt in c. 2 De poenitentiis in 6° 
(V 10) den Sündenvorbehalt durch die Biſchöfe nicht als 
neues Recht, ſondern als etwas Bekanntes. Trotzdem das 
Trienter Konzil in sess. 14 c. 7 et en. 11 die Reſervate klar 
anerkannt hatte, fehlte es doch im Laufe der Zeit nicht an 
Gegnern, welche die biſchöflichen Reſervate zwar nicht theo— 
retiſch leugneten, wohl aber praktiſch hinfällig zu machen 
trachteten, was jedoch durch das Dazwiſchentreten des Apo— 
ſtoliſchen Stuhles verhindert wurde; vgl. Benedikt XIV. 
in Syn. J. 5 c. 5 nn. 5—8. — 2) Nur diejenigen kirchlichen 
Obern können Reſervate aufſtellen, welche kraft ordent— 
lichen Rechts anderen die Vollmacht zum Beichthören ge— 
währen oder Zenſuren erlaſſen können Cann. 893, 874; 875 
(Papſt, Biſchöfe, gewiſſe Ordensobern); von dieſer Vollmacht 
ſind ausdrücklich ausgeſchloſſen die Kapitelvikare und 
ohne Spezialmandat auch die Generalvikare Can. 893 
§ 1. — 3) Dadurch, daß die berechtigten kirchlichen Obern 
Fälle ſich vorbehalten, wird die Gewalt der Untergebenen be— 
ſchränkt ibi. — 4) Wir ſcheiden hier den Sündenvorbehalt auf 
Grund der Zenſuren vollſtändig aus; vgl. Cann. 2245—47. 
— 5) Man unterſcheidet reſervierte Sünden oder Fälle des 
Apoſtoliſchen Stuhles, der Biſchöfe und der 
Ordensleute. 

II. Päpſtlicher Sündenvorbehalt. „Es gibt nur eine 
einzige Sünde, welche auf Grund der Sünde (nicht der Strafe) 
dem Heiligen Stuhle reſerviert iſt“, nämlich „die 
falſche Anklage, durch welche ein unſchuldiger Prieſter bei 
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den kirchlichen Richtern des Verbrechens der Anreizung be⸗ 
zichtigt wird“ Can. 894. — Schon bisher war dieſes Ver⸗ 
brechen dem Apoſtoliſchen Stuhle ohne Zenſur reſerviert. 
Man fügte oft noch als zweites Reſervat an die „acceptatio 
munerum a regularibus utriusque sexus“. Wenn dies wirk⸗ 
lich als Reſervat beſtand, ſo fiel es im neuen Recht. — Man 
beachte bei dem Reſervate des Can. 894, daß die Anklage auf 
Anreizung: a) bei einem kirchlichen Richter ge⸗ 
ſchehen; b) daß ſie falſcch, d. h. bewußt unrichtig, fein muß; 
vgl. Santi Leitner: Praelectiones“ 31 n. 180. — Sehr 
nahe verwandt mit dieſem reſervierten Fall iſt die Exkom⸗ 
munikation des Can. 2363: „Wenn jemand perſönlich oder 
durch andere eine fälſchliche Anzeige auf das Verbrechen der 
Anreizung (sollieitatio) gegen einen Beichtvater bei dem Obern 
macht, ſo verfällt er der dem Apoſtoliſchen Stuhl beſonders 
vorbehaltenen Exkommunikation, von der er ſolange nicht ab⸗ 
ſolviert werden kann, bis er die falſche Anzeige förmlich zurück⸗ 
genommen und die etwaigen Nachteile daraus nach Kräften 
gutgemacht hat; wird er tatſächlich abſolviert, ſo muß auch 
eine ſchwere und langdauernde Buße auferlegt werden.“ 
Die Unterſchiede zwiſchen dem Reſervat und der Exkommuni⸗ 
kation ſind folgende: 1) Das Reſervat trifft den Anzeigenden, 
welcher Klage ſtellt Cann. 894; 193435, die Zenſur auch den 
moraliſchen Urheber Cann. 2363; 2209. 2) Für das Reſervat 
iſt notwendig die Anklage beim kirchlichen Richter, für 
die Zenſur genügt die Anzeige bei dem kirchlichen Obern 
Cann. 894; 2363. Manche Gewährsmänner ſtellen die Reate 
für das Reſervat und die Zenſur gleich, wie Dr. Eduard Eich⸗ 
mann: „Das Strafrecht des Codex Iuris Canonici“ (1920) 
§ 72 S. 197; Kurtſcheid, P. Dr. Bertrand, O. F. M.: 
„Das neue Kirchenrecht“, Ergänzung zu Heineré (1919) 
S. 74; wir halten uns an Can. 19. 

III. Biſchöfliche Reſervate. „Die Ortsordinarien ſollen 
keine Sünden ſich vorbehalten, außer die wirkliche Not⸗ 
wendigkeit oder Nützlichkeit des Vorbehalts hat ſich bei der Be⸗ 
ſprechung auf der Diözeſanſynode oder außerhalb derſelben 
bei der Beratung mit dem Domkapitel und einigen der klügeren 
und bewährteren Diözeſanſeelſorgern herausgeſtellt“ Can. 895. 
Zu den „Ortsordinarien“ gehören hier nur die Reſi⸗ 
denzbiſchöfe, Abte und Prälaten mit eigenem Gebiete, Apo⸗ 
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ſtoliſche Vikare und Präfekten, nicht aber ihre Generalvikare 
(außer mit Spezialmandat) und interimiſtiſchen Nachfolger 
(Kapitelvikare) Cann. 198; 893 § 1. Der Biſchof hat den Rat 
der Diözeſanſynode oder der ſonſtigen Berater zu erholen, 
nicht aber die Zuſtimmung. 

IV. Klöſterliche Reſervate. In exempten Kleri⸗ 
kalgenoſſenſchaften haben das Recht des Sünden⸗ 
vorbehaltes nur der Generalobere und in ſelbſtändigen 
Klöſtern der A bt, beide mit ihrem Rate Can. 516 § 1. Sind 
Reſervate tatjächlich vorhanden, jo gelten Cann. 518 § 1 (Mit- 
teilung der Vollmacht für die Reſervate) und 519 (rechtliche 
Verleihung dieſer Vollmacht); vgl. „Handbuch“ 12 S. 346, 350. 

V. Gegenſtand des Vorbehaltes. „Als Reſervatfälle 
ſollen durchaus wenige in Betracht kommen, drei oder höchſtens 
vier, und zwar unter den ſchwereren und gröberen 
äußeren Verbrechen, welche der Art nach genau beſtimmt 
ſein müſſen; der Vorbehalt aber ſoll nicht länger in Kraft 
bleiben als es nötig iſt, um ein öffentliches eingewurzeltes 
Laſter auszurotten oder die etwa in Verfall geratene chrift- 
liche Sitte zum Aufblühen zu bringen“ Can. 897. — Die Re⸗ 
ſervate dürfen ja nicht jene Sünden umfaſſen, welche dem 
Apoſtoliſchen Stuhle entweder an ſich oder auf 
Grund der Zenſur ſchon reſerviert ſind, aber gewöhnlich 
auch nicht jene, auf denen bereits eine Zenſur liegt, auch 
eine, welche niemand vorbehalten iſt Can. 898. 
$ Die Zahl iſt klar; nur höchſtens vier Reſervatfälle jollen in einem 
Bistum, in einem exempten Kloſter oder in einer exempten Klerikal⸗ 
genoſſenſchaft beſtehen. Dieſe umfaſſen nur äußere Todſünden, und 
zwar nicht die gewöhnlichen, ſondern die durch Schwere und Gefährlich— 
keit hervorragenden; dabei dürfen nicht mehrere Arten zu einem Reſervat 
zuſammengefaßt werden; iſt der Zweck erreicht, ſo ſollen ſie auch wieder 
verſchwinden. Zur Veranſchaulichung der beiden Kanons 897 und 898 
ſeien einige frühere Reſervate zur Beurteilung vorgelegt. a) Violenta 
in proprios parentes seu clericos iniectio manum. Dieſes Reſervat ver- 
ſtößt gegen Can. 897 „ex criminibus specifice determinatis“; 
denn das Reſervat enthält z wei der Art nach verſchiedene Fälle und ver- 
ſtößt gegen Can. 898: denn die violenta in clericos iniectio manuum iſt 
mit einer dem Apoſtoliſchen Stuhle bzw. dem Ordinarius durch das 
Recht ſchon reſervierten Zenſur belegt Can. 2343. — b) „Peccatum com- 
plicitatis circa peccatum turpe et inhonestum contra sextum Decalogi 
praeceptum“. Dieſes Reſervat iſt zu allgemein, in dieſer All⸗ 
gemeinheit zu ſtreng („ex gravioribus tantum et atrocioribus cri- 
minibus externis“); wäre aber das peccatum complieitatis sacerdotis 
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gemeint, ſo wäre die Reſervierung geradezu verboten wegen Cann. 884; 
2367; 898. — c) Procuratio abortus, effectu licet non secuto. Nach dem 
früheren Rechte konnte man wenig einwenden. Nach dem Kodex iſt die 
Möglichkeit eines Reſervates nicht gerade ausgeſchloſſen; doch ſoll der 
Fall weder effectu secuto noch effectu non secuto für gewöhnlich reſer— 
viert werden Can. 898. 


VI. Losſprechung von Reſervaten. Wurden wegen 
wirklicher Notwendigkeit oder Nützlichkeit Reſervate ein⸗ 
mal feſtgeſetzt, ſo haben die Ortsordinarien dafür zu ſorgen, 
daß ſie zur Kenntnis der Untergebenen in der geeignetſten 
Form gelangen; auch ſollen ſie die Losſprechungsvollmacht 
nicht jedermann und nicht bei jeder Gelegenheit erteilen 
Can. 899. Dieſe Vollmacht kommt zu a) nach Can. 401 § 1 
den Pönitenziaren der Dom- und Kollegiatkirchen 
ohne weiteres; b) den Dekanen durch dauernde Ver⸗ 
leihung Can. 899 § 2. Auch kann der Ortsordinarius den 
Dekanen die weitere Vollmacht verleihen, den Beicht⸗ 
vätern ihres Diſtriktes in einem dringlichen Falle auf ihre 
jedesmaligen Bitten hin die Vollmacht zu ſubdelegieren ibi. 
Freilich haben dabei die Beichtväter das Beichtgeheim⸗ 
nis getreu im Auge zu behalten, welches im engeren Kreiſe 
mehr gefährdet iſt Cann. 889; 890; 900 § 2. — Die Vollmacht 
kommt ferner zu: c) allen Pfarrern und Pfarramts⸗ 
inhabern während der öſterlichen Zeit, d) allen Miſſio⸗ 
nären zur Zeit der heiligen Miſſion Cann. 899 § 3; 1349. 
Letzteres dürfte wohl auch für die geiſtlichen Exerzitien 
gelten. 

VII. Aufhören des Sündenvorbehalts. Jeder Vor⸗ 
behalt verliert die verpflichtende Kraft: 1) bei Beichten von 
Kranken, welche das Haus nicht verlaſſen können, ſowie 
bei Brautbeichtenz; 2) ſooft der rechtmäßige Obere 
in einem beſtimmten Falle die Losſprechungsvollmacht ver⸗ 
weigert, oder ſooft die Vollmacht nach dem klugen Er⸗ 
meſſen des Beichtvaters vom Vorgeſetzten ohne ſchwere B e- 
läſtigung des Pönitenten oder ohne Verletzung des 
Beichtgeheimniſſes nicht erbeten werden kann; 
3) außerhalb des Gebietes des reſervierenden Obern, 
auch wenn das Beichtkind bloß zur Erlangung der Abſolution 
dasſelbe verlaſſen hat Can. 900. Man kann gewiß nicht ſagen, 
daß die Kirche engherzig in der Behandlung der Reſervate 
iſt. Eine Beläſtigung des Pönitenten dürfte auch dann ge⸗ 
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geben ſein, wenn es ihm ſchwer iſt bis zur Erlangung der Voll⸗ 
macht in der ſchweren Sünde zu verbleiben Can. 2254 $ 1. 


a) Der Katholik iſt an die Reſervate ſeines eigenen Gebietes nicht 
gebunden, wenn er außer dieſem die Beichte ablegt, und zwar auch „in 
traudem legis“, d. h. in der Abſicht, der Reſervation zu entgehen Can. 900 
§ 3. Er iſt aber ſtets an die Reſervate des Beichtortes gebunden; 
denn trotz der Cann. 897 und 14 5 1 n. 1 entſchied die CC. am 24. No⸗ 
vember 1920 (AAS. 12, 575) im Sinne des Can. 893 $ 1 für die Beſchrän⸗ 
kung. — b) Kennt der Beichtvater die Reſervation nicht oder über⸗ 
ſieht er ſie, ſo iſt der gut disponierte Pönitent, auch von der reſervierten 
Sünde, abſolviert Can. 900 n. 2. 


C. Empfänger des Bußſakramentes. 


Wir unterſcheiden fähige und verpflichtete Empfänger des 
Bußſakramentes. Die Verpflichtung kann entſpringen dem 
göttlichen oder dem Kirchengebot. Außer der Genugtuung 
kann dem Beichtkinde zuweilen eine Anzeigepflicht aufgelegt 
werden. 

I. Der fähige Empfänger des Bußſakramentes. Fähig 
iſt jener Chriſt, welcher nach der Taufe ſchwere oder läßliche 
Sünden begangen hat, die er auch tatſächlich durch Worte 
oder Zeichen zu bekennen imſtande iſt Cann. 901—903. 

Erläuterung: 1) Jeder Chriſt kann beichten, 
doch muß der getaufte Akatholik mit der Kirche ausgeſöhnt ſein 
Can. 731 § 2 (vgl. oben S. 17). — 2) Wer nach der Taufe 
nicht einmal eine einzige läßliche Sünde beging, kann die 
ſakramentale Losſprechung nicht empfangen. So konnte die 
ſeligſte Jungfrau Maria, welche kraft beſonderen Privi⸗ 
legs Gottes niemals auch nur eine läßliche Sünde be- 
ging Trid. sess. 6 en. 23, auch nicht das Sakrament der Buße 
empfangen. Ebenſo kann ein im Sterben Getaufter losge⸗ 
ſprochen werden, wenn er nicht nach der Taufe eine Sünde be⸗ 
geht. Wer ſeit der letzten Beicht keine Sünde begangen hat, 
kann nur dann gültig und erlaubt abſolviert werden, wenn er 
früher gebeichtete Sünden der Schlüſſelgewalt der Kirche 
noch einmal unterwirft. Denn „die durch die Schlüſſelgewalt 
der Kirche bereits direkt nachgelaſſenen ſchweren Sünden oder 
die läßlichen Sünden (überhaupt) ſind keine notwendige, aber 
eine genügende Materie des Bußſakramentes“ Can. 902. — 
3) Will der Chriſt losgeſprochen werden, ſo muß er beichten 
(eonfiteri) am beſten in Worten; im Notfalle genügen 
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auch Zeichen (Brief Leos J. „Sollieitudinis“ d. 11. Jun. 
452 P. -B. 147); wenigſtens muß das Verlangen zu beichten 
durch andere bezeugt ſein R. K. tit. 3 Cc. 1 n. 24. Eine 
andere Beichtmöglichkeit beſteht nicht; denn: Klemens VIII. 
hat 1602 den Satz verworfen: „Licere per litteras seu in- 
ternuntium, Confessario absenti peccata sacramentaliter 
confiteri, et ab eodem absente absolutionem obtinere“; 
vgl. jedoch „Handbuch“ 12 445. — Indes iſt die Beicht durch 
einen Dolmetſch gültig und, wenn Mißbräuche und Arger⸗ 
niſſe ferngehalten werden, auch erlaubt, doch nicht ge⸗ 
boten, darum auch nicht die materielle Vollſtändigkeit; 
der Dolmetſch iſt zum Beichtgeheimnis verpflichtet Cann. 903; 
889 § 2. — Auch iſt es jedem Pönitenten unbenommen, dem 
rechtmäßigen Beichtvater auch eines anderen Ritus ſeine 
Sünden zu bekennen Can. 905. Wie durch die Kommunion, 
ſo wird auch durch die Beicht nach einem anderen Ritus keine 
Ritusänderung herbeigeführt Can. 98 8 5. 


II. Der verpflichtete empfänger des Bußſakramentes. 
a) Göttliches Gebot. „Wer nach der Taufe ſchwere 
Sünden begangen hat, welche noch nicht durch die Schlüſſel— 
gewalt der Kirche direkt nachgelaſſen ſind, muß alle dieſe 
Sünden, ſoweit ſie ihm nach ſorgfältiger Gewiſſenserforſchung 
zum Bewußtſein kommen, beichten und jene Umſtände, welche 
die Art der Sünde ändern, in der Beichte darlegen“ Can. 901. 


Erläuterung: 1) Unter die göttliche Pflicht 
der Beicht fallen nicht: a) die läßlichen Sünden; b) die 
ſchweren Sünden, welche durch die Schlüſſelgewalt der Kirche 
bereits direkt nachgelaſſen ſind; e) die ſchweren Sünden, 
welche trotz ſorgfältiger Erforſchung der Kenntnis verbor⸗ 
gen bleiben. In letzterem Falle hat zwar der Beichtvater 
nachzuhelfen, aber mit großer Klugheit. Man könnte bei poſi⸗ 
tiven Geboten leicht den guten Glauben zerſtören und doch 
den Pönitenten nicht dahinbringen, daß er die Mahnung des 
Beichtvaters befolgt, S. Alfonsus in Theol. mor.: De 
Poenitentia n. 610. — 2) Dagegen fallen unter die Beicht⸗ 
pflicht die nach der Taufe begangenen ſchweren Sünden, 
welche überhaupt nicht oder nicht direkt durch die Schlüſſel⸗ 
gewalt der Kirche nachgelaſſen wurden Can 901. — Die 
ſchweren Sünden werden außerhalb der Beicht nach— 
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gelaſſen durch die vollkommene Reue (Liebe) mit 
dem Verlangen nach der Beicht Trid. sess. 14 c. 4; error 
Michaelis du Bay (Baii) 71. damnatus bulla P i i V. d. 1. Oct. 
1567 (D. B. n. 1071); dann indirekt in der Beicht, wenn 
die materielle Vollſtändigkeit nicht möglich iſt; val. 
S8. Poen. d. 6. Febr. 1915 (AAS. 7, 72; ME. 27, 113); Can. 903 
(Beicht durch einen Dolmetſch) uſw. In allen dieſen Fällen 
müſſen die indirekt nachgelaſſenen ſchweren Sünden der 
Schlüſſelgewalt der Kirche insgeſamt vorgelegt werden Can. 

901. Zur Vollſtändigkeit gehört es, daß bei der Beicht 
der ſchweren Sünden auch die Zahl („omnia quorum consci- 
entiam habeat“) und die Umſtände, welche die unterſte 
Art (species infima) ändern, error 24. damnatus ab Al e X- 
and ro VII. d. 24. Sept. 1665 (D.-B. n. 1124), dargelegt 
werden. 

b) Kirchengebot. „Jeder Gläubige beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts iſt, ſobald er zu den Unterſcheidungsjahren, d. h. zum 
Vernunftgebrauch gelangt iſt, verpflichtet, alle ſeine Sünden 
wenigſtens einmal im Jahre gewiſſenhaft zu beichten“ Can. 
906. Zur Erklärung dieſes ſeit 1215 beſtehenden Kirchen⸗ 

gebotes („Handbuch“ I? S. 100) ſei noch beigefügt, daß dieſe 
jährliche Beicht nicht notwendig beim Pfarrer abzulegen iſt; 
ſie kann bei jedem rechtmäßigen Beichtvater vollzogen werden 
und in jeder Kirche. Freilich ſind die Gelegenheiten, welche 
von den Pfarrſeelſorgern mit Beiziehung von anderen Beicht- 
vätern in den Pfarrkirchen geboten werden, nur freudig zu 
begrüßen. Dem göttlichen und kirchlichen Beichtgebote wird 
nicht genügt durch eine ſakrilegiſche oder durch eine 
freiwillig nichtige Beicht Can. 907; vgl. D.-B. n. 
1114. Sit dagegen die Beicht nicht frei willig nichtig 
und handelt es ſich um einen Nichtigkeitsgrund des reinen 
Kirchenrechts, ſo tritt nach dem jetzigen Rechte meiſtens die 
Kirche ergänzend ein, nämlich bei allgemeinem Irr⸗ 
tum Can. 209. 

Ein katholiſcher Chriſt beichtet bei einem Diakon, wiſſend 
daß der Beichthörende nicht Prieſter iſt. Die Beicht iſt freiwillig nichtig“; 
ſie genügt in keiner Weiſe. Beichtet derſelbe Katholik bei einem Prieſter, 
welcher die Beichtjurisdiktion nur vom Ortspfarrer hat, ſo iſt die 
Beicht gültig, wenn ein „allgemeiner Irrtum“ wirkliche Jurisdiktion bei 
dieſem Prieſter annimmt Can. 209, mag nun der beichtende Katholik den 
Fehler kennen oder nicht. — Wenn aber ein allgemeiner Irrtum nicht 
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vorhanden iſt und auch der beichtende Katholik den Fehler kennt, ſo iſt 
die Beicht „freiwillig nichtig“; fie gilt nicht als Oſterbeicht. Wenn da- 
gegen der Beichtende allein glaubt, der Prieſter ſei berechtigt, die All⸗ 
gemeinheit aber nicht, fo iſt die Beicht „unfreiwillig nichtig“, das Kür— 
chengebot iſt erfüllt. 

III. Die dem Beichtkinde obliegende Anzeigepflicht. 
Das kirchliche Geſetzbuch hebt eine doppelte Anzeigepflicht 
hervor; die erſte Anzeigepflicht richtet ſich gegen Kleriker 
und Religioſen, welche Mitglieder der Freimau⸗ 
rerei oder ähnlich gearteter Geſellſchaften ſind Can. 2336 
§ 2; die zweite gegen Prieſter, welche ſich ſchuldig machten 
der sollicitatio in confessione Cann. 904; 2368. 

„Ad normam constitutionum apostolicarum et nomina- 
tim constitutionis Benedieti XIV. Saeramentum 
Poenitentiae, 1. Iun. 1741, debet poenitens sacer- 
dotem, reum delieti sollicitationis in confessione, intra 
mensem denuntiare loci Ordinario, vel Sacrae Congregationi 
S. Offieii; et confessarius debet, graviter onerata eius con- 
scientia, de hoc onere poenitentem monere“ Can. 904. — 
„§1. Quisollieitationis erimen, de quo in can. 904, commise- 
rit, suspendatur a celebratione Missae et ab audiendis 
sacramentalibus confessionibus vel etiam pro delieti gravi- 
tate inhabilis ad ipsas excipiendas declaretur, privetur 
omnibus beneficiis, dignitatibus, voce activa et passiva, 
et inhabilis ad ea omnia declaretur, in casibus gravioribus 
degradationi quoque subiiciatur. — $ 2. Fidelis vero, qui 
scienter omiserit eum, a quo sollieitatus fuerit, intra mensem 
denuntiare contra praescriptum can. 904, incurrit in ex- 
communicationem latae sententiae nemini reservatam, non 
absolvendus nisi postquam obligationi satisfecerit aut se 
satisfacturum serio promiserit“ Can. 2368. 

Explieatio. Constitutiones Apostolicae inveniuntur citatae 
in notis Codieis quem publici iuris fecit Em. Petrus Card. Gasparri 
ad Cann. 904; 2368.*) Ex hisce Constitutionibus accuratiorem extraxi- 
mus hanc explicationem: Sacerdotes omnes sollicitan- 
tes ad turpia personas quas cun que occasione 
confessionisdenuntiandisuntInquisitorifidei. 

1° Sacerdotes, ergo non ceteri clerici, non laici: sacerdotes 


cuiuseunque status, dignitatis et cum vel absque (S. C. Ing. d. 11. Febr. 
1661 n. 5) iurisdietione comprehenduntur. 


9 Aloisius Desmet:, De absolutione complicis et sollicitatione“, 
1921. — Epitome II 186-196; III 565; 571; I 715 n. 18. 
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2° Sollicitare ad turpia significat uti aliquo signo 
externo sive turpi sive per se indifferenti quod cognoseitur adhibitum 
ad inducendam directe aliquam personam ut turpia perpetret. Eius- 
modi signa esse possunt: tactus, munera, laudes, colloquia sive trac- 
tatus, chartae sive epistolae (S. C. Ing. 1661 ad 1 um), imo huc per- 
tinet etiam consensus ad sollicitationem alterius personae ex- 
terne manifestatus etiam metu extortus, S. C. Ing. 1867 n. 2. et S. C. 
Ing. 1661 ad 9 um; aliter E i e h m a n n pag. 202, sed efr. Can. 6 nn. 2. 3. 
Dieitur qui cognoseitur sive ex ipso signo adhibito, sive ex 
facti circumstantiis signum praeeuntibus, eomitantibus, subsequenti- 
bus, e. gr. „si sacerdos dicat mulieri: Memento mei quia te 
ex corde diligo;... hoc melius puto explorandum ex eircum- 
stantiis“ (sc. num postea turpia tentata fuerint), S. Alphonsus 
in Theol. mor. De poenitentia n. 704. ubi invenies exempla rem ex- 
plicantia. Verum Ben. XIV. hue refert etiam casum quo sacerdos 
„illicitos et inhonestos sermones vel tractatus temerario ausu habeat“ 
absque intentione sollicitandi vel provocandi ad turpia. Ceterum 
mandans sollicitationem non cadit sub voce sollicitans, 
etsi sacerdos sit, S. C. Inq. 1661 n. 7. 

3° Dieitur personas quascunque; nihil enim interest 
utrum sint feminae an mares, utrum provectae an iunioris aetatis, dum- 
modo sint rationis capaces. In voce personas quas- 
cungque aliquid aliud exprimitur, sc. non requiritur ut sollieitetur 
persona poenitens ipsa, sed erimen verificari potest etiam in tertia 
persona; ergo crimen sollicitationis adest, sive prava sacerdotis intentio 
tendit ad turpia perpetranda inter ipsum et personam poenitentem, 
sive inter ipsum et personam tertiam, sive inter poenitentem et per- 
sonam tertiam, et etiam (quando casus aceidet) quando sacerdos solliei- 
tet aliquam personam ut turpia perpetret in se. 

4° Non quaecunque sollicitatio cuiuslibet personae facta a sacerdote 
denuntianda est, sed sollicitatio tantum in confessione (Can. 
904) vel oecasione confessionis i. e. iuxta bullas Gre- 
gorii XV. et Ben. XIV. „vel in actu sacramentalis confessionis 
vel ante vel immediate post confessionem vel occasione aut; praetextu 
confessionis vel etiam extra occasionem confessionis in confessionali 
sive in alio loco ad confessiones audiendas destinato aut electo cum 
simulatione audiendi ibidem confessionem“. Imprimis notetur semper 
hie agi de confessione, non de aliosacramento, velut baptismi, 
matrimonii ete. S. C. Inq. 1661 n. 10. — Ex terminis bullarum declaran- 
da sunt nonnulla: a) Quid sibi vult o s ione confessionis? 
Certe non est denuntiandus sacerdos „qui feminam in confessione 
(se. in petitione confessionis) dicentem se velle in erastinum confiteri, 
sollieitat, et a confessione dissuadet, dummodo sollieitatio fiat extra 
locum confessionis et absque praetextu confessionis“, S. C. Inq. 1661 n. 4. 
Idem probabiliter locum habet etiamsi confessionem non dissuadeat. — 
Quaeritur utrum sacerdos possit diei sollieitans oceasione con- 
fkessionis qui capta ex confessione proclivitatis poenitentis ad tur- 
pia notitia eum postea sollicitat? Nonnulli sacerdotem eiusmodi ex- 
eusant dicentes eum sollicitare non occasione confessionis, sed occasione 
notitiae captae in confessione. Nobis autem videtur contraria sen- 
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tentia omnino amplectenda; nam spiritus legis, amovendi sc. a con- 
fessione quae est actus maximae confidentiae, omne turpitudinis peri- 
culum, a fortiori requirit ut salva sit essentia sacramenti poeni- 
tentiae, nimirum peccatorum confessio. Ceterum ipsi rescriptum S. Poe- 
nitentiariae vidimus, in quo hie casus revera considerabatur uti ‘ca: 
dens sub lege;cfr. Gury (ed. Ratisbonensis) II n. 589. not. 4. — 
Et D' Annibale (in Comm. ad Const. Ap. Sed. n. 181. nota 13 fin.) 
testatur hanc esse praxim Congregationum Romanarum. Attamen 
morali certitudine poenitenti constare debet sacerdotem capta hac 
occasione sola sollieitasse; efr. Ferreres in Th. mor. II n. 697 
qui tamen poenitentem ab obligatione excusat quoties seipsum 
diffamare debeat. — b) Praeter relationem ad ipsam confessionen 
suffieit etiam relatio ad locum confessionis ita ut sollicitatio per- 
petrata vel in ipso confessionali vel in loco quocunque ubi 
confessiones excipi solent, etsi desit confessionale (Can. 910 $ 2) 
vel in loco quocunque, quem confessarius ad confessiones audiendas 
pro suo arbitrio elegit (etiam in agro), conjuncta cum sim u- 
latione saltem confessionis. Verum quidem est a nonnullis DD. 
verba „cum simulatione audiendi ibidem confessiones“ referri tantum 
ad locum electum, at rectius referuntur ad primum quoque (confessio- 
nale) et secundum (ubi solent excipi confessiones) locum. Hoc non 
obseure insinuatur a S. C. Inq. 1661 n. 15. Quaestioni enim „an sit 
denuntiandus confessarius, qui sedens in confessionario sollicitat mu- 
lierem stantem ante confessionarium, non simulando confessionem“, 
Patres „censuerunt opinionem negativam non carere sua proha- 
bilitate“. — Inter loca ubi exeipi solent confessiones, merito numeran- 
tur confessionalia monialium vel mulierum in communitate viventium 
quolibet modo constructa et quidem non solum pro ipsis monialibus etc., 
sed pro omnibus personis, S. C. Ing. d. 25. Nov. 1874 ad Episc. No La- 
num in nn. 13. — Notandum denique interpretem non com- 
prehendi sub voce sollicitantis occasione confessio- 
nis, S. C. Ing. 1661 n. 6. 


5° Sacerdos quilibet qui sollieitavit ad turpia personam quam- 
eunque occasione confessionis, 

a) denuntiandus est nulla habita ratione temporis 
quo perpetratum fuit crimen, Io ei ubi nunc habitat, divulgatio- 
mis sc. utrum crimen publicum, an occultissimum sit, tandem, vit ae 
talis sacerdotis sc. utrum poenitentia et optima conversatione 
quasi deletum sit erimen (S. C. Ing. 1661 n. 13.) an alia perpetraverit 
et iam denuntiatus sit ab aliis. Unus exeipitur casus, nimirum mort is. 


b) Denuntiare debent solae personae sollicitatae, 
non ceterae, quamvis certam habeant scientiam, Instr. S. Off. d. 20. Febr. 
1867 et Cann. 904 et 2368. „Et confessarius debet, graviter onerata 
eius conseientia, de hoc onere poenitentem monere“ Can. 904. Si quis 
fidelis scienter (Can. 2229 § 2, excusat ignorantia etiam crassa) omiserit 
hanc denuntiationem intra mensem, in excommunicationem J. s. in- 
currit nemini reservatam, non absolvendus nisi postquam obligationi 
satisfecerit aut serio promiserit se satisfacturum Can. 2368 § 2. Con- 
fessarius personae sollicitatae debet eam monere; hoc onus est grave 
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et perpetuum; at poenitentem bonae fidei in mortis periculo consti- 
tutum de quo probabiliter praevidet, monitionem cadere in irritum, 
non tenetur confessarius monere. — Obligatur persona sollicitata ad 
denuntiandum intra mensem a die scientiae obligationis certo 
cognitae vel si detinetur aliquo impedimento, a die sublati impedimenti. 
Potest enim poenitens impediri non solum impossibilitate physica 
(e. gr. amentia), sed etiam morali, sc. periculis in bonis famae, corporis, 
fortunae probabilibus. Cardinalis Albizi in libro De incon- 
stantia in fidesecribit: „Fuit resolutum 28. Iun. 1597, et 28. Febr. 
1598, et 15. Apr. 1612, quod quando mulier est nobilis et verecunda, 
nec potest induci ad deponendum, in Urbe (Romae) consulatur S. Congr. 
—Si vero extra urbem, consulatur Episcopus, vel Inquisitor; qui 
si habent difficultatem, consulant S. Congregationem; sin minus dent 
facultatem Confessariis absolvendi poenitentem, quae iustis de causis 
denuntiare recusat; quae tamen debet absolvi sub conditione, quod 
cessantibus causis, teneatur hoc facere, ac etiam non adire Confessarium, 
a quo fuit sollicitata.“ 

c) De modo implendi denuntiationem, obligationem satis gra- 
vem ac difficilem, optime loquitur Instructio S. C. Inq. d. 20. Febr. 1866: 
„6. Denuntiationes anonymae contra sollicitantes ad turpia nullam 
vim habent: denuntiationes enim fieri debent in iudicio, nempe coram 
Episcopo ejusve delegato cum interventu Ecelesiastiei viri, qui notarii 
partes teneat, et cum iuramento et cum expressione et subscriptione 
sui nominis, nec sufficit si fiat per apochas vel per literas sine nomine 
et cognomine auctoris. Ceterum prohibetur, ne in recipiendis denun- 
tiationibus praeter iudicem et notarium, virum utrumque ecclesiasticum, 
speciali et scripto exarata Episcopi deputatione munitum, testes inter- 
sint. Cavendum quoque ne ex denuntiantibus quaeratur, num sollici- 
tationi consenserint: et convenientissimum foret, si de hujusmodi con- 
sensu quantumvis sponte manifestato nihil notetur in tabulis.“ — 
Quando agitur de sacerdotibus regularibus sollieitantibus, non 
est Superior regularis cuiuscunque dignitatis qui excipiat denuntiatio- 
nem sollicitantis sacerdotis regularis, sed denuntiatio facienda est 
S. Officio aut locorum Ordinariis; plura de hac re in hoc opere „Hand- 
buch“ I? 297. 

„Denuntiationis onus est personale et ab ipsa persona sollicitata 
adimplendum. Verum si gravissimis difficultatibus impediatur, quo- 
minus hoc perficere ipsa possit, tunc vel per se, vel per epistolam, vel 
per aliam personam sibi benevisam suum adeat Ordinarium, vel Sanc- 
tam Sedem per Sacram Poenitentiariam, vel etiam per S. Officium 
expositis omnibus eircumstantiis et deinde se gerat juxta Instructionem 
quam erit acceptura. Si vero necessitas urgeat, se gerat iuxta consilia 
et monita sui Confessarii. Ast si nullo impedimento detenta denun- 
tiationem omnino renuat, in hoc casu aliisque supra memoratis lau- 
dandus Confessarius, qui operam suam poenitenti non dene- 
gaverit, et vel Ordinarium, vel Sanctam Sedem pro opportunis pro- 
videntiis consuluerit, suppresso tamen poenitentis nomine. Formulas 
autem hisce in casibus adhibendas tradunt probati auctores, quos 
inter Pignatelli tit. 1, consult. 104, Carena, Albi- 
tius etc.“ S. Okk. d. 20. Febr. 1866 n. 7; cfr. alteram Instructionem 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 10 
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eiusdem S. C. d. 6. Aug. 1897 (ME. X 1 p. 124) et Formulam brevem 
ME. I. 369. 

6° Poenae: a) in sacerdotem sollicitantem, modo ne 
sit absolvens complicem in peccato turpi, lat a e sententiae non ex- 
sistunt; ferendae sententiae poenae eum manentsuspens io a 
celebratione Missae et ab audiendis sacramentalibus confessionibus; de- 
claratio inhabilitatis ad confessiones excipiendas; privatio 
cuiuscunque benefieii, dignitatis, vocis; declaratio inhabilitatis ad ea 
omnia; degradatio (Can. 2305) Can. 2368 $ 1; — b) in confessarium 
qui personam sollieitatam monere negligit, nullae in Codice 
expressae; — c) in personam sollieitatam culpabiliter omitten tem 
denuntiationem excommunicatio latae sententiae nemini reservata. 

7 Procedendi modus stricte ordinatus est Instructioni- 
bus S. Officii d. 20. Febr. 1866; d. 20. Iul. 1890; d. 6. Aug. 1897 (ME. 1, 
364—68; XI, 124 sq.; Nota Cardinalis Gasparri ad Can. 904). — Si 
denuntiatio fit Ordinario loci i. e. Episcopo denuntiantis, hie 
se dirigere debet iuxta Instructionem eitatam d. 6. Aug. 1897, de qua 
excerpimus normas sequentes: a) Episcopus restringitur ad „dili- 
gentias circa denuntiatum et denuntiantes peragendas“; quibus 
peractis totam rem ad S. Officium transmittet. b) Primum ad se advo- 
cabit duos viros ecclesiasticos (i. e. sacerdotes), vel saltem viros omni 
exceptione maiores, qui testari possunt de persona denuntiante 
et excipiet eorum iudicium super veracitate et nexu ad sacerdotem de- 
nuntiatum (fama, veracitas, odium sive inimicitiae denuntiantis in 
sacerdotem denuntiatum). — Pariter aget cum persona denuntiante 
secunda, tertia etc. c) Eodem modo testes advocabit, qui testari possint 
circa eadem relate ad sacerdotem denuntiatum. — Si duo testes 
omnes et singulas personas bene norint, iidem sufficiunt neque alii ad- 
vocentur; nam res quam paucissimis patefacienda est. d) Quodsi duo 
non sufficiant, alii necessarii erunt examinandi, et ipsi obstrieti dupliei 
iuramento de veritate dicenda et silentio striete servando. Si personae 
denuntiantes vel sacerdos denuntiatus versentur in alia dioecesi, Epis- 
copus competens alium Ordinarium specialiter potest delegare ad „‚dili- 
gentias peragendas“. — Idem valet pro dioecesi propria. e) Collectas 
omnes testium depositiones mittet Episcopus competens quam primum 
et quam tutissime ad S. Officium, nullo adhibito in Urbe „Agente“ vel 
Expeditore. f) Iuramento duplici adnecti potest etiam comminatio ex- 
communicationis. — Sacerdotes iurant tacto pectore, laici et elerici 
sacerdotio inferiores tactis SS. Dei Evangeliis. g) „Cavetur soller- 
tissime, ne denuntiantium nomin a reo manifestentur, et ne sacra- 
mentale sigillum quoguomodo violetur“, S. Off. d. 20. Febr. 1866. 
h) Ulteriora a S. Officio providebuntur iuxta Instructionem S. Off. 
a. 1921 datam. i) Poenas supra nominatas (pag. 142) pro modo culpae 
Iudex irrogabit. 


D. Außere Umſtände der Beicht. 


Unter den „äußeren Umſtänden der Beicht“ verſteht 
man den Ort und die Zeit der Beicht, ſowie die liturgiſche 
Kleidung. 
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J. Ort Cann. 908—910. „Der eigentliche Ort für die 
ſakramentalen Beichten iſt die Kirche oder die öffentliche oder 
halböffentliche Kapelle“ Can. 908. „Der Beichtſtuhl zur Ab⸗ 
nahme der Beichten von Frauensperſonen ſoll ſtets aufgeſtellt 
werden an einem zugänglichen und ſichtbaren Orte, regel⸗ 
mäßig in der Kirche, in einer öffentlichen Kapelle oder in einer 
halböffentlichen für Frauensperſonen beſtimmten Kapelle“ 
Can. 909 § 1. „Der Beichtſtuhl ſoll mit einem feſten und 
enge durchlöcherten Gitter zwiſchen Beichtvater und Beicht- 
kind verſehen ſein“ ibi § 2. „Die Frauensperſonen ſollen nie- 
mals außerhalb des Beichtſtuhls beichtgehört werden, außer 
wegen Krankheit oder einer anderen wirklichen Notwendigkeit 
mit Anwendung der Vorſichtsmaßregeln, welche der Ordi— 
narius für zweckentſprechend hält ($ 1). Männerbeichten 
dürfen auch in Privatgemächern abgenommen werden ($ 2)“ 
Can. 910. 

Die Männerbeichten ſollen in der Kirche, und zwar im Beichtſtuhl, 
abgenommen werden; doch genügt jeder vernünftige Grund die Männer 
außerhalb des Beichtſtuhles und auch außerhalb der Kirche beichtzuhören, 
doch möge der Ort würdig und zugänglich fein R. R. tit. 3 c. 1 n. 7. 
Für die Frauenbeichten dagegen iſt Kirche, Beichtſtuhl und Beichtgitter, 
abgeſehen von Krankheiten und anderen Notfällen, vorgeſchrieben, welche 
Vorſichtsmaßregeln auch in den Miſſionsgegenden einzuhalten ſind 
A.-L. n. 549. Über die Beichtſtühle in Rom vgl. die Inſtruktion des 
Kardinalvikars Parocchi vom 9. Febr. 1898 (ME. X 2, 107). Indes 
iſt der Ort niemals eine Bedingung zur gültigen Abſolution, „Hand— 
buch“ Je 357. — „In der orientaliſchen Kirche wird in der Kirche 
oder (zumeiſt!) in der Wohnung des Prieſters gebeichtet. Beichtſtühle 
ſind wenig in Gebrauch; man kniet vor dem auf einem Stuhle ſitzenden 
Prieſter nieder. Zuweilen legt der Beichtvater dem Beichtenden bei der 
Losſprechung die Hände auf das Haupt“, Lübeck S. 168. 


II. Zeit. Weder im Kodex noch im Römiſchen Rituale 
iſt eine Zeit für die Abnahme der Beichten beſtimmt. In 
der Tat iſt kein liturgiſcher Tag vom Beicht⸗ 
hören ausgenommen, auch nicht der Karfreitag, im Gegen⸗ 
teil wird an dieſem Tage von den Pönitenziaren in Rom, 
an ihrer Spitze vom Großpönitenziar, Gelegenheit zur hei⸗ 
ligen Beicht gegeben. — An ſich iſt keine Nachtſtun de 
für das Beichthören verboten. Doch beachte der Prieſter 
auch hier die Regeln der Ordnung und der Geſundheit. Des⸗ 
halb ſoll er das Beichtvateramt, ſobald das Tageslicht verſagt, 
nur im gut beleuchteten Beichtſtuhle ausüben und womög⸗ 
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lich in Gegenwart von Zeugen, Instructio Pastoralis E y- 
stettensis® (1902) n. 272. 


III. Liturgiſche Kleidung. „Superpelliceo, et stola vio- 
lacei coloris utatur, prout tempus, vel locorum feret consue- 
tudo.“ Zwar iſt die liturgiſche Kleidung beim Beichtſitzen 
nicht unter Sünde vorgeſchrieben 8. R. C. d. 12. Iul. 1892 
n. 3784 ad 1, allein dieſe Kleidung ermutigt den Pönitenten 
und verleiht dem Prieſter amtliches Anſehen. Darum wird er 
nicht beichthören, ohne wenigſtens die Stola, das Abzeichen 
ſeiner Vollmacht, zu tragen, ähnlich dem weltlichen Richter, 
der im richterlichen Ornat, das Haupt mit dem Barett bedeckt, 
den Richterſpruch fällt. — Beichttuch und Birett kann mit 
Nutzen gebraucht werden; vgl. Kunz Chriſtian: „Zelebrant“ 
Art. 22 S. 194 f. 


§ 14. die Abläſſe. 

I. Begriff. Ablaß iſt „eine Nachlaſſung zeitlicher Sünden⸗ 
ſtrafen vor Gott für die der Schuld nach bereits getilgten 
Sünden, welche die Kirchengewalt aus dem Schatze der Kirche 
gewährt, und zwar für die Lebenden in der Form der Los⸗ 
ſprechung, für die Verſtorbenen in der Form der Fürbitte“. 
Schon die richtige Erkenntnis muß den gläubigen Chriſten 
beſtimmen, „ſie hoch zu werten“ Can. 911; vgl. Stutz U.: 
„Geiſt des C. I. C.“ (1918) S. 145. 

1) Das grundlegende Beiſpiel für die Ablaßgewährung finden wir 
im 2 Kor 2, 5—11; vgl. Joh 5, 14; Mk 2, 5—11. Der blutſchänderiſche 
Korinther war „dem Satan übergeben worden zum Untergang des 
Fleiſches, auf daß ſein Geiſt gerettet werde am Tage unſers Herrn Jeſu 
Chriſti“ (1 Kor 5, 5). Nunmehr läßt ihm Paulus die noch übrige Buße 
nach wegen der Fürbitte der Korinther, und zwar abweſend, in der Perſon 
Chriſti (2 Kor 2, 10). Es handelt ſich nicht um die Schuld der Sünde, 
Paulus iſt ja abweſend, ſondern um die Strafe (Exkommunikation), 
welche nicht nur äußerlich, ſondern vor Gott (in persona Christi) er⸗ 
laſſen wird. Von Anfang der Kirche bis ungefähr zur Mitte des vierten 
Jahrhunderts war die häufigſte Ablaßerteilung der Nachlaß der Buß⸗ 
zeit für die Büßer auf Grund der Friedensbriefe der Martyrer und Be⸗ 
kenner, Tertullian: De pudieitia c. 22; Cyprian: Ep. 13 n. 2: 
der Nachlaß galt, ſo nahm man an, auch „beim Herrn“. — In der 
zweiten Periode wurde in ähnlicher Weiſe die Bußzeit abgekürzt oder 
es erfolgten die Umwandlungen der großen Bußſtrafen in leichtere, in 
Werke der Barmherzigkeit, Wallfahrten, beſonders nach Rom. — Vom 
Beginn der Kreuzzüge an (3. Periode) erteilten die Päpſte für diejenigen, 
welche zur Eroberung des Heiligen Landes oder im Kampfe 
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gegen die Häretiker (Albigenſer uſw.) die Waffen ergriffen, einen 
vollkommenen Ablaß. Im Jahre 1300 ſchrieb Papſt Bonifaz VIII. 
den Jubiläumsablaß aus. Honorius III. hat zuerſt 
einen unvollkommenen Ablaß verliehen bei Gelegenheit einer Heilig— 
ſprechung, wie berichtet wird. San dini A.: „Vitae Pontificum” 
pag. 400. — 2) Die Begriffsbeſtimmung des Kodex im Can. 911 ſchafft 
große Klarheit in manchen ſtrittigen Fragen der Vorzeit: a) Der Aus⸗ 
druck „a poena et a culpa“, welcher früher von den „Quäſtoren“, nicht 
vom Apoſtoliſchen Stuhl gebraucht wurde, kann nur bedeuten: Der Ab- 
laß, welcher von Beicht und Kommunion begleitet iſt, ſchafft durch die 
Beicht Nachlaß der Sünden, durch den Ablaß Nachlaß der zeitlichen Sün- 
denſtrafen „remissio temporalis poenae pro peccatis jam deletis“, 
Ben. XIV. in Syn. I. 13 c. 18 n. 7. — b) Manche Theologen behaupteten 
(auch Bannwart gebraucht im Enchiridion!! des Denzinger 
1911 den Ausdruck: Effectus: delentur peccata occulta 761 sq.), 
durch den Ablaß werden läßliche Sünden nachgelaſſen; doch Papſt Be— 
nedikt XIV. nennt dieſe Meinung „ſehr zweifelhaft, welche in keinem 
Zuſammenhang mit den gefunden Grundſätzen der Theologie ſtehe“ e. 1. — 
3) Die Abläſſe werden gewährt aus dem „Schatze der Kirche, 
thesaurus Eeclesiae“, d. h. aus der Sammlung der unendlichen Ver- 
dienſte des göttlichen Heilandes, dann aus den Verdienſten ſeines my⸗ 
ſtiſchen Leibes, der Kirche, insbeſondere der ſeligſten Gottesgebärerin 
Maria und der übrigen Heiligen, Papſt Klemens VI. in c. 2 Xvag. 
com. De poenitentiis (V 9), ein Schatz, der beruht auf der „Gemeinſchaft 
der Heiligen“ Joh 15, 5. — Während die Lebenden den Ablaß in Form 
der Losſprechung erlangen, wird er den Verſtorbenen im Fegfeuer durch 
Fürbitte zugewendet (per modum suffragii). — Von der überreichen 
Literatur ſeien hervorgehoben Papſt Benedikt XIV. in Syn. 
J. 13 c. 18; Beringer⸗Hilgers⸗Steinen -S. J. „Die Abläſſe, 
ihr Weſen und Gebrauch“! Is (1921); Nikolaus Paulus: Geſchichte 
des Ablaſſes im Mittelalter bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts (1923) 
u. a.; Hergenröther⸗Hollweck: Kirchenrecht? S. 658 ff.; Säg- 
müller J. B.: Kirchenrechts II § 118 mit reichſter Literaturangabe. — 
— Quellen: 91136; 75; 239 § 1 nn. 5. 11. 25; 274 n. 2; 349 52 n. 2; 
1166 $ 3; 1388; 2262 f 1; 2327. 

II. Einteilung. Man unterjcheidet 1) nach dem Ber- 
leiher päpſtliche und nicht päpſtliche Abläſſe 
Can. 913; 2) nach dem Umfang der Verleihung voll ko m- 
mene und un vollkommene Can. 926; erſtere ge⸗ 
währen vom Standpunkte der Kirche aus die Nachlaſſung 
aller zeitlichen Sündenſtrafen; ferner in Abläſſe, welche 
den Verſtorbenen zu wendbar oder nicht zuwendbar 
ſind Can. 913 n. 2; 3) nach dem unmittelbaren Vermittler 
des Ablaſſes in perſönliche, örtliche und Ding 
lich e (indulgentiae personales, locales, reales). 4) Beſondere 
Abläſſe find: a) der Ablaß des Altarprivilegs; b) der 
Sterbeablaß; c) der Jubiläumsablaß. 
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III. Träger der Ablaßverleihungsgewalt. 1) Der erſte 
und hauptſächlichſte Träger dieſer Gewalt iſt der Pa pſt, 
„dem die Verwaltung des geſamten Kirchenſchatzes von 
Chriſtus dem Herrn anvertraut iſt“; andere ordentliche 
Träger werden im Rechte feſtgeſetzt Can. 912. Zu dieſen ge⸗ 
hören: a) die Kardinäle Can. 239 $ 1 un. 5. 24; b) die 
Erzbiſchöfe Can. 274 n. 2; c) die Biſchöfe 349 § 2 n. 2. 

a) Jeder Kardinal, Erzbiſchof und Biſchof, welcher eine Kirche oder 
einen Altar konſekriert, kann auch außer ſeinem Jurisdiktionsgebiet einen 
Ablaß von einem Jahre verleihen, jenen, welche am Tage der Kon⸗ 
ſekration die Kirche oder den Altar beſuchen; einen Ablaß von 200 Tagen 
(Kardinal), 100 Tagen (Erzbiſchof) oder 50 u (Biſchof) für den 
Jahrestag der Konſekration Can. 1166 $ 3. — b) Die Kar di⸗ 
mäle haben hinſichtlich der Abläſſe drei Vollmachten: a) die Vollmacht 
einen Ablaß von 200 Tagen zu verleihen, der in der ganzen Kirche nur 
von den Anweſenden, der jedoch „toties quoties“, das iſt mit jeder Wieder⸗ 
holung des aufgelegten Werkes, gewonnen werden kann in den Gebieten 
oder Anſtalten ihrer Jurisdiktion oder ihrer Schutzherrlichkeit („pro- 
tectionis“; vgl. Can. 499 $ 2), und zwar von den dieſer Jurisdiktion oder 
Schutzherrlichkeit untergebenen Perſonen Can. 239 $ 1 n. 2. 4; 6) die 
Vollmacht, Devotionsgegenſtände zu weihen („solo erueis signo“), dieſen 
die päpſtlichen Abläſſe dadurch zu erteilen und Skapuliere aufzulegen 
ohne die Pflicht der Einſchreibung ibi n. 5; ebenſo mit einer einzigen 
Segnung Kreuzwege zu errichten und Kruzifixe mit Kreuzwegabläſſen 
zu verſehen ibi n. 6:5) jene Abläſſe, welche an den Beſuch einer Kirche uſw. 
des gegenwärtigen Aufenthaltsortes geknüpft ſind, durch Beſuch der 
eigenen Hauskapelle zu gewinnen (dies gilt auch für die Hausgenoſſen 
„kfamiliares“ der Kardinäle) ibi n. 11. — e) Die Erzbiſchöfe können 
in ihrem Diözefan- und Metropolitanſprengel einen Ablaß von 100 Tagen 
verleihen Can. 274 n. 2. — d) Die Biſchöfe haben das Recht, in ihrem 
Gebiete einen Ablaß von 50 Tagen zu gewähren Can. 349 § 2 n. 2 


Die Gewalt der Ablaßverleihungsträger unter dem 
Papſte iſt an folgende Einſchrän kungen geknüpft: 
a) Sie können die Abläſſe nur perſönlich gewähren; durch einen 
Stellvertreter nur mit ausdrücklicher Erlaubnis des Apoſto⸗ 
liſchen Stuhles. b) Ihre Abläſſe ſind den Ver ſtorbenen 
nicht zuwendbar. c) Wurde eine Sache, eine Andachtsübung 
oder eine organiſche Vereinigung („sodalitium“ Can. 707 § 1) 
vom Apoſtoliſchen Stuhle oder von einem anderen kirchlichen 
Würdenträger mit Abläſſen bereichert, ſo können keine neuen 
Abläſſe angefügt werden ohne neue Bedingungen Can. 913; 
vgl. Can. 933. 


Die eben genannten Abläſſe können den Berttorbenen mit beſon⸗ 
derer Bewilligung des Apoſtoliſchen Stuhles zugewendet werden, 
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vgl. Vollmachten der Nunzien n. 28, der Miſſionsvorſteher 8. C. de Pr. 
F. III n. 39. (Epitome I nn. 715 8d). 

2) „Den Päpſtlichen Segen mit vollkom⸗ 
menem Abl aß können die Biſchöfe nach der vorgejchrie- 
benen Form in ihrem Bistum zweimal im Jahre erteilen: 
am Oſterfeſte und an einem anderen von ihnen zu bezeich- 
nenden Hochfeſte; — die Abte oder Prälaten mit eigenem 
Gebiete, die Apoſtoliſchen Vikare und Präfekten können dies, 
auch wenn ſie der biſchöflichen Würde entbehren, einmal an 
einem der höchſten Feſte im Jahre“ Can. 914. „Die Regu⸗ 
laren, welche das Privileg haben, den Päpſtlichen Segen 
zu erteilen, ſind nicht nur gehalten, die vorgeſchriebene Form 
genau zu beobachten, ſondern können dieſes Vorrecht nur in 
ihren Kirchen und in den Kirchen der Kloſterfrauen oder 
Tertiaren, die ihrem Orden rechtmäßig angeſchloſſen ſind, 
ausüben; doch nicht am ſelben Tag und Ort, an dem der 
Biſchof ihn erteilt“ Can. 915. 

a) Die Vollmacht, den Päpſtlichen Segen mit vollkommenem Ab- 
laſſe zu erteilen, erhielten die Biſchöfe und einige andere Prälaten durch 
das Apoſtoliſche Schreiben „Inechaustum indulgentiarum'' des Papſtes 
Klemens XIII. vom 3. September 1762 (D. Auth. S. C. Indulg. 
pag. 456—61). Die Gewährung durch den Kodex hat zwar nicht die 
Form geändert, allein einige Umſtände, nämlich 1) der Biſchof muß nicht 
notwendig das feierliche Amt ſelbſt halten; es genügt, wenn er beiwohnt 
(„etiamsi as titerint tantum’’ Can. 914); 2) die Verleſung der päpſtlichen 
Vollmacht fällt weg; 3) in der Schlußverleſung fällt die Berufung auf 
die päpſtliche Bevollmächtigung weg, weshalb der lateiniſche Text lautet: 
Rvdmus Dominus, Dominus N., Dei et Apostolicae Sedis gratia, huius 
Sanctae N. Ecclesiae Antis tes, Summi Pontificis nomine, dat et con- 
ceditete. Die Erzbiſchöfe und jene Biſchöfe, welche das Recht des Pal⸗ 
lium haben, müſſen dieſes bei der Erteilung des Päpſtlichen Segens 
tragen, wenn ſie es im vorausgegangenen Pontifikalamte getragen haben 
S. R. C. d. 23. Febr. 1884 in Neapolitana n. 3605. — b) Aus dem Texte 
des Can. 914 kann erſchloſſen werden, daß die übrigen Prälaten, welche 
nicht Reſidenzbiſchöfe ſind, nur im Anſchluſſe an das von ihnen zelebrierte 
Amt den Päpſtlichen Segen erteilen können. — c) Die Regularen können 
den Päpſtlichen Segen mit vollkommenem Ablaß erteilen auf Grund 
der Konſt. Exemplis Praedecessorum d. 19. Mart. 1748 Benedikts XIV. 
nur außerhalb der Meſſe, mit Superpelliz und Stola bekleidet, nach der 
Formel des R. R. tit. 8 c. 32. Verboten iſt ihnen nur, den Päpſtlichen 
Segen am ſelben Tag und am ſelben Orte zu erteilen. Darum können 
ſie ihn erteilen am Oſtermontag in der Biſchofsſtadt oder am Oſter⸗ 
ſonntag außerhalb der Biſchofsſtadt. 


3) Das Altarprivileg. „Alle Biſchöfe, Abte 
oder Prälaten mit Eigengebiet, Apoſtoliſche Vikare und Prä⸗ 
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fekten und höheren Obern der exempten Klerikalgenoſſen⸗ 
ſchaften (Can. 488) können einen Altar als privilegierten 
zum täglichen ewigen Gebrauch (altare privilegiatum quo- 
tidianum perpetuum) bezeichnen und erklären, vorausgeſetzt, 
daß nicht ſchon ein anderer vorhanden iſt, in ihren Dom⸗, 
Abtei⸗, Kollegiat⸗, Konvent⸗, Pfarr⸗ und Miſſionspfarr⸗ 
kirchen, nicht aber in den öffentlichen oder halböffentlichen 
Kapellen, außer dieſe ſind mit den Pfarrkirchen geeint oder 
dieſen dienſtbar (subsidiaria)“ Can. 916. — Am Allerſeelen⸗ 
tage erfreuen ſich alle Meſſen des Altarprivilegs Can. 917 81. 
Während des vierzigſtündigen Gebetes ſind alle Altäre der 
betreffenden Kirche privilegiert ibi $ 2. — Der privilegierte 
Altar iſt kenntlich zu machen durch die Worte Alt are 
privilegiatum mit Beifügung der Zeit, ob immer 
oder auf eine beſtimmte Zeit, ob täglich oder nicht, je nach den 
Verleihungsworten Can. 918 § 1. Für die Darbringung der 
Meſſe an einem privilegierten Altare kann wegen des Privi⸗ 
legs kein höheres Stipendium gefordert werden ibi $ 2. 


Erläuterung. 1) Nur die Biſchöfe und die übrigen im 
Can. 916 genannten Würdenträger, nicht ihre Stellvertreter, können 
einen Altar als privilegierten bezeichnen, vgl. 8. C. Indulg. in Gratiano- 
politana d. 24. Maii 1843. — 2) Ein Altar kann als privilegierter be⸗ 
zeichnet werden, und zwar ſoll dieſer, womöglich, ein fejter Altar 
(altare fixum) ſein, wie die Ablaßkongregation am 27. Nov. 1764 für 
Wlocla we k (Wlozlawsk) entſchied. Indes kann nach dem Kodexrecht 
der Ablaß auch an einen Altar mit einem Tragſtein (altare portatile) 
geknüpft werden Can. 1197 $ 2; vgl. Can. 1165 8$ 3, 5; Regensburger 
BD. vom 19. Dez. 1919 (VO Bl. 1920 S. 6). — 3) Unter „ecclesiae 
paroeciales, quasiparoeciales“ verſteht man zunächſt die Hauptkirche 
der Pfarrei oder der Miſſionspfarrei (Can. 216 § 3). Doch darf man dieſe 
Ausdrücke ausdehnen auf jene Kirchen der Pfarrei, welche mit dem 
Rechte von Pfarrkirchen anderen Pfarrkirchen zugeteilt ſind (aeque 
principaliter unitae), dann auf jene Filialkirchen, wo der Pfarrer die ge⸗ 
wöhnlichen Pfarrfunktionen in eigener Perſon oder durch einen Hilfs- 
prieſte r (Kuratbenefiziat, Expoſitus, Kooperator, Kaplan uſw.) ausübt 
S. C. Indulg. d. 30. Ian. 1760 in Wormatien. ad 3, ja ſogar auf die Not⸗ 
kirchen (Betſäle), wo der Pfarrer jene Pfarrfunktionen ausübt ibi ad 4; dieſes 
gilt auch von den öffentlichen und halböffentlichen Kapellen, welche zur 
Pfarrſeelſorge mit den Pfarrfunktionen benutzt werden („ecelesiae 
paroeciali unita seu eiusdem subsidiaria“ Can. 916); vgl. S. C. Indulg. 
in Wladislavien. d. 27. Nov. 1764 ad 2. — 4) In einer Dom- oder Abtei⸗ 
oder Kloſterkirche, welche zugleich Pfarrkirche iſt, kann nur ein Altar 
als privilegierter bezeichnet werden, Dekret der Ablaßkongregation vom 
10. Sept. 1781; dagegen könnte vom Apoſtoliſchen Stuhle ein zweiter 
Altar in einer Pfarrkirche, z. B. für eine Bruderſchaft, privilegiert ſein 
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oder werden S. C. Indulg. in Curien. d. 14. Febr. 1761. — 5) Das Altar⸗ 
privileg kann auch perſönlich fein, jo daß ein Prieſter an beſtimmten 
Tagen oder jeden Tag ſo zelebrieren kann, als feierte er die Meſſe an 
einem privilegierten Altare Can. 917 8 1, dies gilt an Allerſeelen. Durch 
päpſtliche Bewilligungen können ſolche Privilegien erlangt werden. Der 
Apoſtoliſche Stuhl hat jenen Prieſtern, welche den „heroiſchen Liebes— 
akt“ erweckt haben, das tägliche Vorrecht des Altarprivilegs gewährt, 
Beringer: „Die Abläſſe“ C. 56. — 6) Durch das Altarprivileg kann, 
was die kirchliche Verleihung betrifft, eine Seele des voll- 
kommenen Ablaſſes teilhaft werden, der ihre ſofortige Befreiung aus 
den Peinen des Fegfeuers bewirkt. Indes frägt es ſich, ob der Ablaß 
tatſächlich gewonnen wird, der dann der fraglichen Seele nur fürbitt⸗ 
weiſe zugewendet werden kann Can. 911. Man beachte folgende 
Regeln: a) Man kann nur jener Seele den Ablaß zuwenden, für die man 
die heilige Meſſe lieſt. b) Man kann nur einer Seele den Ablaß zu- 
wenden, wenn auch die Meßintention mehrere umfaßt. c) Der Prieſter 
mußte in ſchwarzen Paramenten zelebrieren, ſo oft es die Rubriken 
erlauben; indes wurde hier durch Dekret der Ritenkongregation vom 
19. Febr. 1913 (ME. 26, 358) die Milderung geſchaffen, daß die Gültig⸗ 
keit des Altarprivilegs durch die Leſung einer Votiv- oder Tagesmeſſe, 
wenn es die Rubriken erlauben, nicht beeinflußt wird. 


IV. Umſtände der Ablaßverleihung. Cann. 919—924. 
Die Abläſſe können unter gewiſſen Umſtänden, welche Per⸗ 
ſonen, Zeiten oder Orte betreffen, vom Apoſtoliſchen Stuhle 
verliehen werden. Wir müſſen dieſe drei Geſichtspunkte 
näher würdigen. . 


A. Perſonen. 1) „Neue Abläſſe, welche den Kirchen 
auch der eigentlichen Ordensleute verliehen wurden, dürfen 
nicht veröffentlicht werden ohne Vorwiſſen des Ortsordinarius, 
außer fie jind in Rom bereits promulgiert“ Can. 919 8 1. 

Alle bis zum 19. Mai 1918 von Kirchen beſeſſenen Abläſſe werden 
durch Can. 919 $ 1 nicht berührt; von den neuen Abläſſen aber die⸗ 
jenigen nicht, welche in Rom promulgiert find, d. h. welche in den AAS. 
(Can. 9) veröffentlicht wurden. Eine ſonſtige Veröffentlichung der Ab⸗ 
läſſe in Rom genügt nicht; denn a) der Ausdruck lautet für Rom „pro- 
mulgatae“, nicht „pervulgatae“; b) den Zweifeln wäre ſonſt Tür und 
Tor geöffnet. Die Benachrichtigung des Ortsordinarius iſt notwendig 
bei allen Kirchen, welche Abläſſe erlangen, Dom⸗, Kollegiat- oder Kloſter⸗ 
kirchen (auch exempten). 

2) Veröffentlichung der Abläſſe im 
Druck Cann. 919 § 2; 1388. Druckwerke irgend welcher 
Perſonen, in welchen Ablaßverleihungen enthalten ſind, be⸗ 
dürfen ſtets der kirchlichen Erlaubnis. Die ausdrückliche Er⸗ 
laubnis des Apoſtoliſchen Stuhles iſt bei Druck⸗ 
legung in jeder Sprache notwendig: a) für amtliche Samm— 
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lungen (colleetiones authenticae) von Gebeten und guten 
Werken, mit denen der Apoſtoliſche Stuhl Abläſſe verknüpft 
hat; b) für Verzeichniſſe (elenchi) der päpſtlichen Abläſſe; 
c) für Zuſammenſtellungen (summaria) von Abläſſen, welche 
niemals, obwohl ſchon geſammelt, die kirchliche Beſtätigung 
erhielten oder die neuerdings aus verſchiedenen Bewilli⸗ 
gungen geſammelt werden ſollen Can. 1388 § 2. — Sonſt 
iſt für jede Veröffentlichung von Abläſſen im Drucke (libri 
omnes, summaria, libelli, folia ete.“) die Erlaubnis des Orts⸗ 
ordinarius vonnöten Cann. 1388 $ 1; 919 § 2. Jene „sum- 
maria, Verzeichniſſe“, welche nur Abläſſe zuſammenſtellen, 
unterliegen der Pflicht päpſtlicher Beſtätigung, andere Ver⸗ 
zeichniſſe, welche Ablaßbewilligungen mit Quellenangaben 
(Breve, Reſkript, Verzeichnis des Apoſtoliſchen Stuhles) ent⸗ 
halten, der biſchöflichen SC. Indulg. d. 22. Ian. 1858 in Pe- 
trocoren.; SC. Indicis d. 17. Nov. 1897 (ME. XI. 195). 

3) Päpſtliche Ablaßbewilligungen für 
alle. „Wer vom Heiligen Vater Ablaßbewilligung 
für alle Gläubigen erlangt hat, iſt verpflichtet, unter Strafe 
der Nichtigkeit für die erlangte Gnade, die amtlichen Urkunden 
dieſer Bewilligungen der heiligen Pönitenziarie zu über⸗ 
geben“ Can. 920. 8 

So merkwürdig dieſe Beſtimmung erſcheint, iſt ſie doch von großer 
Weisheit diktiert: es ſollen dadurch alle unechten, übertriebenen, apo⸗ 
gryphen Abläſſe beſeitigt werden. Wie früher das heilige Offizium, ſo 
wacht jetzt die heilige Pönitenziarie über das Ablaßweſen Can. 258 8 2. 
Soll nun der Beweis einer allgemeinen Ablaßbewilligung mög⸗ 
lich ſein, ſo muß dieſer Römiſche Gerichtshof amtlich davon wiſſen. Bei 
mündlichen Bewilligungen (vivae vocis oraculo) oder bei Be- 
willigungen für einzelne Perſonen oder Klaſſen iſt dieſe Anzeige bei der 
Pönitenziarie nicht vorgeſchrieben. Freilich haben rein mündliche 
(oretenus) Bewilligungen nur Bedeutung für das Gewiſſensforum 
Can. 79. Kardinäle könnten im äußeren Forum eine rein mündliche 
Gnade bezeugen Can. 239 § 1 n. 17. Der Papſt kann ja auch dieſem 
Kanon derogieren, aber dieſes wird niemals präſumiert. 

B. Die Zeit bei Ablaßverleihung Cann. 
921—923. 1) Unter Feſten des Herrn oder der ſeligſten 
Jungfrau Maria verſteht man bei der Bewilligung von 
vollkommenen Abläſſen nur die imallgemeinen 
Kalendarium verzeichneten Feſte Can. 92 § 1. Dieſes Kalen⸗ 
darium findet ſich in jedem Bande der neueſten römiſchen 
Breviere. — 2) Für die vollkommenen und teilweiſen Abläſſen 
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gelten als Apoſteltage nur ihre „Geburtstage“ (festa natalia) 
für den Himmel Can. 921 § 2. Dieſe eigentlichen oder Haupt⸗ 
feſte der Apoſtel findet man im Brevier zuſammengeſtellt 
unter den „Duplicia Jet II classis et maiora primari a“. 
Wir rechnen zu den Apoſteltagen hier auch die Feſte der 
heiligen Evangeliſten Markus (25. April) und Lukas (18. Okt.) 
und des heiligen Apoſtels Barnabas (11. Juni); anders bei 
den Tagen für die Biſchofsweihe, Handbuch 12 131. — 
3) „Indulgentia plenaria quotidiana, täglicher 
vollkommener Ablaß“ bedeutet einen vollkommenen Ablaß, 
welcher durch den Beſuch einer Kirche oder eines öffentlichen 
Oratoriums (Can. 1188) einmal im Jahre, jedoch an jedem 
beliebigen Tage, von den einzelnen Gläubigen gewonnen 
werden kann; freilich kann im Dekret auch anders beſtimmt 
ſein. Eine ſolche Verleihung wird ſtändig oder zeit- 
weilig gegeben Can. 921 § 3. — 4) Verlegung. Sind 
Abläſſe an beſtimmte Feſte geknüpft oder an öffentliche An⸗ 
dachten bzw. Novenen, Septenarien oder Triduen, welche 
vor oder nach einem Feſte oder auch während deſſen Oktave 
verrichtet werden, ſo gelten ſie mit der rechtmäßigen Ver⸗ 
legung des Feſtes unter folgenden Bedingungen auch als 
verlegt: a) wenn die Verlegung des Feſtes, welches keine 
äußere Feier beſitzt, nach Brevier und Meſſe beſtändig ver— 
legt wird; b) wenn die Feier und äußere Begehung entweder 
zeitweilig oder für immer verlegt wird Can. 922. — 5) Be⸗ 
rechnung des Ablaßtages. „Der Beſuch einer 
Kirche oder Kapelle, welcher für die Gewinnung des an einen 
Tag geknüpften Ablaſſes erfordert iſt, kann gemacht werden 
vom Mittag des Vortages bis Mitternacht, welche den Ablaß⸗ 
tag ſchließt“ Can. 923. 

Die Verlegung der äußeren Feier und Begehung dürfte allgemein 
faſt nicht mehr vorkommen, da Mariä Verkündigung aus der Reihe der 
kirchlichen Feſte verſchwunden iſt Can. 1247 $ 1; bei Patrozinien wäre 
dieſes möglich ibi $ 2. Für den Allerſeelentag, 2. November, hat Papſt 
Pius X. ſ. A. am 25. Juni 1914 den Toties-quoties-Ablaß, welcher 
nur den armen Seelen zugewendet werden kann, verliehen (ME. 26, 244). 
Derſelbe kann gewonnen werden am 1. November vom Mittag an bis 
zum Beginn des 9. November. Trifft am 2. November ein Feſt erſter 
Klaſſe, z. B. St. Juſtus in Trieſt, oder ein Sonntag, ſo wird Allerſeelen 
auf den 3. November verlegt bzw. auf den 4., wenn der 3. durch ein Feſt 
erſter Klaſſe bereits beſetzt iſt, wie in der Diözeſe Urgel durch das Feſt des 
heiligen Biſchofs Hermengaud. Da hier nicht nur Meſſe und Brevier, 
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ſondern auch die äußere Begehung (celebratio externa) verlegt wird, ſo 
folgt der Ablaß der Verlegung auf den 3. bzw. 4. November 8. Off. d. 
13. (14.) Dec. 1916 (AAS. 8, 179). Sit mit dem Patronsfeſte des heiligen 
Rupert (27. März) ein Ablaß verbunden, ſo wird der Ablaß 1932 am 
Oſterfeſt, nicht am 6. April gewonnen, dagegen werden die mit dem 
Mariä⸗Verkündigungs⸗Feſte verknüpften Abläſſe am 5. April, nicht am 
Karfreitag (25. März) gewonnen S. Poen. d. 18. Febr. 1921 (AAS.13, 165). 


C. Ort der Ablaßverleihung. Abläſſe, die 
auf einer Kirche ruhen, welche von Grund aus zerſtört wird, 
gehen verloren, wenn ſeit der Zerſtörung bereits fünfzig volle 
Jahre verſtrichen ſind. Wurde die Kirche nicht ganz zerſtört 
oder wurde ſie, wenn ganz zerſtört, unter demſelben Titel 
(Heilige, Geheimniſſe) und am gleichen oder faſt gleichen Orte 
innerhalb fünfzig (nicht vierzig wie bei den ſonſtigen Privi⸗ 
legien Can. 75) wieder aufgebaut, ſo gehen die Abläſſe nicht 
verloren Can. 924 § 1. — Die mit Roſenkränzen und anderen 
Dingen verbundenen Abläſſe gehen nur dann verloren, wenn 
die Roſenkränze uſw. vollſtändig zu ſein aufhören oder wenn 
ſie verkauft werden Can. 924 § 2. S. Poen. d. 18. Febr. 
1921 n. II (AAS. 13, 164). 

Dieſer Can. 924 bringt ungemein große Erleichterungen. Iſt ein 
Ablaß einer Kirche verliehen, ſo bleibt der Ablaß, ſo lange die Kirche 
wenigſtens in den Grundmauern noch beſteht, mögen auch die Wände 
eingeſtürzt oder die Kirche zu profanen Zwecken ſelbſt auf Anordnung 
des Ortsordinarius verwendet (Can. 1170) oder durch Verbrechen ver⸗ 
letzt ſein (Can. 1172). Die Kirche St. Salvator am Fuße des Oberhauſes 
(Paſſau) wurde 1803 ſäkulariſiert, 1840 von Biſchof Heinrich zurück⸗ 
gekauft und reſtauriert, 1861 neu konſekriert. Keiner der Abläſſe dieſer 
Kirche iſt verloren gegangen. Die Kapelle des heiligen Laurentius in B. 
wurde 1875 abgetragen und ungefähr an der gleichen Stelle die Kirche 
St. Barbara erbaut, wobei St. Laurentius zweiter Patron wurde. Die 
etwaigen Abläſſe ſind der Kirche wahrſcheinlich erhalten geblieben, doch 
iſt nicht jeder Zweifel ausgeſchloſſen wegen Veränderung des titulus. — 
Die auf Roſenkränze, Kreuze, Kruzifixe, Standbilder, Medaillen uſw. 
verliehenen Abläſſe bleiben, außer dieſe Dinge hören vollſtändig auf zu 
ſein („eum porsus desinant esse“). Der Verkauf der Abläſſe mit 
den Gegenſtänden wäre ſimoniſtiſch Can. 727 § 1. Der Verkauf der mit 
Abläſſen verſehenen Gegenſtände bewirkt ſtets den Verluſt der 
Abläſſe, wenn auch jeder ſimoniſtiſche Gedanke ferne war Can. 924 $ 2. 


V. Die Ablaßgewinnung Cann. 925—36; 239 $ 1 n. 11; 
2262 $ 1; 2327. Die allgemeinen Erforderniſſe zur Gewin⸗ 
nung der Abläſſe ſind die Taufe; die Freiheit von Exkommuni⸗ 
kation, der Stand der Gnade; das Untergebenenverhältnis 
gegenüber dem Verleiher. Zur tatſächlichen Gewinnung 
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aber müſſen vorhanden ſein die richtige Meinung und die Er⸗ 
füllung der auferlegten Bedingungen Can. 925. 

1) Die Taufe verleiht die Kirchenmitgliedſchaft und 
darum auch die Möglichkeit, Nachlaſſung der Sündenſtrafen 
durch die Kirchengewalt zu erlangen Can. 911. Freilich dürfte 
hier, da es ſich um Vorteile des Gewiſſens handelt, die 
Begierde⸗ und Bluttaufe genügen, jo daß alſo Katechumenen, 
welche durch vollkommene Liebe im Stande der Gnade ſind, 
Abläſſe gewinnen können, welche den Empfang der Sakra⸗ 
mente nicht erheiſchen. Auch eine fürbittweiſe Zuwendung 
der Abläſſe an Seelen, welche als Katechumenen ſtarben, 
dürfte demnach erlaubt ſein. 

2) Der Exkommunizierte wird nicht teilhaft 
der heiligen Abläſſe Cann. 2262 § 1; 925 § 1. Darum könnte 
ein getaufter Akatholik, welcher guten Glaubens iſt, Abläſſe 
gewinnen. 

3) Der Stand der Gnade it wenigſtens beim letzten 
guten Werke notwendig Can. 925 § 1. Freilich wenn zu den 
auferlegten Werken Beicht und Kommunion gehört, ſo wird 
der Gnadenſtand nach der Abſolution und bei der heiligen 
Kommunion verlangt (Cann. 861; 907), auch wenn dieſe 
Werke nicht die letzten ſind. 

4) Der Ablaßgewinner muß Untertan des Ver⸗ 
leihers ſein. Dies Erfordernis iſt beim Heiligen Vater ſtets 
gegeben; beim Biſchof wird es näher in Can. 927 erklärt: 
„Die von einem Biſchofe verliehenen Abläſſe können ge⸗ 
winnen ſeine Untergebenen auch außer ſeinem Gebiete; 
innerhalb desſelben auch die Fremden, Wohnſitzloſen und 
alle Exempten, außer die Verleihung würde anders lauten.“ 
Die Vollmacht der Kardinäle (Can. 239 § 1 u. 24) haben 
wir ſchon oben (S. 150) gewürdigt. 

5) Die Meinung, welche für die Gewinnung der 
Abläſſe notwendig iſt, muß ſein entweder die beſondere oder 
wenigſtens die allgemeine, ſie zu gewinnen Can. 
925 § 2. Dieſe „intentio saltem generalis“ kann ſich auf 
mehrere Abläſſe beziehen und kann die Abläſſe in ihrem ganzen 
Umfange umſchließen. Sicherlich hat der heilige Leonar⸗ 
dus a Porto Maurizio recht, wenn er empfiehlt, beim täg⸗ 
lichen Morgengebete die Intention zu machen, alle möglichen 
Abläſſe dieſes Tages zu gewinnen. | 
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6) Die vorgeſchriebenen Werke müſſen zu gehöriger 
Zeit und in der rechten Weiſe verrichtet werden Can. 925 $ 2. 
a) Beicht und Kommunion. Die etwa vorge⸗ 
ſchriebene Beicht kann am Tage des Ablaſſes abgelegt 
werden oder acht Tage vorher oder ſieben nachher. Die 
heilige Kommunion kann am Vortage, am Tage ſelbſt 
und während der folgenden Oktave empfangen werden 
Can. 931 § 1. Werden Abläſſe gewährt für fromme U bun⸗ 
gen, die drei Tage, eine Woche uſw. dauern, ſo kann Beicht 
und Kommunion auch geſchehen innerhalb der Oktave, welche, 
auf die Vollendung dieſer Übung folgt ibi § 2. „Chriſtgläubige, 
welche die Gewohnheit haben (abgeſehen von einer recht⸗ 
mäßigen Verhinderung) entweder wenigſtens zweimal im 
Monat zur heiligen Beicht zu gehen oder die heilige Kom⸗ 
munion im Stande der Gnade und mit richtiger frommer 
Meinung täglich zu empfangen, wenn ſie auch ein- oder zwei⸗ 
mal in der Woche davon fern bleiben, können alle Abläſſe 
auch ohne die ſonſt vorgeſchriebene Beicht gewinnen, außer 
die Jubelabläſſe des ordentlichen, außerordentlichen oder 
nachgebildeten Jubiläums (iubilaei ad instar)“ ibi $ 3. 
Beicht und Kommunion können nach einem Ablaßfeſte, z. B. Por⸗ 
tiunkula, oder nach mehrtägigen frommen Übungen, z. B. Exerzitien, 
auch innerhalb der ganzen Oktav verrichtet werden, d. h. volle acht Tage 
hindurch, vom Ablaßtage gerechnet mit Einſchluß desſelben. Da nämlich 
der Kodex keine Beſtimmung des Begriffs „Octava, Oktave“ gibt, müſſen 
wir uns an die liturgiſchen Geſetze halten Can. 31. Die heilige 
Kommunion kann am Vigiltage („pervigilium“) empfangen werden 
d. h. am natürlichen und liturgiſchen Vortage, alſo bei einem Ablaſſe, 
der mit dem Allerheiligenfeſte verknüpft iſt, im Jahre 1926 am 31. und 
30. Oktober. — Wer wenigſtens zweimal im Monate beichtet, kann alle 
Abläſſe gewinnen, vollkommene und unvollkommene, einfache und 
wiederholbare, natürlich muß er der geforderten Kommunion genügen, 
auch wenn die beſonders vorgeſchriebene Beicht nicht abgelegt wird; 
desgleichen wer wenigſtens fünfmal in der Woche kommuniziert. — Die 
Gewinnung ſämtlicher Jubiläumsabläſſe macht die beſondere Beicht und 
Kommunion ſtets notwendig, mag es ſich um ein wirkliches Jubiläum 
handeln, z. B. 1900, oder um ein nachgebildetes („ad instar“), wie es die 
Enzyklika „Ad diem illum“ d. 2. Febr. 1904 ankündigte (ME. 15, 540). 
b) „Durch ein Werk, welches geſetzlich oder vorſchrifts⸗ 
mäßig verpflichtet, kann ein Ablaß nicht gewonnen werden, 
außer es wurde bei der Verleihung ausdrücklich anders be⸗ 
ſtimmt. Wer aber ein mit Abläſſen verſehenes Buß werk 
verrichtet, kann zugleich der Buße genügen und den Ablaß 
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gewinnen“ Can. 932. — „Einer und derſelben Sache, einem 
und demſelben Orte können aus mehreren Titeln Abläſſe ver⸗ 
knüpft werden“, aber durch ein einziges Werk kann nur einer 
der verknüpften Abläſſe (nach Meinung) gewonnen werden, 
außer es handelt ſich um Beicht oder Kommunion, oder es 
beſteht eine gegenteilige ausdrückliche Verfügung Can. 933, 
z. B. die monita Pii PP. XI. d. 17. Febr. 1922 n. 4 (AAS. 14, 
394). 

a) Das Ablaßwerk muß frei fein, d. h. es darf nicht ſchon gebunden 
ſein durch Geſetz oder Vorſchrift. Ein Majoriſt kann alſo durch Bre— 
viergebet keinen Ablaß gewinnen, auch dann nicht, wenn er neben⸗ 
ſächliche Bedingungen des Ablaſſes frei vollzieht. Die verpflichtete 
Sonntagsmeſſe oder das pflichtgemäße Falten iſt kein Werk 
zur Gewinnung von Abläſſen, außer es wäre ausdrücklich das Gegen⸗ 
teil beſtimmt. Indes ſcheint die Oſterbeicht und Oſterkommunion eine 
gute Grundlage zu ſein auch zur Gewinnung eines einfallenden Ablaſſes; 
vgl. Can. 933. — Eine begrüßenswerte Ausnahme von dieſer Regel 
bilden die Buß werke. Iſt ein Bußwerk mit einem vollkommenen 
oder unvollkommenen Ablaß verbunden, ſo genügt die Verrichtung dem 
Bußwerk und der Ablaßgewinnung. „Mein Jeſus, Barmherzigkeit!“ 
kann Bußwerk fein, das jo oft man es verrichtet, 100 Tage Ablaß ver⸗ 
mittelt (Ber inge rio S. 112); vgl. „Anima Christi“ S. 142; „En 
ego“ (S. 150) uſw. — b) Ein Ort, ein Gegenſtand kann Träger 
mehrerer Abläſſe ſein. Ein Roſenkranz kann z. B. mit den Apoſtoliſchen 
Abläſſen verſehen fein (S. Okk. d. 5. Sept. 1914 ME. 26, 485 sq.), er kann 
aber auch die „Kreuzherrn-Abläſſe“ (indulgentiae a PP. Crucigeris vo- 
catae, AAS. 11, 20) tragen. Ein Kruzifix kann den Sterbeablaß und zu⸗ 
gleich die Stationsabläſſe vermitteln (AAS. 11, 20—21). Es können alſo 
mehrere Titel auf einem Gegenſtande oder Orte ruhen; doch müſſen für 
den betreffenden Ablaß die eigenen Werke (abgeſehen von Beicht und 
Kommunion) eigens verrichtet werden. 


Gebete als Ablaßwerke Can. 934. „Wenn ein Gebet 
nach Meinung des Papſtes vorgeſchrieben iſt, ſo genügt ein 
bloß innerliches Gebet (‚oratio tantum mentalis‘), 
nicht“, alſo nicht eine bloße Betrachtung. „Das mündliche 
Gebet aber wird entweder genau vorgeſchrieben oder dem 
Ermeſſen der Gläubigen“ überlaſſen Can. 934 § 1. Wird 
ein beſonderes Gebet bezeichnet, ſo iſt die Gewinnung des 
Ablaſſes möglich durch die Verrichtung dieſes Gebetes in jeg⸗ 
licher Sprache, nur muß die Genauigkeit der Überſetzung 
durch die Erklärung der heiligen Pönitenziarie oder eines 
Ortsordinarius des fraglichen Sprachgebietes feſtſtehen. 
Jede Beifügung, Weglaſſung oder Einſchiebung bewirkt den 
vollſtändigen Verluſt der Abläſſe Can. 934 § 2. „Zur Ablaß⸗ 
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gewinnung reicht es hin, das Gebet abwechſelnd mit einem 
Gefährten zu verrichten oder dem von einem anderen ver⸗ 
richteten Gebete im Geiſte zu folgen“ ibi $ 3. 


Stellen wir uns die Grundſätze über die Ablaßgebete kurz vor 
Augen: 1) Ein rein geiſtiges Gebet reicht zur Gewinnung der 
Abläſſe nicht. Dieſer Grundſatz kennt drei Ausnahmen: a) beim 
mündlichen Gebete eines Vorbeters Can. 934 $ 3; b) bei der An⸗ 
rufung des heiligſten Namens Jeſus in der Todesſtunde zur Gewinnung 
des Sterbeablaſſes, wenn die mündliche Anrufung unmöglich 
iſt S. C. Indulg. in Dublinen. d. 22. Sept. 1892 (A88. 25, 315; ME. VIII I;) 
c) bei den Gebeten der Stummen uſw. Can. 936. — 2) Das vorge⸗ 
ſchriebene beſondere Gebet kann in der lateiniſchen oder in ſonſt 
irgendeiner Sprache verrichtet werden, wenn nur die Überſetzung 
getreu iſt. — 3) Jede Veränderung des Ablaßgebetes gefährdet 
die Ablaßge winnung; indes können die Geheimniſſe des heiligen Roſen⸗ 
kranzes nach „Jeſus“ eingeſchaltet werden ohne Gefährdung der Abläſſe 
S. Poen. d. 22. Ian. 1921 (AAS. 13, 163). — 4) Das abwechſelnde 
und vorbetende Gebet genügt zur Erlangung des Ablaſſe s. — 
5) Iſt kein beſtimmtes mündliches Gebet vorgeſchrieben, ſo genügt 
jedes mündliche Gebet nach dem Ermeſſen der Gläubigen („oratio 
vocalis poterit arbitrio fidelium deligi“). Frühere Anfragen bei der 
Ablaßkongregation wollten genau wiſſen, ob fünf Vaterunſer und 
fünf Ave genügen zur Gewinnung von Abläſſen, bei welchen nur ein 
Gebet nach Meinung des Heiligen Vaters verlangt wird, oder ob gar 
ein Vaterunſer und ein Ave hinreichend ſeien. Die heilige Kongregation 
antwortete unverrückt: „Preces requisitae . .. sunt ad uniuscuiusque 
fidelis libitum, nisi peculiariter assignentur“ in Briocen. d. 29. Mart. 
1841; d. 13. Sept. 1888 ad II (ME. V 2, 268). Jedes mündliche Gebet, 
alſo auch ein Vaterunſer genügt zur Gewinnung des Ablaſſes; 
vgl. Bremer H. S. I., in der Ger Q.⸗S. 1919 (72.) S. 586—591. 
Daraus ergibt ſich mit größter Deutlichkeit, daß es bei der Gewinnung 
der Abläſſe nicht auf das „Wieviel“, ſondern auf das „Wie“ ankommt; 
vgl. Can. 926; vgl. Epitome II n. 220. 


Die Umwandlung der Ablaßwerke geſchieht durch 
das Recht (a jure) und durch den Beichtvater (ab 
homine). a) Stumme können die mit Gebeten verbun⸗ 
denen Abläſſe gewinnen, wenn ſie bei öffentlichen 
Gebeten Geiſt und Herz zu Gott erheben im Anſchluß an die 
andern Gläubigen, welche am gleichen Orte Gebete ver- 
richten, oder bei Privatgebeten, wenn ſie dieſelben im 
Geiſte überdenken oder durch Zeichen kundgeben oder auch 
nur mit den Augen durchgehen Can. 936. Tau bſtumme 
ſind auf die letztere Gebetsübung angewieſen; ebenſo Tau b- 
ſtummblinde, nur daß bei ihnen die Augen durch den 
Taſtſinn erſetzt werden. — b) Sonſtigen Verhinderten kann 
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der Beichtvater die auferlegten Werke in andere u m- 
wandeln Can 935. 

Stumme ſtehen noch mit den vier Sinnen in Verbindung mit der 
Außenwelt. Taubſtummen führt das Licht die Gedanken der Außenwelt 
zu. Die Taubſtummenblinden dagegen hielt man früher für 
ausgeſchloſſen aus dem Geiſterverkehr der Menſchheit; darum glaubt 
ihnen St. Alfons die heilige Kommunion verweigern zu müſſen 
Theol. mor.: De Euch. n. 303 nach den Erfahrungen ſeiner Zeit. Indes 
hat das 19. Jahrhundert uns gelehrt, daß auch ſolche Perſonen bildungs⸗ 
fähig ſind, oft in hohem Grade; vgl. Helene Keller, geb. 27. Juni 
1880 in Tuscumbia (Alabama), mit neunzehn Monaten taub und blind, 
1908 Schriftſtellerin in Wrentham (Maſſachuſetts); vgl. Genſel: „Die 
Wahrheit über H. K.“ 1909. E. W. M. von Olfers: Paftoralmedizin? 
(1893) berichtet einen älteren Fall aus Boſton S. 116. — Martha Ob⸗ 
recht, welche mit dreieinhalb Jahren taubſtummblind wurde, und 
Marie Heurtin, welche das dreifache Gebrechen von Geburt 
aus hatte, wurden beide in der klöſterlichen Taubſtummenanſtalt Barnay 
(Poitiers) von Ordensſchweſtern zu reger Geiſtestätigkeit erzogen, vgl. 
die ausgezeichnete „Apologie des Chriſtentums“ von Duilhé de 
Saint⸗Projet, deutſch von C. Braig S. 465 ff. — Sollte ein 
Katholik in irgendeine r Weiſe behindert ſein, die vorgeſchriebenen 
Werke zu verrichten, ſo beſitzt er an ſeinem Beichtvater den Vertreter der 
Kirche, der eine Um wandlung im inneren Forum (nicht nur bei 
der Beicht Can. 202 § 2) vornehmen kann; eine Dispensgewalt wird ihm 
nicht eingeräumt, vgl. Can. 1314. 

Auch hinſichtlich des Kirchenbeſuches hat der 
Kodex eine Erleichterung geſchaffen. Wird zur Gewinnung 
von Abläſſen zwar ein Kirchenbeſuch im allgemeinen vorge— 
ſchrieben, jedoch die Kirche nicht bezeichnet, jo können gemilje 
Gläubige beiderlei Geſchlechts an Stelle einer Kirche oder 
öffentlichen Kapelle die Kapelle ihres eigenen 
Hauſes beſuchen, vorausgeſetzt, daß ſie dort der Sonn⸗ 
tagspflicht rechtmäßig genügen können. Natürlich müſſen 
die übrigen Werke vorſchriftsmäßig geleiſtet werden. Zu 
dieſen Gläubigen gehören; a) die Kardinäle und Bi⸗ 
ihöfe ſamt ihren Hausgenoſſen Cann. 239 § 1 n. 11; 
349 § 1 n. 1; b) alle Perſonen, welche in den mit Genehmi⸗ 
gung des Ordinarius errichteten Häuſern ohne Kirche oder 
ohne Kapelle zum Zwecke des Strebens nach Vollkommen⸗ 
heit, des Unterrichts oder der Erziehung, endlich auch der 
Geſundheit ein gemeinſames Leben führen; e) alle Perſonen, 
welche zur Bedienung der eben Genannten ſich dort auf— 
halten Can. 929. ; 

Der Ablaß am Allerſeelentage (8. Off. d. 25. Tun. 1914 
ME. 26, 244) kann in den Oratorien dieſer Kommunitäten gewonnen 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 11 
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werden, einmal weil die meiſten der angeführten Oratorien oratoria 
semipublica ſind, dann weil hier der Kirchenbeſuch ganz allgemein vor⸗ 
geſchrieben wird. — Der Portiunkulaablaß dagegen muß von den Orts⸗ 
ordinarien eigens auf dieſe Kapellen ausgedehnt werden; der Grund 
liegt darin, daß beim Portiunkulaablaß beſtimmte Kirchen vorgeſchrieben 
ſind; vgl. 8. Off. d. 26. Maii 1911 (ME. 23, 152). Dem Sonntagsgebot 
kann genügt werden in allen halböffentlichen Kapellen Can. 1793. 

7) Umfang der Ablaßge winnung. Drei 
Kanones geben Aufſchluß über die Ausdehnung, in welcher 
Abläſſe gewonnen werden können. a) Bei Gewinnung der 
Abläſſe kommt es neben der genauen Vollziehung der Werke 
auf die Seelenbeſchaffenheit vor allem an. Iſt 
ein vollkommener Ablaß zur Gewinnung ausgeſetzt und 
fehlt es an keiner der beiden Vorausſetzungen (opera; dispo- 
sitio), ſo wird er auch gewonnen. Doch die Kirche geht in 
ihrer Güte noch weiter. „Der vollkommene Ablaß gilt ſtets 
in der Weiſe verliehen, daß, wenn jemand ihn auch nicht 
vollkommen gewinnen kann, er ihn doch teilweiſe gewinnt 
nach dem Grade der Herzenswürdigkeit (dispositio)“ Can. 
926. — bp) Wird ein vollkommener Ablaß für die jedes⸗ 
malige Verrichtung des Werkes gewährt, ſo nennt man 
ihn Toties-quoties-Ablaß. Wenn jedoch dieſe Gewährung 
nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, ſo kann der vollkommene 
Ablaß nur einmal am Tage gewonnen werden trotz der Wider⸗ 
holung der vorgeschriebenen Werke, der un vollkommene 
dagegen mit jeder Wiederholung des Werkes, alſo auch öfter 
am gleichen Tag, abgeſehen von einer gegenteiligen aus⸗ 
drücklichen Verfügung Can. 928. — c) „Wer Abläſſe gewinnt, 
kann ſie lebenden Mitmenſchen nicht zuwenden; die 
vom Papſte verliehenen Abläſſe ſind den armen Seelen 
zuwendbar, wenn nicht das Gegenteil feſtſteht“ Can. 930. 
Andere Verleiher können Abläſſe für Verſtorbene nicht 
ohne beſondere Vollmacht verleihen Can. 913 n. 2. Der 
Toties-quoties-Ablaß von Allerſeelen kann nur den 
armen Seelen zugewendet werden S. Off. d. 25. Tun. 1914 
(ME. 26, 244). 

Das Gebet „Anima Christi“ vermittelt folgende Abläſſe: a) 300 
Tage; b) 7 Jahre nach der heiligen Kommunion; c) Vollkommener 
Ablaß bei täglicher Abbetung einmal im Monate (Beringer S. 143). 
Der unvollkommene Ablaß von 300 Tagen kann mit jeder Verrichtung 
gewonnen werden Can. 928 § 2. Der unvollkommene Ablaß von 7 Jahren 
könnte an ſich auch jedesmal gewonnen werden, doch hindert die gegen— 
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teilige Beſtimmung, fußend auf der Bedingung des vorausgehenden 
Meßopfers (Kommunion). Darum glauben wir, daß bei zweimaliger 
Kommunion (Andachtskommunion und Wegzehrung Can. 858 $ 1; Bi- 
nierung) dieſer Ablaß auch zweimal an einem Tage gewonnen werden 
kann. — Der monatliche vollkommene Ablaß kann nur einmal gewonnen 
werden Can. 928 $ 1. Papſt Benedikt XV. ſ. A. hat durch das Breve 
„Constat“ d. 16. Apr. 1921 den „Portiunkulaablaß“ ſo er⸗ 
weitert, daß er durch jedesmaligen reumütigen Beſuch der Portiunkula— 
kapelle zu Aſſiſi täglich gewonnen werden kann; bei Vorhandenſein 
ſchwerer Sünden muß die Beicht abgelegt ſein (448. 13, 298). 


8) Beſtrafung von Mißbräuchen Can. 2327. 
„Wer aus Abläſſen Gewinn zieht, verfällt der dem Apoſto— 
liſchen Stuhle einfach vorbehaltenen Exkommunikation.“ 
S. Pii V. Const. „uam plenum“ d. 2. Ian. 1569; vgl. 
Can. 918 § 2. Dieſe Zenſur tritt nur dann ein, wenn die Tat 
vollbracht iſt „certa pecunia soluta“, jagt Pius V. Der böſe 
Wille genügt zum Eintritt der Strafe noch nicht (ME. 1, 79; 
Eichmann Ed.: „Das Strafrecht des CIC.“ § 33 S. 144). 


§ 15. die letzte Glung. 

Quellen: lac. 5, 14—15; Cann. 937-947; 397 n. 3; 
462 n. 3; 514; 735; vgl. Kern Josephus: De sacramento 
extremae unctionis tractatus dogmaticus (Fr. Pustet, 
Ratisbonae 1907). 

Der Kodex behandelt dieſes Sakrament in drei Kapiteln 
(denen Can. 937 über Materie und Form vorausgeſchickt 
wird): I. Vom Spender; II. vom Empfänger; III. von den 
Riten der letzten Olung; eine Einteilung, welcher wir uns 
anſchließen. 


A. Der Spender der letzten Olung. 


J. Gültige Spendung. „Dieſes Sakrament ſpendet 
gültig jeder Prieſter und nur der Prieſter“; vgl. In⸗ 
nozenz J. in ſeinem Brief an Dezentius von Gubbio vom 
19. März 416. Damit iſt jeder Nichtprieſter (Diakon, Kleriker, 
Laie, vgl. Kern S. 242—46) ausgeſchloſſen; Trid. sess. 14 
en. 4. Wenn in morgenländiſchen Kirchen dieſes Sakrament 
gewöhnlich von mehreren Prieſtern (ſieben, drei, zwei) ge⸗ 
ſpendet wird, ſo beweiſt dieſe Handlungsweiſe nichts gegen 
die Spendung durch einen Prieſter; denn auch nach der 
Praxis des Morgenlandes genügt im Notfalle ein Prieſter 
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(C. Ralli: Ilsoi T@v wvomoiov Tijs ,o zal Tod 
 ebgelatov. Ey Anju -e 1905 p. 113 s.) und auch in der 
lateiniſchen Kirche können mehrere Prieſter die heilige Olung 
zugleich erteilen R. R. t. 5 c. 2 n. 7 („per impositionem 
manuumnostra rum“). 

Wenn Papſt Innozenz J. an Dezentius ſchreibt: „Sancto oleo 
chrismatis ab episcopo confeeto non solum sacerdotibus, sed et o m n i- 
bus uti Christianis licet in sua aut in suorum necessitate un- 
gendo“ (D.-B. n. 99), fo enthält das keine Schwierigkeit, da man ja das 
Krankenöl in alter Zeit nicht nur als Sakrament, ſondern auch als Sakra⸗ 
mentale gebrauchte, wie ſchon aus den Worten „in sua necessitate“ 
erhellt. a 

II. Erlaubte Spendung. „Ordentlicher Spender iſt der 
Pfarrer des Ortes, an welchem der Kranke ſich befindet“ 
Cann. 938 § 2; 462 n. 3. Ordentliche Spender ſind außerdem 
jene Prieſter, welche berechtigt ſind, gewiſſen exempten Per⸗ 
ſonen die heilige Wegzehrung zu ſpenden (S. 106), und zwar 
mit Ausſchluß des Pfarrers. — „In einem Notfall oder mit 
Erlaubnis des berechtigten Pfarrers oder Ortsordinarius 
kann jeder Prieſter dieſes Sakrament ſpenden“. Dieſe Er⸗ 
laubnis ſoll ausdrücklich fein oder wenigſtens auf einer b e- 
gründeten Vorausſetzung beruhen Can. 938 $ 2. Wer 
ſich ohne einen ſolchen vernünftigen Grund in dieſes Pfarr⸗ 
recht (Can. 462 n. 3) eindrängt, ſündigt ſchwer; indes iſt die 
Exkommunikation (Konſt. Ap. Sedis d. 12. Oct. 1869 el. II 
n. 14), welche Regularen traf, aus dem Rechte verſchwunden 
Can. 6 n. 6. Was hier von der Erlaubnis des Pfarrers geſagt 
iſt, gilt in gleicher Weiſe von den ſonſtigen ordentlichen Spen⸗ 
dern (oben S. 106). 


III. Pflicht der Spendung Can. 939. „Den ordentlichen 
Spender (auch die S. 105 genannten) trifft die Gerechtig⸗ 
keitspflicht, dieſes Sakrament in eigener Perſon oder durch 
einen anderen zu ſpenden; im Notfalle obliegt die Liebes⸗ 
pflicht einem jeden Prieſter“. 


B. Empfänger der letzten Olung. 

J. Der gültige Empfang. „Die letzte Olung 
kann nur einem Gläubigen geſpendet werden, welcher nach 
Erlangung des Vernunftgebrauches wegen Krankheit oder 
Altersſchwäche in Todesgefahr ſchwebt“ Can. 940 $ 1, falls 
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er das Sakrament in derſelben Todesgefahr noch nicht emp- 
fangen hat ibi § 2. 

1) Wer nicht getauft ift, kann die heilige Olung nicht 
empfangen. Vom erlaubten Empfang iſt ausgeſchloſſen ein 
jeder Häretiker oder Schismatiker, welcher ſich nicht mit der 
heiligen Kirche ausgeſöhnt hat (oben S. 18). Auch die Ex— 
kommunizierten (Can. 2260 § 1), Interdizierten (Can. 2275 
n. 2) und Unbußfertigen, welche in einer offenkundigen Tod- 
ſünde hartnäckig verharren, können erlaubterweiſe dieſes 
Sakrament nicht empfangen; beſteht hier ein Zweifel, ſo 
werde es bedingungsweiſe geſpendet Can. 942. 

Die Propagandakongregation hat am 10. Mai 1898 erklärt, daß die 
notoriſchen Mitglieder der Geheimgeſellſchaft „Old Fellows“ die Sakra⸗ 
mente nicht empfangen können, insbeſondere nicht die letzte Olung (ME. 
X 2,1%). Dieſelbe Entſcheidung dürfte für ähnliche Geheimgeſellſchaften 
gelten. — Die Bedingung, welche bei zweifelhaft Unbußfertigen beige 
fügt werden muß, iſt „Si capax es“ d. h. „Wenn du den Anforderungen 
der Kirche entſprichſt“, nicht „Si dispositus es“ = „Wenn du im Gnaden⸗ 
ſtande biſt“; denn die letztere Bedingung würde das „Wiederaufleben, 
die reviviscentia“ dieſes Sakramentes bei eintretender un vollkommener 
Reue unmöglich machen. Be 

2) Zum gültigen Empfang der letzten Olung gehört der 
Vernunftgebrauch Can. 940 § 1. Hat der Kranke 
niemals den Vernunftgebrauch erreicht, ſo wäre der Emp— 
fang des Sakramentes ungültig. Im Zweifel über die Er⸗ 
reichung des Vernunftgebrauches, wird die letzte Olung erteilt 
mit der Bedingung „Si capax es“. Aus dem Geſagten er- 
geben ſich folgende Regeln: a) Bor dem ſiebenten Lebens⸗ 
jahre kann einem Getauften die letzte Olung erſt dann erteilt 
werden, wenn bewieſen iſt, daß er den Vernunftgebrauch 
ſicher oder wenigſtens wahrſcheinlich („Si capax es“) erreicht 

at. — b) Nach dem ſiebenten Lebensjahre muß die letzte 
Aung dem Getauften in Lebensgefahr zuteil werden, außer 
es tritt klar zutage, daß er den Vernunftgebrauch ni e erreicht 
hat Can. 88 83. Im Zweifel geſchieht die Spendung mit der 
Bedingung „Si capax es“ Can. 941. 

3) Das dritte Erfordernis zum gültigen Empfange der 
letzten Olung iſt „die Todesgefahr wegen Krank⸗ 
heit oder Altersſchwäche“ Can. 940 § 1. Wird die 
letzte Olung einem Kranken geſpendet ohne Todesgefahr oder 
einem in Todesgefahr Schwebenden ohne Krankheit (Sol— 
daten vor der Schlacht, Wöchnerinnen vor der Entbindung, 
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Verurteilten vor der Hinrichtung), jo iſt der Empfang un⸗ 
gültig. Die „Krankheit“ wird bereits durch den Apoſtel 
Jakobus betont Jak 5, 14. 15. Der Krankheit („infirmitas“) 
wird auch das Greiſenalter (enium, Altersſchwäche) 
vom Can. 940 § 1 ausdrücklich zugerechnet, alſo das Alter 
wenigſtens von 70 Jahren an. Beſteht ein Zweifel an der 
Todesgefahr, ſo füge man die Bedingung bei „Si capax es“ 
Can. 941. Für den Spender genügt die begründete 
Annahme der Todesgefahr (mortis perieulum probabile), 
um erlaubt zu handeln. 

Papſt Benedikt XIV. berichtet, daß heilige oder heiligmäßige 
Perſonen, darunter die heiligen Odilia und Hedwig, denen ihr nahes Ende 
geoffenbart war, die letzte Olung erbaten und erhielten, obwohl kein 
Zeichen einer Krankheit zutage trat (De Syn. J. 8 Cc. 5 n. 2). Ganz anders 
verhält es ſich mit der Praxis der Morgen länder. Dort wurde 
und wird die Salbung mit dem Krankenöle auch Geſunden zuteil, 
namentlich am Gründonnerstag, wo das geweihte Ol ſofort ganz an 
Geſunden aufgebraucht wird, und nach der heiligen Beicht, wobei das 
teuer erkaufte Ol an Stelle der Genugtuung die Überbleibſel der Sünden 
und Strafen tilgen ſoll (ibidem n. 3). Die Salbung am Gründonnerstag 
bezeugt auch A. von Maltzew: „Die Sakramente der o.⸗k. Kirche 
des Morgenlandes“ (1898) S. 549. „Der erſte Zweck der letzten Olung 
iſt die Wiederherſtellung der leiblichen Geſundheit. Sie kann jedoch auch 
Geſunden zur beſſeren Vorbereitung auf die heilige Kommunion 
gegeben werden“, Lübeck: „Die chriſtlichen Kirchen des Orients“ (1911) 
S. 99; Zankow II S. 68. — Die Beiſpiele der oben angeführten Pra⸗ 
xis des Abendlandes können leicht gerechtfertigt werden. Der Prieſter, 
welcher die letzte Olung ſpendete, konnte aus der erprobten Wahrhaftig- 
keit dieſer heiligmäßigen Perſonen auf eine innere Todeskrankheit ſchließen, 
welche nach außenhin nicht zutage trat. Bei den Morgenländern kann 
man die Verwendung des heiligen Oles als Sakramentale mit 
Fug und Recht annehmen: Ben. XIV. c. I. n. 4. 

4) Die Unwiederholbarkeit Can. 940 § 2. 
Die letzte Olung kann öfters im Leben empfangen werden, 
ja ſogar in derſelben Krankheit, doch wäre der Empfang der 
letzten Olung in derſelben Todesgefahr („vitae diseri- 
men“) nicht nur unerlaubt, ſondern auch ungültig. Mit Recht 
ſchloſſen daraus die Theologen, daß die heilige Olung ihre 
Wirkung in derſelben Todesgefahr bewahre, auch wenn der 
Kranke bewußtlos oder auch im Stande der Todſünde ſie 
empfing, wenn nur ſpäter durch einen Akt wenigſtens der 
unvollkommenen Reue das Sakrament zum Wiederaufleben 
gebracht wird, Ben. XIV. in Syn. J. 8 c. 7 n. 3. — Außer 
den im Can. 940 § 1 angedeuteten Weſensbedingungen ſind 
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noch mehrere andere vorhanden, welche nunmehr zu be— 
handeln ſind, nämlich das Leben, die Sündhaftigkeit und die 
Abſicht, die letzte Olung zu empfangen. 

5) Was von der Taufe gejagt iſt Can. 745 $ 1, das gilt 
in gleicher Weiſe von der letzten Olung: Der Empfänger muß 
noch leben Can. 941. Beſteht ein begründeter Zweifel, 
ſo gebrauche man die Bedingung „Si vivis (oder auch si 
capax es), per istam sanctam Unctionem etc.“ R. R. t. 5 
e. 1 n. 12. So ſehr der Seelſorger ſich hüten muß, den toten 
Leib zu ſalben, um den Schein des Sakramentsempfanges zu 
wahren, ſo darf er doch milde ſein in der Beurteilung der Zeit 
des Ablebens; vgl. oben S. 39 und Ferreres-Genieſſe 
S. 24 f.; Ferreres J. B.: Institutiones II 93. (1918) 
pag. 45 sq.; V-Cr.: Epitome II n. 225. f 

6) Zum gültigen Empfang der letzten Olung ge— 
hört auch die perſönliche Sündhaftigkeit; das 
(frühere) Vorhandenſein der Erbſünde allein genügt nicht. 
Darum dürfen Menſchen vor jeglichem Vernunftge— 
brauch dieſes Sakrament nicht empfangen. Darum konnte 
die ſeligſte Jungfrau Maria dasſelbe nicht empfangen (ſie war 
ja auch ohne Erbſünde); vgl. Ben. XIV. in Syn. I. 8 c. 6 n. 3. 
Dagegen können Erwachſene, welche mit beſter Geſinnung 
in der Todesgefahr die heilige Taufe empfingen, auch die 
heilige Olung erhalten; einmal iſt ein perſönliches Sündigen 
auch nach der Taufe nicht ausgeſchloſſen, dann können Wir⸗ 
kungen der perſönlichen Sünden, welche durch die Taufe 
nach Schuld und Strafe getilgt ſind, z. B. auf dem Gebiet 
des Leibes zurückbleiben. 

7) Bei dieſem Sakramente genügt die mit Grund 
vermutete Abſicht (imtentio saltem praesumpta). 
Wenn Kranke beim Bewußtſein die heilige Olung ausdrücklich 
oder andeutungsweiſe (implicite“) erbaten oder wenn ſie 
wahrſcheinlich dieſelbe verlangt hätten, jo ſoll ihnen, 
wenn ſie auch hernach den Gebrauch der Sprache oder die 
Vernunft verloren, die letzte Olung bedingungslos („abso- 
lute“) geſpendet werden Can. 943; R. R. t. 5 C. 1 n. 6. Frei⸗ 
lich muß bei Tobſüchtigen jede Unehrerbietung vom 
Sakramente ferngehalten werden R. R. t. 5 c. 1 n. 7. 

II. Pflicht des Empfanges. „Wenn auch 
dieſes Sakrament an ſich kein notwendiges Mittel zum Heile 
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iſt, jo darf doch niemand dasſelbe vernachläſſigen“ Can. 944. 
Dieſes Sakrament kann notwendiges Mittel zum Heile ſein 
bei jenen, welche nicht beichten und kommunizieren können; 
vgl. Ben. XIV. in Syn. 1. 8 c. 7 n. 3. Sonſt aber beſteht 
weder ein göttliches noch ein kirchliches Gebot; freilich wird 
jeden Katholiken die Sorge für Seele und Leib antreiben, 
dieſes Sakramentes nicht verluſtig zu gehen. Verachtung 
und ſchweres Argernis könnte ſogar eine ſchwere Sünde 
bewirken. 

III. Würdigkeit des Empfanges. „Aller 
Fleiß und Eifer des Seelſorgers ſoll dahin zielen, daß die 
Kranken bei vollem Bewußtſein die letzte Olung empfangen“ 
Can. 944. Zum würdigen Empfang gehört: a) der Gna⸗ 
denſtand, womöglich; darum iſt es allgemein Sitte der 
Kirche vor der letzten Olung die Sakramente der Buße und 
Euchariſtie den Kranken zu ſpenden R. R. t. 5 Cc. 1 n. 2; b) die 
Erweckung der Geſinnung des Glaubens und Ver- 
trauens R. R. t. 5 c. 1 n. 1 et c. 2 n. 4. Dazu gehört das 
volle Bewußtſein („integra mens“), welches für die Spen⸗ 
dung erſtrebt werden ſoll. 


C. Riten und Zeremonien der letzten Olung. 


IJ. Materia remota dieſes Sakramentes iſt 
Olivenöl, welches als Krankenöl entweder der 
Biſchof oder der mit Apoſtoliſcher Vollmacht 
ausgerüſtete Prieſter geweiht hat Cann. 937; 945; 734—35 
(oben S. 26). Das Krankenöl iſt in einem ſauberen Gefäß 
aus Silber oder Zinn aufzubewahren Can. 946. 

II. Die materia proxima der letzten Olung 
bilden die heiligen Salbungen nach Vorſchrift der Ritual⸗ 
bücher Cann. 937; 947; im „Notfall genügt eine Salbung an 
einem Sinneswerkzeuge oder beſſer an der Stirne mit An⸗ 
wendung der kürzeren Form, wobei die Pflicht bleibt, mit 
Aufhören der Notlage die einzelnen Salbungen zu ergänzen“ 
Can. 947 8§ 1. 

1) Im R. R. ſind ſieben Salbungen (meiſt Doppelſalbungen) an⸗ 
gegeben an den Augen, Ohren, Naſenflügeln, Mund, Händen, Füßen 
und Lenden (Nieren). „Die Salbung der Nieren (Lenden) ſoll immer 
unterlaſſen werden“ Can. 947 § 2. „Die Salbung der Füße kann aus 
jeglicher vernünftigen Urſache weggelaſſen werden“ ibi $ 3. Die Sal⸗ 
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bung der Hände geſchieht bei Prieſtern an der Außenſeite R. R. t. 5 
C. 1 n. 16; c. 2 n. 10. Die Salbungen ſind vorzunehmen mit der Hand des 
Prieſters, nicht mittels eines Inſtrumentes, abgeſehen von dem Falle 
ſchwerer Not Can. 947 § 4. — 2) „In einem Notfall genügt eine Gal- 
bung, am beſten an der Stirne, aber auch an einem anderen Sinnes— 
werkzeuge“ Can. 947 $ 1. Hört die unmittelbare Todesgefahr auf, jo 
können und müſſen die einzelnen Salbungen noch ergänzt werden; indes 
gehört dieſe Ergänzung nicht zum Weſen des Sakramentes, ſondern 
zur Vollſtändigkeit; darum müſſen auch die Salbungen ohne Be— 
dingung ergänzt werden S. Off. d. 31. Ian. 1917. Der Beweis, daß die 
Ergänzung der einzelnen Salbungen nicht zum Weſen des Sakramentes 
gehört, ergibt ſich aus dem Wortlaute des Can. 947 § 1: „in casu ne- 
cessitatis“ und „salva obligatione singulas unctiones sup ple n- 
di“. Alſo nicht nur dann, wenn der nahe Tod die längere Form nicht 
mehr geſtattet, ſondern auch in anderen Notfällen darf die eine Sal⸗ 
bung (mit der kurzen Form) gebraucht werden, nämlich bei ſehr an— 
ſteckenden Krankheiten, wie Peſt, Schwarze Blattern, Cho- 
lera uſw. Ben. XIV. in Syn. J. 8 c. 3 un. 4. 5 et l. 13 c. 19 n. 29; bei 
tobſüchtigen Geiſteskranken wie die Apoſtoliſchen Indulte 
für die Irrenanſtalten des Bistums Regensburg vom Jahre 1911 und 
vom 29. März 1915 dartun (Regensburger VOBl. 1916 S. 69; PMS. 27, 
612). Solche Bewill gungen wären unmöglich, wenn die Ritualform 
zum Weſen des Sakramentes gehörte. Gleiches ergibt ſich aus dem Worte 
„supplendi, ergänzen“. Wäre die kurze Form bei der einen Salbung 
zweifelhaft gültig, jo müßte es heißen: „sub conditione iterandi“. Alſo 
iſt fie gültig, doch ſollen durch die einzelnen Seinnesſalbungen die Wir 
kungen der letzten Olung klar angedeutet und vervollſtändigt werden 
(PMS. 27, 607-614). 


III. Die Form der letzten Olung, wie ſie die heilige 
römische Kirche gebraucht, ſind die Worte, welche bei den 5 (7) 
Salbungen nach der Vorſchrift des Rituale gebraucht werden 
R. R. t. 5 C. 1 n. 19. Im Notfalle darf folgende kurze Form 
gebraucht werden: „Per istam sanctam Unctionem indulgeat 
tibi Dominus quidquid deliquisti. Amen“ S. Off. d. 25. Apr. 
1906. Benedikt XIV. weiſt nach, daß nicht nur in der 
morgenländiſchen, ſondern auch in der abendländiſchen Kirche 
verſchiedene Formeln beſtanden, teils bittender teils anzeigen⸗ 
der Natur (formulae deprecativae, formulae indicativae), 
wie auch noch andere Körperteile geſalbt wurden und bei den 
Morgenländern jetzt noch werden, Ben. XIV. in Syn. J. 8 
60. 2. et 3. 

Unter verſchiedenen Zeremonien wird in der griechiſchen Kirche die 
letzte Olung geſpendet. Unter dem Geſange von Troparien an Chriſtus, 
an den „Herrenbruder“ Jakobus, den heiligen Nikolaus, Demetrius, 


Kosmas und Damianus uſw. weiht einer der anweſenden Prieſter 
das Ol. Nun folgt ſiebenmal je eine Epiſtel und ein Evangelium, worauf 
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jedesmal einer der Prieſter den Kranken auf die Stirne, das Kinn, die 
Wangen, die innere und äußere Handfläche, ſowie manchenorts auch auf 
die Naſe und die Bruſt ſal bit (vgl. Ben. XIV. in Syn. I. 8 c. 3 n. 3). 
Dabei wird ſtets das Gebet geſprochen: „Heiliger Vater, du Arzt der 
Seelen und der Leiber, der du deinen eingeborenen Sohn, unſern Herrn 
Jeſus Chriſtus, geſandt haſt, welcher eine jegliche Krankheit heilt und vom 
Tode erlöſt, heile auch deinen Knecht N. von der augenblicklichen leib⸗ 
lichen und ſeeliſchen Krankheit und mache ihn lebendig durch die Gnade 
deines Chriſtus!“ vgl. Lübeſck: Die hriftlichen Kirchen des Orients (1911) 
S. 99, 168 f. 


§ 10. die Weihe. 


Das Sakrament der Weihe wurde bereits früher aus⸗ 
führlich behandelt, „Handbuch“ J S. 120 ff. Es erübrigt 
hier nur, die Wirkungen der Weihe zuſammenzuſtellen. 
Das Sakrament der Weihe wirkt: Gnade, Charakter und 
geiſtliche Gewalt. 

1) Die beſondere Gnade (gratia sacramentalis) wird 
gegeben zur richtigen Verwaltung des Amtes und zur Be- 
tätigung des klerikalen Wandels Can. 124 (ein Leben, erhaben 
über das der Laien), insbeſondere der prieſterlichen Enthalt⸗ 
ſamkeit Can. 132 und des kirchlichen Gebetslebens Can. 135. 

2) Der Weihecharakter, eingeprägt wie bei der 
Taufe und Firmung Can. 732, geht nie verloren, auch wenn 
der Kleriker in den Laikalſtand verſetzt wird Can. 211. 

3) Die Erteilung ſchon der erſten Tonſur bewirkt eine 
Ausſonderung aus der Laienwelt Can. 107, ſo daß den Aus⸗ 
geſonderten ein eigener Name „clerici“ ausſchließlich zukommt 
Can. 108. Dieſe Kleriker allein können die Weihe- oder 
Leitungsgewalt, kirchliche Pfründen und Penſionen erlangen 
Jan. 118. Leitung der Gläubigen und Beſorgung des Gottes⸗ 
dienſtes ſind die beiden Zwecke, für die Chriſtus die Geweihten 
aus der Laienwelt ausgeſondert hat Can. 948. 


Die Ehe. 


Es konnte nicht Aufgabe des Kodex ſein, die Ehe der 
Ungetauften ausdrücklich zu behandeln, doch finden ſich bei 
der Behandlung des Eheſakramentes nicht wenige Anhalts⸗ 
punkte, welche auch über die nicht ſakramentale Ehe Licht 
verbreiten. Im engſten Anſchluß an das Geſetzbuch der Kirche 
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j ei zunächſt ein kurzer Überblick über die Ehe als Naturinſtitut 
gegeben. 


Die Ehe der Ungetauften: 


§ 17. Begriff der naturrechtlichen Ehe. 

Die Ehe iſt eines Mannes und eines Wei⸗ 
bes gejeßmäßige Verbindung, deren 
Hauptzweckdie Erzeugung und Erziehung 
von Nachkommenſchaft iſt. 3 

Erläuterung: 1) Das deutſche Wort „Ehe“ be— 
deutet einen Bund (Band, Geſetz) zwiſchen Mann und Weib 
mit nicht undeutlichem Hinweis auf die Beſtändigkeit (&, öwa, 
6a, Ewigkeit; flämiſch „echt“). Von den lateinischen Aus⸗ 
drücken ſinnbilden conjugium und consortium die innige Ver⸗ 
einigung; conubium und nuptiae den Eheſchließungsritus 
(Verſchleierung der Braut) und matrimonium die Aufgabe 
der Frau als Mutter = matris munium. Contubernium 
(Zeltkameradſchaft) bezeichnete die Sklavenehe; vgl. Can. 
2359 § 1. 

2) Die Ehe iſt eine Verbindung in doppeltem 
Sinne, einerſeits als etwas Bleibendes oder Beſtehendes 
(Band, Stand), anderſeits als etwas Werdendes oder Verur⸗ 
ſachendes (Vertrag). Die Ehe als Stand iſt der Willkür 
der Menſchen entrückt, da ſie in der menſchlichen Natur be- 
gründet iſt. Die Ehe als Vertrag iſt namentlich in der 
Perſonenwahl der Freiheit der Vertragſchließenden über⸗ 
laſſen. 

3) Die „Verbindung“ iſt ein Gattungsbegriff; er wird 
zum Artsbegriff durch den Zweck: Erzeugung und Er- 
ziehung von Nachkommenſchaft Can. 1013 § 1. Die Fort⸗ 
pflanzung des Menſchengeſchlechtes muß menſchenwür⸗ 
dig ſein, alſo die körperliche, geiſtige und ſittliche Erziehung 
in ſich ſchließen. Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 
11. Auguſt 1919 hat in den Artikeln 119—122 meiſt ganz gute 
Grundſätze aufgeſtellt. ee 

4) Schon aus dem Zwecke ergibt ſich die Notwendig⸗ 
keit, daß nur ein Mann und ein Weib ſich zu dieſem 
Bunde geſellen, der, faßt man die Kindererziehung und die 
beiden Nebenzwecke (gegenſeitige Ergänzung und geregelte 
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Befriedigung des Geſchlechtstriebes) ins Auge, dauernd ſein 
muß Can. 1013 § 2. „Drum prüfe, wer ſich ewig bindet, 
wie ſich das Herz zum Herzen findet!“ Schiller: Die Glocke. 
5) Die eheliche Verbindung iſt geſetzmäßig, wenn 
ſie dem Naturgeſetze entſpricht, alſo von zwei rechts⸗ 
fähigen Perſonen durch freien Konſens eingegangen wird. 


§ 18. die Ehe ein vertrag. 

J. Die Ehe iſt ein wirklicher zweiſeitiger Vertrag zwiſchen 
Mann und Frau; denn alle Bedingungen eines Vertrages 
(„Duorum pluriumve in idem placitum consensus“ II. 1 
et 2 P. 2, 14) ſind in der Ehe gegeben: a) eine Vielheit von 
rechtsfähigen Perſonen — hier Mann und Weib; b) ein Ver⸗ 
tragsgegenſtand — hier der Eheſtand; val. Can. 1081 8 2; 

c) die nach außen hin genügend kundgegebene Übereinſtim⸗ 
mung oder Willenseinigung (consensus) der Vertragſchlie⸗ 
ßenden. — Daß die Ehe ein wirklicher Vertrag iſt, erhellt aus 
Can. 1012. — Der Ehekonſens iſt „ein Willensakt, wodurch 
jeder Teil das ſtändige und ausſchließliche Recht auf den Leib 
hinſichtlich der zur Kindererzeugung tauglichen Akte (dem 
andern) übergibt und (von ihm) annimmt“. Can. 1081 § 2. — 
Die Vertragsnatur der Ehe macht es notwendig, daß der 
Konſens „rechtmäßig kundgegeben wird“; ibi $ 1. — Der 
Konſens kann durch Worte oder Zeichen ausgedrückt werden; 
kirchenrechtlich wäre es unerlaubt bloße 92 zu gebrauchen, 
wenn Worte möglich ſind Can. 1088 $.2 


II. Folgerungen. 1) Sind äußere 5 Zeichen 
vorhanden, fehlt jedoch die innere Zuſtimmung, ſo kommt 
keine Ehe zuſtande (simulatio consensus) Can. 1081 § 1. 
Immerhin muß dieſe Verbindung im äußeren Rechtsbereich 
als Ehe beurteilt werden; näheres beim Hindernis des fehlen⸗ 
den Konſenſes. 

2) Zum Ehevertrage iſt die Zuſtimmung der Eltern 
erwünſcht, aber nicht notwendig. Fehlt bei Minderjährigen 
die Zuſtimmung der Eltern, ſo darf der Pfarrer ohne Be⸗ 
ratung mit dem Ordinarius die Trauung nicht vornehmen 
Can. 1034; vgl. Cann. 89; 1648 $ 3. 

3) Die Eheſchließung kann als wirklicher Vertrag durch 
einen Stellvertreter procurator), einen Dol— 
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metſch (interpres), ja auch einen Brief (epistola) abge- 
ſchloſſen werden, Cann. 1088—91. 

Die Stellvertretung iſt eine Ausnahme und darum im 
Rechte möglichſt eingeſchränkt; die Erlaubnis des Ordinarius iſt notwen— 
dig Can. 1091. Die näheren Einſchränkungen finden ſich im Can. 1089. 
Durch Widerruf, Tod, Geiſteskrankheit des Auftraggebers erliſcht der 
Auftrag. Eine Vertretung des Beauftragten iſt unſtatthaft. — Auch der 
Dienſt des Dolmetſch darf nur in Notfällen beanſprucht werden 
Cann. 1090 —91. — Der briefliche Abſchluß der Ehe iſt naturrechtlich 
möglich und erlaubt; vgl. S. C. Conc. d. 30. Sept. 1673 et Rota d. 19. Ian. 

1910. Der Kodex aber verlangt: „Ad matrimonium valide contrahen- 
dum necesse est ut contrahentes sint praesentes sive per se ipsi sive 
per procuratorem“, Can. 1088 $ 1. — Bekannt iſt der Eheabſchluß zwiſchen 
Napoleon I. und der Erzherzogin Marie Louiſe von Oſterreich am 11. März 
1810 in der Auguſtinerkirche in Wien, wobei Erzherzog Karl Napoleons 
Stelle vertrat. 

4) Die Ehe iſt ein Zuſtimmungsvertrag, kein Übergabe— 
vertrag Can. 1081. Der Geſchlechtsverkehr iſt kein unzwei— 
deutiges Zeichen des eheſchließenden Willens, darum unge⸗ 
eignet zum Eheabſchluß, freilich verleiht der Vollzug der Ehe 
dieſer die Vollendung und darum gewiſſe Rechtswirkungen 
Can. 1015 $ 1; vgl. Leitner: Eherecht (3. A.) S. 6. 

5) Da der Konſens dem freien Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden entſpringt, jo folgt, daß keine menſchliche Ge— 
walt denſelben erſetzen kann, Cann. 1086 § 2; 1081 § 1. 
Keine ſtaatliche, aber auch keine kirchliche Obrigkeit kann den- 
ſelben je erſetzen, ergänzen oder von demſelben dispenſieren. 


§ 10. zweck der Ehe. 

Dem Inſtitut der Ehe liegt ein Hauptzweck zugrunde 
und zwei Nebenzwecke. Außerdem kann jeder Brautteil für 
ſich ein beſtimmtes Ziel erſtreben. Mit den Zwecken der Ehe 
ſind unzertrennlich gewiſſe Eigenſchaften verbunden; ebenſo 
gewiſſe Güter; darum handelt dieſer Paragraph von den 
Zwecken, Beweggründen, Eigenſchaften und Gütern der Ehe. 

I. Zweck. Der Hauptzweck der Ehe iſt „die Erzeugung 
und Erziehung von Nachkommenſchaft, procreatio atque 
educatio prolis“. Dieſer Haupzweck liegt in der menſchlichen 
Natur begründet, außerdem betont ihn der Kodex zu wieder⸗ 
holten Malen; vgl. Cann. 1013 § 1; 1081 $ 2; 1082 $ 1; 1086 
$ 2; 1092 nn. 1. 2. — Die beiden Nebenzwecke ſind: a) „ge⸗ 
genſeitige Hilfe, mutuum adiutorium“; b) „Befriedigung und 
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Einſchränkung der Begierlichkeit, remedium concupiscentiae“ 
Can. 1013 $ 1. In wunderbarer Harmonie wirken dieſe 
drei Zwecke aufeinander zum Heile der Menſchheit Gn 2, 
18; 1 Kor 7, 2; 1 Tim 5, 11 ff. 

IE Beweggründe. Der einzelne Menſch kann ſich bei 
der Eheſchließung ein beliebiges erlaubtes Ziel ſtecken, wenn 
nur der Hauptzweck nicht ausgeſchloſſen wird. Der Römiſche 
Katechismus zählt mehrere Beweggründe auf, z. B. haeredis 
relinquendi desiderium, forma, morum similitudo ete. p. II. 
e ene 

III. Eigenſchaften. Zwei Weſenseigenſchaften beſitzt 
die Ehe: „Einheit und Unauflöslichkeit, unitas ac indissolu- 
bilitas“. Die Einheit bewirkt, daß ein Mann neben ſeiner 
rechtmäßigen Ehefrau keine zweite, dritte uſw. beſitzen darf 
und umgekehrt (Verhinderung der Vielweiberei, der Viel⸗ 
männerei). — Die Unauflöslichkeit ſchützt das Eheband vor 
jeder unrechtmäßigen Au anne, doch gibt es rechtmäßige 
Löſungen Cann. 1013 $ 2; 1118 ff. 

IV. Güter. Mit den Zwecken und Eigenſchaften der Ehe 
ſind drei Güter gegeben und unzertrennbar verbunden: 
a) das Gut der Nachkommenſchaft (bonum prolis); b) das der 
Treue (bonum fidei); e) das der Unauflöslichkeit (bonum 
sacramenti); vgl. Cann. 1086 $ 2; 1092 nn. 1 et 2; Gregor 
IX. in c. 7. De conditionibus (IV 5). Die Wichtigkeit dieſer 
Einteilung wird ſpäter bei einzelnen Hinderniſſen zutage 
treten, z. B. beim Hindernis der Bedingung, der Impotenz uſw. 


§ 19a. Notwendigkeit und Erlaubtheit der Ehe. 


95 Ehe iſt notwendig für die Erhaltung desMenſchen— 
geſchlechtes; denn das Menſchengeſchlecht wird allein 
würdig fortgeflpanzt in der Ehe. Dagegen beſteht für den 
einzelnen Menſchen eine ſolche Notwendigkeit nicht. 
Manche ſind durch ihre körperliche oder geiſtige Beſchaffen⸗ 
heit vom Eheleben zurückgehalten; manche widmen ſich den 
idealen Gütern der Menſchheit und verzichten deswegen frei- 
willig auf die mit dem Eheleben verbundenen Freuden, mögen 
ſie nun der Wiſſenſchaft, der Tugend oder einem anderen 
edlen Zwecke ſich weihen, z. B. der Seelſorge, der Miſſio— 
nierung der Heidenvölker uſw. — Die Einwände gegen die 
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keuſche Eheloſigkeit haben wir ausführlich gewürdigt im „Ehe— 
recht“ (3. A.) S. 10—14, ſowie Handb. 12 S. 228 ff. — 
Die Kirche ſteht auf dem Standpunkte, daß die Eheloſigkeit 
möglich und erlaubt, ja daß fie das „Beſſere“ iſt I Kor 7, 
38. 40. Cann. 132; 487; 1072—73; 1309; 2388. 

Damit iſt die Erlaubtheit der Ehe dargetan. Ver⸗ 
werflich iſt der Irrtum oder die Bosheit jener, welche „das 
Heiraten verbieten“ (1 Tim 4, 3); noch verwerflicher ſind die 

Anſchauungen jener, welche die Ehe verbieten, während ſie 
den freien Geſchlechtsverkehr üben und empfehlen. 

Naturrechtliche Ehehinderniſſe: J. Hinderniſſe des 
fehlenden Konſenſes: 1. Mangel des Vernunftgebrauches; 

2. Irrtum in der Sache; 3. Irrtum in der Perſon; 4. abſicht⸗ 
liche Entziehung des Ehewillens; 5. Zwang (Furcht — wahre 
ſcheinlich); 6. vertragswidrige Bedingung; II. Hindernis des 
fehlenden Vertragsgegenſtandes: 7. Impotenz; III. Hinder⸗ 
niſſe der Rechtsfähigkeit: 8. Eheband; 9. Blutsverwandt⸗ 
ſchaft. — Dazu kommen noch: 10. das Verlöbnis; 11. das 
Gelübde. 


§ 20. das göttlich⸗poſitive Recht über die Ehe. 

Neben der Offenbarung über die Ehe, welche Gott in 
die Natur des Menſchen legte, beſitzen wir noch eine in der 
Heiligen Schrift niedergelegte, beſonders in Gen 2, 18. 
21—24; Mt 19, 4-6; 1 Kor 6, 16; 11, 8. 9; Eph 5, 28 ff. 
Die Leitſätze dieſer Uroffenbarung ſtellen wir kurz zuſammen: 

1) Das Weib, aus dem Manne von Gott geſchaffen, iſt 
Menſch wie der Mann, hat darum die Menſchenrechte 
wie der Mann, jedoch in Unterordnung unter den Mann. 

2) Die Ehe iſt eine Einſetzung Gottes; darum der menſch⸗ 
lichen Willkür entzogen, ein heiliger Stand, c. 1. De voto 
(III 15) in 6°. 

3) Die Ehe iſt einig und unauflöslich, Trid. sess. 24; 
Leo XIII. in Enc. „Arcanum“; Can. 1013 8 2. 

Dieſe drei Sätze, weil der Uroffenbarung angehörend, 
haben Geltung für die Völker aller Orten und aller Zeiten. 
Die Beſtimmungen des moſaiſchen Geſetzes, ſei es Hinder⸗ 
niſſe, ſei es Privilegien, hatten Geltung nur für das jüdiſche 
Volk, und zwar nur bis zum Aufhören des Alten Bundes. 
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Demnach haben alle nichtnaturrechtlichen Hinderniſſe des 
Buches Levitikus 18 ihre Geſetzeskraft verloren, auch für die 
Juden; Trid. sess. 24 C. 3. d. r. m. Ebenſo iſt das moſaiſche 
Privileg des Scheidebriefes und der Leviratsehe vollſtändig 
in Wegfall gekommen; Dt 24, 1; Mt 19, 8 ff.; Ben. XIV. in 
Const. „Ap. Ministerii“ d. 16. Sept. 1747; Deut 25, 5—10. — 
Von dieſem Geſichtspunkte aus beurteilt die Kirche die Ehen 
der Ungetauften, wenn ſie zur Kirche kommen. 


§ 21. die heiligkeit der Ehe. 

Die Heiligkeit (das religiſe Moment) der Ehe bezeugt 
Papſt Leo XIII. in ſeiner Enzyklika „Arcanum“ vom 10. Febr. 
1880 mit folgenden Worten: „In der Ehe liegt etwas Heiliges 
und Religiöſes, nicht hinzugekommen, ſondern angeboren, 
nicht von den Menſchen überkommen, ſondern von Natur 
der Ehe eingepflanzt. . .. Die Ehe iſt ihrer Anlage, ihrer 
Natur, ihrer Richtung nach heilig.“ 

Gründe: 1) Wäre die Ehe etwas rein Weltliches, ſo hätte 
ſie Ghriſtus nie zur Würde eines Sakramentes erhoben, 
wie er es tatſächlich getan hat Can 1012. 

2) Die bloße juriſtiſche Auffaſſung der Ehe führt in den 
legten Konſequenzen zur Eheauflöſung, ja zur „freien Liebe“ 
(Bebels Buch: Die Frau); vgl. Fr. K. von Savigny 
in ſeinen Antworten auf die von Turin an ihn geſtellten 
Fragen (Leitner: Eherecht, 3. A., S. 18). 

3) Die Ehe galt bei vielen heidniſchen Völkern als etwas 
Heiliges und Religiöſes, beſonders bei den Römern, deren 
Recht man als Verkörperung des Naturrechtes anſieht; vgl. 
Krieg Dr. C.: Grundriß der Römiſchen Altertümer (3. A.) 
S. 256; Weſtermarck Ed.: Geſchichte der menſchlichen 
Che? S. 423 ff. a 

4) Die Ehe iſt heilig durch das Ziel, die Menſchen zu 
Gott zu führen in der Erziehung der Gottesverehrer und 
durch Heilung der Begierlichkeit (adumbratio incarnationis). 


§ 22. Staat und Kirche hinſichtlich der Ehe. 
Die Ehe iſt vor dem Staate und vor der Kirche, ſie 


iſt göttlicher Einſetzung. Durch das Naturrecht ſind die Grund— 
züge des Eherechtes feſtgelegt (Freiheit des Willens, Rechts⸗ 
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fähigkeit der Perſonen). Die naturrechtliche Ehegeſetzgebung 
wäre auch hinreichend, wenn die Menſchen die Ehe ihrem 
Zweck entſprechend gebrauchten. Da aber die Menſchen nach 
dem Sündenfalle das Eheinſtitut mißbrauchten, ſo mußte 
die von Gott geſetzte Geſellſchaft die Ehe mit einem ſchützen— 
den Walle von Geſetzen umgeben (trennende und verbietende 
Ehehinderniſſe). Welche von den beiden von Gott geſetzten 
Gewalten dies ſei, ergibt ſich aus der Natur der Ehe. Zwar 
hat die Ehe eine rechtliche Seite, allein vorherrſchend iſt 
in ihr das religiös⸗ſittliche Moment. Notwendiger— 
weiſe muß darum jener Geſellſchaft der ausſchlaggebende 
Teil der Ehegeſetzgebung zufallen, deren Aufgabe es iſt, das 
Religiösſittliche zu verwalten: der Kirche. 


Die Kirche des Alten Bundes war ſich dieſer Auf— 
gabe vollſtändig bewußt, vgl. LV Kap. 18 und 20. — Im 
Neuen Teſtament ging die Ehe in den Rechtsbereich der 
Kirche über und erhielt durch den göttlichen Heiland die 
höchſte Erhebung: die Erhebung zur Würde eines Safra- 
mentes; Trid. sess. 24. Cc. 3 d. r. m. 


Wohl hätte die Kirche auch die Ehen der Ungetauften zu 
überwachen und zu ſchützen auf Grund der Vollmacht über 
den Gegenſtand (ratione materiae), aber die Perſonen ſelbſt 
ſind der kirchlichen Amtsbefugnis nicht unterworfen, 1 Kor 
5, 12 (ratione personarum). Deswegen muß der Staat er⸗ 
gänzend eintreten, um die Ehe mit den der Natur entſprechen⸗ 
den Geſetzen zu umgeben. Daraus folgt: 

1) Die Kirche kann für die Ehen der Ungetauften 
Hinderniſſe nicht aufſtellen; nur mittelbar durch die Getauften 
können die Ungetauften von der kirchlichen Gewalt getroffen 
werden. 

2) Der Staat kann aus eigener Gewalt eherechtliche 
Geſetze weder für die Getauften noch für die Ungetauften 
geben. 

3) Der Staat kann ſtellvertretend für die 
Kirche den Ungetauften Ehegeſetze auflegen, jedoch nur in 
Übereinſtimmung mit dem Naturrechte (ſehr wahrſcheinliche 
Anſicht). — Die viel umſtrittene Frage iſt genau behandelt 
bei Leitner: Eherecht, 3. A., S. 20. 


Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 12 
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Staatliche Auffaſſung der Ehe. N 

I. „Die Ehe ſteht als Grundlage des Familienlebens und der Er- 
haltung und Vermehrung der Nation unter dem beſonderen Schutz der 
Verfaſſung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung der Geſchlechter. — 
Die Reinerhaltung, Geſundung und ſoziale Förderung der Familie iſt 
Aufgabe des Staates und der Gemeinden. Kinderreiche Familien haben 
Anſpruch auf ausgleichende Fürſorge. — Die Mutterſchaft hat Anſpruch 
auf den Schutz und die Fürſorge des Staates“ Artikel 119 der Verfaſſung 
des Deutſchen Reiches. — Dieſe Sätze verdienen, richtig aufgefaßt, Aner⸗ 
kennung und Billigung. Die „Gleichberechtigung“ der beiden Geſchlechter 
bezüglich des dreifachen Gutes der Ehe iſt eine volle; im Ehe- und Fa⸗ 
milienleben fordert die Natur eine Überordnung des Mannes (aequali- 
tas proportionis, non quantitatis). 

I. „Die Erziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, ſeeliſchen und 
geſellſchaftlichen Tüchtigkeit iſt oberſte Pflicht und natürliches Recht 
der Eltern, über deren Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft wacht“ 
Art. 120 (Strafe für Mißbrauch, Fürſorgeerziehung bei Vernachläſſi⸗ 
gung); Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz vom 9. Juli 1922. — „Den unehe⸗ 
lichen Kindern ſind durch die Geſetzgebung die gleichen Bedingungen 
für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwicklung zu ſchaffen 
wie den ehelichen Kindern“ Art. 121. — Dazu bemerkt Konrad Hauß⸗ 
mann in feiner „Verfaſſung des Deutſchen Reiches“ (1919) S. XL: 
„Dieſer Satz, der auf die Allmacht des Staates ein faſt zu großes Zu⸗ 
trauen hat, iſt wichtig wegen der entſchloſſenen Humanität, die ſich in 
ihm ausſpricht“. 

Für die Geſchichte der menſchlichen Ehe von der Uroffen⸗ 
barung bis auf Chriſtus gilt das Wort Leos XIII. in ſeiner Enzyklika 
„Arcanum“: Die erhabene Auffaſſung der Ehe in der Uroffenbarung 
„begann allmählich zu verblaſſen und ſich zu verlieren bei den heidniſchen 
Völkern, und ſelbſt beim Judenvolke ſchien ſie in einen dunklen Wolken⸗ 
ſchleier gehüllt“. Näheres über die Geſchichte der Ehe bei den Juden 
und bei den Heiden ſiehe bei Leitner: Eherecht (3. A.) S. 23—46. 


Die Ehe der Getauften. 


§ 25. die Ehe als Sakrament. 


Das Trienter Konzil ſtellt in ſeiner 24. Sitzung folgenden 
Kanon an die Spitze: „Wenn jemand behauptet, die Ehe 
ſei nicht im wahren und eigentlichen Sinne eines von den 
ſieben von Chriſtus eingeſetzten Sakramenten des evange⸗ 
liſchen Geſetzes, ſondern von Menſchen in der Kirche er⸗ 
funden .. „der ſei im Banne“. 

J. Begriff: Das Sakrament der Ehe iſt eines getauften 
Mannes und eines getauften Weibes geſetzmäßige Verbin⸗ 
dung zur Fortpflanzung des Menſchengeſchlechtes Can. 1012 
sel: 
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Feinde und (vom 16.—19. Jahrhundert) auch Freunde 
der Kirche haben behauptet, das Sakrament der Ehe ſei ein 
zum Ehevertrag hinzukommender Ritus; aber dem wider⸗ 
ſpricht klar das Tridentinum c. 1 und der Kodex im Can. 
1012. — Die „orthodoxe“ Dogmatik der morgenländiſchen 
Schismatiker lehrt, daß die gegenſeitige Einwilligung 
der Brautleute nur eines der Elemente des Eheſakramentes 
ſei; das andere weſentliche Element iſt die Segnung des 
Biſchofes oder Prieſters im Namen der heiligſten Dreifaltig- 
keit; vgl. Lübeck Konrad: „Die chriſtlichen Kirchen des 
Orients“ (1911) S. 99, 17 A. 1; Zan ko w St.: „Die Ver⸗ 
waltung der bulgarischen orthod. Kirche“ II $ 36. 

II. Folgerungen: 1) Der Segen des Prieſters (Cann. 
1100 ff.) gehört nicht zum Weſen des Eheſakramentes, ſondern 
iſt Sakramentale. 

2) Spender des Eheſakramentes ſind die Eheſchlie— 
ßenden ſelbſt, welche das Eheſakrament auch empfangen. 

3) Die Ehe zweier Getauften iſt Sakrament, ob ſie nun 
katholiſch oder akatholiſch ſind, ob ſie das Sakrament wollen 
oder nicht, wenn ſie nur die Ehe wollen Can. 1012 § 2: val. 
Can. 1086. 

4) Die gültige Ehe zweier Ungetauften (oder einer ge- 
tauften mit einer nichtgetauften Perſon) wird durch die 
Taufe beider Sakrament Cann. 1012 § 2; 1013 § 2; 1110; 
1118; 1124; Eph 5, 25—32. 

Beweiſe: a) Die Päpſte Pius IX. und Leo XIII. lehrten: 
„Jede rechtmäßige Ehe unter Chriſten iſt in ſich und durch 
ſich Sakrament“, weil fie, wie Leo XIII. jagt, „die myſtiſche Ver⸗ 
bindung zwiſchen Chriſtus und der Kirche ſinnbildlich darſtellt“, eine 
Darſtellung, welche ſich in der chriſtlich gewordenen Ehe geradeſo findet 
wie in der chriſtlich geſchloſſenen Ehe, Eph 5, 32 (Paulus ſchrieb den 
Brief um 62 n. Chr., redete alſo zu vielen Eheleuten, welche als ſolche 
chriſtlich geworden waren). 

p) Gleiche Wirkung, gleiche Urſache. Eine chriſtlich gewordene 
Ehe iſt, wenn vollzogen, ſchlechthin unauflöslich Can. 1118. Dieſe abſo⸗ 
lute Unauflöslichkeit aber iſt eine Wirkung der Sakramentalität Can. 1013 
§ 2. Alſo iſt auch die chriſtlich gewordene Ehe ein Sakrament. 

c) Wenn der Kodex behauptet: Chriſtus hat den Ehevertrag 
zur Würde eines Sakramentes erhoben Can. 1012, ſo iſt das richtig zu 
verſtehen nicht nur vom Ehevertrag im Werden, ſondern auch vom Ehe⸗ 
vertrag im Fortbeſtande Can. 1012 $ 2 („consistere“). 


5) Vielumſtritten iſt die Frage nach der Materie 
und Form dieſes Sakramentes. Es gibt drei Hauptan— 
12 


5 auge 
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ſichten: a) Catharinus: Der Ehevertrag iſt die Materie, die 
von Chriſtus geſprochenen Worte „Deshalb wird der Menſch 
Vater und Mutter verlaſſen“ uſw. die Form. — b) Die meiſten 
Gelehrten teilen den Ehevertrag und räumen dem einen Teil 
den Charakter der Materie, dem anderen den der Form ein. 

— c) Materie und Form iſt der Ehevertrag. — Materie 
inſofern er unter Menſchen; Form, inſofern er unter 

Chriſten zuſtande kommt; c. 7 De divortiis (IV 19); vgl. 

Leitner: Eherecht, 3. A, S. 52. — Nach der „orthodoxen“ 

Dogmatik iſt der Ehevertrag die Materie, der Prieſterſegen 

Form des Eheſakramentes. 

Die Sakramentalität wirkt auch auf das dreifache Gut 
der Ehe ein: das Gut der Nachkommenſchaft getaufter Ehe⸗ 
leute gehört vechtlich zum Gottesreiche, 1 Kor 7, 14. — 
Die Güter der Einheit und Unauflöslichkeit er⸗ 
langen volle Feſtigkeit durch die Sakramentalität Cann. 
1013; 1118 


§ 24. Einteilung der Ehe. 

Jede zu Recht beſtehende Ehe iſt eine wahre (ma- 
trimonium verum c. 7 De div. IV 19) oder eine geſetz⸗ 
mäßige Ehe (m. legitimum) Cann. 1075 n. 1; 232 § 2 n. 2; 
. 

Die Ehe im allgemeinen wird eingeteilt: J) in 
eine gültige Ehe der Getauften und in eine ſolche der 
Ungetauftenz erſtere matrimonium rat u m, letztere 
matrimonium legitimum genannt Can. 1015 88 1 
und 3; man könnte hier auch eine ſakra mentale und 
eine nichtſakramentale Ehe unterſcheiden Can. 1012; 
zwiſchen einem m. legitimum und m. ratum liegt die Miſch⸗ 
ehe (m. mixtum), eingegangen von einer getauften und 
einer ungetauften Perſon. Can. 1119—20; 

2) in eine geſchlechtlich vollzogene und nicht⸗ 
vollzogene Ehe — matrimonium consummatum, matri- 
monium non consummatum Can. 1015 $ 1. Wurde die Ehe 
zweier Getauften durch den Geſchlechtsverkehr vollzogen, ſo 
nennt man eine ſolche Ehe matrimonium ratum 
etconsummatum; blieb ſie unvollzogen, fo heißt fie 
matrimonium ratumtantum. — Wohnen die Ehe⸗ 
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gatten nach dem feierlichen Eheabſchluß beiſa m m en, ſo 
ſteht die Rechtsannahme für den Vollzug der Ehe Can. 1015 
§ 2; Regulae cp. 12 n. 79. 


J Die Ehe wird eingeteilt hinſichtlich der Art des Ab- 
ſchluſſes in eine öffentliche und in eine geheime (ma- 
trimonium publicum; clandestinum), je nachdem die Form 
der Cann. 1094 sqq. beobachtet wird oder nicht; vgl. Cann. 
1098-399; die öffentliche Ehe heißt feierlich (m. solemne), 
wenn auch die kirchlichen Riten eingehalten werden Cann. 
1100; 1101; 1108; die Gewiſſensehe (matrimonium 
conscientiae) wird aus gewichtigen Gründen gleichſam vor 
dem Ordinarius eingegangen Cann. 1104—07. 


4) Bezüglich des wirklichen Beſtandes unterſcheidet 
man: wirkliche, vermeintliche und rechtlich angenommene 
Ehen (matrimonium verum, putativum, praesumptum). — 
Wenn eine eheliche Verbindung nach dem natürlichen und 
poſitiven Rechte Geltung hat, ſo iſt es eine wirkliche Ehe 
(matrimonium verum). — Unter einer vermeintlichen 
oder Scheinehe (matrimonium putativum) verſteht man eine 
ungültige Ehe, welche wenigſtens von einem der beiden Ehe— 
teile für gültig angeſehen wird Can. 1015 $ 4; beſteht der 
gute Glaube auf keiner Seite, jo redet man von einer an- 
gemaßten Ehe (m. attentatum), z. B. Cann. 1072 —75.— 
Der Kodex kennt eine präſumierte (als gültig ange- 
nommene) Ehe, wenn eine Perſon, deren Taufe von der 
katholiſchen Kirche nicht anerkannt iſt, eine ungetaufte oder 
eine ebenſo getaufte Perſon heiratet Can. 1070 $ 2. — Bis 
zur Konſtitution „Consensus mutuus“ d. 15. Febr. 1892 
war eine präſumierte Ehe dann vorhanden, wenn zwei Braut- 
leute an einem tridentinumfreien Orte den vollſtändigen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr mitſammen ausübten. Dieſe Rechtsannahme 
war eine praesumptio juris et de jure, ließ alſo einen direkten 
Beweis dagegen nicht zu. 


5) Nach den bürgerlichen Wirkungen unterſchied man 
vollberechtigte und nichtvollberechtigte 
Ehen (matrimonia pleni juris und matrimonia non pleni 
juris). Zu den nicht vollberechtigten Ehen gehörten die „Miß- 
heiraten“ (disparagia) und die morganatiſchen Ehen. — Die 
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ee ebenbürtigen 5 ſiehe bei 
Leitner: „Eherecht“, 3. A., S. 5 


Die Verfaſſung des Deutſchen a betont im Art. 109 III: 
„Offentlich-rechtliche Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder des 
Standes ſind aufzuheben. Adelsbezeichnungen gelten nur als Teil des 
Namens und dürfen nicht mehr verliehen werden.“ Gegenwärtig gibt 
es präſumierte Ehen nur mehr nach dem ſtaatlichen nn Schottlands, 
L. Wahrm und: „Ehe und Eherecht“, 1906, S. 73, A. 1; Leske 
und Löwenfeld: „Das Eherecht der europäiſchen Staaten“, ©. 549. 


§ 25. die bürgerliche oder Zivilehe. 

J. Geſchichte der Zivilehe. Die Zivilehe entſprang den 
von den Glaubensneuerern des 16. Jahrhunderts aufge⸗ 
ſtellten Grundſätzen über die Ehe, die jedoch nur in den 
Generalſtaaten der Niederlande und in England (hier nur auf 
ſieben Jahre) zur Durchführung kamen. Erſt die franzöſiſche 
Revolution ſetzte dieſe Lehrſätze allgemein ins Leben um durch 
Einführung der Zivilehe für das Gebiet der franzöſiſchen 
Republik am 20. September 1792. — Deutſchland hat die 
Zivilehe allgemein ſeit 1. Januar 1876 auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 6. Februar 1875; das BGB. beſtätigte dieſes Ge⸗ 
ſetz mit Ausnahme einiger Punkte. 

II. Beurteilung. 1) Es gibt nur ein e Ehe, welche ihrem 
inneren Weſen nach und unter Chriſten auch der Sakramen⸗ 
talität nach in den Rechtsbereich der Kirche gehört. Doch 
ſtehen dem Staate jene Verfügungen zu, welche die Folgen 
der Ehe auf bürgerlichem Boden betreffen „salva compe- 
tentia civilis potestatis circa mere civiles eiusdem matri- 
monii effectus“ Can. 1016. Solche bürgerlichen Folgen ſind: 
die Beſtimmungen über Mitgift und eheliches Güterrecht; 
über Standes- und Erbrecht; Eintragung der geſchloſſenen 
Ehe in die öffentlichen Regiſter. — Der Kodex vermeidet ge- 
fliſſentlich den Ausdruck „matrimonium civile“, ſondern ge⸗ 
braucht regelmäßig „actus mere eivilis, actus tantum ci- 
vilis“; vgl. Cann. 1075 n. 1; 2388 $ 1. 

2) Vor dem Staate iſt die bürgerliche Ehe die Ehe, 
alſo die eine und eigentliche Ehe, aus der die Rechte und 
Pflichten des Eheſtandes ſich ergeben, wie Vorbedingungen, 
Weſen, unmittelbare Folgen; vgl. z. B. das BGB. §§ 1303-62. 
Auch der „Kaiſerparagraph“ $ § 1588, welcher lautet: „Die 
kirchlichen Verpflichtungen in Anſehung der Ehe werden 
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durch die Vorſchriften dieſes Abſchnittes nicht berührt“, hat 
weder die Abſicht noch die Macht, dem Staate das Weſen der 
Ehe zu entziehen, welches das BGB. ihm einräumt. 

3) Vor der Kirche gibt es keine Zivilehe, ſondern nur 
die Ehe; indes kann manche „Zivilehe“ zufällig (per ac- 
ceidens) eine wirkliche Ehe ſein; vgl. Can. 1098 (Notehe) und 
Can. 1099 (akatholiſche Ehen). 


III. Einteilung. Man unterſcheidet: eine Not-, eine 
Wahl⸗ und eine Zwangszivilehe. 

1) Die Notzivilehe tritt ein, wenn der Staat die 
Ehe überwacht und regelt, weil die Kirche entweder kein Recht 
(berechtigte Notzivilehe) oder keine Möglichkeit hat (ge- 
duldete Notzivilehe), den e Perſonen etwas 
vorzuſchreiben, oder weil der Staat gewiſſe Katholiken ohne 
Grund durch die Kirche in Not verſetzt glaubt (unberechtigte 
Notzivilehe). In Oſterreich z. B. iſt dieſe Notzivilehe 
vorhanden. Wenn ein Katholik dortſelbſt eine von ihrem 
rechtmäßigen Manne geſchiedene akatholiſche Frau heiraten 
will, ſo gewährt ihm der Staat die Notzivilehe, wenn er kirch⸗ 
lich getraut werden kann; in Spanien müſſen die Katho⸗ 
liken die kirchliche Form beobachten; die Zivilehe ſteht nur 
jenen offen, welche ſich für akatholiſch erklärt haben, Fer⸗ 
reres in Th. mor. II n. 989. 

2) Die Wahlzivilehe gewährt den eheſchließenden 
Perſonen die Freiheit, entweder vor dem bürgerlichen Stan- 
desbeamten oder vor dem kirchlichen Religionsdiener ehelich 
zu werden wie in England und in der Tſchechoſlo⸗ 
wa kei, Gel. v. 22. Mai 1919. Vgl. LOS. 1920 S. 92 5 
UPr. Dr. Joh. Schlenz. 

3) Die Z w e ee he (obligatoriſche Zivilehe) 
des S legt allen eheſchließenden Perſonen die Pflicht 
auf, vor dem ſtaatlichen Beamten ehelich zu werden. Die 
Zwangszivilehe beſteht in Belgien, Holland, Italien, 
Portugal (1910), Rumänien, Rußland (1917), 
Schweiz und Ungarn, ebenſo in Argentinien, 
Braſilien, Chile, Mexiko, Uruguay, endlich 
in Deutſchland, hier mit der Verſchärfung, daß die 
Abſchließung der bürgerlichen Ehe die unabweisbare Be⸗ 
dingung für die kirchliche Trauung iſt. 
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IV. Beurteilung. Die Kirche muß der Zwangszivilehe 
gegenüber, mögen auch zufälligerweiſe aus der Einführung 
Vorteile erwachſen, unbedingt ablehnend ſich verhalten. 

Gründe: a) Schaden für Kirche und Religion: Tren⸗ 
nung von Kirche und Staat auf dem Gebiete der Ehe; — 
Beraubung des bisherigen Beſitzſtandes der Kirche (4. B. bis 
1. Jan. 1876 in Bayern); — Förderung der ge Gleich⸗ 
gültigkeit (Indifferentismus). — b) Schädigung der Ehe, des 
Familienlebens, ſomit der Geſellſchaft. — e) Schädigung des 
ſtaatlichen Anſehens; vgl. Hollweck Joſeph: „Das Zivil⸗ 
eherecht des BGB.“, S. 47 ff.; Leitner M.: „Eherecht“, 
3. A., S. 61 f. 


§ 26. Gewalt der Kirche über die Ehe. 

Ganz allgemein ſtellt der Kodex folgenden Leitſatz auf: 
„Baptizatorum matrimonium regitur iure non solum divino, 
sed etiam canonico“ Can. 1016. 

Der Umfang der Kirchengewalt über die Ehe wird in 
folgenden Sätzen umſchrieben: 

1) Das göttliche Recht kann die Kirche in keiner 
Weiſe antaſten oder ändern Cann. 1038; 1060, ſondern nur 
authentiſch erklären. 

Die Kirche kann nicht verfügen, daß der Konſens zum Weſen der 
Ehe nicht notwendig ſei: daß die Impotenz, die Blutsverwandtſchaft 
in der geraden Linie, das Eheband nicht trennende Ehehinderniſſe ſeien 
uſw. — Dagegen hat die Kirche ausdrücklich erklärt, daß die voran⸗ 
gehende, beſtändige und ſichere Impotenz die Ehe nach dem „Natur⸗ 
rechte“ trenne Can. 1068 $ 1; ferner daß die Ehe zwiſchen Blutsver⸗ 
wandten in der geraden Linie und im 1. Grade der Seitenlinie nie⸗ 
mals erlaubt wird, Can. 1076 $ 3. 

2) Die Kirchengewalt kann trennende und verbietende 
Ehehinderniſſe aufſtellen, ſie ganz oder teilweiſe ab⸗ 
ſchaffen und von ihnen dispenſieren Cann. 1038 § 2; 1040. 

3) Nur die oberſte Gewalt in der Kirche beſitzt das 
Recht dieſer Erklärung, Aufſtellung, Abſchaffung und Dispen⸗ 
ſierung, alſo nur der Papſt und das Allgemeine Konzil Cann. 
218; 222; 1038; 1040. Die Ortsordinarien haben 
nur das Recht, in einem beſtimmten Falle, auf eine beſtimmte 
Zeit und aus gerechter Urſache die Ehe zu verbieten; eine 
irritierende Klauſel kann nur der Apoſtoliſche Stuhl anbringen 
Can. 1039. 
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„Verworfen wird eine Gewoh nheit, welche ent⸗ 
weder ein neues Hindernis einführt oder einem beſtehenden 
Hindernis entgegengeſetzt iſt“ Can. 1041. Früher konnte 
durch eine Gewohnheit nicht nur ein partikuläres, ſondern 
auch ein allgemeines Hindernis eingeführt werden; man 
denke an cultus disparitas. 

4) Die Richtergewalt in Eheſachen beſitzt in der 

Regel der Ortsordinarius Cann. 1964; 1557-61. 
5 5) Untertau der Kirchengewalt in Eheſachen iſt 
jeder Getaufte Can. 1038 § 2; Can. 12; — der Unge⸗ 
taufte nur indirekt; vgl. Can. 1070. Die getauften Afatho- 
liken ſind der kirchlichen Ehegeſetzgebung im allgemeinen unter- 
worfen, außer die Kirche hat ausdrücklich anders verfügt; 
vgl. Can. 1099. 


Die Ehehinderniſſe. 
§ 27. Begriff und Einteilung. 

J. Begriff. Ehehindernis iſt ein Kirchengeſetz, welches 
die Ehe behindert, d. h. die Eheſchließung entweder unerlaubt 
oder unerlaubt und ungültig macht Cann. 1035 ff. 

II. Einteilung. Die Einteilung iſt eine acht fache: 

1) Hinſichtlich des Urſprungs in rein kirchenrecht⸗ 
liche, z. B. die geiſtliche Verwandtſchaft, und in kirchenrecht— 
liche Hinderniſſe, die zugleich göttlich rechtlich ſind, z. B. das 
Eheband Cann. 1013 $ 2; 1016; 1038 uſw. 

2) Hinſichtlich der Dispenſierbarkeit in dis⸗ 
penſierbare und undispenſierbare, z. B. Schwägerſchaft erſten 
Grades der Seitenlinie (dispenſierbar); Blutsverwandtſchaft 
erſten Grades der gleichen Seitenlinie (undispenſierbar) 
Can. 1043 ff. 

3) Bezüglich der Wirkung in hemmende oder un— 
erlaubt machende (i. impedientia oder prohibentia) und in 
vernichtende, ungültig machende oder trennende (i. irritan- 
tia, dirimentia), je nachdem ſie eine Ehe nur unerlaubt oder 
auch ungültig machen Cann. 1036; 1058; 1067 (die Über⸗ 
ſchrift vor dieſen Cann.). 

4) Der Ausdehnung nach in ſolche, welche jede 
Ehe hindern, und ſolche, welche die Ehe nur mit ge wiſſen 
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Perſonen behindern (i. absoluta; i. relativa). Dazu bemerkt 
Can. 1036 § 3: Das Hindernis beſteht zu Recht, wenn es auch 
nur 85 einer Seite ſich findet. 


) Der Zeit des Eintretens nach in vorangehende und 
gichrolgende (i. antecedentia, supervenientia); doch ſind die 
Hinderniſſe des Kodex nur vorangehende Can. 1036; das 
ſpäter abgelegte Gelübde iſt mehr eine moraliſche Be⸗ 
hinderung Can. 1058. 

Vor dem 19. Mai 1918 konnten gewiſſe Hinderniſſe auch nach dem 
Abſchluß der Ehe eintreten und die Ehe zwar nicht ungültig machen, 
aber in ihren Wirkungen beſchränken, ſo daß das Recht, die eheliche Pflicht 
zu fordern, verlorenging: die Ehe wurde „hinkend“ (matrimonium 
claudicans): ſo namentlich beim außerehelichen Verkehr des einen Ehe⸗ 
gatten mit den Blutsverwandten des andern (alfinitas illicita super- 
veniens), ſowie bei der cognatio spiritualis subsequens. Dieſe Behin⸗ 
derungen der geſchloſſenen Ehe haben jetzt vollſtändig aufgehört Can. 1036 
$$ 1 und 2 („prohibitio co ntrahendi matrimonium“, nicht prohi- 
bitio utendi matrimonio). 

6) Der Dau er nach in zeitweilige und immerwährende 
(i. temporanea, i. perpetua), wie Alter; Impotenz. 

7) Dem Bekanntſein mach in öffentliche und ge⸗ 
heime (i. publica, occulta). — Offentlich iſt das Hindernis, 
welches im äußeren Forum bewieſen werden kann; ſonſt ist 
es geheim Can. 1037. 

Der Begriff „öffentlich, geheim“ nach Can. 1037 gilt jedenfalls 
für die Gültigmachung einer Ehe. Für die Dispenſen aber der Pöni⸗ 
tentiarie und überhaupt des inneren Forums dürfte der alte Begriff 
von „öffentlich und geheim“ noch gelten, welcher im Can. 2197 nieder- 
gelegt iſt, wonach ein Hindernis öffentlich iſt, wenn ſeine Kunde bereits 
unter das Volk gedrungen iſt oder vorausſichtlich leicht unter das Volk 
dringen wird Can. 2197 n. 1. Näheres hierüber bei Leitner: Ehe⸗ 
recht (3. A.) S. 271. 

8) Der Natur und dem Zwecke nach in öffent⸗ 
lich-rechtliche und privatrechtliche Hinderniſſe (1. juris publici, 
i. privati) Cann. 1586; 1971 $ 1 n. 2, je nachdem das öffent⸗ 
liche oder nur das Privatwohl auf dem Spiele ſteht. 


Die trennenden Ehehinderniſſe. Wir behandeln nun 
die einzelnen Ehehinderniſſe nach dem Geſichtswinkel des 
Ehevertrags, alſo inſoferne entweder der Konſens oder 
das Vertragsobjekt oder die Rechtsfähigkeit 
der Perſonen fehlt. 


„555. 2 
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J. Kapitel. Die Ehehinderniſſe des feh 
lenden Konſenſes. f 
Der Konſens kann fehlen entweder weil der richtige 
Vernunftgebrauch nicht vorhanden iſt oder weil die geforderte 
Willenstätigkeit fehlt. Daraus ergeben ſich folgende Hinder— 
niſſe: Mangel des Vernunftgebrauches; Alter; Irrtum in der 
Sache; Irrtum in der Perſon; Irrtum im Sklavenſtand; — 
Entziehung des Konſenſes; Bedingung; Zwang und Furcht; 
Entführung und gewaltſame Einſchließung. 


§ 28. das Hindernis des fehlenden vernunftgebrauches. 
Defectus usus rationis (amentia). 

J. Quellen: Cann. 1982; 12; 88 § 3; 1081; 1089 8 3. — 
Rota Romana d. 7. Ian. 1918 in Bus coduce n. coram 
Sebastianelli (AAS. 10, 518). 

II. Begriff. Das Hindernis des fehlenden Vernunft— 
gebrauches beſteht darin, daß wenigſtens eine von den Braut- 
perſonen beim Akte der Eheſchließung des Vernunftgebrauches 
entbehrte. Ob das Fehlen ein dauerndes iſt, z. B. 
infolge Geiſteskrankheit, oder ein augenblickliches, 
wie bei Ohnmacht, Bewußtloſigkeit, Trunkenheit, Hypnoſe, 
tut nichts zur Sache. Bei Geiſteskranken kommt es darauf an, 
daß während des Eheſchließungsaktes der Vernunftgebrauch 
weſentlich getrübt war. f 

III. Natur. Dieſes Hindernis gehört dem Natur 
rechte an, denn fehlt der Vernunftgebrauch, ſo fehlt der 
Konſens, der durch keine menſchliche Gewalt erſetzt werden 
kann Can. 1081 $ 1. Die Ungetauften unterſtehen dieſem 
Hindernis. Dispenſe iſt unmöglich. 

IV. Der Nichtigkeitsprozeß wegen Geiſteskrank⸗ 
heit (amentia) gehört zu den ſchwierigen Can. 1990; darum 
hat Can. 1982 für die Beiziehung von Sachverſtän⸗ 
digen geſorgt, zu denen jedoch die bisher verwendeten Arzte 
nicht genommen werden dürfen; letztere gelten als Zeugen 
Cann. 1982; 1978. 

Sehr lehrreich ſind die vom Apoſtoliſchen Stuhle behan⸗ 
delten Fälle, jo die von der 8. C. C. entſchiedenen causae 
Herbipole n. d. 7. Iul. 1883 (AAS. 16, 262 ff.); Tir e- 
viren. d. 22. Iul. 1899 (ASS. 32: 274); Argentinen. 
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d. 23. Nov. 1907 (ASS. 40, 736); dann die bei der Römiſchen 
Rota verhandelten, von denen die ce. Buscoducen. 
(Herzogenbuſch) dd. 15. Maii 1915 et 7. Ian. 1918 (4 A8. 10, 
51726) ſich durch beſonders gründliche Behandlung aus⸗ 
zeichnet. 

V. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
BGB. § 1325 ſtimmt mit dem Kirchenrecht überein, indes iſt 
die „bürgerliche Ehe“ auch nichtig, wenn ein „wegen Geiſtes⸗ 
krankheit Entmündigter“ ehelich wird BGB. § 104. — 
B. Oſterreich. Außer den naturrechtlich Unfähigen können 
auch „die für wahn- oder blödſinnig Erklärten“ einen 
gültigen Ehevertrag nicht errichten Ab GB. §§ 48, 21, 273. — 
C. Das Schweizer Zivilgeſetzbuch beſtimmt im Artikel 
120 n. 2: „Eine Ehe iſt nichtig, wenn zurzeit der Ehe⸗ 
ſchließung einer der Ehegatten geiſteskrank oder aus einem 
dauernden Grunde nicht urteilsfähig war.“ War der 
Grund vorübergehend, ſo kann die Ehe angefochten 
werden Art. 123. 


§ 29. Hindernis des fehlenden Alters. 
Aetas. 

J. Quellen: Cann. 1067; 12; 34; 88; 1042—45; 1082. 

II. Begriff. Dieſes Hindernis beſteht darin, daß eine 
männliche Perſon vor Vollendung des 16., eine weibliche 
Perſon vor Vollendung des 14. Jahrestages der Geburt weder 
erlaubter- noch gültigerweiſe eine Ehe eingehen kann Can. 
1067 § 1. — „Wenn auch die Ehe, nach dem genannten Alter 
eingegangen, gültig iſt, ſo iſt es doch Aufgabe der Seelſorger, 
die jungen Leute von Eheſchließungen in einem für die be⸗ 
treffenden Gegenden zu frühen Alter“ abzumahnen ibi $ 2. 
Die Geſchlechtsreife tritt bekanntlich nicht im gleichen Alter 
ein: Je höher und kälter das Klima, je naturgemäßer, ge- 
ſünder und ſittenreiner die Lebensweiſe, deſto ſpäter; vgl. 
Leitner M.: Eherecht? S. 75 f. 

Das bis zum 19. Mai 1918 geltende Recht. Maß⸗ 
gebend war das Reifealter von 14 bzw. 12 Jahren (Can. 88 § 2). In 
Anlehnung an dasſelbe galten folgende Regeln: a) Fehlte die Reife des 

eiſte ns, jo kam das Hindernis des mangelnden Vernunftgebrauches 
in Frage (oben § 28). — b) Fehlte die geſetzliche Zeit und die Reife des 
Körpers bei Vorhandenſein der Geiſtesreife, ſo hatte man das eigentliche 
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kirchenrechtliche Hindernis des fehlenden Alters, von dem nur äußerſt 
ungern dispenſiert wurde c. 2. De desp. impub. (IV 2). — c) Fehlte 
nur das geſetzmäßige Alter, ſo beſtand an ſich kein Hindernis, indes mußte 
der Ordinarius entſcheiden „utrum malitia sive prudentia suppleret 
aetatem“ cc. 3. 8. 9 (IV 2). — d) Fehlte nur die körperliche Reife, jo 
mußte geprüft werden, ob nicht vielleicht Impotenz der Grund war. 

III. Natur. Das Hindernis des Alters gehört dem 
reinen Kirchenrecht an. Die Ungetauften ſind dem- 
ſelben alſo nicht unterworfen Can. 12. Dispenſe iſt — die 
geiſtige Reife vorausgeſetzt — möglich, auch nach den Cann. 
1043—45, ſonſt nur durch Gewährung des Apoſtoliſchen 
Stuhles; das Hindernis gehört zu denen des höheren 
Grades Can. 1042 82. Im unlösbaren Zweifel über 
das Alter kann der Ordinarius dispenſieren Can. 15; läßt ſich 
das Alter nicht feſtſtellen, ſo genügt die geiſtige Reife Can. 
1082; S. Off. d. 18. Mart. 1903 (ME. 15, 243). 

IV. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
BGB. §§ 1302—06; 1315; 1322; 1331; 2—3; 104106. 
Nichtig iſt die Ehe einer noch nicht ſiebenjährigen Perſon; 
anfechtbar iſt die Ehe einer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſon ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver— 
treters. a) Alle Perſonen können ohne weiteres nach er— 
langter Volljährigkeit (21. Lebensjahr) heiraten; b) Manns⸗ 
perſonen außerdem noch vom vollendeten 18. Lebensjahre 
an; c) Frauensperſonen vom vollendeten 16. Lebensjahre 
an und mit landesherrlicher Befreiung auch vor dieſer Zeit. 
Profeſſor Dr. iur. U. Lampert berichtet in ſeiner Arbeit 
„Zur Beurteilung des perſönlichen Eherechtes im Vorent⸗— 
wurf eines ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuches“ (Baſel 1901) 
S. 27, daß „im Deutſchen Reiche innerhalb 15 Jahren mehr 
als 20 000 Mädchen dieſe Dispenſe erhielten“. — B. Oſt er⸗ 
reich. Das Ehemündigkeitsalter für beide Geſchlechter iſt das 
vollendete 14. Lebensjahr AbG B. 8848, 21. — C. Schweiz 
„Um eine Ehe einzugehen, muß der Bräutigam das 20., die 
Braut das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben“ Art. 96. 


§ 30. das Hindernis des Irrtums in der Lache. 
Error circa rem. 
I. Quellen: Cann. 1082—1085; 16; 104. 
II. Begriff. Zur Klärung des Begriffes dienen die 
Kanones des Kodex. „Wenn ein Irrtum ſich auf das Weſen 
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eines Altes bezieht, ſo iſt dieſer Akt ungültig“ Can. 104. Wenn 
eine Perſon weiß, daß die „Ehe eine dauernde Verbindung 
zwiſchen Mann und Weib zur Kindererzeugung“ iſt (Can. 1082 
§ 1), jo genügt das. Ein Irrtum (allein) bezüglich der 
Einheit oder der Unauflöslichkeit oder der ſa⸗ 
kramentalen Würde, auch wenn er den Ehevertrag 
veranlaßte, iſt kein weſentlicher Irrtum Can. 1084. Ein Irr⸗ 
tum bezüglich der Ungültigkeit (ja jogar die Kenntnis 
dieſer Ungültigkeit) der Ehe ſchließt den Ehekonſens an ſich 
nicht aus Can. 1085. Auch der Irrtum oder die Unkenntnis 
der Mittel zur Kindererzeugung (Can. 1081 $ 2) iſt kein 
weſentlicher Irrtum S. C. C. d. 15. Mart. 1856 in Ba m- 
bergen. et dd. 18. Dec. 1869 et 28. Mart. 1870 (ASS. 5, 
652 f.) — Glaubt jedoch eine Brautperſon in unüberwind⸗ 
lichem Irrtum, die Ehe ſei eine Verbindung von zwei be— 
liebigen Perſonen zu einem Zwecke, der mit der Kinder⸗ 
erzeugung nichts zu tun hat, ſo haben wir einen weſentlichen 
Irrtum, der die Ehe nichtig macht. Dieſe Unkenntnis des 
wahren Weſens der Ehe wird nach Vollendung der Reifejahre 
(14 bzw. 12 Can. 88 $ 2) nicht präſumiert, ſondern muß be- 
wieſen werden Can. 1082 $ 2. 

In der am 6. Auguſt 1881 von der 800. entſchiedenen causa (ME. 
III. 65) war die Kenntnis in der Braut vorhanden, daß die Ehe, eine 
„Verbindung von Mann und Weib zur Erzeugung von Kindern“ ſei, 
allein dieſelbe wollte eine ſolche Verbindung durchaus nicht, ſondern 
nur „eine literariſche Ehe zur Erzeugung von Büchern“ (Maria 
war Schriftſtellerin, beſonders Dichterin; Stanislaus Buchhändler). 
Die Konzilskongregation entſchied die Frage nicht prinzipiell ſondern 
auf dem Umwege der Dispenſation super rato, doch wurde der Frau 
„eine Schwere Buße nach Gutdünken des Ordinarius“ aufgelegt. Dieſe 
Ehe wäre nicht ungültig auf Grund des Can. 1082, wohl aber nach Can. 
1086 $ 2 (davon unten). 

III. Natur. Das in der oben dargeſtellten Begren⸗ 
zung aufgeſtellte Hindernis iſt naturrechtlich. Doch dürfte 
naturrechtlich eine Ehe auch dann ungültig ſein, wenn Un⸗ 
getaufte in dem unüberwindlichen Irrtume bezüglich 
der Einheit oder Unauflöslichkeit der Ehe eine 
Verbindung eingehen, weil ihnen eben die Kenntnis einer 
von Chriſtus 1 Ehe abgeht, Can. 104; 1092 n. 2; — 
S. Off. am 18. (19.) Mai 1892 ad J und am 25. 927 J Mai 1898 
in Siouxormen. (Sioux Falls); vgl. ME. X? 77; Ben. XIV. 
in Syn. J. 13 C. 22 n. 7; Can. 1127. 
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IV. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
BGB. § 1332: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß es 
ſich um eine Eheſchließung handle.“ — B. Oſterreich. 
Kein beſonderes Hindernis AbGB. § 59. — C. Schweiz. 
3GB. Art. 124: „Ein Ehegatte kann die Ehe anfechten, wenn 
er aus Irrtum ſich hat trauen laſſen, ſei es, daß er die 
Trauhandlung ſelbſt oder daß er die Trauung mit 
der angetrauten Perſon nicht gewollt hat.“ 


§ 31. das Hindernis des Irrtums in der perſon. 
Error circa personam. 

J. Quellen: Cann. 1083; 16; 104. 

II. Das Hindernis nach dem Kodex. „Ein Irrtum in 
der Perſon macht die Ehe ungültig“ Can. 1083 $ 1. 
„Ein Irrtum in der Eigenſchaft einer Perſon macht, 
auch wenn ſie den Vertrag veranlaßt, die Ehe nicht ungültig, 
außer der Irrtum in einer Eigenſchaft geht über in einen 
Irrtum in der Perſon“ ibi § 2 n. 1. 

Dieſes Hindernis dürfte wenigſtens nach den Sitten des 
Abendlandes äußerſt ſelten vorkommen; denn es müſſen hier 
alle Fälle ausgeſchieden werden, in welchen eine Brautperſon 
das Vorhandenſein einer Eigenſchaft zur unerläßlichen B e- 
din gung macht (Can. 1092 n. 3). Wenn eine ſolche Be- 
dingung nicht gemacht iſt, jo gilt der alte Grundſatz: Dum- 
modo eonstet de corpore, cetera non nocent. Darum tut der 
Gültigkeit der Ehe keinen Eintrag ein Irrtum (auch durch 
Täuſchung veranlaßt) bezüglich des Vermögens, des Be⸗ 
rufes, der Sitten, der geſchlechtlichen Unverſehrtheit, der 
Geſundheit, des Namens, wie viele EE. des Apoſtoliſchen 
Stuhles beweiſen, z. B. Rota coram Perathoner in Li m- 
burgen. d. 2. Ian. 1913 (ME. 25, 462), et coram Heiner 
d. 16. Apr. 1913 in Ce-Li-Meridio-Oceidentali 
(ME. 26, 265). 

III. Natur. Das Hindernis des Irrtums, wie Can. 
1083 § 1 und § 2 n. 1 es darlegen, iſt naturrechtlich; eine 
Dispenſe iſt darum unmöglich; dagegen kann nach Aufhören 
des Irrtums die Gültigmachung ſtattfinden nach den Can. 
1136. 
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IV. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
Die Ehe it anfechtbar: 1) im Falle des Irrtums in der 
Perſon des Ehegatten BGB. § 1333; 2) im Falle des 
Irrtums über ſolche perſönliche (körperliche, geiſtige, 
ſittliche) Eigenſchaften des anderen Ehegatten, welche den 
(irrenden) Ehegatten bei Kenntnis der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung 
der Ehe abgehalten hätten $ 1333; 3) im Falle einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung auch über Umſtände, welche den Ge⸗ 
täuſchten in gleicher Weiſe abgehalten hätten, BGB. § 1334 J; 
nur bei Täuſchung über Ver mögensverhältniſſe gibt es keine 
Anfechtung a. a. O. II. — B. In Oſterreich gelten die 
Grundſätze des Naturrechtes; a geht AGB. § 58 dar⸗ 
über hinaus bezüglich des Irrtums über die praegnantia 
ab alio, außer bei Mißachtung der Witwenfriſt vgl. $ 121. — 
C. Das Schweizer Recht gleicht dem des Deutſchen 
Reichs, Art. 124— 25 des Schweizer Zivilgeſetzbuches. 


Ss 32. der Irrtum über den Stlavenftand einer perſon. 
Error eirca en servilem. 


I. Quellen: Cann. 1083 $ 2 n. 2; 987 n. 4. — De coniug. 
servorum (IV 9). 

II. Begriff. Dieſes trennende Hindernis beſteht darin, 
daß „eine freie Perſon mit einer vermeintlichen freien Per⸗ 
ſon die Ehe ſchließt, während in Wirklichkeit letztere Perſon 
dem eigentlichen Sklavenſtande angehört“ Can. 1083 § 2 n. 2. 

III. Natur. Wenn auch manche für die Naturrechtlich- 
keit dieſes Hinderniſſes eintreten, ſo ergibt ſich aus der Natur 
der Sache und aus dem Wortlaut des Can. 1083 der Cha⸗ 
rakter eines rein kirchenrechtlichen Hinderniſſes. 
Die Ungetauften ſind nicht gebunden. Dispenſe wäre mög⸗ 
lich, iſt jedoch nicht praktiſch. — Über das Verhältnis der 
Kirche zur Sklaverei vgl. Leitner, Eherechts S. 84. 

IV. Staatliche Beſtimmungen wie oben unter § 31. 


Die bisherigen Hinderniſſe entſprangen dem Mangel 
der zur Eheſchließung notwendigen Kenntnis. Nunmehr 
5 wir dieſe Kenntnis an, ſo 8 die folgenden lediglich 
das Fehlen des weſentlichen W. illensaktes zur Voraus⸗ 
ſetzung haben. 
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§ 55. der freiwillig entzogene Konfens. 
Defectus consensus. 


I. Quellen: Cann. 1081; 1086; 1092; 104. 


II. Begriff. Der Ehekonſens wird dann freiwillig ent- 
zogen, wenn bei Vorhandenſein der äußeren genau beobach⸗ 
teten Eheſchließungsform („verbis vel signis in celebrande 
matrimonio adhibitis“) von einer oder von beiden Braut⸗ 
perſonen der innere Konſens in ſeinem Weſen nicht gegeben 
wird Can. 1086. Dies geſchieht, wenn entweder „die Ehe 
ſelbſt oder jedes Recht auf den ehelichen Akt oder eine der 
Weſenseigenſchaften der Ehe (Einheit und Unauflöslichkeit 
Can. 1013 $ 2) durch ausdrücklichen Willensakt ausgeſchloſſen 
wird“ Cann. 1086 $ 2; 1092 nn. 1. 2. — Dieſe Entziehung des 
Ehekonſenſes kommt hauptſächlich vor: 1. Abſchluß der „bür⸗ 
gerlichen Ehe“; 2. bei Verſtellung (simulatio); 3. bei Scherz. 

Zivilehe. Die Katholiken find nach den Anwei— 
ſungen der Kirche gehalten, beim Abſchluß der Zivilehe nur 
in der Meinung zu handeln, daß ſie dem bürgerlichen Akte 
genügen, ohne eine wahre Ehe zu wollen („mere caeremoniam 
civilem peragere“) Ben. XIV. in Brevi „Redditae sunt no- 
bis“ d. 17. Sept. 1746; S. Poen. Instr. d. 15. Ian. 1866; 
Folgen die Katholiken der Mahnung der Kirche, wofür die 
Vermutung (praesumptio) ſteht, Rota coram Se- 
bastianelli d. 18. Nov. 1918 in Argentinen. (AAS. 11, 358 
sqq.), jo kommt nie eine Ehe vor Gott und der Kirche zu— 
ſtande, mag die „Zivilehe“ gültig, ungültig oder anfechtbar 
ſein. — Setzen aber Katholiken bei dem Zivilakte den wahren 
Ehekonſens, ſo kann ſeit dem 19. Mai 1918 eine wahre Ehe 
nur in den Notfällen des Can. 1098 zuſtande kommen; vom 
19. April 1908 bis 19. Mai 1918 in Deutſchland und Ungarn 
auch bei Miſchehen, wenn beide Teile in Deutſchland (Un⸗ 
garn) geboren waren und der akatholiſche Teil niemals mit 
Bewußtſein zur katholiſchen Kirche gehört hatte; vor dem 
19. April 1908 auch ſonſt, wenn an einem Orte das c. Tametsi 
nicht verpflichtete. — Kann nach den Geſetzen eines Landes 
der bürgerliche Akt der kirchlichen Eheſchließung folgen, ſo 
müſſen Katholiken beim nachfolgenden Zivilakte die gleiche 
Abſicht haben, wie wenn ſie vorher zu ſchließen geweſen wäre, 
nämlich nur dem bürgerlichen Geſetze zu genügen S. C. C. d. 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 13 
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7. Ian. 1899 in Olomucen. (Leitner M.: Eherecht? S. 87). 
— Bei den Ehen der Akatholiken dagegen ſteht die 
Vermutung dafür, daß ſie bei der „Zivilehe“ die eigent⸗ 
liche Ehe ſchließen wollten. Bei den Un getauften 
beſteht kein Zweifel, aber auch die meiſten Häretiker 
wollen mit dem bürgerlichen Akte die wahre Ehe ſchließen, 
jo die Proteſtanten; vgl. Sehling Emil: Kirchenrecht (1908) 
S. 104; anders die morgenländiſchen Schismatiker, 
wenigſtens bisher. 

Verſtellung (Erheuchelung des Konſenſes, simulatio 
sive fictio consensus). Ein erheuchelter Konſens iſt kein Kon⸗ 
ſens; es fehlt die Seele des Vertrages. Freilich der Beweis 
im äußeren Forum iſt ſehr ſchwer zu führen, Innozenz III. 
in c. 26 De spons. (IV 1). Die Umſtände vor, bei und 
nach der Eheſchließung müſſen geprüft werden. Namentlich 
muß die wahre Abſicht des Heuchlers zutage gefördert werden, 
z. B. die Verführung einer unbeſcholtenen Jungfrau e. 26 cit., 
die Erlangung der Mitgift, des Vermögens, der Stellung des 
anderen „Gatten“ S. C. C. in Parisien. dd. 7. Iul. et 1. Sept. 
1883; in altera Parisien. d. 7. Mart. 1885 (ASS. 18, 14-31). 
Die Rechtsannahme ſteht bei einer kirchlichen Ehe für 
den Konſens Cann. 1086 $ 1; 1014. 

Wie der Eheabſchluß mit Verſtellung, jo iſt auch jener 
aus Scherz ſtrafbar. Doch wenn ſich aus der Gemütsanlage 
der Perſon und aus den Umſtänden ergibt, daß es ſich lediglich 
um Scherz handelte, ſo iſt kein wahrer Konſens vorhanden, 
die Ehe darum nichtig. S. C. C. in As culana d. 14. Dec. 
1889, ASS. 22, 529 —46; Gaspari II n. 804. 

III. Natur. Das Hindernis iſt naturrechtlich, trifft alſo 
auch die Ungetauften. Dispenſe iſt unmöglich. Die Gültig⸗ 
machung geſchieht nach Can. 1136. 

IV. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
BGB. § 1332: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten ange⸗ 
fochten werden, der ... eine Erklärung, die Ehe eingehen 
zu wollen, nicht hat abgeben wollen“. — B. In Oſterreich 
und der Schweiz fehlen ausdrückliche Normen. 


S 34. Das Hindernis der Bedingung. 
I. Quellen: Cann. 1092; 104; 1086; 1081 $ 2; 1013; 
1100; 2319 8 1 n. 2. — De conditionibus (IV 5). 
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II. Begriff und Einteilung. Bedingung iſt ein 
Vertragszuſatz, der die Verpflichtung des Vertrages in der 
Schwebe läßt bis zum Eintritt eines künftigen Ereigniſſes. 

Man teilt die Bedingungen ein: a) in Bedingungen 
betreffs der Zukunft (c. de futuro) und ſolche betreffs der 
Vergangenheit oder Gegenwart (c. de prae- 
terito vel praesenti) Can. 1092 (Zeit); 

b) in mögliche und unmögliche ibi n. 1; 

e) in ſittlich erlaubte und unerlaubte ibi 
unn. 1 und 3; 

d) in Bedingungen gegen das Weſen und nicht gegen 
das Weſen der Ehe ibi nn. 1 und 2. 

Erlaubte und mögliche Bedingungen dürfen nur aus 
einem gewichtigen Grunde und mit Erlaubnis des Ordinarius 
dem Ehevertrag beigefügt werden; vgl. Can. 1100 und 
Schäfer P. Timotheus: Eherecht“ S. 167. — Alle übrigen 
Bedingungen (unerlaubte, unmögliche) können nicht ohne 
Sünde beigefügt werden; zielen ſie auf die akatholiſche 
Kindererziehung ab, ſo tritt die dem Ordinarius vorbehaltene 
Exkommunikation ein Can. 2319 § 1 n. 2. 

III. Die beiden Hinderniſſe. A. „Conditio semel ap- 
posita et non revocata, si de futuro licita, valorem matri- 
monii suspendit“ Can. 1092 n. 3. Eine Ehe, eingegangen 
unter einer erlaubten und möglichen Bedingung 
der Zukunft, entbehrt der Gültigkeit, wenn die Bedingung 
nicht in Erfüllung geht; — ſie wird ohne weiteres rechts⸗ 
kräftig mit Eintritt der Bedingung. In der Zwiſchenzeit 
können beide Teile auf die Bedingung oder auf die Ehe ver⸗ 
zichten ce. 3. 5. 6 De cond. (IV 5). — Eine Ehe, eingegangen 
unter einer erlaubten und möglichen Bedingung der Gegen— 
wart oder Vergangenheit, iſt ſofort entweder gültig oder un- 
gültig, je nach der Erfüllung oder Nichterfüllung der Be⸗ 
dingung Can. 1092 n. 4. Doch muß die Kenntnis des Tat⸗ 
beſtandes abgewartet werden. 

B. Eine Bedingung der Zukunft gegen das Weſen 
der Ehe macht dieſe ungültig Can. 1092 n. 2. Dieſe Be⸗ 
dingung kann unerlaubt oder erlaubt ſein; meiſtens iſt ſie un⸗ 
erlaubt. Papſt Gregor IX. gibt folgende drei Bedingungen 
als gegen das Weſen der Ehe verſtoßend an: 

13⸗ 
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1) Contraho tecum, si generationem prolis 
evites (bonum prolis). 

2) Contraho tecum, donec inveniam aliam honore 
vel facultatibus digniorem (bonum sacramenti). 

3) Contraho tecum, si pro quaestu adulteran- 
dam te tradas (bonum fidei); vgl. Cann. 1015 $ 2; 1081 
$ 2. — Der Zuſatz muß, ſoll er die Ehe ungültig machen, als 
unerläßliche Bedingung beigefügt werden im 
inneren und äußeren Forum. — An der Gültigkeit ändert 
eine erſt nach Eheabſchluß aufgeſtellte Bedingung nichts; 
denn matrimonium semel validum, semper validum. 

Joſephsehen ſind gültig, wenn zwar ein Vorſatz 
oder ein Gelübde der vollen Enthaltſamkeit vorliegt, nicht 
aber eine unerläßliche Bedingung. Manche, unterſcheidend 
zwiſchen ius und usus juris, nehmen an: Wird das jus aus⸗ 
geſchloſſen, ſo fällt die Ehe, ſonſt beſteht ſie zurecht. Daß 
man Recht und Gebrauch des Rechtes unterſcheiden könne, 
leiten ſie a) von Eigentumsrecht an Sachen; b) vom Verzicht 
auf den Gebrauch nach Abſchluß der Ehe ab. Aber Eherecht 
und Eigentumsrecht an Sachen ſind nicht gleich. Dann kann 
die einmal geſchloſſene Ehe nicht aufgehoben werden; vgl. 
impotentia superveniens. Den Unterſchied zugegeben, 
kommt doch durch die Verpflichtung zum Nichtgebrauch eine 
Ehe nicht zuſtande, da der Hauptzweck unerreichbar iſt 
Can. 1013 und da die ehetrennende Bedingung „Si generati- 
onem prolis evites“ vorliegt. 

IV. Die ſtaatlichen Beſtimmungen in D., O. und Schw. 
erlauben die Beifügung von Bedingungen nicht. 


§ 35. Das hindernis der Gewalt und Furcht. 
Vis et Metus. 
I. Quellen: Cann. 1087; 103; 1684-85; 2205; 2218 
§ 2; vgl. Cann. 542 n. 1; 2352. 

II. Begriff. Gewalt bedeutet: a) eine Nötigung 
der äußeren Handlung (Zwang); b) die Beeinfluſſung der 
menſchlichen Freiheit als Korrelat zur Furcht. Im zweiten 
Sinne aufgefaßt, fällt die Erörterung der Gewalt mit 
jener der Furcht zuſammen. Zwang im eigentlichen Sinne 
aber macht das Zuſtandekommen einer Ehe unmöglich. 
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Darum jagt Can. 103 $ 1: „Actus quos persona sive physica 
sive moralis ponit ex vi extrinseca cui resisti non possit, 
pro infectis habentur“, wie das bisherige Recht. 

Furcht im allgemeinen iſt ein „Schwanken des Geiſtes 
um einer gegenwärtigen oder zukünftigen Gefahr willen“; 
e 2 

Über die Furcht als trennendes Ehehindernis äußert ſich 
Can. 1087 $ 1: „Invalidum est matrimonium initum ob 
vim vel metum gravem ab extrinseco et iniuste incussum, 
a quo ut quis se liberet, eligere cogatur matrimonium“. 
Demnach muß die Furcht, ſoll fie trennendes Ehehindernis 
ſein, vier Erforderniſſe aufweiſen, ſie muß a) ſchwer; b) von 
außen her; c) ungerecht und d) zur Erzielung des ehelichen 
en es eingeflößt fein. 

) Die Furcht muß ſchwer ſein in Anbetracht aller 
one alſo der Größe des 1 der Nähe der Ge⸗ 
15 der Beſchaffenheit der Perſ on, welche Furcht er⸗ 
leidet. 

Schwere Furcht iſt auch gegeben, wenn Furcht ſich mit 
Ehrfurcht paart (metus reverentialis). Die S. Rota 
entſchied einen merkwürdigen Fall von metus reverentialis. 
(Verweigerung der heiligen Sakramente durch den Apoſto— 
liſchen Vikar) Rota coram Sebastianelli d. 10. Maii 1918. 

b) Von außen her muß die Furcht kommen, alſo 
von einer freitätigen Urſache. Doch iſt es im weſent⸗ 
lichen gleich, ob die beteiligte Perſon den Zwang ausübt oder 
eine dritte. 

e) Ungerechterweiſe muß die Furcht eingeflößt 
ſein, d. h. das angedrohte Übel muß gegen die Gerechtig— 
keit verſtoßen, was beſonders bei Entziehung eines Vorteils 
(luerum) von Bedeutung iſt. 

d) Zum Eintritt des Hinderniſſes iſt notwendig eine 
Furcht, „zu deren Beſeitigung der Furchtleidende ſich ge— 
zwungen ſieht, die Ehe zu wählen“. 

Alſo nicht notwendig der Furchteinflößer, ſondern der 
Furchtleidende gibt die Richtung auf die Ehe. 

Sind die vier Erforderniſſe gegeben, ſo liegt auch das 
Hindernis vor; fehlt dagegen nur eines der Erforderniſſe, 
fo iſt die Ehe gültig Can. 1087 8 2. 
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III. Natur. Zwang verungültigt die Ehe nach dem 
Naturrechte. Furcht dagegen verungültigt die Ehe ſicher nach 
dem Kirchenrechte, nach dem Naturrechte aber nur ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich; dagegen Sanchez, Schmalzgrueber, Fei⸗ 
je, Gaſparri u. a., ſo daß man bei Ungetauften die den⸗ 
ſelben günſtigere Anſicht anwenden darf; S. Rota coram Se- 
bastianelli d. 10. Maii 1918 (AAS. 11, 89—93). — Die Gültig⸗ 
machung geſchieht nach Can. 1136. 

IV. Staatliche Beſtimmungen. A) Deutſchlan d. 
BGB. § 1335. Die Ehe iſt anfechtbar unter denſelben 
Vorausſetzungen wie im Kirchenrecht. — B) Oſterreich 
hat das gleiche Recht wie die katholiſche Kirche. Ab B. § 55. 
— C) Das Schweizer Recht gleicht dem in Deutſchland. 
A. 126. 


§ 36. Das Hindernis des Raubes (der Entführung). 
Raptus. 

I. Quellen: Cann. 1074; 1087; 2353—54; — Triden- 
tinum sess. 24. c. 6. de r. m. 

II. Begriff. Raub oder Entführung iſt die gewaltſame 
Entfernung einer Frauensperſon von einem Orte an einen 
nicht ſicheren Ort zum Zwecke der Eheeingehung Can. 
1074 8 1. 

a) Die Gewalt kann ſich betätigen durch phyſiſche 
oder moraliſche Mittel (Überliſtung). 

b) „Frauensperſon, mulier“ bedeutet jede 
Frauensperſon mit Ausſchluß der Männer. 

c) Zum Raube gehört notwendig eine Verände⸗ 
rung des Ortes; jedoch hat Can. 1074 § 3 das Hindernis 
ausgedehnt auf die „gewaltſame Zurückhaltung oder 
Einſchließung an einem bisher freien Orte“ (retentio 
oder detentio violenta). 

d) Wie Can. 1074 betont, muß die Entführung oder Ein⸗ 
ſchließung zum Zweck der Eheſchließung geſchehen; 
das Hindernis wäre bei anderen Zwecken nicht gegeben. 

e) Einteilung. Man teilt das Hindernis der Ent⸗ 
führung ein: 1) in ein Hindernis der eigentlichen Entführung 
und ein Hindernis der Einſchließung. — 2) Früher unter⸗ 
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ſchied man den raptus violentiae und den raptus s e- 
ductionis, endlich die fug a. 

III. Aufhören. Das Hindernis hört auf: a) von ſelbſt; 
b) durch kirchliche Dispenſe. — Wird der bisher unſichere Ort 
ein ſicherer und freier, ſo hört das Hindernis von ſelbſt auf. — 
Von dem rein kirchenrechtlichen Hindernis der 
Entführung uſw. gibt es Dispens nach den Cann. 1043 sqq.; 
ſonſt dispenſiert nur der Apoſtoliſche Stuhl; denn raptus iſt 
ein Hindernis höheren Grades Can. 1042 88 2 et 3. 

IV. Die Strafen ſind ausgeſprochen in den Cann. 
2353—54; damit ſind die tridentiniſchen beſeitigt; doch iſt 
die Pflicht der Verſorgung geblieben; vgl. Leitner M.: 
Eherecht (3. A.) S. 103. 

V. Staatliche Beſtimmungen. A) Deutſchland. 
Das BGB. kennt kein eigenes Hindernis der Entführung; 
doch gehören hieher BGB. §§ 1304, 1305; 13335; RSGB. 
§§ 236 und 237. — B) Oſterreich wie im alten Kirchen⸗ 
recht. — C) Schweiz wie in Deutſchland. 

II. Kapitel. Das fehlende Vertragsobjekt. 

Vertragsgegenſtand des Ehevertrages iſt nach Can. 1081 
§ 2: das „ius in corpus, perpetuum et exclusivum, in ord ine 
ad actus per se apt os ad prolis generationem“. Sit nun 
die Körper⸗ oder die Nervenbeſchaffenheit einer Perſon der⸗ 
art, daß ſie die für die Kindererzeugung tauglichen Akte nicht 
ſetzen kann, ſo vermag ſie unmöglich ein entſprechendes Recht 
andern zu übertragen; es fehlt alſo die Möglichkeit, den Ver⸗ 
trag zu erfüllen. Dies iſt gegeben bei dem gejchlechilichen Un⸗ 
vermögen. 


§ 37. das Hindernis des geſchlechtlichen Unvermögens. 
Impotentia. 

I. Quellen: Cann. 1068; 1963; 1966 sqq.; 1975—81. 
— Sixti V. Const. „Cum frequenter“ d. 27. Ian. 1587. 

II. Der Geſetzestext: „Impotentia antecedens et per- 
petua, sive ex parte viri sive ex parte mulieris, sive alteri 
cognita sive non, sive absoluta sive relativa, matrimonium 
ipso naturae jure dirimit ($ 1). — Si impedimentum impo- 
tentiae dubium sit, sive dubio juris sive dubio facti, matri- 
monium non est impediendum (5 2). — Sterilitas matrimo- 
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nium nec dirimit nec impedit ($ 3)“ Can. 1068. Daraus er⸗ 
gibt ſich der Satz: Das ſichere vorangehende und 
ſtändige Unvermögen iſt nach dem Natur⸗ 
rechte ein trennendes Ehehindernis. 

Erläuterung: 1) Begriff. Der Kodex gibt 
keine Begriffsbeſtimmung von „impotentia“. Wir erfahren 
nur, daß das „Unvermögen“ auf ſeiten des Mannes oder 
des Weibes oder auf beiden Seiten ſein kann Can. 1068, 
daß eine körperliche Unterſuchung hierüber Aufſchluß 
geben kann, freilich nicht immer Cann. 1976 sq., endlich daß 
die Unfruchtbarkeit (sterilitas) allein kein Ehehinder⸗ 
nis bildet Can. 1068 § 3. Wir müſſen aljo, um den Begriff 
zu gewinnen, zu den ſicheren Reſultaten des früheren Rechtes 
und der allgemein angenommenen Gelehrtenanſicht uns 
wenden. Darnach iſt Impotenz „die Unfähigkeit 
den vollſtändigen Geſchlechtsverkehr zu 
pflegen“. Zum vollſtändigen Geſchlechtsverkehr gehört 
nach allgemeiner Anſicht wenigſtens die Einführung 
des männlichen Gliedes in die Scheide des Weibes mit dem 
hiebei erfolgten Samenerguß, Gas parri P.: Tract. de 
matr. I? n. 510. 


Darum iſt Impotenz ſicher gegeben, a) wenn dem Manne 
beide Hoden (testes, testiculi) vollſtändig fehlen, Six- 
tus V. im Breve „Cum frequenter“ d. 27. Iun. 1587: Die 
Ehen von „eunuchi et spadones utroque teste caren- 
tes“ find null und nichtig; ein Samenerguß ift ja unmög⸗ 
lich; das Fehlen kann durch Natur oder Menſchen⸗ 
eingriff veranlaßt ſein Mt 19, 12; b) wenn es unmöglich 
iſt, in ſittlich erlaubter Weiſe den männlichen Samen we⸗ 
nigſtens in die Scheide des Weibes zu bringen. Es iſt Grund⸗ 
ſatz der Sakramentenkongregation: Non sufficit copula vul- 
varis, sed requiritur copula vaginalis i. e. copula intra 
orificium vaginae. 

1) Die Gründe der Unmöglichkeit werden in den Dekretalen Gre⸗ 
gors IX. angegeben: „De frigidis, et maleficiatis, et de impotentia 
coeundi“. Die Impotenz kann alſo begründet fein in Fehlern der Or⸗ 
gane („impotentia“) oder der Nerven („frigidi et maleficiati“). Beim 
Mann kann das Glied fehlen, verkümmert, durch anormale Harnröhren⸗ 
mündungen unbrauchbar ſein; beim Weibe kann der Zugang zur Scheide 
ganz oder zum Teile verſchloſſen ſein. Auf dem Gebiete der Nerven 
liegt die frigiditas, die vollſtändige Unempfindlichkeit gegenüber ſexuellen 
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Reizen, oft beſchränkt auf gewiſſe Perſonen; dann die „caliditas“, von 
welcher der Aquinate ſchon jagt: „Haec impotentia rarissima aut vix 
unquam contingit“ in 4 D. 34 q. 1 a. 2 ad 6; das „maleficium“, die 
Verhexung wäre gegeben, wenn durch Einfluß der böſen Geiſter das 
geordnete Geſchlechtsleben behindert würde, Tob 6, 14 ff.; 7, 11 f.: 
Santi-Leitner IV 15 n. 2. Auf ſeiten des Weibes tritt der „Va- 
ginismus“ d. h. „die krankhafte Zuſammenſchnürung des Schließ- 
muskels des introitus vaginae bei jedem Verſuche zur copula, ja bei 
jeder Berührung“ (Capellmann⸗Bergmann: „Zfaſtoralmedi⸗ 
zin“ n' S. 302) dem Geſchlechtsbermögen entgegen; vgl. Leitner: 
Eherecht? $ 66 B. ©. 405. — 2) Impotenz iſt auch dann gegeben, wenn 
die Geſchlechtsvereinigung nur auf ſündhafte Weiſe möglich iſt, 
z. B. durch iniectio seminis artificialis, welche Leo XIII. durch das 
heilige Offizium als ſittlich unerlaubt verwarf S. Off. d. 24. (26.) Mart. 1897. 


2) Indes gibt es auch Gelehrte, welche zum vollſtändigen 
Verkehre die Möglichkeit fordern, daß der Verkehr 
fruchtbar iſt, alſo die potentia generandi. 

Papſt Sixtus V. hat das für die Männer klar und deutlich ge— 
fordert, Breve „Cum frequenter“ d. 27. Iun. 1587; denn die Geſchlechts⸗ 
vereinigung iſt nicht ſelten den „castrati utroque teste carentes“ mög⸗ 
lich; ſo ſagt Magnus Hirſchfeld in ſeinem Werke „Geſchlechtliche 
Entwicklungsſtörungen“ (1917) S. 24: „Sexuelle Bedürfniſſe bei Ka⸗ 
ſtraten, verbunden mit potentia coeundi, ſind außer Zweifel geſtellt“. 
Die Spermatozoen ſind das Zeugungselement des Mannes. Iſt dieſes 
zur copula perfecta notwendig, ſo geht der Schluß dahin, daß auch die 
Erreichbarkeit des weiblichen Zeugungselementes (ovulum femineum) 
notwendig ſei. Nur dann iſt ein wahrer Geſchlechtsverkehr denkbar, 
der den Hauptzweck der Ehe „procreatio atque educatio prolis“ Can. 1013 
$ 1 ermöglicht und darum menſchenwürdig iſt; vgl. Can. 1081 § 2. Ent⸗ 
behrt nun ein Weib vollſtändig der beiden Eierſtöcke oder Eileiter oder 
der Gebärmutter, ſei es von Natur, ſei es durch Menſcheneingriff, oder 
iſt der Zugang zum weiblichen Zeugungselemente von der erreichbaren 
Scheide aus vollſtändig verrammelt, ſo nehmen manche auch in dieſem 
Falle nicht nur Unfruchtbarkeit, ſondern Unvermögen an, ſo An to- 
nelli Jos.: Medieina pastoralis II 410 sqq.; Knecht Aug.; Grundriß 
des Eherechtes (1918) $ 201; Lehm kuh! Aug., S. I.: Theol. mor. 42 
II n. 975; Leitner M.: Eherechts § 26 S. 104 f.; Noi din Hier., S. I.: 
Summa theol. mor. n. 82; Ross et M.: De sacr. matrimonii nn. 14068. ; 
Sant i: Praeleetiones IV 15 n. 1; Schnitzer Joſ.: Eherecht S. 3551; 
Wernz Fr. X., S. I. IVꝭ n. 345 not. 34. Freilich der Apoſtoliſche Stuhl 
hat in nicht wenigen Entſcheidungen des heiligen Offiziums und der Sa— 
kramentenkongregation ſeit 1887 ausgeſprochen: Matrimonjum non esse 
impediendum, quando utrumque ovarium cum vel sine oviductibus 
et utero deest; vgl. Leitner M.: Eherecht? S. 106. 


3) Unfruchtbarkeit (sterilitas) iſt der Zuſtand 
einer Perſon, welcher trotz des normalen Geſchlechtsverkehrs 
die Empfängnis ausſchließt. 


= ; 
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Die Beiſpiele des Alten Bundes (Sara; Rebekka; Rachel; Anna, 
Mutter des Samuel; Eliſabeth, Mutter des Johannes uſw.) bereiten 
nicht undeutlich die Jungfrauengeburt Mariens vor. — Es gibt Mittel 
zur Beſeitigung der Unfruchtbarkeit: natürliche (Entfettung, Nil⸗ 
waſſer) und übernatürliche (Gebet Gn 25, 21; 30, 22; I 
10—20; Lk 1, 13; — Wallfahrten 1 Sm 1, 3 ff.: in Schildthurn, Bistums 
Paſſau, berühmte Marianiſche Gnadenſtätte (ſilberne Wiege mit Kind) 
vgl. Statiſtiſche Beſchreibung des Bistums Paſſau ©. 424. 

4) Einteilung. Das geſchlechtliche Unvermögen 
kann a) dem Eheabſchluß vorangehen oder nach⸗ 
folgen; — b) zeitweilig oder beſtändig (perpetua i.); 
— c) unbeſchränkt (i. absoluta) oder beſchränkt 
(relativa) ſein hinſichtlich der Perſonen des anderen Ge⸗ 
ſchlechtes; — d) unzweifelhaft (ſicher, i. certa) oder 
dem Rechte oder der Tatſache nach zweifelhaft ſein 
Can. 1068 $ 2. Ob das Unvermögen auf ſeiten des Mannes 
oder der Frau oder auf beiden Seiten iſt; ob der andere Teil 
ſie kennt oder nicht, hat keine weſentliche Bedeutung. 

Zu a) Tritt die Impotenz ein nach dem Eheabſchluß, aber vor dem 


Jerſten ehelichen Verkehr, jo iſt die Ehe gültig, doch unvollzogen, darum 


Dispenſe nach Can. 1119 möglich. 

Zu b) Als beſtändig gilt die Impotenz, wenn ſie nur durch ein 
Wunder, eine ſittlich unerlaubte Handlung (z. B. fecundatio artificialis) 
oder einen lebensgefährlichen Eingriff beſeitigt werden kann. Die Kirche 
hat in früherer Zeit die Dreijahrsprobe (tentamen triennale) auferlegt 
und dieſe iſt auch heutzutage in manchen Fällen zu empfehlen. Seminatio 
ad orificium vaginae saepius tentata efficere potest graviditatem, sive 
semen attrahatur in interiora mulieris organa sive copula tandem va- 
ginalis evadat. — Ein merkwürdiger Fall aus der Kriegszeit gehört hie⸗ 
her. Ein 29jähriger Gefreiter erhielt am 13. Juni 1915 eine Schußver⸗ 
letzung, welche die beiden Hoden und die Urethra ſchwer beſchädigte. 
Am nächſten Tage wurden wegen hohen Fiebers und drohender All- 
gemeininfektion beide gangränöſen Hoden entfernt, infolgedeſſen 
die regelmäßigen Erſcheinungen der Kaſtration eintraten. Am 31. Au⸗ 
guſt 1915 wurde im Wiener Lazarett durch die beiden Arzte Dr. Eugen 
Steinach, bekannt durch die Verſuche künſtlicher Verjüngung, und 
Dr. Robert Lichtenſtern die kryptorchiſtiſche Hode eines im gleichen 
Lazarett befindlichen 40jährigen Mannes in den Organismus des ver⸗ 
ſtümmelten Gefreiten in erfolgreicher Weiſe übertragen, ſo daß 
alle Merkmale des Unvermögens geſchwunden ſind und er zu heiraten 
gedenkt; vgl. Münchener Medizin. Wochenſchrift vom 6. Mai 1916 (Be⸗ 
richt des Dr. Rob. Lichtenſtern) und Magnus Hirſchfeld: Geſchlechtl. 
Entwicklungsſtörungen (1917) ©. 18—21; ſowie Journal Amer. soc. d. 
assoc. 1913, wo Dr. Lepinaſſe einen ähnlichen Fall erzählt. Hätte 
der Gefreite nach der vollſtändigen Entfernung der Hoden (am 14. Juni 
1915) geheiratet, jo wäre dieſe Ehe ungültig geweſen gemäß der Kon⸗ 
ſtitution „Cum frequenter“ Sixtus' V. vom 27. Juni 1587. Wurde nun 
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durch die Operation am 31. Auguſt 1915 das geſchlechtliche Vermögen 
wiederhergeſtellt, ſo ward dadurch die „Ehe“ nicht gültig Can. 1133, 
außer die beiden „Eheleute“ waren ungetauft. — Man kann auch nicht 
einwenden, daß hier keine i. perpetua vorliege, weil zur Beſeitigung 
des Hinderniſſes weder eine lebensgefährliche Operation noch ein Wunder 
noch eine ſündhafte Handlung erfordert war. — Denn die Impotenz iſt 
auch dann eine „perpetua“, wenn die Heilung hievon ſich als etwas ganz 
Außerordentliches (Vorſicht angebracht) darſtellt; vgl. Papſt In no⸗ 
zenz III. in c. 6. De frigidis (IV 15). — Wenn der Gefreite erſt nach 
dem 31. Auguſt 1915 ſich verehelicht hätte, ſo wäre die Ehe gültig geweſen. 
5 Zu c) Das unbeſchränkte Unvermögen ſchließt den Verkehr mit 
jeder Perſon anderen Geſchlechts aus, während die i. relativa ſich 
nur auf beſtimmte Perſonen bezieht, wie der intereſſante Fall von Olinda 
(Braſilien) beweiſt. Ein Mann kann potent ſein gegenüber einer vidua 
vel deflorata, während ein regelrechter Verkehr mit einer virgo unmög- 
lich iſt (ASS. 19, 499; Eherechts S. 112). 

Zu d) Iſt das Unvermögen dem Rechte oder der Tatſache nach 
zweifelhaft, jo iſt praktiſch kein Hindernis gegeben Can. 1068 $ 2. 
Daraus werden uns erklärlich die EE. des Apoſtoliſchen Stuhles be- 
treffend Frauen ohne uterus, oviductus, ovaria. Deshalb könne auch 
einem Manne die Ehe nicht verwehrt werden, wenn Zweifel beſtänden, 
ob die Hoden vollſtändig beſeitigt ſind. Die Ehe betagter Leute 
iſt gültig und erlaubt, ſolange das Unvermögen nicht klar feſtſteht. 

Das trennende Ehehindernis der Impotenz iſt 
alſo vorhanden, wenn ſie vorangehend, dauernd 
und gewiß iſt. 

III. Natur und Dispensmöglichkeit. Das Hindernis 
it naturrechtlich, bindet alſo auch die Ungetauften. 
Wird es dem Seelſorger vor dem Eheabſchluß bekannt, ſo 
muß er mit allen Mitteln demſelben ſich widerſetzen. Wenn 
aber die Impotenz erſt nach Eheeingehung zutage tritt, ſo 
darf ſie nur dann diſſimuliert (vivere uti frater et soror) 
werden, wenn ſie geheim bleibt und keine Gefahr der Unent⸗ 
haltſamkeit die Gatten bedrängt, ſonſt kann und muß der 
Ehegatte oder der Rechtswart Nichtigkeitsklage ſtellen Can. 
1971 5 Ian. 1. 2. 

IV. Vasektomie (vasectomia) iſt die Durchſchneidung 
des vas deferens, des Samenleiters auf beiden Seiten, zum 
Zwecke der Ableitung des Samens (sterilisatio seminis vi- 
rilis); dabei müſſen aber die Nerven, Arterien und Venen, 
welche mit dem Samenleiter den Samenſtrang (kuniculus 
spermaticus) bilden, erhalten bleiben. Die vasectomia be⸗ 
wirkt das trennende Hindernis der Impotenz nur dann, 
wenn fie der Ehe vorangeht und beſtändig d. h. jo 
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beſchaffen iſt, daß ſich die zerſchnittenen Teile nicht mehr ver⸗ 
einigen laſſen wegen „Atrophie“. Wird die Operation nach 
geſchloſſener Ehe vorgenommen, ſo kann der Verkehr bis zur 
endgültigen Entſcheidung der Frage durch den Apoſtoliſchen 
Stuhl geſtattet werden; vgl. Ferreres J. B., S. I.: De 
vasectomia duplici (Madrid 1913). 


V. Staatliche Beſtimmungen. A. In Deutſchland 
gibt es kein eigentliches Hindernis des geſchlechtlichen Un⸗ 
vermögens; meiſt werden BGB. § 1333 (Irrtum) oder § 1334 
(Täuſchung) geltend gemacht. B. In Oſterreich beſteht 
das gleiche Hindernis wie im Kirchenrecht AbGB. $ 60. — 
C. In der Schweiz fehlt ein eigenes Hindernis der Im⸗ 
potenz; anders in Italien § 107 des Codice civile. 


VI. Die Ehen der Zwitter. 1) Zwitter (Herma⸗ 
phroditen, Androgynen) ſind Menſchen, in welchen die we⸗ 
ſentlichen Organe der beiden Geſchlechter, ſei es doppelt, ſei 
es einfach, ſich vereint finden (wahre Zwitter: doppelſeitig, 
einjeitig); Beiſpiele bei Magnus Hirſchfeld: „Sexuelle 
Zwiſchenſtufen“ (1918) S. 85 ff. — Menſchen, deren Ge- 
ſchlechtsorgane ſo geſtaltet ſind, daß ſie für Organe eines jeden 
Geſchlechtes gehalten werden können, ſind falſche oder 
Scheinzwitter, z. B. Maria Dorothea Derrier 
(Eherecht? S. 113); vgl. auch M. Hirſchfeld a. a. O. 
S. 23 ff. 

2) Praxis der Kirche. Der Seelſorger befrage 
ſtets den Ordinarius oder den Apoſtoliſchen Stuhl, wenn ein 
Fall von Zwittertum an ihn herantritt. Dieſe werden die 
Beiziehung eines oder mehrerer Sachverſtändigen anordnen. 

Iſt ein Geſchlecht vorherrſchend, ſo kann nach möglichſter 
Klarſtellng der Eheabſchluß nach dieſem Geſchlechte geſtattet 
werden. Wäre Gleichheit des Geſchlechtsvermögens vor— 
handen und würde die Gefahr der Unenthaltſamkeit drängen, 
ſo müßte die alte Regel befolgt werden: „Eligat cui (sexui) 
se dicat ... et iuret quod de cetero alio non utetur“, Kard. 
Hostiensis bei Freiſen S. 344. — Nach der Eheeingehung 
kann ſich herausſtellen, daß der Ehegatte überhaupt oder 
nach dem von ihm gewählten Geſchlechte impotent iſt. Hier 
ſind die Regeln über Nichtigkeitserklärung der Ehe wegen 
Impotenz zu befolgen. — Wichtig iſt die Beurteilung der 
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Zwitter auch bei der Wahl des Ordens⸗ und namentlich 
des Prieſterſtandes Can. 968 § 1; „Handbuch“ 12 
G. 141; 3955 129 f.; 372. 

Der bekannteſte Fall von hermaphroditismus verus iſt der von 
Profeſſor Garr é am 24. November 1912 im Verein für wiſſenſchaft— 
liche Heilkunde in Königsberg vorgeſtellte; vgl. Walter Sim on im 
172. Bande von „Virchows Archiv“. Andere Fälle bei M. Hirſchfeld: 
„Sexuelle Zwiſchenſtufen“ (1918) S. 85; O. Uffreduzzi: „Erma- 
froditismo vero dell'uomo in Archivo per le scienze mediche“ Bd. 34, 
Nr. 13, 1910 und bei anderen. 


III. Kapitel. Mangel der Rechtsfähigkeit 
der Perſonen. 

Perſonen entbehren der Rechtsfähigkeit, weil fie ent- 
weder einem Lebensſtande bereits angehören (Standes— 
hinderniſſe); oder in allzunaher Verbindung ſtehen (Ver⸗ 
wandtſchaftshinderniſſe; Verbrechen); oder dem Glaubens— 
ſakramente nach ſich zu ferne ſtehen; endlich kann eine Rechts- 
unfähigkeit eintreten durch Nichtbeobachtung der Ehejchlie- 
ßungsform. 


Standeshinderniſſe. 


§ 58. Das Hindernis des Ehebandes. 
Ligamen. 

I. Quellen: Cann. 1069; 1013 $ 2; 1118—27; 1142; 
1960—92; 542 n. 1; 984 n. 4; 2356. 

II. Begriff. Das Hindernis des Ehebandes beſteht 
darin, daß eine Perſon, einmal gültig verehelicht, vor Auf— 
löſung dieſer Ehe eine weitere Ehe nicht eingehen kann. 

A. Erläuterung. 1) „Eine Perſon“ will ſagen, daß 
dieſes Recht für alle Geltung hat: für Getaufte und Un⸗ 
getaufte; für Mann und Weib. — 2) Iſt eine Ehe nicht 
gültig, ſo iſt das Hindernis des Ehebandes nicht gegeben, 
auch wenn die Ehe für gültig angeſehen wird (Putativehe 
Can. 1015 $ 4). — 3) Das Eheband beſteht, ob die Ehe voll⸗ 
zogen wurde oder nicht; Can. 1069 § 1. — 4) Die Auf⸗ 
löſung der Ehe iſt nur nach göttliche m Rechte möglich, 
Mt 19, 6; Can. 1013 § 2. a Br 

B. Beurteilung der Verehelichung mit 
mehreren Perſonen zugleich. 1) Es iſt Dogma 


VE TEN SE 
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der katholiſchen Kirche, daß es Chriſten nicht erlaubt ſei, 
mehrere Frauen zu gleicher Zeit zu haben, und daß dies durch 
göttliches Recht verboten iſt Trid. sess. 24 en. 2; Can. 10138 2. 
— Der Beweis hiefür ergibt ſich: a) aus Mt 5, 28; 1 Kor 7, 
1 ff.; b) aus der beſtändigen Lehre und Praxis der Kirche. Die 
Geſchichte beweiſt, daß die katholiſche Kirche unentwegt für 
die Einheit und Unauflöslichkeit der Ehe, auch gegen Große 
und Mächtige aufgetreten iſt, während die „Reformatoren“ 
ungefähr zwanzig Jahre nach Beginn der „Reinigung der 
Kirche von den Greueln des Papſttums“ dem Landgrafen 
Philipp von Heſſen die Vielweiberei geſtatteten 
(4. März 1540), quia „paupercula et miserabilis ecelesia — 
sc. Lutherana — erat ind.gens probis dominis regentibus“. 


Gegen die katholiſche Kirche konnte man überhaupt nur mit zwei 
Angriffsobjekten vorgehen: a) mit dem Roman der Doppelehe des Grafen 
Ernſt von Gleichen, einer Erzählung, welche auch die Akatholiken in das 
Reich der Fabeln ſchon längſt verwieſen haben; — b) mit der ungeklärten 
Doppelehe Napoleons I. Napoleon war zuerſt nur bürgerlich, 9. März 1796, 
dann am 1. Dezember 1804 nachmittags 4 Uhr durch Kardinal Feſch 
mit Joſephine Beauharnais verbunden geweſen: im Frühjahr 1810 
heiratete er die Erzherzogin Marie Luiſe von Oſterreich. Das Pariſer 
Diözeſan⸗ und Metropolitangericht hatte für die Ungültigkeit der erſten 
Ehe Napoleons ſich entſchieden: der Apoſtoliſche Stuhl fällte überhaupt 
kein Urteil in der Sache. Schnitzer hält in ſeinem „Eherecht“ (5. A.) 
S. 671 die beiden Pariſer Urteile für Fehlurteile. Allein die Sache 
iſt bis jetzt nicht geklärt. — Andere Beiſpiele von Vielweiberei bei den 
Andersgläubigen finden ſich im „Eherecht“? S. 116. 


2) Beurteilung der Frage nach dem 
Naturrechte. Vielmännerei wie Vielweiberei wider⸗ 
ſtreitet dem Naturrecht. a) Die Vielmännerei, auch 
unter Nichtchriſten, iſt naturrechtlich unerlaubt und ungültig. 
Eine ſolche Verbindung verſtößt, abgeſehen von den Gründen, 
welche gegen die Vielweiberei ſprechen, gegen den Haupt⸗ 
zweck der Ehe: die Erzeugung und Erziehung von geſitteten 
Menſchen; ſie iſt ſelbſt den roheſten Menſchenraſſen ein 
Greuel. Anders Schnitzer S. 122: „Die Polyandrie 
dürfte als die niedrigſte und rohſte, die unſer Gefühl am 
meiſten abſtoßende Form der Ehe, aber immerhin als Ehe 
zu betrachten ſein“. Die Polyandrie ſoll vorkommen in Cey⸗ 
lon, bei Volksſtämmen des Himalaja, Nordamerikas, Au⸗ 
ſtraliens, Lapplands, Tibets uſw. — b) Die Vielwei⸗ 
berei (polygynia) ſcheint nicht naturrechtlich verboten zu 
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ſein; denn eine ſolche Verbindung ſcheint den erſten Ehe⸗ 
zweck eher zu fördern als zu ſchädigen. — Außerdem wurde, 
ſo ſagt man, eine ſolche Verbindung von Gott im Alten 
Bunde erlaubt. 

„Der hochangeſehene Kanoniſt Franz Xaver Wernz 8. I. faßt 
beide Gründe zuſammen in die Worte: „Post diluvium ad celeriorem 
et maiorem propagationem populi ele ct i, saltem inde ab anti- 
quis patriarchis i. e. Abraham etc. polyzamia quaedam moderat a 
populo Iudaeorum unice fuit divina concessione permissa“, Ius Decre- 
talium tom. IV. n. 359; S. Thomas in IV D. 33 q,,1a.1. 

„Von einer den Patriarchen angeblich erteilten Dispens 
oder inneren Erleuchtung .. . findet ſich in der Heiligen 
Schrift nicht eine Spur“, Schnitzer a. a. O. S. 14. So iſt es 
auch; denn der göttliche Heiland hebt bei Mt 19, 6. 8 unzwei⸗ 
deutig hervor, daß das moſaiſche Geſetz nicht ein Erlauben 
ſondern höchſtens ein „Dulden“ Gottes war, ſchon bei der 
Eheauflöſung, um ſo mehr dann bei der Vielweiberei. Das 
trifft um fo mehr zu, weil ja der innere Grund geradezu hin- 
fällig iſt; denn durch die Vielweiberei (namentlich als Sy— 
ſtem) wird die Kindererzeugung nicht gefördert, ſondern ge— 
hindert durch Brachlegung der Männer. — In Uſambara 
(Deutich-Dftaftifa) trafen auf 373 monogame Ehefrauen 
170 Kinder mehr als auf 373 Ehefrauen in 160 polygamen 
Verhältniſſen; von 840 polygamen Frauen hatten 414 über⸗ 
haupt keine Kinder, Dr. Froberger bei Böckenhoff: 
„Reformehe und chriſtliche Ehe“, Köln 1912 S. 96. 

Daß auch die Vielweiberei nach dem Naturrecht uner- 
laubt und ungültig iſt, erhellt aus folgenden Gründen: 

I. Aus der beſtändigen Praxis und Lehre der Kirche. 
Die Kirche anerkennt bei polygamen Verhältniſſen ſtets nur 
die erſte gültige Ehe Cann. 1120 ff. — Die Inſtruktion 
des heiligen Offiziums an den Ap. Vikar der Gallasneger 
vom 20. Juni 1866 (ASS. 26, 187) betont klar und deutlich: 
„Die Ehe eines ungetauften verheirateten Mannes 
mit einer ungetauften Frau iſt null und nichtig ſowohl durch 
göttliches als durch natürliches Recht“. 

II. Die Vielweiberei widerſtreitet: 1. der moraliſchen 
Gleichzahl der Geſchlechter; 2. der Gleiſchberech⸗ 
tigung der Geſchlechter (Willkür des Mannes; Vor⸗ 
recht der Reichen); 3. dem ſittlichen Wohle der Ver⸗ 
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heirateten (Eiferſucht; unbegründete Bevorzugung); 4. dem 
geſellſchaftlichen Wohle der Menſchheit (Mann ent⸗ 
nervt; Weib verachtet). 


Die Auflöſung der Ehe wird ſpäter behandelt. 


III. Natur des Hinderniſſes. Das Hindernis des Ehe⸗ 
bandes iſt naturrechtlich, eine Dispenſe darum nur 
dem göttlichen Rechte möglich; jede Ehe wird gelöſt durch 
den Tod; die vollzogene Getauftenehe wird nur durch den 
Tod gelöst. Die nicht vollzogene Ehe wird auch durch die 
Vollgewalt des Papſtes als des Stellvertreters 
Gottes gelöſt. Die Ehe der Ungetauften wird ferner zu⸗ 
gunſten des Glaubens gelöſt; vgl. Cann. 1118 ff. Die drei 
letzteren außerordentlichen Löſungen werden ſpäter be⸗ 
handelt werden; indes nimmt die Löſung durch den Tod 
unſere volle Aufmerkſamkeit in Anſpruch. 


Es iſt unbeſtritten, daß der Tod die Ehe löſt, aber nicht 
ſelten iſt es eine Frage, o b der Tod wirklich eingetreten iſt. 
Darum hat die Kirche durch alle Jahrhunderte ihre Gläu⸗ 
bigen und deren Seelſorger angehalten, über den Tod wenig⸗ 
ſtens moraliſche Gewißheit zu erlangen. Der Kodex 
hat uns nur ſpärliche Anweiſungen gegeben (Cann. 1053; 
1069 $ 2; 1097 $ 1 n. 1; 1142); deshalb ſind wir genötigt, bis 
die Sakramentenkongregation eine eigene Inſtruktion erläßt, 
die alten bewährten Regeln anzuwenden. 

Regeln zur Feſtſtellung des Todes eines Menſchen bezw. der 
Freiheit des mit ihm vermählten Gatten (de statu libertatis), genommen 
aus der Inſtruktion Klemens' X. vom 21. Auguſt 1670: 

1) Das Ziel der Unterſuchung muß ſein: wenigſtens moraliſche 
Gewißheit zu erlangen über den Tod eines Menſchen Can. 1069 $ 2. 
Dieſe moraliſche Gewißheit iſt a gegeben bei langer Abweſen⸗ 
heit, Verſchollenſein, Schweigen des Gatten. 

2) Eine ſolche moraliſche Gewißheit kann erlangt werden durch ein 
echtes Zeugnis (documentum authenticum) einer kirchlichen oder 
(im Notfall) einer weltlichen Behörde, alſo eines Zeugniſſes, ausgeſtellt 
auf Grund eines Sterberegiſters einer Pfarrei, eines Krankenhauſes, 
einer Zivil- oder Militärbehörde; freilich können auch hier Zweifel ob- 
walten. Dieſe Gewißheit wird nicht erlangt durch die „Todeserklä⸗ 
rung“, vgl. BGB $$ 14, 1348 ff. 

3) Eine moraliſche Gewißheit wird erzeugt auch durch die ein- 
mütigen Ausſagen zweier einwandfreien Augenzeugen 
oder im Notfalle auch eines vollſtändig einwandfreien Augenzeugen; 
auch zweier einwandfreier Zeugen vom Hören, wenn ihre Ausſagen 
unterſtützt ſind durch übereinſtimmende Umſtände. 
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4) Auch der reine Indizienbeweis aus vorangehenden, 
begleitenden, nachfolgenden Umſtänden iſt nicht ausgeſchloſſen, beſonders 
keien die Veröffentlichung in den Tagesblättern gute Dienſte 
eiſten. 

Der Apoſtoliſche Stuhl hat zuweilen mehr negative Indizien- 
beweiſe zugelaſſen; ſo für die Teilnehmer an der Schlacht von Adua, 
in welcher die Italiener unter General Baratie re eine Niederlage 
mit 5000 Toten erlitten (1. März 1896 in Abeſſinien); vgl. S. Off. d. 20. 
(22.) Iuli 1898, ME. X. 2, 145. Dieſe Entſcheidung des heiligen Offi— 
ziums dehnte die Sakramentenkongregation aus auf die Teilnehmer 
am ruſſiſch⸗japaniſchen Krieg, 8. C. Sacr. d. 16. Dec. 1910 (AAS. III 
26—29). Dagegen müſſen Fälle aus der Erdbebenkataſtrophe von Meſ— 
ſin a-⸗Reggio in den Einzelfällen unterſucht werden, 8. C. Saer. 
d. 12. Mart. 1910. — Für den Weltkrieg 1914—18 erging unſeres Wiſſens 
keine allgemeine Entſcheidung. Muß man bei der Todeserklärung der 
auf dem weſtlichen Kriegsſchauplatz Vermißten vorſichtig ſein, ſo er— 
heiſcht ein Fall vom öſtlichen Kriegsſchauplatz doppelte Vorſicht, wie das 
Wiederaufleben vieler Totgeglaubten beweiſt. 

Zu den betrübendſten Erſcheinungen unſerer Zeit gehört das Über— 
handnehmen der „Doppelehen“, indem Ehegatten, welche von dem 
weltlichen Gerichte geſchieden ſind, noch bei Lebzeiten ihres recht— 
mäßigen Ehegatten durch Abſchluß einer Zivilehe eine zweite etc. ehe⸗ 
liche Verbindung einzugehen verſuchen.“ Dadurch veranlaßt, hat die 
SCSacr. am 4. Juli 1921 die Vorſchriften des Kodex hierüber neuer- 
dings betont. a) Feſtſtellung des Freiheitsſtandes (status 
libertatis der Ehewerber Can. 1069 § 1 n. 1.; b) Taufzeugnis 
für auswärtige Brautleute Can. 1019; e) genaue Eintragung alter den 
Freiheitsſtand einer Perſon betr. Ereigniſſe in die Taufmatrikel (Ehe⸗ 
abſchluß; Eheauflöſung durch den Tod, durch die päpſtliche Dispens 
der feierlichen Profeß, durch das Pauliniſche Privileg; — Höhere Weihe; 
(ehetrennende Profeß) Can. 470 § 2. — Die meiſten Ordinarien haben 
ferner Anweiſungen erlaſſen zur Verhütung von Doppelehen. Im 
Bistum Paſſau z. B. wurde am 9. Dez. 1920 (VOBl. S. 156 bis 
160) in drei Abſchnitten geordnet: 1) die oberhirtliche Mahnung; 2) das 
paſtorelle und rechtliche Vorgehen; 3) das kirchliche Strafurteil; vgl. 
BOB. 1921 S. 68; 161.) 

IV. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſches 
Reich. 

1) Die Bigamie (Polygamie) iſt eherechtlich un⸗ 
möglich BGB. $ 1326 und ſtrafrechtlich verfolgbar RSGB. 
88 171 und 338. 

2) Wiederverheiratung. „Niemand darf eine 
Ehe eingehen, bevor ſeine frühere Ehe aufgelöſt oder 
für nichtig erklärt worden iſt“ BGB. § 1309 J. — Die 


) Vgl. Kaas L.: Kriegsverſchollenheit und Wiederverheiratung 
nach ſtaatlichem und kirchlichem Recht (Paderborn, Ferd. Schöningh 1919). 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 14 
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Auflöſung geſchieht: a) durch den Tod $ 1482; b) durch die 
Todeserklärung, wenn darauf tatſächlich eine Wie⸗ 
derverheiratung folgt $$ 1348; 13 ff.; e) durch ein endgül⸗ 
tiges rechtskräftig gewordenes Scheidungsurteil, 
möglich aus fünf Gründen: Ehebruch; Lebensnachſtellung; 
bösliche Verlaſſung; tiefe Zerrüttung des ehelichen Lebens; 
Geiſteskrankheit 88 1564 ff. — Das Nichtigkeitsurteil 
kann erfolgen, wenn die „Ehe entweder als nichtig (fünf 
Gründe) oder als anfechtbar (ſechs Gründe) zur Klage kommt 
BGB. 1323 ff.; 1330 ff. 

3) Witwenfriſt. Wurde eine Ehe aufgelöſt oder 
für nichtig erklärt, ſo darf die Frau ſich wiederverheiraten: 

a) wenn ſie ſeither geboren hat; b) wenn 10 Monate ver⸗ 
ſtrichen ſind BGB. § 1313. 

B. Oſterreich. 1) Eine Verheiratung mit nee 
reren Perſonen zugleich (Bigamie, Polygamie) iſt ehe- 
rechtlich unmöglich und ſtrafrechtlich unterſagt, Ab GB. $ 62; 
nur in Bosnien und der Herzegowina wurde die Polygamie 
der Mohammedaner geduldet. 

2) Wiederverheiratung. Für rein akatholiſche 
Ehen gab es eine bürgerliche Eheſcheidung; für Ehen aber, 
bei welchen wenigſtens eine Perſon katholiſch war, gab es 
keine Eheſcheidung, nicht einmal beim matrimonium ratum 
tantum (Hindernis des „ Katholizismus“) AbGB. § 111. 
Freilich hat die tſchecho⸗ſlowakiſche Republik die Eheſcheidung 
auch für die Katholiken leicht gemacht (neun Gründe und 
Auflöſung der „Ehe“ drei Jahre nach der Scheidung von 
Tiſch und Bett); vgl. LOS. 1920 S. 347—57, Art. des UPr. 
Dr. Joh. Schlenz über Geſ. v. 22. Mai 1919. 

3) Die Witwenfriſt dauert ſechs Monate AbGB. 
88 129, 121. 

C. Schweiz. Das vom 1. Januar 1912 an geltende 
Eherecht gleicht im allgemeinen dem des Deutſchen Reichs, 
Zioilgeſetzbuch Art. 101—04; 150. 


§ 39. Das Hindernis des Ordensſtandes. 
Votum dirimens. 


I. Quellen: Cann. 1073; 103; 104; 488; 572 ff.; 1058; 
1308; 2385-88; Trid. sess. 24. enn. 6. 255 Const. Ace 
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dente Domino“ d. 25. Mai 1584; Const. Ben. XIV. „Etsi 
Pastoralis“ d. 26. Maii 1742. f 


II. Begriff. Das Hindernis des Ordensſtandes beſteht 
darin, daß Ordensperſonen, welche nach Auffaſſung der 
Kirche dieſem Stande endgültig angehören, zur Eingehung 
einer Ehe unfähig ſind. 

Erläuterung. 1) Der Eintritt in den Ordensſtand 
geſchieht durch die Gelübde (vota) des Gehorſams, der 
Keuſchheit und der Armut Can. 487. Doch nicht alle Gelübde 
machen eine Ehe unmöglich. — 2) Die unmittelbaren und 
mittelbaren Keuſchheitsgelübde der Jungfräulichkeit, der voll— 
kommenen Keuſchheit, der Eheloſigkeit, des Empfanges der 
heiligen Weihen und des Eintritts in eine religiöſe Genoſſen⸗ 
ſchaft machen die Eingehung einer Ehe zunächſt unerlaubt 
Can. 1058 $ 1. Sollen ſie eine Ehe auch ungültig machen, 
ſo muß die geſetzliche Beſtimmung der Kirche hinzutreten. — 
3) Die Kirche hat nun feſtgeſetzt, daß a) die feierlichen; 
b) gewiſſe einfache Gelübde die Ehe trennen, d. i. 
auch ungültig machen. — 4) Feierlich find die in einem 
Orden abgelegten gültigen Endgelübde Cann. 488 n. 2; 
574 88 1. 2; 572—73; vgl. „Handbuch“ J 274; 415. — 5) Die 
Ehe machen ungültig auch jene einfachen Gelübde, denen 
eine beſondere Verfügung des Apoſtoliſchen Stuhles dieſe 
Kraft verliehen hat Can. 1073. Dieſe ehetrennende Wirkung 
wurde unſeres Wiſſens einzig und allein den einfachen ewigen 
Gelübden im Jeſuitenorden verliehen Const. „Quanto fruc- 
tuosius“ d. 1. Febr. 1583 und „Ascendente“ d. 25. Maii 1584. 

1) Nicht in allen Orden werden feierliche Gelübde abgelegt Can. 488 
n. 7. So werden in den Frauenklöſtern Belgiens, Frankreichs, 
Nordamerikas (ausgenommen die vier Saleſianerinnenklöſter 
Georgetown, Baltimore, Mobile, St. Louis) und Bayerns nur ein⸗ 
fache Gelübde abgelegt; indes ſollen in dem Ziſterzienſerinnenkloſter 
Oberſchönenfeld und in dem Dominikanerinnenkloſter Wet⸗ 
tenhauſen feierliche Gelübde abgelegt werden; vgl. PMS. 23, 45 f. 
(P. Dr. Theobald Schiller O. Cist.). — 2) Die Feierlichkeit der Ge⸗ 
lübde iſt kirchlicher Einſetzung, Bon. VIII. in c. 1. De voto in 6 (III 15). 
Darum kann eine einzelne Ordensperſon, wie wir ſehen werden, Dis⸗ 
penſe erlangen. Niemals aber kann eine Ordensperſon den Ordens⸗ 
ſtand mit dem Eheſtand zugleich verbinden, da ſich beide nach göttlichem 
Rechte ausſchließen, o. 6 De statu monachorum (III 35). — 3) Auch 
dem Keuſchheitsgelübde, welches die Ehefrau eines Prieſter gewordenen 
Mannes in der Welt ablegt, wurde von vielen Kanoniſten ehetrennende 
Kraft zugeſchrieben, hauptſächlich in Rückſicht auf die „bigamia super- 

14* 
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veniens“ des Mannes, allein Bon. VIII. kennt eine ſolche Wirkung dieſes 
Gelübdes nicht a. a. O.; nunmehr gelten die Cann. 987 n. 2; 132 f 3. 

III. Natur. Das Hindernis des Ordensſtandes iſt in 
bezug auf die Einzelperſon ein rein kirchenrechtliches, da⸗ 
gegen hinſichtlich der Verbindung des Ordensſtandes und 
Eheſtandes ein göttlich-rechtliches. Wir reden hier nur von 
den Perſonen. Da das Hindernis rein kirchenrechtlich 
iſt, ſo iſt Dispenſe möglich unmittelbar und mittelbar: 
a) durch Dis penſe 5 eigentlichen Sinne; b) durch S ä⸗ 
kulariſierung; o) durch Übertritt von einem 
Orden in eine Kongregation mit einfachen Gelübden; d) bei 
den Jeſuiten durch Entlaſſung eines Profeſf en mit 
einfachen Gelübden. . 

Zu a) Dispenſe kann gegeben werden auf Grund der Cann. 1043 ff.; 
ſonſt erteilt fie nur der Apoſtoliſche Stuhl; das Hindernis gehört zu denen 
„höheren Grades“ Can. 1042. Dasſelbe gilt auch für die einfachen 
öffentlichen und privaten reſervierten Gelübde Cann. 1313; 1308. — 
Zu b) „Wer auf Grund eines Säkulariſierungsindultes ſeine Genoſſen⸗ 
ſchaft verläßt, iſt von den Gelübden frei“ Can. 640 $ 1; die etwaigen 
Pflichten der Majoriſten bleiben; vgl. „Handbuch“ I? ©. 479 f. — Zu e) Der 
Übertritt von einem eigentlichen Orden zu einer Kongregation mit ein⸗ 
fachen Gelübden iſt möglich nach Can. 636; vgl. „Handbuch“ I? S. 476: 
Linneborn Joh.: „Grundriß des Eherechts“ S. 229 f. — Zu d) Der 
von dem Ordensgenerale entlaſſene Jeſuite n⸗Scholaſtiker oder Koad⸗ 
jutor iſt aller ſeiner Gelübde vollſtändig entledigt, alſo auch des Keuſch⸗ 
heitsgelübdes; vgl. Can. 669; Epitome I n. 663. 

Wegen der Wirkung der im Can. 1073 genannten Ge⸗ 
lübde muß der Ordensobere die feierliche Profeß eines Or⸗ 
densmitgliedes dem Pfarrer des Taufortes melden, da⸗ 
mit dieſer die Einträge in das Taufbuch machen kann nach 
Vorſchrift des Can. 470 § 2. Die gleiche Vorſchrift dürfte für 
die einfachen Gelübde im Jeſuitenorden gelten. Dortſelbſt 
ſind auch alle Arten von Nachläſſen ſolcher Gelübde zu no⸗ 
tieren, alſo Dispenſen, Säkulariſierungen uſw. 

IV. Strafen. 1) Exkommunikation. Die dem 
Apoſtoliſchen Stuhle einfach vorbehaltene Exkommunikation 
trifft alle Majoriſten und alle Regularen oder Kloſterfrauen 
nach dem feierlichen Keuſchheitsgelübde, ebenſo alle, 
welche mit einer der vorgenannten Perſonen ſich anmaßen, 
eine Ehe, auch nur bürgerlich, zu ſchließen Can. 2388 § 1. — 
Die dem Ordinarius vorbehaltene Exkommunikation trifft 
alle Profeſſen ewiger und einfacher Gelübde in der 
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gleichen Ausdehnung und unter den gleichen Vorausſetzungen, 

ebendort § 2. 

Der Ausdruck „praesumentes, die ſich anmaßen“, bedeutet 
ein Zweifaches: a) Es entſchuldigt jede Minderung der Zurechnungs⸗ 
fäh gkeit, z. B. ſchwere Furcht, auch die durch Nachläſſigkeit herbei- 
geführte Unkenntnis des Rechtes oper der Strafe (ignorantia crassa) 
Can. 2229 $ 2. — b) Iſt bei den Miioriſten oder bei den Profeſſen 
mit feierlichen Gelübden die Ehe gülteg, ſo tritt die Strafe nicht ein, 
3. B. nach Dispens Cann. 104345. — Bei den ewigen einfachen 
Gelübden kann manche Ehe gültig fein und trotzdem die Anmaßung vor- 
liegen; vgl. Can. 1058; 1073; 669. — c) Ewige einfache Gelübde n e.nent 


Orden gibt es bei den Jeſuiten; bei den Benediktinerbrüdern CBB. n. 92. 


Wer behauptet, Majoriſten oder Ordensleute mit feier⸗ 
lichen Gelübden könnten eine gültige Ehe ſchließen, ver— 
fällt dem Banne des Tridentinums sess. 24 en. 9 (exc. Ap. 
Sedi speciali modo reservata). 

2) Irregularität. Ein Mann iſt irregulär aus 
einem Vergehen, wenn er trotz ſeiner höheren Weihe oder 
trotz ſeiner Ordensgelübde (auch einfacher, ja auch zeitlicher) 
eine Ehe ſich anzumaßen wagt, auch durch den rein bürger- 
lichen Akt, oder wenn die Frauensperſon, mit der er ſolches 


unterfängt, von gleichen Gelübden gebunden iſt Can. 985 n. 3. 


3) Entlaſſung. Alle Ordensleute ſind ſofort ent⸗ 
laſſen: a) wenn ſie eine Ehe auch nur in bürgerlicher 
Form attentieren oder ſchließen oder wenn ſie die Flucht 
mit einer Perſon andern Geſchlechtes ergreifen Can. 646 § 1 
n. 3, § 2; vgl. „Handbuch“ I? 488. — Etwaige andere Ber- 
gehen der Religioſen gegen die heilige Reinheit werden ge⸗ 
ahndet gemäß Cann. 2357, beſonders 2359. 5 

V. Die zweite Wirkung der feierlichen Profeß beſteht 
darin, daß durch dieſelbe eine beſtehende, aber nicht voll⸗ 
zogene Ehe dem Bande nach gelöſt wird Trid. sess. 24 
en. 6; Can. 1119; vgl. $ 69 B. 

VI. Staatliche Beſtimmungen. In Deutſchland 
und in der Schweiz gibt es kein hieher gehöriges Hindernis. 
— In Oſterreich lautete § 63 des AbGGB. (vgl. § 94): 
„Ordensperſonen von beiden Geſchlechtern, welche feierliche 
Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, können keine gül⸗ 
tigen Eheverträge ſchließen“. In der tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen Republik iſt das Hindernis ſeit 22. Mai 1919 
beſeitigt; ſonſt wird leichter dispenſiert. 
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§ 40. Das Hindernis der Weihe. 


Ordo sacer. 


I. Quellen: Cann. 1072; 132; 133; 188 n. 5; 211—14; 
985 n. 3; 987 n. 2; 1043—45; 1058; 1114; 1130; 199398; 
2176—81; 2388. — Für die Orientalen: die Konſti⸗ 
tutionen Ben. XIV. „Etsi pastoralis“ d. 26. Mali 1742; — 
„Eo quamvis“ d. 4. Mali 1745; — „Anno vertente“ 
d. 19. Iun. 1750. — Die Konſtitution Pius' X. „Ea semper“ 
d. 14. Ian. 1907 und die folgenden Dekrete der Prop. ⸗ 
Kongr. — „Handbuch“ 12 228 ff. 

II. Begriff. Der gültige und freie Empfang einer 
höheren Weihe bildet in der abendländiſchen Kirche ein tren⸗ 
nendes, in der morgenländiſchen wenigſtens ein verbietendes, 
meiſt auch ein trennendes Ehehindernis Can. 1072. 

Erklärung: 1) Die Weihe muß wirklich emp⸗ 
fangen ſein; eine ungültig empfangene Weihe, mochte ſie auch 
freiwillig übernommen ſein, bewirkt keine Zölibatsverpflich⸗ 
tung und darum auch kein trennendes Ehehindernis. — 
2) Der Empfang einer höheren Weihe iſt nicht frei, wenn 
entgegenſtehen: a) Zwang Can. 103 $ 1; b) mangelnder 
Vernunftgebrauch Can. 12 (vor dem 7. Lebensjahre); e) we⸗ 
ſentlicher Irrtum Can. 104; d) ſchwere Furcht Can. 214; 
doch muß in dieſen Fällen ein Prozeß geführt werden nach 
Maßgabe der Cann. 1993-98; „Handbuch“ I? 237 f. — In 
der morgenländiſchen Kirche herrſcht nicht überall die gleiche 
Diſziplin. Die vor den höheren Weihen Verehelichten können 
den rechtmäßigen und die Opferfeier berückſichtigenden Ge⸗ 
brauch der Ehe fortſetzen; gewiſſe Beſchränkungen in Amerika 
werden nicht mehr betont; vgl. „Handbuch“ I 233; „Ehe⸗ 
recht“ (3. A.) S. 136. 

III. Natur. Das Zölibatsgeſetz der Biſchöfe und Prieſter 
iſt „divinae ordinationis“, nicht „divini juris“; darum iſt 
wenigſtens für Prieſter ein Aufhören der Verpflichtung in 
einem Einzelfall möglich, doch könnte die Kirche den Zölibat 
nicht vollſtändig aufheben. Demnach iſt Dispens mög⸗ 
lich: a) für Subdiakone und Diakone nach Cann. 1043 ff., 
ſonſt wird ſie nur vom Apoſtoliſchen Stuhle erteilt. — b) Zwar 
ſtellt St. Alfonſus die Vollmacht des Apoſtoliſchen Stuhles, 
Prieſter zu dispenſieren, in Abrede, allein dem widerſprechen 
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die Tatſachen; denn in ganz außerordentlichen Fällen, wenn 
es ſich um das Wohl eines ganzen Volkes handelt, hat der 
Apoſtoliſche Stuhl tatſächlich dispenſiert, ſo bei der Rückkehr 
Englands zur katholiſchen Kirche unter Maria der Katho— 
liſchen im Jahre 1554; jo bei Aussöhnung Frankreichs nach 
der Revolution 1801. — c) Biſchöfe wurden von Rom nie⸗ 
mals dispenſiert, aber auch der Orient kennt keine Dispenſe. 


IV. Strafen. a) Alle Sünden gegen die Keuſchheit ſind 
auch Sakrilegien Can. 132; Inn. II. 1139 in c. 2 D 28; S. Alf.: 
Theol. mor.: De 6° n. 455; Cann. 2357—59. — b) Auf den 
Verſuch der Eheeingehung ſind geſetzt: 1) Die Exkommuni⸗ 
kation 1. s., dem Apoſtoliſchen Stuhle reſerviert, Can. 2388 
§ 1; ſ. oben § 39; 2) Die Irregularität gemäß Can. 985 n. 3; 
3) Die Degradation k. s. Can. 2388. 


V. Weihe der Verehelichten. Die höhere, freiwillig 
übernommene Weihe ſeitens eines Verehelichten macht den 
ferneren geſchlechtlichen Umgang unerlaubt. Kinder, welche 
aus einem ſolchen Verkehr erzeugt wurden, gelten kirchen⸗ 
rechtlich als unehelich (illegitimi) Can. 1114. — Ein Ehemann 
kann ſich die Weihen nur geben laſſen auf Grund eines Apo— 
ſtoliſchen Dekretes. Entbehrt ein „Coniugatus“ dieſer „Dis⸗ 
penſe“, ſo iſt er von der Ausübung der höheren Weihen ſuspen⸗ 
diert Can. 132 § 3. Zu den Coniugati gehören aber nicht die 
Ehemänner, deren Ehe rechtmäßig geſchieden iſt durch den 
Tod, die feierliche Profeß, durch päpſtliche Dispenſe einer 
nichtvollzogenen Ehe, durch das pauliniſche Privileg, endlich 
auch durch die rechtskräftige Scheidung von Tiſch und Bett; 
vgl. „Handbuch“ 12 S. 190 f. 

VI. Aufzeichnung. Der Empfang der Subdiafo- 
natsweihe muß dem Pfarrer des Taufortes ungeſäumt 
mitgeteilt werden zur Einzeichnung in das Taufregiſter Can. 
470 § 2. Empfehlenswert iſt es, daß auch die folgenden 
höheren Weihen eingetragen werden; denn die Pflicht des 
Zölibats wächſt mit jeder Weihe. Selbſtverſtändlich muß jede 
etwaige Dispenſe oder Ungültigkeitserklärung einer höheren 
Weihe eingetragen werden; vgl. Cann. 1043 ff.; 199398. 


VII. Staatliche Beſtimmungen wie beim Ordensſtand 
39, 
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Verwandtſchaftshinderniſſe. 

Fünf Arten von Verwandtſchaft kommen in Frage, 
welche eine Ehe ungültig machen können: 1. Blutsverwandt⸗ 
ſchaft; 2. Schwägerſchaft; 3. öffentlicher Anſtand; 4. geiſt⸗ 
liche Verwandtſchaft; 5. geſetzliche Verwandtſchaft. 


§ 41. die Blutsverwandtſchaft. 


Consanguinitas. 
I. Quellen: Cann. 1076; 96; 1042 ff.; 1990. 


II. Begriff. Blutsverwandtſchaft im Eherecht iſt das 
Band des aus der Zeugung entſpringenden gemeinſamen 
Blutes innerhalb beſtimmter Grenzen. 


Erläuterung: 1) Da alle Menſchen „von einem“ 
(Apg 17, 26) abſtammen, ſo folgt, daß alle Menſchen desſelben 
Blutes teilhaft und darum blutsverwandt ſind. Dieſe Bluts⸗ 
verwandtſchaft kann natürlich für den Eheabſchluß nicht in 
Frage kommen; alſo müſſen beſtimmte Grenzen vorhanden 
ſein, innerhalb welcher die Eheſchließung unerlaubt und un⸗ 
möglich iſt. Dieſe Grenzen ſind gezogen ſchon vom Natur⸗ 
recht, dann vom Kirchenrecht des Alten und des Neuen Bundes. 
Auch die Staatsgeſetzgebungen haben die Grenzen verſchieden 
gezogen. — 2) Um dieſe Grenzen genau zu bezeichnen, be⸗ 
dient man ſich verſchiedener Ausdrücke: Stamm (stipes); 
Linie (linea) und Grad (gradus) Can. 96. — Die Art, die 
Grenzen zu beſtimmen, nennt man die Zählweiſe (com- 
putatio). 

a) Stamm, stipes, heißt jene Perſon, von welcher zwei oder 
mehrere in Frage kommende Perſonen das gemeinſame Blut bezogen 
haben: gemeinſame Stammeltern, gemeinſamer Stammvater, gemein⸗ 
ſame Stammutter Can. 96 $ 2. Jakob und Lia waren für Ruben und 
Juda der gemeinſame Stamm; Jakob und Rachel für Joſeph und Ben⸗ 
jamin, Jakob allein für Ruben und Benjamin. 

b) Linie (line a) gibt die Richtung oder das Verhältnis unter 
den fraglichen Perſonen an; das Verhältnis zwiſchen Erzeugern und 
Erzeugten ift gerade Linie; das Verhältnis der Erzeugten unter ſich 
it Seitenliniezletztere kann gleich oder ungleich fein. Darum 
haben wir die linea recta, die linea obliqua sive trans versa, und zwar 
aequalis et inaequalis. — Jakob und Phares find verwandt in der ge— 
raden Linie (2. Grad). — Phares und Ephraim in der gleichen Seiten⸗ 
linie (2. Grad); — Ephraim und Esron in der ungleichen Seitenlinie 
(3.2. Grad). 
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n ee (zradus) bedeutet den Maßſtab der Entfernung 
einer Perſon vom Stamme. Can. 96 ſelbſt gibt die Regeln hiefür an: 
1) Die Grade werden eden nach den Zeugungen oder Zeugungs⸗ 
abſtänden. 2) In der geraden Linie find jo viele Grade als Zeugungen 
(Zeugungsabitänbe) oder als Perſonen mit Hinweglaſſung des Stam⸗ 
mes ibi $ 2. — 3) In der Seitenlinie find fo viele Grade als Zeugungs⸗ 
abſtände — ober als Zeugungen in einer, und zwar der längeren 
Linie ibi $ 3. — Einige 1 Beiſpiele ſollen das Gejagte veran⸗ 
ſchaulichen: Der Patriarch Jakob zeugte den Juda; dieſer den Phares; 
dieſer den Esron. Jakob wiederum zeugte den Joſe ph; die ſer den Ma⸗ 
naſſe; dieſer den Machir. Jakob und Esron ſind zueinander verwandt 
in ber geraden Linie; vier Perſonen kommen in Frage (Jakob, Juda, 
Phares, Esron ); barum ſteht Esron von Jakob im 3. Grade ab. Ebenſo 
ſteht Machir von Jakob im 3. Grade ab. Esron und Machir ſelbſt ſind 
im 3. Grade der gleichen Seitenlinie blutsverwandt; Juda und Manaſſe 
find im 2./1. Grade; Juda und Machir im 3./1. Grade blutsverwandt, 
da immer bie entferntere Linie in Betracht kommt. 

III. Hindernis. „In der geraden Linie der Blutsver⸗ 
wandtſchaft iſt die Ehe zwiſchen allen ehelichen und natür⸗ 
lichen Vorfahren und Nachkommen nichtig“ Can. 1076 8 1. — 
„In der Seitenlinie iſt die Ehe nichtig bis zum dritten Grade 
einſchließlich“ ibi 82. — „Niemals darf die Ehe erlaubt werden, 
wenn ein Zweifel beſteht, ob die beteiligten Perſonen in 
irgend einem Grad der geraden oder im erſten Grade der 
Seitenlinie verwandt find” ibi & 3. 

Erläuterung: 1) Die Blutsverwandtſchaft bildet 
ein natur⸗ und göttlich-rechtliches trennendes Hindernis 
(Cann. 96 83; 1043; 1076 53; c. 8 De divort. IV 19) in der 
geraden Linie ohne Grenzen und in der Seitenlinie bis zum 
reinen erſten Grad (ausgeſchloſſen jede Miſchung mit dem 
erſten Grad). Onkel und Nichte können ſich alſo nach dem 
Naturrecht ehelichen, freilich empfiehlt ſich eine ſolche Ehe 


auch vom natürlichen Standpunkt niemals. — 2) In den 
Graden 3/3, 3/2, 3/1; 2/2, 2/1 der Seitenlinie haben mir 
nur ein rein kirchenrechtliches Hindernis. — 3) Ob der 


Stamm einfach iſt oder doppelt; ob die Zeugung eine ehe⸗ 
liche iſt oder eine natürliche, tut in der Beurteilung der Bluts⸗ 
verwandtſchaft nichts zur Sache. — 4) Die Blutsverwandt⸗ 
ſchaft kann einfach und mehrfach ſein. Mehrfach iſt ſie 
nur dann, „wenn der gemeinſame Stamm vermehrt wird“, 
d. h. wenn zwei in Frage kommende Perſonen zwei oder 
mehrere gemeinſame Stämme haben Can. 1076 $ 2. — 
5) Dispenſe iſt nur möglich in der Seitenlinie, und zwar nur 
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im 3./3., 3./2., 3./1.; 2./2. und 2./ 1. einfachen oder mehr⸗ 
fachen Grade Can. 1043. Der 2./2. und 2./1. Grad iſt ein 
höherer Can. 1042 8 3, die übrigen niedere ibi $2. Ein anderes 
Aufhören als durch Dispenſe iſt undenkbar. — 6) Die Ein⸗ 
ſchränkung der Blutsverwandtſchaft auf weniger als drei 
Grade empfiehlt ſich nicht aus geſundheitlichen, ſittlichen 
und geſellſchaftlichen Gründen. — 7) Neubekehrte, die im 
Zweifel darüber, welche von ihren Frauen die erſte war, 
können von dieſen eine beliebige, gleichfalls getaufte wählen, 
wenn fie auch im 3. Grade bluts verwandt ſind Can. 
1125; Pauli III Const. „Altitudo“ d. 1. Ian. 1587. 


Die geſundheitlichen Gründe faßt das Volksſprichwort 
zuſammen in den Vers: „Heirat ins Blut tut niemals gut: Sterben, 
verderben, keine Erben!“ — Der vertraute Verkehr unter Blutsver⸗ 
wandten würde bei der Möglichkeit der Verheiratung der Ausſchweifung 
Tür und Tor öffnen (ſittlicher Grund). — Für Verwandtenehen 
gilt der geſellſchaftliche Grund: „Im engen Kreis verengert 
ſich der Sinn“, während Heiraten unter Fremden den Geſichts- und 
Freundeskreis erweitert. N 

IV. Namen. A) Gerade Linie: 1) Vorfahren (ascen- 
.dentes); a) 1. Grad Vater (pater); Mutter (mater); Eltern (genitores, 
parentes). b) 2. Grad Großvater (avus), Großmutter (avia). c) 3. Grad 
Urgroßvater (proavus), Urgroßmutter (proavia). — 2. Nachkommen 
(descendentes): a) 1. Grad Sohn (kilius); Tochter (kilia), Kinder (liberi). 
b) 2. Grad Enkel (nepos), Enkelin (neptis); 3. Grad Urenkel (pronepos), 
Urenkelin (proneptis). 

B) Seitenlinie: 1) In deutſcher Sprache: 1. Grad Ge⸗ 
ſchwiſter, Bruder, Schweſter; 2. Grad Geſchwiſterkinder, 3. Grad Ge⸗ 
ſchwiſterenkel, andere Geſchwiſterkinder. — 2./1. (aufſteigend) Grad 
Onkel, Oheim; Tante, Muhme; 3./1. Grad Großonkel, Großtante uſw. — 
2./1. Grad (abſteigend) Neffe, Nichte; 3./ 1. Grad Großneffe, Großnichte. 
— 2) In lateiniſcher Sprache: 1. Grad frater, soror; 2. Grad 
patrueles (Kinder des väterlichen Onkels); amitini bzw. amitinae (Kinder 
der väterlichen Tante); — consobrini bzw. consobrinae (Kinder des 
mütterlichen Onkels oder der mütterlichen Tante); — 3. Grad propa- 
trueles, proamitini (ae); sobrini (ae). — Patruus iſt Vaters Bruder; 
avunculus iſt der Mutter Bruder; amita iſt des Vaters Schweſter; ma- 
tertera iſt der Mutter Schweſter; nepos iſt Neffe: neptis iſt Nichte. Der 
3./1. Grad wird durch Beifügung von „magnus“ gebildet, z. B. avun- 
culus magnus iſt mütterlicher Großonkel; neptis magna iſt Großnichte. 

3) Haben die Geſchwiſter die beiden Eltern gemeinſam, ſo nennt 
man fie vollbürtige Geſchwiſter (fratres germani, sorores ger- 
manae); haben ſie aber nur einen Elternteil gemeinſam, ſo heißen ſie 
Halbgeſchwiſter oder „Stiefgeſchwiſter“. Haben Geſchwiſter den Vater 
ge meinſam, jo nennt man fie kratres consanguinei, bei gemeinſamer 
Mutter fratres uterini, bzw. sorores consanguineae oder uterinae. 
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V. Altes Recht. Vor dem 19. Mai 1918 beſtand das 
gleiche Recht wie jetzt mit folgenden zwei Ausnahmen: 
a) in der Seitenlinie reichte das trennende Hindernis der 
Blutsverwandtſchaft bis zum vierten Grad; vor dem 4. La⸗ 
terankonzil (1215) bis zum 7. Grad einſchließlich. — b) Die 
Blutsverwandtſchaft vermehrte ſich auch dann, wenn man 
auf verſchiedenen Wegen zum gemeinſamen Stamm ge- 
langen konnte. — Adolf will die Berta ehelichen. Beide ſind 
Urenkel des Chriſtian, aber ſo, daß nur Adolfs Vater ein 
Enkel des Chriſtian war, während bei Berta ſowohl der 
Vater als auch die Mutter von Chriſtian ſtammten, da ſie 
mit Dispenſe im zweiten Grade der gleichen Seitenlinie der 
Blutsverwandtſchaft ſich geehlicht hatten. Jetzt haben wir 
den einfachen dritten Grad; früher dagegen war der 
doppelte dritte Grad vorhanden. 

VI. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
Nichtig iſt die Ehe zwiſchen Verwandten der geraden Linie 
und zwiſchen voll- und halbbürtigen Geſchwiſtern BGB. 
$$ 1310 J und 1327, auch bei außerehelicher Zeugung $ 1310 
III. — B. Oſterreich. Hier gilt das kanoniſche Recht bis 
zum zweiten Grad einſchließlich Ab B. § 65. — C. Schweiz. 
Nach Zivilgeſetzbuch Art. 100 Z. 1 und Art. 120 Z. 3 gilt das 
deutſche Recht, jedoch mit Ausdehnung der Nichtigkeit auf 
den 2./1. Grad der Seitenlinie. 


§ 22. die Schwägerſchaft. 

Duellen: A. Neues Recht: Cann. 97; 1077; 1076 $ 3; 
1042 § 2 n. 2; 1043-45; 1974; 1990 und 1613; — 1520 $ 2; 
1540; 1755 § 2 n. 2; 2027 § 1; 2293 § 4. — B. Altes Recht: 
C. 32 q. 7. — Tit. De eo qui cognovit (IV 13). — Trid. sess. 
24 Cc. 4 d. r. matr. 

I. Neues Recht. 1) Begriff. Die Schwägerſchaft iſt 
jenes Verwandtſchaftsband, welches aus einer gültigen chriſt⸗ 
lichen Ehe entſpringt Can. 97 8 1 und jede Ehe trennt zwiſchen 
dem Ehemann und den Blutsverwandten der Ehefrau ohne 
Grenzen in der geraden, bis zum 2. Grade einſchließlich in 
der Seitenlinie und umgekehrt Can. 1077 § 1. Der Grad der 
Schwägerſchaft bemißt ſich nach dem Grade der einſchlägigen 
Blutsverwandtſchaft Can. 97 8 3. 
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1) Grundlage der Schwägerſchaft iſt jede gültige Ehe der 
Getauften, ob dieſe vollzogen oder nicht vollzogen, ob fie aufgelöſt 
oder nicht aufgelöſt iſt. Aoolf will nach der bürgerlchen Scheidung ſeiner 
Ehe mit Berta deren Baſe Liſa heiraten. Er kann es vor Gott und der 
Kirche nicht, da ihm das Hindernis des Ehebandes und jenes der Schwäger— 
ſchaft im 2. Grade der gleichen Seitenlinie entgegenſteht (Berta und 
Liſa find blutsverwandt im 2. Gr. der gl. SL.). 

2) Nur der Ehemann wird verſchwägert, nicht ſeine Blutsver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten; ebenſo nur die Ehefrau. Er tritt 
durch die Ehe in das Gebiet der Blutsverwandten ſeiner Frau ein (ad 
fines consanguinitatis accedit), und die Ehefrau in den Bereich der Bluts⸗ 
verwandten ihres Mannes. Die beiden Eheleute ſelbſt werden nicht ver- 
ſchwägert. 

3) Die Berechnung iſt ſehr einfach. Der Grad der Blutsver⸗ 
wandtſchaft zwiſchen der Ehefrau und der neuen Auserkorenen beſtimmt 
den Grad der Schwägerſchaft zwiſchen dem Ehemann und dieſer letzteren 
(und umgekehrt). Franz will nach dem Tode ſeiner Frau Apollonia deren 
außereheliche Tochter Mina ehelichen. Apollonia und Mina ſind im 
1. Grade der geraden Linie blutsverwandt, alſo iſt Franz im 1. Grade 
der geraden Linie mit Mina verſchwägert. N 


Namen der Verſchwägerten. Heiraten die Vorfahren, 
ſo entſteht das Stiefverhältnis; verehelichen ſich aber die Nachkommen, 
jo haben wir das Schwiegerverhältnis. Nehmen wir noch die Seiten⸗ 
linie Hinzu, jo ergibt ſich eine Dreiteilung. 1) Stiefvater (vitricus) heißt 
der neue Gatte der Mutter. Stiefmutter (noverca) iſt die neue Ehefrau 
des Vaters. Stiefkinder (privigni, privignae) nennt der neue Gatte 
die mitgebrachten Kinder des anderen Gatten. Die weiteren Grade 
werden durch Beifügung von „groß“ oder „magnus(a)“ gekennzeichnet 
oder wörtlich umſchrieben. — 2) Schwiegervater (socer) - der leibliche 
Vater des Ehemannes oder der Ehefrau; Schwiegermutter - die leib⸗ 
liche Mutter des Gatten. Schwiegerſohn (gener) = der Ehemann der 
Tochter; Schwiegertochter (nurus) = die Ehefrau des Sohnes. Die 
weiteren Grade werden gebildet durch Beifügungen von „groß“, „mag- 
nus(a)“. — 3) Schwager heißt im Deutſchen nicht nur der Mann der 
Schweſter (sororius), ſondern auch der Bruder der Ehefrau oder des 
Ehemannes (levir). Ebenſo bedeutet Schwägerin nicht nur die Ehefrau 
des Bruders (kratria), ſondern auch die Schweſter des Ehemannes oder 
der Ehefrau (glos). 


2) Einteilung. Nach dem neuen Rechte gibt es nur 
eine Einteilung: Die Schwägerſchaft kann fein eine ein- 
fache oder mehrfache. Mehrfach iſt die Schwägerſchaft: 
a) ſooft die fragliche Blutsverwandtſchaft eine 
mehrfache iſt; b) ſooft die Grundlage, nämlich die Verehe- 
lichung mit einer blutsverwandten Perſon des neuen Braut⸗ 
teils, vermehrt wurde Can. 1077 8 2. 


Der Text des Can. 1077 8 2 n. 2 lautet: „Iterato successive matri- 
monio cum consanguineo coniugis defuncti“. Hier muß der 
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Text offenbar lauten: „I. s. m. cum consanguineo personae du- 
cendae“; denn bei einer neuen Verehelichung kommt es nicht auf 
die Blutsverwandten des f Teils an, ſondern auf jene der zu ehelichenden 
Perſon. Titus und Berta ſchließen mitſamen eine Ehe. Titus bringt 
aus 1. Ehe die Margareta, Berta aus ihrer 1. Ehe die Anna mit in die 
Ehe. Aus der Ehe ſelbſt ſtammt die Lucia. Friedrich heiratet nun zuerſt 
die Margareta, nach deren Tode mit Dispens die Lucia. Als dieſe wieder 
mit Tod abgeht, will er die Anna heimführen. Er braucht nur Dispens 
vom einfachen H. der Schwägerſchaft im 1. Gr. der Seitenlinie, 
da ja Anna nur mit Lucia blutsverwandt iſt, nicht mit Marga. Freilich 
hätte Fr. zuerſt die Marga, dann die Anna geheiratet, ſo bedürfte er zur 
Ehe mit Lucia der Dispens vomdoppelten H. der Schwägerſchaft. — 
Ein Witwer, der die A, eine Schweſter feiner Frau heiratet, bedarf der 
Dispenſe von der Schwägerſchaft 1. Gr. Seitenlinie; ebenſo bedarf 
die ſe A der gleichen Dispenſe, wenn fie mit dem f Bruder ihres 
jetzigen „Bräutigams“ verheiratet war. Hier treffen zwei Schwäger— 
ſchaften in einem Falle zuſammen. 

3) Natur. Die Schwägerſchaft gehört der ganzen Aus— 
dehnung nach dem reinen Kirchenrecht (nicht dem göttlichen 
Rechte) an. Darum fallen die Ungetauften nicht unter die 
Verpflichtung des Hinderniſſes Can. 12. Dispenſe kann in 
allen Graden gegeben werden, pflegt jedoch für die Schwäger⸗ 
ſchaft der geraden Linie nicht gegeben zu werden, wenn ſie 
aus vollzogener Ehe ſtammt Can. 1043. Niemals 
wurde öffentliche Dispenſe gegeben im 1. Grade der 
geraden Linie, vgl. S. Poen. d. 2. Dec. 1911 in Hagul- 
staden. (Leitner: Eherecht S. 160). Noch am 27. Okt. 
1913 erklärte die SCSaer.: „S. Sedes super impedimento de 
quo in precibus, minime dispensat“ De Smet 
A® II p. 128). Die Praxis hat ſich milder geſtaltet. — Das 
Hindernis der Schwägerſchaft im 2. Grade der Seitenlinie 
iſt ein Hindernis geringeren Grades Can. 1042 
8 2 n. 2. 

Friedrich heiratete die Sibylla, welche das außereheliche 
Kind Nemeſia mit in die Ehe brachte. Nach dem Tode der Sibylla ſchloß 
er mit Nemeſia die bürgerliche Ehe, woraus zwei Kinder entſproſſen. 
Nach zehn Jahren ſucht er Ausſöhnung mit der Kirche durch die Bitte um 
Dispenſe. — Die Ehe zwiſchen Friedrich und Sibylla war gültig. War 
ſie unvollzogen, ſo iſt Dispenſe möglich, ſowohl vom Apoſtoliſchen 
Stuhl als nach Cann. 1043—45. War fie aber vollzogen, jo ſchließt 
Can. 1043 die Dispenſe für Schwägerſchaft der geraden Linie ſtets aus. 
Der Apoſtoliſche Stuhl hat aber am 2. Dezember 1911 Dispenſe erteilt, 
da die Umſtände beſonders günſtig waren (Schwägerſchaft geheim, Zivil⸗ 
ehe geſchloſſen, zwei Kinder vorhanden; die Vaterſchaft des Friedrich 
ſicher ausgeſchloſſen). 
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II. Altes Recht. Die Schwägerſchaft entſtand aus dem 
vollſtändigen Geſchlechtsverkehr (copula per- 
fecta carnalis) zwiſchen einem der Verkehrenden und den 
Blutsverwandten des andern. War der Verkehr ein er⸗ 
laubter, ſo trennte die Schwägerſchaft in der geraden 
Linie ohne Grenzen und in der Seitenlinie bis zum 4. Grade. 
War der Geſchlechtsverkehr ein unerlaubter („ex 
fornieatione“), jo galt das Hindernis in beiden Linien bis 
zum 2. Grade einſchließlich. N 

Der Geſchlechtsverkehr galt als ein erlaubter, wenn er in einer 
rechtmäßigen oder in einer Putativehe ſtattfand, die man 
allgemein als rechtmäßig anſah. — Der Geſchlechtsverkehr galt als ein 
unerlaubter: a) in einem rein natürlichen Verhältniſſe; 
b) in einer bloßen Zivile he; c) in einer Scheine he, welche all⸗ 
gemein als ungültig galt. — Sonſt war die Ausdehnung theoretiſch 
zweifelhaft, praktiſch nur bis zum 2. Grade reichend. 


III. Staatliches Recht. A. Deutſchlan d. 1) Nich⸗ 
tig iſt eine Ehe, geſchloſſen zwiſchen Verſchwägerten (aus 
der gültigen Ehe) in der geraden Linie. BGB. §§ 1310 I; 
1327; 1590. Hier gibt es keine Dispenſe. — 2) Verboten 
iſt eine Ehe Perſonen, von denen die eine mit Eltern, Vor⸗ 
eltern und Abkömmlingen der anderen Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft gepflogen hat BGB. $ 1310 III. (Der Standesbeamte 
muß letzterem aufſchiebenden Hinderniſſe nur dann nach⸗ 
forſchen, wenn der Geſchlechtsverkehr notoriſch iſt oder dem 
Standesbeamten angezeigt wurde). 


B. Oſterreich. Das öſterreichiſche Recht anerkennt 
die Schwägerſchaft bis zum 2. Grad kanoniſcher Zählweiſe 
einſchließlich als vernichtendes öffentlich rechtliches 
Ehehindernis; Ab GB. §§ 66, 40, 41; das tſchechoſlowakiſche 
Recht bis zum 1. Grad der Seitenlinie. Geſ. vom 22. Mai 1919. 
Grundlage iſt die gültige Ehe. Ausgeſchloſſen iſt die 
Dispenſe zwiſchen Stiefeltern und Stiefkindern, nicht ganz 
aussichtslos zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern. 


C. Schweiz. Nichtig iſt eine Ehe, wenn die Ehe⸗ 
ſchließung wegen Schwägerſchaft unter den Ehegatten ver⸗ 
boten iſt Art. 120 Z. 3 des Zivilgeſetzbuches (1. Jan. 1912). 
Schwägerſchaft beſteht zwiſchen Schwiegereltern und Schwie⸗ 
gerkindern, Stiefeltern und Stiefkindern Art. 100 Z. 2. 
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8 45. das hindernis des öffentlichen Anſtandes. 
Publica honestas. 


Quellen: Cann. 1078; 1042 $ 2 n. 3; 1076 n. 3; 1990. 


I. Neues Recht. 1) Das Hindernis des öffentlichen Anz 
ſtandes gleicht zwar jenem der Schwägerſchaft, weicht aber 
von demſelben ab in der Grundlage und Ausdeh— 
nung. Dieſes Hindernis entſteht a) aus jeder ungültigen 
Ehe, ob vollzogen oder nicht; b) aus einem öffentlichen oder 
notoriſchen Konkubinate. — Der öffentliche Anſtand bildet 
ein trennendes Ehehindernis nur in der geraden Linie 
und hier nur im 2. und 1. Grade Can. 1078. 


1) Früher nannte man das Hindernis auch „quasi-affinitas“, „nach⸗ 
gebildete Schwägerſchaft“ wegen der Ahnlichkeit mit der Schwägerſchaft. 
Der „öffentliche Anſtand“ verlangt, daß man jene nicht eheliche, mit 
deren nächſten Verwandten man nähere Beziehungen gepflogen hatte. — 
2) Der Begriff „ungültige Ehe“ (matrimonium invalidum) be- 
deutet jede ungültige Ehe, mag der Konſens, die Form oder Rechts⸗ 
fähigkeit der Perſon gefehlt haben. — 3) Der „Konkubinat“, d. h. die 
dauernde Geſchlechtsverbindung ohne Ehewillen, veranlaßt das Hinder- 
nis, einmal wenn ernotoriſch iſt, alſo wenn er durch die Offenkundig— 
keit der Tatſache, durch Selbſtbekenntnis oder Richterſpruch jeder Ver— 
heimlichung unzugänglich wurde Can. 2197 nn. 2 et 3, oder wenn er 
„öffentlich“ iſt. „Concubinatus publicus“ kann keineswegs den 
öffentlichen Konkubinat im gewöhnlichen Sinne bedeuten; denn be— 
deutete der lateiniſche Ausdruck das, jo wäre der weitere Ausdruck „no- 
torius“ überflüſſig. Darum legen manche das Wort „concubinatus 
publicus“ von der ungültigen Zivilehe aus, ſo Göller E.: „Das 
Eherecht im neuen kirchlichen Geſetzbuche“! S. 59, und die kurze „Augs⸗ 
burger Erklärung des Kodex“ (1918) S. 3. Freilich ſteht dieſer Erklärung 
der Umſtand entgegen, daß der Kodex die ungültige Zivilehe nicht als 
„concubinatus publieus“ zu bezeichnen pflegt (Cann. 1075 m. 1; 1139 § 1; 
2888 $ 1), wie die Päpſte Pius IX. („turpis atque exitialis concubinatus“) 
und Leo XIII. („legalis concubinatus“) es taten; vgl. Linneborn 
Johannes: „Grundriß des Eherechts nach dem CIC” (1919) S. 44 ff. 
Vielleicht läßt ſich das Wort „concubinatus publicus“ von der Zivil⸗ 
e he zweier Katholiken und ſeit dem 19. Mai 1918 einer jeden katholiſchen 
Perſon erklären (Can. 1099), da die Kirche hiebei das Fehlen des Ehe⸗ 
konſenſes präſumiert, den fie bei akatholiſchen Ehen annimmt, S. Off. 
2. Iul. 1892 in Colonien. (AAS. 11, 361); Rota Romana in Argen tinen. 
d. 18. Nov. 1918 et in aliis (AAS. 11, 358—363, spec. 359). — 4) Daraus 
ergibt ſich die Regel: Aus jeder ungültigen Zivilehe entſteht das Hinder⸗ 
nis des öffentliches Anſtandes: war Konſens vorhanden, wegen ungül⸗ 
tiger Ehe; fehlte er, wegen concubinatus publicus. — 5) Ungültig iſt 
die Ehe zwiſchen einem Manne und der Mutter oder Großmutter, dann 
der Tochter oder Enkelin jener Frau, mit welcher der Mann in ungültiger 
Ehe oder im Konkubinate (wie oben) lebte, und umgekehrt. 
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2) Aufhören des Hinderniſſes. Das Hindernis des 
öffentlichen Anſtandes gehört ſeiner ganzen Ausdehnung nach 
dem reinen Kirchenrechte an; Ungetaufte find ihm nicht 
unterworfen Can. 12; Dispenſe iſt darum immer möglich 
Cann. 1043—45. Der 2. Grad gehört zu den Hinderniſſen 
niederen, der 1. Grad zu jenen höheren Grades 
Can. 1042 § 2 n. 3 und $ 3. — Das Hindernis hört demnach 
auf: a) durch Dispenſe; b) durch Abſchluß einer gül⸗ 
tigen Ehe ſeitens der ungültig Verehelichten oder im 
Konkubinate Lebenden. 

1) Dispenſe iſt von der publica honesta (Can. 1078) immer möglich, 
(man beachte aber das betr. Staatsgeſetz) jedoch nicht von der Bluts⸗ 
verwandtſchaft des Can. 1076 § 3. Wenn ein Mann die Tochter 
bzw. Enkelin ſeiner vermeintlichen Ehefrau oder ſeiner Konkubine hei⸗ 
raten will, muß die Tochter dieſer Frauensperſon ſchon vor dem Ver⸗ 
kehre geboren geweſen ſein. Hätte die Geburt der „Braut“ erſt nach 
dem Verkehr mit deren Mutter ſtattgefunden, ſo gäbe der Apoſtoliſche 
Stuhl Dispenſe nur dann, wenn der „Bräutigam“ unmöglich der Vater 
der „Braut“ ſein konnte. — 2) Schließen vermeintliche Eheleute oder 
Konkubinarier eine gültige Ehe, ſo entſteht daraus die Schwägerſchaft 
Can. 97 $ 1, welche das Hindernis des „öffentlichen Anſtandes“ in ſich 
aufnimmt Ben. XIV. I. 9 c. 13 n. 4. Freilich halten nach dem neuen 
Rechte manche Kanoniſten an dem Fortbeſtand des Hinderniſſes der 
publica honestas feſt, wie Linneborn? S. 251; P. Thimotheus 
Dr. Schäfer O. Cap.: „Das Eherecht nach dem CIC“ S. 151, ohne 
ihre Anſicht als gewiß darzuſtellen; darum gilt Can. 15: das Hindernis 
des öffentlichen Anſtandes gilt praktiſch nicht mehr. 

II. Altes Recht. Das Hindernis des öffentlichen An⸗ 
ſtandes entſprang in alter Zeit aus den sponsalia, d. i. aus 
dem Konſens, der die Ehe zum Gegenſtande hatte, und trennte 
die Ehe in der Seitenlinie bis zum 4. Grade einſchließlich 
(ſeit 1215). Das Trienter Konzil ſchränkte es in sess. 24 c. 3 
d. r. matr. auf einen Grad ein, vorausgeſetzt, daß die 
sponsalia gültig waren. Indes Papſt Pius V. erklärte am 
1. Juli 1568 die Einſchränkung als maßgebend nur für die 
sponsalia de futuro (Verlobung). So gab es nun ſeit 1568 bis 
19. Mai 1918 eine doppelte Quelle des Hinderniſſes: a) die 
gültige Verlobung, trennend bis zum 1. Grad beider 
Linien; b) die Vermählung, trennend bis zum 4. Grad, 
mochte ſie gültig oder ungültig ſein, wenn nur der Ehekonſens 
vorhanden war. Aus der bloßen „Zivilehe“ ging gar kein 
Hindernis des öffentlichen Anſtandes hervor. Dekret der 
Konzilskongregation 13. (17.) März 1879. — Das Parti⸗ 
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kularrecht von Spanien und dem lateiniſchen Amerika ſowie 
vom 19. April 1908 an das Dekret Ne temere brachten eine 
bedeutende Einſchränkung der Verlobungsgültigkeit. 
III. Staatsrechtliche Normen für kirchlich ungültige, 
et gültige Ehen wie beim Hindernis der Sch wäger⸗ 
aft. 


§ 44. Geiſtliche Verwandtſchaft. 
Cognatio spiritualis. 


I. Duellen: Cann. 1079; 768; 762-69; 793-97; 
1042 $ 2 n. 4; 1990; CC. dd. 2.—3. Iun. 1918 IV n. 8. 

II. Das neue Hindernis der geiſtlichen Verwandtſchaft 
entſteht aus der gültig geſpendeten Taufe und trennt die 
Ehe zwiſchen dem Taufenden und dem Täufling und zwiſchen 
dem Taufpaten und dem Taufpatenkind Cann. 1079; 768, 
näheres oben S. 55. 

III. Natur und Aufhören. Das Hindernis beruht nur 
auf dem Kirchenrechte; darum werden Ungetaufte da⸗ 
von nicht betroffen. Eine Dispenſe iſt überall möglich und 
wird gegeben Cann. 1043—45; die geiſtliche Verwandtſchaft 
gehört ja zu den Hinderniſſen niederen Grades Can. 1042 

§ 2 n. 4. Bei Anklagen genügt das ſummariſche Verfahren 
Can. 1990. Die übrigen Wirkungen der geiſtlichen Ver⸗ 
wandtſchaft bleiben wie bisher CC. dd. 2.—3. Iun. 1918 
IV n. 8 (AAS. 10. 346). 5 

IV. Altes Recht (bis 19. Mai 1918). Die geiſtliche Ver⸗ 
wandtſchaft trat ein und damit das trennende Ehehindernis 
der geiſtlichen Verwandtſchaft: 1) zwiſchen dem Spender 
des Tauf⸗ oder Firmſakramentes einerſeits, dem Empfänger 
und deſſen leiblichen Eltern anderſeits; 2) zwiſchen dem 
Paten einerſeits und dem Patenkinde und deſſen leiblichen 
Eltern anderſeits bei einem der genannten heiligen Sakra⸗ 
mente. Anſchaulich iſt das lateiniſche Merkwort: 

Inter baptizantem, baptizatum baptizatique parentes; 


= levantem, levatum levatique 5 
„ confirmantem, confirmatum confirmatique „ 
BR tenentem, tentum tentique 97 


Bei der Spendung der beiden Sakramente war und 
iſt notwendig: a) das wirkliche Zuſtandekommen des be 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 15 
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treffenden Sakramentes; b) das Getauftſein des Spenders 
und der Eltern des Empfängers. — Bei der Taufpaten- 
ſchaft waren die Erforderniſſe folgende: a) das Getauft⸗ 
fein des Paten und der Eltern; b) der Wil le Pate zu ſein; 
c) die Setzung des äußeren Zeichens; d) das Be⸗ 
zeichnetſein (ausdrücklich oder ſtillſchweigend); e) das 
wirkliche Zuſtande kommen des Sakramentes. Bei 
Firmpatenſchaft galten dieſelben Vorausſetzungen, 
nur mußte der Firmpate auch noch gefir mt jein. 

V. Die ſtaatliche Geſetzgebung kennt kein Ehehindernis 
der geiſtlichen Verwandtſchaft. 


§ 45. die geſetzliche Derwandticheft. 
Cognatio legalis. 


I. Quellen: Cann. 1080; 1059. — Die alten Quellen 
finden ſich in den Belegſtellen zum Kodex und bei 
Leitner: Eherecht ©. 174. 

II. Das Hindernis. „Wer nach dem Staatsgeſetze 
wegen der aus Annahme an Kindes Statt entſpringenden ge⸗ 
ſetzlichen Verwandtſchaft zur Eheſchließung für unfähig 
gilt, der kann auch kraft des Kirchenrechts eine Ehe nicht gültig 
abſchließen“ Can. 1080. Iſt jedoch der bürgerliche Akt nur 
unerlaubt, ſo iſt auch die kirchliche Ehe nur unerlaubt 
Can. 1059. 

1. In Deutſchland beſteht ein aufſchie bendes 
Hindernis zwiſchen dem Annehmenden und dem Angenom— 
menen, ſowie deſſen Abkömmlingen, ſolange das durch die 
Annahme begründete Rechtsverhältnis beſteht BGB. § 1311. 
Wird eine bürgerliche Ehe trotz des Verbotes des § 1311 ge⸗ 
ſchloſſen, jo tritt die Aufhebung des Adoptivverhältniſſes ſo⸗ 
fort ein BGB. § 1771 J. — Wenn darum in Deutſchland der 
Prieſter den Standesamtsſchein „über die bürgerliche Ehe⸗ 
ſchließung“ in Händen hat, ſo weiß er, daß das aufſchiebende 
Hindernis der geſetzlichen Verwandtſchaft verſch wunden 
iſt. Nur wenn „ein Geiſtlicher oder Religionsdiener im Falle 
einer lebensgefährlichen Erkrankung eines der Verlobten zu 
den religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung“ ohne 
ſtandes amtliche Beſcheinigung der Trau⸗ 
ung ſchreitet (EG. Art. 46 III), könnte das ſtaatsrechtliche 
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und darum auch das kirchenrechtliche (Can. 1059) Hindernis 
der Adoption vorliegen, welch letzteres der trauende Geiſt— 
liche durch Dispenſe beſeitigen kann Cann. 1043—44. 

2) „Das öſterreichiſche bürgerliche Recht legt 
der Annahme an Kindes Statt keine ehehindernde Wirkung 
bei“, Rud. v. Scherer: KR. § 118 S. 327—28; Seidl 
Karl: Matrikenführungs ©. 175; vgl. AbGB. §§ 179—186. 
Alſo beſteht in Oſterreich auch kein kirchenrechtliches Hindernis. 

3) Das Schweiz er Recht gleicht dem des Deutſchen 
Reiches; nur kennt es auch eine geſetzliche Schwäger— 
ſchaft, alſo ein zeitweiliges aufſchiebendes Hindernis nicht 
nur zwiſchen dem Annehmenden und dem Angenommenen 
und ſeinen Abkömmlingen, ſondern auch zwiſchen dem Gatten 
des Annehmenden und dem Angenommenen, „Zivilgeſetz— 
buch“ Art. 100 III; 129. 


III. Das alte Recht vor dem 19. Mai 1918 kannte ein 
trennendes kirchliches Ehehindernis dann, wenn die 
Adoption in einem Lande der adrogatio oder der adoptio 
personae cognatae des Römiſchen Rechtes gleichkam; es gab 
dann eine paternitas, fraternitas, affinitas legalis; vgl. z. B. 
die „Anweiſung für geiſtliche Gerichte“ in Oſterreich § 28 
(Seidl S. 174). 


$ 40. Das hindernis des verbrechens. 
Crimen. 


I. Quellen: Cann. 1075; 1036 § 3; 1042 § 2 n. 5 et § 3; 
1043; 1053. — Dieſes Hindernis iſt ſeit Gregor IX. 
(122734) faſt das gleiche geblieben. 

II. Begriff. Das Hindernis des Verbrechens hat ſeine 
Grundlage in einer verbrecheriſchen Handlung (Ehebruch, 
Eheverſprechen, Gattenmord), deren Spitze ſich gegen eine 
beſtehende Ehe richtet. Der Kodex drückt das Hindernis im 
Can. 1075 alſo aus: „Gültig können die Ehe nicht ſchließen: 

1) Perſonen, welche zur Zeit einer und derſelben recht⸗ 
mäßigen Ehe einen Ehebruch mitſammen vollbrachten und ſich 
gegenſeitig das Verſprechen der künftigen Ehe gaben oder 
die Ehe ſelbſt, wenn auch nur durch den bürgerlichen Akt, ein⸗ 


zugehen unternahmen; 
15* 
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2) Perſonen, welche ebenſo zur Zeit einer und derſelben 
rechtmäßigen Ehe, einen Ehebruch mitſammen vollbrachten 
und von denen die eine den Gatten tötete; 


3) Perſonen, welche mit gegenſeitiger phyſiſcher oder 
moraliſcher Beteiligung, auch ohne Ehebruch, einem Ehe⸗ 
gatten den Tod antaten.“ 

Erklärung einiger Ausdrücke des Can. 1075 „Legitum matri- 
monium“ bedeutet jede rechtmäßige Ehe (oben S. 180). — In 
den Worten „coniugicidium patravit (n. 2), mortem coniugi intu- 
lerunt“ (n. 3) ſind nur Tatſachen ausgedrückt, keineswegs aber 
Abſichten, alſo nicht die Abſicht, ſich den Weg zur neuen Ehe zu 
bereiten. Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen legen wir der größeren 
Klarheit wegen die vier einzelnen Fälle vor, wenn auch der Kodex 
die beiden erſten zuſammenfaßt. 


J. Vollendeter Ehebruch mit gegen⸗ 
ſeitigem Verſprechen einer künftigenEhe. 
— Adulterium eonsummatum cum fide mutua matrimonii 
ineundi. Can. 1075 n. 1. 


a) Weder Ehebruch allein noch Eheverſprechen allein ge⸗ 
nügen. — b) Der Ehebruch iſt vollendet a) wenn der volle Ge⸗ 
ſchlechts verkehr (copula perfecta carnalis) vorliegt, 6) wenn 
wenigſtens der eine Teil in einer gültigen Ehe (matrimonium legi- 
timum) lebt; y) wenn beide Teile den Geſchlechtsverkehr als wirklichen 
Ehebruch anſehen (was z. B. bei geſchiedenen Akatholiken nicht 
immer zutrifft). — c) Das Eheverſprechen muß ernſt und gegen⸗ 
feitig (fidem sibi mu tuo dederunt) fein; freilich braucht es nicht 
ſchriftlich zu ſein, wie die Verlobung. — d) Beide Verbrechen (Ehebruch 
und Eheverſprechen) müſſen ſich gegen ein und die ſelbe Ehe 
richten. — e) Nur wenn das Eheverſprechen vor dem Ehebruch wide r⸗ 
rufen wurde, ſo bewirkt es das Ehehindernis nicht. 


II. Vollendeter ECEhebruchmitverſuchter 
Eingehung einer neuen Ehe. — Adulterium 
consummatum eum matrimonio attentato Can. 1075 n. 1. 


a) „Vollendeter Ehebruch“ wie oben unter I. — b) „Verſuchte 
Eheeingehung“ bedeutet nicht etwa bloß eine geplante Eheſchließung, 
ſondern eine wirkliche, der jedoch der Erfolg verſagt blieb wegen des 
entgegenſtehenden Hinderniſſes des Ehebandes und vielleicht anderer, 
z. B. Blutsverwandtſchaft. Fehlte es aber an dem ehelichen Ko n⸗ 
ſens, auch nur auf einer Seite, dann iſt das Hindernis nicht gegeben, 
S. C. de Prop. Fid. d. 14. Ian. 1844 (Leitner, „Eherecht“ ©. 178); 
denn wenn ſchon beim Verſprechen eine „fides mutua“ vorhanden 
ſein muß, um ſo mehr dann bei der Ehe. Der Verſuch der Ehe auch durch 
Ziviltrauung genügt Can. 1075 n. 1. — c) Die Beziehung zwiſchen 
Ehebruch und Eheattentat wie unter I. 
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III. Vollendeter Ehebruch mit Gatten 
mord, ins Werk geſetzt wenigſtens von 
einem Teile. — Adulterium cum coniugicidio ab alter- 
utro patrato Can. 1075 n. 2. 

a) „Vollendeter Ehebruch“ wie oben I. — b) „Gattenmord“ ſetzt 
den Tod voraus. Wird der Mord beabſichtigt und verſucht, aber ohne 
Erfolg, fo tritt das Hindernis nicht ein. — c) „Wenigſtens ein Teil“ muß 
den Gattenmord „ins Werk ſetzen“ als phyſiſche (z. B. Vergiftung) oder 
moraliſche (Befehl, Rat, wirkſame Bitten) Urſache; ein ſpäteres 
Gutheißen genügt nicht. — d) Beide Verbrechen müſſen ſich gegen 
ein und dieſelbe Ehe richten. Der Ehebruch muß natürlich vor 
den Tod des unſchuldigen Gatten ſtattfinden; doch kann derſelbe der 
Todesveranlaſſung vorangehen oder folgen. — e) Ein Mitwiſſen 
des anderen Ehebrechers am Morde iſt nicht gefordert. Auch verlangt 
der Text des Can. 1075 n. 2 nicht die Abſicht beim Gattenmord, ſich 
den Weg zu der neuen Ehe zu bahnen; anders das bisherige Recht („mach- 
inari“ und S800. d. 28. Sept. 1726 in Ulixbonen, in den Anmerkungen 
des Kodex nicht erwähnt); cfr. Blat Albertus O. Pr.: Commentarium III 
p. 5%; Eichmann Ed.: KR (1923) 338f. — f) Tötet eine Perſon den 
Gatten des andern Teils, ſo begeht er „Gattenmord“ nur hier in der 
überlieferten Bedeutung Can. 6 n. 3, nicht im Sinne des Strafrechts. 

IV. Gattenmord, vollführt ſ auf beider 
ſeitiges Betreiben. — Coniugicidium mutua utri- 
usque opera Can. 1075 n. 3. 

Der Unterſchied von III beſteht darin, a) daß beide Teile am 
Gattenmord beteiligt fein müſſen; b) daß der Ehebruch nicht ge- 
fordert iſt. 

Das Hindernis des Verbrechens tritt immer ein, 
wenn nur die Vorausſetzungen gegeben ſind; darum ent⸗ 
ſchuldigt Unkenntnis der Tatſachen (ignorantia facti), 
alſo die Unkenntnis, daß die Perſon, mit welcher der Ge— 
ſchlechtsverkehr ſtattfand oder die ermordet wurde, verheiratet 
iſt (adulterium, coniugicidium); aber niemals entſchuldigt 
Unkenntnis des Rechtes (. iuris), hier des Hinderniſſes; 
„ignorantia facti, non iuris, excusat“ reg. 13 in 6°; Can. 16 8 1; 
vgl. Leitner M.: Eherecht? S. 179 f. 

Eine Vervielfältigung des Hinderniſſes kann 
in verſchiedener Weiſe eintreten, ſo daß oft zwei oder drei 
Arten des Hinderniſſes in einem Falle ſich vereinigt finden. 
Ob nun aus dieſer Kombination der Arten jedesmal mehrere 
Hinderniſſe entſtehen oder ob dasſelbe Hindernis in einer 
anderen Geſtalt erſcheint, das hat der Apoſtoliſche Stuhl nicht 
entſchieden. Es iſt notwendig und genügt, daß die Tatſachen 


f 
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genau angegeben werden 8. Off. d. 22. (24.) Febr. 1899 ad 1. 
Wenn eine Ehefrau mit ihrem Knechte nach gegenſeitigem 
Eheverſprechen die Ehe bricht, dann den Knecht veranlaßt, 
den Ehemann aus dem Wege zu räumen, was dieſer aus⸗ 
führt, ſo haben wir Fall I und IV kombiniert. 

III. Natur und Dispensmöglichkeit. Obwohl auch 
dieſes Hindernis feine Grundlage im Naturrechte hat e. 1 De 
conversione inf. (III 33), ſo gehört es doch in ſeiner ganzen 
Ausdehnung dem reinen Kirchenrechte an. Die Unge⸗ 
tauften ſind demnach von demſelben nicht getroffen 
Can. 12; auch nicht, wenn fie erſt als Getaufte zur zweiten 
Ehe ſchreiten Cann. 12 und 10, wenn nur das grundlegende 
Verbrechen vor der Taufe geſchah, auch nur zum Teil 8. C. de 
Pr. F. d. 23. Aug. 1852. — Sit dagegen ein Teil chriſtlich, der 
andere ungetauft, ſo genügt für das Eintreten des Hinder⸗ 
niſſes, daß der chriſtliche Teil für ſeine Perſon die Erforder⸗ 
niſſe ſetzt. Bei der dritten Art des Verbrechens (adulterium 
cum coniugicidio) muß der chriſtliche Teil den Gattenmord 
ins Werk geſetzt haben; ſonſt iſt die Beteiligung ja die gleiche; 
freilich muß auch der ungetaufte Teil die Verbrechen erfüllt 
haben Can. 1036 § 3; c. 1 De convers. inf. (III 33). 

Dispenſe von allen vier Arten des Verbrechens iſt 
möglich Cann. 1043—45. Doch pflegt der Apoſtoliſche Stuhl 
vom crimen alterutro vel utroque patrante im äußeren 
Forum faſt nie zu dispenſieren Can. 1042 § 3 und § 2 n. 5. 
Wird vom Heiligen Stuhle Dispenſe super rato gewährt oder 
der Freiheitsſtand einer verheirateten Perſon erklärt, ſo iſt 
mit dieſer Dispenſe bzw. Erklärung auch die Beſeitigung des 
Hinderniſſes des crimen neutro patrante ſtets gegeben, nie- 
mals aber die Dispenſe vom Can. 1075 nn. 2. 3 (alterutro, 
utroque patrante). Wenn ein unter dem Apoſtoliſchen 
Stuhle ſtehender Richter den Freiheitsſtand (status libertatis) _ 
einer Perſon erklärt, ſo iſt die Beſeitigung des Hinderniſſes 
damit nicht gegeben. Man muß hier ſtets den Todestag 
(Auflöſungstag der Ehe) des vermißten Gatten beachten. 
Geſchahen die Verbrechen vorher, ſo liegt das Hindernis vor; 
wenn nachher, ſo iſt kein Hindernis gegeben. 

Als Todestag für den vermißten Soldaten Edmund wird der 
23. März 1916 feſtgeſetzt. Seine Frau hat mit Adolf Ehebruch getrieben 
und das Eheverſprechen gegeben und angenommen. Haben Ehebruch 
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und gegenſeitiges Eheverſprechen vor dem 23. März 1916 ſtattgefunden, 
ſo muß, wenn nicht der Apoſtoliſche Stuhl die Freiheitserklärung gibt, 
das Hindernis des Verbrechens J eigens beſeitigt werden: wenn nach 
dem 23. März 1916, ſo fällt das Hindernis des Verbrechens fort. Geht 
die Sache an den Apoſtoliſchen Stuhl, ſo iſt mit der Freiheitserklärung 
die Dispenſe ſchon gegeben. 

IV. Vergleich des früheren mit dem neuen Rechte: a) Die 
(früher vielleicht wahrſcheinliche) Anſicht, daß Unkenntnis 
des Hinderniſſes entſchuldigt, iſt abgetan Can. 16 

§ 1. — b) Kenntnis des Mordanſchlages auf beiden Seiten 
iſt im Falle III (crimen alterutro patrante) nicht geboten. — 
e) Die Abſicht, ſich durch Tötung des Ehegatten den Weg 
zur Ehe zu bahnen, wird durch den Geſetzestext von Can. 1075 
nn. 2. 3 in keiner Weiſe gefordert; die Entſcheidung der 8. C. C. 
d. 28. IX. 1726 in Ulixbonen. iſt aus den Anmerkungen zu 
Can. 1075 verſchwunden. 

V. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſches Reich. 
Wenn in einem Scheidungsurteil der Ehebruch als Grund der 
Scheidung feſtgeſtellt iſt, jo iſt die Ehe, welche der ehebreche- 
riſche Gatte mit dem andern Ehebrecher ohne Befreiung von 
der geſetzlichen Vorſchrift eingeht, nichtig. Die Befreiung 
erteilt die einſchlägige Landesregierung. BGB. §§ 1312; 
1328 und 1322; vgl. RSGB. 88 211 ff. (Strafen für Mord 
uſw.) 

B. Oſterreich. 1) Nur der gerichtlich oder ſtaats— 
behördlich bewieſene Ehebruch (auch ohne Ehever— 
ſprechen) iſt trennendes Ehehindernis AbGB. § 57. — 2) Bei 
„Trennung“ akatholiſcher Ehen iſt dem getrennten Teile eine 
Ehe unmöglich mit jener Perſon, deren Schuld oder Mit— 
ſchuld am Vorhandenſein des Ehetrennungs⸗ 
grundes im Eheprozeß erwieſen wurde AbGB. § 119 
(weiter als BGB. $ 1312). — 3) Gegenſeitiges Eheverſprechen 
mit Gattenmord, vollbracht oder verſucht, auch nur von einer 
Seite AbGGB. § 68. (Herausforderung zum Zweikampf oder 
Tötung im Zweikampf läßt das Hindernis nicht eintreten!) 

C. In der Schweiz beſteht kein eigenes Hindernis. 


S 47. das Hindernis der Glaubensverſchiedenheit. 
Cultus disparitas. 
I. Quellen: Cann. 1070; 1071; 1060-64; 1042 8 3; 
104345; 1120 $ 2; 1990. 
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II. Begriff. Glaubensverſchiedenheit iſt jenes trennende 
Ehehindernis, welches die Ehe zwiſchen einer ſicher getauften 
und ſicher ungetauften Perſon unerlaubt und ungültig macht 
Can. 1070. 


Erläuterung. 1) Das Hindernis heißt Glau⸗ 
bensverſchiedenheit, weil die beiden Perſonen 
verſchieden ſind dem Empfang des Glaubensſakra⸗ 
mentes d. h. der Taufe nach c. 7 De divort. (IV 19). 
— 2) Als „ſicher getauft“ gilt jede Perſon, deren 
Taufe in der katholiſchen Kirche entweder empfangen oder 
geprüft und gutgeheißen wurde (bei Bekehrungen aus dem 
Irrglauben oder Schisma) Can. 1070 § 1. — 3) Gilt die 
Taufe einer Perſon nicht als ſicher im Sinne des Can. 1070 81, 
ſondern nur als ſehr wahrſcheinlich oder zwei⸗ 
felhaft, ſo ſteht dieſer Perſon das Hindernis der Glau⸗ 
bensverſchiedenheit erſt dann entgegen, wenn unzweifelhaft 
bewieſen iſt, daß der eine Teil ſicher getauft, der andere 
aber ſicher nicht getauft iſt ibi $ 2. — 4) Dieſes Hindernis 
beruhte bisher auf dem allgemeinen Gewohnheitsrechte, ſeit 
19. Mai 1918 auch auf Can. 1070; vgl. Can. 1041. 


III. Altes Recht. Das Hindernis der Glaubensver⸗ 
ſchiedenheit erfaßt nicht nur eine Perſon, deren Taufe in der 
katholiſchen Kirche empfangen oder gutgeheißen wurde, ſon⸗ 
dern auch eine akatholiſche Perſon, deren Taufe einem Zwei⸗ 
fel nicht unterlag oder deren Taufe wohl zweifelhaft war, doch 
ſo, daß der Zweifel entweder nicht gelöſt werden konnte 
(„solvi nequit“) oder ſollte („non oportet“). Freilich war 
auch dieſer Behelf nur eine Rechtsannahme (praesumptio), 
welche der Wahrheit weichen mußte, Benedikt XIV. in 
Const. „Singulari Nobis“ d. 9. Febr. 1749 $$ 11 sqq. (R-S.: 
Trid. pag. 553). 


IV. Natur und Aufhören. 1) Dieſes Hindernis hat 
eine göttlich rechtliche und eine rein kirchen⸗ 
rechtliche Seite. Beſteht bei einer ſolchen Ehe Seelen⸗ 
gefahr für den katholiſchen Teil oder die Nachkommenſchaft, 
ſo iſt eine ſolche Ehe durch göttliches Geſetz verboten 
Cann. 106062; eine Dispenſe iſt hier unmöglich. Sind 
aber die drei Kautelen der Cann. 1061—62 gegeben, fo iſt 
nur mehr ein kirchen rechtliches Hindernis vor⸗ 
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handen. Das Hindernis iſt höheren Grades und 
öffentlich⸗rechtlich; bei Anklagen kann das einfache Verfahren 
genügen Can. 1990. 


2) Das Hindernis der Glaubensverſchiedenheit hört auf: 
a) durch die Tau fe des ungetauften Teils (vollſtändig 
durch die katholiſche Taufe; als trennendes Hindernis 
durch die Taufe außerhalb der katholiſchen Kirche), nach Ab— 
ſchluß der Ehe mit Erneuerung des Ehekonſenſes gemäß 
Can. 1133; b) durch kirchliche Dispenſe. 

Das Hindernis hört nicht auf durch den Abfall des getauften 
Teils zum Unglauben c. 7 De divortiis (IV 19). — Die Dispenſe von 
dieſem Hindernis des „höheren Grades“ (Can. 1042 $ 3) iſt möglich auf 
Grund der Cann. 1043—45 (Todesgefahr, verwickelter Fall); ſonſt nur 
durch das Dazwiſchentreten des heiligen Offiziums Can. 247 8 3. 
Die Miſſionsbiſchöfe und Miſſionäre erhalten in der Regel weitgehende 
Vollmachten, freilich nur unter den Vorausſetzungen des Can. 1061. In 
den altgläubigen Gegenden war bis 1885 eine Dispenſe faſt un⸗ 
erhört; von da an wurde ſie zur Gültigmachung ſolcher Ehen 
unter günſtigen Vorausſetzungen gegeben; unter denſelben günſtigen 
Vorausſetzungen und aus ſehr gewichtigen Gründen wird ſie in neueſter 
Zeit (ſeit 1914) auch vor jeder „ehelichen Verbindung“ erteilt. Wird 
eine Dispenſe tatſächlich erteilt und findet die Verehelichung wirklich ſtatt, 
fo kann von dem getauften Teile das „pauliniſche Privileg“ auch dann 
nicht geltend gemacht werden, wenn der ungetaufte Teil „weggeht“ 
Cann. 1120—21. 

V. Staatliche Geſetzgebung. A. Im Deutſchen 
Reiche und in der Schweiz gibt es kein Hindernis der 
Glaubensverſchiedenheit. B. In Oſterreich iſt eine 
„Ehe“ null und nichtig zwiſchen einer Perſon chriſtlichen 
und einer nicht chriſtlichen Bekenntniſſes Ab GB. § 64. 


§ 48. das hindernis des geheimen Eheabſchluſſes. 
Clandestinitas. 

Das kirchliche Geſetzbuch kennt kein eigentliches Hinder⸗ 
nis des geheimen Eheabſchluſſes oder der Klandeſtinität, 
ſondern ſpricht nur von dem Mangel der äußeren Form, doch 
bleiben wir bei der Beſtimmung des Trienter Konzils, welches 
die eheſchließenden Perſonen bei Vernachläſſigung der Form 
„für unfähig erklärt, inhabiles reddit“ sess. 24 C. 1. d. r. m; 

-bgl. den Index Codicis v. „Impedimenta“. 

I. Quellen und Geſchichte. 1) Quellen: De cland. 

desponsatione (IV 3); Trid. sess. 24. C. 1. („Tametsi“) d. r. m. 
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— Konſt. „Provida“ Pius' X. v. 18. Jan. 1906, in Kraft ge⸗ 
treten am 15. April 1906. — S. C. Conc. deer. „Ne temere“ 
d. 2. Aug. 1907, geltend vom 19. April 1908. — Cann. 1094 
1103; 1043; 1990; CC. vom 16. Oktober 1919 ad 17. 

2) Geſchichte. Vom Beginn der Kirche bis zum 
vierten Laterankonzil (1215) beſtand keine allgemeine Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift, welche die Form der Eheeingehung geordnet 
hätte, nichtsdeſtoweniger wurden von Anfang an die Ehen 
der Chriſten vielfach kirchlich geſchloſſen. Das legte ſchon das 
Beiſpiel der heidniſchen Römer nahe; vgl. Krieg C.: 
„Grundriß der römischen Altertümer“ (3. A.) $ 136 ©. 256 f. 
Indes die guten Sitten verfliegen und Gleichgültigkeit tritt 
an deren Stelle. Papſt Innozenz III. mußte darum auf dem 
vierten Laterankonzil vorſchreiben, daß die Ehen „in facie 
ecclesiae“ eingegangen werden. Die Eheverkündigungen 
wurden zur Pflicht gemacht, doch nicht unter der Strafe der 
Nichtigkeit der Eheſchließung. — Da mit der Mehrung der 
heimlichen Ehen große Mißbräuche einriſſen, ſo ſtellte das 
Tridentinum im c. „Tametsi“ am 11. November 1563 eine 
eigene Eheſchließungsform auf, und zwar unter Strafe der 
Nichtigkeit der ohne die Weſensform geſchloſſenen Ehen. Um 
jedoch die Neugläubigen zu ſchonen, wurde beſtimmt, daß 
das Dekret erſt nach Ablauf von dreißig Tagen, gerechnet von 
der Verkündigung in einer Pfarrei an, Geltung haben ſollte. 
Dieſe Promulgationsform führte bei der politiſchen und 
religiöſen Zerſplitterung mancher Gegenden, beſonders des 
Deutſchen Reiches, zu einer außerordentlichen Rechtsver⸗ 
ſchiedenheit und darum Rechtsunſicherheit. Papſt Pius X. 
gab durch die Konſtitution „Provida“, geltend vom 15. Apr. 
1906 an, den deutſchen und ſpäter auch den ungariſchen Ge⸗ 
bieten Einheit und Rechtsklarheit. — Am Oſterfeſte 1908 trat 
das Dekret „Ne temere“ in Kraft und bewirkte faſt gleiches 
Eheſchließungs⸗ und Verlobungsrecht auf dem ganzen Erd⸗ 
kreis; nur Deutſchland und Ungarn hatten ein eigenes Miſch⸗ 
ehenrecht. — Vom 19. Mai 1918 an gilt der Kodex, welcher 
die vollſtändige Rechtsgleichheit herbeigeführt hat. 

II. Die Weſensform der Ehe nach dem Kodex. Can. 
1094: „Ea tantum matrimonia valida sunt quae contra- 
huntur coram parocho, vel loci Ordinario, vel sacerdote 
ab alterutro delegato et duobus saltem testibus, secundum 
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tamen regulas expressas in canonibus qui sequuntur, et 
salvis exceptionibus de quibus in cann. 1098, 1099.“ 

Erklärung. 1) Zur Weſensform der Ehe gehört der 
Abſchluß vor drei Zeugen: einem Amtszeugen und wenigſtens 
vor zwei gewöhnlichen Zeugen; doch ſind hiebei auch die 
Regeln der Cann. 1095—97 zu beobachten ſowie die Aus⸗ 
nahmen der Cann. 1098—99. Unter den Begriff „Amts⸗ 
zeuge“ fallen: der Ortsordinarius, der Pfarrer, endlich der 
Prieſter, den entweder der Ortsordinarius oder der Pfarrer 
(oder beide) delegiert hat. — a) Der Ausdruck „Orts or di— 
narius“ wurde bereits oben (S. 4) genau dargelegt; val. 
Can. 198 $ 2. — b) Das Wort „Pfarrer“ muß im Sinne des 
Can. 451 aufgefaßt werden, alſo vom eigentlichen Pfarrer, 
dem Millionspfarrer (quasiparochus), dem Pfarrvikar mit 
voller Pfarrgewalt, worunter ſtets begriffen ſind der vicarius 
actualis, das heißt der Pfarrinhaber an Stelle einer mora— 
lichen Perſon, der vicarius oeconomus = Pfarrverweſer, 
der Pfarrſtellvertreter und Pfarrbeiſtand (vicarius substi- 
tutus, vicarius adiutor), vorausgeſetzt daß letztere beide die 
volle Pfarrgewalt innehaben Cann. 471—77. — c) Der von 
dem Pfarrer oder Ortsordinarius Bevollmächtigte kann nur 
ein Prieſter ſein. Näheres hierüber unten. — d) Die ge⸗ 
wöhnlichen Zeugen bedürfen nur jener Eigenſchaften, 
die von einem Zeugen überhaupt verlangt werden; ſie müſſen 
alſo ſehen, hören und bezeugen können Cann. 1017 § 1; 1756; 
1757. Es ziemt ſich, daß nur großjährige und unbeſcholtene 
Perſonen als Zeugen beigezogen werden. Ungläubige, Irr⸗ 
gläubige und Zenſurierte p. s. kann der Ordinarius dulden 
ed 19. Aug. 1891. 

2) Da die Amtszeugen ohne Rückſicht auf ihre Perſon 
durch ihr Amt beſtimmt werden, ſo müſſen wir die näheren 
Grenzen ihrer Amtstätigkeit kennen lernen: Beginn, Ende 
und Hinderniſſe der Amtstätigkeit. 

a) Beginn der Amtstätigfeit: „A die adeptae ca- 
nonicae possessionis beneficii ... vel initi officii“ Can. 1095 
§ 1 n. 1. — Der Papſt iſt Amtszeuge von der Annahme 
ſeiner Wahl Can. 219 bis zu ſeinem Tode oder Verzichte 
Can. 231; vgl. Cann. 241; 249. Die Ordinarien, welche 
Pfründebeſitzer ſind, müſſen ihre Präkoniſationsbullen dem 
zuſtändigen Kapitel vorgelegt haben; die Ordinarien ohne 
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Pfründe, z. B. der Generalvikar, erlangen die Aſſiſtenz⸗ 
befugnis durch Antritt ihres Amtes. — Die Pfarrvor⸗ 
ftände, welche Pfründeinhaber ſind, werden trauungs⸗ 
berechtigt durch die Pfründeeinweiſung (installatio) oder mit 
der Dispenſe ihres Ordinarius durch Antritt ihres Amtes 
nach deſſen geſetzmäßiger Übertragung (investitura s. in- 
stitutio); die übrigen durch Amtsantritt Cann. 1095 § 1 n. 1; 
334 § 3; 1444 $ 1. i 

b) Aufhören der Amtsbefugniſſe Can. 208. Die 
Amtsbefugnis hört auf: durch Verzicht (Abdankung, Reſig⸗ 
nation, renuntiatio); durch Entziehung (privatio); durch Ver⸗ 
ſetzung (translatio); durch Tod (obitus Cann. 430; 183); — 
bei Pfarrern auch durch Entfernung (amotio). Indes dauert 
die Gewalt des betreffenden Amtsinhabers fort bis zum Ein⸗ 
treffen der ſicheren Kunde von dieſen Ereigniſſen (abgeſehen 
vom Tode der Amtsperſon ſelbſt) Can. 430 § 2. Bei Ver⸗ 
ſetzung aber erlangt der verſetzte Biſchof am Tage der ſicheren 
Kunde hievon die Gewalt eines Kapitelsvikars, welche bis 
zur Beſitznahme des neuen Bistums dauert ibi $ 3. Für 
den Todesfall eines Pfarrers iſt im Cann. 472 n. 2 ausgiebig 
geſorgt. Trauungsberechtigt iſt der erſte Seelſorgeprieſter 
oder in Ermangelung eines ſolchen der nächſte Nachbars⸗ 
pfarrer oder bei Ordenspfarreien der Obere des Ordens⸗ 
hauſes. 

e) Schranken und Hinderniſſe der Aſſiſtenz⸗ 
befugnis Can. 1095 § 1 nn. 1-3. Ungültig aſſiſtieren die 
Amtszeugen (Ortsordinarien, Pfarrinhaber): 1) wenn ſie 
mit einer Zenſur (Exkommunikation, Interdikt, Amtsſuspen⸗ 
ſion) p. s. belaſtet ſind; 2) außerhalb der Grenzen ihres Ge- 
bietes (innerhalb desſelben ſind ſie immer zuſtändig); 3) wenn 
Zwang oder ſchwere Furcht ſie beeinflußte; 4) wenn ſie den 
Konſens nicht erforſchen und entgegennehmen. — Das Dekret 
„Ne temere“ hatte auch verlangt, daß die Amtszeugen „ein⸗ 
geladen und gebeten“ ſeien; das fällt nach dem Kodex fort. 

3) Die Bevollmächtigung Cann. 1095 $ 2; 1096. 
Die trauungsberechtigten Amtszeugen können einen Prie⸗ 
ſter bevollmächtigen, daß er innerhalb ihres Gebietes den 
Ehen gültig aſſiſtiere Can. 1095 § 2. — Die Bevollmächtigung 
muß ſein: a) genau begrenztzb) gut vorbereitet; 
e) nach dem Kodex geregelt. 
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Zu a). „Licentia dari expresse debet sacerdoti de- 
terminato ad matrimonium determinatum.“ Die Bevoll⸗ 
mächtigung muß „express e“ d. i. ſchriftlich oder münd⸗ 
lich gegeben werden, eine angedeutete Bevollmäch⸗ 
tigung (delegatio tacita) genügt nicht. — Die Bevollmächti⸗ 
gung muß ergehen an einen „determinatus sacer- 
dos, einen ganz klar beſtimmten Prieſter“, klar beſtimmt 
durch Namen und Stand oder durch Namen oder Stand 
allein, aber fo, daß eine Verwechſlung ausgeſchloſſen iſt. — 
Der Gegenſtand der Bevollmächtigung muß auf das klarſte 
umſchrieben fein „ad determinatum matrimonium“. Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß ein Prieſter für mehrere Ehen zu⸗ 
gleich bevollmächtigt wird, freilich darf bei keiner eine Ver⸗ 
wechſlung möglich ſein. — Wenn auch die „allgemeinen 
Delegationen“ verboten und unmöglich ſind, ſo dürfen ſolche 
doch gegenüber den Hilfsprieſtern für die Anſtellungspfarrei 
(„vicariis cooperatoribus pro paroecia cui addicti sunt“) 
gewährt werden Can. 1096 § 1. Wenn in manchen Diözejen, 
z. B. Paſſau, Regensburg, die ſelbſtändigen Hilfsſeelſorger 
tom Ortsordinarius „ad universitatem matrimoniorum“ im 
Expoſitur⸗ oder Lokalkaplaneigebiete bevollmächtigt ſind, jo 
kann man dagegen nichts einwenden, doch fällt ihnen auch 
die Aufgabe zu, den „status libertatis“ feſtzuſtellen ibi § 2. 


Zu b). „Den Freiheitsſtand der Brautleute“ muß der 
Pfarrer bereits feſtgeſtellt haben, bevor er die Bevollmächti⸗ 
gung hergibt; ebenſo der Ordinarius Can. 1096 § 2. Auch 
dieſe Vorſchrift dürfte in ihrer ganzen Strenge für die Nicht⸗ 
Seelſorger gelten, weniger für die Hilfsprieſter, beſonders 
für die mehr ſelbſtändigen (Expoſiti, Rektoren). 


Zu c). Der Kodex beſtimmt nicht ausdrücklich, daß die 
Schranken und Hinderniſſe des Can. 1095 $ 1 un. 1. 3 auch 
für die Bevollmächtigten gilt. Wohl iſt es nur vernünftig, 
daß dieſe Beſchränkungen auch für die Bevollmächtigten gelten, 
immerhin iſt das nicht ausdrücklich ausgeſprochen, wie es im 
Dekret „Ne temere“ geſchah; vgl. Can. 6 n. 6. Nur drei Be⸗ 
ſchränkungen des Can. 1095 können in Frage kommen: Zen⸗ 
fur, Zwang und Furcht, Erforſchen und Entgegennehmen 
des Konſenſes. Zenſurierte Prieſter können überhaupt 
nur in Todesgefahr aſſiſtieren Cann. 2264; 2261 $ 3. Da⸗ 
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gegen wäre die Ehe zweifelhaft ungültig, wenn ein Bevoll⸗ 
mächtigter in ſchwerer Furcht oder ohne Erforſchung des 
Konſenſes aſſiſtierte. — Ein bevollmächtigter Prieſter kann 
wieder bevollmächtigen (ſub delegieren), wenn er vom 
Apoſtoliſchen Stuhl oder „ad universitatem matrimoniorum“ 
oder mit der ausdrücklichen Vollmacht, zu ſubdelegieren, be- 
vollmächtigt wurde Can. 199 88 2—4. 


4) Erlaubtheit der Trauung. a) In allen 
Fällen muß der Freiheitsſtand der Brautleute feſt⸗ 
geſtellt fein Can. 1097 § 1 n. 1. — b) Zuſtändigkeits⸗ 
grade bezüglich der Erlaubtheit: Zur erlaubten Trauung 
iſt zunächſt zuſtändig der Pfarrer des Domizils, des Quaſi⸗ 
domizils oder des Einmonataufenthaltes der Braut Can. 1097 
§I n. 2; — dann der Pfarrer des Domizils, Quaſidomizils, 
Einmonataufenthalts des Bräutigams aus rechtmäßigem 
Grunde (iusta causa) — oder ein beliebiger Pfarrer bei rein 
vagierenden Perſonen oder aus gewichtigem Grunde oder 
mit Erlaubnis der Obigen ibi $ 1 n. 3. Handelt es ſich aber 
um Herumziehende mit einem gewiſſen Aufenthalt, ſo iſt der 
Pfarrer dieſes Ortes zuſtändig ibi n. 2. — Ein Pfarrer, der 
ganz ungerechtfertigt aſſiſtiert, hat kein Anrecht auf die 
Stolgebühren, ſondern muß ſie dem berechtigten 
Pfarrer abliefern ibi $ 3. — Damit hier keine Unordnung ent⸗ 
ſteht, dürfte es ſich empfehlen, daß der Gegenſtand durch 
Diözeſanvorſchriften genauer geregelt würde. 

Handelt es ſich um Katholiken verſchiedenen Ritus, 
ſo regelt die erlaubte Zuſtändigkeit ein etwaiges Sonderrecht, 
oder Can. 1097 § 2, wonach die Ehe im Ritus des Mannes und 
vor deſſen Pfarrer zu ſchließen iſt. 

5) Beſondere Verhältniſſe. a) Die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Militär⸗ und Perſonalpfarrer 
richtet ſich genau nach den Vereinbarungen des Apoſtoliſchen 
Stuhles, vgl. Can. 451 § 3; S. C. Sacr. in Goana d. 27. (29.) 
Maii 1910. 


b) Die Ordensleute bedürfen zur gültigen und 
erlaubten Aſſiſtenz geradeſo der Pfarrgewalt oder der Be- 
vollmächtigung wie die Weltprieſter, auch in ihren eigenen 
Kirchen, ſelbſt in den erempten Ordenskirchen; denn 
dieſe gelten als Teil des Pfarr⸗ bzw. Bistumsgebietes hin⸗ 
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ſichtlich der Trauungen 8. C. Sacr. d. 12. (13.) Mart. 1910 
ad Sum (AAS. 2, 194—95). 

c) Bei den Miſchehen muß die Weſensform in 
gleicher Weiſe eingehalten werden wie bei den rein fatho- 
liſchen Ehen; doch bezüglich der übrigen Trauungszeremonien 
bleibt es bei den Vorſchriften und Weiſungen des Apoſtoliſchen 
Stuhles Cann. 1102; 1095 § 1 n. 3. Man halte ſich hier ge- 
nau an die Normen der einzelnen Diözeſen; jedenfalls ſoll 
eine gewiſſe Einſchränkung der nebenſächlichen Zeremonien 
beobachtet werden. 

III. Eheſchließung in außerordentlichen Fällen Can. 
1098. Wortlaut: „Si haberi vel adiri nequeat sine gravi 
incommodo parochus vel Ordinarius vel sacerdos delegatus 
qui matrimonio assistant ad normam canonum 1095; 1096: 
1) In mortis periculo validum et licitum est matrimonium 
contractum coram solis testibus; et etiam extra mortis 
periculum, dummodo prudenter praevideatur eam rerum 
conditionem esse per mensem duraturam; — 2) In utro- 
que casu, si praesto sit alius sacerdos qui adesse possit, 
vocari et, una cum testibus, matrimonio assistere debet, 
salva coniugii validitate coram solis testibus.“ 

1) Allgemeine Vorausſetzungen: a) Gül⸗ 
tig und erlaubt iſt eine Ehe, geſchloſſen nur vor zwei gemöhn- 
lichen Zeugen, wenn ein Amtszeuge unerreichbar iſt, 
alſo weder ein Pfarrer noch ein Ortsordinarius noch ein be— 
vollmächtigter Prieſter; oder wenn dieſe zwar erreichbar ſind, 
jedoch nur ſolche, die der Erforderniſſe der Cann. 1095—96 
entbehren, z. B. ein Exkommunizierter p. s., außer wenn in 
der Todesgefahr wenigſtens ein Brautteil um die Trauung 
durch den Zenſurierten bittet Can. 2261 § 3. — b) Die Aus⸗ 
drücke „haberi vel adiri“ bedeuten die Unmöglichkeit, den 
Amtszeugen einerſeits am Orte der Trauung zu finden, 
anderſeits ihn außerhalb desſelben aufzuſuchen. — 
c) Die betonte Unmöglichkeit kann eine phyſiſche und 
moraliſche ſein; letzteres iſt ausgedrückt in dem Worte 
„sine gravi incommodo“. Dieſer ſchwere Nachteil kann das 
Leben, die Geſundheit, die Freiheit oder den Beſitzſtand ſo⸗ 
wohl der Brautleute als des Prieſters bedrohen. 

2) Dieſe drei Erforderniſſe vorausgeſetzt iſt eine Che- 
ſchließung gültig und erlaubt „in der Todesgefahr“, 
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alſo in jeder Todesgefahr ohne Rückſicht auf die Nähe und 
Schwere, auf die Veranlaſſung (Krankheit) der Todesgefahr, 
ohne Rückſicht auf die äußere oder innere Lage der in Todes⸗ 
gefahr ſchwebenden Perſon, während das Dekret des heiligen 
Offiziums vom 20. Februar 1888 und das Dekret „Ne temere“ 
gewiſſe Vorausſetzungen forderten (Beendigung einer Zivil⸗ 
ehe oder eines Konkubinats; Beruhigung des Gewiſſens; 
Legitimierung der Nachkommenſchaft). 

3) Außerhalb der Todesgefahr gilt ganz das gleiche 
Recht, aber nur dann, wenn man begründeterweiſe 
(prudenter) vorausſehen kann, die ſchwierige Lage werde 
einen Monat lang andauern. Damit iſt der Kodex von der 
Vorſorge des Dekretes „Ne temere“ abgegangen. Dieſes 
blickte in die Vergangenheit („Si ea rerum conditio a mense 
iam perseveret“), Can. 1098 ſchaut in die Zukunft („dum- 
modo praevideatur .. eam rerum conditionem esse per 
mensem duraturam“). Der gegenwärtige Maßſtab iſt milder, 
der frühere war ſicherer. 

Schreibt ein Miſſionär (quasi-parochus): Ich komme in vierzehn 
Tagen, ſo können die Brautleute der Miſſionsſtation (außer in der Todes⸗ 
gefahr) nicht formlos heiraten. Doch nach vierzehn Tagen kommt ſtatt 
des Miſſionärs ein Katechiſt, welcher die Ankunft des Miſſionärs nach 
drei Wochen beſtimmt verſpricht. Doch auch nach drei Wochen iſt der 
Miſſionär wieder verhindert. Die Brautleute können jetzt ruhig die Ehe 
vor zwei gewöhnlichen Zeugen eingehen; denn man kann vorausſehen, 
daß der Miſſionär auch innerhalb eines Monats nicht kommt. 

4) Die Beiziehung eines Prieſters. 
a) Die Eheſchließung in den beiden Notfällen iſt ſtets 
gültig, auch wenn ein Prieſter (ohne Vollmacht) gerufen 
werden konnte und nicht gerufen wurde. — b) Erlaubt 
iſt eine Eheſchließung ohne Prieſter nur dann, wenn 
der Prieſter (phyſiſch oder moraliſch) an der Beiwohnung ge⸗ 
hindert iſt. Kann er gerufen werden, ſo muß er wie ein Be⸗ 
vollmächtigter auch aſſiſtieren. — c) Dieſer Prieſter hat die 
großen Dispensvollmachten der Cann. 1043—46, ſowie die 
Verpflichtung der Eheregiſtrierung gemäß Can. 1103 $ 3. — 
d) Der Prieſter, welcher in den beiden Notfällen gerufen wird, 
iſt vollſtändig frei von den Anforderungen der Cann. 1095—96. 
Freilich ſind die Brautleute nicht verpflichtet, einen zenſu⸗ 
rierten Prieſter beizuziehen, doch können ſie ihn beiziehen ſo⸗ 
wohl in der Todesgefahr als auch in der anderen Notlage, 
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ſelbſt einen Zenſurierten p. s.; vgl. Cann. 2261; 2275; 2284; 19, 
da er Zeuge iſt. 

5) Das frühere Recht. Wir müſſen unterſcheiden 
das tridentiniſche Recht und das Recht des Dekretes „Ne 
temere“. Nach dem tridentiniſchen Rechte gab es 
Eheſchließungen, welche vom Apoſtoliſchen Stuhle für gültig 
erklärt wurden, obſchon nur zwei gewöhnliche Zeugen aſſi⸗ 


ſtierten. Der Grund der Gültigkeitserklärung war, daß in 


den vorliegenden Fällen die Anweſenheit des Pfarrers 
(Ordinarius, bevollmächtigten Prieſters) phyſiſch oder mora⸗ 


liſch unmöglich war; vgl. die Eheſchließungen für die Gebiete 


der Miſſionen und der franzöſiſchen Republik bei Leitner: 
Eherecht? S. 207. — Das Dekret „Ne temere“ weicht 
in zwei Punkten vom gegenwärtigen Rechte ab: a) Die 
Unmöglichkeit, einen Bevollmächtigten zu finden, mußte in 
einer „Gegend“ ſich verwirklichen; b) dieſelbe mußte 
bereits einen Monat lang angedauert haben, wie wir be⸗ 
reits ſahen. 


6) Können auch keine gewöhnlichen Zeugen erreicht 
werden, oder nur ein einziger, ſo frägt es ſich, ob nicht wenig⸗ 
ſtens ein (bevollmächtigter oder nicht bevollmächtigter) Prie- 
ſter zu haben iſt. Wenn ja, ſo hat ein ſolcher Prieſter große 
Dispensvollmachten, alſo auch die Vollmacht, von der Ehe— 
ſchließungsform zu dispenſieren Cann. 1043—44. In der 
Todesgefahr kann ein anweſender Prieſter von der Not⸗ 
wendigkeit eines Zeugen, der beiden Zeugen, aber auch 
aller Zeugen (alſo auch des Amtszeugen) dispenſieren; 
es iſt ſogar die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß der a b⸗ 
weſende Ordinarius oder Pfarrer die Dispenſe erteile. 
Gleiches gilt wahrſcheinlich im „verwickelten Fall“, 
vorausgeſetzt, daß er geheim iſt Cann. 1098; 1045; 209. — 
Sollten dieſe Vollmachten nicht hinreichen, jo gibt der Apo— 
ſtoliſche Stuhl noch größere Vollmachten, z. B. für die Miſ⸗ 
ſionsgebiete, wie für China 8. C. Conc. d. 27. Iulii 1908 
Ad. 7m. 


Wenn die Schwierigkeit, den bevollmächtigten Prieſter zu erreichen, 
nicht in den Umſtänden des Falles, ſondern in der ſtaatlichen Ge⸗ 
ſetzgebung liegt, jo darf man die Vollmacht des Can. 1098 unbedenk⸗ 
lich in der Todesgefahr anwenden, dagegen außer derſelben erlaubter⸗ 
weiſe nur im Einverſtändniſſe mit dem Apoſtoliſchen Stuhle S. C. Saer. 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 16 


r d Ze 
o TCT 


242 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


d. 31. Ian. 1916 (AAS. 8, 36), d. 9. Mart. 1916 (L neborm ©. 331). 
Doch werden Eheſchließungen, auch ohne dieſen Rekurs außer der Tode3- 
gefahr nach Can. 1098 vorgenommen, gültig ſein. 

IV. Geltungsbereich der Eheſchließungsform Can. 1099; 
vgl. Cann. 1043—45. Zur Einhaltung der Weſensform der 
Cann. 1094—98 iſt verpflichtet jeder Mann, der mit Be⸗ 
wußtſein je einmal zur katholiſchen Kirche gehörte, ob 
er nun ihr angehört oder ſpäter von ihr wieder abfiel, wenn 
er ehelich wird: a) mit einer Katholikin; b) mit einer 
häretiſchen oder ſchismatiſchen Perſon, mochte 
dieſe zur katholiſchen Kirche je einmal gehört haben oder nicht, 
auch nach der Dispenſe vom Hinderniſſe der Bekenntnis⸗ 
verſchiedenheit; e) mit einer un getauften Perſon oder 
einer Perſon, welche zum Unglauben abfiel, ob nun 
die Dispenſe vom Hinderniſſe der Glaubensverſchiedenheit 
voranging oder nicht; d) mit einer Katholikin des morgen- 
ländiſchen Ritus — und umgekehrt, wenn eine Katholikin 
ehelich wird mit einem Manne der genannten verſchiedenen 
Bekenntniſſe. 

Frei von der katholiſchen Eheeingehungsform ſind: 

1) die Ehen zweier un getauften Perſonen Can. 12; 

2) die Ehen zweier getauften Akatholiken 
unter ſich Can 1099 § 2; 

3) die Ehen zwiſchen einer ungetauften und einer ge- 
tauften akatholiſchen Perſon ibi; vgl. jedoch Can. 
1070 8 2; 

4) die Ehen einer akatholiſchen Perſon mit einer fatho- 
liſchen Perſon des morgenländiſchen Ritus Can. 1099 § 1 n. 3. 

Als getaufter Akatholik gilt auch jener, der von akatho— 
liſchen Eltern geboren, zwar in der katholiſchen Kirche g e- 
tauft, aber von jugendlichem Alter an (Cann. 88 $ 3; 12) 
akatholiſch d. h. in der Häreſie, im Schisma, im Unglauben 
oder religionslos erzogen wurde, ſooft er mit Akatholiken 
ehelich werden will Can. 1099 8 2. 

Zwei wichtige Fragen erheiſchen unſere Aufmerkſamkeit: 1) Das 
Kindakatholiſcher Eltern, welches nur durch die Kindertaufe 
der kachol chen Kirche einverleibt war, gilt im Leben in Hinſſcht auf die 
Eheſchließungsform als akatholiſche Perſon. Aber auch die Kinder 
aus Miſchehen, welche nur durch die Taufe vor dem Vernunft⸗ 


ebrauch der katholiſchen Kirche einverleibt wurden, gelten im Sinne des 
an. 1097 $ 2 als Akatholiken, vgl. Can. 987 v. „Filii acatholi. 
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corum“, verbunden mit der Entſcheidung der CC. d. 16. Oct. 1919 n. 13 
(AAS. 11, 478). — Wenn auch der Buchſtabe des Can. 1099 82 ſich nicht auf 
die vor dem Vernunftgebrauch in der katholiſchen Kirche nur getauften, 
aber in der Häreſie uſw. erzogenen Kinder katholiſcher Eltern be— 
zieht, jo gebietet doch der Geuſt des Geſetzes die Ausdehnung auch auf 
dieſe. Die Perſonen ſelbſt ſind ſchuldlos, ihre Eltern nicht ſelten auch, 
da ſie vor dem Vernunftgebrauch der Kinder wegſtarben oder ſonſt das 
Erziehungsrecht verloren. Aber auch wenn die Eltern ſchuldbarerweiſe 
die Kinder der akatholiſchen Erziehung preisgaben, ſo träfe die Strafe 
die ſchuldloſen Kinder, nicht die ſchuldigen Eltern. Darum gilt die 88. re- 
gula iuris in 6: „Certum est, quod is committit in Ilogem, qui legis verba 
compl ctens contra legis nititur voluntatem“. Wir halten die ausge— 
führte Anſicht für begründet (prohabilis), erwarten aber eine Ent- 
ſcheidung des Apoſtoliſchen Stuhles. 

2) Die Katholiken der morgenländiſchen Riten („Orientales“) find 
nur dann an die Eheſchließungsform gebunden, wenn ſie mit „La— 
teinern“ ehelich werden Can. 1099 $ 1 n. 3; ſonſt nicht. Darum 
dürften auch die partikularrechtlichen Beſtimmungen hinfällig geworden 
fein. Ein Dekret der Propagandakongregation vom 5. Mai 1911 ver« 
pflichtete die unierten Ruthenen der griech ſch-katholiſchen Diözeſen 
Lemberg (Erzd. mit der Pfarrei St. Barbara in Wien), Przemysl, Sta- 
nislau zur Form des Dekretes „Ne temere“; ebenſo ein Dekret der gleichen 
Kongregation vom 27. März 1916 n. 17 die unierten Ruthenen S it d- 
amerikas (AAS. 8, 107); vgl. Can. 6 n. J. 

V. Natur und Aufhören des Hinderniſſes. Das Hinder- 
nis iſt rein kirchenrechtlicher Natur; darum eine 
Dispenſe in allen Fällen möglich. Dieſelbe wurde im Can. 
1099 für alle ungemiſchten Ehen der getauften Akatholiken 
gegeben und in den Cann. 1043—44 dem klugen Ermeſſen 
der Ortsordinarien, Pfarrer uſw. anheimgeſtellt. 


VI. Es gibt auch ein verbietendes H. der Klandeſtini— 
tät (ERs. 246): a) bei Vernachläſſigung der Verkündigungen 
Jan. 1023 ff.; b) bei Nichtbeiziehung eines Prieſters im Fall 
des Can. 1098 8 2. 

VII. Staatliche Beſtimmungen. In Deutſchland 
und in der Schweiz beſteht die Zivilehe, welche mehr 
der tridentiniſchen Erklärungsform entſpricht. BGB. §§ 1317 
bis 21; 3B. Art. 117. — In Oſterreich gilt ſtaatlich 
noch die tridentiniſche Form MOB. 88 69, 75. 


Die Eheſchließungsform vor dem 19. Mai 1918. 
Eine Tabelle über die Zeitabſchnitte der Berpflich- 
tung der Eheſchließungsform wird den Seelſorgern praktiſche 
Dienſte leiſten. 
16* 
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I. Zeitabſchnitt: Vom 1. Pfingſtfeſte bis zum Inkraft⸗ 
treten des C. „Tametsi“ am 11. November 1563. Keine 
Weſensform. S. 234. 

II. Zeitabſchnitt: Herrſchaft der tridentiniſchen 
Eheeingehungsform (e. „Tametsi“) in allen Ge⸗ 
bieten, in welchen dieſe Form Rechtskraft erlangte entweder 
durch rechtmäßige Verkündigung (in der Pfarrei geltend nach 
30 Tagen) bzw. Gewohnheit oder durch päpſtliche Ausdehnung 
und in welchen keine Aufhebung oder Einſchränkung ſtatt⸗ 
fand durch Gewohnheit oder päpſtliche Verfügung (Deela- 
ratio, Dispensatio). — Da namentlich in Deutſchland eine 
große Rechtsverſchiedenheit und Rechtsunſicherheit in dieſem 
Punkte herrſchte, ſo ſah ſich Papſt Pius X. in der Konſtitution 
„Provida“ vom 18. Januar 1906 veranlaßt, hier Wandel zu 
ſchaffen durch folgende Normen: 

1) Alle rein katholiſchen Ehen, welche im Ge⸗ 
biete des Deutſchen Reiches vom 15. April 1906 an abge⸗ 
ſchloſſen werden, ſind an die tridentiniſche Eheeingehungs⸗ 
form gebunden; die früher im Gebiete des Deutſchen Reiches 
abgeſchloſſenen Ehen bleiben in ihrem bisherigen Geltungs⸗ 
ſtande unberührt. 


2) Alle rein akatholiſchen und alle Miſchehen, 
welche fürderhin in Deutſchland geſchloſſen werden, ſind frei 
von der kirchlichen Eheeingehungsform. — Die gleichen Ehen 
wurden, wenn ſie am 15. April 1906 nur wegen Klandeſtini⸗ 
tät ungültig waren, mit Eintritt des genannten Tages | a- 
niert, a) wenn kein anderes trennendes Ehehindernis ent⸗ 
gegenſtand; b) wenn kein kirchlicher Urteilsſpruch ſie vorher 
aufgelöſt hatte; e) wenn der Ehekonſens noch fortbeſtand. 
Die Konſtitution „Provida“ wurde ſpäter auf Ungarn aus⸗ 
gedehnt. — Charakteriſtiſch für den ganzen Zeitraum war: 
Die Ehe muß eingegangen werden vor dem parochus pro- 
prius und zwei Zeugen. 

III. Zeitabſchnitt: Herrſchaft des Dekretes „Ne temere“ 
vom 2. Auguſt 1907, in Kraft getreten am 19. April 1908: 
Alle akatholiſchenkhen find frei von der Eheeingehungs⸗ 
form des Dekretes „Ne temere“; alle katholiſchen und 
alle Miſchehen gebunden. Notwendig iſt Eheabſchluß 
vor dem parochus 10 0 i und zwei Zeugen. — Ganz allein 
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ausgenommen waren die Miſchehen in Deutſchland 
und Ungarn unter folgenden Bedingungen: a) daß beide 
Perſonen in Deutſchland geboren waren; b) daß der 
akatholiſche Teil niemals mit Bewußtſein zur katho⸗ 
liſchen Kirche gehört hatte; e) daß die Ehe in Deutſchland 
geſchloſſen wurde; Entſprechendes galt für Ungarn. 

IV. Zeitabſchnitt: Geltung des Kodex in ſeinen Cann. 
1094—99: Das Sonderrecht für Deutſchland und Ungarn 
iſt beſeitigt. 

Zuſammenſtellung: 1) Eheſchließung ohne We⸗ 
ſensform (1563). — 2) 1563 bis 19. April 1908 tridentiniſche 
Eheſchließungsform: parochus proprius. — 3) 1908 bis 
19. Mai 1918 parochus loci; Miſchehenausnahmen für 
Deutſchland und Ungarn. — 4) Vom 19. Mai 1918 an: 
parochus loci; Beſeitigung der Ausnahmen. — Über die 
Geltung des tridentiniſchen Rechtes gibt es kein amtliches 
Verzeichnis; wir ſind auf Privatarbeiten angewieſen. Durch 
die Konſtitution „Provida“ wurde die Zuſammenſtellung be⸗ 
deutend erleichtert; denn für Deutſchland und Ungarn ge— 
nügt ein Katalog der Orte, an welchen die Katholiken ge⸗ 
bunden oder frei waren. — Wir haben für den ganzen Erd⸗ 
kreis die tridentiniſchen Orte zuſammengeſtellt, ſoweit es 
möglich war; vgl. Leitner Mi:: Eherecht? S. 218—223. 
Je weiter wir uns vom 19. April 1908 entfernen, deſto ent⸗ 
behrlicher wird der Katalog auch ſein. 


Die verbietenden Ehehinderniſſe. 

Verbietende Ehehinderniſſe ſind Kirchengeſetze, 
welche eine Ehe nicht ungültig, ſondern nur unerlaubt machen. 
Im Mittelalter gab es deren viele, wie Katechismus, Blut⸗ 
ſchande, Brautentführung, Gattenmord, hinterliſtige Tauf⸗ 
patenſchaft beim eigenen Kinde, Prieſtertötung, attentierte 
Ehe mit einer Nonne und im allgemeinen Kirchenbuße; vgl. 
Leitner: Eherecht? S. 226. — Bis zum 19. Mai 1918 
beſtand auch noch das verbietende Hindernis der Spon- 
ſalien (Verlobung, Verlöbnis, sponsalia de futuro); 
kirchenrechtlich hat es aufgehört. — Der Kodex behandelt die 
verbietenden Hinderniſſe in den Cann. 10581066. Eigent⸗ 
liche Hinderniſſe dieſer Art gibt es nur mehr zwei, in manchen 
Gegenden drei: a) das einfache Keuſchheitsgelübde; b) die 
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geſetzliche Verwandtſchaft (nach dem einſchlägigen Staats⸗ 
geſetze); e) die Bekenntnisverſchiedenheit (mixta religio). 
Die uneigentlichen Hinderniſſe werden in den Cann. 1065 
bis 66 angedeutet: Abfall vom Glauben; Stand eines öffent- 
lichen Sünders; Zenſur. 


$49. Das verbietende Hindernis des Keufchheitsgelübdes. 


Votum simplex. 


J) Duellen: a) Die beim Hinderniſſe des Ordensſtandes 
angegebenen Quellen; b) Cann. 1058; 572 ff.; 1307—15; 
2388 $ 2. 


II. Das Hindernis: „Matrimonium impedit votum 
simplex virginitatis, castitatis perfectae, non nubendi, 
suscipiendi ordınes sacros et amplectendi statum religiosum“. 
Sollen dieje genannten Gelübde die Ehe ungültig machen, 
jo muß die vernichtende Kraft eigens vom Apoſto— 
liſchen Stuhle ausgeſprochen ſein Can. 1058 $ 2. 


Alle dieſe Gelübde ſtehen dem Ehezwecke entweder un⸗ 
mittelbar oder mittelbar entgegen. Wir kommen zur Er⸗ 
klärung der einzelnen. 


1) Das „votum simplex virginitatis“, das „einfache Gelübde der 
Jungfräulichkeit“, beſteht in dem Gelübde, die körperliche Unverſehrt— 
heit vor jeder ſündhaften Zerſtörung zu bewahren. Oft aber bedeutet es 
das nämliche wie jenes der Eheloſigkeit. 

2) Das „Votum non nubendi“ enthält die Verpflichtung „nicht zu 
heiraten“ (votum coelibatus). 

3) Wer die „castitas perfecta“, „vollſtändige Keuſchheit“, gelobt, 
verpflichtet ſich zur Enthaltſamkeit von jedem erlaubten und unerlaubten 
Geſchlechtsggenuß. Es kann zeitweilig oder für immer abgelegt werden, 
und zwar in der Welt oder in einer Kongregation oder auch in einem 
Orden als vorbereitendes Gelübde auf die feierliche Profeß. 

4) Das „votum suscipiendi ss. ordines“, das „Gelübde, höhere 
Weihen zu empfangen“, widerſtrebt mittelbar dem Eheſtand, da die Majo⸗ 
riſten verpflichtet ſind, „die Keuſchheit zu bewahren“ Can. 132. 

5) Der „Status religiosus“ ſchließt in ſich die 3 Gelübde des Gehor⸗ 
ſams, der Keuſchheit und der Armut Cann. 487—88. Wer alfo 
das „votum amplectendi statum religiosum“, das Gelübde ablegt, den 
Religioſenſtand zu ergreifen, verpflichtet ſich mittelbar zur Beobachtung 
der Keuſchheit. Werden aber in einer „Geſellſchaft gemeinſam Lebender“ 
Gelübde nicht gemacht, fo bedeutet das Gelübde, in eine ſolche Geſell— 
ſchaft zu treten, kein Keuſchheitsgelübde, bildet darum auch kein ver⸗ 
bietendes Ehehindernis. 
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III. Natur und Aufhören. Das verbietende Hindernis 
des Keuſchheitsgelübdes gehört nicht nur dem Kirchenrecht, 
ſondern auch dem natürlichen und göttlich-poſitiven Rechte 
an. Wir haben oben geſehen, daß die Bewahrung der Keuſch— 
heit wirklich möglich iſt, weshalb ihre Beobachtung durch ein 
Gelübde zur Pflicht gemacht werden kann Can. 1307 $ 1. — 
Wenn auch eine Ehe, eingegangen gegen das Gelübde der 
Keuſchheit, unerlaubt iſt, ſo entbehrt ſie jedoch an ſich der 
Gültigkeit nicht o. 1. De voto (III 15) in 6°. — Da ferner die 
Gelübde eine Verpflichtung erzeugen, die dem menſchlichen 
Willen entſpringt, jo muß die Kirchengewalt in ſchwierig ge— 
lagerten Fällen dispenſieren können, da ſonſt die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Gelübdes zum Schaden der einzelnen oder der 
Geſellſchaft gereichen könnte. 

Das Aufhören des Gelübdes iſt geregelt durch Can. 
1311: „Cessat votum lapsu temporis ad finiendam obligatio- 
nem appositi, — mutatione substantiali materiae promissae; 
— defi iente conditione a qua votum pendet aut eiusdem 
causa finali, — irritatione, — dispensatione, — commuta- 
tione.“ 

a) Auch das Keuſchheitsgelübde kann auf eine beſtimmte Zeit 
abgelegt werden, ja der Kodex ſchreibt ſogar zeitweilige Gelübde aus— 
drücklich vor; vgl. Cann. 488 n. 1: 574 $ 1. 

b) Das aus den genannten Gelübden entſtehende Hindernis 
hört ſtets auf durch den Eheabſchluß Cann. 1036 $ 1; 1111, eine moraleſche 
Verpflichtung mag bleiben. 

e) Bei den Keuſchheitsgelübden iſt eine doppelte Weſens⸗ 
veränderung des Verſprochenen möglich entweder dadurch, 
daß das Gelübde ganz oder teilweiſe unmöglich wird durch tatſäch— 
lichen Abſchluß und Vollzug der Ehe; oder dadurch, daß die mittel 
baren Keuſchheitsgelübde gegenſtandslos werden. — Wurde 
eine Ehe geſchloſſen und vollzogen, fo iſt die Erfüllung der Gelübde der 
„virginitas, non nubendi, suscipiendi ss. ordines, amplectendi statum 
r ligiosum“ unmöglich. — Gegenſtandslos werden beide letzteren Ge— 
lübde durch die ernitl he Bemühung des Gelobenden, Aufnahme in den 
Stand der höheren Weihen oder des Ordenslebens im weiteren Senne 
zu erlangen, welche jedoch ohne Schuld des Kandidaten erfolglos blieb. — 
Hier kann man auch von einem „Aufhören des Endzweckes“ reden. 

d) Aufhören der Gelübdeverpflichtung durch das Dazwiſchentreten 
eines rechtmäßigen Obern in der Vernichtung (irritatio), Löſung (dis- 
pensatio) und Umwandlung (commutatio). 

Irritatio. Wer eine oberherrliche Gewalt über 
den Willen eines anderen hat, kann deſſen Gelübde immer ver— 
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nichten, ſo daß die Verpflichtung nicht wieder auflebt. Wer 
dagegen eine Gewalt nur über den gelobten Gegenſtand hat, 
kann das Gelübde nur ſo lange aufheben als ihm dasſelbe 
eine Beeinträchtigung verurſacht Can. 1312. Eine oberherr⸗ 
liche Gewalt über den Willen der Untergebenen beſitzen: 
1) die religiöfen Obern nach Maßgabe der Konſtitutionen 
Can. 501; 2) die Väter und die Inhaber der väterlichen Ge⸗ 
walt, und zwar nur bis zum 14. Lebensjahre ihrer Kinder 
Cann. 89; 1648 § 3. — Die Ehegatten haben wahrſcheinlich 
nur eine indirekte Irritationsgewalt; vgl. Eherecht? S. 232. 
Zur erlaubten Irritation gehört ein gerechter Grund. 
Can. 1312 $ 1. 

IV. Die Dispenſe vom Gelübde (dispensatio voti) 
kann in allen Fällen vom Apoſtoliſchen Stuhle ge⸗ 
geben werden Cann. 1308 $ 3; 1309, freilich nicht ohne einen 
vernünftigen und entſprechenden Grund Cann. 80; 84. 

Die Ortsordinarien können dispenſieren: a) von 
allen geheimen und öffentlichen Keuſchheitsgelübden in 
dringender Todes gefahr Can. 1043, ebenſo im „ver⸗ 
wickelten Falle“ Can. 1045; b) von allen nichtreſer⸗ 
vierten Gelübden immer. Reſer viert ſind: a) alle 
öffentlichen d. h. die vom rechtmäßigen kirchlichen 
Obern angenommenen Gelübde Can. 1308 $ 1; 6) die Privat⸗ 
gelübde der vollkommenen und ſtändigen Keuſchheit und des 
Eintritts in eine Genoſſenſchaft mit feierlichen Gelübden, 
vorausgeſetzt, daß ſie bedingungslos (absolute) und nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres abgelegt wurden Can. 1309. 

Die Obern einer exempten Klerikal⸗ 
genoſſenſchaft haben die gleiche Vollmacht wie die 
Ortsordinarien unter b), aber nur gegenüber ihren Profeſſen, 
Novizen und Hausgenoſſen (Can. 514 $ 1), freilich pflegt die 
Vollmacht wegen Can. 1315 hauptſächlich zugunſten der No⸗ 
vizen und Hausgenoſſen notwendig zu ſein und geübt zu 
werden 

Die Pfarrer, Prieſter des Can. 1098 und Beicht⸗ 
väter beſitzen Vollmachten in dringender Todesgefahr 
und im geheimen „verwickelten Falle“ nach Maßgabe der 
Cann. 1043-45. ü 

Das Kirchenrecht ſelbſt gewährt Dispenſe von den 
Gelübden, alſo auch vom Keuſchheitsgelübde: a) den ent⸗ 
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laſſenen Profeſſen mit zeitlichen Gelübden Can. 648; 
6) den entlaſſenen Profeſſen mit ewigen Gelübden, falls 
die Konſtitutionen oder apoſtoliſchen Indulte ſo beſtimmen 
Can. 669 $ 1; y) den ſäkulariſierten Profeſſen Can. 
640 § 1 n. 2. — Schließt ein Religioſe gültiger- oder ungültiger⸗ 
weiſe eine Ehe, ſo gilt er als rechtmäßig entlaſſen 
Can. 646 $ 1 n. 3, jedoch der dem Ordinarius vorbehaltenen 
Exkommunikation 1. s. verfallen Can. 2388 $ 2. 
V. Wer die Gewalt hat, Gelübde zu dispenſieren, der 
hat um ſo mehr jene, dieſelben umzuwandeln (commutare). 
Handelt es ſich aber um eine Umwandlung des Gelobten in 
etwas Beſſeres oder gleich Gutes, ſo ſteht dieſes auch dem 
Gelobenden ſelbſt zu Can. 1314, freilich empfiehlt es ſich, 
den Beichtvater dabei um Rat zu fragen; denn abgeſehen von 
der Schwierigkeit, zwiſchen Gut und Beſſer klar zu unter⸗ 
ſcheiden, gilt das Wort: Nemo iudex in propria causa. 

Kein Ehehindernis liegt vor, wenn das Keuſchheits⸗ 
gelübde nichtig iſt, alſo a) wenn der entſprechende Ver⸗ 
nunftgebrauch fehlt Can. 1307 § 2; b) wenn ein 
weſentlicher Irrtum den Gelobenden beeinflußte 
Can. 104; c) wenn Zwang oder „ſchwere ungerechte Furcht“ 
ihn beſtimmte Can. 1307 f 3. 

Die ſtaatlichen Beſtimmungen wurden beim Hin⸗ 
derniſſe des Ordensſtandes gewürdigt (oben S. 213). 


§ 50. das verbietende Hindernis der geſetzlichen 
Derwandtichaft. 


Cognatio legalis. 


Was beim trennenden Hindernis der geſetzlichen 
Verwandtſchaft ausgeführt wurde (oben S. 226), gilt hier, 
falls das bürgerliche Geſetz eines Reiches nur ein ver⸗ 
bietendes ftaatliche 3 Hindernis kennt, wie das im Deut⸗ 
ſchen Reiche und in der Schweiz der Fall iſt; denn Can. 1059 
lautet: „In jenen Gebieten, in welchen nach dem bürger⸗ 
lichen Geſetze die Annahme an Kindes Statt die Eheſchließung 
(nur, vgl. Can. 1080) unerlaubt macht, iſt die Ehe auch nach 
dem kanoniſchen Recht (nur) unerlaubt.“ 

Ein verbietendes H. der gef. Vwft. beſteht auch in Belgien, 
Frankreich (hier vielleicht ſogar ein trennendes), Italien, Ungarn und 
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Venezuela; ein trennendes H. in Bolivia, Braſilien, Columbia, 
Guatemala, Peru und Spanien; kein H. in Argentinien, Chile, Co- 
ſtarica, Ecuador, England, Mexiko, Nicaragua, Oſterreich, Portugal, 
S. Salvador, Uruguay und in den Vereinigten Staaten Nordamerikas. 
In Holland beſteht überhaupt keine Annahme an Kindesſtatt: vgl. V-C: 
Epitome II n. 304; Ferreres: Th. mor. nn. 1050 —53; ME. III? 62; 
Grießl Anton: Ehevorſchriftens n. 602. 


§ 51. das verbietende Hindernis der Bekenntnis⸗ 
verſchiedenheit. 
Mixta religio. 


I. Quellen: Cann. 1060 —64; 1070-71; 247 $ 3; 1026; 
1042 § 3; 1043; 1099 8 1 n. 2; 1102; 1109 8 3; 2319 8 1 n. 1; 
2375. — Die Literatur ſiehe bei Leitner M.: Eherechts, 
S. 23334. 

II. Begriff. Das Hindernis der Bekenntnisverſchieden⸗ 
heit (mixta religio) beſteht darin, daß die Ehe zweier getaufter 
Brautperſonen, von denen die eine katholiſch iſt, während 
die andere einer häretiſchen oder ſchismatiſchen 
Sekte angehört, zwar nicht ungültig, aber unerlaubt iſt. 

Erläuterung: 1) Katholiſch iſt eine Perſon, 
welche entweder durch Taufe und Erziehung oder durch Be⸗ 
kehrung zur katholiſchen Kirche gehört. Zu den „katholiſchen 
Perſonen“ gehören nicht nur die römiſch-katholiſchen, ſondern 
auch die morgenländiſch-unierten Perſonen. — 
Wenn ein Katholik ſeinen katholiſchen Glauben zwar preis⸗ 
gab, jedoch einer akatholiſchen Bekenntnisgemeinſchaft ſich 
in keiner Weiſe anſchloß, gilt er nicht als Akatholik, ſondern 
noch als Katholik, deſſen Verehelichung durch Can. 1065 ge⸗ 
regelt wird; vgl. Can. 2314 § 1 n. 3. Zwei Erforderniſſe 
umſchreiben hier den Begriff „akatholiſch“: a) Taufe; 
b) Sekte. Die akarholiſche Perſon muß getauft fein ent- 
weder mit Sicherheit oder nach allgemeiner Annahme oder 
wenigſtens nach begründetem Zweifel Can. 1070 § 2. Iſt 
die Taufe in ſolcher Weiſe gegeben, ſo kann die Religions⸗ 
gemeinſchaft (ecta) häretiſch, ſchismatiſch oder auch 
nichtchriſtlich fein, z. B. iſraelitiſch, islamitiſch uſw.; 
denn hier wie im Can. 1070 kommt es hauptſächlich auf die 
Taufe an. 

Darum gehört hieher nicht u. a. eine proteſtantiſche Perſon, die 
nicht oder ungültig getauft iſt; ſie gilt im Eherecht als „ungläubig“ (in 
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fidelis) und wird nach Can. 1070 behandelt. Darum gehört hieher ein 
Buddhiſt, der die Taufe empfangen hat. Für ihn gelten bei einer Ver⸗ 
heiratung mit einer Katholikin die Cann. 1060 ff. Stellt ſich aber bei 
einem mutmaßlich Getauften mit Sicherheit heraus, daß er ungetauft 
iſt, während der andere Teil die Taufe ſicher beſitzt, ſo iſt dieſe Ehe un— 
gültig Can. 1070 $ 2. — Die Begriffe „katholiſch, akatholiſch“ decken ſich 
hier nicht mit jenen des Can. 1099. Bei der Bekenntnisverſchiedenheit 
gilt der als „akatholiſch“, welcher einer akatholiſchen Sekte förm— 
lich angehört, mag er früher katholiſch geweſen fein oder nicht; be der 
Eheſchließungsform dagegen (Can. 1099) gilt nur der als „akatholiſch“, 
welcher nie mit Bewußtſein zur katholiſchen Kirche gehört hatte. 

2) Die katholiſche Kirche betrachtet dieſes Hindernis nicht 
als ein trennendes, wie viele morgenländiſche Schismatiker, 
aber das Weh der Mutter über das Los der in Miſchehen 
lebenden Kinder läßt ſie überaus ernſte Worte gebrauchen: 
„Severissime Ecclesia ubique prohibet“ (Can. 1060) matri- 
monia mixta. Auf das ſtrengſte verbietet die Kirche ſolche 
Miſchehen, und zwar überall, alſo auch in Gegenden, 
wo Katholiken und Akatholiken in täglichem Verkehr ſtehen 
(„ubi haereses impune grassantur“). 


III. Natur und Aufhören. Das Hindernis hat eine 
naturrechtliche und eine rein kirchenrecht⸗— 
liche Seite. „Wenn eine Verkehrung des katholiſchen 
Gatten und der Nachkommenſchaft droht, ſo iſt eine ſolche 
Ehe auch durch das göttliche Geſetz verboten“ Can. 1060. 
Droht dieſe Gefahr nicht, jo beſteht desungeachtet das Ver— 
bot der Kirche; mit Recht; denn Zwietracht in der Ehe; — 
Schaden für den Glauben des katholiſchen Teils und der 
Kinder; — unerlaubte Gemeinſamkeit (communicatio) in 
religiöſen Dingen und ſchädlicher Indifferentismus ſind die 
Schäden, welche die Kirche bei Miſchehen häufig zu beklagen 
hat. Leo XIII. in der Enzyklika Arcanum v. 10. Febr. 
1880. — Das göttlich-rechtliche Hindernis hört 
auf durch die Beſeitigung der Seelengefahren für Gatten 
und Kinder; das kirchenrechtliche Hindernis durch 
die Bekehrung des akatholiſchen Teiles und durch 
Dispenſe. Obwohl von den Ehedispenſen im allge⸗ 
meinen ſpäter genauer gehandelt wird, ſo erheiſcht doch die 
Eigentümlichkeit dieſes Hinderniſſes eine eigene Behandlung. 


A. Trägerder Dispensgewalt. In dringender 
Todesgefahr und im, verwickelten Fall“, wenn 
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ein Rekurs nach Rom unmöglich iſt, können vom Hindernis 
der Bekenntnisverſchiedenheit dispenſieren: a) die Orts⸗ 
ordinarienz b) falls auch dieſe unerreichbar ſind, die 
Pfarrer, Prieſter des Can. 1098 und Beichtväter; vgl. jedoch 
unten § 62. — Sonſt ſteht die Dispensgewalt beim Apoſto⸗ 
liſchen Stuhl, der ſie ausübt durch das heilige Offizium 
Can. 247 § 3 oder durch eigens bevollmächtigte Ortsordinarien; 
das Hindernis gehört zu jenen höheren Grades Can. 1042 $ 3. 


B. Die Vorausſetzungen jeder Dispenſe 
von den Hinderniſſen der Bekenntnis⸗ 
und Religionsverſchiedenheit werden in den 
Cann. 1061—63; 1043 aufgezählt: 1) ſchwerwiegende 
Gründe; 2) die drei Sicherſtellungen (cautelae); 
3) die Abwendung der Gefahr akatholiſcher Trauung. 


Zu 1). „Urgeant iustae ac graves causae“ Can. 1061 
$1n.1. Die Dispensgründe müſſen alſo hier nicht nur geſetz⸗ 
mäßig, ſondern auch ſchwerwiegend ſein, wie ein Nutzen für 
das öffentliche Wohl; Hoffnung auf Bekehrung des akatho⸗ 
liſchen Teils; Vermeidung ſchweren Argerniſſes (Verhütung 
der akatholiſchen Trauung, Legitimierung von bereits vor⸗ 
handenen Kindern); vgl. Leitner M.: Eherecht, S. 237. 


Zu 2). Die Sicherſtellungen lauten nach dem 
Kodex: „Praestare debet Cautionem coniux acatholicus de 
amovendo a coniuge catholico perversionis periculo, et 
uterque coniux de universa prole catholice tantum bapti- 
zanda et educanda Can. 1061 $ 1 n. 2; coniux catholicus 
obligatione tenetur conversionem coniugis acatholiei pru- 
denter curandi“ Can. 1062. Die wichtigſte Sicherſtellung ift 
jene, welche die Taufe und Erziehung der geſamten 
Nachkommenſchaft in der katholiſchen Kirche betrifft. Da der 
Kodex „moraliſche Gewißheit“ (Can. 1061 $ 1 n. 3) verlangt, 
ſo müſſen auch die einſchlägigen Staatsgeſetze beobachtet 
werden. Daran reiht ſich das Verſprechen des akatholiſchen 
Gatten, daß der katholiſche Gatte in ſeiner Religion in keiner 
Weiſe geſtört und von derſelben abwendig gemacht werde; 
auch dieſe Bürgſchaft ſoll regelmäßig in einem ſchrift⸗ 
lichen Akt gemacht werden Can. 1061 § 2. — Der katho⸗ 
liſche Teil hat die Pflicht, ſich in kluger Weiſe um die Be⸗ 
kehrung des Andersgläubigen zu kümmern Can. 1062. Dieſe 
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Forderung iſt ſelbſtverſtändlich; jeder Gatte liebt den andern 
wie ſich ſelbſt gemäß Eph 5, 25— 33, darum liebt er vor allem 
deſſen Seele, freilich mit Klugheit durch Beiſpiel, Gebet und 
ſanfte Güte. 

„Die religiöſe Kindererziehung iſt in Deutſchland durch das 
Reichsgeſetz v. 15. Juli 1921 nunmehr einheitlich geordnet („Handbuch“ I 
S. 269—272). Darnach ſind „Verträge über die religiöſe Erziehung 
eines Kindes ohne bürgerliche Wirkung“ $4. Vom vollendeten 14. Lebens⸗ 
jahr an beſtimmt das Kind ſelbſtändig ſein Religionsbekenntnis; vom 
12. Jahre an mit ſeinen Eltern bzw. Erziehungsberechtigten: vom 10. Jahre 
an wird es zuweilen gehört. Im allgemeinen gilt: Wer das Erziehungs⸗ 
recht überhaupt hat, hat auch die religiöſe Erziehung zu beſtimmen. 
Wichtig iſt $2 II: „Es kann während einer beſtehenden Ehe von keinem 
Elternteil ohne die Zuſtimmung des andern beſtimmt werden, daß das 
Kind in einem anderen als dem zur Zeit der Eheſchließung gemein- 
ſamen Bekenntnis oder in einem anderen als bisher erzogen oder 
daß ein Kind vom Religionsunterricht abgemeldet werden ſoll“. Dieſes 
Geſetz trat in Kraft in Preußen am 1. Okt. 1921; in Bayern am 1. Ja⸗ 
nuar 1922. — Da eine Sicherung durch Verträge in Zukunft nicht mehr 
möglich iſt, ſo ordneten die bayer. Biſchöfe auf der Freiſinger Biſchofs⸗ 
konferenz am 7. Sept. 1921 einen Eid für beide Brautleute an, welchen 
dieſelben zu leiſten und zu unterzeichnen haben (Paſſauer VOBl. 1921 
S. 172). In dieſem Eid wird auch der Abſchluß der Ehe ausſchließlich vor 
dem kath. Pfarrer verſprochen. Dieſe Eidesvorſchrift hat nicht den Cha- 
rakter eines Provinzial⸗ ſondern nur eines Diözeſangeſetzes Cann. 292 
und 291. Inſoweit dieſe Vorſchrift über das allgemeine Recht hinaus- 
geht (,in seriptis“), darf es zu keinem verbietenden Ehehindernis ge- 
macht werden Can. 1040. Eine Dispenſe nicht von den göttlichrechtlichen 
Sicherungen, ſondern von der Form der Sicherungen iſt möglich S. Off 
d. 10. Dec. 1902 (ME. 15, 247). 

Zu 3). Die Gefahr akatholiſcher Trau⸗ 
ung liegt bei Miſchehen nahe. Niemals iſt es geſtattet, 
den akatholiſchen Religionsdiener zum Zwecke der religiöſen 
Trauung aufzuſuchen, anders wenn es ſich nur um einen 
ſonſt unvermeidlichen bürgerlichen Akt handelt Can. 1063. 
„Niemals“ bedeutet: weder vor noch nach der katholiſchen 
Trauung; weder in eigener Perſon oder durch einen Stell⸗ 
vertreter. Weiß der Pfarrer mit Sicherheit, daß die Braut⸗ 
leute dieſe Vorſchrift übertreten werden oder ſie bereits über⸗ 
treten haben, ſo darf er ſolchen Eheſchließungen nur aus den 
gewichtigſten Gründen anwohnen nach Befragen des Ordi⸗ 
narius und Entfernung des Argerniſſes Can. 1063 § 2. Ka⸗ 
tholiken, welche ſich die religiöſe Trauung des akatholiſchen 
Religionsdieners holen oder geben laſſen, ſind der Häreſie 
verdächtig Cann. 2316; 1258; — der dem Ordinarius 
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vorbehaltenen Exkommunikation verfallen ſie nur 
dann, wenn fie eine gültige Ehe eingehen („matrimonium 
ineunt‘ ), Cann. 2319 8 1 n. 1; 1063; 19; 2228, was wenigſtens 
nach Auffaſſung der Proteſtanten nicht geſchieht; denn dieſe 
ſehen in der bürgerlichen Ehe den eigentlichen Ehe⸗ 
abſchluß, Sehling Emil: Kirchenrecht S. 104. 


C. Dietatſächliche Eingehung von Miſch⸗ 
ehen. Wenn auch alle Erforderniſſe dem Wunſche der 
Kirche entſprechend ſichergeſtellt ſind, jo gereichen die Miſch⸗ 
ehen der Kirche nicht zur Freude, ſondern zu einer berechtigten 
Sorge; ſie duldet auch nur die einwandfreien zur Verhütung 
größerer Übel. Dementſprechend richtet fie auch die Ehe⸗ 
ſchließungsformen ein. 


1) Nach der Dispenſe von mixta religio oder cultus 
disparitas können Sponſalien gültiger- und erlaubter- 
weiſe geſchloſſen werden, und zwar nur in der für die Katho⸗ 
liken vorgeſchriebenen Form Can. 1017 § 1. 

2) Das Brautexamen kann und muß auch bei 
Miſchehen vorgenommen werden, beſonders in jenen Punkten, 
welche zur Aufdeckung von Hinderniſſen gehören, dann aber 
auch bezüglich der Eheſtandspflichten Can. 1033. Freilich 
die Mahnung zum Sakramentsempfang (Buße und Eu⸗ 
chariſtie) richtet ſich nur an den katholiſchen Teil. Immerhin 
wird ein würdiges und kluges Brautexamen nicht verfehlen, 
auch auf den andersgläubigen Teil einen nachhaltigen Ein⸗ 
druck zu machen. 


3) Die Eheverkündigungen (publicationes) 
unterbleiben auch nach erlangter Dispenſe, außer der Ordi⸗ 
narius hält die Verkündigungen für zweckmäßig, wobei dann 
immer die Religion der Brautleute unerwähnt bleibt Can. 1026. 

Can. 1026 enthält zwei Normen, welche der Aufklärung bedürfen. 
a) Der Ortsordinarius kann die Verkündigungen erlauben „remoto 
scandalo“. Zuweilen dürfte auch die N.chtverfündigung Aufſehen, ja 
Argernis erregen. — b) „Mentio omittatur religionis partis non catho- 
licac“. Damit deutet Can. 1026 an, daß die Religion der Brautleute 
überhaupt fortgelaſſen wird; denn die Erwähnung der kathol ſchen Re— 
ligion bei nur einem Teile würde die Aufmerkſamkeit des Volkes auf 
das ae Bekenntnis hinlenken. 


4) Die Eheſchließung ſelbſt. Das Weſen der Ehe⸗ 
ſchleßang nach Can. 1095 $ 1 n. 3 („requirant excipiantque 
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contrahentium consensum“) muß eingehalten werden Can. 
1102 § 1. „Alle heiligen Riten ſind verboten“; indes kann 
der Ordinarius die eine oder andere der Zeremonien geſtatten 
(„aliquam ex consuetis eccl. caeremoniis“), ja zur Ver— 
meidung größerer Übel auch alle, doch nie die Feier der 
heiligen Meſſe („exclusa semper Missae celebratione“) 
Can. 1102 8 2. 

In Deutſchland werden faſt alle Riten geſtattet. Man kann 
nicht viel dagegen einwenden, da die Andersgläub,gen in Traureden 
und Geſang alles aufb.eten, um auch auf die Kathol ken Endruck zu 
machen. — Verboten iſt immer die „Meßfeier“, alſo die Brautmeſſe 
(missa pro sponso et sponsa) mit dem Brautſegen, aber auch eine 
gewöhnliche Meſſe, deren Zuſammenhang mit der Trauung in die Augen 
fällt, 8. C. Inq. d. 17. Ian. 1872. Wohnen dagegen die Neuvermählten 
dem Meßopfer wie andere Leute bei, ſo ſteht nichts im Wege Can. 2259 
§ 2. Die 95 ge Meſſe für die Braut- oder Eheleute auf zuopfern 
(applicarc), iſt nicht unterſagt ſowohl privatim Can. 2262 82 n. 2 
als auch öffentlich, da ja der katholiſche Teil als Stipendien⸗ 
geber aufgeſaßt werden kann. 

5) Die Einträge in die Eh e⸗ und Taufmatrikeln 
geſchehen nach Vorſchrift des Can. 1103 wie bei rein fatho- 
liſchen Ehen, doch unterbleibt natürlich die Überſendung 5 
Nachricht von der geſchehenen Trauung an irgend ein ak a— 
tholiſches Taufregiſter. 

6) Der Ort der Trauung iſt bei Miſchehen nicht die 
Kirche Can. 1109; indes kann der Ordinarius in allen oder in 
beſonderen Fällen Erlaubnis gewähren, wie bezüglich der 
Zeremonien Cann. 1109 $ 3; 1102 $ 2. Dieſer Erlaubnis 
bedarf es nicht bei Trauungen in der Sakriſtei und in allen 
nichtöffentlichen Oratorien; vgl. Cann. 1161; 1188; 1191; 
denn es heißt im Can. 1109 § 3: „extra eccles iam“. 

7) Bezüglich der liturgiſchen Kleidung gelten ent⸗ 
ſprechende Grundſätze: 5 „sine vestibus sacris“, 
anderſeits Möglichkeit der biſchöflichen Dispenſe Can. 1102 
$ 2, welche auch für alle Fälle erteilt werden kann. 

Die Vorſchriften des Kirchenrechts in ihrer ganzen 
Strenge galten für die „paſſive Aſſiſtenz“, d. h. für jene 
Aſſiſtenz, welche zur a größerer Übel dann geduldet 
wurde, wenn die Bürgſchaften ganz oder teil⸗ 
wei 0 e fehlte nz vgl. Cann. 1102—03. Dieſe,paſſ eve Aſſi⸗ 
ſtenz“ kam durch den Kodex in Wegfall, S. Okk. d. 26. Nov. 1919 
(Acta Olomucen. 190, 96; Archiv f. k. KR. 1920, 28). 
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D. Paſtorelles Verhalten. Can. 1064 gibt für 
„die Ordinarien und ſonſtigen Seelenhirten“, abgeſehen von 
der liturgiſchen Beteiligung, drei wichtige Regeln an: 

1) „Fideles a mixtis nuptiis, quantum possunt, abs- 
terreant“ (in Katecheſen, Predigten, perſönlichem Verkehr). 

2) „Si eas impedire non valeant, omni studio curent 
ne contra Dei et Ecelesiae leges contrahantur“ (vgl. Cann. 
1060—61). 

3) „Mixtis nuptiüs celebratis sive in proprio sive in 
alieno territorio, sedulo invigilent ut coniuges promissiones 
factas fideliter compleant.“ Doch iſt mit der Befolgung dieſer 
Regeln nur die „Lichtſeite“ der Miſchehen getroffen. Weit 
ſchwieriger iſt die Behandlung der Schattenſeite. 
Katholiken können in Miſchehen leben, welche ſie ohne Beob⸗ 
achtung der kirchlichen Form, vor dem akatholiſchen Religions⸗ 
diener und ohne die Sicherſtellungen ſchloſſen. Wir müſſen 
darum drei weitere Regeln anfügen: 

4) Die ungültig geſchloſſene Miſchehe muß 
gültig gemacht werden Can. 1965. 

5) Fand ſie vor dem akatholiſchen Religions⸗ 
diener ſtatt, jo muß der katholiſche Teil mit der Kirche ausge⸗ 
ſöhnt werden Cann. 2316; 2319. 8 

6) Wurden die Bürgſchaften nicht geleiſtet, ſo 
muß gerettet werden, was zu retten iſt Can. 1063 $ 2. 

Zu 4). Die meiſten formlos geſchloſſenen Miſchehen ſind 
ungültig. Seit dem 19. Mai 1918 gilt für alle Miſchehen 
die katholiſche Eheſchließungsform Cann. 1094—99; nur 
Can. 1098 kennt Ausnahmen hievon. Das gleiche Recht 
galt vom 19. April 1908 an für alle Miſchehen der ganzen 
Welt, ausgenommen die in Deutſchland (Ungarn) von zwei 
in Deutſchland (Ungarn) Geborenen mit wirklichem Ehewillen 
eingegangenen Miſchehen, wenn der afatholiiche Teil nie⸗ 
mals mit Bewußtſein zur katholiſchen Kirche gehört hatte. 
Aber auch früher waren nicht wenige Miſchehen ungültig, 
teils aus mangelndem Konſens, teils wegen Nichtbeachtung 
der tridentiniſchen Form. Wollen ſolche in ungültiger Ehe 
lebenden Katholiken bei ihren akatholiſchen „Gatten“ bleiben, 
ſo wirke der Seelſorger auf die Gültigmachung der Ehe hin, 
ſei es durch die einfache convalidatio nach den Cann. 1136 
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oder 1137 oder die „sanatio in radice“ Cann. 1138 sqq. Nur 
in beſonders ſchwierigen Verhältniſſen kann der Seelſorger 
5 1 „Eheleute“ im guten Glauben (bona fides) be- 
aſſen. 

Zu 5). Wer bis zum 19. Mai 1918 den akatholiſchen 
Religionsdiener aufſuchte der religiöſen Trauung wegen, 
ſei es in eigener Perſon, ſei es durch einen Stellvertreter, 
verfiel der Exkommunikation Kl. In. 1 (der Konſt. Ap. Sedis 
d. 12. Oct. 1869), alſo der dem Apoſtoliſchen Stuhle beſonders 
vorbehaltenen Exkommunikation als „eredens haeretieis“. 
Dieſe Exkommunikation iſt mit dem Inkrafttreten des Kodex 
verſchwunden Cann. 2316; 6 n. 5. Doch muß der dieſer 
Zenſur Verfallene von ihr eigens abſolviert werden 
Can. 2248 $ 1. — Seit dem 19. Mai 1918 gilt folgende Strafe: 
„Katholiken, welche eine Ehe ſchließen (matrimonium ineunt) 
vor dem akatholiſchen Religionsdiener gegen die Vorſchrift 
des Can. 1063, unterliegen der dem Ordinarius vorbehaltenen 
Exkommunikation J. s. Can. 2319 § 1. Wie wir oben (S. 254) 
ſahen, tritt nach dem neuen Geſetze leichter der Verdacht der 
Häreſie ein als die Exkommunikation. Darum muß ſich die 
Ausſöhnung hauptſächlich auf die Beſeitigung der Sünde 
richten; vgl. Can. 2315. 

Zu 6). Wurden die drei Bürgſchaften (cautelae) 
bei der Eheſchließung nicht geleiſtet, ſo müſſen ſie bei der 
Ausſöhnung des katholiſchen Teiles beachtet und betont 
werden. Der katholiſche Teil muß die Bekehrung des 
andersgläubigen Teils mit allen erlaubten Mitteln anſtreben. 
Der akatholiſche Teil darf dem katholiſchen kein An⸗ 
laß zur Verkehrung (perversio) werden. Wäre er es dennoch, 
ſo müßte bei Ungültigkeit der Ehe auf Trennung der beiden 
Teile gedrungen werden, bei Gültigkeit auf Scheidung von 
Tiſch und Bett Can. 1131 § 1. Eine ſchriftliche Bürgſchaft iſt 
im günſtigen Falle nach Möglichkeit zu erſtreben, doch ver⸗ 
meide man jede unnötige Aufregung tatſächlich gut geordneter 
Verhältniſſe. — Das Wichtigſte iſt die Kindererziehung. 
Kann der katholiſche Teil keinen rechtlichen Einfluß mehr aus⸗ 
üben, ſo muß er ſeinen perſönlichen Einfluß geltend 
machen. Räumt ihm aber das Recht noch einen beſtimmenden 
Einfluß ein, ſo muß er dieſen auch benutzen. Tut der katholiſche 
Teil, was in ſeinen Kräften liegt, ſo kann er mit der Kirche aus⸗ 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 17 
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geſöhnt werden, doch beachte man die Exkommunika⸗ 
tionen, welche hier leicht eintreten können: 


„Catholici, qui matrimonio uniuntur cum pacto ex- 
plicito vel implicito ut omnis vel aliqua proles educetur 
extra catholicam Eeclesiam (2); — Qui seienter liberos 
suos acatholieis ministris baptizandos offerre praesumunt (3); 
— Parentes vel parentum locum tenentes qui liberos in 
religione acatholica educandos vel instituendos seienter 
tradunt (4); subsunt excommunicationi J. s. Ordinario re- 
servatae“ Can. 2319 $ 1; „sunt praeterea suspecti de haeresi“ 
ibi § 2. 

Erläuterung: Die dem Ordinarius vorbehaltene Exkommuni⸗ 
kation trifft die katholiſche Erziehung oder Taufe von Kin⸗ 
dern einer katholiſchen Perſon unter gewiſſen Umſtänden. — Schließen 
Brautleute einen Vertrag auf akatholiſche Kindererziehung, ohne 
ſich zu ehelichen, fo ſind fie nicht erkommuniziert. — Schließen Eheleute 
erſt geraume Zeit nach der Eheſchließung, z. B. bei der Geburt des 
erſten Kindes, einen ſolchen Vertrag, fo find fie nicht exkommuniziert. — 
Schließen Brautleute oder Neuvermählte garkeinen Vertrag, beſtimmt 
jedoch das Staatsgeſetz die ganze oder teilweiſe Erziehung im akatholiſchen 
Bekenntniſſe, ſo tritt keine Exkommunikation ein; denn die Beſtimmung 
des Staatsgeſetzes iſt kein „pactum implicitum“. — Übergeben Stief⸗ 
eltern oder Verwandte ohne elterliche Gewalt Kinder der 
akatholiſchen Erziehung oder dem akatholiſchen Unterricht, ſo trifft ſie 
die Exkommunikation des Can. 2319 $ 1 n. 4 nicht. — Erziehen Eltern 
(oder deren Stellvertreter) ihre Kinder ſel bſt akatholiſch, fo treffen die 
Strafen des Can. 2319 nicht zu, außer ſie haben einen diesbezüglichen 
Vertrag gemacht. — Falls außereheliche Eltern einen Vertrag 
auf akatholiſche Kindererziehung ſchließen, ohne ſich zu ehelichen, verfallen 
ſie erſt dann der Exkommunikation, wenn ſie ihre Kinder der akatholiſchen 
Erziehung (Unterricht) ausliefern. — Bei der akatholiſchen Taufe ift 
zum Eintritt der Exkommunikation gefordert, daß die Eltern ihre 
Kinder („liberos suos“) den akatholiſchen Religionsdienern 
(alſo nicht Hebammen oder ſonſtigen Laien), und zwar ohne entſchul⸗ 
digende Gründe, übergeben Can. 2319 5 1 n. 3. Die Handlungsweiſe 
wird entſchuldigt durch Unkenntnis, auch durch grobe Unkenntnis 
(ignorantia crassa sive supina) der Tatſache, der Sünde und der Strafe, 
aber nicht durch ſelbſt geſuchte Unkenntnis (ignorantia affeetata), ferner 
durch einen Notfall, durch Unüberlegtheit, ſchwere Furcht uſw. gemäß 
Can. 2229 85 2 u. 3. Die gleichen Entſchuldigungsgründe gelten wegen 
des „scienter“ auch für die Auslieferung der Kinder Can. 2319 
§ 1 n. 4. 


Wird ein Katholik gemäß Can. 2319 $ Inn. 2—4 von der Exkommuni⸗ 
kation getroffen, fo ift er auch der Häre ſie verdächtig („suspec- 
tus de haeresi“), aber auch dann, wenn die Exkommunikation nicht eintritt, 
kann er der Häreſie verdächtig werden, wenn ſeine Handlungsweiſe eine 
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freiwillige und wiſſentliche Förderung der Häreſie bedeutet oder wenn 
ſie eine „communicatio in divinis“ (Can. 1258) bildet Can. 2316. 

Die kirchlichen Strafen, welche bei Miſchehen praktiſch werden, 
müſſen im äußeren Forum behandelt werden, wenn der Ku— 
rialſtil oder der kirchliche Obere des äußeren Rechtsbereiches ſolches 
verlangt Can. 2251. — Wird von Rom aus Dispen ſe gewährt in den 
Hinderniſſen der Glaubens- oder Bekenntnisverſchiedenheit, jo pflegt 
die absolutio a censuris bei der Dispenserteilung verlangt zu werden. 
Die ſe Vorſchrift iſt zu beobachten. — Wurde ein Katholik im inneren 
Rechtsbereich von Zenſuren abſolviert und beſteht kein Argernis, 
ſo kann er ſich auch im äußeren Forum als abſolviert betrachten. Aber 
der Obere des äußeren Forums hat das Recht, die Zenſur in dieſem 
Forum zu betonen, außer es kann die Abſolution im inneren Forum b e- 
wieſen oder wenigſtens rechtmäßig angenommen werden. — 
Würde dennoch das Argernis fortdauern, jo bedürfte es einer Aus— 
ſöhnung im äußeren Forum. Wenn nicht, ſo kann die Behandlung des 
Falles im äußeren Forum nur dann verlangt werden, wenn ein Beweis 
oder wenigſtens eine Rechtsannahme im äußeren Forum unmöglich 
iſt. Die Abſolution kann bewiesen werden bei einem Vorgehen im 
inneren nicht⸗⸗akramentalen Forum Can. 196; 1047; dagegen 
kann die Abſolution von Zenſuren in der Beicht nur präſumiert 
werden aus dem Verhalten des Pönitenten (andächtiger Empfang der 
heiligen Sakramente, Lebensbeſſerung uſw.). — Die Behandlung ſolcher 
Fälle im äußeren Forum, wie ſie in manchen Diözeſen, z. B. Regensburg, 
Köln uſw., vorgeſchrieben war, wird, vereint mit den Erleich⸗ 
terungen des Can. 2251, auch in Zukunft großen Nutzen ſtiften. 
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Die eigentlichen Ehehinderniſſe, trennende und verbie⸗ 
tende, wurden in den vorausgehenden zwei Abſchnitten be— 
handelt. Es erübrigt noch jene Eheſchließungen zu würdigen, 
bei denen Brautleute behindert ſind durch gewiſſe moraliſche 
Hemmniſſe, nämlich durch den Glaubensabfall und die Zu- 
gehörigkeit zu verurteilten Geſellſchaften, durch Zenſuren und 
Sünden, endlich durch die Nichterfüllung der kirchlichen oder 
bürgerlichen Ehevorſchriften. 


I. Der Abfall vom Glauben und die Zugehörigkeit zu 
verurteilten Geſellſchaften Cann. 1065; 2314 § 1 n. 3; 1240 
§ 1 n. 1. Obwohl die beiden Vergehen ſich bedeutend von⸗ 
einander unterſcheiden, ſo hat doch der Kodex ſie hier und 
auch im Can. 1240 $ 1 n. 1 verbunden, weshalb wir ſie nicht 
trennen wollen. — Vor allem ſollen die Gläubigen gewarnt, 
ja abgeſchreckt werden von der Eheſchließung mit ſolchen 
Perſonen. Sind Katholiken zu einer nichtchriſtlichen oder 
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chriſtlichen Sekte abgefallen, ſo bedürfen die ſie heiratenden 
Perſonen der Dispenſe von der Bekenntnisverſchiedenheit 
(mixta religio). Sind aber Katholiken zwar vom Glauben 
abgefallen, haben fie ſich jedoch keiner eigentlichen Gejell- 
ſchaft (persona moralis) angeſchloſſen, ſo gelten für ſie, voraus⸗ 
geſetzt daß ihr Verhalten öffentlich bekannt („no- 
torie“) iſt, die Vorſchriften des Can. 1065 § 2: 1) Der Pfarrer 
bemühe ſich, ſie zur Ausſöhnung mit der Kirche zu bringen. 
2) Gelingt es nicht, ſo wende er ſich an ſeinen Ordinarius mit 
einer Darlegung, welcher jener bei gemiſchten Ehen ent⸗ 
ſpricht („urgeat gravis causa“; satis cautum sit educationi 
prolis catholicae et amotioni periculi perversionis). 3) Ahn⸗ 
liches gilt für die Ehen mit „notoriſchen Anhängern verur⸗ 
teilter Geſellſchaften“. 4) Handelt es ſich um dringende 
Todesgefahr oder den „verwickelten Fall“, ſo gelten für den 
Pfarrer und Prieſter des Can. 1098 (in Gewiſſensfällen für 
den Beichtvater) die Normen der Cann. 1043—45. — 5) Eine 
verbotene „communicatio in divinis“ kommt hier, wo kein 
Sektenanſchluß vorliegt, weniger in Betracht. 


II. Zenſurierte. Auch die vom Glauben Abgefallenen 
und die Anhänger verbotener Geſellſchaften ſind meiſtens 
auch zenſuriert; doch gelten für dieſe die obigen (unter J.) 
ſtrengeren Vorſchriften. Für alle notoriſch Zenſurierten 
gelten folgende Normen: 


1) Der Pfarrer bemühe ſich, ſie mit der Kirche auszu⸗ 
ſöhnen. — 2) Gelingt es nicht, ſo verweigere er die Trauung, 
außer aus einem gewichtigen und dringlichen Grunde, wor⸗ 
über er nach Möglichkeit den Rat des Ordinarius einhole 
Can. 1066. Entſprechendes gilt für die öffentlichen Sünder 
ibidem. 

Iſt eine Perſon eine persona excommunicata vit and a oder 
p. 8., jo wäre die Trauung nur erlaubt in der Todes gefahr Can. 2261 
§ 3. Drängt der Abſchluß und iſt eine Ausſöhnung nicht zu erreichen, ſo 
kann der Ordinarius eine „paſſive Eheaſſiſtenz“ geftatten zur Vermeidung 
größerer Nachteile. — Ein öffentlicher Sünder iſt verpflichtet, zur 
heiligen Beicht zu gehen Can. 1066. Weigert er ſich, ſo wird mit ihm ver⸗ 
fahren wie mit Zenſurierten. Hat jemand keine ſchwere Sünde auf ſich, 
fo iſt er an ſich nicht verpflichtet, zu beichten; doch kann ein Diözeſanſtatut 
die Beicht jedesmal vorſchreiben 8. C. C. in Moguntina d. 28. Aug. 1852. 
Ein geheimer Todſünder kann ſich durch vollkommene Reue in den Gnaden⸗ 
ſtand verſetzen. Kann er das nicht oder liegt ein Diözeſangeſetz vor, ſo 
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muß er beichten. Die unvo llkommene Reue, verbunden mit dem Ehe⸗ 
ſakramente, dürfte die Sünde tilgen; vgl. jedoch Can. 1033. 

III. Kirchliche Vorſchriften. Die Kirche fordert zur 
erlaubten Eingehung der Ehe: 1) Die Eheverkündi⸗ 
gungen, außer in Todesgefahr und bei Miſchehen Cann. 
1019—26; 2) die Freiheit von einem kirchlichen Verbote 
Cann. 1039 und 24. Die Eheverkündigungen werden eigens 
behandelt. Ein ausdrückliches Eheverbot kann gegeben werden: 
a) vom Beichtvater ausſakramentalenz b) vom 
Pfarrer aus paſtorellen; e) vom Ortsor di⸗ 
narius aus rechtlichen Gründen („iusta de causa“) 
gegenüber allen Brautleuten ſeines Gebietes und gegenüber 
den Diözeſanen auch außerhalb desſelben. In allen dieſen 
Fällen muß das Verbot aufhören, wenn kein Grund mehr 
vorliegt Can. 1039 § 1. Nur der Apoſtoliſche Stuhl kann dem 
Verbote eine Ungültigkeitsklauſel („elausula ir- 
ritans“) anfügen ibi $ 2. 

IV. Staatliche Vorſchriften können an ſich die Ehe einer 
getauften Perſon weder ungültig noch unerlaubt machen 
Can. 1016. Doch ſind die Katholiken verpflichtet, jene Vor⸗ 
ſchriften der Staatsgewalt zu beobachten, welche ſich mit 
ihrem Gewiſſen vereinigen laſſen, mögen ſie nun gerecht⸗ 
fertigt ſein („salva competentia civilis potestatis circa mere 
eiviles matrimonii effectus“) oder nicht. Denn es iſt eine 
Forderung des Naturrechtes, auch ungerechtfertigte Nach⸗ 
teile von ſich und andern nach Möglichkeit abzuwenden. Im 
Deutſchen Reiche und in der Schweiz muß nicht 
nur die „bürgerliche Ehe“ bereits geſchloſſen ſein, ſondern 
hierüber auch eine Beſcheinigung vorliegen; vgl. Leitner 
M.: Eherechte ©. 251. i 


Die tatſächliche Eheeingehung. 

Wenn ein Katholik ſich entſchließt, eine Ehe einzugehen, 
ſo iſt es ſeine Aufgabe, von dieſem Schritte zunächſt 
ſeinen Pfarrer zu verſtändigen. Dieſer kann und ſoll prüfen, 
ob der Verehelichung Hinderniſſe entgegenſtehen und 
ob dieſe unüberſteigbar oder zu beſeitigen ſind. Im erſteren 
Falle kläre der Seelſorger den Ehewerber klar und liebevoll 
auf. Folgt der Aufgeklärte ſeinem Seelſorger nicht, ſo ent⸗ 
halte ſich dieſer jeden weiteren Schrittes. — Zeigen ſich aber 
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vorderhand gar keine Hinderniſſe oder ſind dieſe überbrückbar, 
jo hat der Seelſorger folgende Aufgaben: I. Genauere Prü⸗ 
fung und Aufdeckung der Hinderniſſe; II. Beſeitigung etwaiger 
Hinderniſſe; III. Abſchluß rechtskräftiger Sponſalien; IV. Aſſi⸗ 
ſtenz bei der Eheeingehung. 


§ 55. Cätigkeit des Pfarrers in Aufdeckung von 
Ehehinderniſſen. 


„Der trauungsberechtigte Pfarrer muß zu gelegener Zeit 
ſorgfältig prüfen, ob der beabſichtigten Ehe irgend ein Hin⸗ 
dernis entgegenſteht“ 5 1020 $ 1; 1019 81. 


Erläuterung: 1) „Zuſtändig“ iſt der trau⸗ 
ungsberechtigte Pfarrer Can. 1020 § 1, ob er nun ſpäter die 
Trauung wirklich vornimmt oder nicht. — 2) Rechtzeitig 
(„opportuno antea tempore“) muß die Prüfung geſchehen. 
Darum ſollen die Gläubigen, beſonders in Predigt und Ka⸗ 
techeſe, angeleitet werden, beabſichtigte Eheſchließungen ſo⸗ 
bald als möglich anzumelden. Das wachſame Auge des Seel⸗ 
ſorgers wird ſich auch d den Anſchlagstafeln der Standesämter 
eifrig zuwenden. — „In der Todesgefahr" iſt eine ein⸗ 
gehende Nachforſchung oft unmöglich; in dieſer Lage „genügt 
die beſchworene Ausſage der Ehewerber, ſie ſeien getauft 
und ohne Hindernis, außer begründete Anzeichen 
deuten auf das Gegenteil“ Can. 1019 § 2. Natürlich muß der 
Seelſorger wenigſtens dem geſunden Teile die wichtigſten 
Hinderniſſe (Eheband, Blutsverwandtſchaft, Schwägerſchaft, 
Verbrechen) vor Augen führen. — 3) Als Gegenſtand der 
Prüfung werden in den Cann. 1020—21 folgende Punkte 
bezeichnet: a) Hinderniſſe; b) Taufe und Firmung; c) Kennt⸗ 
nis der religiöſen Wahrheiten. — 4) Die Art der Prüfung 
wird ebendort angedeutet: Ein Tauf- und Firmzeug⸗ 
nis iſt beizubringen von jenen Perſonen, welche außerhalb 
des Pfarrgebietes dieſes heilige Sakrament empfingen (be⸗ 
ſonders von Ausländern, Paſſauer VOBl. 1921 (S. 161) 
Can. 1021 § 1. Sind Katholiken nicht gefirmt, jo ſollen fie 
vor der Eheſchließung gefirmt werden, wenn es ohne bedeu⸗ 
tenden Nachteil geſchehen kann ibi $ 2. — Offentliche 
Hinderniſſe (3. B. Standes⸗Verwandtſchaftshinderniſſe) ſollen 
öffentlich (Can; 1031 $ 1 n. J) erforſcht werden; geheime 
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| ; 
Hinderniſſe (Gelübde, Verbrechen, Freiheit der Entſchließung 
beſonders auf Seiten der Braut) aber unter vier Augen und 
mit kluger Zurückhaltung („eaute”). — Die Prüfung der 
notwendigen Religionskenntniſſe kann, wenn ſie überflüſſig 
erſcheint, weggelaſſen oder durch anregende Erklärung erſetzt 
werden Can. 1020 § 2. Sind in einer Diözeſe eigene Vor⸗ 
ſchriften über den Akt dieſer Prüfung („Aufſchreiben“, An- 
meldung des Eheabſchluſſes) vorhanden, ſo muß ſich der 
Seelſorger darnach richten ibi $ 3. 

Das Taufbuch gibt nach der neuen Geſetzgebung weitgehende Auf- 
ſchlüſſe über die Standeshinderniſſe, welche auch im Taufzeugniſſe zu 
erwähnen ſind, alſo über die Firmung; Eheſchließung (deren 70 
Can. 1118); Subdiakonat, feierliche Profeß und deren Dispenſe Can. 47 
$ 2, jo daß alſo ein gutes Taufzeugnis bei der Nachforſchung eine be- 
deutende und zuverläſſige Erleichterung bietet. — Can. 1021 $ 1 deutet 
an, daß auch von einem getauften Akatholiken ein Taufzeugnis 
beizubringen iſt. Indes genügen hier auch andere Beweiſe Can. 779, 
ja es genügt auch ſchon die Rechtsannahme der Taufe nach Can. 1070 $ 2. 


8 54. Die Eheverkündigungen. 
Publicationes, proclamationes, denuntiationes, banni 
sive banna. 


I. Quellen: Cann. 1022—31; 462 n. 4; vgl. 998 sqq. 

II. Zweck. Die vom vierten Laterankonzil allgemein 
vorgeſchriebenen und vom Tridentinum ſchärfer beſtimmten 
Verkündigungen haben einen doppelten Zweck: a) einmal 
etwaige Hinderniſſe aufzudecken; b) die beabſichtigte Ehe 
vor der Kirche („in facie ecclesiae“) amtlich bekanntzugeben. 
— Im engſten Anſchluß an das Trienter Konzil faßt der Kodex 
dieſen Gegenſtand in den Cann. 1022—31 zuſammen. 

III. Geſetz. Die Eheverkündigungen müſ⸗ 
ſen vom eigenen Pfarrer in der Kirche 
während des beſuchten Gottesdienſtes an 
drei aufeinanderfolgenden Feiertagen 
verkündet werden, wenn nicht der Ordi⸗ 
nariuseinſchriftliches Aufgebot geſtattet. 

1) „Publice a parocho denuntietur inter quos- 
nam matrimonium sit contrahendum“ 
Can. 1022. Das Römiſche Rituale gibt den Gegenſtand der 
Verkündigung noch genauer an in folgender Form: „Es ſei 
allen hier Anweſenden kundgetan, daß der N. und die N. 
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aus der Familie A. und der Pfarrei Z. beabſichtigen, die Ehe 
miteinander einzugehen“ R. R. t. 7 c. 1 n. 13. Die Reli⸗ 
gion der Brautleute iſt nicht zu erwähnen. Jede ehren⸗ 
rührige Bemerkung iſt wegzulaſſen; doch kann die Her⸗ 
vorhebung des jungfräulichen Standes der Brautleute nach 
Landesſitte durchaus nicht getadelt werden, da ja die Weg⸗ 
laſſung der Ehrentitel „Jüngling, Jungfrau“ nur auf be⸗ 
kannte Vergehungen ſich ſtützen kann. — In manchen Gegen⸗ 
den werden Sponſalien verkündet; das iſt aber nicht 
notwendig Can. 1031 § 2 n. 2. 

2) „Matrimoniorum publicationes fieri debent a p a- 
rocho proprio“ Can. 1023 $ 1. „Parochus proprius, 
zuſtändig“ wird ein Pfarrer durch das Domizil oder Quaſi⸗ 
domizil in einer Pfarrei Can. 94. | 

Unter den zuſtändigen Pfarrern iſt jener verkündigungs⸗ 
berechtigt, an den ſich die Brautleute wenden. Die Ver⸗ 
kündigungen aber müßten an ſich vorgenommen werden: 
a) an jedem Domizils⸗ und Quaſidomizilsorte der Braut⸗ 
leute; b) an jedem Orte, wo ſich der Bräutigam nach Voll⸗ 
endung des 14. oder die Braut nach der des 12. Lebens⸗ 
jahres wenigſtens 6 Monate aufgehalten haben; c) auch an 
jenen Orten, wo der Aufenthalt nicht ganz 6 Monate währte, 
wenn ein Hindernis vermutet wird. Doch hat man im Falle 
b) und c) Cann. 1023 $$ 2 und 3 die Art der Nachforſchung 
dem weiſen Ermeſſen der Ordinarien zu überlaſſen, deren 
Anweiſungen maßgebend ſind. 

Die Verkündigungen müſſen an ſich vorgenommen werden von 
jedem „zuſtändigen Pfarrer, parochus proprius“ der Brautleute 
Can. 1023 $ 1, alſo vom Pfarrer des Domizils, auch des doppelten Do⸗ 
mizils und des Quaſidomizils der Braut und des Bräutigams Can. 94, 
ſo daß möglicherweiſe ſechs Verkündigungen in Frage kommen. Keine 
Verpflichtung beſteht für den Pfarrer des „Einmonataufenthaltes“ (Can. 
1097 $ 1 n. 2) und des Aufenthaltes der Wohnſitzloſen Cann. 94; 1032. 
Indes ſcheint auch ſonſt die Verpflichtung zweifelhaft und darum 
praktiſch gegenſtandslos (Can. 15) zu ſein, wenn das Domizil oder Quaſi⸗ 
domizil erſt ſeit weniger als ſechs Monaten erworben iſt und eine Ver⸗ 
kündigung anderswo tatſächlich ſtattfindet Cann. 1023 $ 2; 994. — Handelt 
es ſich um verwitwete Perſonen, fo genügt in der Regel die Nach⸗ 
forſchung bis zur nächſt vorausgehenden Eheſchließung, da man ja die 
frühere Prüfung als geſchehen vorausſetzen kann. — Der zuſtändige 
Pfarrer, den die Brautleute um die Verkündigung angehen, hat die 
übrigen verpflichteten Seelſorger um die Vornahme der Verkündigung 
zu erſuchen, welche dann einen Bericht einzuſenden haben Can. 1029 
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(Anzeige der etwaigen Hinderniſſe; Ledigihein; Erlaub- 
nisſchein; letzteren, wenn der Pfarrer des Trauungsortes nicht 
trauungsberechtigt nach Can. 1097 iſt). 


3) „Publicationes fiant . . . ine ccelesi a“ Can. 1024. 
Zwar iſt mit dem Ausdrucke „ecclesia“ zunächſt die Pfarr⸗ 
kirche gemeint Can. 216 $ 1, allein nichts hindert, den⸗ 
ſelben auch auf die Filial- und andere Kirchen auszudehnen, 
wenn der Zweck wenigſtens in gleicher Weiſe erreicht würde; 
ſelbſt außerhalb der Kirche wäre eine Vornahme zu— 
läſſig, wenn Gottesdienſtfeierlichkeiten zahlreiches Volk an⸗ 

ziehen; vgl. Gas parri P.: Tract. de matr. n. 169. 
N 4) „Publicationes fiant . .. inter Miss arum s o l- 
lemnia, aut inter alia divina officia ad quae popu- 
lus frequens accedat“ Can. 1024. 

Feierliche Gottesdienſte, welche die Gläubigen zahlreich 
zu verſammeln pflegen, ſind zur Vornahme der Verkündi⸗ 
gungen gefordert und genügend, wenn auch im einzelnen 
Falle verhältnismäßig nur wenige ſich einfinden, z. B. wegen 
bedeutender Kälte, Schneefälle uſw. 

5) „Publicationes fiant tribus continuis diebus 
dominieis aliisque festis de praecepto“ Can. 1024. Zu den 
Sonntagen kommen die gebotenen Feſttage, alſo die zehn 
Feſttage des Can. 1247 § 1, und zwar immer, wenn feierlicher 
Gottesdienſt an denſelben ſtattfindet, mögen ſie auch irgendwo 
abgeſchafft ſein. In Bayern und Preußen kommen 
noch die zweiten Feiertage von Weihnachten, Oſtern und 
Pfingſten dazu; in Preußen auch der „Buß- und Bettag“ 
(S. C. C. d. 11. Dec. 1917). An den übrigen abgeſchafften 
Feiertagen, ſowie überhaupt an allen ſonſtigen Tagen bedarf 
es einer Dispenſe des Ortsordinarius, reg. 53 iur. in 6°. — 
Die Verkündigungen müſſen ein geſchloſſenes Ganzes bilden; 
darum heißt es „tribus continuis diebus“. Doch ſoll 
der Verkündigungszeitraum wenigſtens acht Tage umfaſſen 
und 15 Tage nicht überſchreiten Cann. 1024—25. — In dem 
Worte „tribus“ des Can. 1024 liegt das „Dreimal, ter“ 
des Trienter Konzils. — Can. 1030 $ 1 ſchreibt vor, daß von 
der letzten Verkündigung an bis zum Tage der Hochzeit drei 
Tage verfloſſen fein ſollten, jo daß gewöhnlich ein Donners- 
tag Tag der Verehelichung wäre. Da aber „ein vernünf⸗ 
tiger Grund“ entſchuldigt, ſo kann die Hochzeitsfeier ganz 
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gut am Dienstag vorgenommen werden. Einmal iſt es ſo 
in vielen Gegenden Sitte; dann würden die von der donners⸗ 
tagigen Hochzeit nach Haufe mitgebrachten Speiſen (der 
„Beſcheid“) entweder zur Übertretung des Abſtinenzgebotes 
verleiten oder Schaden leiden. 


6) „Wenn innerhalb ſechs Monaten die Eheſchließung 
nicht ſtattfindet, jo müſſen die Verkündigungen wieder⸗ 
holt werden, außer der Ordinarius urteilt anders“ Can. 
1030 $ 2. 


7) Das ſchriftliche Aufgebot kann nur vom 
Ortsordinarius an Stelle der Verkündigungen geſtattet 
werden. a) Inhalt: „Nomina contrahentium, Tauf- 
und Familiennamen der Brautleute“, freilich mit Beifü⸗ 
gungen (familia, paroecia), um jede Verwechſlung zu ver⸗ 
hindern. b) Ort: „Ad valvas ecclesiae, an der Türe jener 
Kirche“, in welcher die Verkündigungen ſtattfinden können. 
c) Zeit: „Per spatium saltem octo dierum,“ quo spatio 
„duo dies festi de praecepto comprehendantur“, wenigſtens 
acht Tage lang mit Einſchluß zweier Feſttage“. Can. 1025. 

„Der Anſchlag kann von den Seelſorgevorſtänden aus beſon⸗ 
deren Umſtänden kraft biſchöflicher Bevollmächtigung geſtattet wer⸗ 
den ... Derſelbe muß mit deutlich lesbarer Hand- oder Maſchinenſchrift 
an der äußeren Seite der Kirchtüre oder an einem beſonderen ſchwarzen 


Brett geſchehen, möglichſt gegen Witterungseinflüſſe geſchützt“. Paſſauer 
BO. vom 24. Mai 1920 (VOBl. S. 85— 86). 


8) Das Aufgebot der Miſchehen hat zu 
. N Wird es vom Ortsordinarius dennoch geſtattet, 
ſo muß a) jedes Argernis beſeitigt ſein; b) die päpſtliche 
Dispenſe von cultus disparitas oder mixta religio vorliegen; 
6) die Erwähnung der Religion (beider) unterbleiben Can. 
1026. In Oſterreich wird die Verkündigung in der Regel 
notwendig ſein wegen des ſtaatlichen e (defectus 
proclamationum). 


9) Das Aufgebot von 8 domizilloſer Perſonen 
eee vagorum) iſt im Rechte nicht vorgeſchrieben 
Cann. 1032; 1023 § 1. Indes kann ſie der Ortsordinarius 
(oder ſein Bevollmächtigter) vorſchreiben, an den ſich der 
Trauungspfarrer ſtets — den Notfall eee — zu 
wenden hat Can. 1032. 
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10) Gewiſſensehen (matrimonia conscientiae) 
werden nicht verkündet („omissis denuntiationibus“) Can. 
1104. 

IV. Dispenſen vom Aufgebot. Einer Dispenſe bedarf 

es nicht für Ehen von Domizilloſen, Miſchehen, Gewiſſensehen, 
Ehen in Todesgefahr Cann. 1032; 1026; 1104; 101982; in die⸗ 
ſen Fällen iſt der Freiheitseid zu leiſten Cann. 1019 
8 23 1023 8 25994 $2 gemäß den Diözeſanritualien in der Form 
des Can. 1622 (unten § 68). „Der zuſtändige Ortsordinarius 
kann nach ſeinem weiſen Ermeſſen aus rechtmäßigem Grunde 
von den auch in einer anderen Diözeſe vorzunehmenden Ver⸗ 
kündigungen dispenſieren ($ 1). — Von mehreren zuſtändigen 
Ordinarien hat das Dispensrecht der Ordinarius des Trauungs⸗ 
ortes; bei Trauungen außerhalb der 9 Bistümer 
ein beliebiger zuſtändiger Ordinarius (§ 2)“ Can. 1028. 
Beabſichtigen demnach Brautleute in einer zuſtändigen Diö⸗ 

zeſe ſich trauen zu laſſen, ſo iſt der Ordinarius dieſer Diö⸗ 
Sale dispensberechtigt für alle Verkündigungspflichten. 
Wollen ſie in einem Bistum getraut werden, wo ſie weder 
Domizil noch Quaſidomitil beſitzen, jo können fie um Dispenſe 
ſich an jeden berechtigten Ordinarius wenden. — Der 
dispenſierende Ordinarius muß einen recht mäßi⸗ 
gen Grund haben, der dem vollſtändigen oder teilweiſen Er⸗ 
laß der Verkündigungen entſpricht. Über die Gründe vgl. 
Regensburger BOB 1920 S. 45; Leitner M.: 
Eherecht? S. 259. — Beim teilweiſen Erlaß der Ver⸗ 
kündigungen muß die gewährte Dispenſe bei Vornahme der⸗ 
ſelben ausdrücklich erwähnt werden. 


V. Wirkungen der Nachforſchungen und Verkündi⸗ 
gungen. Die Verkündigungen äußern eine Wirkung zunächſt 
auf die Gläubigen, dann auf den Seelſorger. 


1) „Alle Gläubigen ſind gehalten, die ihnen 
bekannten Hinderniſſe vor Abſchluß der Ehe dem Pfarrer oder 
Ortsordinarius zu offenbaren“ Can. 1027. Außer der Liebes⸗ 
pflicht, vom Nächſten Schaden ferne zu halten, wird hier noch 
ein Kirchengebot ausgeſprochen, welches jedoch nicht 
unter eigenem ſchweren Nachteil bindet c. 3 De eland. desp. 
(IV 3). — Auch nach Abſchluß der Ehe können Hinderniſſe 
dem krchlchen Obern bekanntgegeben werden Can. 1971 8 2. 
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— Nur jene Hinderniſſe müſſen geoffenbart werden, welche 
die Gläubigen kennen („impedimenta, si qua norint“) 
und deren Mitteilung ihnen erlaubt iſt. Darum kommt nicht 
in Betracht die Kenntnis des Beicht vaters, aber auch 
nicht die durch das Berufs geheimnis geſchützte Kennt⸗ 
nis eines Pfarrers, Arztes, Rechtsanwaltes, einer Hebamme 
uſw. Can. 1755 § 2 n. 1. 

2) Die Nachforſchungen und Verkündigungen können für 
die weitere Tätigkeit des Pfarrers ein dreifaches Reſultat 
zeitigen: a) Es ſtellt ſich kein Hindernis heraus; der Seel⸗ 
ſorger kann die Brautleute ruhig zur Eheſchließung zulaſſen 
Can. 1031 $ 3. 

b) Es entſteht ein Zweifel über das Vorhandenſein 
eines Hinderniſſes. Die Verkündigungen werden vorge⸗ 
nommen oder fortgeſetzt wie gewöhnlich. Der Seelſorger be- 
müht ſich die Sache zu klären durch Erkundigung bei den Braut⸗ 
leuten und bei wenigſtens zwei Zeugen, die er nach Umſtänden 
vereidigt; letztere Erkundigung fällt weg, wenn die Ehre der 
Brautleute in Gefahr käme, wie bei geheimen aus einer 
Sünde entſpringenden Hinderniſſen, z. B. „Verbrechen“. 
Bleibt der Zweifel ungeklärt, ſo wende er ſich an den Ordi⸗ 
narius ibi 8 1. Handelt es ſich um einrein kirchenrecht⸗ 
liches Hindernis, ſo bedarf es keiner Dispenſe, wenn der 
Zweifel ein Geſetzeszweifel (dubium juris) iſt; iſt 
es aber ein Tatſachenz weifel (dubium facti), jo kann 
der Ordinarius dispenſieren, wenn der Apoſtoliſche 
Stuhl zu dispenſieren pflegt; alſo nicht bei den Hinderniſſen 
der Prieſterweihe, der Schwägerſchaft aus vollzogener Ehe 
in der geraden Linie. Dieſe Dispenſe hat endgültige Be⸗ 
deutung. — Bezieht ſich der Zweifel auf ein göttlich⸗ 
rechtliches Hindernis, ſo verfügt der Kodex folgendes: a) Bei 
der Impotenz wird der Zweifel als nicht beſtehend be⸗ 
trachtet Can. 1068 $ 2; 5) beim Hindernis des Ehebandes 
wird wenigſtens moraliſche Gewißheit über die Nichtigkeit 
oder Löſung der früheren Ehe verlangt Can. 1069; 5) bei der 
Blutsverwandtſchaft (gerade Linie, 1. Grad der 
Seitenlinie) wird die Ehe nicht geſtattet Can. 1076 8 3. 

e) Iſt das entdeckte Hindernis gewiß und öffent⸗ 
lich, ſo werden die Verkündigungen nicht angefangen, auch 
wenn eine geheime Dispenſe ſchon vorliegt, aber ſtets fort⸗ 
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geſetzt. — Ein ſicheres und geheimes Hindernis 
hindert die Verkündigungen nicht ibi § 2. Iſt das öffentliche 
oder geheime Hindernis dispenſierbar und wünſchen die 
Brautleute dispenſiert zu werden, ſo muß der Seelſorger 
ihnen behilflich ſein, die Dispenſe zu erlangen. 


§ 55. die kirchlichen Ehedispenſen. Grundſätzliches. 


Die kirchlichen Ehehinderniſſe können in verſchiedener 
Weiſe gehoben werden: a) durch den Verlauf der Zeit, 
z. B. das Hindernis des Alters, des zeitlichen Gelübdes; 
b) durch die Tätigkeit der Brautleute ſelbſt, z. B. durch 
Setzung des richtigen Konſenſes, durch die Bekehrung zur 
katholiſchen Kirche bei Irr- und Ungläubigen; c) durch 
äußere Umſtände, wie durch den Tod beim Hinderniſſe 
des Ehebandes, durch Säkulariſierung bei Ordens⸗ 
leuten, durch Aufhören des ſtaatlichen Hinderniſſes bei 
der geſetzlichen Verwandtſchaft uſw. Weitaus am häufigſten 
geſchieht jedoch die Beſeitigung des Hinderniſſes durch die 
Dispenſe der kirchlichen Oberen. Wir behandeln nunmehr: 
Begriff und Einteilung, Gegenſtand; Träger der Ehedispenſen. 


A. Begriff und Einteilung. 


I. Quellen: Cann. 1040—57; 15; 80—86; 247 8 3; 
249; 251 $ 3; 257 § 2; 1119; 1962—85; S. C. de Prop. Fide 
d. 9. Maii 1877. 


II. Begriff. Unter kirchlicher Ehedispenſe verſteht man 
den rechtmäßigen Erlaß eines eherecht⸗ 
lichen Geſetzes in einem beſtimmten Falle. 
Can. 80: „legis in casu speciali relaxatio“. 

Das „eherechtliche Geſetz“ iſt hier hauptſächlich ein verbietendes 
oder trennendes Ehehindernis Cann. 1058 —80. — Das Geſetz verpflichtet 
auch in dem beſtimmten Falle, allein der Obere erläßt die Verpflichtung; 
würde der Obere einen Fall in das Geſetz gar nicht einſchließen, ſo hätten 
wir die Epikie. — Rechtmäßig iſt der Erlaß, wenn der Dispen⸗ 
ſierende zuftändig. das Hindernis dispenſierbar und der Grund „gerecht 
und vernünftig“ iſt Can. 84. 

III. Einteilung. Man teilt die Ehedispenſen ein: 

1) rückſichtlich des kirchlichen Obern in päpſtliche 
und biſchöfliche (Dispenſen des Pfarrers, Beicht- 
vaters uſw.); 
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2) hinſichtlich des Geltungsbereiches in Dispenſen des 
äußeren und des inneren Forums; 

3) bezüglich des Beſtandes der Ehe in Dispenſen zum 
Abſchluß und ſolche zur Gültigmachung einer Ehe; 

4) in Rückſicht auf die Ausführung in Dispenſen voll⸗ 
ſtändig gewährter (forma gratiosa) und zum Voll- 
zuge übertragener Gnade (forma commissoria); 

5) in Hinſicht auf das Taxweſen in Dispenſen, erteilt in 
Form der Vornehmen, Armen und in gewöhn⸗ 
licher Form (forma nobilium, pauperum, communi). An 
ſich iſt die Dispenſation von den kirchlichen Hinderniſſen dem 
Apoſtoliſchen Stuhle reſerviert, doch gewähren ſowohl der 
Kodex ſelbſt als auch Apoſtoliſche Indulte den Ordinarien 
gewiſſe Dispensvollmachten. Die Indulte des äußeren Fo⸗ 
rums haben in letzter Zeit zwar geſchwankt, doch will der 
Apoſtoliſche Stuhl neuerdings doch wieder ſolche den kirch— 
lichen Oberhirten gewähren. 

B. Gegenſtand der kirchlichen Dispensgewalt. In allen 
jenen Hinderniſſen, welche dem bloßen Kirchenrechte an- 
gehören, kann die Kirche auch dispenſieren. In den Hinder⸗ 
niſſen des göttlichen Rechtes müſſen wir c 
Hinderniſſe, deren Verpflichtung dem menſchlichen 
Willen (ohne ein weiteres Band) entſpringen, und die 
ſonſtigen Hinderniſſe. Bei erſteren iſt eine Dispenſe möglich, 
bei letzteren nicht. Dies vorausgeſchickt, geben wir einen kurzen 
Überblick über die Dispenſierbarkeit der einzelnen Hinderniſſe. 

J. Hinderniſſe des göttlichen Rechtes. 1) Alle Hinder⸗ 
niſſe des fehlenden Konſenſes, undispenſierbar 
Can. 1081 § 1; 2) Impotenz, undispenſierbar Can. 1068 
§ 1; 3) Eheband, wenn vollzogen, undispenſierbar Can. 
1118; wenn nicht vollzogen, dispenſierbar durch den Stell⸗ 
vertreter Chriſti Can. 1119; 4) Blutsverwandtſchaft, 
gerade Linie und 1. Grad der Seitenlinie, undispenſierbar 
Can. 1076; 5) Gelübde (trennendes und verbietendes 
Hindernis), dispenſierbar Cann. 1311—13. 

II. Hinderniſſe des rein kirchlichen Rechts. Niemals 
wurde amtlich erklärt, welche Hinderniſſe dem göttlichen, 
welche dem rein kirchlichen Rechte angehören, ob⸗ 
wohl eine ſolche Scheidung nahe läge; vgl. Can. 1043 sqq. 
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Wir rechnen zu den rein kirchenrechtlichen Hinderniſſen: 1) das 
des Alters Can. 1067; 2) des Irrtum; hinſichtlich des 
Sklavenſtandes Can. 1083 $ 2 n. 2; 3) der Ent⸗ 
führung Can. 1074; 4) der höheren Weihe Can. 
1072; 5) des feierlichen Ordensgelübdes Can. 
1073; 6) der Blutsverwandtſchaft in der Seiten⸗ 
linie, abgeſehen vom ungemiſchten 1. Grad; 7) der Schewä— 
gerſchaft Can. 1077; 8) des öffentlichen Anſtan⸗ 
des Can. 1078; 9) dergeiſtlichen Ver wandtſchaft 
Can. 1079; 10) der geſetzlichen Verwandtſchaft 
Cann. 1059; 1080; 11) des Verbrechens, Can. 1075; 
12) der Glaubens⸗ und Bekenntnis verſchie⸗ 
denheit Cann. 1070; 1060; 13) der Klandeſtinität 
Cann. 1094 sqq. 

Sehr wahrſcheinlich gehören zum Gebiete des 
göttlichen Rechtes die Hinderniſſe der Furcht (Can. 1087 
§ 1) und der Biſchofsweihe (Cann. 1072; 1043). 

III. Trotzdem die Hinderniſſe der Prieſterweihe und 
der Schwägerſchaft aus vollzogener Ehe in der geraden Linie 
dem bloßen Kirchenrechte angehören, werden ſie von der 
Dispensgewalt der Ordinarien uſw. nach Can. 1043 ausdrück⸗ 
lich ausgenommen, wie dies ſchon bisher immer geſchah. 
Sehr ungern wird dispenſiert im öffentlichen Hinderniſſe des 
Gattenmordes (Can. 1075 nn. 2 et 3) und in der 
Blutsverwandtſchaft, ſooft in der Seitenlinie der 
1. Grad berührt wird. 


C. Träger der Dispensgewalt in Eheſachen. Im Kodex 
werden fünf Träger der Ehedispensgewalt namhaft gemacht: 
Apoſtoliſcher Stuhl, Ortsordinarius, Pfarrer, Prieſter des 
Can. 1098 und Beichtvater. Der eigentliche und ordentliche 
Träger dieſer Gewalt iſt der Apoſtoliſche Stuhl Cann. 81; 1040. 
Der Papſt übt das Dispensrecht aus durch ſeine Behörden 
in Rom; drei davon ſind ordentliche, drei aber außerordent— 
liche Dispensbehörden. Zur beſſeren Klarſtellung ſeien hier 
zuerſt die außerordentlichen Dispensbehörden behandelt: 
Religioſenkongregation, Orientalenkongregation, Staatsſekre⸗ 
tarie. 

J. Die Religioſenkongregation gewährt den männlichen 
und weiblichen Religioſen die Möglichkeit, eine Ehe einzu— 


272 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


gehen durch Säkulariſierung Can. 640 $ 1 n. 2; 
durch Entlaſſung Cann. 648; 669 § 1 oder Dis penſe 
Can. 251 $ 3; ſonſt find die ordentlichen Dispensbehörden 
zuſtändig. 

II. Die Orientalenkongregation beſitzt für die Mit⸗ 
glieder der unierten morgenländiſchen Kirchen alle Voll⸗ 
machten der ſonſtigen Dispensbehörden, einzig ausgenommen 
die beim Pauliniſchen Privileg etwa notwendigen Dispenſen 
Cann. 257 § 2; 247; S. C. Cons. d. 12. Nov. 1908. 

III. Die Staatsſekretarie erledigt alle Dispenſen in 
Breveform Can. 263 n. 3, während die Bullenfor m 
von der Apoſtoliſchen Kanzlei beſorgt wird Can. 260 $ 1. 
Auch dürften die Dispenſen der Staatsoberhäupter, beſonders 
wenn ſie im Zuſammenhange ſtehen mit politiſchen Ereig⸗ 
niſſen, im Einvernehmen mit der Kanzlei der außerordent⸗ 
lichen kirchlichen Angelegenheiten von der Staatsſekretarie 
behandelt werden Cann. 263 n. 1; 255. — Die ordentlichen 
Dispensbehörden ſind: das heilige Offizium; die Pönitenziarie, 
die Sakramentenkongregation. 

IV. Das heilige Offizium iſt ausſchließlich zuſtändig beim 
Pauliniſchen Privileg; ebenſo (abgeſehen von der 
Orientalenkongregation) bei den beiden Hinderniſſen der 
Glaubens- und Bekenntnisverſchiedenheit (cultus disparitas; 
mixta religio) Can. 247 $ 3. Dieſe Kongregation gibt auch 
die notwendigen Vollmachten auf eine Reihe von Jahren 
oder eine Anzahl von Fällen. 

V. Die Pönitenziarie (Sacra Poenitentiaria) beſitzt ſeit 
dem 3. November 1908 nur mehr Vollmachten für den Ge⸗ 
wiſſensbereich; ihre Zuſtändigkeit umfaßt „gratias, 
absolutiones, dispensationes, commutationes, sanationes, 
condonationes pro foro interno“ Can. 258 § 1. Das innere 
oder Gewiſſensforum umfaßt alle geheimen Fälle in 
und außerhalb der heiligen Beicht Cann. 196; 1047. Von 
größter Bedeutung iſt hier, den Begriff „geheim“ klar feſt⸗ 
zuſtelien. Der Kodex gibt nämlich eine doppelte Erklärung. 
„Offentlich iſt ein Hindernis, welches im äußeren Forum be⸗ 
wieſen werden kann; ſonſt iſt es geheim“ Can. 1037. „Offent⸗ 
lich iſt ein Vergehen, deſſen Kenntnis verbreitet iſt oder leicht 
verbreitet werden kann; ſonſt iſt es geheim“ Can. 2197 nn. 1; 4. 
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Manche Erklärer des Kodex, wie Knecht Aug.: „Grundriß 
des Eherechts“ 1918 ©. 54, 102; Pöſchl Arnold: „Kath. 
Kirchenrecht“ $ 56 II 313; Noldin Hier. S. J.: „De jure 
matrimoniali“ (1919) n. 60 pag. 65 nehmen für die Voll⸗ 
machten der Pönitenziarie den Begriff „geheim“ an, wie ihn 
Can. 1037 bietet: „Geheim iſt ein Hindernis, das im äußeren 
Forum nicht bewieſen werden kann“. Doch ſcheint die gegen- 
teilige Anſicht, welche auch bisher galt, die richtige zu ſein. 
Bisher (bis 19. Mai 1918) galt: Ein Hindernis iſt dann ge- 
heim, wenn es ſeiner Natur nach im verborgenen ſich 


entwickelt und wenn es unbekannt iſt. Der Natur 


nach geheim waren früher: die Hinderniſſe der illegitimen 
Schwägerſchaft (der Blutsverwandtſchaft und geiſtlichen 
Verwandtſchaft, welche eine außereheliche Geburt zur Voraus⸗ 
ſetzung hatten), des Verbrechens, des Privatgelübdes und 
(vor dem 19. April 1908) des öffentlichen Anſtandes aus ge- 
heimen Sponſalien. Nach dem neuen Rechte bleiben nur die 
Hinderniſſe des Verbrechens, der privaten Keuſch— 
heitsgelübde und der Blutsverwandtſchaft 
aus außereheliche m Verkehr. Sollen dieſe Hinderniſſe 
unter den Rechtsbereich der Pönitenziarie fallen, ſo müſſen 
ſie auch der Tatſache nach geheim d. h. niemandem oder 
nur wenigen verſchwiegenen Perſonen bekannt ſein. Die 
Zahl der Perſonen richtet ſich nach der Zahl der Einwohner 
des Ortes, alſo höchſtens bis drei in Dörfern, bis fünf in 
mittleren, bis zehn in größeren Orten. — „Ganz ge 


heim“ war und iſt ein Hindernis, um welches nur die be- 


teiligten Perſonen wußten oder außer dieſen höchſtens eine 
verſchwiegene Perſon. — „Materiell öffentlich, 
formell geheim“ war und iſt ein Hindernis, deſſen 
Grundlagen zwar bekannt ſind, aber ſo, daß das ausſchlag⸗ 
gebende Moment geheim bleibt. Bekannt iſt, daß aus der 
Zivilehe des Tiberius mit Klaudia ein Kind hervorging, aber 
geheim iſt, daß Klaudias Ehemann noch lebt. 

Daß die Bedeutung „geheim“ im Sinne des Can. 2197 nn. I. 4, 
nicht des Can. 1037 gilt, ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: 1) Die 
Pönitentiarie gibt nicht nur dispensationes und sanationes, ſondern auch 
absolutiones und condonationes etc. „ pro foro interno“, alſo in geheimen 


Fällen. Schon das Wort „Poenitentiaria“ deutet auf das Bußweſen, 


welches Vergehen zu würdigen, zu ſühnen und zu verbeſſern hat. 
Darum kommt Can. 2197 zunächſt und wegen der Einheitlichkeit der Be- 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 8 
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handlung ausſchließlich in Frage; vgl. auch die Can. 990; 1045 § 3; 2314 5 2. 
— 2) Würde der Begriff „geheim“ nach Can. 1037 angewendet, ſo wäre 
es um die Vollmachten der Pönitenziarie beinahe geſchehen. Denn be⸗ 
weisbar (probari potest) iſt faſt jedes Hindernis, da nicht nur 
Dokumente und Zeugen, ſondern auch ein einwandfreies Geſtändnis 
genügt Can. 1791; 1751; 2314 $ 2. — 3) Man wende nicht ein: Bei dieſer 
Annahme iſt ja Can. 1037 gegenſtandslos. Denn ſeine Begriffe „öffent⸗ 
lich, geheim“ gelten für die Gültigmachung einer Ehe gemäß Can. 1135; 
vgl. Linneborn Joh.; Eherechts, S. 88 f.; Archiv 102, 1 ff. (Hillina); 
LOS. 77, 131 (Haring). 

VI. Alle ſonſtigen Ehedispensſachen, ſtehen der Sakra⸗ 
mentenkongregation zu. Dieſe Kongregation, ins Leben ge- 
treten am 3. November 1908, behandelt in drei Abteilungen 
(sectiones) die Angelegenheiten ihrer Zuſtändigkeit; die erſte 
Sektion beſchäftigt ſich ausſchließlich mit dem Ehedispens⸗ 
weſen. Leichtere Fälle werden von dem Vorſtande dieſer 
Sektion (dem Unterſekretär) erledigt, während die wichtigeren 
und ſchwierigeren durch den Sekretär oder den Kar⸗ 
dinalpräfekten der Kongregation verabſchiedet wer⸗ 
den. In den Ferien (10. September bis 31. Oktober) 
werden nur die gewöhnlichen Dispenſen behandelt, die übrigen 
finden ihre Erledigung — abgeſehen von beſonders dringlichen 
Fällen — erſt vom November an. 

Die Dispensbehörden während der Erledigung des 
Päpſtlichen Stuhles behalten die gewöhnlichen Vollmachten 
bei. Handelt es ſich aber um außerordentliche Fälle, ſo werden 
ſie dem künftigen Papſte vorbehalten, außer ſie erlitten keinen 
Aufſchub. Dann kann das Kardinalskollegium dem Kardinal⸗ 
ſekretär des heiligen Offiziums oder dem Kardinalpräfekten 
der einſchlägigen Kongregation die einſtweilige Erledigung 
übertragen, während der Großpönitentiar ohnedies mit außer⸗ 
ordentlichen Vollmachten ausgerüſtet iſt; vgl. Ben. XIV. 
in Const. „Pastor bonus“ d. 13. Ap. 1744 885155; Pius X. 
in Const. „Vacante“ d. 25. Dee. 1904 nn. 16 sqq.; Leitner 
M.: Eherecht, S. 275. 


Das Dispensgeſuch. N 
Der Kodex enthält keine beſonderen Vorſchriften über 
die Dispensgeſuche, wenigſtens unmittelbar; vgl. jedoch die 
Cann. 1048—57; 84. Wir behandeln darum die Dispens⸗ 
geſuche nach der bisherigen bewährten Praxis, mit Hinweg⸗ 
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laſſung deſſen, was ſeit dem 19. Mai 1918 unnütz oder abge⸗ 
ſchafft erſcheint. Da das Geſuch verſchieden iſt, je nachdem es 
eine Gnade des äußeren oder des inneren Forum er⸗ 
bittet, ſo wollen wir zunächſt die Geſuche des äußeren Forum 
behandeln, um dann die Ausführungen als Grundlage auch 
für Geſuche des inneren Forum verwenden zu können. 


§ 56. Das Dispensgeſuch bei öffentlichen hinderniſſen. 

Wenn irgend ein öffentliches Ehehindernis zutage tritt, 
ſo hat der Seelſorger das Dispensgeſuch an den eigenen Orts- 
ordinarius zu richten. Freilich bleibt es den Bittſtellern, 
ſowie deren Seelſorgern unbenommen, ſich jederzeit unmittel- 
bar an den Apoſtoliſchen Stuhl zu wenden. Für gewöhnlich 
empfiehlt ſich aber dieſes Vorgehen nicht; denn a) der Ordi⸗ 
narius kann bereits Vollmachten in der Sache haben, vgl. 
Cann. 81; 1045 $$ 1 und 2, wodurch Zeit und Geld erſpart 
wird; b) der Ordinarius kennt beſſer die Vorſchriften des 
Kurialſtiles, weshalb er das einlaufende Geſuch zu verbeſſern 
oder zu ergänzen vermag; c) der Apoſtoliſche Stuhl kennt in 
der Regel die Bittſteller (die Seelſorger) nicht, weshalb die 
Rückleitung an den Ordinarius notwendig wird. — Häufig 
haben die Ordinarien genaue Normen in der Abfaſſung von 
Dispensgeſuchen erlaſſen, welche im Intereſſe der Sache ge— 
wiſſenhaft zu beobachten ſind. 

Will man das Geſuch genau abfaſſen, ſo beachte man 
ee fünf Punkte: Perſon der Bittjteller; Hindernis 

(Hinderniſſe); Dispensgrund (Dispensgründe); Taxen; be⸗ 
ſondere Umſtände. 

I. Die Bittſteller (oratores) oder Geſuchſteller (ex- 
ponentes) (nicht Brautleute, sponsi) ſind zu kennzeichnen 
durch Namen (nomen et cognomen), Alter, Geburts 
und Wohnort (an den Ordinarius, nach Rom durch das 
Bistum des Wohnortes) und Religion. Das Weſentliche 
hiebei beiteht darin, daß die Bittſteller von jeder Verwechſlung 
von andern gej chützt ſind, indes gibt die genaue Angabe der 
vier Bezeichnungsarten dem Geſuche und dem kirchlichen 
Obern einen lichtvollen Einblick in die tatſächlichen Verhältniſſe. 
— Das Bittgeſuch nennt immer beide Ehewerber, jedoch ge— 
ſchieht die Bitte nicht immer im Namen der beiden, ſondern 

18 * 
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wenn das Hindernis nur einen bindet, zunächſt nur im Namen 
des gebundenen Teils, z. B. des katholiſchen Teils bei Miſch⸗ 
ehen, des Profeſſen, des Majoriſten uſw. Can. 1036 $ 3. 


II. Das Hindernis muß nach Art, Grad und Zahl 
genau umſchrieben ſein. Wenn das Hindernis genau be⸗ 
ſchrieben iſt, ſo verſchlägt ein Irrtum in den Kunſtausdrücken 
nichts. Wird in einer Diözeſe ein Stammbaum (schema 
genealogicum) bei Verwandten vorgeſchrieben, ſo muß er 
beigebracht werden, wenn auch in Rom eine genaue Be⸗ 
ſchreibung des Hinderniſſes genügt, jedenfalls fördert er die 
Klarheit und Überſichtlichkeit. Übrigens hat die Einſchränkung 
der Hinderniſſe durch den Kodex das Vorgehen bedeutend er⸗ 
leichtert. Treffen mehrere Hinderniſſe gleichen Rechts⸗ 
bereiches zuſammen, ſo müſſen alle aufgezählt und genau 
umſchrieben werden. Sind dieſe Hinderniſſe alle biſchöf⸗ 
licher Dispensgewalt, ſo kann der Biſchof von allen dieſen 
dispenſieren Can. 1049 $ 2 (anders bis zum 19. Mai 1918). 
Sind alle vorkommenden Hinderniſſe der päpſtlichen Dis⸗ 
pensgewalt vorbehalten oder treffen päpſtliche und biſchöfliche 
Hinderniſſe in einem Falle zuſammen, ſo muß das Geſuch 
nach Rom gerichtet werden. Wird aber ein Hindernis biſchöf⸗ 
licher Dispenſe erſt entdeckt, nachdem der Apoſtoliſche Stuhl 
bereits dispenſiert hatte, ſo kann der Ordinarius ſeine Gewalt 
ausüben. Wird ein päpſtliches Hindernis erſt entdeckt, nach⸗ 
dem der Ordinarius von dem ſeinen bereits dispenſiert hatte, 
ſo muß in dem Geſuche nach Rom auch des biſchöflichen Hinder⸗ 
niſſes (mit gewährter Dispenſe) Erwähnung geſchehen Can. 
1050. — Treffen mehrere geheime Hinderniſſe zuſammen, 
ſo gelten die gleichen Regeln. — Treffen öffentliche 
und geheime Hinderniſſe in ä einem Falle zuſammen, 
ſo werden die Hinderniſſe eines jeden Forum ſo behandelt, 
als ob ſie nur allein beſtänden, da ja nach dem Kodex die Dis⸗ 
penſation teilbar iſt, während früher eine einheitliche Dispens⸗ 
behandlung iminneren Forum notwendig war. Jeden⸗ 
falls tut man gut, in den Dispensgeſuchen an die heilige 
Pönitenziarie auch die öffentlichen Hinderniſſe zu erwähnen, 
von denen bereits dispenſiert wurde oder für welche Dispenſe 
erbeten wird; denn die Dispenſe der Pönitenziarie gilt unter 
Umſtänden auch für das äußere Forum Can. 1047. 
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1) Unrichtig wären folgende Bezeichnungen eines Hinderniſſes: Die 
Bittſteller ſind verwandt (species), blutsverwandt (species infima) in 
der Seitenlinie (linea). Richtig muß es heißen: Die Bittſteller find bluts⸗ 
verwandt im 3./2. Grad der ungleichen Seitenlinie. — 2) Für die Bluts⸗ 
verwandtſchaft im reinen 1. Grad der gleichen Seitenlinie gibt es keine 
Dispenſe Can. 1076 $ 3. Aber auch wenn der 1. Grad nur berührt wird 
(3./1., 2./1.), muß mit größter Strenge vorgegangen werden. Ein Er⸗ 
laß der Dataria vom 19. Juni 1895 fordert wirkliche kanoniſche Gründe, 
die eigenhändige Ausarbeitung („litteris manu propria exaratis“) und 
begründete Empfehlung des Geſuches durch die Biſchöfe. — 3) Es 
empfiehlt ſich, in den Geſuchen ausdrücklich feſtzuſtellen, daß außer dem 
erwähnten Hinderniſſe bzw. den etwaigen Hinderniſſen trotz ſorgfältiger 
Nachforſchung weitere nicht auftauchten. 

III. Gründe für das Geſuch. Hören wir Can. 84: „Von 
einem Kirchengeſetze werde nicht dispenſiert ohne einen recht⸗ 
mäßigen und vernünftigen Grund, welcher der Wichtigkeit 
des Geſetzes, von welchem dispenſiert wird, entſpricht; ohne 
einen ſolchen Grund wäre die von einem untergeordneten 
Obern erteilte Dispenſe unerlaubt und ungültig (§ 1). Im 
Zweifel, ob der Grund hinreichend iſt, kann die Bitte erlaubter- 
weiſe geſtellt und die Gnade erlaubter- und gültigerweiſe 
gewährt werden ($ 2).“ 

1) Der Pa pſt kann in reinen Kirchengeſetzen ſtets 
gültig dispenſieren; zur Erlaubtheit braucht auch er einen 
Grund; in göttlichen Geſetzen, welche der Löſungsgewalt 
des Papſtes unterſtehen, wäre die Gültigkeit gefährdet, wenn 
gar kein Grund vorläge; vgl. Cann. 1119 (dispensatio super 
rato); 1121 § 2 (declaratio de interpellationibus); 1313 (vota). 
— Die Ordinarien können in ihren eigenen Geſetzen gültiger⸗ 
weiſe auch ohne Grund dispenſieren, ſonſt bedürfen ſie ſtets 
„eines rechtmäßigen und vernünftigen Grundes“. Alle Per⸗ 
ſonen, welche Untergebene ſind Can. 84 § 1, müſſen auch zur 
Gültigkeit ſtets einen Grund haben. — Als Grund, welcher 
angeführt werden kann, gilt ſowohl ein offenbar als auch 
ein zweifelhaft hinreichender Grund, dagegen nicht 
ein Vorwand, von dem man zweifelt, ob er vielleicht ein Grund 
iſt. Im erſten Falle iſt ſicher ein Grund vorhanden, nur iſt 
zweifelhaft, ob er hinreicht; das genügt. Im zweiten Falle 
iſt es fraglich, ob überhaupt ein Grund vorhanden iſt. 

2) Einteilung der Dispensgründe: a) Entſchei⸗ 
dungsgründe (causae motivae sive finales Cann. 42 
§ 2; 1054) und Beförderungsgründe (causae im- 
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pulsivae). Welches die causa motiva war, weiß der Dis⸗ 
penſierende. Wird im Reſkripte nur ein Dispensgrund 
angegeben, ſo iſt dieſer die causa motiva. Bei den Hinder⸗ 
niſſen höheren Grades ſpielt dieſe Einteilung eine bedeu⸗ 
tende Rolle. — b) Ehr bare (causae honestae) unde hren⸗ 
rührige Gründe (causae inhonestae, famosae, turpes); 
letztere ſind gegeben, wenn der Grund einen ſittlichen Mangel 
des Bittſtellers (der Bittſteller) enthält. Seit 3. November 1908 
(Neuordnung der Römiſchen Kurie) hat dieſe Einteilung an 
Bedeutung weſentlich verloren. Jedenfalls darf man ehren⸗ 
rührige Gründe, wie Geſchlechtsverkehr, Schwangerſchaft, 
außereheliche Kinder, in öffentlichen Geſuchen nur dann an⸗ 
führen, wenn die Tatſachen öffentlich bekannt ſind. Die Kirche 
will keinen Verluſt des guten Rufes. — c) Kanoniſche 
und nichtkanoniſche Gründe. Kardinal Gaſparri 
läßt als „kanoniſche Gründe“ gelten die „iustae et rationa- 
biles causae, habita ratione gravitatis legis a qua dispensatur“ 
Can. 84 § 1; vgl. ſeinen Index zum kirchlichen Geſetzbuch v. 
„causae canonicae“. Daraus folgt, daß es für die Ehedis⸗ 
penſen eigene „fkanoniſche Gründe“ d. h. Gründe, 
welche das Recht als ſolche bezeichnet, nicht mehr gibt. Doch 
tun wir gut, auch jetzt noch die Inſtruktion der Propaganda⸗ 
kongregation vom 9. Mai 1877 eifrig zu Rate zu ziehen; vgl. 
Leitner M.:: Eherecht? S. 280 ff. 

Die Propagandakongregation gab am 3. Mai 1877 folgende Gründe 
an: . 
1) Angustia 10 ci. Die Bittſtellerin ſtammt aus einem kleinen 
Orte (nicht Pfarrei) oder wohnt in einem kleinen Orte, wo es ihr ſchwer— 
iſt, einen Bräutigam gleicher Lage zu finden außer unter ihren Ver⸗ 
wandten oder überhaupt unter Behinderten. Klein iſt der Ort, der 
nicht über dreihundert Feuerſtellen (koei) mit ungefähr 1500 Einwohnern 
zählt. Mehrere Orte werden zue in em gerechnet, wenn ſie nicht weiter 
als eine Viertelſtunde entfernt find. Angustia 1o co rum wird geſagt, 
wenn auch des Bittſtellers Heimat oder Wohnort in angeführtem Sinne 
beſchränkt iſt. Es empfiehlt ſich genau zu betonen: Angustia loci, ubi 
habitat velorta est Oratrix. 

2) Aetas feminae superadulta. Dieſer Grund gilt 
für eine ledige Frauensperſon, welche das 24. Lebensjahr bereits 
überſchritten hat (Angabe des genauen Alters, z. B. 30 Jahre); auch der 
Eintritt ins 24. Jahr kann mit Nutzen betont werden (proxima super- 
adultae). 

3) Deficientia aut in competentia dotis (fe- 
minae). 
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4) Lites super successione bonorum iam exortae, vel earundem 
grave aut imminens periculum. 

5) Paupertas viduae. Dieſe vermögensrechtlichen Gründe 
reichen zuweilen für ſchwierige Dispenſen hin. So wurde einmal dis— 
penſiert wegen Vermeidung von großen Prozeſſen im 2./1. Grade der 
Blutsverwandtſchaft. 

6) Bonum paecis gilt für Völker, Gemeinden und Familien, 
auch abgeſehen von Prozeſſen über Vermögensfragen. 

7) Nimia, suspecta, periculosa familiarit as necnon o h a- 
bitatio sub eodem tecto quae facile impediri non potest. 

8)Copula—praegnantia—legitimatio prolis. 

9) Infamia mulieris. Wichtige Gründe, um jo fchtwerwie- 
gender, je mehr der Ruf der Bittſtellerin Schaden gelitten hat und eine 

Legitimierung des Kindes notwendig iſt; vgl. Can. 1043. 

10) Revalidatio matrimom ii, die Gültigmachung einer 
bereits beſtehenden, meiſt vollzogenen, oft mit Kindern belaſteten Ehe. 
Geſchah der Abſchluß im guten Glauben, fo gilt der Grundſatz Beati 
possidentes, aber auch wenn die nichtige Eheeingehung mit Bewußtſein 
geſchah, bleibt noch das Gewicht der unter 9 angeführten Gründe. 

11) Periculum matrimonii mixti, vel coram 
acatholico ministro celebrandi. Wie ſehr der Apoſto— 
liſche Stuhl beſtrebt iſt, Glaubensgefahren von ſeinen Kindern ferne zu 
halten, erſehen wir aus ſeinen früheren Anweiſungen, z. B. an die Biſchöfe 
Bayerns, der oberrheiniſchen Kirchenprovinz und Ungarns, aber auch 
aus dem Kodex Cann. 1102 $ 2: 1109 8 3. 

12) Perieulum incestuosi concubinatus. 

13) Periculum matrimoniicivilis. 

14) Remotiograviumscandalorum. 

15) Cessatio publici concubinatus. Dieſe Gründe 
gelten, wie man ſieht, zur Abſtellung bereits vorhandener oder ernſtlich 
drohender Argerniſſe. — Bei Eingehung einer Ehe vor dem akatholiſchen 

Religionsdiener ſeit 19. Mai 1918 fällt auch noch die Ungiltigkeit ſolcher 
Ehen Can. 1099 ins Gewicht (13). 

16) Ex cellentia meritorum. Die Kirche will auch jenen 
Perſonen gegenüber etwas nachgiebig ſich zeigen, welche ſich um das 
Wohl der Kirche, des Staates, der Geſellſchaft Verdienſte erworben haben. 

Außer dieſen von der Anweiſung der 8. C. de Pr. F. aufgezählten 
Gründen gibt es noch andere, welche, wenigſtens aus mehreren geeint, 
eine „causa iusta et rationabilis“ auch für impedimenta maioris gradus 
(Can. 1042) abgeben können. Dieſe Gründe liegen auf ſeiten der Bitt⸗ 
ſtellerin, des Bittſtellers, beider oder auf ſeiten der Eheſchließung ſelbſt. 
Meiſt ſind es geiſtige oder körperliche Notlagen, dann aber auch eine ge- 
wiſſe Angemeſſenheit der Eheſchließung. 

Jedes Dispensgeſuch muß wenigſtens einen Dis⸗ 
pensgrund enthalten, welcher mit einem Schlagwort, 
3. B. Aetas superadulta, anzugeben, und dann genauer zu 


beſchreiben iſt, z. B. die Bittſtellerin, eine brave Jungfrau, 
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zählt bereits 32 Jahre; oder Remotio scandalorum, die Bitt⸗ 
ſtellerin lebt ſchon ſeit vier Jahren mit dem Bruder ihres 
Mannes in ſündhaftem Verhältnis, aus dem zwei Kinder 
hervorgingen. — Trotz der Notwendigkeit des Grundes im 
Geſuche findet ſich im Reſkripte zuweilen ein Grund nicht aus⸗ 
gedrückt, ſondern nur angedeutet, ſo wenn es heißt „Ex certis 
rationabilibus causis“, worunter beſondere Verdienſte, auch 
die beſondere Freigebigkeit der Bittſteller bei Gelegenheit 
der Dispenſe angedeutet werden kann; zuweilen wird durch 
dieſe „Dispensatio sine causa“ ein ehren⸗ 
rühriger Grund verdeckt. 

IV. Die Dispenstaxen ſind Abgaben in Geld, 
welche die Bittſteller bei Gelegenheit 
der Gewährung einer Dispenſe nach be⸗ 
ſtimmten Normen zu leiſten haben. Er⸗ 
läuterung: 1) Dieſe „Abgaben an Geld“ haben einen 
zweifachen Zweck: ſie tragen bei zum Unterhalt der 
päpſtlichen oder biſchöflichen Kanzlei und des hiebei beſchäf⸗ 
tigten Kanzleiperſonals; ſie werden zu einem guten 
Zweck (als Komponende) geleiſtet, z. B. zum Unter⸗ 
halt des Päpſtlichen Stuhles, für Unternehmungen des 
Glaubens und der Nächſtenliebe, und zwar dafür, daß die Bitt⸗ 
ſteller eine Ausnahme auch für ſich beanſpruchen. Die Be⸗ 
rechtigung ſolcher Forderungen ergibt ſich aus Mt 10, 10; 
Lk 10, 7; 1 Kor 9, 7—14 und aus der Natur der Sache. Auch 
der Staat verlangt Dispenstaxen für Befreiung von den 
Hinderniſſen des BGB. §§ 1303 (Alter); 1312 (Ehebruch) und 
1313 (Witwenfriſt), und zwar in der Regel höher und aus⸗ 
gedehnter als die Kirche; auch bei Abweiſung oder Zurück⸗ 
ziehung des Geſuches müſſen Gebühren geleiſtet werden 
(Taxen von 10—500 Mark). — 2) Die Ehedispenstaxen, welche 
tatſächlich geleiſtet werden, fließen in eine vierfache Kaſſe: 
a) in die Taykaſſe in Rom; b) in die Kaſſe des römiſchen 
Agenten (expeditor, spedizionere) d. h. jenes Beamten 
in Rom, der die Geſchäfte einer Diözeſe beim Apoſtoliſchen 
Stuhl betreibt; e) in die Ordinariatskaſſe als ſeltene 
und mäßige Gebühren für die Ausführung (exseeutio de- 
ereti); d) in die Ausgabenkaſſe für die Poſt. — Die 
Taxen in Rom teilen ſich in die eigentlichen Taxen für die 
Behörden und deren Beamte und in die Almoſen (compo- 
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nendae), welche zu guten Zwecken verwendet werden. — 
3) Die Dispenstaxen haben die Bittſteller zu zahlen, 
bzw. bei Miſchehen der katholiſche Teil. — 4) Die 
Dispenſe wird nicht erkauft, das wäre ſimoniſtiſch, 
ſondern bei Gelegenheit der Gnadengewährung leiſtet 
der Empfänger ein Almoſen zugunſten der Kirche und ihrer 
Diener. — 5) Die Taxen berechnen ſich nach gewiſſen A b- 
ſtu fungen, für welche wir auf das „Eherecht“ S. 288 
verweiſen. 


Man unterſcheidet eine forma pauperum, communis, nobilium. 
Die wahrhaft Armen zahlen keine Komponende. Kommen Bitt⸗ 
ſteller, welche gar nichts leiſten können, fo muß der Seelſorger dem Ge- 
ſuche anfügen: Oratoxes sunt ita pauperes ac miserabiles, ut ne obolum 
quidem solvere possint. Dieſe leiſten höchſtens die Poſtauslagen, ſonſt 
nichts. — Die wahrhaft Armen (vere pauperes) zahlen niedere 
Taxen, keine Komponende. — Die beinahe Armen (fere pauperes) 
zahlen auch keine Komponende. — Sonſt werden höhere Taxen und 
Komponenden geleiſtet. 

Praktiſch geſtaltet ſich das Vorgehen in unſeren Gegen⸗ 
den jo, daß der Seelſorger die Bittſteller frägt, o b fie etwas 
leiſten können und wie viel. Nach ſeinen eigenen Kennt⸗ 
niſſen kann der Seelſorger dieſe Angaben verbeſſern und ſie 
mit Zuſtimmung der Bittſteller im Geſuche anbringen. Wenn 
notwendig kann auch der Ordinarius die Vorſchläge prüfen, 
und wenn er ſie billigt, an den Apoſtoliſchen Stuhl ſenden. 
Auch die römiſche Behörde hat zuweilen angefragt, ob die 
Bittſteller gemäß ihrer ſozialen Lage nicht mehr zu leiſten ver⸗ 
mögen. Die „Normae communes“ cp. 11 n. 3 heben hervor, 
daß „die Beteiligten zur Angabe der Wahrheit im Gewiſſen 
verpflichtet ſind“. Immerhin wird „die Gültigkeit der 
gewährten Gnade niemals durch einen Irrtum oder auch durch 
einen Betrug in der Angabe der Finanzlage des Bittſtellers 
gefährdet“. 

Man beachte gegenwärtig auch die Valuta. Daß man mehr an⸗ 
bietet als vor dem Kriege, liegt bei der jetzigen Geldentwertung auf der 
Hand. Doch beachte man, daß man in Mark anbieten muß, nicht in 
Franken oder Lire. — Bieten die Bittſteller z. B. 10 Mark für alle 
Taxen an, ſo muß der Seelſorger ſchreiben: „Die Bittſteller bieten 
10 Mark im ganzen an, Oratores offerunt in totum 10 marcas 
monetae germanicae“. Denn wird das „im ganzen, in totum“ nicht 
angefügt, ſo berechnet man das Angebotene für die päpſtlichen Taxen 
allein. Papſt Benedikt XV. geſtattete im März 1920 die Berechnung 
der italieniſchen Lire einfach in deutſche Mark, wenigſtens für die 
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päpſtlichen Taxen. Waren ohne vorheriges Angebot z. B. 60 Lire für 
Taxen angeſetzt, ſo genügte es 60 Mark („Papier“) zu zahlen, während 
der Agent Anſpruch hatte auf den Anſatz in Lire. 

5) Die biſchöflichen Dispenstaxen. In 
neueſter Zeit (Juni 1920) erhielten die Ortsordinarien gewiſſe 
Vollmachten im äußeren Forum, welche nicht im Kodex ent⸗ 
halten ſind; wir werden auf ſie zu ſprechen kommen. Wenn 
nun ein Ordinarius auf Grund dieſer beſonderen Vollmachten 
eine (eigentlich) päpſtliche Dispenſe gewährt, ſo muß er die 
finanziellen Rechte der römiſchen Dispensbehörde geradeſo 
wahrnehmen, als ob in Rom die Dispenſe gewährt worden 
wäre. — Wenn dagegen der Ordinarius ſeine eigene Dispens⸗ 
vollmachten zur Ausführung bringt, jo kann er für die Nich t- 
armen („pro non pauperibus“) nur mäßige Kanzlei⸗ 
taxen verlangen, außer der Apoſtoliſche Stuhl hätte ihm 
weitere Rechte eingeräumt. Jede gegenteilige Gewohnheit 
iſt verworfen (Can. 5). Wurde mehr verlangt, ſo tritt Wieder⸗ 
eritattungspflicht ein („tenentur ad restitutionem“) Can 1056. 
Dieſe Vorſchrift iſt nach dem allgemeinen Rechte praktiſch 
gemäß Cann. 104345. 


V. Die beſonderen Umſtände. In jedem Dispens⸗ 
geſuche muß erwähnt werden, ob die Ehe zu ſchlie ßen 
oder gültig zu machen iſt. Handelt es ſich um die 
Gültigmachung, ſo müſſen die einzelnen Umſtände (Form, 
Vollzug, guter Glaube) angegeben werden. — Sind außer⸗ 
eheliche Kinder vorhanden, ſo muß neben dem Dis⸗ 
pensgeſuch noch ein Legitimierungsgeſuch ein⸗ 
gereicht werden Can. 1051. — Handelt es ſich um die Hinder⸗ 
niſſe der Glaubens- oder Bekenntnisverſchiedenheit, jo muß 
betont werden, daß die Forderungen des göttlichen Rechtes 
(eautelae) werden erfüllt werden Can. 1060 und daß 
feine Gefahr eines akatholiſchen Eheabſchluſſes beſteht. — 
Am Schluß des Dispensgeſuches betont der Seelſorger und 
gegenüber dem Apoſtoliſchen Stuhle der Ordinarius, daß die 
Ausführungen auf Wahrheit beruhen und die Bittſteller für 
die Gewährung der Gnade empfohlen werden mit fol⸗ 
genden Worten: „Exponentes ad dispensationis gratiam 
humillime commendamus“, wozu bei ehrenrührigen Gründen 
gefügt wird: „Exponentes ad veniam .. . commenda- 
mus“, — Nicht darf vergeſſen werden die deutliche Angabe 
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der Adreſſe deſſen, an den das Dispensreſtript bzw. die 
Antwort des Obern ſoll befördert werden. 


Vor dem 25. Juni 1885 mußte nach einer Forderung des Kurial⸗ 
ſtile s, welche Leo XIII. durch das heilige Offizium für die Zukunft 
abſchaffte (488. 18, 207), die zwiſchen verwandten Bittſtellern ſtattge⸗ 
habte copula incestuosa ſowie auch der „animus per eam facilius im- 
petrandi dispensationem“, unter Strafe der Nichtigkeit einer gewährten 
Dispenſe, angegeben werden. 


8 57. Dispensreſkript und deſſen Ausführung. 


A. Vorbemerkungen. 1) Das Dispensgeſuch wird in 
Rom entweder ganz abſchlägig behandelt, z. B. affinitas 
ex matrimonio consummato in linea recta, oder zur Ver- 
beſſerung bzw. Ergänzung zurückgeſchickt, z. B. 
quia causae non sufficiunt, oder endlich es erfolgt die An— 
nahme und Beantwortung durch ein Reſkript. 

2) Die Reſkripte (Cann. 36—62) werden in Eheſachen 
meiſt ſo gegeben, daß eine Ausführung (exsecutio) notwendig 
it, alſo in forma commissoria; iſt die Ausführung aber nicht 
notwendig, ſo nennt man dies korma gratiosa; vgl. Cann. 38; 
41. Die Dispenjen mit Ausführungsbefehl ſtehen in der 
Mitte zwiſchen den vom Apoſtoliſchen Stuhle vollſtändig ge— 
währten Gnaden und den vom Ordinarius auf Grund einer 
Delegation erteilten. Bei Reſkripten mit Ausführungsbefehl 
(r. in forma commissoria) iſt die Tätigkeit des Beauftragten 
keine freie, ſondern eine „genau vorgezeichnete Dienſtleiſtung, 
nudum ministerium“; vgl. Can. 199 § 2, jo daß eine Sub⸗ 
delegation des Auftrages ausgeſchloſſen iſt. 

3) Zur Ausführung der vom Apoſtoliſchen Stuhle im 
äußeren Forum gewährten Reſkripte wird der Ordina- 
rius der Bittſteller beſtimmt, gewöhnlich jener 
Ordinarius, welcher das Zeugnis für die Bittſteller ausſtellte 
oder das Geſuch nach Rom beförderte. Der Begriff Or di— 
narius iſt aus Can. 198 (oben S. 4) klar. Dazu fügt dann 
die Sakramentenkongregation den Namen der Diözeſe, aus 
welcher das Geſuch eingereicht wurde, in folgender Form: 
„S. C. de disciplina Sacramentorum vigore facultatum a 
Ssmo D. N. Benedicto Papa sibi tributarum . . . Or di na- 
rio Passaviensi committit ut servatis canonicis 
praeseriptionibus — dispensationem a memorato impedi- 
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mento oratoribus benigne largiatur, ut contrahere optatas 
nuptias valeant, c. d. m. o.“ Mögen nun die Bittſteller 
teilweiſe oder beide in eine andere Diözeſe verzogen ſein, 
auch in der Abſicht, nie wieder zurückzukehren, ſo kann der im 
Reſkript genannte Ordinarius (hier der Ordinarius Passavien.) 
dasſelbe ausführen, freilich mit Benachrichtigung des Ordi⸗ 
narius des Trauungsortes. Can. 1055. 

4) Die Ausführung eines Reſkriptes iſt nicht ig, wenn 
der Ordinarius oder der ſonſtige Beauftragte das Reſkript 
nicht empfangen und deſſen Echtheit und Unverſehrt⸗ 
heit anerkannt hat. Doch gilt die Ausführung des 
Reſkriptes, wenn die das Reſkript erteilende Behörde die 
vorgängige Notiz ſel bſt gab oder geben ließ Can. 53. 

Die Ausführung des Reſkriptes iſt ſicher ungültig, wenn fie geſchah 
auf eine Privatnachricht hin, ſicher gültig, wenn der römiſche 
Agent ein Telegramm ſandte im Auftrage oder mit Erlaubnis 
der betreffenden Kongregation oder Behörde. — Wir halten die Aus⸗ 
führung auch dann für gültig, wenn der Beauftragte zwar das Reſkript 
ſah, aber ohne deſſen Echtheit und Unverſehrtheit zu prüfen, vorausgeſetzt, 
daß das Reſkript ſelbſt der „authenticitas et integritas“ ſich erfreut. 
Denn der Can. 53 will verhindern, daß eine Gnade vollzogen wird, über 


deren Beſtand der Ordinarius uſw. nur Privatkenntnis beſitzt. Ferner 


darf der Ordinarius handeln, wenn die römiſche Behörde ſelbſt eine 
Nachricht ſandte, wobei eine Prüfung der Echtheit uſw. ja vollſtändig 
ausgeſchloſſen iſt. Alſo genügt die durch Augenſchein (aber ohne Prü⸗ 
fung) gewonnene Einſicht in das Dekret. 

B. Prüfung des Reſkriptes. Hierüber gelten folgende 
Regeln: 1) Der Adreſſat, alſo der Ordinarius, der er⸗ 
wählte Beichtvater (pro foro sacramentali), muß das Reſkript 
genau leſen und unterſuchen, ob eine Ausführung not⸗ 
wendig iſt. Nur im bejahenden Falle prüfe er auch die Ech t- 
heit und Unverſehrtheit (authenticitas et integri- 
tas) desſelben Cann. 51; 53. Raſuren, Fehler im Latein, 
unrichtige Datierungen, Anreden oder Unterſchriften machen 
das Reſkript verdächtig. — 2) Iſt an der Echtheit nicht 
zu zweifeln, ſo obliegt dem Adreſſaten die Pflicht, das 
Reſkript auszuführen, außer in folgenden Fällen: a) wenn 
es außer allem Zweifel ſteht, daß das Reſkript wegen eines 
Sub⸗oder Obreptionsfehlersnichtigiſt; b) wenn 
im Reſkript Bedingungen enthalten ſind, deren Nicht⸗ 
erfüllung der Exekutor auf den erſten Blick ſieht; o) wenn 
der Reſkriptempfänger der Gnade un würdig erſcheint, 
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jo daß die Verleihung bei anderen Anſt oß erregen würde 
Can. 54 § 1. — Bezüglich der Subreption oder „re- 
ticentia veri“ d. h. das Verſchweigen eines bedeutenden Um⸗ 
ſtandes hat der Kodex eine bedeutende Milderung eintreten 
laſſen; weshalb die Subreption ein Reſkript nur dann un⸗ 
gültig macht, wenn ein nach dem Kurialſtil weſentlicher Punkt 
übergangen wurde, z. B. ein wichtigeres Hindernis. Auch 
die „expositio falsi seu obreptio“ d. h. die Einführung eines 
irrtümlichen, ja ſogar erlogenen Umſtandes führt die Un⸗ 
gültigkeit nicht herbei, wenn der eigentliche Beweggrund 
(causa motiva) wahr iſt und inſoferne er wahr iſt Can. 42. 
Bei Ehedispenſen minderen Grades ſchadet keine 
Obreption und keine Subreption, ſelbſt „wenn der ein⸗ 
zige Beweggrund des Dispensgeſuches falſch war“ 
Can. 1054. Es heißt „des Dispensgeſuches“, weil 
im Dispensreſkript nur geſagt wird „ob rationabiles cau- 
sas à S. Sede probatas“, weshalb man dieſe gar nicht unter⸗ 
ſuchen kann. Ehehinderniſſe niederen Grades ſind 
folgende: a) „Blutsverwandtſchaft im 3. Grade der Seiten⸗ 
linie; 6) Schwägerſchaft im 2. Grade der Seitenlinie; 5) öf⸗ 
fentliche Ehrbarkeit im 2. Grade; oͤ) die geiſtliche Verwandt⸗ 
ſchaft; e) Verbrechen aus Ehebruch mit Verſprechen oder 
Verſuch der Ehe, auch durch den bloßen bürgerlichen Akt“ Can. 
1042 82. „Alle anderen Hinderniſſe ſind höheren Grades“ 
ibi $ 3. 

1 die Hinderniſſe höheren Grades ſind einzureihen: a) alle 
verbietenden Ehehinderniſſe, alſo alle Gelübde, dann Bekenntnis 
verſchiedenheit und geſetzliche Verwandtſchaft; b) von dentren nenden 
Hinderniſſen alle nicht genannten, alſo Alter, Irrtum über den Sklaven⸗ 
ſtand, Entführung, Profeß, Weihe, geſetzliche Verwandtſchaft (als trennen⸗ 
des Hindernis), Verbrechen mit Gattenmord, Glaubensverſchiedenheit und 
Mangel der Form; Blutsverwandtſchaft im 2. und 2./1. Grade und Schwä⸗ 
gerſchaft im 1. Grade der Seitenlinie; öffentlicher Anſtand im 1. Grade 
der geraden Linie. — c) Aus Can. 96 $ 3 geht hervor, daß Blutsverwandt⸗ 
ſchaft im 3/2. und 3./1. Grade zu den Hinderniſſen niedere n Grades 
gehört; ebenſo Schwägerſchaft im 2./1. Grade nach Can. 97 $ 3. 

3) Ein Dispensreſkript, von einem Zenſurierten 
erlangt, iſt im allgemeinen gültig, ſo daß die frühere Abſol⸗ 
vierung „a quibusvis ecclesiasticis sententiis, censuris et 
poenis“ ſeit 3. November 1908 aus dem Kurialſtil verſchwun⸗ 
den iſt. Doch iſt ein päpſtliches Reſkript nichtig, wenn ein 
excommunicatus vitandus (Can. 2258) ſolches erhält 


286 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


oder ein Zenſurierter p. s., vorausgeſetzt daß der Zenſur im 
Reſkripte ſelbſt keine Erwähnung geſchieht Cann. 2265 § 2; 
2275 n. 3; 2283. Iſt der Bittſteller frei von jeder Zenſur 
oder wenigſtens von jeder verhängten (p. s.) Zenſur, 
ſo gilt das Reſkript; iſt die Zenſur im Reſkript ausdrücklich 
erwähnt, ſo kann dasſelbe ohne Anſtand ausgeführt werden. 

4) Prüfung des Reſkriptes. Der Exekutor 
des Reſkriptes muß die „authenticitas et integritas“ prüfen, 
wie wir oben ſahen. Daran reiht ſich die Prüfung des In— 
halts, nämlich ob die Angaben des Reſkriptes überein⸗ 
ſtimmen mit den wirklichen Vorausſetzungen des Falles. 
Die Unterſuchung erſtreckt ſich auf die Bittſteller, Hinderniſſe, 
Gründe und Umſtände des Falles. 

a) Kein Irrtum in der Angabe der Perſonen (durch 
das Reſkript) macht das Reſkript ungültig, wenn nur kein be⸗ 
gründeter Zweifel hinſichtlich der Perſonen aufkommen kann 
Can. 47. Der Ordinarius hat das zu beurteilen. 

b) Das gleiche gilt hinſichtlich der Sach e (res) Can. 47, 
alſo vor allem der Hinderniſſe. Doch iſt hier das Ge⸗ 
ſetzbuch noch weiter gegangen. Gültig iſt ein Reſkript, wenn 
dasſelbe in der Bluts ver wandtſchaft oder Sch wä⸗ 
gerſchaft einen höheren Grad angibt als den wirklichen, 
3. B. in der Blutsverwandtſchaft den 2. ſtatt des 3., in der 
Schwägerſchaft den 1. ſtatt des 2., ebenſo, wenn neben einem 
richtig oder zu hoch angegebenen Hindernis ein zweites (oder 
drittes) derſelben Art im Geſuche verſchwiegen oder im Re⸗ 
ſkripte nicht erwähnt wurde Can. 1052. Wenn der Apoſtoliſche 
Stuhl durch Dispenſe eine nicht vollzogene Ehe löſte oder wenn 
er einer verheirateten Perſon den Freiheitsſtand (status liber- 
tatis) zuſprach, jo iſt mit jedem der beiden Akte die Dispenje 
vom Hindernis des Verbrechens ohne Gatten— 
mord gegeben Can. 1053. 

Martha erhält vom Apoſtoliſchen Stuhle die Erklärung ihres Frei— 
heitsſtandes und die Dispenſe im 1. Grade der Schwägerſchaft zur Ver⸗ 
heiratung mit Simon, dem Bruder ihres vermißten zweiten Mannes 
Jakob. Bei der Sponſalienaufnahme hat ſie verſchwiegen, daß ihr erſter 
Mann Petrus mit Jakob und Simon im 2. Grade blutsverwandt war, 
und daß ſie ſchon vor der Nachricht des Vermißtſeins ihres Mannes mit 
deſſen Bruder Simon im geſchlechtlichen Verkehr ſtand. Martha iſt frei 
vom Hindernis des Ehebandes durch die ausdrückliche Erklärung 
des Apoftoliſchen Stuhles und damit auch vom Hindernis des Ver⸗ 
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brechens (neutro patrante) nach Can. 1053. Die Bittſteller Simon 
und Martha ſind befreit vom Hinderniſſe der Schwägerſchaft 
1. Grades, entſprungen aus der gültigen Ehe zwiſchen Jakob und Martha 
und zugleich vom Hinderniſſe der Schwägerſchaßft 2. Grades, her- 
vorgegangen aus der Ehe zwiſchen Petrus und Martha Can. 1052 II. 
War jedoch die Ehe zwiſchen Jakob und Martha ungültig wegen Ver⸗ 
ſchweigens der Schwägerſchaft im 2. Grade der Seitenlinie, ſo war ſtatt 
der Dispenſe vom 1. Grade der 2. Grad der Schwägerſchaft dispenſiert 
Can. 1052 I. Man wende nicht ein, „error“ im Can. 1052 II ſetze guten 
Glauben voraus und dieſer habe hier gefehlt; denn das Wort „error“ 
findet feine Erklärung aus dem „retieitum fuerit“ des Can. 1052 II und 
aus Can. 42 $ 1; es iſt alſo „error“ im Can. 1052 mit Unrichtigkeit 
auszulegen. 

c) Bei den Dispensgründen iſt die Unter⸗ 
ſuchung nur in ſeltenen Fällen ſchwierig; denn a) nur die 
Gründe im Reſkripte brauchen geprüft zu werden; 
werden alſo keine ausdrücklichen Gründe angegeben, ſo fällt 
dieſe Nachforſchung fort; 5) bei den Hinderniſſen höheren 
Grades muß wenigſtens der eine oder ein Beweggrund 
wahr ſein Can. 42 §S 2. Wenn der Dispensgrund (zuſammen⸗ 
gezogen) im Reſkript lautete „Conditio Oratrieis filiis illegiti- 
mis ab alienis (patribus) gravatae“ und wäre der 2. Grad 
der Schwägerſchaft dispenſiert, jo könnten alle Begründungs⸗ 
momente hinfällig ſein. Bei Dispenſe im 1. Grad der Schwä— 
gerſchaft wäre das Reſkript gültig, wenn die Momente zu⸗ 
träfen; ungültig, wenn kein Umſtand der Wahrheit ent- 
ſpräche; zweifelhaft, wenn ſämtliche außereheliche 
Kinder bereits geſtorben wären, ſo daß von einer „Belaſtung“ 
(gravatae) nicht mehr im vollen Sinne geſprochen werden 
könnte, immerhin bleibt noch die „conditio Oratricis“, welche 
an ſittlichem Halt und gutem Ruf bedeutend Einbuße erlitten 
hat; vgl. Can. 84 8 2. ; 

d) Umſtände. Man unterjcheidet genau die Dis- 
pensformularien für Eingehung und Gültigmachung der Ehe. 
— Sehr wichtig iſt der Umſtand der Legitimierung. 
Mit der Dispensvollmacht in einem Reſkripfte wird die 
Legitimierungsvollmacht nicht gegeben. Eine Legitimierung 
iſt notwendig bei proles incestuosa, adulterina, sacrilega, 
alſo bei den Standes- und Verwandtſchaftshinderniſſen, da⸗ 
gegen nicht bei den übrigen Hinderniſſen, z. B. Alter, Ent⸗ 
führung, Verbrechen nach Aufhören des Ehebandes, Glaubens⸗ 
verſchiedenheit. Daraus ergeben fich folgende praktiſche Ne- 
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geln: a) Wenn im päpſtlichen Dispensreſkripte der legitimatio 
prolis keine Erwähnung geſchieht, jo kann die proles incestu- 
osa, adulterina, sacrilega nicht legitimiert werden. — 6) Da- 
mit nun die Vollmacht der legitimatio prolis in das Reſkript 
komme, muß ſie eigens in dem Dispensgeſuch erbeten werden; 
für die proles adulterina oder sacrilega müſſen beſondere 
Gründe obwalten. — 5) Hat der Ordinarius (oder ein anderer, 
z. B. der Pfarrer Can. 1044) eine ordentliche oder eine 
durch Generalindult übertragene Vollmacht zu dis⸗ 
penſieren, ſo iſt mit der Gewährung der Dispenſe auch die 
„proles iam nata vel concept a, excepta tamen 
adulterina et sacrilega“ ohne weiteres legitimiert 
Can. 1051. Der Ordinarius hat eine ordentliche Dis⸗ 
pensgewalt gemäß Cann. 1043—45; 81. Verſchiedene Ordi⸗ 
narien hatten eine „potestas delegata per indultum ge- 
nerale“, ſo die Fünfjahrvollmachten der Propagandakon⸗ 
gregation, dann die Vollmachten der Sakramentenkongre⸗ 
gation, des heiligen Offizium; auch in neueſter Zeit werden 
ſolche wiederum gegeben. — Sooft nun ein Ordinarius von 
einem Ehehinderniſſe ſelbſt dispenſiert, legitimiert er dadurch 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend die „proles iam nata vel con- 
cepta“, freilich nicht die aus Ehebruch oder Sakrileg ſtam⸗ 
mende. 

Wir müſſen dem Ausdruck „proles iam nata vel concepta“ unſere 
Aufmerkſamkeit zuwenden. Wenn die leiblichen Eltern natürlicher Kinder 
eine Ehe eingehen, ſo werden dieſe Kinder durch die Ehe ſelbſt legitimiert 
Cann. 1116—17; dies geſchieht nicht bei der „proles incestuosa, adul- 
terina, sacrilega iam nata“. Hier bedarf es eines eigenen Legiti⸗ 
mierungsaktes. Hat der Ordinarius oder ein ſonſtiger Prieſter die Dis⸗ 
pensvollmacht (potestas ordinaria oder generaliter delegata), ſo erfolgt 
mit der Dispenſe die Legitimierung der „proles iam nata vel concepta“ 
(ausgenommen die proles adulterina vel sacrilega), auch wenn die Ehe 
nicht folgt: ebenſo, wenn der Exekutor ein päpſtliches Legitimierungs⸗ 
dekret ausführt. Die „proles iam concepta“ (nicht geboren) wird 
legitimiert durch jede nachfolgende Ehe (auch die Putativehe), wenn 
kein trennendes Hindernis entgegenſtand oder wenn dieſes durch Dis⸗ 
penſe (auch ohne Legitimierung) beſeitigt wurde. — Markus erzeugt mit 
der Tullia zwei Kinder, den Primus und die Sekunda, obwohl er mit 
Sempronia rechtmäßig verheiratet iſt. Sechs Monate nach dem Ableben 
der Sempronia wird er ſelbſt ſchwerkrank und bittet ſeinen Pfarrer um 
die Trauung auf dem Todbette. — Der Pfarrer dispenſiert wenigſtens 
zur Vorſicht beide vom Hinderniſſe des Verbrechens (adulterium cum 
promissione) ohne einen Legitimierungsakt. Die Ehe wird gültig geſchloſ⸗ 
ſen, und zwei Monate nach dem Tode des Mannes ſchenkt Tullia einem 
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dritten Kinde namens Ida das Leben. Primus und Sekunda ſind nicht 
legitimiert als „proles adulterina iam nata“; nur der Apoſtoliſche Stuhl 
kann ſie legitimieren. Ida iſt legitimiert durch die Ehe der Eltern nach 
Can. 1116, nicht durch die Dispenſe. x 

Zu den Umſtänden des Reſkriptes gehören auch die 
Klauſeln (clausulae) und die Auflagen (monita, 
mandata). Die Klauſeln ſind nach dem neueſten Rechte 
auf ein Mindeſtmaß zuſammengeſchrumpft: Vorausſetzungen, 
die ſich eigentlich von ſelbſt verſtehen, nämlich „servatis ca- 
nonicis praescriptionibus“: „si vera sint exposita“ und bei 
den Hinderniſſen des Verbrechens „dummodo nullum scan- 
dalum intereedat“. Über die Bedeutung der Klauſeln han- 
deln Cann. 39; 40. Die Ausführungen (exposita) 
müſſen wahr ſein bei der forma gratiosa zur Zeit der Da- 
tierung, bei der forma commissoria zur Zeit der Aus- 
führung des Reſkriptes Can. 41. Wenn bei den Hinder⸗ 
niſſen des Verbrechens tatſächlich Argernis vorläge, ſo 
wäre das Reſkript ungültig Can. 39. 

Nur eine Auflage findet ſich mehr in den Reſkripten 
für Dispenſe vom Hinderniſſe des Verbrechens „im- 
posita Oratoribus salutari poenitentia“. Heilſam iſt die 
Buße, wenn man mit Berücjichtigung der Stellung, des 
Alters, Geſundheitszuſtandes, Amtes, Geſchlechtes uſw. der 
Bittſteller ihnen einen Abſcheu vor der Sünde einflößt, ohne 
ſie jedoch zu entmutigen oder abzuſchrecken 8. Poen. in Nico- 
teren. d. 8. Apr. 1890. — Wenn nun der Adreſſat des Re⸗ 
ſkriptes alles ſorgfältig geprüft hat entweder in eigener Perſon 
oder wenigſtens im äußeren Forum durch einen Vertreter, ſo 
ſchreitet er zur Ausführung. 

C. Die Ausführung. Der Ordinarius oder der vom 
Reſkripte beſtellte Exekutor muß das Dispensreſkript nach 
folgenden Geſichtspunkten ausführen (exsequi, fulminare): 

1) Die Ausführung ift perſönliche Sache des be- 
ſtellten Exekutors Can. 57 § 2; eine Subdelegation wäre nur 
dann möglich, wenn der Apoſtoliſche Stuhl ſie augdrüd- 
lich gewährt, was gewöhnlich nicht geſchieht 8. Poen. d. 
27. Apr. 1887 ad II. Dies gilt wie von der Dispenſa⸗ 
tion ſo auch von der Legitimierung. 

2) Die Reſkripte, welche das äußere Forum betreffen, 
müſſen ſchriftlich ausgeführt werden Can. 56 mit Erwähnung 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 19 
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der Apoſtoliſchen Vollmacht Can. 1057. Der Or⸗ 
dinarius kann die Ausführung ſelbſt überall vollziehen, 
da es ſich um einen Gnadenakt handelt, der keinen strepitus 
iudicialis erfordert. 

3) Iſt der beſtimmte Exekutor moraliſch über⸗ 
zeugt, daß der Inhalt des Reſkriptes mit der wirklichen 
Sachlage übereinſtimmt, was ein Vergleich zwiſchen Dispens⸗ 
reſkript und Dispensgeſuch ſofort zutage fördert, ſo kann er 
das Dispensausführungsſchreiben (rescriptum 
exsecutionis) ſofort ausſtellen; das gilt immer bei den Hinder⸗ 
niſſen niederen Grades. — Treten jedoch Zweifel auf, 
ſo iſt die vorherige Prüfung der Übereinſtimmung, welche 
auch ein Delegierter vollziehen kann, feſtzuſtellen. Man 
nennt dieſen kleinen Informationsprozeß im italieniſchen 
Kurialſtile „processetti“; vgl. „Eherecht“? S. 304. 

4) Wurde im päpſtlichen Reſkript Dispenſe und Legiti⸗ 
mierung ausdrücklich gewährt, jo können beide Akte in e i n em 
oder in z wei getrennten Schreiben erledigt werden. Wurde 
die Legitimierung nicht gewährt oder aus Überſehen nicht 
ausgeführt, jo kann ſie ſpäter in einem eigenen Legitimierungs⸗ 
ſchreiben nachgeholt werden. 

D. Mitteilung und Annahme der Dispenſe. Das Re⸗ 
ſkript des Apoſtoliſchen Stuhles bleibt im Diözeſanarchiv oder 
wird wenigſtens hier genau notiert Can. 1047. An das Pfarr⸗ 
amt wird das Schreiben der Dispensausführung geſchickt zur 
Mitteilung an die Bittſteller. Dieſe Mitteilung iſt nicht 
vom Rechte, wohl aber von der Moral geboten; denn die Bitt⸗ 
ſteller müſſen wiſſen, daß ſie wirklich dispenſiert ſind. Früher 
war auch eine gewiſſe Annahme (acceptatio) ſeitens der 
Dispenſierten notwendig, S. Alfonsus in Theol. mor.: 
De matr. n. 1145; nunmehr gilt die Dispenſe, u nabhän⸗ 
gig von der Annahme, außer dieſe wird von beſonderen 
Klauſeln vorgeſchrieben Can. 37. 


E. Erlöſchen des Reſkriptes. Das Dispensreſkript er⸗ 
liſcht im allgemeinen nicht. Dasſelbe muß eigens wid er⸗ 
rufen werden Can. 60 $ 1. Ehedispensreſkripte erlöſchen 
durch die Erledigung des Apoſtoliſchen Stuhles nicht; 
denn wenn auch dieſe Reſkripte die Vollmacht enthalten, 
anderen eine Gnade zu erweiſen, ſo iſt doch dieſe Vollmacht 
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feine freie (Can. 61), ſondern nur eine ſchlichte Dienſt⸗ 
leiſtung (nudum ministerium), welche der Ordinarius aus⸗ 
führen muß. — Das Reſkript erliſcht nicht einmal durch eine 
irrtümliche Ausführung („si quoquo modo . 
erraverit“) Can. 59 $ 1. Der Exekutor kann das Reſkript 
jederzeit in richtiger Weiſe ausführen. 

F. Dispenſen in Religionshinderniſſen (cultus dispa- 
ritas, mixta religio). Die Geſuche und Reſkripte gleichen den 
ſonſtigen Geſuchen und Reſkripten im äußeren Forum mit 
folgenden Sonderbeſtimmungen: 1) Zuſtändig iſt das heilige 
Offizium. Dieſe Behörde dispenſiert auch andere Hin- 
derniſſe, welche mit Religionshinderniſſen zugleich in Vor⸗ 
lage kommen. 2) In dem Geſuche ſind auch die Schutz ma ß— 
nahmen (cautelae) zu beſtätigen, ſowie die Beſeitigung 
der Gefahr, daß ein akatholiſcher Religionsdiener aufgeſucht 
wird; die ſtaatlich le n Geſetze ſind hiebei zu berüchichtigen. 
3) Taxen werden nur für den katholiſchen Teil in Anſchlag 
gebracht und nach dem mäßigen Taxſyſtem des heiligen Of— 
fiziums berechnet. 4) Haben die Bittſteller den akatholiſchen 
Religionsdiener bereits aufgeſucht oder ſonſtige Verſtöße 
gegen den heiligen Glauben gemacht, ſo müſſen ſie vor der 
Ausführung des Reſkriptes von den Zenſuren abſolviert 
werden Can. 2319. 


§ 58. Das ee und Dispensreſkript für den 
ewiſſensbereich. 

I. Im Gewiſſensbereich (im inneren Forum, forum 
internum sive conscientiae) werden alle Fälle behandelt, 
welche ihrer Natur und der Tatſache nach geheim ſind 
(oben S. 272). Werden Hinderniſſe in der heiligen Beicht 
entdeckt, ſo gehören ſie zum ſakramentalen, ſonſt 
zum einfachen (nicht-faframentalen) Gewiſſensforum 
Can. 196. Die Dispensgeſuche des nicht⸗⸗akramen⸗ 
talen Gewiſſensbereiches können und ſollen (Can. 1047) 
den gewöhnlichen Weg der Dispensgeſuche gehen 
(Ordinarius, Agent in Rom); ebenſo können die Geſuche des 
ſakramentalen Forum dieſen Weg gehen, wenn keine Gefahr 
für das Beichtſigill beſteht. In letzterem Falle kann 
und muß der Beichtvater die Sache direkt an die heilige 
Pönitenziarie bringen. 

19 * 
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II. Abfaſſung des Geſuches. 1) Erdichtete Na⸗ 
men. 2) Die Hinderniſſe des inneren und ſoweit be- 
kannt auch des äußeren Forum müſſen angegeben werden. 
3) Gründe wie oben (S. 277). 4) Taxen kommen nicht 
in Frage, doch ſoll man die Auslagen für die Poſt zu vergüten 
ſuchen. 5) Umſtände: Gültigmachung und Legitimierung 
wie oben (S. 282). Beſonders gen au ſoll angegeben werden 
die Adreſſe, an wen und wohin das Reſkript zu 
ſenden iſt. — Das Geſuch iſt in lateiniſcher Sprache 
abzufaſſen, auch wenn es durch den Ordinarius befördert 
wird, wie viele Diözeſanvorſchriften eigens betonen. Die 
wichtigſten Hinderniſſe ſind Verbrechen, private Keuſchheits⸗ 
gelübde, Blutsverwandtſchaft aus außerehelicher Zeugung. 
Wir fügen ein Formular bei: 

Eminentissime et Reverendissime Domine. 

Melania mulier 20 annos nata votum simplex perfectae et perpe- 
tuae castitatis emisit; ipsa 26. annum agens manet in periculo inconti- 
nentiae, nisi nubat; supplicat, ut sibi votum praedietum commutetur 
ad effectum contrahendi matrimonium. 

Dignetur Eminentia Vestra res cribere ad Franciscum Hasl- 
beck, parochum loci Holzbrunn in Bavaria. 

Epistola foris dirigatur hisce verbis: Eminentissimo et Reveren- 
dissimo Domino Cardinali Maiori Poenitentiario Ro- 
mam. Palazzo di S. Uffizio. Italien. — Guter Verſchluß und ſichere Ver⸗ 
ſendung verbürgen die Ankunft. Sollte nach zwei Monaten eine Ant⸗ 
wort nicht erfolgt ſein, ſo bitte man mit dem nämlichen Geſuche um Ant⸗ 
wort mit der Bemerkung, daß ein erſtes (und zweites) Geſuch bereits vor 
zwei (drei) Monaten abgegangen iſt. Muß der Beichtvater (Seelſorger, 
Ordinarius) raſch handeln, ſo gebrauche er die Vollmachten der Cann. 
1043—45 gemäß Cann. 1048; 204 $ 2. — Die heilige Pönitenziarie läßt 
nunmehr außer der italieniſchen und franzöſiſchen auch noch die deutſche, 
engliſche, ſpaniſche und portugieſiſche Sprache zu, Aloisius de Smet: 
De sponsalibus et matr. II 272; Perathoner: Der Geſchäftsver⸗ 
kehr S. 74. a 5 

III. 1) Das Reſkript des nicht⸗⸗akramentalen 
Gewiſſensforum läuft beim Ordinariate ein und muß dort 
genau notiert werden, wenn nicht das Originalreſkript 
dortſelbſt aufgehoben wird. Beides (die Notiz oder das 
Reſkript); wird im Geheimarchiv des Drdinariates 
aufbewahrt. Wird ſpäter das dispenſierte Hindernis offen⸗ 
kundig, ſo bedarf es keiner eigenen Dispenſe mehr in 
außerem Forum Can. 1047. — Im ſakramentalen 
Bereich dagegen wird nichts aufbewahrt, im Gegenteil muß 
das Reſkript der Pönitenziarie „ſogleich nach dem 
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Gebrauche vollſtändig zerriſſen werden 
Annen Skrefe der Exkommunikation 8 
Dieſe ſakramentale Dispenſe hat für den äußeren Rechts⸗ 
bereich gar feine Wirkung Can. 1047; darum muß in dieſem 
Bereiche eine eigene Dispenſe erholt werden, wenn ſpäter 
das Hindernis öffentlich bekannt wird. 


Hat im nicht⸗ſakramentalen Gewiſſensbereich der Ordi⸗ 
narius ein Ausführungsſchreiben erlaſſen, fo iſt dieſes im geheimen 
Pfarrarchive aufzubewahren; ebenſo die vom Pfarrer gewährte Dis- 
penſe; vgl. Can. 1047. — Der Beichtvater, welcher das Reſkript er- 
hält, muß dasſelbe aufbewahren, bis der Bittſteller oder die Bittſteller 
zur heiligen Beicht kommen. Er lieſt das Reſkript auf das genaueſte durch 
und führt dasſelbe im Akte der heiligen Beicht aus. Hernach darf er das 
Reſkript den Bittſtellern nicht aushändigen (die Aushändigung wäre ja 
für das äußere Forum ganz zwecklos), ſondern er muß es wenigſtens in 
zwei Stücke zerreißen. Noch beſſer wird er es ganz vernichten. Freilich 
darf ſich der Beichtvater mit Hinweglaſſung der Einzelheiten des Falles 
das Reſkript zu ſeiner Belehrung abſchreiben. Daß der Beichtvater das 
Reſkript ſtraflos drei Tage lang aufbewahren kann, ergibt ſich aus der 
Lehre des heiligen Alfonſus (Theol. mor.: De matr. n. 1143), ſowie 
aus Can. 59 8 1, wonach er die in der Ausführung des Reſkriptes gemachten 
Fehler zu verbeſſern hat. Freilich wäre eine ſpätere Ausführung auch 
nach der Vernichtung des Reſkriptes nicht ausgeſchloſſen, wenn der SO 
vater das Weſentliche des Reſkriptes kennt. 


2) Die Klauſeln des Reſkriptes müſſen genau ber 
folgt werden: a) Die Bittſteller (latores) müſſen das Reſkript 
dem an der Außenſeite desſelben genannten Exekutor über- 
geben, alſo dem „eigenen Pfarrer“ oder häufiger dem 
vom Ortsordinarius approbierten „Beichtvater“. Der 
Bittſteller (lator) kann einen beliebigen Prieſter wählen, 
wenn dieſer nur die Jurisdiktion vom Ortsordinarius hat, 
außer es wären weitere Eigenſchaften gefordert, z. B. das 
Doktorat im kanoniſchen Rechte, der Grad eines Magiſters 
der Theologie. Kann oder will der gewählte Beichtvater 
das Reſkript nicht ausführen, ſo können die Bittſteller einen 
anderen Diözeſanbeichtvater darum erſuchen. — b) Die 
Exekution des Reſkriptes kann nur innerhalb der 
heiligen Beicht ſtattfinden („in sacramentali con- 
kessione tantum“); doch iſt die Ausführung gültig, auch 
wenn die Abſolution nicht gegeben wurde oder die Beicht 
aus einem ſonſtigen Grunde ungültig war. — c) Das Hinder- 
nis muß im Augenblicke der Ausführung noch geheim 
ſein; ſonſt wäre die Dispenſe hinfällig, da die Klauſel lautet: 
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„dummodo impedimentum oecultum remaneat“ Can. 
39. — d) Bei fündhaften Handlungen, denen das Hindernis 
entſpringt, enthält das Reſkript auch die Auflegung einer 
Buße, z. B. beim „Verbrechen“, „injuncta eis pro modo 
culpae gravi poenitentia salutari“, welche neben der ſakra⸗ 
mentalen Buße den Bittſtellern aufzutragen iſt. — 
e) Die Akte des Beichtvaters laſſen ſich in folgende zuſammen⸗ 
faſſen: a) Prüfung der Übereinſtimmung des Reſkripts mit 
den Tatſachen (Hinderniſſe, Gründe, Umſtände); 6) Auflegung 
einer kanoniſchen Buße neben der ſakramentalen; )) Abſol⸗ 
vierung von dem Vergehen, welches die Wurzel des 
Hinderniſſes bildet, und den etwa damit verbundenen Strafen 
mit den Worten: „Dominus N. I. Chr. te absolvat etc.“; 
oö) Sakrament ale Abſolution; e) Dispenſe: Insuper 
auctoritate Apostolica dispenso tecum super impedimento 
hoc (e. gr. eriminis) ceterisque in casu concurrentibus. In 
nomine Patris ete. Die Dispenſation kann auch deutſch ge⸗ 
ſprochen werden, doch ſoll ſie weitfaſſend ſein und die päpſt⸗ 
liche Vollmacht hervorheben. k) Legitimierung. Sit 
ſolche möglich und nötig, ſo kann ſie mit folgenden Worten 
gegeben werden: Eadem auctoritate prolem legitimam de- 
cerno. Freilich dürfte die Legitimierung nur bei der geheimen 
Blutsverwandtſchaft praktiſch ſein; vgl. Can. 1051. 


§ 59. Gültigmachung der Ehe. 


De matrimonii convalidatione. 


J. Quellen: Cann. 1133—41; 586. — Wir ſchließen 
dieſen Gegenſtand hier an wegen der nahen Beziehung zum 
Dispensweſen. Zunächſt iſt die Rede von der einfachen 
Gültigmachung; in unmittelbarem Anſchluß folgt dann die 
außerordentliche Gültigmachung der Heilung in der 
Wurzel. 

II. Begriff. Die einfache Gültigmachung 
beſteht in der Leiſtung des Konſenſes durch zwei ungültig 
Verehelichte nach Beſeitigung des trennenden Ehehinderniſſes. 
Erklärung: Die Ungültigkeit einer Ehe kann 
ihren Urſprung haben: a) in einem trennenden Ehe⸗ 
hinderniſſe (Cann. 106780); b) im Mangel des 
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Ehekonſenſes (Cann. 1081—93); c) in Nichteinhaltung 
der Weſensform (Cann. 1094-99). 


Handelt es ſich um eine ungültige Ehe von Ungetauften, ſo 
genügt die Fortdauer des beim Abſchluſſe der Ehe gegebenen Kon— 
ſenſes und das Aufhören des göttlichrechtlichen Hinderniſſes. A und B, 
beide ungetauft, ſind gültig verehelicht. A ſchließt bei Lebzeiten der B 
eine Ehe mit C, gleichfalls ungetauft. Sobald das Eheband zwiſchen A 
und B gelöſt iſt durch Tod, päpſtliche Vollgewalt oder pauliniſches Privi⸗ 
leg Cann. 1118 bis 26, wird die Ehe zwiſchen A und C ſofort gültig, vor- 
ausgeſetzt, daß der Ehekonſens noch fortdauert. War aber die Ehe un⸗ 

gültig wegen Mangels des Ehewillens auf einer Seite, ſo genügt 
zur Gültigmachung der Ehe die Setzung des Ehekonſenſes auf der einen 
und die Fortdauer desſelben auf der anderen Seite; vgl. Cann. 1133 
$ 2; 1093. 

1) Wenn bei einer chriſtlichen Ehe die Ungültigkeit durch 
ein trennendes Ehehindernis verurſacht wurde, ſo werden zur 
Gültigmachung zwei Stücke gefordert: a) Die Beſeiti— 
gung des Hinderniſſes, ſei es durch deſſen Aufhören 
oder durch kirchliche Dis penſe; b) die Neuſetzung 
des Konſenſes. 

Zu a) Ehehinderniſſe können von ſelbſt aufhören aus inneren 
(Alter, Entführung) oder äußeren Urſachen (Tod beim Eheband, 
Taufe bei Glaubensverſchiedenheit uſw.). Namentlich hörten viele Ver⸗ 
wandtſchaftshinderniſſe auf durch Inkrafttreten des Kodex: Blutsver⸗ 
wandtſchaft (4. Gr.; gewiſſe Vermehrung); Schwägerſchaft (4. und 3. Gr.; 
Umgeſtaltung der Grundlage; Beſeitigung der Schwägerſchaft aus un— 
erlaubtem Verkehr, öffentlicher Ehrbarkeit (vollſtändige Umgeſtaltung); 
geiſtliche Verwandtſchaft; Geſetzliche Verwandtſchaft. — Kirchliche Dis- 
penſe wird für die Gültigmachung auch dann gegeben, wenn fie für 
Eingehung der Ehe nicht mehr gewährt zu werden pflegt; „convalidatio 
matrimonii“, S. C. Prop. F. d. 3. Maii 1877 n. 10. 

Zu b) Wenn auch das Hindernis beſeitigt iſt und der alte Konſens 
noch fortdauert, jo genügt das nicht zur Gültigmachung der Ehe; es muß 
eine Neuſetzung des Konſenſes erfolgen; das iſt kirchliches Geſetz 
Can. 1133 5 2. Dieſe Neuſetzung unterſcheidet ſich von der Fortdauer des 
alten Konſenſes dadurch, daß wenigſtens der Teil, welcher die Nichtig— 
keit der Ehe kennt, die Ehe neuerdings einzugehen beabſichtigt Can. 1134. 
Ohne Neuſetzung des Konſenſes wenigſtens von einer Seite kommt 
keine Gültigmachung zuſtande, wenn auch der Wortlaut der Cann. 1133 ff. 
nichts davon ſagt, was es iſt, wenn beide Teile im guten Glauben ſind. 


2) Sit die Ehe nur wegen Fehlens des Konſenſes 
ungültig, ſo muß derjenige Teil, deſſen Konſens eben fehlte, 
denſelben neu ſetzen, wobei der Konſens des anderen fort- 
dauert Can. 1136. Auch hier muß der Teil, welcher den Kon⸗ 
ſens neu ſetzt, wiſſen, daß die Ehe nichtig war Can. 1134. 
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N 3) Sit eine Ehe nichtig wegen Mangels der For m, jo- 
muß ſie zur Gültigmachung in der geſetzmäßigen Form neuer⸗ 
dings geſchloſſen werden Can. 1137. 


4) Art der Konſenserneuerung: a) Iſt das Hinder⸗ 
nis öffentlich, ſo muß der Konſens von beiden Teilen 
in der vorgeſchriebenen Rechtsform erneuert werden Can. 
1135 § 1. — Iſt das Hindernis geheim und beiden Teilen 
bekannt, ſo genügt es, wenn privatim und geheim 
der Konſens von beiden Teilen erneuert wird Can. 1135 $ 2. 
Sit das Hindernis geheim und nur einem Teile be- 
kannt, ſo genügt es, daß der eine des Hinderniſſes bewußte 
Teil den Konſens privatim und geheim erneuere, wenn 
nur der andere in ſeinem einmal geleiſteten Konſens verharrt 
Can. 1135 $ 3. — b) Genau dieſelben Grundſätze gelten für 
den Fall, daß nicht ein Hindernis, ſondern das Fehlen des 
Konſenſes die Ehe ungültig gemacht hat Can. 1136. — 
c) Gewöhnlich wird das Fehlen der Rechtsform ein 
öffentliches Hindernis ſein, indes kann es Fälle geben, in 
denen weſentliche Mängel der Form tatſächlich geheim und 
nur einem Teile bekannt ſind. 


1) Vor dem 19. Mai 1918 waren dem Rechte nach geheim 
folgende Hinderniſſe: a) die Schwägerſchaft aus unerlaubtem Verkehr; 
b) das Verbrechen; c) das private Keuſchheitsgelübde; d) die Blutsver⸗ 
wandtſchaft; e) die geiſtliche Verwandtſchaft, ſo weit letztere beide einem 
außerehelichen Verhältnis entſtammten; t) nach Abſchluß der Ehe Bluts⸗ 
verwandtſchaft und Schwägerſchaft aus ehelichem Verkehr im 4., 4./3.; 
3.; 3./2. Gr. der Seitenlinie; nach 10 Jahren auch im 2. Gr. der Seiten⸗ 
linie, vorausgeſetzt daß die „Gatten“ die Ehe öffentlich eingingen und 
allgemein als Gatten gegolten haben; g) die geiſtliche Verwandtſchaft: 
vgl. Leitner M.: Eherecht (2. Aufl.) S. 398. — Nach dem 19. Mai 1918 
gelten folgende Hinderniſſe als geheim (für die Gültigmachung) a) das 
Verbrechen; b) die Blutsverwandtſchaft, Schwägerſchaft und öffentliche 
Ehrbarkeit bei außerehelichen Verwandten; c) die Blutsverwandtſchaft 
im 3. Gr. der Seitenlinie (3. und 3./2. Gr.), ſowie die Blutsverwandt⸗ 
ſchaft und Schwägerſchaft im 2. Gr. der Seitenlinie nach 10 jährigem Zu⸗ 
ſammenleben als Eheleute in den Augen des Volkes, Benedikt XIV. in 
Inst. 87 $ „Pontifex agit“. In dieſen Fällen insgeſamt muß das Hinder- 
nis auch der Tatſache nach geheim ſein. 

2) Zwar lautet Can. 1136 $ 1: „Matrimonium irritum ob defectum 
consensus convalidatur, si pars quae non consenserat, iam consentiat“ 
uſw., ohne daß betont wird, daß der Teil, deſſen Konſens bisher fehlte, 
die Nichtigkeit ſeiner Ehe erkennen müſſe, allein die bisherige Praxis 
lehrt, daß Can. 1134 (Kenntnis der Nichtigkeit) auch hier gilt; vgl. S. Rota 
in Osnabrugen. d. 11. Ian. 1912 et Vic. Novae Pomeraniae d. 16. Maii 1913 
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(AAS. 4, 186; 5, 464 ff). Wenn eine „Ehefrau“, deren Ehe wegen ſchwerer 
Furcht ungültig iſt, nach 5 Jahren ohne Furcht den Konſens gibt, ſo 
kann ſie nach weiteren 5 Jahren auf Nichtigkeit der Ehe wegen Furcht 
klagen, wenn ihr erſt nach 10 Jahren die Nichtigkeit der Ehe bekannt wird. 
3) Wenn die Rechtsform vollſtändig fehlt, z. B. bei Eingehung 
einer bloßen „Zivilehe“ oder einer Ehe vor dem akatholiſchen Religions- 
diener, ſo muß die Rechtsform immer beobachtet werden. Wenn dagegen 
die katholiſche Eheſchließungsform (Cann. 1094 ff.) beobachtet wurde, 
freilich mit einem Weſensfehler (fo wenn ſtatt des Pfarrers ein nicht be- 
vollmächtigter Prieſter beigewohnt hätte) ſo könnte dieſer Weſensfehler 
auch geheim und auch nur einem Teil bekannt ſein. In dieſem Falle könnte 
bei auftauchenden Schwierigkeiten der Konſens auch erneuert werden 
gemäß Can. 1135. Für die Vergangenheit muß beſonders die Ausnahme- 
ſtellung Deutſchlands und Ungarns beobachtet werden. Im Jahre 1912 
wird in England eine Miſchehe zweier Deutſcher ohne die Eingehungs⸗ 
form des Dekretes „Ne temere“ geſchloſſen. Die Ehe iſt ungültig. Die 
beiden „Eheleute“, beide in Deutſchland geboren; er katholiſch und ſie 
ſtets proteſtantiſch, leben bald darauf in Deutſchland. Zur Gültigmachung 
dieſer Ehe war nur gefordert, daß der wiſſende Teil den Konſens nach 
Can. 1135 erneuerte, während der andere in ſeinem urſprünglichen Kon⸗ 
ſenſe verharrte. Seit 19. Mai 1918 aber wäre Erneuerung in der Rechts⸗ 
form Cann. 1094 ff. notwendig. 


§ 60. heilung der Ehe in der Wurzel. 
Sanatio in radice. 


I. Quellen: Cann. 1138—41; vgl. Can. 586. 

II. Begriff. Die Heilung der Ehe in der 
Wurzel iſt der Nachlaß eines kirchenrechtlichen Hinder⸗ 
niſſes nicht nur für die Zukunft, ſondern auch für die Ver- 
gangenheit, ſoweit es der Kirche möglich iſt. 

Erläuterung: 1) Es handelt ſich um eine bereits 
geſchloſſene Ehe. Dieſe iſt jedoch ungültig wegen eines rein 
kirchenrechtlichen Hinderniſſes. Die Kirche macht nun von 
ihrem Dispensrechte in vollem Maße Gebrauch. a) Sie 
beſeitigt das trennende Hindernis für die Zukunft wie bei 
gewöhnlichen Dispenſen; b) ſie dispenſiert vom Geſetz der 
Konſenserneuerung (1133); c) die kirchenrechtlichen Wir⸗ 
kungen der Dispenſe werden erſtreckt bis zum erſten Abſchluß 
(zur Wurzel) der Ehe. — 2) Die Heilung in der Wurzel iſt 
eine Art Geſetzesdispenſe, kommt alſo dem Geſetzgeber uſw. 
(Can. 80) zu, hier ausſchließlich dem Apoſtoliſchen 
Stuhle (Can. 1040). — 3) Die Kirche kann der nichtigen 
Ehe von Anfang an die kirchenrechtlichen Wirkungen ver⸗ 
leihen, unmöglich aber diegöttlichrechtlichen: a) Die 
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fragliche Ehe bleibt von Anfang an bis zur Sanierung nich⸗ 
tig; b) das Sakrament der Ehe tritt erſt mit der Sa⸗ 
nierung ein; e) die Sünden der im ſchlimmen Glauben 
Verehelichten ſind und bleiben Sünden. — Dagegen werden 
die aus der nichtigen Ehe geborenen Kinder als von Anfang 
rechtmäßige Kinder betrachtet. 

III. Vorausſetzungen: 1) Das Hindernis, welches die 
Ehe verungültigte, muß ein rein kirchenrechtliches 
ſein; auch der Mangel der Form kann ſo beſeitigt werden 
Can. 1139 § 1. Kommt ein naturrechtliches oder göttlich⸗ 
poſitiv-rechtliches Hindernis in Frage, jo wird die Sanierung 
niemals gewährt, auch von dem Zeitpunkte an nicht, in 
welchem das Hindernis, z. B. Eheband, aufgehört hat. Dauert 
das göttlich rechtliche Hindernis bis zur Gewährung der 
sanatio, ſo iſt die Sache ohnedies klar. S. Off. d. 17. Jan. 1900 
ME. 11, 533 et d. 8. Mart. 1900 (ME. 12, 3). Aber die Kirche 
will die Sanierung auch dann nicht gewähren, wenn das 
Hindernis ſchon früher aufhörte, vgl. jedoch Cann. 1133 § 2; 
1140 § 2. — 2) Der naturrechtliche Konſens muß un unter⸗ 
brochen fortdauern vom Abſchluß der Ehe bis zu deren 
Sanierung Can. 1140 § 1. Wurde jedoch der anfangs fehlende 
Konſens im Laufe der Zeit geſetzt, ſo kann von dieſem Zeit⸗ 
punkt an die Sanierung erteilt werden Can. 1140 § 2. — 3) Die 
sanatio erheiſcht einen zwingenden Grund (causa 
urgens); alſo einen Dispensgrund und einen ſpeziellen Grund, 
warum gerade sanatio erbeten wird. Doch ſind Dispenſen, 
die der Apoſtoliſche Stuhl erteilt, auch ohne Grund gültig, 
wenn er ſie ohne Grund erteilen will; anders wenn Delegierte 
die sanatio ohne Grund gewähren Can. 84 § 1. 

Das Sanierungsgeſuch gleicht den Dispensgeſuchen in 
allen Stücken: a) Das Geſuch kann öffentlich oder ge- 
heim ſein je nach dem Hinderniſſe, das ihm zugrunde liegt. 
b) Die römischen Behörden ſind die für Dispenſen zuftändigen, 
alſo Sakramentenkongregation, Orientalenkongregation, hei⸗ 
liges Offizium und Pönitentiarie. Das Geſuch kann aus⸗ 
gehen von beiden „Eheleuten“, von einem „Eheteil“ oder 
auch von einer dritten Perſon, z. B. dem Seelſorger. — 
Das Sanierungsreſkript gleicht in allem den 
Reſkripten der Gültigmachung einer Ehe, namentlich hinſicht⸗ 
lich der Taxen. — Die Konſiſtorialkongregation verlieh durch 
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Dekret „Proxima sacra“ den Ordinarien von Amerika 
Philippinen, Oſtindien, Afrika (außerhalb der Mittelmeer⸗ 
küſte) und Rußland Sanationsvollmachten für die Hinder- 
niſſe niederen Grades auf 5 Jahre (AAS. 10, 191). So 
können alſo die Ordinarien allgemein oder in beſonderen 
Fällen auch mit der Sanierungsvollmacht ausgerüſtet werden. 

Wenn zuweilen eine sanatio in radice für Verſtorbene ge⸗ 
währt wird, jo iſt das eine sanatio nur im uneigentlichen Sinne; es han— 
delt ſich dabei vielmehr um eine legitimatio prolis; denn für eine sanatio 
in radice fehlt die Hauptſache: der Fortbeſtand der Ehe. — Für Ir r⸗ 
ſinnige kann die sanatio in radice zwar gegeben werden, aber der 
Apoſtoliſche Stuhl pflegt ſie nicht zu geben, da nach ſtaatlichem Rechte 
wegen Geiſteskrankheit eine Eheſcheidung möglich ift. — Der Kon ku⸗ 
binat iſt keine Grundlage für die sanatio; denn es fehlt der Konſens. — 
Dagegen wird für eine ungültige Zivilehe und für eine ungültige 
Ehe, eingegangen nach akatholiſchem Ritus, sanatio gewährt. 
IV. Wirkungen. Die „Heilung in der Wur⸗ 
zel“ kann erteilt werden entweder in forma gratios a 
oder in forma commissoria. Bei letzterer muß die 
Ausführung (exsecutio) ſtattfinden. Sit dies geſchehen, 
ſo ſind die Wirkungen bei beiden die gleichen. 1) Mit dem 
Datum des römischen Reſkriptes oder des Ausführungs- 
reſkriptes ſeitens des Ordinarius wird der Ehevertrag gültig 
ohne weiteres Zutun der „Eheleute“; damit tritt das © a- 
krament der Ehe ſofort in Kraft Can. 1012 $ 2. Deshalb 
ſoll der Seelſorger ſich bemühen, den wiſſenden Teil für den 
Empfang des Sakramentes zu disponieren. — 2) Die vor⸗ 
handenen Kinder werden im gleichen Augenblick legitim, 
ohne Rückſicht darauf, ob fie filii naturales, incestuosi oder 
sacrilegi waren; die adulterini werden natürlich nicht legiti⸗ 
miert, da ein göttlich-rechtliches Hindernis in Frage kommt, 
welches nicht ſaniert werden kann. — 3) Das Sanations⸗ 
reſkript des äußeren oder des nicht⸗ſakramen⸗ 
talen inneren Forum muß beim Ordinariate bzw. beim 
Pfarramte ſorgfältig aufbewahrt werden; dagegen iſt das 
Sanationsreſkript des ſakramentalen Forum zu ver⸗ 
nichten wie das gleiche Dis pensreſkript (oben S. 292). 
4) Die ſanierte Ehe muß im Ehe- und Taufregiſter mit allen 
Wirkungen genau eingetragen werden Cann. 1103; 
470 8 2; 1117. — Die filüi legitimati per sanationis reseriptum 
gelten in den Wirkungen als legitimati per subsequens 
matrimonium Can. 1117. 
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Die erſte sanatio in radice wurde von Papſt Bonifaz VIII. 
gewährt; die letzte sanatio (nicht „in radice“) für eine Mehr⸗ 
heit von Fällen wurde durch die Konſtitution „Provida“ 
am 15. April 1906 erteilt, indem die akatholiſchen und ge- 
miſchten Ehen in Deutſchland, welche nur wegen Klandeſti⸗ 
nität ungültig waren, mit dieſem Tage ohne weiteres gültig 
wurden. 


§ 61. Die Dispensgewalt der Biſchöfe und Ordinarien. 


Can. 1040 gibt folgende Regel an: „Niemand kann in 
den kirchenrechtlichen Hinderniſſen (außer dem Papſte) dis⸗ 
penſieren, es wurde ihm denn vom allgemeinen Rechte oder 
durch ein Sonderindult des Apoſtoliſchen Stuhles einge⸗ 
räumt.“ Wir haben demnach zweierlei Vollmachten zu 
würdigen: a) Vollmachten, vom Rechte gegeben; b) Voll⸗ 
machten, eingeräumt durch Indulte des Apoſtoliſchen 
Stuhles. Wir beſchäftigen uns im folgenden nur mit 
den Vollmachten der Ordinarien, ſollte eine Vollmacht 
ausſchließlich den Biſchöfen vorbehalten ſein, ſo wird 
darauf eigens aufmerkſam gemacht. 

A. Die Vollmachten der Ortsordinarien in dringender 
Todesgefahr. Can. 1043: „Urgente mortis periculo, lo- 
corum Ordinarii, ad consulendum conscientiae et, si casus 
ferat, legitimationi prolis, possunt tum super forma in 
matrimonii celebratione servanda, tum super omnibus et 
singulis impedimentis juris ecelesiastici, sive publicis sive 
oceultis, etiam multiplieibus, exceptis impedimentis pro- 
venientibus ex sacro presbyteratus ordine et ex affinitate 
in linea recta, consummato matrimonio, dispensare pro- 
prios subditos ubique commorantes et omnes in proprio 
territorio actu degentes, remoto scandalo, et, si dispensatio 
concedatur super cultus disparitate aut mixta religione, 
praestitis consuetis cautionibus.“ 


I. Vorausſetzungen: 1) „Mortis periculum, 
Todesgefahr“. Jede Todesgefahr genügt ohne Rücklicht 
auf die Urſache derſelben, z. B. Krankheit. Die Todesgefahr 
kann auch auf ſeiten des hindernisfreien Teils ſein; 
wie auf jeiten der „Zivilehefrau“ eines Majoriſten 8. Oft. 
d. 1. Iul. 1891. Es genügt die mit Grund angenom⸗ 
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mene Todesgefahr (probabile periculum) Rit. Rom. 
tit. 5 c. 1 n. 5; Can. 209. — 2) „Urgens, dringend“ muß 
die Todesgefahr ſein, d. h. ſo, daß ein römiſcher Rekurs nach 
menſchlichem Ermeſſen ausgeſchloſſen erſcheint. Telephon 
oder Telegraph brauchen nicht in Anſchlag gebracht zu werden. 
CC. d. 12. Nov. 1922 n. V (AAS. 14, 662). — 3) Als Dis⸗ 
pensgründe kommen in Frage: „ad consulendum 
conscientiae et legitimationi prolis, Beruhigung des Ge— 
wiſſens und Legitimierung der Nachkommenſchaft“. Dient 
die Verheiratung der Behinderten zur Beſeitigung oder 
Verhinderung irgendeiner Sünde, z. B. einer Feindſchaft, 
einer nächſten Gelegenheit, eines zugefügten Schadens, einer 
üblen Nachrede uſw., oder ſind geborene oder zu erwartende 
Kinder zu legitimieren, jo ſind das hinreichende Dispens— 
gründe. 

II. Umfang der Dispensgewalt: 1) Perſonen. 
„Locorum Ordinarii possunt dispensare proprios subditos 
ubique commorantes et omnes in proprio territorio actu 
degentes“, alſo die Ortsordinarien (Can. 198 § 2) können 
dispenſieren: a) ihre Untergebenen, wo immer ſie ſich auf— 
halten; b) alle in ihrem Gebiete Anweſenden; e) in eigener 
Abweſenheit von der Diözeſe die Untertanen Can. 201 $ 3. — 
2) Gegenſtand. „Super omnibus et singulis impedi- 
mentis juris ecelesiastici, sive publieis sive oceultis, etiam 
multiplicibus,“ Can. 1043 bedeutet einen Fortſchritt gegen⸗ 
über den bisherigen Vollmachten von 1888 und 1909, inſo⸗ 
ferne auch alle verbietenden Hinderniſſe in die Dis⸗ 
pensgewalt miteinbegriffen ſind. Die rein kirchenrechtlichen 
Hinderniſſe ſind folgende: Alter, Irrtum im Sklavenſtand, 
Entführung; Höhere Weihe, feierliche Profeß; Blutsver⸗ 
wandtſchaft in der Seitenlinie, ausgenommen den reinen 
1. Grad, Schwägerſchaft, öffentlicher Anſtand, geiſtliche Ver⸗ 
wandtſchaft, geſetzliche Verwandtſchaft; Verbrechen; Glau— 
bensverſchiedenheit; Mangel der Eheſchließungsform; Ein⸗ 
fache Keuſchheitsgelübde; Bekenntnisverſchiedenheit. 

Ausnahmen: a) Die Hinderniſſe göttlichen 
Rechtes; b) die beſonders ausgenommenen rein kirchenrecht⸗ 
lichen Hinderniſſe der Prie ſter weihe und der Schmwä- 
gerſchaft in der geraden Linie aus vollzogener 
Ehe. — Aus dem Zuſammenhalte der Cann. 1043 und 1076 
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$ 3 ergibt ſich, daß die Blutsverwandtſchaft im reinen 1. Grad 
der gleichen Seitenlinie ein Hindernis göttlichen Rechtes 
iſt. Ob der ordo episcopatus dem göttlichen Rechte 
angehört; ob met us unter die Hinderniſſe des Naturrechtes 
zu zählen iſt, wird nicht geſagt. 

Ob die dispenſierbaren Hinderniſſe bekannt ſind 
oder geheim, ob ſie einfach ſind oder gehäuft, tut 
nichts zur Sache. 

III. Auflagen. 1) Das Argernis muß beſeitigt 
werden („remoto scandalo“), wenn ſolches entweder vor⸗ 
handen iſt oder leicht entſtehen kann, z. B. beim Hinderniſſe 
des Verbrechens, beſ. mit Gattenmord, der Profeß, der Weihe, 
der Blutsverwandtſchaft im 2./ 1. Grad uſw. — 2) Bei den 
beiden Religionshinderniſſen (cultus disparitas, mixta re- 
ligio) müſſen die Kautelen in Sicherheit ſein; vgl. Cann. 
1061-62. 

IV. Legitimatio prolis. Sind aus der behinderten Ver⸗ 
bindung Kinder ſchon geboren, ſo tritt mit der Dispenſe 
des Ordinarius ohne weiteres die Legitimierung der „proles 
iam nata“ ein, außer dieſe wäre eine proles adulterin a 
velsacrilega. Durch die Dispenſe allein tritt auch bei 
der proles iam concept a, wenn ſie adulterina vel sacri- 
lega iſt, die Legitimierung nicht ein, wohl aber durch die Dis⸗ 
penſe und darauffolgende Verehelichung Can. 1116. 

N B) Vollmachten des Ordinarius im „verwickelten Falle“. 

Der Umfang dieſer Vollmachten deckt ſich mit jenem der 
Vollmachten in dringender Todesgefahr. — Die Auflagen 
ſind ebenfalls die gleichen. — Dagegen ſind die Voraus⸗ 
ſetzungen verſchieden. Der „verwickelte Fall“ liegt vor 
„quoties impedimentum detegatur, cum iam omnia sunt 
parata ad nuptias, nec matrimonium, sine probabili gravis 
mali periculo, differri possit usque dum a Sancta Sede 
dispensatio obtineatur ... . Haec facultas valeat quoque 
pro convalidatione matrimonii iam contracti, si idem peri- 
culum sit in mora nec tempus suppetat recurrendi ad Sane- 
tam Sedem.“ 


Der „verwickelte“ oder dringliche Fall (außer der Todes⸗ 
gefahr) iſt gegeben: 1) wenn ein Rekurs an den Apoſtoliſchen 
Stuhl nicht möglich iſt; 2) wenn zugleich der Eheabſchluß 
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drängt, und zwar entweder weil alles ſchon zur Hochzeit be— 
reit iſt, weshalb ein ſchwerer Nachteil droht, oder weil nach 
Abſchluß einer „Ehe“ deren Gültigmachung ohne einen 
ſchweren Nachteil ſich nicht aufſchieben läßt. — Unter „ſchwe⸗ 
rem Nachteil, grave malum“ ſind zu verſtehen: Verluſt des 
guten Rufes, ſchweres Argernis, Gefahr der Unenthaltſam⸗ 
keit, großer Schaden am Vermögen uſw. — 3) Gefordert 
wird, daß das Hindernis vom Ordinarius uſw. unmittelbar 
vor dem Eheabſchluß entdeckt wird; darum iſt es gleich- 
gültig, ob es ſeit langem oder erſt ſeit einiger Zeit beſteht 
CC. d. 1. Mart. 1921 (AAS. 13, 178). 

Wie in der Todesgefahr, jo können die Ordinarien dis— 
penſieren ſowohl für die Eingehung als für die Gül— 
tigmachung der Ehe Can. 1045 § 2. Zwar iſt die Dis⸗ 
penſe von der Eheſchließungsform im Can. 1045 8 1 
nicht betont, indes kann ſie mit Grund aus § 3 erſchloſſen 
werden, da ja die Form zuweilen gar nicht eingehalten werden 
kann; vgl. auch S. C. Cons. d. 25. Apr. 1918 (AAS. 10, 190), 
wo die Vollmachten der Cann. 1043—45 als dispensationes 
super impedimentis matrimonialibus zuſammengefaßt 
werden; Index ad Codicem v. „Impedimenta‘“. 


Art der Dispenſe. Der Ordinarius kann dis⸗ 
penſieren im äußeren und im inneren Forum; in 
dieſem wieder ſowohl im nicht⸗akramentalen als 
im jaframentalen Forum. Alle Grundſätze der Dis- 
penſation in dieſen Foren müſſen auch hier genaueſtens ein⸗ 
gehalten werden: a) Im äußeren Forum muß das Dis⸗ 
pensreſkript vollſtändig abgefaßt und ſorgfältig aufbewahrt 
werden; ebenſo im inneren nichtjaframentalen 
Forum, hier jedoch im biſchöflichen Geheimarchiv. — b) Das 
Dispensreſkript desſakra mentalen Forum muß „teetis 
nominibus“ abgefaßt und nach dem Gebrauche vernichtet 
werden; vgl. Cann. 1046—47. 


Die Vollmachten A und B ruhen auf dem allgemeinen 
Can. 81: „A generalibus Eeclesiae legibus Ordinarii dis- 
pensare nequeunt, nisi difficilis sit recursus ad Sanctam 
Sedem et simul in mora sit periculum gravis damni, et de 
dispensatione agatur quae a Sancta Sede concedi solet.“ 
Sollte alſo ein Ordinarius mit den Vollmachten der Cann. 
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1043 sq. nicht ausreichen, fo ſteht immer Can. 81 zur Ver⸗ 
ügung. 

15 00 Die vom Apoſtoliſchen Stuhl übertragenen Voll⸗ 
machten. Außer den vom Rechte eingeräumten Vollmachten 
können die Ordinarien ſolche beſitzen, welche der Heilige 
Stuhl ausdrücklich erteilt hat „speciali indulto“ Can. 1040. 
Die Vollmachten des Apoſtoliſchen Stuhles (facultates, in- 
dulta) waren zu verſchiedenen Zeiten und für verſchiedene 
Gegenden verſchieden. In mannigfachen Formularien hat 
Rom die Ordinarien des Erdkreiſes mit delegierten Voll⸗ 
machten betraut. Den beſten Aufſchluß über die vor der 
Neuordnung der Römiſchen Kurie (1908) geltenden Voll⸗ 
machten bietet das Buch: „Commentarium in fa cultates 
Apostolicas“, coneinnatum ab Antonio Konings 
C. Ss. R., editio 5a, curante Ioseph Putzer C. Ss. R. 
(1898); efr. „La curia Romana“ por el R. P. Iu an B. 
Ferreres S. I. (1911, 2a ediciön); et „De Curia Romana“ 
auctore Martino Leitner (1909). — Die Ordinarien 
unſerer Gebiete hatten dreierlei ordentliche Voll⸗ 
machten: a) Fünfjahrvollmachten (Facultates quin- 
quennales) der Propagandakongregation; b) Fünfjahr⸗ 
vollmachten (Facultates quinquennales) der Pöniten⸗ 
ziarie; ce) Dreijahrvollmachten (Facultates trien- 
nales) des heiligen Offiziums. Die Vollmachten der Propa⸗ 
gandakongregation gab ſeit 1908 für die Gegenden der ordent⸗ 
lichen Hierarchie die Sakramentenkongregation. Während 
des Weltkrieges erhielten die Ordinarien der kriegsbeteiligten 
Länder ganz außerordentliche Vollmachten. 

Nach Einführung des Kodex wurden die Vollmachten des 
äußeren Forums durch das Dekret der Konſiſtorial⸗ 
kongregation „Proxima sacra“ vom 25. April 1918 auf⸗ 
gehoben (AAS. 10, 191). Immerhin ſah man ſich veranlaßt, 
die außerordentlichen Kriegsvollmachten noch weiter zu ge— 
währen. Nunmehr erteilt die Konſiſtorialkongregation 
die Vollmachten des ä. F. (die Propaganda- u. Orientalenk. 
für die betr. Gebiete), Motuproprio „Post datam“ d. 
20. Apr. 1923 (AAS. 15, 193). 

J. Die dem Ordinarius gewährten Vollmachten der 
Pönitenziarie. Der Ordinarius beſitzt die Vollmacht, im 
geheimen Hindernis des Verbrechens ohne 
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Gattenmord zur Gültigmachung und zur Ein⸗ 
gehung der Ehe zu dispenſieren; in beiden Fällen „in- 
iuncta gravi et diuturna poenitentia salutari“ (oben S. 293). 
Dieſe facultates in et pro foro intern o (Can. 196) können 
ſubdelegiert werden, freilich nur „in et pro foro 
sa cramentali“, und zwar für einzelne Fälle 
allen Beichtvätern, für ſtändig: a) dem Canonicus 
Poenitentiarius; b) den Vicariis Foraneis, d. i. den Land⸗ 
dekanen; c) anderen Beichtvätern wegen beſonderer Gründe, 
wie Exerzitien, Miſſionen. Die Eingaben an den Ordinarius 
um Dispenſe gleichen den Dispensgeſuchen an die heilige 
Pönitenziarie. — Wurde vom Ordinarius im inneren 
nicht⸗akramentalen Forum dispenſiert, fo gilt dieſe 
Dispenſe auch, wenn das Hindernis ſpäter bekannt wird; 
vgl. Can. 1047. 

II. Die neuen Vollmachten der Sakramentenkongre⸗ 
gation. Durch die Konſiſtorialkongregation erhalten u. a. 
die deutſchen Ordinarien von der Sakramentenkongregation 
nachſtehende Vollmachten auf die Dauer von fünf Jahren 
(„Facultates Quinquennales“): 1. Dispensandi iusta et 
rationabili ex causa super matrimonialibus impedimentis 
minoris gradus quae in Can. 1042 recensentur, nee non 
super impedimentis impedientibus de quibus in Can. 1058 
ad effectum tantum matrimonium contrahendi. — 2. Di- 
spensandi ex gravi urgentique causa quoties periculum 
sit in mora et matrimonium nequeat differri usque dum 
dispensatio a S. Sede obtineatur super impedimentis m a i- 
ioris gradus infra recensitis: a) Consanguinitatis in 2° 
aut in 3° cum 1° mixtis, dummodo nullum exinde scanda- 
lum aut admiratio oriatur. — Consanguinitatis in 2° col- 
lateralis gradu. — b) Affinitatis in 1° collateralis gradu 
aequali vel mixto cum 2. — c) Publicae Honestatis in 1° 
gradu, dummodo absit dubium, quod coniux esse possit proles 
ab altero contrahentium genita. — 3. Dispensandi tempore 
et in actu S. Pastoralis Visitationis aut Ss. Missionum, et 
non ultra, super omnibus matrimonialibus impedimentis 
supra memoratis cum lis qui in concubinatu vivere reperiun- 
tur. — 4. Sanandi in radice matrimonia nulliter con- 
tracta ob aliquod ex impedimentis minoris gradus, 
si magnum sit incommodum requirendi a parte ignara 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrecht? IV. 20 
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impedimenti renovationem consensus, dummodo tamen 
prior consensus perseveret et absit periculum divortii; 
monita tamen parte conscia impedimenti de effectu huius 
sanationis et debita facta adnotatione in libro matrimonio- 
rum. Adnotationes: 1) Ordinarius recensitis facul- 
tatibus, sive per se sive per alias idoneas ecelesiasticas per- 
sonas ad hoc deputandas, uti potuerit in matrimoniis con- 
trahendis et nulliter contractis cum suis subditis ubique 
commorantibus et aliis omnibus in proprio territorio actu 
degentibus, facta in unoquoque casu expressa mentione 
huius Ap. delegationis ad normam Can. 1057. — 2) In usu 
earundem facultatum prae oculis habeantur quae in Cann. 
1048—54 statuta reperiuntur. — 3) Ordinarius in fine cuiusli- 
bet anni per tramitem S. Congr. Consistorialis referat ad 
S. C. Saer. de numero et specie dispensationum quae vigore 
praesentis. Indulti Ipse fuerit elargitus. 

Bemerkungen: a) Die Vollmachten der Ordinarien erſtrecken 
ſich auf die HH. niederen und auf gewiſſe HH. höheren 
Grades. 

b) Die Ordinarien können dieſe Vollmachten ſelbſt gebrauchen oder 
anderen geeigneten Geiſtlichen übertragen gegenüber den eigenen Diö⸗ 
zeſanen und gegenüber Fremden, welche in ihrem Gebiete verweilen, 
vgl. Can. 1043. Die Bevollmächtigung kann geſchehen entweder in einem 
beſtimmten Falle oder in einer Mehrheit von Fällen Can. 199, 
oben S. 5. — Stets muß im Einzelfalle der Apoſtoliſchen Delegation 
ausdrücklich Erwähnung geſchehen. — Die Beſtimmungen der Cann. 
1048—54 müſſen genau beobachtet werden (oben $$ 56 f.) 

e) Am Schluſſe jedes Jahres muß der Ordinarius an die Sakra⸗ 

mentenkongregation durch die SCCons. Bericht erſtatten über die Zahl 
und Art der auf Grund obiger Fünfjahrvollmachten gewährten Dis⸗ 
penſen; 3. B. Dispenſen in Hinderniſſen niederen Grades: 20; Heilungen 
in der Wurzel in den gleichen HH: 6; Dispenſen in der Blutsverwandt⸗ 
ſchaft 2. Grad der gleichen Seitenlinie: 3 uſw. 
8 d) Bezüglich der Taxen gelten hier die gleichen Grundſätze, wie wir 
ſie ausgeführt haben (oben S. 280 ff.); nur kann der Ordinarius bei Nicht⸗ 
Armen für gute Zwecke der Diözeſe 5 Lire als eine Art Diözeſantaxe bei⸗ 
fügen. 

e) Hinſichtlich der HH. niederen Grades beſitzt der Ordinarius 
dreierlei Vollmachten: zu dispenſieren zur Eingehung einer Ehe; zu dis⸗ 
penſieren zur Gültig machung einer Ehe und zu ſanieren in der Wurzel. 
Welches die HH. niederen Grades ſind, wurde bereits dargelegt: Bluts⸗ 
verwandtſchaft Seitenlinie 3./3, 3./2, und 3./1. Grad (Can. 96 8 3); 
Schwägerſchaft Seitenlinie 2./2, 2./1 Grad (Can. 97 $ 3). Offentliche 
Ehrbarkeit 2. Grad; Verbrechen ohne Gattenmord. In all dieſen HH. 
kann der Ordinarius dis penſieren aus einem rechtmäßigen und 
vernünftigen Grund: ſanieren nur dann, wenn der Konſens nicht 
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ohne ſchweren Nachteil von dem einen Teil (der das H. nicht kennt) zu 
erhalten iſt; die Vorausſetzungen und Vorſchriften dieſer Sanierung 
(oben $ 60 un. III und IV) müſſen genau beobachtet werden (Fortdauer 
des Konſenſes, Fernſein der Gefahr einer Eheſcheidung; Belehrung des 
wiſſenden Teils; Eintragung der Sanierung in die Trauungs- und Tauf⸗ 
regiſter). Was hier von der Dispenſe zur Eingehung einer Ehe bei den 
HH. niederen Grades geſagt wurde, gilt in entſprechender Weiſe von den 
beiden Gelübden der vollkommenen und ewigen Keuſchheit und des Ein— 
trittes in einen Orden mit feierlichen Gelübden, auch dann wenn dieſe 
Gelübde bedingungslos und nach der Vollendung des 18. Lebensjahres 
abgelegt wurden Cann. 1058 $ 1; 1313; oben $ 49. 


1) In den HH. höheren Grades werden nur beſtimmte genau 
aufgeführt und zwar auch ſolche, welche gemäß den Cann. 96 und 97 zu 
den HH. niederen Grades gehören: Blutsverwandtſchaft 3/1. und 
Schwägerſchaft 2./1. Dieſe Vollmacht iſt nahe verwandt mit jener, welche 
gemäß Can. 1045 oben im $ 61 erklärt wurde. Der Ordinarius kann alſo 
nach ſeinem weiſen Ermeſſen von ſeiner ordentlichen oder von der dele— 
gierten Vollmacht Gebrauch machen, doch beachte man ſorgfältig die 
Unterſchiede: Unter den Geltungsbereich des Can. 1045 fallen alle 
rein kirchenrechtlichen HH., mit Ausnahme der bekannten 2: Prieſter— 
weihe und Schwägerſchaft in der geraden Linie aus vollzogener Ehe; die 
delegierten Vollmachten wurden oben genau begrenzt, ſind demnach 
bedeutend weniger. — Bei den Vorausſetzungen jedoch fällt das „omnia 
parata ad nuptias“ des Can. 1045 bei den delegierten Vollmachten fort, 
ſo daß dieſe auch dann gebraucht werden können, wenn überhaupt ein 
ſchwerwiegender Dringlichfeitsgrund den Rekurs nach Rom unmöglich 
macht. — Die Vorausſetzung dieſer Vollmachten bei der biſchöflichen 
Viſitation (Cann. 34346; 301; 315) oder bei Miſſionen Can. 1349 
(vielleicht auch Exerzitien) wurde vereinfacht, inſoferne die Be⸗ 
ſeitigung eines Konkubinates genügt, um ſo mehr dann einer bloßen 
Zivilehe (oben § 43). 

Vollmachten der ap. Nuntien, Internuntien und Delegaten: 
1) Diſpensvollmacht in allen verbietenden Hinderniſſen 
(Cann. 1058—66) ; bei Bekenntnisverſchiedenheit Meldung der dispenſierten 
Fälle an das heilige Offizium: 2) in den trennenden Hinder- 
niſſen des reinen Kirchenrechts; Ausnahmen: wie im Can. 1043, 
dazu die Hinderniſſe der Diakonats- und Subdiakonatsweihe und 
feierlichen Profeß. Glaubensverſchiedenheit iſt mitinbegriffen, allein 
bei Eheſchließungen mit Juden oder Mohammedanern unter fol- 
genden Klauſeln: Fernſein der Gefahr der Polygamie oder der 
Beſchneidung und jeder „religiöſen“ Betätigung beim Zivilakt der Mo- 
hammedaner. — Eine beſcheidene Dispensabgabe ſoll für das heilige 
Ofſizium bzw. die SCSacr. geleiſtet werden. 3) Sanations vollmacht 
in den gleichen Hinderniſſen wie oben unter den notwendigen Giche- 
rungen, A. Vermeersch — J. Creusen: Epitome IC. tom. I App. 
In. 715, 29—31. 

Vollmachten der Propagandakongregation 1) Formula I: 
Vollmacht zu dispenſieren und zu ſanieren in allen Hinderniſſen 
niederen Grades, mit dem Recht der Subdelegation. — 2) For— 
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mula II: (major) Dispens⸗ und Sanierungsvollmacht in allen Hinder⸗ 
niſſen niederen und höheren Grades, ausgenommen die im Can. 1043 
und das Hindernis des Alters; Klauſel hinſichtlich der Ehe mit Juden und 
Mohammedanern wie oben; Subdelegation möglich, Epitome n. 717, 
15—17. — 3) Formula II (minor); die gleichen Vollmachten wie 
ſoeben angegeben. — 4) Formula III (maior): a) die gleichen Voll⸗ 
machten wie unter 2) und 3); b) die Vollmacht, den bekehrten Heiden 
mit Vielweiberei zu geſtatten, daß ſie eine beliebige ihrer Frauen als 
Ehefrau behalten dürfen, vorausgeſetzt daß dieſe ſich taufen läßt, die 
erſte aber nicht; die Vollmachten von den Interpellationen beim Pau⸗ 
liniſchen Privileg zu dispenſieren in ordentlichen und außerordentlichen 
Fällen, auch vor der Taufe. V. Epitome n. 719, nn. 21—27; Sub⸗ 
delegationsgewalt gegeben. — 5) Formula III (minor) gleicht hier 
der F. III (maior). 

III. Die vom heiligen Offizium gewährten Vollmachten. 
Das heilige Offizium gewährte in den chriſtlichen Ländern 
Vollmachten im Hinderniſſe der Bekenntnis ver⸗ 
ſchiedenheit (mixta religio), für die Miſſionsgebiete 
auch in jenem der Glaubens verſchiedenheit 
(eultus disparitas). 


Der Ordinarius Passavien. erhielt bei Gelegenheit jeiner 
Visitatio ss. liminum (Okt. 1923) vom hl. Off. zwei große 
Vollmachten auf 5 Jahre („Facultates additionales S. C. S. 
Officii“): „1) Dispensandi ... super impedimento mixtae 
religionis et etiam super disparitatis cultus ad cautelam; 
quoties prudens dubium oriatur de collatione baptismi 
partis acatholicae, quantenus ante nuptias pars acatholica 
ad veram religionem adduci, aut catholica ab ipsis nuptiis 
absterreri nequiverit.... 2) Sanandi in radice matrimonia 
attentata coram officiali civili vel ministro acatholico a 
suis subditis etiam extra territorium aut non-subditis intra 
limites proprii territorii cum impedimento mixtae re- 
ligionis aut disparitatis cultus, dummodo consensus in 
utroque coniuge perseveret, isque legitime renovari non 
possit, sive quia pars acatholica de invaliditate matrimonii 
moneri nequeat sine periculo gravis damni aut incommodi 
a catholico coniuge subeundi; sive quia pars acatholica 
ad renovandum coram Ecelesia matrimonialem consensum 
aut ad cautiones praestandas ad praeseriptum CJC Can. 
1061 § 2 ullo modo induci nequeat; dummodo aliud non 
obstet impedimentum dirimens, super quo Ipse dispen- 
sandi aut sanandi facultate non polleat.“ 
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f J) Bemerkungen zu beiden Vollmachten: 1) Stets muß der 
Ap. Delegation Erwähnung geſchehen. 2) Am Ende eines jeden Jahres 
muß der Ordinarius dem hl. Off. durch die SCConsist. über die Zahl 
und die Art der gewährten Dispenſen i. w. S. Bericht erſtatten. 

II) Bemerkungen zu der Dispensvollmacht: Was von 
den Gründen, Sicherungen (cautelae) und Maßregeln 
gegen den Abſchluß der Ehe vor dem akatholiſchen Religionsdiener oben 
($ 51) betont wurde, gilt hier in gleicher Weiſe. — Liegt bereits ein Kon⸗ 
kubinat vor (ſei es mit oder ohne Zivilehe), ſo muß das Argernis beſeitigt 
werden, damit der katholiſche Teil zum Empfang der Gnade ſich ent— 
ſprechend vorbereite. Hierbei iſt ſtets die Abſolution von der Exkommu⸗ 
nikation zu erteilen, wenn eine Trauung vor dem akatholiſchen Religions— 
diener unternommen wurde („attentatum fuerit); entſprechende heil- 
ſame Bußen ſind e e — Die wichtigſte Neuerung in dieſer Dispens⸗ 
vollmacht iſt die Gewährung der Befugnis, von der Glaubensverſchie— 
denheit (cultus disparitas) zu dispenſieren vorſichtshalber (ad cautelam), 
wenn ein begründeter Zweifel an der Gültigkeit der akatholiſchen Taufe 
ſich nicht beſeitigen läßt. Dieſe Dispenſe von der Glaubensverſchieden— 
heit ad cautelam muß in den Regiſtern genau angemerkt werden; denn 
wenn ſpäter die Ungültigkeit der akatholiſchen Taufe ſich klar herausſtellt, 
fo tritt die Verfügung des Can. 1070 $ 2 nicht mehr ein; die Ehe iſt und 
bleibt gültig, da ja die cultus disparitas behoben wurde. 

III) Bemerkungen zu den Sanierungsvollmachten. Hier 
kommen die Hinderniſſe der Bekenntnis⸗ (mixta religio) und Glau⸗ 
bensverſchiedenheit (cultus disparatis) nicht allein in Betracht, ſondern 
verbunden mit der H. der mangelnden Form. Der eheliche Konſens 
muß nach der Vorausſetzung gegeben ſein, allein derſelbe konnte eine 
gültige Ehe nicht bewirken wegen des Mangels der Rechtsform (Cann. 
1094 ff.) und wegen der Glaubensverſchiedenheit; Bekenntnisverſchieden⸗ 
heit ſcheidet hier natürlich aus. Alle Erforderniſſe der sanatio in radice 
(oben $ 60), ſowie jene bei Glaubens- ($ 47) bzw. Bekenntnisverſchieden⸗ 
heit ($ 51) müſſen genau beobachtet werden. Die gewährte Sanierung 
iſt in die Trauungs- und Taufregiſter einzutragen. Sollten aus der Ein⸗ 
tragung ins Taufregiſter Schwierigkeiten entſtehen, ſo kann dieſe Vor⸗ 
ſchrift erlaſſen werden. Mit der Unterzeichnung des Sanierungsreſkriptes 
durch den Ordinarius oder ſeines Bevollmächtigten iſt die Ehe gültig ge- 
worden; die etwa geborenen Kinder find legitim. Die Sanierungsvoll⸗ 
macht kann nur dem Pfarrer und dieſem nur von Fall zu Fall ſu b⸗ 
delegiert werden, während bei der Diſpensvollmacht die allgemeinen 
Grundſätze des Can. 199 gelten. — Kommt außer den oben genannten 
HH. noch ein anderes in Frage, welches über die Dispens⸗ bzw. Sa⸗ 
nierungsvollmachten des Ordinarius hinausgeht, z. B. Mangel des Kon⸗ 
ſenſes bei dem früheren Eheabſchluß, H. des Ehebandes, das ſpäter auf⸗ 
hörte, ſo kann die Sanierung der Ehe in der Wurzel nicht betätigt werden. 

Der Schismatiker Petrus wollte die Katholikin Johanna ehelichen, 
aber zur Erfüllung der Sicherungen konnte er nicht bewogen werden. 
Johanna wurde ſchismatiſch und ſchloß die Zivilehe mit nachfolgender 
ſchismatiſcher Trauung. Eine todesgefährliche Krankheit brachte Jo⸗ 
hanna zur Beſinnung; freilich Petrus wollte von der Konſenserneuerung 
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durchaus nichts wiſſen. „Ich lebe in gültiger Ehe; wozu ein abermaliger 
Eheabſchluß!“ Auch Johanna hatte bei den früheren Akten einen natur- 
rechtlichen Konſens geben wollen und gegeben. Die gewichtigen Gründe 
für eine Sanierung der Ehe lagen vor. Die Sicherungen wurden 
vom „Manne“ zugeſagt. Die Frau wurde von den Zen ſuren wegen 
Abfalls vom Glauben und Abſchluſſes der „Ehe“ vor dem alatholiſchen 
Religionsdiener (dem stilus curiae entſprechend) abſolviert. In einer 
zeitweiligen Trennung vom „Manne“ wurde die Seele auf die ſakramen⸗ 
tale Gnade vorbereitet. Der Akt der sanatio wurde in die zuſtändigen 
Trauungsregiſter und auch in das Taufregiſter einge- 
tragen. 

IV. Die Vollmacht der Ordinarien in zweifelhaften 
Fällen. In zweifelhaften Fällen des göttlichen Rechts 
iſt allein der Heilige Stuhl zuſtändig; vgl. Cann. 1038 § 1; 
1076 § 3. — In rein kirchenrechtlichen Fällen gilt Can. 15: 
„Leges, etiam irritantes et inhabilitantes, in dubio iuris non 
urgent; in dubio autem facti potest Ordinarius in eis dispen- 
sare, dummodo agatur de legibus in quibus Romanus Pon- 
tifex dispensare solet.“ — Taucht ein zweifelhafter Fall auf, 
jo berichte der Seelſorger ſtets an den Ordinarius; denn 
dieſer vermag am beſten zu beurteilen, ob ein begründeter 
Rechts⸗ oder Tatſachenzweifel vorliegt. Im letzteren Falle 
ſpendet der Ordinarius die Dispenſe, im erſten erklärt er, 
daß ein Hindernis nicht vorliegt wegen Can. 15; durch Can. 
1125 erhielten die Ortsordinarien, Pfarrer und 
Prieſter S. J. die großen Vollmachten der Konſt. „Po- 
pulis“ für das Paul. Privileg, unter $ 63. 


S 62. Vollmachten der pfarrer und anderer Priefter. 


Dispensvollmachten werden im Kodex eingeräumt: dem 
Pfarrer, dem Prieſter des Can. 1098 und dem Beichtvater. 
Wir wollen dieſe Vollmachten im einzelnen kennen lernen. 


J. Vollmachten des Pfarrers. Wie der Ordinarius, ſo 
hat der Pfarrer Vollmachten in dringender Todes ge— 
fahr und im „verwickelten“ Falle. 1) In dring⸗ 
licher Todesgefahr hat der Pfarrer die ganz gleichen 
Vollmachten wie der Ordinarius, unter der Vorausſetzung 
jedoch, daß auch der Ordinarius nicht erreichbar iſt 
(„solum pro casibus in quibus ne loci quidem Ordinarius 
adiri possit“) Can. 1044. — Unter „Pfarrer“ iſt hier zu ver⸗ 
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ſtehen jener Prieſter, welcher jure ordinario den Ehen aſſi⸗ 
ſtieren kann (S. 235), alſo der parochus loci. Außer dem 
Pfarrgebiet iſt ja der Pfarrer nur sacerdos aut delegatus 
aut non delegatus. 


2) Im „verwickelten“ Fall beſitzt der Pfarrer die 
gleichen Vollmachten wie der Ordinarius in demſelben Fall, 
wieder unter der Vorausſetzung, daß der Ordinarius nicht 
zu erreicheniſt. Doch iſt hier die Vollmacht des Pfarrers 
nur auf „Geheimfälle“ („solum pro casibus oceultis“) 
beſchränkt Can. 1045 $ 3. — a) Der Ordinarius iſt uner- 
reichbar nicht nur, wenn das Aufſuchen desſelben phyſiſch 
oder moraliſch unmöglich iſt, ſondern auch wenn bei dem 
Bittgeſuch an den Ordinarius das Amtsgeheimnis 
verletzt würde („eum periculo violationis secreti“). Daß 
unter dem Worte „secretum“ nicht nur das Beichtgeheimnis, 
ſondern auch das Amtsgeheimnis zu verſtehen iſt, ergibt ſich 
aus Cann. 889, 1755 § 2 n. 1; 2369. — b) „Geheim“ iſt 
der Fall, wenn das fragliche Hindernis ſeiner Natur nach ge- 
heim iſt, z. B. „Verbrechen“, womit ſich das Geheimſein der 
Tatſachen verbinden muß. Nicht das Hindernis 
muß geheim ſein, ſondern der Fall. 


3) Die Vollmachten des Pfarrers in dringlicher Todes— 
gefahr gelten für das äußere und innere Forum; 
jene im „verwickelten“ Falle nur für das innere, ſowohl 
für das ſakramentale als das nicht-ſakramen⸗ 
tale Forum Cann. 1045 § 3; 1046; 202. — In beiden 
Fällen kann dispenſiert werden wie für Eingehung ſo für 
Gültigmachung der Ehe. 

4) Praktiſche Behandlung der Dispenſation. 
In allen vorkommenden Fällen frage ſich der Pfarrer: 
Kann ich dispenſieren? Soll ich dispenſieren? Zu 
dieſem Behufe prüfe er die Vorausſetzungen, die Hinder— 
niſſe, die Gründe, die Auflagen. Kann er ſich ſagen: Die 
Vorausſetzungen ſind gegeben, die Hinderniſſe ſind dispen— 
ſierbar (auch nach dem ſtaatlichen Recht), jo mache er 
die Auflagen und erteile die Dispenſe in folgender (oder 
ähnlicher) Formel: „Auctoritate Apostolica dispenso vo- 
biscum (tecum) super hoc impedimento, e. gr. criminis, 
ceterisque in casu concurrentibus, in quantum possum, in 
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nomine Patris et Filii et Spiritus saneti. Amen.“ — Es folgt 
Mitteilung der erteilten Dispenſe an die Brautleute 
und Zeugen; an die Brautleute; an eine Brautperſon allein, 
je nach den Umſtänden; — die Eheſchließung vor dem 
Pfarrer und zwei Zeugen, wenn nicht auch von der Form 
dispenſiert wurde; — die Eintragung der Trauung in 
die Trauungsregiſter (Can. 1103); — endlich die Meldung 
der im äußeren Forum erteilten Dispenſe und erfolgten 
Trauung Can. 1046, ebenſo der im nicht⸗ſakramentalen 
Forum gewährten Dispenſe; vgl. Can. 1047. 


II. Vollmachten des Prieſters in der Lage des Can. 1098. 
Wenn in den Notfällen des Can. 1098 ein Prieſter beigezogen 
wird, ſo beſitzt dieſer die gleichen Vollmachten wie der Pfarrer 
in der gleichen Lage. Die Eintragungen in die Trauungs⸗ 
und Taufregiſter darf er nicht ſelbſt machen, ſondern muß 
ſie beſorgen nach Can. 1103 § 3, während er ſelbſt die im 
äußeren und inneren nicht⸗ſakramentalen Forum erteilten 
Dispenſen an den Ordinarius meldet. — Beſitzt er im „ver⸗ 
wickelten“ Falle keine Beichtjurisdiktion, ſo kann er die Dis⸗ 
penſe nur in foro non-sacramentali gewähren. 


III. Vollmachten des Beichtvaters. In dringlicher 
Todesgefahr und im „verwickelten“ Falle beſitzt der Beicht⸗ 
vater die gleichen Vollmachten wie der Pfarrer, nur gelten 
dieſelben ausſchließlich für das innere Forum, und bei 
der Todesgefahr kann er ſie nur in actu sacramentali con- 
fessionis erteilen. Im „verwickelten“ Falle iſt kein Unter⸗ 
ſchied gemacht zwiſchen ihm und dem Pfarrer oder Prieſter 
des Can. 1098; vgl. 1045 § 3; 202 $ 2, jo daß ſeine Dis⸗ 
pensvollmacht in der Beicht ji her, außer der Beicht b e- 
gründet (probabilis) iſt; vgl. Can. 209. 

IV. Vollmachten des delegierten Prieſters. Der Prieſter, 
welcher, ſei es vom Ordinarius, ſei es vom Pfarrer, zur 
Eheaſſiſtenz beſtellt wurde, hat vom Rechte keine Dis⸗ 
pensvollmacht. Soll er nun eine ſolche erhalten, ſo muß er 
entweder vom Ordinarius oder vom Pfarrer mit der aus⸗ 
drücklichen Vollmacht, zu dis penſieren, verſehen wer⸗ 
den. Daraus folgt, daß der Ordinarius bzw. Pfarrer, welcher 
einen gewöhnlichen Prieſter in einem beſonderen Fall oder 
ein Seelſorgehilfsprieſter (vicarius cooperator) für einen Fall 
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oder allgemein mit Aſſiſtenzbefugnis betraut (Can. 1096), 
dieſem zugleich die Dis pensgewalt der Cann. 1043 
bis 45 übertragen ſoll. Beide können dieſe Gewalt delegieren, 
weil fie eine ordentliche iſt Cann. 197 § 1; 199 § 1. Hätte 
der zur Aſſiſtenz delegierte Prieſter keine Dispensgewalt de⸗ 
legiert erhalten, ſo könnte er entweder ſeine (freilich auf das 
forum internum beſchränkte) Beichtvatergewalt benützen oder 
er könnte ſich betrachten als Prieſter des Can. 1098 n. 2. 
Sollte letztere Anſicht auch nur Wahrſcheinlichkeit beſitzen, 
ſo darf man ſich darnach richten auf Grund des Can. 209. 


Poſitive Vorbereitung des Eheabſchluſſes. 

Sind die etwaigen Hinderniſſe beſeitigt, ſo gilt es die 
Ehe poſitiv vorzubereiten durch die Verlobung, das Braut- 
examen und die Beibringung der notwendigen Zeugniſſe. 
Die genannten Akte ſind zwar erſprießlich, aber nicht weſent⸗ 
lich notwendig. 


§ 65. die verlobung. 
Sponsalia. 


I. Quellen: Can. 1017. — Trid. sess. 24. C. 3. d. r. m. — 
Deer. „Ne temere“ d. 3. Aug. 1907. 


II. Begriff: Unter Verlobung (Eheverlöbnis, Ehever⸗ 
ſprechen, sponsalia de futuro) verſteht man den Vertrag, 
welcher eine künftige Ehe zum Gegenſtand hat. 

Erklärung: 1) Da die Verlobung ein wirklicher Vertrag iſt, ſo 
muß vorhanden ſein: a) ein wahrer Konſens; b) ein möglicher und er⸗ 
laubter Vertragsgegenſtand; hier eine künftige Ehe ohne trennende oder 
verbietende Hinderniſſe; e) die Rechtsfähigkeit der Vertragſchließenden; 
d) die Einhaltung der etwa vorgeſchriebenen Rechtsform. — 2) Zur Be⸗ 
feſtigung des Vertrages kann zwar ein Angeld (Aufgeld, arra, arrha), 
aber keine Strafe beigefügt werden. — 3) Bis zum 19. April 1908 gab 
es nur in Spanien und von 1900 an auch im Lateiniſchen Amerika eine 
eigene Rechtsform für die Verlobung; kraft des Dekretes „Ne temere“ 
wurde die ſchriftliche Form in der ganzen katholiſchen Kirche eingeführt, 
wie ſie noch jetzt beſteht. Damit wurde das ſpaniſche uſw. Partikularrecht 
aufgehoben. 


III. Die Weſensform der Verlobung. Can. 1017: 
„Das einſeitige Eheverſprechen und die zweiſeitige Ver⸗ 
lobung („promissio sponsalitia“) ſind nichtig für die beiden 
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Foren, wenn ſie nicht geſchahen in ſchriftlicher Form, unter⸗ 
zeichnet von den Vertragsſchließenden und entweder vom 
Pfarrer oder Ortsordinarius, oder wenigſtens von zwei 
Zeugen ($ 1). Wenn jeder (der Brautteile) oder ein Teil 
des Schreibens unkundig oder unfähig iſt, ſo muß dieſer Um⸗ 
ſtand in dem ſchriftlichen Akt unter der Bedingung der Gül⸗ 
tigkeit hervorgehoben und ein weiterer Zeuge beigezogen 
werden, der mit den übrigen die Schrift unterfertigt (§ 2).“ 

Erläuterung: 1) Das Eheverſprechen muß inſchriftlicher 
Form gefertigt ſein, alſo entweder handſchriftlich oder auch künſtlich ver⸗ 
vielfältigt, wie gedruckt, lithographiert, hektographiert uſw. Die Angabe 
von Zeit und Ort des Vertragsabſchluſſes darf nicht fehlen 8. C. C. 
d. 27. Iul. 1908 ad II. — 2) Beim Verlobungsvertrag müſſen anweſend 
ſein und mitunterzeichnen Zeugen, und zwar entweder ein amt⸗ 
licher oder zwei ge wöhnliche Zeugen. Der amtliche Zeuge iſt der 
Pfarrer oder der Ordinarius des Ortes der Verlobung. Der Amtszeuge 
kann einen anderen Prieſter nicht delegieren. — 3) Der Verlobungs⸗ 
vertrag, ſchriftlich abgefaßt, muß handſchriftlich unterzeichnet 
werden, ein Handzeichen ſtatt der Unterſchrift, z. B. ein Kreuz, genügt 
nicht. Die beigezogenen Zeugen müſſen unterſchreiben und darum müſſen 
ſie des Schreibens kundig und fähig ſein. Iſt ein Brautteil (oder 
beide) des Schreibens nicht kundig oder vermag er nicht zu ſchreiben, ſo 
muß dieſer Umſtand im Vertrage hervorgehoben und ein weiterer (2. bzw. 
3.) Zeuge beigezogen werden, der mit den übrigen anweſend iſt und den 
Vertrag mitunterzeichnet. — 4) Die Verlobung kann wie die Ehe durch 
einen Stellvertreter (procurator) und mit Hilfe eines Dol⸗ 
metſchers (interpres) geſchloſſen werden; vgl. Cann. 1089 —90. An 
die Verlobungsform des Can. 1017 ſind nicht gebunden: a) die Unge⸗ 
tauften Can. 12; b) jene getauften Akatholiken, welche 
der Eheeingehungsform nicht unterworfen find Can. 1099; e) die un ie r⸗ 
ten Katholiken des Morgenlandes Can. 1. 

IV. Wirkungen der Verlobung. Jedem Brautteile ob⸗ 
liegt die ſchwere Verpflichtung, die Ehe rechtzeitig ein⸗ 
zugehen und in der Zwiſchenzeit die bräutliche Treue 
zu bewahren. Ein Ehehindernis erwächſt aus den Sponſalien 
nicht mehr. Denn Can. 1017 $ 3 lautet: „At ex matrimonii 
promissione, licet valida sit nec ulla iusta causa ab eadem 
implenda excuset, non datur actio ad petendam matri- 
monii celebrationem: datur tamen ad reparationem dam- 
norum, si- quae debeatur.“ — Vor dem 19. Mai 1918 gab 
es zwei Ehehinderniſſe, welche aus der Verlobung erwuchſen: 
a) das trennende Hindernis des öffentlichen Anſtandes aus 
gültigen Sponſalien, reichend bis zum 1. Grad der geraden 
und ſeitlichen Linie; b) das verbietende Hindernis der Spon⸗ 
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ſalien, welches die Ehe unerlaubt machte zwiſchen dem Bräu⸗ 
tigam und jeder weiblichen Perſon außer der Braut, und um- 
gekehrt. Dieſe beiden Hinderniſſe ſind mit dem Kodex für 
die Zukunft beſeitigt worden. — Die „Schadenerſatzklage“ 
(actio ad reparationem damnorum) iſt „mixti fori“, 
d. h. kann beim geiſtlichen und weltlichen Richter eingelegt 
werden, und bewirkt keinen Aufſchub der Ehe, CC. dd. 2.—3. 
lun. 1918 IV n. 1 (AAS. 10, 345). 


V. Auflöſung der Verlobung. Die Verlobung kann 
auf dreifache Weiſe dee werden: 1) durch gegenſeitige 
Übereinftimmung; 2) durch phyſiſche 200 moraliſche 
Unmöglichkeit der verſprochenen Ehe; c) durch be— 
deutende Anderung des Standes der Dinge; näheres bei 
Leitner, M.: Eherecht (3. Aufl.) S. 342 f. 


§ 64. das Brauteramen. 
Examen Sponsorum. 


Das Brautexamen ſtammt der Natur der Sache gemäß 
aus der älteſten Zeit der Kirche; in Deutſchland war es be— 
reits zur Zeit Karls des Großen üblich. Seine Wichtigkeit 
wird ihm ſtets einen Platz in der Hirtentätigkeit des Pfarrers 
bewahren. Der Kodex handelt über das Brautexamen in 
den Cann. 1020 und 1033; vgl. CC. dd. 2.—3. lun. 1918 
(AAS. 10, 345). 


I. Das Brautexamen, d. i. die Prüfung und Belehrung 
der Brautleute über die zum Eheſtande notwendigen Kennt— 
niſſe, iſt eine ſchwere Standespflicht des Pfarrers. 
Es muß rechtzeitig und an einem würdigen Orte, z. B. in 
der Hauskapelle, abgehalten werden. 


II. Gegenſtand des Brautexamens: 1) Die Grundwahr— 
heiten des katholiſchen Glaubens („doctrina christiana“); 
2) die ehelichen Standespflichten („sanctitas sacramenti 
matrimonii; mutae conjugum obligationes; parentum ob- 
ligationes erga prolem“); 3) die Vorbereitung des Eheab— 
ſchluſſes („adhortetur parochus sponsos, ut ante matrimonii 
celebrationem sua peccata diligenter confiteantur et ss. 
Eucharistiam pie recipiant“). 
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III. Art des Brautexamens. Der Brautunterricht iſt 
für alle Brautpaare gleich dem Inhalte, nicht der For m 
nach. Vielmehr muß der Pfarrer auf die Faſſungskraft, das 
Alter, die Bedürfniſſe und die Stellung derſelben gebührend 
Rückſicht nehmen Cann. 1020 —33. Sit „institutio prorsus 
pia, brevis, casta, cauta, eircumspeeta et opportuna“, Rit. 
Warmien. pag. 220. 


§ 65. die Trauungszeugniſſe. 

„Parochus matrimonio ne assistat, antequam omnia 
documenta necessaria reciperit“ Can. 1030. Der Pfarrer 
muß die notwendigen Zeugniſſe beibringen, ſei es die kirch⸗ 
lichen, ſei es die ſtaatlichen, ſoweit dieſe gefordert ſind. 

J. Kirchliche Zeugniſſe. 1) Das Tauf⸗ und Ge⸗ 
burtszeugnis iſt dann notwendig, wenn ein Braut⸗ 
teil außerhalb der Trauungspfarrei geboren und getauft 
wurde Can. 1019 $ 2; S. C. Sacr. d. 6. Mart. 1911 n. I. — 
2) Ein Ledigſchein wird erfordert, wenn eine Verkündi⸗ 
gung außerhalb der Trauungspfarrei geſchah. — Am wich⸗ 
tigſten iſt der Ledigſchein dann, wenn ein Brautteil (oder 
beide) bereits verheiratet war (testimonium de statu liber- 
tatis, oben S. 208). — 3) Die Dispensurkunde, wenn 
eine ſolche notwendig und gewährt iſt, muß im Pfarrarchiv 
vorliegen oder im Ledigſchein bezeugt ſein. — 4) Der Ent⸗ 
laßſchein (licentia) verleiht dem trauenden Pfarrer die 
Erlaubnis, fremde Brautleute zu trauen. — 5) Für Prieſter, 
welche zur Aſſiſtenz keine Zuſtändigkeit beſitzen, muß die 
Aſſiſtenzbefugnis (delegatio) ausdrücklich ent⸗ 
weder mündlich oder ſchriftlich vorliegen. — 6) Bei do mi⸗ 
zilloſen Perſonen muß die Erlaubnis des Ordi⸗ 
narius oder ſeines Delegaten gegeben ſein. — 7) Ein Beicht⸗ 
und Kommunionzeugnis iſt notwendig, wenn die 
Brautleute auswärts dieſe heiligen Sakramente aus Anlaß 
der Trauung empfangen haben. 

II. Staatliche Zeugniſſe. In Deutſchland und in der 
Schweiz iſt für die kirchliche Trauung nur mehr „die Be⸗ 
ſcheinigung der bürgerlichen Eheſchließung“ 
gefordert. — Da in Oſterreich der Pfarrer zugleich Stan⸗ 
desbeamter iſt, ſo benötigt er auch gewiſſe ſtaatlich geforderte 
Zeugniſſe; vgl. Leitner M.: Eherecht (3. Aufl.) S. 352 f. 
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§ 66. der Eheabſchluß. 
Matrimonii celebratio. 


Wir unterſcheiden einen dreifachen Eheabſchluß: einen 
rein naturrechtlichen; einen kirchenrechtlichen, und zwar einen 
ohne und einen mit den kirchlichen Riten. 

J. Der naturrechtliche Eheabſchluß geſchieht durch die 
äußere Kundgebung des Ehewillens zweier rechtsfähiger 
Perſonen: „Matrimonium facit partium consensus inter per- 
sonas jure habiles legitime manifestatus“ Can. 1081 $ 1. 
Zwei rechtsfähige Perſonen müſſen ſich gegenſeitig zum Che- 
ſtande verpflichten. Im Can. 1081 iſt nach „consensus“ das 
Wort maritalis zu ergänzen. — Wenn der Ehewille ſo 
ausgedrückt iſt, daß der andere Teil denſelben richtig ver⸗ 
ſtehen kann, ſo genügt das naturrechtlich; eine beſondere Form 
iſt nicht notwendig. Wenn darum z. B. getaufte Akatholiken 
ohne die bürgerliche oder „religiöſe“ Form ſich den Konſens 
geben, ſo iſt das eine wirkliche Ehe, wenn kein trennendes 
Hindernis derſelben entgegenſteht. 

II. Der kirchenrechtliche Eheabſchluß geſchieht in gleicher 
Weiſe wie der naturrechtliche, nur muß dazu die von der 
Kirche vorgeſchriebene Form eingehalten werden. Dieſe 
Eheſchließungsform ohne kirchliche Riten wird beſchrieben in 
den Cann. 1094—99, oben S. 234. So oft dieſe Weſens⸗ 
form eingehalten wird, kommt eine wirkliche Ehe zuſtande, 
wenn auch die religiöſen Zeremonien fehlen. 

III. Der kirchliche Trauungsakt beſteht a) aus der We⸗ 
ſensform; b) aus dem Eheſegen des Rituale (Kopulation); 
o) aus dem Eheſegen des Miſſale („Brautſegen“). Es erübrigt 
hier nur die beiden Segen genauer kennenzulernen. 


A. Der Eheſegen des Rituale, die Kopulation. 


1) Für alle katholiſchen Braut- und Eheperſonen beſteht 
die ſchwere Verpflichtung, ſich den Segen des Rituale 
geben zu laſſen. Haben ihn Katholiken bei der Eheſchließung 
ſchuldbar oder ſchuldlos verſäumt, ſo müſſen ſie denſelben 
nachholen laſſen, freilich mit Auslaſſung der Konſenserklärung 
und der dazu gehörigen Worte „Ego conjungo vos ete.“ — 
Eheleute, welche ſich zur katholiſchen Kirche bekehrt haben, 
empfangen ihn mit großem Nutzen. 


318 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


2) Die Vornahme der Kopulation iſt ein Recht und 
eine Pflicht des zuſtändigen Pfarrers Cann. 462 n. 4; 
1100-01. 


3) Die Form der Kopulation nach dem römiſchen 
Rituale iſt ſehr einfach. Jeder trauende Prieſter muß ſich 
nach dem Diözeſanrituale richten. — In der latei⸗ 
niſchen Kirche beſtehen allgemein folgende Vorſchriften: 
a) Liturgiſche Kleidung: Superpelliz und Stola 
von weißer Farbe oder im unmittelbaren Anſchluß an die 
heilige Meſſe die Meßgewänder. — b) Anweſenheit und Dienſt 
eines Klerikers (Mesners, Miniſtranten), angetan mit 
Superpelliz. — e) Ort: die Pfarrkirche oder mit Er⸗ 
laubnis des Ordinarius oder Pfarrers eine ſonſtige Kirche 
oder Kapelle (oratorium publicum vel semipublicum) 
Can. 1109 § 1; eine Privatkapelle oder ein anderer 
würdiger Ort in einem außerordentlichen Falle und mit 
Erlaubnis des Ortsordinarius, der ſie nur aus rechtmäßigem 
Grunde gewähren kann; — die Seminarkirche oder 
die Kirche weiblicher Religioſen nur im Notfall und 
mit Anwendung der gebotenen Vorſichtsmaßregeln Can. 1109 
§ 2. — d) Zeit: Jederzeit kann die Eheſchließung 
ſtattfinden. Die liturgiſche Trauung ſoll am Vor⸗ 
mittag gehalten werden ſchon in Hinſicht auf die Brautmeſſe 
R. R. tit. 7 cp. 2 nn. 1 sq. Der Biſchof kann verbieten, daß 
die Trauung nachmittags ſtattfinde. 

Die Brautleute ſollen dieſes heilige Sakrament möglichſt würdig 
empfangen, alſo in gezie mender Kleidung (feſtlich, ſittſamD) und 
in guter Geiſtesverfaſſung. — Es ziemt ſich, daß die Trauung geehrt 
ſei durch zahlreiche Anweſenheit der Eltern und Anverwandten R. R. 
tit. 7 cp. 2 n. 1. — Der Bräutigam hat den Pla tz zur Rechten, die Braut 
zur Linken; ſo im Anſchluß an 1 Kor 11, 3 die meiſten Diözeſanritualien. — 
Werden mehrere Brautpaare zu gleicher Zeit getraut, fo können die 
Anſprache zu Beginn und die Schlußgebete gemeinſam verrichtet werden, 
die übrigen Riten ſeien bei jedem Paare getrennt. — An die Trauung 
ſchließt ſich in der Regel der feierliche Brautſegen der Meſſe an. a 


B. Der Segen des Miſſale, der feierliche Brautſegen. 


J. Quellen: Cann. 462 n. 4; 1100—02; 1108; 1143; 
2271—72. S. Off. d. 31. Aug. 1881 (Conc. Plen. A. L. n. 598). 
II. Begriff. Der feierliche Brautſegen iſt jener Segen, 
welcher ſich im Miſſale findet, und zwar in dem Formular 
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der „missa pro sponso et sponsa“. Er beſteht aus dem tief- 
gründigen Meßformular ſelbſt und drei Gebeten, die während 
der Meſſe, zuerſt nach dem „Sed libera nos a malo. Amen“, 
dann vor dem „Placeat“ eingejchaltet werden. — In ein 
und derſelben Meſſe kann der Brautſegen mehreren Paaren 
zu gleicher Zeit geſpendet werden, ohne daß dabei etwas 
müßte verändert werden. 

Die Brautmeſſe darf nach Can. 1108 und S. R. C. d. 14. Iun. 1918 
außerhalb der geſchloſſenen Zeit ohne weiteres, in derſelben mit Erlaubnis 
des Ortsordinarius genommen werden an allen Tagen, ausgenommen 
a) die Sonn- und Feiertage (auch die abgewürdigten, AAS. 10, 332 
und 530; St. Silveſter!); b) die Feſte I. und II. Klaſſe; c) die privile- 
gierten Oktaven von Oſtern und Pfingſten (1. O.), von Epiphanie 
und Fronleichnam (2. O.); d) die privilegierten Ferien (Aſchermitt⸗ 
woch; Montag, Dienstag, Mittwoch der Karwoche); e) die privilegierten 
Vigilien von Weihnachten, Epiphanie und Pfingſten. — Der Braut⸗ 
ſegen mit Einlegung der Orationen aus der Brautmeſſe (sub una 
conclusione, wenn die Rubriken die 2. Oration ausſchließen) iſt an allen 
Tagen des Jahres ſtatthaft (in der verbotenen Zeit mit Erlaubnis des 
Ordinarius), ausgenommen Karfreitag und Allerſeelen. 

III. Empfänger. Das Recht auf den Brautſegen hat 
jede katholiſche Ehefrau, welche denſelben noch nie emp⸗ 
fing, wenn ſie mit einem katholiſchen Manne ver⸗ 
mählt iſt, Cann. 1102 § 2; 1143. Der Empfang des Braut⸗ 
ſegens iſt keine Pflicht, doch gehen die ihn verſäumenden 
Eheleute der Gnaden verluſtig, welche damit verknüpft ſind. — 
Der Segen kann nicht unmittelbar vor, ſondern erſt nach 
der Eheſchließung erteilt und empfangen werden, auch nach 
Verlauf von vielen Jahren. Auch Eheleute, welche ſich nach 
ihrer Eheſchließung zur katholiſchen Kirche bekehrt haben, 
können desſelben teilhaft werden. 

IV. Spender. Die Erteilung des Brautſegens iſt Pfarr⸗ 
recht und Pfarrpflicht Cann. 462 n. 4; 1101 § 2. 
Die Pflicht tritt ein, wenn die Eheleute rechtmäßig darum 
bitten und kein ſchwerwiegender Grund entgegenſteht. Der 
Prieſter iſt nicht verpflichtet, die Brautmeſſe für die Emp⸗ 
fänger des Brautſegens aufzuopfern. — Die Braut⸗ 
meſſe und der Brautſegen gehören zuſammen. Wenn auch 
der Apoſtoliſche Stuhl Indulte erteilen könnte, ſo wäre der 
etwa geſpendete Segen zwar ein Sakramentale, aber nicht 
der feierliche Brautſegen der Meſſe. Wie groß ift die Aus⸗ 
zeichnung der Eheſchließung katholiſcher Brautleute, welche 
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von dem Opferblute der heiligen Meſſe unmittelbar be- 
ſprengt wird. 

1) Bei Miſchehen fällt der feierliche Brautſegen immer fort, 
ebenſo ſollten nach dem allgemeinen Rechte alle heiligen Riten wegfallen, 
indes können die Ordinarien bei erlaubten Miſchehen zur Vermei⸗ 
dung größerer Übel gewiſſe Riten dulden, wie es auch in unſeren Ge⸗ 
genden geſchieht Can. 1102. 

2) Iſt die Braut bzw. Frau von den Hinderniſſen der Cann. 
1065—66 frei, fo darf die kirchliche Trauung, der feierliche Brautſegen 
nicht ausgeſchloſſen, erlaubt werden, außer es wäre ein Lokalinter⸗ 
dikt vorhanden bei welchem die „benedictio nuptialis“ immer aus- 
geſchloſſen iſt Cann. 2271—72. Wäre jedoch die Braut (Frau) behin⸗ 
dert, ſo kann ſie bei einer Exkommunikation oder bei einem Interdikt 
p. s. den Segen weder des Rituales noch des Miſſales erhalten Can. 2260 
$ 1; ſonſt könnte der Segen des Rituales geduldet werden. a 

3) Die „benedietio thalami“, d. i. die Segnung des 
Chebettes oder des Brautgemaches, ſoll, wo möglich, vor dem Voll⸗ 
zug der Ehe geſchehen: fie iſt nicht ausſchließliches Pfarrecht, RR. 
kit. 8 e. 8. 


C. Trauungsmatrikel, Trauungsregiſter, 
liber matrimoniorum. 
I. Quellen: Cann. 470 § 1; 1103; 1813 $ 1; 2383; 2406. 


II. Berechtigt iſt der Pfarrer des Trauungsortes oder 
deſſen Stellvertreter; ein ſonſtiger Prieſter nur mit Be⸗ 
willigung des Apoſtoliſchen Stuhles. Da die Eintragungen 
ſofort nach der Trauung zu machen ſind, ſo hat der Prieſter, 
welcher nicht Seelſorger iſt, die Eintragungen aufzuzeichnen 
und zu beglaubigen, damit ſie ſpäter in das eigentliche Regiſter 
aufgenommen werden können. 

III. Gegenſtand. „Parochus quam primum deseribat 
in libro matrimoniorum nomina conjugum, ac testium, 
locum et diem celebrati matrimonii, atque alia, secundum 
modum in libris ritualibus et a proprio Ordinario praeserip- 
tum“ Can. 1103 $ 1. 

Sehr umfaſſend find die Rubriken des Trauungsbuches in O ſter⸗ 
reich. Zur Beachtung und Beleuchtung ſeien fie hier angeführt: 1) Reihe⸗ 
zahl; 2) der trauende Prieſter (Copulans); 3) Jahr, Monat, Tag der Ehe⸗ 
ſchließung; 4) Name, Charakter, Geburtsort, Zuſtändigkeitsgemeinde und 
Abſtammung des Bräutigams; 5) Wohnort des Bräutigams; 6) Religion 
des Bräutigams; 7) Alter des Bräutigams; 8) und 9) Ledig, Witwer; 
10—15) die Angaben 4—9 für die Braut; 16) Beiſtände; 17) Anmer⸗ 
kungen. In Ländern, wo die Zwangszivile he beſteht, muß auch 
der Abſchluß dieſer angemerkt werden. N 
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Da die Taufmatrikel alle wichtigen Angaben 
zuſammenfaſſen ſoll, ſo muß von der geſchehenen Trauung 
auch im Taufregiſter eine Notiz gemacht werden Can. 1103 8 2. 
Darum hat der Pfarrer des Trauungsortes dem Pfarrer, 
welcher die Taufbücher der Neuvermählten verwahrt, genauen 
und beglaubigten Bericht zu erſtatten über die geſchehene 
Trauung: durch Angabe von Tauf- und Familiennamen, 
Alter und Religion der Neuvermählten; des Ortes und der 
Zeit der Trauung; der Nummer des Eheregiſters, Inſtruktion 
der Sakramentenkongregation vom 6. März 1911 ad II. — 
Bei Ausſtellung von Taufzeugniſſen zum Zwecke einer er⸗ 
neuten Verehelichung muß im Taufzeugnis der früheren 
Verheiratung Erwähnung geſchehen (latine!) ibi ad I. — 
Sollte eine beſtehende Ehe eines Katholiken erſt ſpäter ent⸗ 
deckt werden, ſo muß für allſeitige Pen in die Re⸗ 
giſter geſorgt werden. 


IV. Außerordentliche Eintragungen. 1) Wurde eine 
Ehe in der Ausnahmeform des Can. 1098 geſchloſſen, 
ſo müſſen die Neuvermählten, die Zeugen, muß der etwa 
aſſiſtierende Prieſter für die vorgeſchriebene Eintragung 
ſorgen Can. 1103 $ 3. — 2) Die Gültigmachung einer 
bereits eingetragenen Ehe muß im Ehe⸗ und Taufregiſter 
vermerkt werden. — Die Gültigmachung einer nicht ein⸗ 
getragenen Ehe muß neu eingetragen werden mit 
dem Vermerk der Gültigmachung (convalidatio). — Die 
gleichen Vorſchriften gelten auch für die Sanierung. 
Nur wenn im inneren ſakramentalen Forum eine 

Ehe gültig gemacht oder ſaniert wurde, ſo erfolgt natürlich 
keine Eintragung ME. 26, 328 n. 19. — 3) Hat der Diözeſan⸗ 
biſchof eine Trauung vorgenommen, ſo hat der Pfarrer 
des Trauungsortes die Einträge zu machen und zu beſorgen. — 
4) Die Einträge, wie ſie Can. 1103 § 1 vorſchreibt, müſſen 
immer gemacht werden, auch in Miſſionsgebieten; ſollten 
ſich Schwierigkeiten ergeben, ſo darf eine Geheimſchrift 
gebraucht werden S. C. Saer. d. 12. (13.) Mart. 1910 ad IX 
(AAS. 2, 194 sq.; ME. 22, 109). 


V. Beweis des Eheabſchluſſes. Der Eheabſchluß wird 
bewieſen: a) durch ein Zeugnis auf Grund des Ehe- oder 
Taufregiſters Can. 1816; b) durch das Zeugnis einer Amts⸗ 
Leitner, Handbuch des tathollſchen Kirchenrechts IV. 21 
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perſon, alſo des Prieſters, welcher der Ehe aſſiſtierte 
Can. 1791 $ 1; e) durch das Zeugnis wenigſtens zweier 
einwandfreier Zeugen ibi $ 2. — Dieſe Beweiſe genügen 
immer. Iſt es aber unmöglich, ſolche Beweiſe zu erlangen, 
fo genügt auch ein „hal b⸗vollgültiger“ Beweis (pro- 
batio semiplena), vorausgeſetzt, daß Rechte Dritter dabei 
nicht berührt werden. — Für die Wiederverheira⸗ 
tung eines „Ehegatten“ oder für die Weihebeför⸗ 
derung eines Mannes oder Sohnes ſolcher Verbindungen 
iſt ein vollgültiger Beweis erfordert 8. C. Sacr. d. 17. Febr. 
1911 in Venetiarum (AAS. 3, 103; ME. 23, 56). 


VI. Stolgebühren bei Trauungen. Für die Trauungen 
gelten die allgemeinen Grundſätze über die Stolgebühren 
Cann. 463; 1097 § 3. Wer trauungsberechtigt iſt, hat auch 
das Anrecht auf die Stolgebühren, vorausgeſetzt, daß er tat⸗ 
ſächlich die Trauung vornimmt. Nur wenn ein Pfarrvor⸗ 
ſtand oder deſſen Stellvertreter Zuge wanderte (pere- 
grini) traut ohne Erlaubnis eines zuſtändigen Pfarrers und 
außer einer ſchweren Notlage, ſo hat der Trauende die Stol⸗ 
gebühren an den trauungsberechtigten Pfarrer abzuliefern 
Can. 1097 § 3. — Man ſieht, daß dieſe Beſtimmungen nur 
eine allgemeine Grundlage darſtellen. Die genauere 
Regelung obliegt den Ordinarien, welche unter den Berech- 
tigten ſelbſt eine beſtimmte Reihenfolge vorſchreiben können. 


§ 67. Wirkungen des gültigen Eheabſchluſſes. 

Aus der gültig geſchloſſenen Ehe ergeben ſich Rechte 
und Pflichten, welche der Kodex hauptſächlich in den 
Cann. 1110—1117 zuſammenfaßt. Wir unterſcheiden Gatten-, 
Eltern⸗ und Familienrechte; dann Rechte nach außen. 


I. Gattenrechte. Der Eheabſchluß bewirkt: 1) das un⸗ 
auflösliche Band Can. 1110; 2) unter Chriſten das Sakrea⸗ 
ment der Ehe Can. 1110; 3) gleiche Rechte und Pflichten 
des ehelichen Lebens Can. 1111; 4) gleiche Sta n⸗ 
desrechte der Frau mit dem Manne Can. 1112. 


Zu 1). Das unauflösliche Band enthält zwei große Güter: 
das Gut der Treue (bonum fidei, „unitas“ Can. 1013 $ 2, 
„vinculum exelusivum“ Can. 1110) und das der Unauf⸗ 
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löslichkeit (bonum sacramenti, „indissolubilitas, vin- 
culum perpetuum“ cc. II.), beſonders gefeſtigt durch das 
Sakrament und den Vollzug der Ehe Cann. 1013; 1118. 

Zu 2). Can. 1110 ſagt über die e e der 
Ehe: „Matrimonium praeterea christianum conjugibus non 
ponentibus obicem gratiam confert“. Jede chriſtliche Ehe 
bewirkt Gnade, alſo auch die erſt ſpäter chriſtlich gewordene 
Ehe, freilich darf kein Hemmungsriegel (obex) für die Aus⸗ 
wirkung vorhanden ſein. 

Zu 3). „Utrique conjugi ab ipso matrimonii initio 
aequum ius et officium est quod attinet ad actus proprios 
conjugalis vitae“ Can. 1111. Das „eheliche Leben“ umfaßt: 
a) den ehelichen Verkehr (eheliches Recht, eheliche 
Pflicht, debitum conjugale“), Weiher nicht ſchrankenlos, 
ſondern durch Vernunft und Glaube geregelt ſein muß „salva 
prius personae incolumitate“ S. Thomas in Suppl. III 
q. 64 a. 1. c.; 1 Cor 7, 1. 5 ss; b) das gemeinſame Woh⸗ 
nen (cohabitatio quoad thorum et mensam); e) die gegen- 
ſeitige Hilfe, auf Liebe gegründet Gn 2, 18; Eph 5, 22 ff. 

Zu 4). Über die Standesrechte ſpricht ſich Can. 
1112 alſo aus: „Nisi jure speciali aliud cautum sit, uxor, 
circa canonicos effectus, particeps efficitur status mariti“. 
Die Ehefrau nimmt teil an dem Wohnſitz und den kirchlichen 
Standesehren des Gemahls („mariti domicilium retinet et 
honorem“ c. 3 De sepult. III 12 in 60. Daß im bürger⸗ 
lichen Rechte Ausnahmen eintreten 1 feſtgelegt werden 
können, haben wir oben ſchon geſehen; aber hier wird betont, 
daß es auch Ausnahmen geben kann für die kirchenrecht⸗ 
lichen Wirkungen. — So könnte beſtimmt werden, daß 
die Frau nicht teilnimmt am Patronatsrechte ihres Mannes. 


II. Elternrechte, Elternpflichten. Der Kodex faßt dieſe 
zuſammen in den folgenden Satz des Can. 1113: „Parentes 
gravissima obligatione tenentur prolis educationem tum 
religiosam et moralem, tum physicam et civilem pro viribus 
curandi, et etiam temporali eorum bono providendi.“ Die 
Eltern ſchulden der Nachkommenſchaft dreierlei: „Ess e, 
nutrimentum, disciplinam“ S. Thomas in 
Sup. III q. 41 a. 1. Die Eltern ſchulden 1) das Sein, 
d. h. ſie dürfen nie unerlaubte Mittel gebrauchen, um das 

21* 
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Daſein der Kinder („Kinderſegen“) zu verhindern oder 
die bereits vorhandene Leibesfrucht zu beſeitigen (3. B. 
procuratio abortus Can. 2350 § 1). Im Gegenteil müſſen 
von dem zarten Menſchengewächſe alle Gefahren tunlichſt 
beſeitigt werden. Wenn auch der Mutterberuf zuweilen 
ſehr ſchwere Opfer fordert, zuweilen das des eigenen Lebens, 
ſo gilt für ſie das Pauliniſche Wort: „Sie wird ihr Heil er⸗ 
langen durch Kindergebähren“ 1 Tim 2, 15. — 2) Die 
Eltern ſchulden ferner die Nahrung: die von Gott eigens 
bereitete Nahrung der Wuttermilch und fortſchreitend 
die feſtere Nahrung des ſpäteren Lebens (1 Kor 3, 2; Hbr 5, 
12). Zur Nahrung gehört eine gewiſſe Verſorgung 
für die Zukunft 2 Kor 12, 14. — 3) Die Erziehung be⸗ 
ſteht in der Umformung des Kindes nicht nur zu einem brauch⸗ 
baren Menſchen, ſondern ganz beſonders zu einem über⸗ 
zeugten und edlen Chriſten, befähigt, ſein ewiges Ziel 
zu erreichen. Darum ſpricht Can. 1113 von einer natürlichen, 
bürgerlichen, ſittlichen und religiöſen Bildung und Erziehung. 
Dieſe Ziele dürfen nicht etwa voneinander getrennt, ſondern 
müſſen gemeinſam erſtrebt werden in Unterordnung unter das 
ewige Ziel; vgl. Cann. 1013; 1113; 1131; 1335; 1372; 2319. 


III. Familienrechte, Familienpflichten. Durch die Ehe⸗ 
ſchließung wird die Grundzelle der menſchlichen Geſellſchaft 
gegründet, in welcher Über- und Unterordnung ſein muß. 
Im Kodex finden wir nur Andeutungen hievon; ſo wenn 
betont wird, daß die Frau Wohnſitz und Stand vom Ehe⸗ 
manne erhält Cann. 93; 1112. Ahnliches gilt für die minder⸗ 
jährigen Kinder ce. U. Die Rechte und Pflichten der Eltern 
gegenüber den Kindern gelten entſprechend für die Vor⸗ 
geſetzten gegenüber den Untergebenen; vgl. Can. 1335. — 
Über die „Frauenfrage“ wurde in neuer Zeit viel 
geſchrieben; die grundſätzlichen Leitſätze findet man bei 
Leitner Mi: Eherecht (3. Aufl.) S. 369. 


IV. Rechte der Eheleute nach außen. Iſt eine Ehe gültig 
eingegangen, ſo haben die Vermählten das Recht, daß ſie 
von ihren Mitmenſchen, namentlich aber von den gottgeſetzten 
Geſellſchaften als rechtmäßige Eheleute angeſehen werden. 
Ebenſo haben ſie das Recht, daß ihre Kinder als rechtmäßige 
(geſetzmäßige, legitime) betrachtet werden. Zuweilen können 
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über die Rechtmäßigkeit der Kinder Zweifel entſtehen; darum 
hat die Kirche Grundſätze aufgeſtellt, geeignet, die auf⸗ 
tauchenden Fragen zu löſen. Wie die bürgerlichen Geſetz⸗ 
gebungen, ſo begünſtigt die Kirche die Legitimität der Kinder. 
Die hieher gehörigen Cann. lauten: 1) „Rechtmäßig ſind jene 
Kinder, welche aus einer gültigen oder vermeintlichen Ehe 
durch Empfängnis oder Geburt entſtammen, außer es wäre 
den Eltern wegen der feierlichen Profeß oder der Übernahme 
einer höheren Weihe der Gebrauch der früher eingegangenen 
Ehe zur Zeit der Empfängnis verboten geweſen“ Can. 1114. 

Grundlage der Rechtmäßigkeit iſt die Ehe, mag fie nun gültig fein 
oder nur auf dem guten Glauben wenigſtens eines Teiles beruhen, 
obwohl ſie in Wirklichkeit ungültig iſt. Die Rechtmäßigkeit iſt ſicher ge⸗ 
geben, wenn das ganze intrauterine Leben des Kindes ſich im Mutter- 
ſchoß einer Ehefrau oder Putativehefrau vollzog. Jedoch genügt der Be⸗ 
ſtand der Ehe (matrimonium validum vel putativum) ſchon entweder 
zur Zeit der Empfängnis allein oder der Geburt allein. — Legitim 
iſt alſo ſowohl das Kind eines Vaters, der 8 Monate vor der Geburt 
dieſes Kindes ſtarb, als auch das Kind, welches einen Tag (eine Stunde) 
nach der Eheſchließung geboren wurde. Nicht neu (c. 14 De fil. presb. 
117) iſt die Beſtimmung der Kirche, daß Kinder rechtmäßiger Eheleute 
unter Umſtänden „ungeſetzlich“ ſeien. Es handelt ſich um Eltern, von 
denen ein Teil (oder beide) die feierliche Profeß abgelegt oder von denen 
der Mann eine heilige Weihe übernommen hat. Wir ſetzen voraus, daß 
dieſe Akte gültig waren (Profeß und Weiheempfang); denn wären ſie 
ungültig geweſen oder ſpäter durch Dispenſe in den Pflichten 
wieder gehoben, ſo käme Can. 1114 nicht in Frage. Übrigens dürften 
dieſe Fälle äußerſt ſelten fein; vgl. Cann. 542 n. 1; 987 n. 2. Wenn auch 
die Kinder ſolcher Verbindungen als „sacrilegi“ gelten, ſo ſind ſie doch 
naturrechtlich legitim; denn matrimonium semel validum, semper 
validum. 

2) „Vater iſt derjenige, welchen eine rechtmäßige Ehe 
als ſolchen erweiſet („Pater is est quem iustae nuptiae demon- 
strant“ J. 5. D. De in ius vocando 2, 4), außer es wird durch 
augenſcheinliche Gründe das Gegenteil bewieſen ($ 1). — 
Die Rechtsannahme beſteht für jene Kinder, welche geboren 
wurden 6 Monate nach der Verehelichung oder innerhalb 
10 Monaten von der Auflöſung des ehelichen Lebens an ($ 2).“ 

Bringt eine Ehefrau ein Kind zur Welt, ſo gilt nach Verlauf 
von 6 Monaten von dem Eheabſchluß an ſtets der Ehemann als Vater; 
dieſe Rechtsannahme reicht noch 10 Monate über die Löſung des Ehe⸗ 
bandes, ſowie über die rechtliche und tatſächliche Trennung des ehelichen 
Lebens hinaus; vgl. BGB $ 1592. — Man beachte, daß das Kirchenrecht 
dem Worte „nuptiac“ den Ausdruck „iustae“ anfügte. Die Präſumption 
beſteht alſo nur dann, wenn die Ehe vor der Kirche Rechtskraft beſitzt. 
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Will der Ehemann die Legitimität des im Präſumptionszeitraum ge 
borenen Kindes beftreiten, ſo kann er es nur mit augenſcheinlichen Be⸗ 
weisgründen tun, z. B. Scheidung, Abweſenheit, zeitweiliges Unver⸗ 
mögen, vollſtändige Enthaltſamkeit u. ä.; vgl. c. 4. X (IV 17). 

3) „Durch eine nachfolgende Ehe der Erzeuger, ſei es 
eine wahre oder vermeintliche, ſei es eine neu geſchloſſene 
oder gültig gemachte, ſei es eine vollzogene oder auch nicht⸗ 
vollzogene, wird die Nachkommenſchaft rechtmäßig (legitim), 
wenn nur die Erzeuger zum Eheabſchluß fähig waren ent⸗ 
weder zur Zeit der Empfängnis oder der Schwangerſchaft 
oder der Geburt“ Can. 1116. 

Friedrich erzeugte während der Ehe mit Mina aus Erna, der Schwe⸗ 
ſter der Mina, ein Kind. Drei Monate vor der Geburt dieſes Kindes ſtarb 
Mina. Zwei Monate nach dem Tode derſelben heiratet er mit biſchöf⸗ 
licher Dispenſe (kraft der neueſten Vollmachten) die Erna. Wie ſteht 
es mit der Legitimität dieſes Kindes? Das Kind iſt legitim, vorausgeſetzt, 
daß die 2. Ehe gültig oder wenigſtens vermeintlich war Can. 1114. Würde 
der Ehemann ſeine Vaterſchaft beſtreiten, ſo obläge den ſie Behauptenden 
der Beweis Can. 1115 § 2. — War das Kind ſchon geboren vor der zweiten 
Eheſchließung, ſo trat die Legitimation nicht ein, da es ſich um eine „proles 
adulterina“ handelte. Es müßte eine apoſtoliſche Legitimation erholt 
werden Can. 1051. 

4) „Die durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder 
gleichen in den kirchenrechtlichen Wirkungen den ehelichen, 
außer eine ausdrückliche Norm beſtimmt anders“ Can. 1117. 

Die Ungeſetzlichkeit der Geburt wird rechtlich noch gehoben: a) durch 
ein Reſkript des Papſtes; b) durch feierliche Profeß in einem eigentlichen 
Orden; c) durch Dispenſe (ſoweit dieſe reicht). — Manche Wirkungen 
der legitimen Geburt können den Legitimierten vorenthalten 
ſein; das gilt beſonders von der Erlangung gewiſſer kirchlicher Amter 
und Würden (Kardinal, Biſchof, Abt oder Prälat mit Eigengebiet, höhere 
Obern der exempten Klerikalgenoſſenſchaften); vgl. „Handbuch“ I? 162, 
301 f. 


5) Ehrenrechte, welche den legitimen Eltern und 
Kindern in der Kirche zukommen: a) das Anrecht auf den 
Segen der Wöchnerinnen (benedietio puerperarum, 
benedictio mulieris post partum, purificatio post partum); 
b) das Anrecht auf gewiſſe außerordentliche Zere⸗ 
monien bei der Taufe und beim kirchlichen Begräbnis, 
wie Glockengeläute, Orgelſpiel, Ausſegnung, beſondere Be⸗ 
gleitung uſw.; e) das Anrecht auf den Empfang der heiligen 
Weihen und der Zulaſſung zu weiblichen Orden und 
Kongregationen gemäß den Konſtitutionen; val. 
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Leitner M.: Eherecht (3. Aufl.) S. 374. Dagegen beſitzen 
auch die außerehelichen Mütter das Recht, für ihre Kinder 
die Paten und die Taufnamen zu beſtimmen. 


Anklage und Trennung der Ehe. 

Iſt die Ehe in kirchlicher Form abgeſchloſſen, ſo nimmt die 
Kirche an, daß ſie richtig eingegangen wurde. Will darum 
ein Eheteil die Gültigkeit oder die vollen Wirkungen einer 
Ehe in Frage ſtellen, ſo muß er eine förmliche Klage gegen 
dieſelbe erheben. Dieſes geſchieht in der Regel beim kirch⸗ 
lichen Richter. 


§ 68. Anklage gegen eine Ehe. 


I. Quellen: Cann. 1960 —92; 1552 sqq.; 1118-32; 
CC. d. 16. Oct. 1919 (AAS. 11, 479). 


II. Begriff: Unter Anklage einer Ehe verſteht man das 
gerichtliche oder außergerichtliche Erſcheinen vor dem zu— 
ſtändigen Richter in der Abſicht, den Beſtand oder die Rechts⸗ 
wirkung einer Ehe in Frage zu ſtellen. — Wir behandeln in 
einzelnen Punkten den Gerichtshof, den Kläger, das Ver⸗ 
fahren, das Urteil, die Berufung und das außerordentliche 
Verfahren. 


A. Der Gerichtshof. 1) Nach den Grundſätzen der katho— 
liſchen Kirche iſt der ſtaatliche Gerichtshof zuſtändig in allen 
Fragen, bei welchen es ſich handelt um die bürgerlichen 
Folgen der Ehe (oben S. 182). Indes könnte auch 
die Kirche zuſtändig ſein, wenn nämlich eine ſolche Frage als 
Nebenklage beim kirchlichen Gerichtshof erſcheint Can. 
1961. — Nach ſehr wahrſcheinlicher Anſicht iſt das weltliche 
Gericht auch zuſtändig, wenn Klagen ſich gegen gültige Ehen 
Ungetaufter richten, ſoweit nämlich die Kirche für die 
Entſcheidung derſelben nicht ſelbſt zuſtändig ſein kann. — 
Neben dem kirchlichen Richter iſt der weltliche zuſtändig 
für Klagen auf Schadloshaltung wegen Verlöbnis⸗ 
bruch Can. 1017 § 33 1553 8 2. 

Ehen Ungetaufter. Die Kirche iſt kompetent, wenn eine 
Frage in das kirchliche Gebiet hereinragt, z. B. weil ein Teil ſich taufen 
läßt, oder weil ein Getaufter eine Perſon ehelichen will, welche bisher 
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in naturrechtlicher Ehe ee lebte Cann. 1119; 1567. In allen 
übrigen Fragen iſt der weltliche Richter zuſtändig, und zwar für die bür⸗ 
gerlichen Folgen kraft eigenen Rechtes, ſonſt kraft des Ergänzungsrechtes. 

In allen ſonſtigen Eheſachen, alſo auch Eheklagen, iſt der 
kirchliche Richter zuſtändig Can. 1960. 

2) Zuſtändigkeit der kirchlichen Richter 
unter ſich. Unter den kirchlichen Richtern kann zuſtändig 
ſein zunächſt der Apoſtoliſche Stuhl; dann die übrigen kirch⸗ 
lichen Richter. 

I) Der Apoſtoliſche Stuhl iſt ) ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig: a) in den Klageſachen der Staatsoberhäupter, 
ihrer Kinder und Thronfolger Can. 1557 § 1 n. 1; b) in den 
Dispenſen bei nicht vollzogenen Ehen; e) in Fragen des 
Pauliniſchen Privilegs Can. 1962. 

Zu a). Der Ausdruck „Staatsoberhäupter“ wurde im 
„Handbuch“ 12 S. 436 erklärt. — Handelt es ſich um derartige Fälle, jo 
beſtimmt der Heilige Vater ſelbſt den Gerichtshof zur Unterſuchung der 
Angelegenheit Can. 1962. — Zu b). Der Nichtvollzug einer Ehe 
wird durch die Sakramentenkongregation behandelt; näheres hierüber 
bei dieſer Dispenſe. — Zu e). Für das Pauliniſche Privileg 
iſt ausſchließlich das heilige Offizium zuſtändig, ſogar mit Ausſchluß der 
Orientalenkongregation SCC. d. 12. Nov. 1908 (AAS. 1, 148). 

Der Apoſtoliſche Stuhl iſt zuſtändig 2) in allen 
Klagen neben den ordentlichen Richtern Can. 1557 § 3; 
1569 $ 1. 


I) Zuſtändigkeit der ſonſtigen Richter. 
„In den übrigen Eheſachen iſt zuſtändig der Richter des Ortes, 
wo die Eheſchließungsfeier ſtattfand oder wo der belangte 
Teil oder, wenn ein Teil akatholiſch iſt, der katholiſche Teil 
Domizil oder Quaſidomizil hat“ Can. 1964. Die Zuſtändig⸗ 
keit iſt alſo eine örtliche; fie kommt dem Ordinarius des 
Trauungsortes bzw. des Domizilortes des belangten oder 
des katholiſchen Teils zu. 

Der Ausdruck „in quo matrimonium celebratum est“ deutet 
auf die katholiſche Eheſchließung, allein es können die verſchiedenſten 
Fälle vorkommen, namentlich bei Beurteilung von Ehen ungetaufter 
oder getaufter Akatholiken. Hier kann und muß man auch die Abſchließung 
der Ehe vor dem bürgerlichen Beamten oder dem akatholiſchen Religions⸗ 
diener ins Auge faſſen Can. 1565 § 1. — Zuſtändig iſt ferner der Richter 
der „pars con venta“, alſo des gerichtlich belangten, nicht beklag⸗ 
ten Teils; beklagt iſt eigentlich nur die Ehe, nicht der Ehegatte. Indes 
ſo oft ein Teil als Kläger auftritt, erſcheint der andere als „gerichtlich 
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belangt“. Iſt die Ehefrau die „pars conventa“, jo beachte man Can. 93 
über das Domizil und Quaſidomizil der Ehefrau; CC. d. 14. Iul. 1922 ad 
14 (AAS. 14, 529). — Bei Miſchehen iſt der Ordinarius des katho⸗ 
liſchen Teils zujtändig. — Kommt eine Ehe zwiſchen zwei Akatho⸗ 
like n in Frage, jo gelten die Grundſätze des Can. 1964, wie die Causa 
Paderbornensis d. 14. Apr. 1899 (AAS. 11, 296) beweiſt. — Sollten 
die Zuſtändigkeitsgründe des Can. 1964 nicht ausreichen, ſo kann mit 
Nutzen Can. 1597 herangezogen werden (conexio causarum). 

9) Der Gerichtshof der biſchöflichen Ku⸗ 
rie. Der biſchöfliche Ehegerichtshof iſt ein verſchiedener je 
nach der Verſchiedenheit der Klagen, bei denen es ſich handeln 
kann um Ehenichtigkeit (nullitas), Ehetrennung 
(separatio), Verlöbnisbruch (dissolutio sponsalium ad 
reparandum damnum) und Nichtvollzug (non-con- 
summatio). 

Im Ehenichtigkeitsprozeſſe beſteht der Ge⸗ 
richtshof aus drei Richtern mit beſchließender 
Stimme. Auch im Ehetrennungsprozeß und im Prozeſſe 
wegen Verlöbnisbruches können drei Richter tätig ſein, doch 
hat nur der Vorſitzende beſchließende Stimme, die anderen 
nur beratende. Im Prozeß über den Nichtvollzug der Ehe 
wird vom Apoſtoliſchen Stuhle ein Iudex Instructor, ein 
„Aufklärungsrichter“ aufgeſtellt ohne beſchließende oder be- 
ratende Beiſitzer. 

Richter iſt zunächſt der Ortsordinarius mit Eigen⸗ 
gewalt (potestas propria) Can. 1572 $ 1, alſo der Reſidenzbiſchof, der 
Prälat mit Eigengebiet, der Apoſtoliſche Adminiſtrator, Vikar und Prä⸗ 
fekt Cann. 198; 197 8 2. Der Ortsordinarius kann die (Ehe⸗)Gerichts⸗ 
barkeit in eigener Perſon ausüben oder durch einen Stellvertreter Can. 
1572 § 2. Der Stellvertreter, welchen der Biſchof uſw. aufſtellen muß, 
iſt der Offizial mit ordentlicher Richtergewalt. In kleinen Diözeſen 
mit wenigen Rechtsgeſchäften kann der Generalvikar auch mit dem 
Amte eines Offizials betraut werden; ſonſt muß ein eigener Offizial auf⸗ 
geſtellt werden Can. 1573 § 1. Der Offizial hat die Gerichtsbarkeit über 
alle biſchöflichen Klageſachen, alſo auch über die Eheſachen. Doch kann 
der 1 ſich Vorbehalte machen. — An Stelle des Offizials kann auch 
ein Vize⸗Offizial den Vorſitz in den Gerichtsverhandlungen führen Can. 
1577 5 2. — Der Offizial (Vize⸗Offizial) muß Prieſter, unbeſcholten, 
Doktor des kanoniſchen Rechts oder wenigſtens rechtskundig und min⸗ 
deſtens 30 Jahre alt ſein. — Die Beiſitzer müſſen aus der Zahl der Sy⸗ 
nodal⸗ oder Proſynodalrichter genommen fein Cann. 1574; 385-88. 
Im Ehenichtigkeitsprozeſſe haben ſie, wie obengezeigt, beſchlie ßende 
Stimme. Iſt einer der Richter behindert, ſo ernennt der Ordinarius 
an feiner Stelle einen anderen Can. 1579 $ 3. — Sie können entweder 
von Fall zu Fall („per turnum“) oder auch dauernd aufgeſtellt werden 
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Can. 1576 $ 2. Der Offizial (und die Richter) bleibt während der Er⸗ 
ledigung des biſchöflichen Stuhles, bedarf aber der Beſtätigung durch 
den neuen Biſchof. Wird der Generalvikar⸗Offizial bei der Sedis⸗ 
vakanz zum Kapitelvikar gewählt, ſo hat er einen neuen Offizial zu 
ernennen. 

Die Gerichtsbeamten ſind beim Ehegericht der Gerichts⸗ 
ſchreiber, der Bandesverteidiger und der Rechtswart. 


A) Das Amt eines Gerichtsſchreibers (Nota- 
rius actuarius) muß von einem kirchlichen Notare ausgeübt 
werden. Dieſer Notar kann von Fall zu Fall oder beſſer 
dauernd aufgeſtellt werden. Iſt der vom Ordinarius aufge⸗ 
ſtellte verhindert, ſo kann der Gerichtsvorſitzende aus der 
Zahl der kirchlichen Notare (Sekretäre) einen wählen. Werden 
die Akten vom Ehegerichtsſekretär nicht gefertigt oder wenig⸗ 
ſtens unterfertigt, ſo ſind ſie nichtig. 


B) Der Bandesverteidiger (Defensor vinculi) 
hat die wichtige Stellung, wie er ſie im alten Rechte inne⸗ 
hatte, im neuen nicht nur beibehalten, ſondern auch erweitert. 
Aus dem „Dekensor matrimonii“ iſt nämlich ein „Defensor 
vinculi“ geworden, d. h. ein Bandes- oder Standesverteidiger 
nicht nur der Ehe, ſondern auch des Weiheſtandes. In 
den Ehenichtigkeitsprozeſſen, ſowie im Aufklärungsprozeß über 
den Nichtvollzug der Ehe muß der „Dekensor vineuli“ bei allen 
Akten beigezogen werden. Doch ſind die Gerichtsverhand⸗ 
lungen nicht ungültig, wenn er, obwohl zitiert, nicht erſchien, 
vorausgeſetzt, daß er hernach die Akten zur Einſicht bekommt. 
Ebenſo ſind die Akten nicht ungültig, wenn er, obſchon nicht 
zitiert, bei den Verhandlungen tatſächlich erſcheint. Über 
ſeine Beſtellung, ſeine Aufgaben vgl. Leitner M.: Ehe⸗ 
recht (3. Aufl.) S. 381 f. 


C) Der Rechtswart (Promotor iustitiae) muß bei 
allen Gerichtsſachen das öffentliche Wohl der Kirche, be⸗ 
ſonders der betreffenden Diözeſe wahrnehmen. Früher hieß 
er „Promotor fiscalis sive fisci“, Fiskalanwalt, bekannt von 
den Seligſprechungsprozeſſen. Das Amt eines Rechtswartes 
kann mit jenem des Bandesanwaltes vereinigt werden Can. 
1588. Im Eheprozeſſe hat der Rechtswart die Befugnis, 
bei öffentlichen Hinderniſſen als Kläger aufzutreten 
Can. 1971 & 1 n. 2. f 
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Vereidigung der Gerichtsbeamten. Alle 
Mitglieder des Ehegerichtshofes müſſen vor ihrer einmaligen 
oder ſtändigen Amtstätigkeit den Amtseid leiſten, alſo die 
Richter, ausgenommen der Biſchof, der Bandesanwalt, 
Rechtswart, Gerichtsſchreiber, Gerichtsbote (cursor), Gerichts- 
vollzieher (apparitor). Die Eidesleiſtung geſchieht vor dem 
Biſchof oder dem Richter, welcher den Beamten ernannt hat, 
oder einem ſtellvertretenden Prieſter Cann. 1621—22. 


Eidesformel für Prieſter: In nomine Dei. Amen. Ego 
N. N. (stans et tangens pectus) coram Reverendissimo Ordinario (vel 
coram Iudice vel coram Sacerdote delegato) iuro et promitto: me of- 
ficium Officialis (vel Iudicis Assessoris vel Defensoris vinculi vel No- 
tarii, Actuarii etc.) rite et fideliter esse impleturum iuxta praescripta 
Codicis Iuris Canonici. Ita iuro et promitto; si me Deus adiuvet. 
N. Officialis. 


Eidesformel für Nicht⸗Prieſter: Im heiligſten Na⸗ 
men Gottes. Amen. Ich N. N. (die rechte Hand auf das Evangelium 
legend) ſchwöre und verſpreche unter Berührung dieſes heiligen Evan— 
geliums in Gegenwart des Offizials dieſes Gerichtshofes, daß ich das mir 
anvertraute Amt eines Kurſors (Gerichtsboten) vorſchriftsmäßig und ge⸗ 
wiſſenhaft erfüllen werde. So verſpreche und ſchwöre SE ſo wahr mir 
Gott helfe und dieſes ſein heiliges Evangelium. N. N., Kurſor. 

B. Die gerichtliche Klage. 1) „Kein Kollegialgericht darf 
eine Eheſache unterſuchen oder entſcheiden ohne vorangehende 
ordnungsgemäße Klage oder rechtmäßiges Erſuchen“ Can. 1970 
Dieſe Vorſchrift gilt von allen Klagen. Für die Unter⸗ 
ſuchung über den Nichtvollzug der Ehe erfolgt päpſtliche 
Bevollmächtigung. 

2) Über das Klagerecht in Eheſachen beſtimmt Can. 
1971: „Habiles ad accusandum sunt: a) Conjuges, in omni- 
bus causis separationis et nullitatis, nisi ipsi fuerint impedi- 
menti causa; b) Promotor iustitiae in impedimentis natura 
sua publieis. — Reliqui omnes, etsi consanguinei, non habent 
ius matrimonia accusandi, sed tantummodo nullitatem 
matrimonii Ordinario vel Promotori iustitiae denuntiandi.“ 
— Man erkennt auf den erſten Blick die bedeutende Einſchrän⸗ 
kung des Klagerechts. Früher beſaß, wenigſtens in öffent⸗ 
lichen Ehehinderniſſen, jeder Katholik das Klagerecht; die 
accusatio matrimonii war eine causa „popularis“. Nun⸗ 
mehr beſitzen ein Klagerecht: a) der Rechtswart; aber 
dieſer nur in den ihrer Natur nach öffentlichen Hinderniſſen, 
alſo nicht in den geheimen Hinderniſſen des Verbrechens, 
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der Blutsverwandtſchaft und Schwägerſchaft, beſonders der 
„illegitimen“, ſowie des geheimen Unvermögens; b) die 
beiden Ehegatten, ſo lange ſie beide leben, und in jenen 
Hinderniſſen, die fie ſelbſt nicht veranlaßt haben. 
Nach dem Tode beider Gatten ſteht die einen direkten 
Beweis ausſchließende Rechtsvermutung für die Gültigkeit 
der Ehe Can. 1972. — Nur die beiden Ehegatten haben das 
Bittrecht bei Nichtvollzug der Ehe. Cann. 1971—73. Alle 
übrigen Perſonen haben nur mehr ein Anzeigerecht. 

Adolf heiratete 1916 die Berta, mit deren Schweſter er vollſtändigen 
geſchlechtlichen Verkehr gepflogen hatte. Niemand wußte davon als 
die beiden beteiligten Perſonen. Die Ehe war ungültig. Im Jahre 1920 
erzählt A. die ganze Angelegenheit einem befreundeten Prieſter, der auf 
Befragen erfährt, daß bei Gelegenheit der Trauung eine Dispenſe weder 
erbeten noch gegeben wurde. Wer hat das Klagerecht? Nicht der 
Rechtswart, da es ſich um ein geheimes Hindernis handelt, das der Natur 
und Tatſache nach geheim iſt; nicht die beteiligte Schweſter der Berta, 
da fie kein Ehegatte iſt; ebenſowenig der Prieſter; auch nicht der Ehemann, 
da er ja Urſache des Hinderniſſes war. Nur die ſchuldloſe Ehefrau könnte 
klagen, aber ſie hat kein Wiſſen von dem Hindernis. Es bleibt nur der 
Ausweg der Anzeige, ausgehend entweder vom Ehemann oder von 
der Schweſter der Ehefrau. Der Prieſter kann ohne Erlaubnis des Adolf 
eine Anzeige nicht erſtatten, da er durch Amtsgeheimnis gebunden iſt; 
vgl. 1045 § 3. Aber wenn die Anzeige wirklich erſtattet iſt, ſo kann weder 
der Richter noch der Rechtswart vorgehen, da entgegenſtehen die Cann. 
1970 u. 1971 8 1 n. 2. Die Praxis wird dieſen in der Theorie nicht be⸗ 
rührten Fall ohne Zweifel löſen, da er gebieteriſch eine Löſung erheiſcht. — 
Jener Gatte iſt von der Klage ausgeſchloſſen, welcher das Hindernis 
verurſacht hat („causa impedimenti“), nicht an ſich hat. Darum 
dürfte ein Impotenter (absque culpa propria) das Klagerecht beſitzen, 
dagegen nicht ein Gatte, der dem anderen Furcht eingeflößt, durch 
e weſentlichen Irrtum veranlaßt oder die Frauensperſon ent⸗ 
ührt hat. 


C. Das Verfahren. Über das Verfahren gelten neben 
den allgemeinen Vorſchriften des kirchlichen Zivilprozeſſes die 
in den Cann. 1960 —92 angegebenen Sonderbeſtimmungen. 
Das Verfahren gliedert ſich in die Aufgaben des Klägers, 
die Beweisaufnahme, die Tätigkeit der Richter und die Ver⸗ 
öffentlichung des Prozeſſes. 

1) Aufgabe des Klägers. Der Prozeß wird 
eingeleitet durch die Klageſchrift (libellus), welche der klagende 
Teil dem Richter übergibt. Die Klageſchrift enthält: a) den 
Gerichtshof; b) den Klageantrag („quid petatur“); e) den 
Rechtsgrund („quo jure innitatur“); d) das wenigſtens all⸗ 
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gemeine Beweisangebot. Die Klageſchrift muß enthalten: 
die Unterſchrift des Klägers; Zeit und Ort der Abfaſſung; 
die Adreſſe. Gewöhnlich wird die Klageſchrift durch das zu⸗ 
ſtändige Pfarramt eingereicht; doch kann der Kläger die 
Schrift ſelbſt verfaſſen oder die Klage durch den Ehegerichts⸗ 
notar zu Protokoll geben laſſen. Der Kläger kann einen 
Stellvertreter (procurator) und einen oder mehrere 
Anwälte (advocati) für fich beſtellen. Dieſe müſſen die 
vom Rechte geforderten Eigenſchaften und die Anwälte 
außerdem noch die Gutheißung des Ordinarius haben. 
Formular: An das Biſchöfliche Ehegericht Straßburg ſtellt die 
Unterfertigte den Antrag, daß ihre mit Max Leichter am 30. Januar 1902 
zu Mühlhauſen im Elſaß eingegangene Zivilehe für nichtig erklärt werde 
auf Grund des Can. 1086 § 2. Mein Wille bei Abſchluß der Zivilehe 
ging nämlich dahin, nur dem bürgerlichen Akte zu genügen, während die 
katholiſche Trauung erſt folgen ſollte. Dieſer mein Wille ergibt ſich aus 
den Umſtänden. Ich, Anna Kern, katholiſch, hatte nämlich von dem Lu⸗ 
theraner Max Leichter bereits ein außereheliches Kind und fühlte mich 
neuerdings in guter Hoffnung. Da mein Bruder mich verließ, ſah ich 
mich gezwungen, den Leichter zu ehelichen. Indes kam es nur zur Zivil⸗ 
ehe; dieſer folgte die katholiſche Trauung, wie ich gewollt hatte, nicht 
nach. Bis zur bürgerlichen Scheidung unſerer Zivilehe (1912) war des 
Unfriedens und Streitens kein Ende. Von Jugend auf war es meine 
Überzeugung, daß nur bei der katholiſchen Trauung die Ehe geſchloſſen 
werde. Dieſe Geſinnung beweiſen auch einige Briefe aus damaliger 
Zeit, welche ich dem Gerichtshofe zur Verfügung ſtellen kann. Um die 
Einleitung des kanoniſchen Prozeſſes bittet (AAS. 11, 359 ff.) 


Mühlhauſen i. E., 14. September 1920 


Anna, bürgerliche Frau des Johann Bulker, geborne Kern, 
in Mühlhauſen, Baſelerſtraße 5/1. 


Die Beweismittel find: Urkunden, Zeugen, Gut⸗ 
achten, Augenſchein, Eid uſw. Cann. 1747; 1836. 

Die wichtigſten Urkunden in Eheprozeſſen ſind die 
Pfarrbücher, welche beſonders über die Verwandt⸗ 
ſchaftshinderniſſe Aufſchluß geben Can. 470. 


Zeugen werden im Eheprozeſſe beigezogen wie in 
den übrigen kirchlichen Zivilprozeſſen. Eine beſondere Klaſſe 
von Zeugen ſind die „Zeugen der ſiebenten Hand“. Nur 
in den Prozeſſen betreffend Impotenz oder Nichtvollzug der 
Ehe werden dieſe Zeugen beigezogen, wenn nicht ein boll- 
gültiger Beweis ohnehin ſchon vorliegt. Unter „Zeugen der 
ſiebenten Hand“ verſteht der Kodex „Blutsverwandte oder 
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Verſchwägerte, dann Nachbarn guten Rufes, endlich ſonſtige 
Eingeweihte, welche ſchwören können über die Rechtſchaffen⸗ 
heit, beſonders aber über die Wahrhaftigkeit der Parteien 
im fraglichen Punkte“. Dieſen von den Eheleuten einge⸗ 
führten Zeugen kann der Richter andere von Amts wegen 
beigeſellen Can. 1975 § 1. Das Zeugnis „der ſiebenten Hand“ 
iſt ein Hilfsbeweis für die Ausſagen der Eheleute; erlangt 
jedoch die Kraft eines vollgültigen Beweiſes nur dann, wenn 
noch andere Stützpunkte und Beweiſe hinzukommen ibi $ 2. 

Die Einrichtung der „Zeugen der ſiebenten Hand“ iſt aus dem ger⸗ 
maniſchen Rechte herübergenommen; es ſind die „Eideshelfer“, welche 
die Ausſagen der Parteien unterſtützen. Man ſoll nach Möglichkeit 
auf jeder Seite ſieben Zeugen beibringen, allein eine abſolut ſtrenge 
Forderung ſcheint die doppelte Siebenzahl nicht zu ſein, wie der Wort⸗ 
laut des Can. 1975 beweiſt: „testes, qui septimae manus aud iun t“. 
Tritt die Lügenhaftigkeit oder Unzuverläßlichkeit eines der Ehegatten 
klar zutage, ſo wäre es widerſinnig, wollte man deſſen Ausſagen durch 
Eideshelfer retten; vgl. Can. 1757—58. Sind die Ehegatten und Zeugen 
unverdächtig, ſo haben ſie ſtets den Wahrheitseid zu leiſten, dem 
der Schweigeeid angefügt werden kann nach dem Ermeſſen des 
Richters (iusiurandum de veritate dicenda et de silentio servando). 
Jede Zeugenausſage muß auf das genauefte beſchrie ben werden, 
ſo daß die Perſon und Glaubwürdigkeit des Zeugen einwandfrei feſtſteht 
(Leumundszeugnis des Pfarrers). — Die Zeugenausſagen ſind in der 
Mutterſprache des Zeugen niederzuſchreiben, möglichſt wortge⸗ 
treu. Am Schluß erhält der Zeuge die Ausſagen nochmal vorgeleſen 
mit der Vollmacht, zu ändern, verbeſſern uſw. Iſt dieſer Akt beendigt, 
ſo folgt die Unterſchrift des Zeugen und, wenn der Richter es für 
gut befindet, eine nochmalige Vereidigung. Bei Zeugen, welche 
nicht zu ſchreiben vermögen, genügt ein Handzeichen (Kreuz). — 
Befinden ſich Zeugen in auswärtigen Diözeſen, ſo wendet 
ſich der Richter an den Ordinarius dieſer Diözeſe oder erſucht den Zeugen, 
in die Diözeſe des Richters zu kommen. — Iſt ein benannter Zeuge ver⸗ 
ſtorben oder geiſteskrank geworden, ſo iſt der hindernde Umſtand durch ein 
Zeugnis feſtzulegen, damit kein Verdacht entſteht. 

Die Gutachten der Sachverſtändigen, geſtützt auf 
den Augenſchein, haben die größte Bedeutung bei dem 
Hinderniſſe der Impotenz und dem Nichtvoll zug 
der Ehe, ſowie bei dem Hinderniſſe des mangelnden Ver⸗ 
nunftgebrauches. Nutzlos und darum unſtatthaft 
iſt die körperliche Unterſuchung der Frau, wenn ſie ihre Un⸗ 
verſehrtheit durch Geſchlechtsverkehr oder gar durch Geburt 
eines Kindes verloren hat. — Ruht die Impotenz auf einem 
Geſtörtſein der Nerven, ſo wird die körperliche Unter⸗ 


ſuchung Poſitives kaum zutage fördern. — Zu Sachver⸗ 


8 68. Anklage gegen eine Ehe. 335 


ſtändigen (periti) können nicht genommen werden un⸗ 
geeignete, verdächtige und unfähige Perſonen; aber auch 
jene Arzte, Hebammen uſw. ſind ausgeſchloſſen, welche die 
zu unterſuchende Perſon in der vorliegenden Sache bereits 
privatim unterſucht haben Can. 1978; freilich können dieſe 
Zeugen ſein. — Wie bei der körperlichen Impotenz ſo 
müſſen auch bei Geiſteskrankheiten Sachverſtändige (periti) 
beigezogen werden, welche verſchieden ſind von den bisher 
beigezogenen Arzten Can. 1982; S. Rota coram Sebastianelli 
in Buscoducensi d. 7. Ian. 1918 (AAS. 10, 517 sq.). 


1) Die Unterſuchung des Mannes wird von wenigſtens zwei 
ſachverſtändigen Arzten, welche amtlich beſtellt ſind, vollzogen Can. 1979 
$ 1. Die Beſtellung der Sachverſtändigen (gilt auch im folgenden) ge- 
ſchieht durch den Gerichtshof nach Anhörung des Bandesanwalts 
Can. 1793, und zwar zunächſt aus der Zahl derer, welche eine obrigkeit⸗ 
liche Anerkennung aufzuweiſen haben („qui competentis magis tratus 
auctoritate idonei fuerint comprobati“). Ausgeſchloſſen find demnach 
alle Pfuſcher, aber auch unter den übrigen ſind ſolche zu wählen, deren 
Stellung eine erprobte Erfahrung vorausſetzt. Vor der Ausübung ihrer 
Tätigkeit haben die Sachverſtändigen den Eid zu leiſten, daß ſie ihr Amt 
gewiſſenhaft erfüllen wollen Can. 1797 $ 1. — 2) Die Unterſuchung der 
Frau geſchieht durch zwei Hebammen oder, wenn es die Frau 
lieber will oder der Ordinarius es für notwendig hält, durch zwei Arzte 
(Beſtellung, Befähigung, Eid wie oben unter 1) Can. 1979 § 2. Dieſe 
Unterſuchung der Frau hat zu geſchehen mit genauer Beobachtung der 
Regeln des chriſtlichen Anſtandes und in ſteter Gegenwart einer achtbaren 
Frau (matrona), welche der Gerichtshof erwählt Can. 1979 $$ 2, 3. Die 
Hebammen oder Sachverſtändigen haben einzeln und getrennt (je eine 
Perſon) die Unterſuchung vorzunehmen; ebenſo einzeln und getrennt 
die Berichte hierüber zu verfaſſen, um ſie innerhalb der geſtellten Friſt 
dem Gerichtshof übergeben zu können. Die Gutachten der Hebammen 
können vom Richter einem ſachverſtändigen Arzte zur Überprüfung aus⸗ 
gehändigt werden Can. 1980. Sind die Berichte abgeliefert, ſo ſollen 
die Sachverſtändigen, Hebammen und die Matrone, jede Perſon einzeln, 
vom Richter auf Eid hin verhört werden nach den Artikeln, welche der 
Bandesanwalt vorher abgefaßt hat Can. 1981. Letzteres gilt auch gegen⸗ 
über den Arzten, welche den Mann unterſucht haben. 

Die Sachverſtändigen (Arzte oder Hebammen) müſſen zuerſt bei 
Gericht erſcheinen, um den Amtseid zu leiſten Can. 1797. Selbſtverſtänd⸗ 
lich muß der Richter ſie über ihre Aufgabe aufklären. Hierbei gilt es, 
die zu löſende Aufgabe ohne ſubjektive Färbung den Sachverſtändigen 
vorzulegen, um ja jede Beeinfluſſung (suggestio) fernzuhalten. Na⸗ 
mentlich wenn es ſich um ner vö je Impotenz handelt, iſt der Suggeſtion 
bei Sachverſtändigen Tür und Tor geöffnet. Zwei Größen auf dem Heil- 
gebiete hatten einen Mann für ſchlechthin unvermögend (absolute im- 
potens) erklärt. Nach einigen Monaten wollte der Mann wieder heiraten, 
und es fanden ſich Sachverſtändige, welche ſeine impotentia als mere 
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relativa darlegten, ja mehr als potentia; der Erfolg gab den letzteren recht. 
Wenn auch das einmütige Gutachten der Sachverſtändigen auf voll⸗ 
ſtändige Unverſehrtheit der Frau (hymen inviolatus, claustrum virginale 
inviolatum) lautet, ſo beweiſt dieſer Umſtand allein noch nicht, daß ein 
commercium carnale überhaupt nicht ſtattgefunden hat; denn die fach⸗ 
männiſchen Gelehrten behaupten, daß in fünfzehn von hundert Fällen 
trotz des Verkehrs der Hymen unverletzt bleibt; vgl. Budin bei Iwan 
Bloch: „Das Sexualleben unſerer Zeit“ (9. Aufl. 1909) S. 14; E. W. 
M. von Olfers: „Paſtoralmedizin“ S. 62: „Es kann bei unverletztem 
Hymen ſehr wohl eine fruchtbare copula ſtattgefunden haben; dies find 
nicht einmal ſeltene Fälle, ſondern etwas ganz Gewöhnliches; auf der 
anderen Seite iſt die Zerreißung des Hymens und das Verſtreichen der 
Vaginafalten kein abſolut ſicherer Beweis für den ſtattgehabten usus 
matrimonii, denn die Zerreißung des Hymens kann von jeder äußeren 
Gewalt, das Verſtreichen der Vaginafalten von Maſturbation herrühren.“ 
Vgl. Leitner M,: Eherecht (3. Aufl.) S. 386 f. 


Verſchieden von dem Zeugeneid iſt der Ergänzungs⸗ 
eid (iusiurandum suppletorium). Im Eheprozeß findet der 
Ergänzungseid dann ſeine Anwendung, wenn ſonſt ein voll⸗ 
gültiger Beweis nicht zu erreichen iſt. Der Richter kann ihn 
auflegen mit oder ohne Betreiben des Bandesanwaltes Can. 
1830 §§ 1, 3. Bei den geheimen Hinderniſſen, wie 
crimen, affinitas ex copula illieita, dürfte der Ergänzungseid 
oft das einzige Mittel ſein, um feſtzuſtellen, daß z. B. der ge⸗ 
ſchlechtliche Verkehr wirklich ſtattgefunden hat und eine Dis⸗ 
penſe bei der Eheſchließung nicht gegeben wurde. — Freilich 
genügt dieſer Eid nicht für ſich, es muß wenigſtens ein Halb⸗ 
beweis vorhanden ſein Can. 1829. 


2) Tätigkeit der Richter. Der Gerichtshof 
(Richter) hat folgende Aufgaben: a) Prüfung der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichtshofes, des Klägers und der Klage 
Cann. 1646 sq.; 1709; 196164; 1970; b) Bemühung, 
den Streitfal auf friedlichem Wege zu beſeitigen; 
e) Beweisaufnahme vor dem Gerichtshofe, vor einem 
der Richter oder vor einem eigenen Unterſuchungsrichter 
(auditor), wobei der Bandesanwalt und Schriftführer ſtets 
zugegen ſein müſſen; d) Beratung des Materials durch 
den Gerichtshof, wobei einer der Kollegialrichter als Bericht⸗ 
erſtatter (Ponens oder Relator) über die Sache ſchriftlich be⸗ 
richtet und das Urteil abfaßt; ein Stellvertreter des Bericht⸗ 
erſtatters iſt zuläſſig; e) Veröffentlichung der Pro⸗ 
zeßakten und Abſchluß des Prozeſſes in Form eines richter⸗ 
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lichen Dekretes Can. 1858—60. — Nach der Veröffentlichung 
des Prozeſſes dürfen ausnahmsweiſe neue Zeugen zugelaſſen 
und die alten nochmals vernommen werden, freilich mit 
Ausſchluß jeglichen trügeriſchen Einverſtändniſſes (collusio), 
weshalb der Bandesanwalt Einwände machen kann, wie er 
überhaupt bei allen mündlichen und ſchriftlichen Akten vor⸗ 
ſchriftsgemäß das letzte Wort hat Cann. 1983—84. — Handelt 
es ſich um den Nichtvollzug einer Ehe, ſo darf der 
Aufklärungsrichter keine Veröffentlichung der Akten vor⸗ 
nehmen und kein Urteil fällen, ſondern wenn der Defenſor 
ſich zufrieden gibt, müſſen die erwachſenen Akten (lateiniſch 
überſetzt) an den Apoſtoliſchen Stuhl geſchickt werden mit 
Beifügung der beiden Gutachten des Biſchofs und des Bandes⸗ 
anwaltes Can. 1985. Hier ſind, da es ſich um eine Dispenſe 
handelt, auch die Taxen zu berückſichtigen; wir verweiſen 
auf unſere früheren Ausführungen (oben S. 280). 


D. Das Urteil. Cann. 1868 ff. Wir behandeln die 
Schlußverhandlungen, den Inhalt und die Form des 
Urteils. 


1) Das Endurteil (sententia definitiva) bei einem Tren⸗ 
nungs⸗ oder Verlobungsbruchprozeß fällt der ei ne Richter; 
im Ehenichtigkeitsprozeß das Richterkollegium; im 
Aufklärungsprozeß bei Nichtvollzug der Ehe wird kein 
Urteil gefällt. — Am Gerichtsorte und zur feſtgeſetzten Zeit 
verſammeln ſich die Richter des Ehenichtigkeitsprozeſſes, um 
ihre Gutachten, mit ſachlichen und rechtlichen Gründen belegt, 
vorzutragen; dieſe Gutachten bleiben bei den geheimen Pro⸗ 
zeßakten. Der Berichterſtatter trägt zuerſt ſein Gutachten 
vor; dann folgen die andern dem Range nach; eine maßvolle 
Erörterung (discussio) ſchließt ſich an, wobei die Richter von 
ihren urſprünglichen Gutachten wieder abgehen können. — 
Das Endurteil kann ſofort oder mit Aufſchub gefällt werden 
Can. 1871. Das Urteil gründet ſich auf moraliſche Ge 
wißheit. Iſt dieſe nicht zu erreichen, ſo entſcheidet die 
Rechtsannahme (praesumptio), welche zugunſten der Gültig⸗ 
keit lautet Cann. 1014; 1068 $ 2 (impotentia); 1070 § 2 
(eultus disparitas); dagegen 1127 (privilegium fidei). Die 
Entſcheidung wird gefällt mit Stimmenmehrheit 
Can. 1577 81. 


Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 22 
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) Inhalt. Das Urteil muß dreierlei enthalten: 
a) die klare Entſcheidung; b) die rechtlichen und ſachlichen 
Belege; c) die Auslagenfeſtſetzung Can. 1873. 


3) Form. Das Urteil beginnt mit Anrufung des 
göttlichen Namens (In nomine Dei. Amen), benennt die 
Richter, den Kläger, den Belangten (die etwaigen Stell⸗ 
vertreter), endlich den Defenſor. Geſchloſſen wird das Urteil 
mit Angabe des Tages und Ortes der Abfaſſung, unter⸗ 
ſchrieben von ſämtlichen Richtern und vom Notar 
Can. 1874. Ein Urteil, unterſchrieben nur vom Gerichts⸗ 
vorſitzenden und vom Notar, iſt ungültig CC. d. 14. Iul. 1922 
ad 13 (AAS. 14, 529). — Die Veröffentlichung des Urteils 
iſt auf dreifache Weiſe möglich: a) durch den Richter, der es 
den vorgeladenen Parteien verkündet; b) durch den Kanzler 
des Gerichtshofes, bei dem es zugänglich gemacht wird; 
e) durch Zuſendung an die Parteien Can. 1877. 


E. Die Berufung. 1) Lautet das Urteil auf Gültigkeit 
der Ehe, ſo ſteht das Recht der Berufung dem Kläger 
oder dem Rechtswart zu. Die Berufung kann an den 
nächſt höheren Richter oder an den Apoſtoliſchen Stuhl ſich 
richten. Auch gegen ein weiteres gleichlautendes Urteil 
kann einmal oder auch mehrmal Berufung eingelegt werden; 
denn Eheſachen werden ihrer Natur nachniemalsrechts⸗ 
kräftig (nunquam transeunt in rem iudieatam), freilich 
iſt einer leichtfertigen Streitſucht vorgebeugt durch Can. 1903: 
eine neuerliche Vorlage darf nur vorgenommen werden wegen 
neuer und zwar gewichtiger Gründe oder Zeugniſſe. 
— 2) Wird die Nichtigkeit der Ehe ausgeſprochen, ſo kann 
und muß der Bandesanwalt Berufung zum höheren Ge⸗ 
richtshofe einlegen, wozu er vom Richter angehalten werden 
kann Can. 1986. — 3) Die Berufung geſchieht beim Richter 
des angefochtenen Urteils (iudex a quo) innerhalb 10 Tagen 
von der Kenntnisnahme des Urteils mündlich protokollariſch 
oder ſchriftlich; innerhalb eines Monats muß die Sache beim 
Berufungsrichter weiter verfolgt werden Cann. 1881—83. — 
Nach zwei gleichlautenden Urteilen für die Nichtigkeit der Ehe 
tritt die Rechtskräftigkeit des Urteils ein, vorausgeſetzt, daß 
der Defenſor keine weitere Berufung einlegt und 10 Tage 
verſtrichen ſind. Die „Ehegatten“ können zu einer neuen 
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Ehe ſchreiten Can. 1897, wenn nicht ein eigenes Verbot dem 
Urteil beigefügt wurde (e. gr. vetito viro, ne transeat ad 
novas nuptias inconsulta Ap. Sede). — Freilich iſt die Rechts⸗ 
kräftigkeit der Ehe immer nur eine relative. 

Vom biſchöflichen Gericht geht die Berufung ordentlicherweiſe an 
den Metropoliten; von dieſem an den Apoſtoliſchen Stuhl. — Vom Metro⸗ 
politangericht I. Inſtanz geht die Berufung an jenen Gerichtshof, den 
der Metropolit unter ſeinen Suffraganen ein für allemal mit Billigung 
des Apoſtoliſchen Stuhles gewählt hat Can. 1594 $ 2. Erzbiſchöfe ohne 
Suffragane und Biſchöfe, welche dem Apoſtoliſchen Stuhle unmittelbar 
unterworfen ſind, müſſen ſich bezüglich des Inſtanzenweges an jenen Erz⸗ 
biſchof halten, zu deſſen Provinzialkonzil fie auch gehören Cann. 1594 $ 3; 
285. — Durch beſondere Privilegien des Apoſtoliſchen Stuhles ſind in 
manchen Ländern auch 3. Inſtanzen eingeräumt; ſo iſt in Bayern 
für den Metropolitanſprengel München 3. Inſtanz Bamberg und 
umgekehrt; für Köln iſt Freiburg i. Br. 3. Inftanz: für Breslau 
beſteht eine eigene Einrichtung. 

F. Abgekürztes Verfahren. Wenn in einem Falle die 
klaren Hinderniſſe vorliegen, jo räumt der Kodex ein abge- 
kürztes Verfahren ein Can. 1990—92. Drei Punkte ſind zu 
beachten: die Hinderniſſe, die Vorausſetzungen, das Ver⸗ 
fahren. 

1) Die Hinderniſſe ſind: „cultus disparitas, ordo, 
votum sollemnis castitatis, ligamen, consanguinitas, affi- 
nitas aut cognatio spiritualis“ Can. 1990. 


2) Vorausſetzungen: Aus einem durchaus ſicheren, 
echten und einwandfreien Zeugniſſe muß erhellen: a) daß 
eines dieſer Hinderniſſe beim Eheabſchluſſe vorhanden 
war; b) daß eine Dis penſe hievon nicht gegeben wurde 
ibi. 

3) Verfahren: Der Ordinarius hat die Parteien 
vorzuladen und ihnen in Gegenwart des Bandesanwaltes 
zu erklären, daß die Ehe nichtig iſt. Erſcheint dem Defenſor 
die Sache nicht ganz klar, ſo hat er das Recht und nach Um⸗ 
ſtänden auch die Pflicht der Berufung zur nächſten Inſtanz. 
Der Richter der 2. Inſtanz, an den die Akten zu ſenden ſind 
mit der Bemerkung, daß es ſich um den Ausnahmefall Can. 
1990 handle, unterſucht die Frage mit dem Defenſor der 
2. Inſtanz. Kann er das Urteil beſtätigen und legt der De⸗ 
fenſor keine Berufung ein, ſo erlangt dasſelbe nach 10 Tagen 
Rechtskraft. Glaubt er, daß die Notwendigkeit des feierlichen 
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Verfahrens gegeben ſei, ſo ſchickt er die Akten an die 
Vorinſtanz wieder zurück zum ordentlichen Verfahren 
Can. 1992. 

Man glaube ja nicht, daß die genannten Hinderniſſe immer zum 
abgekürzten Verfahren berechtigen; dieſelben können vielmehr in Dunkel 
gehüllt ſein. Hier muß alsdann das ordentliche Verfahren von Anfang 
an eingehalten werden; fo bei Glaubens verſchiedenheit 
von Akatholiken, beim Eheband, das ohne kirchliche Form geknüpft 
wurde, bei Blutsverwandtſchaft aus außerehelichem Verkehr, bei geiſt⸗ 
licher Verwandtſchaft aus der Nottaufe. — Die urſprünglich gewährten 
Dispenſen können verſchleiert ſein, weil ſie in der „Todesgefahr“ 
oder im „verwickelten“ Falle gewährt worden waren Cann. 1043—45. — 
Ein Gerichtshof von drei Richtern iſt hier nicht notwendig, doch kann der 
Ordinarius durch den Offizial vertreten ſein. Bandesanwalt und Schrift⸗ 
führer ſind notwendig. 

Von dem „Mangel der Eheſchließungsform“ war in den 
Cann. 1990—92 keine Rede. Das ordentliche Rechtsver⸗ 
fahren war im Falle der Klandeſtinität ſtets einzuhalten. 
Da ſchuf die Kodexkommiſſion (CC.) am 16. Okt. 1919 ad 17 
(AAS. 11, 479) faſt zu gründliche Abhilfe. — Wir geben einen 
Auszug aus den drei Regeln, welche die CC. aufſtellt. Wenn 
ein Katholik ſicher an die Form des Tridentinum oder des 
Dekrets „Ne temere“ gebunden war und ſie ſicher nicht ein⸗ 
gehalten hat, ſo kann das abgekürzte Verfahren der CC. ein⸗ 
gehalten werden. Das Verfahren iſt folgendes: Der Ordi⸗ 
narius oder der Pfarrer nach Einvernahme des Ordinarius 
hat den Fall klar zu unterſuchen und dann zu erklären, daß 
das Eheband nicht zu Recht beſteht, weshalb die fraglichen 
Perſonen zu einer neuen Ehe ſchreiten können. Ein Bandes⸗ 
anwalt oder Schriftführer muß nicht notwendig beigezogen 
werden. In Deutſchland und Ungarn kommen für 
das verkürzte Verfahren in Betracht: a) die rein katholiſchen 
Ehen vom 15. April 1906 an; b) die Miſchehen vom 19. Mai 
1918 an. Dagegen dürfen ſämtliche in Oſterreich ge- 
ſchloſſene rein katholiſche Ehen und Miſchehen nach 
dem abgekürzten Verfahren behandelt werden, anders da⸗ 
gegen die auswärts geſchloſſenen Ehen. (Wiener Diöze- 
ſanbl. 57, 34.) 

G. Paſtorelles Verfahren bei ungültigen Ehen. Bisher 
ſind wir den Weg des Rechts gegangen, nunmehr obliegt 
uns die Aufgabe, auch das Verfahren des guten Hirten zu 
zeigen, welcher rettet, was zu retten iſt. Der Seelſorge er- 
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öffnen ſich bei ungültigen Ehen drei Wege: der Weg der 
e der Weg der Auflöſung; der Weg der Dul- 
ung. 5 
1) Schon der Richter, um ſo mehr der Seelſorger hat auf 
die Gültigmachung der Ehe hinzuwirken Cann. 1965; 
1133 ff.; 1138 f. Doch gibt es Fälle, wo dies Beſtreben un- 
durchführbar iſt, nämlich a) wenn das fragliche Hindernis 
undispenſierbar iſt, z. B. geſchlechtliches Unver— 
mögen; b) wenn ein Teil (oder beide) die Gültigmachung 
nicht will; c) wenn aus der Gültigmachung größere 
Üb el zu befürchten find; jo wenn ein Teil bereits in bürger⸗ 
licher Ehe mit Kindern lebt. In dieſen drei Lagen muß der 
Seelſorger auf die Nichtigkeitserklärung hinarbeiten, wenn 
nicht eine gewiſſe Duldung zu bevorzugen iſt. 

2) Eine „Scheinehe“ kann geduldet werden, wenn 
ſie einerſeits nicht gültig gemacht werden kann, anderſeits 
nicht aufgelöſt werden ſoll. Dies iſt leichter, wenn guter 
Glaube vorhanden iſt, nicht ganz ausgeſchloſſen, wenn 
er fehlt. 

Der Apoſtoliſche Stuhl hat das Zuſammenleben und den Gebrauch 
der „Ehe“ geduldet, wenn nur kein Argernis zu befürchten war; ſo zwiſchen 
Halbgeſchwiſtern (aus außerehelichen Verhältniſſen), ſo bei Schwäger⸗ 
ſchaft in der geraden Linie, entſprungen einem illegitimen Verhältniſſe. — 
Darum hüte ſich der Seelſorger, den guten Glauben zu zerſtören. — 
Aber auch wenn der gute Glaube auf einer oder beiden Seiten nicht mehr 
vorhanden iſt, kann ein Zuſammenleben geſtattet werden, vorausgeſetzt, 
daß kein Argernis entſteht und die Gefahr der Unenthaltſamkeit ausge⸗ 


ſchloſſen iſt. 

3) Trennungiſt notwendig, wenn eine Gültigmachung 
unmöglich iſt und die Trennung als das kleinere Übel er⸗ 
ſcheint. Die Trennung auch der ungültigen Ehen darf nicht 
auf eigene Fauſt ſtattfinden, außer im Falle von Seelen— 
oder Leibesgefahren, es muß vielmehr das Nichtigkeitsurteil 
des kirchlichen Gerichtes abgewartet werden. — Wird die 
Ungültigkeit der Ehe privatim genau erkannt, ſo muß der 
geſchlechtliche Verkehr ſofort abgebrochen werden. Entſteht 
ein begründeter Zweifel an der Gültigkeit der Ehe auf 
beiden Seiten, ſo muß der Geſchlechtsverkehr aufhören, bis 
ſich das Hindernis klar herausſtellt oder die Unmöglichkeit, 
den Zweifel zu löſen. Im letzteren Falle ſteht die Rechts⸗ 
annahme zugunſten der Ehe, der Geſchlechtsverkehr wird 
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wieder erlaubt. Hat nur ein Teil Zweifel, jo darf dieſer die 
eheliche Pflicht Leiten, aber nicht fordern, bis nicht der Zweifel 
wie oben gelöſt iſt o. 2 De secund. nupt. (IV 21). 


Die Trennung gültiger Ehen. 
8 69. Die Trennung des Ehebandes bei gültigen Ehen. 
A. Allgemeine Grundſätze. 

I. Die katholiſche Kirche ſtellt folgenden Satz auf: „Die 
gültige und vollzogene Ehe zweier Getaufter kann durch keine 
menſchliche Gewalt und aus keiner Urſache, außer durch den 
Tod, gelöſt werden“ Can. 1118; Trid. sess. 24 cn. 7. Die 
Akatholiken, z. B. Proteſtanten und Orientalen, nehmen 
die Möglichkeit der Scheidung des Ehebandes an mit Berufung 
auf Mt 5, 32; 19, 9. Doch verſetzen ſie ihrer Schriftauslegung 
ſchon dadurch einen Schlag ins Geſicht, daß ſie nicht nur 
den einen Grund der „fornicatio“, ſondern viele Schei⸗ 
dungsgründe gelten laſſen. — Aber auch bezüglich des Ehe⸗ 
bruchs berufen ſie ſich mit Unrecht auf Matthäus; denn ſo⸗ 
wohl der Zuſammenhang als die Parallelſtellen beweiſen, 
daß Mt 5, 32 und 19, 9 nur von der Scheidung von Tiſch und 
Bett ausgelegt werden kann. 

II. Es iſt katholiſche Lehre, daß auch die nicht⸗ 
vollzogene Ehe an ſich unauflöslich iſt; 
immerhin kann ſie gelöſt werden durch die feierliche Profeß 
und die Vollgewalt des Papſtes als des Stellvertreters Chriſti. 
— Vor Papſt Alexander III. nahm man in der Theorie eine 
leichtere Löſung der nichtvollzogenen Ehe an; vgl. c. 3 De 
sponsa duorum (IV 4); Santi-Leitner: Praelectiones 
(ed. 4. a) IV 4 nn. 11—18. 

III. Es iſt katholiſche Lehre, daß die Ehe ſchlecht⸗ 
hin, d. i. auch als naturrechtliches Inſtitut = matrimonium 
legitimum, unauflöglich iſt; daß ſie aber gelöſt werden kann 
durch das „Pauliniſche Privileg“. 

Die naturrechtliche Unauflösbarkeit der Ehe kann be⸗ 
wieſen werden aus dem unfehlbaren Lehramt der Kirche, 
Trid. sess. 24 prooem.; c. 8 De div. IV 19; Pius IX. in Syll. 
n. 67; Leo XIII. in Ene. „Arcanum“ $ „Constat inter omnes“; 
Can. 1013 $ 2. Aber außerdem läßt ſich dieſe Unauflöslichkeit 


$ 69. Die Trennung des Ehebandes bei gültigen Ehen. 343 


auch aus Vernunftgründen beweiſen. Dieſe Ver⸗ 
nunftgründe werden um ſo einleuchtender wirken, wenn wir 
vorausſchicken, daß unſere Theſe von dem ſekundären 
Naturrechte gilt und daß die Schäden der Auflöſungsmöglich⸗ 
keit am Syſtem am klarſten zutage treten. Nach der En⸗ 
zyklika Leos XIII. „Arcanum“ ſprechen folgende Gründe 
für die Unauflöslichkeit der Ehe: Die Eheſcheidung wider⸗ 
ſtreitet: 1) der vollkommenen Gleichheit zwiſchen Mann 
und Frau; 2) der gegenſeitigen Unterſtützung der 
Eheleute Can. 1013 $ 3; 3) der vernünftigen Zügelung 
der fleiſchlichen Begierde; „ein Stand der Selbſtverleugnung 
iſt die Ehe“, Miniſter Ferraris bei Lampert, „Entwurf zu 
einem Schweizer Zivilgeſetz“ S. 38—39; 4) dem Haupt⸗ 
zweck der Ehe, alſo der Kindererzeugung und erziehung; 
5) dem Wohle des Staates und der menſchlichen © e- 
ſellſchaft. Die nähere Darlegung und Begründung 
findet ſich bei Leitner M.: Eherecht (3. A.) S. 397-401. 


B. Löſung der nichtvollzogenen Ehe. 


I Quellen: Cann. 1119; 1962—85; 572; 542 n. 1; 
987 n. 2.; Deer. SC Sacr. „ Catholica doctrina“ d. 7. Maii 1923 
(AAS. 15, 389 436) cum „Regulis“. 


II. Grundſatz. Can. 1119: „Die nichtvollzogene Ehe 
unter Getauften oder zwiſchen einem getauften und einem 
ungetauften Teil wird gelöſt einerſeits durch die Rechtswirkung 
der feierlichen Profeß, anderſeits durch die vom Apoſtoliſchen 
Stuhle aus gerechtem Grunde erteilte Dispenſe, auf Bitten 
beider oder nur eines Teils, auch wenn der andere nicht 
zuſtimmt.“ 

Erläuterung: 1) Die Löſung der Ehe iſt möglich, 
wenn ſie unvollzogen blieb, ſei es, daß es ſich um eine rein 
chriſtliche oder um eine gemiſchte Ehe handelt. Wir 
ſtehen aber nicht an, zu behaupten, daß der Apoſtoliſche Stuhl 
die Dispenſe auch dann erteilen kann, wenn beide Teile 
ungetauft ſind, vorausgeſetzt jedoch, daß der Apoſtoliſche Stuhl 
ein Intereſſe an der Löſung einer ſolchen nichtvollzogenen 
Ehe hat. Dies wäre der Fall, wenn ein Chriſt aus gewichtigem 
Grunde einen ſolchen ungetauften Ehegatten heiraten wollte. 
— 2) Die unvollzogene Ehe wird gelöſt durch die feier- 
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liche Profeß in einem eigentlichen Orden. Wie ein Ehe⸗ 
teil in einen Orden eintreten kann, wann eine Profeß feier⸗ 
lich und gültig iſt, dies alles haben wir bereits im Ordens⸗ 
rechte kennengelernt; vgl. „Handbuch“ I 3. L., „Ordens⸗ 
recht“ 88 17; 19. — War die Ehe lediglich geſchloſſen, aber 
nicht vollzogen; iſt die feierliche Profeß tatſächlich abgelegt, 
ſo tritt mit der Profeß die Löſung der Ehe unverzüglich ein 
(„ipso jure“). — 3) Die päpſtliche Dispenſe wird 
nur auf Bitten erteilt, und zwar nur auf Bitten (wenigſtens) 
eines Eheteils; eine dritte Perſon bemüht ſich um dieſe Dis⸗ 
penſe vergebens Cann. 1119; 1973. Doch hindert die Dis⸗ 
penſe der gegenteilige Wille oder das Entgegenarbeiten des 
anderen Teiles nicht. — Zur Dispenſe ſind zwei Voraus⸗ 
ſetzungen unbedingt gefordert: a) daß der Nichtvollzug der 
Ehe moraliſch ſicher ſei; b) daß ein gerechter 
Grund (causa iusta) vorliege Can. 1119. 

Das Verfahren iſt in kurzen Zügen folgendes: a) Das Bittgeſuch 
wird gewöhnlich an den Ordinarius gerichtet. Da dieſer unzuſtändig iſt, 
wird er ein Geſuch an den Apoſtoliſchen Stuhl richten, in welchem die 
Umſtände klar dargelegt ſind (Nichtvollzug, Gründe), freilich ohne daß 
der Ordinarius einen eigentlichen Rechtsakt ſetzt; „Regulae“ n. 7. 

Erſt wenn der Apoſtoliſche Stuhl den Ordinarius bevollmächtigt 
hat, kann dieſer den Prozeß in eigener Perſon oder durch den Offizial als 
Iudex Instructor führen Cann. 1963; 1966; 1985. Indes gibt es eine 
Ausnahme. Wenn nämlich der zuſtändige Richter einen Prozeß über 
Impotenz eingeleitet und geführt hat und ſich bei dieſem Prozeſſe 
nicht die Impotenz, wohl aber der Nichtvollzug der Ehe herausſtellt, 
jo können die Akten an die S. C. Sacramentorum eingeſchickt werden, 
welche dieſe als Unterlage zur Begutachtung der Dispenſe gebrauchen 
kann Can. 1963 $ 2. Die Natur der Sache und die Bevollmächtigung 
des Ap. Stuhles („delegatio a iure,“ Regulae n. 4) geſtatten das gleiche 
Verfahren auch bei anderen Hinderniſſen, z. B. Furcht, Geiſteskrankheit, 
Schwägerſchaft uſw.; vgl. 8. C. C. in Wirceburgen. d. 7. Iul. 1883 
(ASS. 16, 262— 74). Aus dieſer Möglichkeit ergibt ſich für den 
Gerichtshof die Pflicht, die Akten auch nach der Richtung des Nichtvoll⸗ 
zuges genau zu führen. 

b) Hat der Ordinarius die Vollmacht der 8. C. Saer. in Händen, fo 
muß er in eigener Perſon oder durch einen Iudex Instructor subdelegatus 
den Prozeß führen ohne Iudices Assessores, aber mit Beiziehung des 
Defenſors und Schriftführers. Das Ziel iſt ein doppeltes: Darlegung 
des Nichtvollzugs und Beibringung von gewichtigen Gründen. Der 
Nichtvollzug läßt ſich am leichteſten nachweiſen: a) bei „inconsum- 
matio coarctata tempore“; f) weniger leicht bei „inconsummatio co- 
pula non tentata“; y) am ſchwierigſten bei „inconsummatio copula ten- 
tata“ vgl. Leitner M., Eherecht S. 404 f. — Die Gründe können 
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entſpringen der Art der Eheeingehung, z. B. geſchloſſen unter 
Furcht, mit mangelnden Konſens uſw.; — einer neu übern om⸗ 
menen Verpflichtung, wie Abſchluß einer Zivilehe; — endlich 
der Veränderung der ganzen Lage, ſo durch Krankheit, Verbrechen, 
unüberwindliche Abneigung uſw.; vgl. die Göttweiger Handſchrift 
bei Freiſen: „Geſchichte des kan. Eherechts“ S. 178. Wie wir ſchon 
oben ſahen, kommt es in dieſem Prozeſſe zu keiner Veröffentlichung, zu 
keinem Urteil, alſo auch zu keiner Berufung, ſondern die Akten werden 
mit den beiden vota des Biſchofs und des Bandesanwalts an die Sakra⸗ 
mentenkongregation nach Rom geſchickt; Regulae nn. 96—101. 

c) Dieſe heilige Kongregation hat die Aufgabe, die Akten zu prüfen, 
fie abzuweiſen, wenn die Sache ausſichtslos iſt, ſie zu ergänzen durch Rück— 
ſendung mit der allgemeinen Anweiſung „Corroborentur probationes“ 
oder mit einer beſonderen Inſtruktion, durch Anerkennung des Nicht- 
vollzuges und der beigebrachten Gründe. Im letzteren Falle lautet die 
Antwort auf die Frage „An praestandum sit consilium Ssmo pro dispen- 
satione super matrimonio rato et non consummato in casu?“ — — 
„Affirmative.“ — — — Der Sekretär der Sakramentenkongre— 
gation trägt alsbald dem Heiligen Vater die Bitte um die Dispenſe vor 
mit Darlegung der Kongregationsverhandlungen, worauf der Papſt die 
Dispenſe in eigener Perſon erteilt. — Regulae nn. 102 106. Ein 
neueſtes Beiſpiel bei Leitner M.: Eherecht (3. A.) S. 407. 

d) Durch die päpſtliche Dispenſe wird die Che dem Bande nach 
gelöſt, ſo daß jeder Teil zu einer neuen Ehe ſchreiten kann, wenn nicht ein 
beſonderes Hindernis oder Verbot entgegenſteht. Seit 3. Juni 1912 
(AAS. 4, 403) kommt bei manchen Perſonen noch eine weitere Wir- 
kung hinzu: die Beſeitigung des etwaigen Crimen neutro patrante 
Can. 1053; Regulae n. 104. Dieſe Regulae ſchreiben in n. 106 die 
Ergänzung des Pfarregiſters am Trauungs- und Tauforte der beiden vor. 


C. Löſung der Ehe durch das Pauliniſche Privileg. 

I. Quellen: a) 1 Kor 7, 12—16. — b) Cann. 1120-27; 
247 § 3; 1962. 

II. Leitſatz: „Legitimum inter non baptizatos matri- 
monium, licet consummatum, solvitur in favorem fidei ex 
privilegio Paulino“ Can. 1120 $ 1. 

Erläuterung: 1) Es handelt ſich um „die Ehe 
zweier Ungetaufter, auch die vollzogene“. 
Wenn alſo die Ehe von Anfang an eine chriſtliche 
oder eine Miſchehe iſt, ſo greift das Pauliniſche Privileg 
nicht Platz, wie Can. 1120 § 2 ausdrücklich betont. — Die 
beiden verheirateten Perſonen müſſen ungetauft ge⸗ 
weſen ſein; ob ſie nun Heiden, Juden, Mohammedaner oder 
Namenschriſten ſind, iſt ganz gleich. Umgekehrt gilt das 
Privileg niemals für Heiden, Juden uſw., welche getauft ſind. 
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2) Zum Eintritt des Pauliniſchen Privilegs iſt notwendig, 
daß von den beiden ungetauften Eheleuten der eine ſich b e- 
kehre und getauft werde 1 Kor 7, 12 ff; Can. 1121. — 
Die Bekehrung allein genügt nicht; darum entſchied das heilige 
Offizium am 13. (15.) März 1901 (ME. 13, 3): „Verba illa 
S. Pauli non esse intelligenda de catechumenis, sed 
de baptizatis tantum“. — Selbſtverſtändlich iſt die 
Bekehrung und Taufe gegeben beim Eintritt in die katholiſche 
Kirche, allein man nimmt begründeterweiſe an, daß das 
Pauliniſche Privileg angewendet werden darf bei Bekehrung 
zum chriſtlichen Glauben in einer Sekte, wenn die Taufe 
gültig geſpendet wird. Die Taufe iſt ja überall die eine 
katholiſche Taufe; immerhin hat der Apoſtoliſche Stuhl dieſe 
Frage noch nicht entſchieden. Sprechen aber gegen die von 
Andersgläubigen geſpendete Taufe begründet Bedenken, 
jo tritt das Glaubensprivileg nicht ein 8. Off. d. 18. Dec. 1872 
ad III (C. Pr. II 59). 


. 3) Die Taufe allein bewirkt noch nicht die Auflösbarkeit 
der Ehe, „cum per sacramentum baptismi non solvantur 
conjugia, sed crimina dimittantur“ (Inn. III. in c. 8. De 
divort. IV 19); es wird vielmehr gefordert, daß der unge⸗ 
taufte Teil „weggehe, ſich trenne“ („discedat“). Dieſes 
„Sichtrennen, Weggehen, discedere“ beſteht 
darin, daß der ungetaufte Teil mit dem chriſtlichen Teil ent⸗ 
weder gar nicht oder nicht ohne Verunehrung des 
Schöpfers zuſammenſein will. Die „Verunehrung des 
Schöpfers“ iſt nicht nur bei Sünden gegen den heiligen 
Glauben gegeben, zu denen der ungläubige Teil den 
getauften verführen oder veranlaſſen will, ſondern auch von 
anderen ſchweren Sünden, z. B. gegen die eheliche Keuſchheit. 

Dieſe Trennung iſt jedoch nicht gegeben: a) wenn nicht der unge⸗ 
taufte Teil, ſondern deſſen Verwandte den chriſtlichen Teil zu einer 
ſchweren Sünde verleiten; b) wenn der chriſtliche Teil dem anderen 
gerechten Grund zum Weggehen gab Cann. 1123; 1129; 1131, z. B. 
durch Ehebruch, begangen nach der Taufe; vgl. Eherecht (3. A.) S. 411. 

III. Die Interpellationen Cann. 1121—25. 1) Bevor 
der getaufte Teil eine neue Ehe gültig eingeht, muß er regel⸗ 
mäßig an den ungetauften zwei Aufforderungen 
oder Fragen richten, nämlich: a) „An velit et ipsa (pars) 
converti ac baptismum suscipere; — b) An saltem velit 
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secum cohabitare pacifice sine contumelia Creatoris“. Werden 
die beiden Interpellationen mit „Nein“ beantwortet, auch 
ſtillſchweigend, „tacite“, durch Vernachläſſigung der Friſt uſw., 
ſo kann der getaufte Teil zur neuen Ehe ſchreiten. Wird die 
erſte Frage mit „Nein“ beantwortet, die zweite mit „Ja“, 
ſo muß der Bekehrte bei dem Ungetauften bleiben. — Wird 
die erſte Frage mit „Ja“, die zweite mit „Nein“ beantwortet, 
ſo können Fälle eintreten, daß trotzdem das Pauliniſche Pri⸗ 
vileg gebraucht werden kann, wie die Antwort des heiligen 
Offiziums vom 26./28. April 1899 beweiſt (ME. 11, 111). Das 
Glaubensprivileg kann demnach eintreten trotz des Willens 
des ungetauften Teils, ſich zu bekehren und taufen zu laſſen. 


2) Die Interpellationen können amtliche und pri- 
vate ſein. Die amtlichen geſchehen auf Anordnung des 
Ordinarius des getauften Teils, wenigſtens in ſu m⸗ 
mariſcher und außer gerichtlicher Form. — Die 
privaten ſind, wenn im äußeren Forum nachweisbar, immer 
gültig; aber auch erlaubt, wenn die amtlichen ohne phyſiſchen 
oder moraliſchen Schaden nicht ſich vollziehen laſſen. Der 
äußere Nachweis iſt vorhanden durch das Zeugnis zweier 
Zeugen oder ſonſt in geſetzmäßiger Weiſe Can. 1122, z. B. 
durch die tatſächliche Antwort des Interpellierten, durch Be⸗ 
ſtätigung des Briefempfangs ſeitens der Poſt. — Der Ordi- 
narius (nicht die Privatperſon) kann auch dem interpellierten 
Teile eine Stundung oder Friſt gewähren, freilich mit 
der Mahnung, daß mit dem unnützen Verſtreichen der Friſt 
die Antwort „Nein“ rechtlich vermutet wird ibi $ 1. Die 
Interpellationen können kraft Apoſtoliſcher Vollmacht auch 
ſchon vor der Taufe des Neubekehrten geſchehen; V. C. Epi- 
tome I n. 719, 27. (Propagandavollmachten F 3. a). 


3) Die Interpellationen ſind immer notwendig, 
außer es hat der Apoſtoliſche Stuhl von denſelben dispenſiert 
Cann. 1121 $ 2; 1123; 1125. Sollten die Interpellationen un⸗ 
möglich oder ſehr ſchwierig ſein, ſo hört die Verpflichtung der⸗ 
ſelben doch nicht von ſelbſt auf, es muß eine Erklärung oder 
Dispenſe des Apoſtoliſchen Stuhles vorliegen Can. 1121 $ 2. 
Dieſe Dispenſen können in zweifacher Weiſe gegeben werden: 
einerſeits in einer Reihe von Fällen, anderſeits in einem 
ganz beſtimmten Falle. — Drei dieſer allgemei⸗ 
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nen Dispenſen erwähnt Can. 1125 und dehnt ſie auf den 
ganzen Erdkreis aus: a) eine Pauls III. „Altitudo“ d. 1. Iun. 
1537; b) St. Pius’ V. „Romani Pontifieis“ d. 2. Aug. 1571; 
c) Gregors XIII. „Populis“ d. 25. Ian. 1585. Dieſe drei 
Konſtitutionen werden im Anhange zum Kodex als nn. VI, 
VII, VIII aufgeführt. Dazu kommen noch andere, z. B. die 
Vollmachten der Konzilien von Toledo und des Breves Ben. 
XIV. „In Suprema“ d. 16. Ian. 1745. — Wenn in einem 
beſonderen Falle die Interpellationen als unmöglich, 
ſchädlich oder nutzlos erſcheinen, jo hat der Ordinarius, 
wenn er nicht mit Vollmachten ſchon ausgerüſtet iſt, ſich an 
das heilige Offizium zu wenden zur Erlangung einer Voll⸗ 
macht für dieſen Fall (pro casu) Can. 247 § 3; vgl. Leitner 
M.: Eherecht (3. A.) S. 414 ff. 

Durch Can. 1125 und die Konſt. Gregors XIII. „Populis“ v. 25. Jan. 
1585 erhalten alle Ortsordinarien, Pfarrer und die von ihren Obern 
approbierten Prieſter S. J., die Vollmacht, daß ſie den Neubekehrten, 
welche im Heidentum vermählt, von ihren gleichfalls heidniſchen Gatten 
getrennt wurden, die Ehe mit Katholiken beider Riten erlauben können, 
vorausgeſetzt daß durch ein ſummariſches und außergerichtliches Ver⸗ 
fahren feſtſteht, die abweſenden Gatten hätten entweder nicht gemahnt 
werden können oder ſie hätten ihren Willen innerhalb der angegebenen 
Friſt nicht kundgegeben, wenn ſich auch ſpäter herausſtellt, dieſe ſeien 
damals rechtmäßig verhindert, ja bereits getauft geweſen. 

4) Recht der Wiederverheiratung. „Wenn 
die Interpellationen auf Grund einer Erklärung des Apoſto⸗ 
liſchen Stuhles unterlaſſen wurden oder wenn der ungetaufte 
Teil mit „Nein“ geantwortet hat ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend, ſo hat der getaufte Teil das Recht der Wiederverheira⸗ 
tung mit einer katholiſchen Perſon, außer er hat dem 
ungetauften Teil gerechten Grund zum Weggehen gegeben“ 
Can. 1123. — Dieſes Recht wird nicht verkürzt durch ein 
längeres Zuſammenleben des chriſtlichen Eheteils mit dem 
ungetauften, auch nicht durch den Geſchlechtsverkehr; das 
Recht tritt ungeſchmälert ein, wenn die Vorausſetzungen des 
Glaubensprivilegs erſt ſpäter, ja nach vielen Jahren ſich 
zeigen, wenn alſo der ungetaufte Teil erſt ſpäter entweder 
gar nicht oder nicht ohne Verunehrung des Schöpfers mit dem 
getauften Teile zuſammenleben will Can. 1124. 


g 5) Löſung des Ehebandes. „Das Band der 
früheren im ungetauften Zuſtande eingegangenen Ehe wird 
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erſt dann gelöſt, wenn der getaufte in Wirklichkeit eine neue 
gültige Ehe eingeht“ Can. 1126. Mit der Knüpfung des neuen 
Ehebandes wird das alte zerriſſen; darum kann auch der un⸗ 
getaufte Teil eine neue Ehe eingehen. Die Vorausſetzungen 
der Löſung der früheren Ehe ſind folgende drei: a) die Taufe 
des einen Teils; b) das Weggehen des andern, geklärt durch 
die Interpellationen oder die apoſtoliſche Dispenſe; c) die 
gültige Eingehung einer neuen Ehe durch den getauften 
Teil. — War die nichtchriſtliche Ehe unvollzogen, ſo genügt 
als dritte Vorausſetzung auch die feierliche Profeß des ge- 
tauften Teils oder die päpſtliche Dispens nach Can. 1119. 

Wird ein zweifelhaft Getaufter, der mit einer ungetauften Perſon 
verheiratet iſt, zur Sicherung ſeines Heiles in der katholiſchen Kirche ge— 
tauft, ſo kann er mit Benützung des Pauliniſchen Privilegs ſich wieder 
verheiraten; denn entweder war ſeine erſte Taufe ſicher gültig, dann 
war ſeine Ehe ungültig Can. 1070 8 2; oder es war ſeine Taufe ſicher un⸗ 
gültig, dann greift das Glaubensprivileg Platz Cann. 1120 ff. 

IV. Prinzip in Zweifelsfällen: „In re dubia privile- 
gium fidei gaudet favore juris“ Can. 1127. Dieſes Prinzip 
wird durch ein anderes, ſcheinbar entgegengeſetztes beleuchtet 
„Matrimonium gaudet favore iuris; quare in dubio standum 
est pro valore matrimonii, donec contrarium probetur, salvo 
praescripto Can. 1127“. 

Bei allen Ehen ſteht die Rechtsannahme für die Gül⸗ 
tigkeit der Ehe. Nur bei den Ehen der Ungetauften 
ſteht im Zweifelsfalle die Präſumption für das Glaubens⸗ 
privileg. — Der Häuptling Azor hat eine polygame Ehe 
eingegangen mit ſechs Frauen. Entſtehen Zweifel über die 
Gültigkeit dieſer Ehen, ſo ſteht die Rechtspräſumption für die 
Gültigkeit der Ehe Azors mit der erſten Frau. Beſtehen die 
gleichen Zweifel, iſt jedoch nicht die erſte, ſondern die dritte 
Frau bereit, mit Azor ſich taufen zu laſſen, ſo kann Azor dieſe 
ohne weiteres ehelichen, wenn beide getauft ſind, durch die 
Erneuerung des Konſenſes S. Off. dd. 18. Maii 1892 ad 2; 
17. (19.) Aug. 1898 (ME. X?, 147). In dieſer Lage fallen 
auch die Interpellationen weg, ebenſo die Notwendigkeit der 
päpſtlichen Dispenſe. 

Ricca Eſther und Abraham ſchloſſen eine „Ehe unter Ungetauften“; 
beide waren iſraelitiſchen Bekenntniſſes. Nach Jahren und nach dem 
Vollzug dieſer Ehe wurde Eſther katholiſch durch die heilige Taufe. Auf 
die Interpellation antwortete Abraham mit „Nein“ und ſandte der Eſther 
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den jüdiſchen Scheidebrief. Eſther verheiratete ſich nicht: Abraham da⸗ 
gegen verehelichte ſich mit der Jüdin Blanka. Später wollten beide Per⸗ 
ſonen, Abraham und Blanka, ſich taufen laſſen. Es entſtand die Frage: 
Muß Abraham zu Eſther zurückkehren oder kann er bei Blanka bleiben? 
Die Frage wurde dem Apoſtoliſchen Stuhle vorgelegt und die 8. C. C. 
antwortete am 27. Juli 1726: „Dilata et scribant theologi et canonistae 
et perquirantur exempla.“ Acht Monate ſpäter wurde die Frage noch⸗ 
mal vorgelegt am 29. März 1727, aber die Kongregation glaubte, von 
einer Antwort abſehen zu ſollen; vgl. Be n. XIV. in Syn. I. 6 c. 4 nn. 3 sqq. 
J. 13 c. 21 Rich ter-Schulte: Tridentinum n. 153 pag. 287 sq.; 
Santi-Leitner: Praelectiones (4. ed.) IV 19 n. 21. Der Satz 
„S. C. Coneilii a responsione abstinendum duxit“ bedeutet nach Bene⸗ 
dikt XIV., daß die Ehe zwiſchen Abraham und Eſther noch zurecht beſteht, 
ſo daß Abraham die Blanka nicht beibehalten kann. — Hierüber berichtet 
uns nun das Moralwerk von Antonius Balle rin i Dominicus P a l- 
mie ri, 3. ed. (Prati 1900) vol. 6 n. 449: „In Actis Congregationis 
editis non legitur, quem finem habuerit ista controversia. . . . Sed 
aliunde didici (P. Tarquini id rescivit ex Cardinali, ni fallor, Caterini), 
Pontificem reipsa dispensasse, ac prius matrimonium solvisse. Imo 
inspeetis libris in hospitiis romanis catechumenorum, inventum est: 
Abrahamum et Blancham conversos permansisse in coniugio, quia 
Pontifex contra Lambertini secretarii opinionem dispensavit, id est 
solvit matrimonium prius Abrahami et Esther. Porro ignorare hoc 
Lambertinius non poterat, utpote Secretarius Congregationis. Et tamen 
(adeo possunt opiniones praeconceptael) in opere de Synodo, ubi oc- 
casione quaestionis de Pontificia auctoritate circa solvenda infidelium 
conjugia memorat hanc causam Florentinam, penitus de hac dispen- 
satione concessa silet“. — Bereits einen Schritt weiter geht Aug. Lehm- 
kuhl S. J. in feiner Moraltheologie (12. A. v. II n. 931), indem er jagt: 
„ut ex ar chi vis Roman is constat“, jo daß man meinen könnte, 
die Nachricht bei Ballerini-Palmieri ſtamme aus dem Archiv des Apo- 
ſtoliſchen Stuhles, mindeſtens der Konzilskongregation, während dieſe 
Autoren ausdrücklich zugeben, daß im Archiv der Konzilskongregation 
keine Spur ſich findet, daß vielmehr die Nachrichten privater Natur ſeien, 
welche auch das Gepräge ſolcher Nachrichten auffällig an ſich tragen. 
Bei P. Dom. Prüm mer in Theol. mor. III. 680 iſt die Sache bereits 
gegen Proſper Lambertini entſchieden. — In neueſter Zeit 
(1917 oder 1918) wurde in Rom von Wien aus (Kraſa) eine derartige 
ganz gleichgelagerte Dispenſe erbeten mit Berufung auf Ballerini⸗Pal⸗ 
mieri; die Dispenſe wurde verweigert. — Mit Recht ſagt Ga f- 
parri in ſeinem „Tractatus de matrimonio“ II (3. ed.) n. 1357: „Pro 
certo habemus, contra nonnullos, Romanum Pontificem nullo modo 
dispensare posse, quia jam est matrimonium consummatum fidelium, 
cum baptismus remittat peccata, sed matrimonii consummationem 
minime aufert.“ — Wir halten uns an den klaren Bericht des Zeitgenoſſen 
Proſper Lambertini im Gegenſatz zu den nicht ganz geklärten Nach⸗ 
richten ſpäterer Gewährsmänner, wenn wir auch ihr ſonſtiges Anſehen 
nicht unterſchätzen. 

Am 17. (19.) Januar 1900 wurde vom heiligen Offizium ein ſehr 
lehrreicher Fall entſchieden. Titus, ein Jude, wurde durch den Scheide⸗ 
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brief und das Urteil des weltlichen Richters von feiner rechtmäßigen 
jüdiſchen Ehefrau Sara geſchieden, worauf er mit der „konfeſſionslos“ 
gewordenen Katholikin Berta bürgerlich getraut wurde. Fünf Jahre 
ſpäter, im Jahre 1892, ließ ſich Titus auf Betreiben ſeiner „Zivilehefrau“ 
Berta taufen und beide ſchloſſen im Angeſichte der Kirche die Ehe. Leider 
hatte der Kurat, welcher die Sache in die Hand genommen, die erſte Ehe 
des Titus ganz außer acht gelaſſen. Genau nachforſchend erfuhr der Kurat, 
daß Sara weder katholiſch werden noch auf irgend eine Aufforderung hin 
antworten wolle. Deshalb bat er das heilige Offizium um sanatio in 
radice der im Jahre 1892 geſchloſſenen Ehe. Darauf erhielt er von der 
gleichen römiſchen Kongregation folgende Antwort: „Dummodo constet 
ex processu saltem summario, mulierem nullum responsum dare voluisse, 
matrimonium ont rah i posse, et ad mentem. — Mens est, in hoc 
casu non dari locum dispensationi in radice; nam adhuc viget prius 
matrimonium in infidelitate contractum, quod non dissolvitur, nisi 
quando post conversionem et interpellationem inutiliter factam, no- 
vum ac validum contractum fuerit matrimonium“ (ME. 11, 533). Dem⸗ 
nach gibt es in dieſem Falle feine sanatio in radice; denn dieſe wird nicht 
gegeben, wenn der Ehe (Titus und Berta) ein göttlich-rechtliches Hinder⸗ 
nis (hier ligamen) entgegenſteht. — Die privaten Nachforſchungen des 
Kuraten können als Grundlage angeſehen werden, auf welcher der ſum— 
mariſche Prozeß den Beweis für die verneinenden Antworten der Sara 
aufbaut. Erſt nach dem Prozeß, den der Ordinarius zu machen hat, kann 
der Ehekonſens gegeben werden, welcher die frühere Ehe zwiſchen Titus 
und Sara löſt. Sollte der Prozeß den gewünſchten Beweis nicht er- 
bringen, ſo müßten die Interpellationen amtlich oder privat gemacht oder 
vom Apoſtoliſchen Stuhl dispenſiert werden. 


V. Staatliche Beſtimmungen. Für Oſterreich gilt 
AGB. § 136: „Durch den Übertritt eines jüdischen Ehegatten 
zur chriſtlichen Religion wird die Ehe nicht aufgelöſt, ſie 
kann aber aus den oben ($$ 133—135) angeführten Urſachen 
aufgelöft werden.“ Dieſe Urſachen find: Gegenſeitiges Über- 
einkommen und Ehebruch der Ehegattin; in beiden Fällen 
muß der Scheidebrief ausgeſtellt und beſtimmte Geſetzes⸗ 
normen beobachtet werden; vgl. Seidl: Matrikenführung, 
S. 154 ff; Haring: KR. II, S. 490. 


§ 70. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 

I. Quellen: Mt 5, 32; 19, 9; Mk 10, 11—12; 1 Kor 
7, 5. 11 ff. — Trid. sess. 24 en. 8. — Cann. 1128-32; 1110 bis 
1112; 542 n. 1; 987 n. 2. 

II. Begriff und Einteilung. Unter Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft verſteht man die Trennung recht⸗ 
mäßiger Ehegatten nicht dem Bande, ſondern nur gewiſſen 
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Wirkungen nach. Dieſe Wirkungen ſind angedeutet in der 
Überſchrift vor Can. 1128: „De separatione tori, mensae et 
habitationis“. 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann ſein: 
a) eine vollſtändige und teilweiſe; b) eine i m⸗ 
merdauernde und zeitweiligezce) eine unver⸗ 
ſchuldete und verſchuldete; d) eine amtliche 
und private. Die unverſchuldete Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft kann eintreten durch den Eintritt 
eines oder beider Gatten in eine religiöſe Genoſſenſchaft oder 
durch die Übernahme einer Weihe ſeitens des Ehemannes; 
freilich iſt beides nach dem neuen Rechte nur mehr möglich 
mit Erlaubnis des Apoſtoliſchen Stuhles; vgl. Can. 1130. 
Teilweiſe und auf eine Zeit kann die eheliche Gemeinſchaft 
aufgehoben werden durch gegenſeitige Übereinſtimmung der 
Eheleute: „ad tempus“ 1 Kor 7, 5. 

Früher konnte auch der Eintritt eines trennenden Hinder⸗ 
niſſes eine Ehe in Wirkungen beſchränken, ſie hin kend 
(m. claudicans) machen. 


Der Fall trat am häufigſten ein bei den Hinderniſſen der 
„illegitimen“ Schwägerſchaft und der geiſtlichen Verwandt⸗ 
ſchaft und beim Keuſchheitsgelübde. Das neue Recht kennt 
keine über kommenden Hinderniſſe mehr gemäß Can. 
1036. Das Keuſchheitsgelübde kann zwar auch nach der 
Eheeingehung noch abgelegt werden, allein kanoniſche Wir⸗ 
kungen ergeben ſich daraus nicht mehr Can. 1036 $ 1, ſondern 
nur Wirkungen aus der Tugend der Religion Can. 1307 $ 1. 
Solche Gelübde ſcheinen dem Apoſtoliſchen Stuhle nicht re⸗ 
ſerviert zu ſein Can. 1309; facultates S. Poen. n. 7. 

III. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft wegen 
Ehebruchs Cann. 1129—30. „Wegen des Ehebruchs eines 
Gatten kann der andere Gatte die eheliche Gemeinſchaft bei 
Wahrung des Ehebandes, auch für immer, aufheben; außer 
wenn dieſer (unſchuldige) Gatte zum Ehebruch die Zuſtim⸗ 
mung oder Veranlaſſung oder ausdrückliche bzw. ſtillſchwei⸗ 
gende Nachſicht gab, oder wenn er ſelbſt das gleiche Ver⸗ 
brechen beging“ Can. 1129 § 1. Wegen eines materiell 
und formell vollſtändigen und unzweifel⸗ 
haften Ehebruchs eines Gatten kann der andere die voll⸗ 
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ſtändige und auch immer dauernde Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft herbeiführen. — Was ein ma⸗ 
teriell und formell vollſtändiger Ehebruch iſt, haben wir oben 
geſehen (§ 46). — Statt der moraliſchen Gewißheit ge- 
nügt hier (bei der Schwierigkeit des Gegenſtandes) auch eine 
ſichmit Gewalt aufdrängende Vermutung 
(praesumptio gravissima, vehemens, violenta), wie Papſt 
Alexander III. bezeugt in c. 12 De praesumptionibus IV 29. 
— Nur der vollſtändig unbeteiligte Ehegatte kann die Tren- 
nung herbeiführen. Unbeteiligt iſt nicht a) wer den Ehebruch 
veranlaßt („qui causam dederit“); b) ihm zuſtimmt 
(„in erimen consenserit“) oder c) ihm Nachſicht gewährt hat 
(„eondonaverit“), endlich d) wer ſelbſt einen Ehebruch be— 
ging („idem crimen commiserit“). 

Die Nachſicht (condonatio) kann eine ausdrückliche oder eine ſtill⸗ 
ſchweigende ſein. Die ſtillſchweigende Nachſicht iſt gegeben, 
wenn der unſchuldige Gatte nach der ſicheren Kenntnis des Ehebruchs 
aus eigenem Antriebe in ehelicher Liebe mit dem ſchuldigen verkehrt 
„maritali affectu conversatus fuerit“); — ſie wird vermutet, wenn 
„der unſchuldige Gatte den anderen nicht innerhalb ſechs Monaten des 

Hauſes verwies oder das Haus verließ oder die geſetzmäßige Anklage ein- 
reichte“ Can. 1129 $ 2. — Die Worte „si sponte, maritali affectu, con- 
versatus fuerit“ ſind nicht nur vom ehelichen Verkehr auszulegen, ſon— 
dern auch vom friedlichen Zuſammenleben der Ehegatten durch längere 
Zeit. — Die Wiedervergeltung (compensatio) liegt vor, 
wenn der unſchuldige Gatte vor dem gerichtlichen Urteil ſelbſt einen Ehe⸗ 
bruch beging. Geſchah dieſer Ehebruch nach dem richterlichen Urteile, 
ſo halten dies manche Kanoniſten für eine Wedervergeltung, weshalb 
eine Wiederherſtellung des ehelichen Lebens am Platze ſei, andere dagegen 
meinen, daß mit dem Urteilsſpruch die Trennung ein für allemal erledigt 
F 

Wirkung der Trennung wegen Ehe⸗ 
bruchs. „Der unſchuldige Gatte, welcher entweder auf 
einen Richterſpruch hin oder in eigener Machtvollkommenheit 
den Gatten wegen Ehebruchs verlaſſen hat, iſt niemals ver- 
pfichtet, dieſen zur ehelichen Lebensgemeinſchaft zu⸗ 
zulaſſen: er kann aber denſelben zulaſſen oder zurück⸗ 
rufen, außer dieſer hat mit deſſen Zuſtimmung einen dem 
Eheſtand entgegengeſetzten Stand ergriffen“ Can. 1130. 

Der Kodex iſt ſehr milde, daß er das Auseinandergehen der Eheleute 
wegen Ehebruchs auf eigene Fauſt geſtattet. Doch iſt den Selbſttäu⸗ 
ſchungen genügend vorgebeugt, indem der des Ehebruchs beſchuldigte 
Teil auf Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft klagen kann auf 
Grund der Cann. 1013; 1014; 1110—12; 93. — Der unſchuldige Gatte 
Leitner, Handbuch des katholiſchen Kirchenrechts IV. 8 23 


354 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


hat alſo das Recht, den anderen Gatten zuzulaſſen oder zurückzurufen; 
ausgenommen der ſchuldige Gatte hat mit Zuſtimmung des unſchuldigen 
in den ewigen Gelübden den Ordensſtand oder in den höheren Weihen 
den Stand eines Geiſtlichen auf ſich genommen. Daraus folgt, daß der 
ſchuldige Gatte der Zuſtimmung des andern bedarf, um in den Ordens⸗ 
oder Geiſtlichenſtand ſich aufnehmen zu laſſen, während der unſchuldige 
ohne weitere Zuſtimmung eintreten kann. Liegt eine ſtändige Scheidung 
von Tiſch und Bett vor, namentlich durch Urteilsſpruch des kirchlichen 
Richters, fo bedarf der geſchiedene Ehegatte keiner beſonderen Bewilli⸗ 
gung des Apoſtoliſchen Stuhles mehr, die Zuſtimmung des unſchuldigen 
Gatten genügt: vgl. Cann. 542 n. 1 „Coniux“; 987 n. 2; 1114; 1130. — 
Hat der ſchuldige Gatte nur das Noviziat angetreten oder die zeitweiligen 
Gelübde gemacht oder hat der Mann nur die niederen Weihen ſich er⸗ 
teilen laſſen, ſo kann er vom unſchuldigen Teile zurückgerufen werden, 
da er ja noch keinen Stand angetreten hat („statum susceperit“) 
Can. 1130. 


IV. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft wegen 
anderer Gründe Can. 1131. Obwohl Chriſtus nur einen 
Eheſcheidungsgrund kennt, ſo nimmt die Kirche doch deren 
mehrere an, freilich ohne ſich in Gegenſatz zu ſetzen zu ihrem 
göttlichen Stifter. Chriſtus erwähnte bei Gelegenheit der 
Eheſcheidungsfrage nur den einen Eheſcheidungsgrund, näm⸗ 
lich den Ehebruch („fornicatio, porneia“), aber er hebt bei 
anderen Gelegenheiten auch andere hervor, welche jedoch auch 
anderen Gemeinſchaften eigen ſein können, z. B. Mt 10, 
3437; Lk 14, 26 (Seelenſchaden). Ferner iſt der Ehebruch 
Löſungsgrund für immer, die übrigen Gründe aber dauern, 
ſo lange die Verhältniſſe eben ſo gelagert ſind. Die Kirche 
ſtimmt demnach mit ihrem Meiſter vollſtändig überein. Wir 
kommen nun zu den einzelnen Eheſcheidungsgründen gemäß 
Can. 1131. 


1) Die Gründe: a) Glaubensdelikte; 
b) Seelengefahr; c) Leibesgefahrz d) Zer- 
rüttung des ehelichen Lebens. 

a) „Abfall vom Glauben“ löſt nicht das Band der Ehe 
Trid. sess. 24. en. 5; wohl aber kann Trennung von Tiſch und Bett 
beantragt werden, indes iſt das keine Pflicht, wenn nicht Seelen- 
gefahr droht Can. 2267. — Can. 1131 gibt als hierher gehörend noch 
folgende Vergehen an: „Si alter coniux sectae acatholicae nomen de- 
derit; si prolem acatholice educaverit“, alſo Anſchluß an eine Sekte oder 
akatholiſche Kindererziehung; vgl. Cann. 2314 § 1 n. 3; 2319. Man nannte 
den Abfall vom Glauben eine „kornicatio spiritualis“. 

b) „Seelengefahr“. Was beim privilegium Paulinum die 
„contumelia Creatoris“, das iſt hier das „grave periculum animae“, Der 
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gefährdete Ehegatte muß die nächſte Gefahr in eine entferntere zu ver— 
wandeln ſuchen; wenn ſeine Bemühungen umſonſt ſind, ſo kann er nicht 
nur, er muß die Trennung herbeiführen gemäß den Grundſätzen des 
Naturrechts (ordinatus amor incipit a seipso) und den Lehren des gött— 
lichen Meiſters: Mt 10, 36 ff; 18, 8 f; Lk 14, 26 uſw. 

e) Die „Leibesgefahr“ wird im Can. 1131 jo dargeſtellt: 
„grave periculum corporis; si saevitiis vitam communem nimis diffi- 
eilem reddat“. Es kann alſo das Leben oder die Geſundheit unmittelbar 
bedroht ſein oder das eheliche Leben läſtig fallen durch fortgeſetzte Schläge, 
Schimpfereien, Zerwürfniſſe und ähnliches. Rein vergangene 
Drohungen, Mißhandlungen oder Gewalttätigkeiten kommen nicht mehr 
in Betracht. 


d) „Zerrüttung des ehelichen Lebens“ kann in 
verſchiedener Weiſe eintreten: durch Seelen- und Leibesgefahren, durch 
Mißhandlungen; außerdem aber noch durch „böswilliges Verlaſſen, ak— 
fectata absentia, malitiosa desertio“; durch „läſtiges Zuſammenwohnen, 
molesta cohabitatio“ (Trid. sess. 24 en. 5), endlich durch ein „verbre— 
cheriſches und ſchmachvolles Leben“ des einen Ehegatten Can. 1131 $ 1. 

2) Das Verfahren. Liegt einer dieſer Gründe 
(oder deren mehrere) vor, ſo hat ſich der Ehegatte an den zu— 
ſtändigen Ordinarius zu wenden (Can. 1964). Iſt Gefahr 
auf Verzug, jo kann ſich der gefährdete Gatte auch auf eigene 
Fauſt trennen, doch von Dauer nur dann, wenn der Tat- 
beſtand klarliegt („si de eis certo constet“). 

3) Die Wirkung der Trennung. Handelt 
es ſich nicht um Ehebruch, ſondern um einen der anderen 
Gründe, ſo muß mit Aufhören des Grundes auch die Tren— 
nung wieder beſeitigt werden. Wurde jedoch die Trennung 
vom Ordinarius für immer ausgeſprochen, jo iſt der 
unſchuldige Gatte nur auf ein neues Dekret des Ordinarius 
hin verpflichtet, das eheliche Leben herzuſtellen. Wurde vom 
Ordinarius eine zeitliche Trennung ausgeſprochen, ſo 
tritt die Rückkehrverpflichtung auch ein nach Ablauf der Friſt. 

V. Sorge für die Kindererziehung Can. 1132. 1) Sind 
beide Teile katholiſch, jo werden die Kinder dem un— 
ſchuldigen Gatten zur Erziehung zugeſprochen. — 2) Iſt 
ein Teil akatholiſch, ſo folgen die Kinder in der Regel 
dem katholiſchen Teil. — 3) In beiden Fällen kann 
der Ordinarius abweichende Beſtimmungen treffen, immer 
aber zugunſten der katholiſchen Kindererziehung. 

Im Can. 1131 § 1 geſchieht der Krankheit eines Ehegatten als 
eines Trennungsgrundes keine ausdrückliche Erwähnung (wohl ver— 
ſchleiert: „aliaque id genus“). Darum müſſen wir uns bei der Beur— 
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teilung nach den allgemeinen Grundſätzen der Moral halten (Ordnung 
der Nächſtenliebe). Wird demnach das Leben oder die Geſundheit eines 
Ehegatten durch das Zuſammenſein mit dem kranken ernſtlich bedroht, 
jo ift der geſunde berechtigt, das eheliche Zuſammenleben ſoweit auf⸗ 
zuheben, als eben die Gefahr vorhanden iſt. Das gilt namentlich, wenn 
der kranke Teil vor der Verehelichung dem geſunden die damals ſchon be⸗ 
ſtehende Gefahr verſchwieg; vgl. Leitner M.: Eherecht (3. A.) S. 429. 


§ 71. Staatliche Geſetzgebung über Anklage und 
Trennung der „Ehe“. ö 

Für den Seelſorger iſt es von Wichtigkeit, daß er auch 
dieſes Kapitel wenigſtens in den Grundzügen kennt. Doch 
beſchränken wir uns hier auf das Notwendigſte, im übrigen 
auf unſer „Eherecht“? S. 431 ff. verweiſend. 

A. Deutſchland. Die Anklage einer „Ehe“ iſt auf vier⸗ 
fache Weiſe möglich: 1) durch Nichtigkeitsklage; 2) Anfech⸗ 
tungsklage; 3) Scheidungsklage; 4) Klage auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft; — dazu kommt noch 5) die Klage 
auf Feſtſtellung des Beſtandes einer Ehe; 6) die Klage auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft. 

1) Die Nichtigkeitsklage iſt möglich aus fünf Gründen: 
a) wegen weſentlicher Verletzung der Eheeingehungsform; b) wegen 
Geſchäftsunfähigkeit; ce) wegen Doppelehe; d) wegen Verwandtſchaft 
und Schwägerſchaft; e) wegen Ehebruchs nach §s 1312 und 1328 des. 
BGB.; vgl. die $$ 1309—28. 

2) Die Anfechtungsklage kann eingereicht werden aus 
folgenden Gründen: a) Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit; b) Irrtum 
in der Eheſchließung; e) Irrtum in der Perſon und in gewiſſen perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften; d) Irrtum auch in Umſtänden, herbeigeführt durch 
Täuſchung; e) Mangel des Ehewillens nach $ 1332; f) widerrechtliche 
Drohung; g) Verheiratung mit einem bereits Verehelichten auf Grund 
einer falſchen Todeserklärung BGB. 88 1304—1335; 1350. 

3) Gründe der Scheidungsklage: a) Ehebruch; b) Lebens⸗ 
nachſtellung; e) Bösliche Verlaſſung; d) Selbſtverſchuldete tiefe Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Lebens; e) Geiſteskrankheit BGB. 88 156569. 

B. In Oſterreich gab es bisher keine Scheidung der Ehe 
dem Bande nach für katholiſche Ehen, das iſt rein katho⸗ 
liſche und Miſchehen mit einer katholiſchen Perſon AbGB. 
5 111. — Die Trennungakatholiſcher Ehen dem Bande 
nach war ſchon bisher frei gemäß Abc B. 88 115—119. — 
Über die Scheidung von Tiſch und Bett handeln die 
§§ 103-110. 
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Ulber den „ehelichen Wirrwarr in Oſterreich“ gibt Dr. J. B. Ha⸗ 
ring in der LOS. 1922 S. 114—16 ſehr beachtenswerte Aufſchlüſſe: 
Miniſter Dr. Waber äußert ſich Juli 1921 gegenüber einem Vertreter 
der Preſſe: „Grundſätzlich ift der M nifter ein Gegner der Dispenspraxis. 
Er Hätte lieber ein Geſetz, welches die Trennbarkeit der Ehe ermög- 
licht. Da aber ein ſolches Geſetz vielleicht nicht die Majorität des National⸗ 
rates erlangt und anderſeits doch ... eine Stimmung für die Dispens— 
praxis beſteht, ſo ſeien feſte, unanfechtbare Grundſätze zu ſchaffen, nach 
denen Ehedispenſen erteilt werden können . .. Jedenfalls ſei die auf 
Grund der Despenſation vom beſtehenden Eheband abgeſchloſſene zweite 


Ehe ſo lange als gültige Ehe anzuſehen, bis ſie nicht durch das Gericht 


für ungültig erklärt worden ſei. Gleichzeitig erfahren wir auch, daß von 
der Wiener Landesregierung etwa 9000, vom Magiſtrate Wien 2000, 
vom Staatsamt für Inneres 1200 Dispenſationen vom beſtehenden Ehe⸗ 
band erteilt worden find.” Mit Recht frägt Dr. Haring: Darf eine VW⸗ 
Behörde eine ungültige Dispenſe erteilen? Da die Bigamie ein 
öffentlich-rechtliches Delikt iſt, ſind die Behörden nach $ 84 StrPO. 
nicht zur Anzeige ſolcher bigamiſcher Verbindungen verpflichtet. Vgl. 
Dr. Bruno Webhofer: Ein Riß im Eherecht (1922) und die Über— 
prüfbarkeit der Ehedispens (1923). 

C. Die Schweiz hat ſeit dem 1. Januar 1912 eine Ehe⸗ 
ſcheidung, welche der deutſchen Geſetzgebung faſt vollſtändig 
entſpricht AA. 137—142. Art. 139 hebt noch „entehrendes 
Verbrechen und unehrenhaften Lebenswandel“ hervor. Der 
„bekannte“ Art. 45 des früheren Geſetzes dagegen iſt gefallen: 
„Wenn beide Ehegatten die Scheidung verlangen, ſo wird 
das Gericht dieſelbe ausſprechen, ſofern ſich aus den Ver- 
hältniſſen ergibt, daß ein ferneres Zuſammenleben der Che- 
gatten mit dem Weſen der Ehe unverträglich iſt.“ — Wichtig 
namentlich für Katholiken iſt Art. 143: „Die Klage geht ent⸗ 
weder auf Scheidung der Ehe oder auf Trennung der Ehe⸗ 
gatten.“ 


Einige Winke für das Verhalten des Seelſorgers gegenüber 
der Zivilehe. 


J. Ehehinderniſſe und Zivilehe. 1) Die Zivilehe oder 
deren Mangel iſt niemals ein Ehehindernis, aber der Katholik 
muß die bürgerlichen Vorſchriften über Eingehung der bürger⸗ 
lichen Ehe genau beobachten, um von ſich und andern Schaden 
abzuwenden. — 2) Die Zivilehe iſt kein kirchliches Verlöbnis, 
auch wenn die Form des Can. 1017 vielleicht eingehalten 
wurde; ſchon die Abſicht iſt eine ganz andere. — 3) Bei Ge⸗ 
legenheit der Zivilehe können folgende Hinderniſſe leicht in 
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Frage kommen: a) das Hindernis des mangelnden Konſenſes; 
b) der Ordensprofeß und höheren Weihe; e) des Verbrechens; 
d) der Eheheimlichkeit für rein katholiſche und gemiſchte Ehen. 
— 4) Das Ehedispensweſen wird durch die Zivilehe ungünſtig 
beeinflußt, inſofern die Kirche ſich genötigt ſieht, Dispenſen 
zu gewähren, welche ſie ſonſt nicht leicht erteilt hätte. 

II. Mitwirkung zur Zivileheſcheidung. 1) Der katho⸗ 
liſche Ehegatte darf die Klage auf Scheidung ſeiner bürger⸗ 
lichen Ehe erſt dann ſtellen, wenn er bei ſeinem Seelſorger 
ſich verſichert hat, daß ſeine Ehe auch kirchlicherſeits für un⸗ 
gültig erklärt oder nach den Cann. 1119—20 gelöſt werden 
kann. Iſt dagegen eine ſolche Trennung nicht möglich, ſo darf 
der Katholik in Deutſchland und in der Schweiz nicht auf Ehe⸗ 
ſcheidung, ſondern nur auf Aufhebung der ehelichen Gemein- 
ſchaft klagen. Ahnliches dürfte für die Todeserklärung, für die 

Nichtigkeits- und Anfechtungsklage gelten. — 2) Ein Stan⸗ 
desbeamter darf in feinem Amte tätig ſein, ſolange er 
nicht in einem Falle genau erkannt hat, daß ein Katholik, der 
eine Zivilehe eingehen will, offenbar eine Ehe vor Gott 
und der Kirche nicht ſchließen kann; ſo wenigſtens lauten die 
Entſcheidungen des Apoſtoliſchen Stuhles für Italien und 
Frankreich. Sollte im Gebiete des Deutſchen Reichs ein ſo 
ſchwieriger Fall auftauchen, jo wäre eine Weiſung von Rom. 
zu erholen; vgl. Leitner M.: Eherecht (3. A.) S. 439. — 
3) Der katholiſche Richter darf nach unſerem Ermeſſen auch 
ein Scheidungs-⸗ oder Nichtigkeitsurteil in Eheſachen dann 
fällen, wenn die betreffenden Eheleute kirchlich in keiner Weiſe 
geſchieden werden können, vorausgeſetzt, daß der Richter in 
formeller Weiſe zur Eheſcheidung nicht mitwirkt und nicht 
mitwirken will. Wenn auch der katholiſche Teil ſeine „Frei⸗ 
heit“ mißbraucht, ſo iſt das nicht Schuld des Richters, ſondern 
des Mißbrauchenden ſelbſt. Freilich würde ſich eine Auf- 
klärung ſeitens des Apoſtoliſchen Stuhles empfehlen, da in 
anderen Ländern nicht immer die gleichen Antworten er⸗ 
gingen; Leitner M.: Eherecht S. 440. — 4) Ein Katholik, 
welcher in bloßer Zivilehe lebt, iſt von Strafen J. s. an ſich 
nicht getroffen, doch wird er von der Kirche den öffentlichen 
Sündern gleichgehalten, welche außer dem Verluſte der kirch⸗ 
lichen Ehrenämter vom Ordinarius mit Strafen J. s. belegt 
werden können. Natürlich können dieſe Strafen mit um jo 
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größerem Rechte verhängt werden, wenn die Zivilehe ehe- 
brecheriſch, ſakrilegiſch oder inzeſtuos iſt; Can. 2356. 


s 72. die zweite Ehe. 
De secundis nuptüs. 

J. „Wenn auch die keuſche Witwenſchaft ehrenvoller iſt, 
ſo iſt doch eine zweite und auch weitere Verheiratung gültig 
und erlaubt, freilich muß Can. 1069 $ 2 beobachtet werden“ 
Can. 1142. — „Eine Frau, welche den Brautſegen (des Miſ— 
ſale) einmal erhalten hat, darf denſelben bei den folgenden 
Verehelichungen nicht mehr empfangen“ Can. 1143. 


Erläuterung: 1) Eine zweite Ehe uſw. Ehe iſt er- 
laubt, wenn die Vorausſetzungen gegeben ſind, 
nämlich die Beweiſe, welche eine wenigſtens moraliſche Sicher— 
heit einer Löſung der früheren Ehe gewähren. — Die Auf- 
löſungsmöglichkeiten werden dargelegt in den Cann. 1118 sqq. 
(Tod, Päpſtliche Vollgewalt, Pauliniſches Privileg). Wie 
über den Tod eines Ehegatten moraliſche Gewißheit erlangt 
werden kann, ergibt ſich aus den Cann. 1053; 1069 § 2; 1097 
§ 1 n. 1 und aus den oben im $ 18 gemachten Ausführungen. 
Wir erwarten in Bälde die diesbezügliche Inſtruktion der 
heiligen Sakramentenkongregation. — 2) Steht die Löſung 
des Ehebandes feſt, ſo iſt die zweite bzw. die weitere Ehe unter 
den ſonſtigen Vorausſetzungen gültig und erlaubt, 
wie aus der Heiligen Schrift und aus Can. 1142 erhellt; 
vgl. Röm 7, 3; 1 Kor 7, 8.9. 39. 40, ja eine weitere Ehe kann 
auch Pflicht ſein 1 Kor 7, 9; 1 Tim 5, 11 ff. — 3) Die 
keuſche Witwenſchaft iſt jedoch ehrenvoller. Dieſen 
Gedanken erfaßte bereits das Judentum, Idt 16, 26; Lk 2, 36; 
deutlicher tritt er uns im Neuen Teſtamente entgegen, 1 Kor 
7, 8; 1 Tim 5, 3 ff; 3, 2 ff; Tit 1, 6 ff, und fo iſt er auch in das 
kirchliche Recht übergegangen in der Irregularitas ex defectu 
sacramenti c. 5 De bigamis (I 21); Can. 984. Näheres im 
„Handbuch“ 12 S. 167 f. — Wie wir oben ſahen, hat die Frau, 
welche ſich öfter als einmal verheiratet, keinen Anſpruch, den 
Brautſegen zu empfangen; doch liegt der Grund hier mehr 
in der Fortdauer des Segens als in der Unfähigkeit der Per⸗ 
ſon, ihn zu empfangen; denn eine Witwe kann den Braut- 
ſegen erhalten, wenn ſie desſelben noch nie teilhaft wurde. 
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II. Unter dem Ausdruck „Zweite Ehe“ wird in manchen 
Gegenden auch die Jubelhochzeit verſtanden, d. h. die 
kirchliche Feier des 50. Jahrestages der Eheſchließung. Wenn 
auch das allgemeine Recht keine Anweiſungen hierüber ent⸗ 
hält, jo darf man die Feier doch nach den Diözeſanritualien 
begehen, wie das Trid. sess. 24 C. 1 d. r. m. dies nahelegt. 
Dieſe Feier iſt nicht Pflicht, aber Recht braver Eheleute, welche 
wenigſtens zur Zeit der Jubelfeier in katholiſcher Ehe leben. 
Eine Konſenserneuerung darf in keiner Weiſe ſtattfinden, 
ſondern nur ein dankbares Gedächtnis der Wohltaten Gottes 
mit dem Vorſatze, bis zum Ende in den ehelichen Tugenden 
zu verharren. 


Literatur zum Eherecht: 1) Vor dem Erſcheinen des Kodex: 
Feije Henricus Ioa: De impedimentis et dispensationibus matrimo- 
nialibus 4. A.) 1893. — Gasparri Petr.: Tractatus de matrimonio 
(3. A.) 1904. — Heiner Franz.: Grundriß des katholiſchen Eherechts 
(6. A.) 1910. — Kardinal Kutſchker Joh. Rudolf: Das Eherecht der 
katholiſchen Kirche nach feiner Theorie und Praxis (5 Bände) 1856—59. 

— Bischof Rosset Michael: De sacramento matrimonii tractatus 
dogmaticus, canonicus, moralis, liturgicus, iudiciarius (vol. 6) 1895 ff. — 
Bischof Ros ko väny i Augustus: De matrimoniis in ecelesia ca- 
‚tholica (2 volumina) 1837. — Sanchez Thomas: Disputationes de 
s. matrimonii sacramento. Genuae 1602. — Schnitzer Joſeph: Ka⸗ 
tholiſches Eherecht (von Weber, 5. A.) 1898. — Schulte Friedrich: 
Eherecht 1855. — Van de Burgt-Schaepman: Tractatus de 
matrimon io (3. A.) 1908. — Vogt Joſeph: Das kirchliche Eherecht (3. A.) 
1910. — Wern z Fr. X.: Ius matrimoniale ecclesiae catholicae (tom. IV. 
iuris decretalium, 2. A.) 1911. — Zankow Stefan: Die Verwaltung 
der bulgariſchen orthodoxen Kirche (1920, Halle, bei Harras). — Ziß⸗ 
man J.: Das Eherecht der orientaliſchen Kirche, Wien 1864. 


2) Nach dem Inkrafttreten des Kodex erſchienen folgende Abhand— 
lungen: Arenhold: Kurze Darſtellung des Eherechts 1918. — Bevi- 
lac qua A.: Trattato... sul matr. cristiano 1918. — Cerato P.: 
Matrimonium a Codice desumptum 19202. — Che lo d i G.: Ius matr. 
19192. — De Smet Aloisius: De sponsalibus et matr. 19203 mit 
reicher Literaturangabe I. S. XIX ff. — Fahrner J.: Das Eherecht 
im neuen kirchl. Geſetzbuch 1918. — Ferreres Juan B., S. J.: „Com- 
pendium theol. moralis“ (11. Aufl. nach dem Kodex 4. A.) 1921. — Fo ur- 
neret P. F.: Le mariage chretien 1919. — Göller Emil: Das Ehe⸗ 
recht im neuen kirchl. Geſetzbuch 19182. — Haring Johann: Das 
Eherecht auf Grund des CXC. 1918 und verſchiedene Abhandlungen in 
der LQuSch. — Knecht Aug.: Grundriß des kath. Eherechts 1918. — 
Leitner Martin: Lehrbuch des kath. Eherechtss 1921. — Lin ne⸗ 
born Johannes: Grundriß des Eherechtss 1922. — Nold in 
Hier. 8. J.: De iure matr. 1919. — Schaefer Thimotheus 
0. M. Cap.: Das Eherecht nach dem Kodex: 1921 mit Angabe reicher 
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Literatur in Büchern und Artikeln. — Vermeersch Arthur- 
Creusen J. S. J.: Epitome IC. tom. Inn. 715—19; tom. II 1922.— 
Vermersch A.: Theol. mor. tom. III. tract. 8. (1922). — 
Vlaming Th. W.: Praelectiones iur. matr.? 19191921. — Zett a 
C.: Il matrimonio 1920. Dazu kommen: Blat Albertus: Com- 
mentarium textus IC. Lib. III. De rebus 1920. — Perathoner 
Anton: Das Frl. Sachenrecht 1919 § 7. — Pruemmer Dom. 
M.: Manuale JE? 1922. 

3) Über die Geſchichte der Ehe und des Eherechts ſeien haupt—⸗ 
ſächlich folgende Werke hervorgehoben: Es mein A.: Le mariage en 
droit canonique 1891. — Freiſen Joſeph: Geſchichte des kanoniſchen 
Eherechtes bis zum Verfall der Gloſſenliteratur 1888, 2. Ausgabe 1893. — 
Weſtermarck Eduard: Geſchichte der menſchlichen Ehe, aus dem 
Engliſchen überſetzt (2. A.) 1902. Die weitere ausgedehnte Literatur 
über die Ehe ſelbſt, dann über Geſchichte der Ehe, über partikularrechtliche 
Fragen mit Berührung des einſchlägigen Staatsrechtes, über die ethno— 
graphiſchen Darſtellungen der Ehe findet ſich bei Sägmüller J. B.: 
Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts (3. A.) II § 122 S. 76. 


§ 75. die Sakramentalien. 
De sacramentalibus. 


Den Sakramenten nachgebildet ſollen die Sakramen⸗ 
talien Reinigung von dem Einfluſſe der Sünde und des Teu- 
fels, ſowie Heiligung und Segnung bewirken. 

I. Quellen: Cann. 1144—1153; 239; 276; 294; 323 
(außerordentliche Spender); 1155—56; 1163; 1165; 1169 8 2; 
1174; 1176; 1199; 1204; 1255 sqq.; 1290 sqq.; 1296; 1304 
(Heilige Orte und Sachen); 2241; 2260; 2271; 2275; 2279; 
2322 n. 2 (Strafen bez. der Sakramentalien). 

II. Die Begriffsbeſtimmung wird uns vom Kodex ſelbſt 
gegeben im Can. 1144: „Sacramentalia sunt res aut actiones 
quibus Ecclesia, in aliquam Sacramentorum imitationem, 
uti solet ad obtinendos ex sua impetratione effectus prae- 
sertim spirituales.“ Wir haben alſo ähnlich wie bei den hei⸗ 
ligen Sakramenten: a) einen Einſetzer oder Begründer 
(Stifter); b) Materie und Form; c) den Spender; d) den 
Empfänger; e) die Wirkungen. Bevor wir die einzelnen 
Punkte würdigen, obliegt es uns, das Weſen der Sakramen⸗ 
talien durch die Einteilung genauer zu erfaſſen. 

III. Einteilung. Die Sakramentalien werden einge⸗ 
teilt: 1) in Weihen, Segnungen und Exorzis⸗ 
men Cann. 1147; 1151 sqq. — 2) in liturgiſche und 
nicht⸗liturgiſche Sakramentalien, d. h. in Sakra⸗ 


362 Das kirchliche Sachenrecht. Sakramente. 


mentalien, welche mit dem Meßopfer (wie Palmweihe) oder 
mit der Sakramentsſpendung (3. B. Zeremonien bei der 
Taufe, bei der Kommunionſpendung uſw., Brautſegen) ſich 
verbinden — und ſolche, die ganz für ſich vollzogen und ge— 
ſpendet werden, wie die Vorſegnung der Wöchnerinnen, die 
Errichtung des Kreuzweges uſw.; vgl. Cann. 733; 1102; 1143. 
— 3) in reſervierte und nicht⸗reſervierte 
Cann. 1147; 1151, worüber beim Spender die Rede ſein wird. 
— 4) Die Segnungen werden vom Kodex ſelbſt in con- 
stitutivae et in vocativae benedictiones einge- 
teilt Cann. 1148 § 2; 1150. Die Schaffungsſegnungen (b. con- 
stitutivae) verſetzen die Perſon oder Sache in einen bleibenden 
Stand, wie die Abtweihe, die Benediktion einer Kirche oder 
von Paramenten; die Anrufungsſegnungen dagegen erflehen 
über eine Perſon oder Sache einen augenblicklichen Segen, 
3. B. die Segnung nach der heiligen Kommunion, die Vor⸗ 
ſegnung der Wöchnerin, das Begräbnis. Freilich läßt ſich nicht 
leugnen, daß manche den Schaffungs- und Anrufungs⸗ 
charakter zugleich in ſich vereinigen, ſo die Weihe der Häuſer, 
Schiffe, Andachtsgegenſtände. — 5) Der Kodex ſelbſt unter⸗ 
ſcheidet Sakramentalien der Sachen und Handlungen 
(„res aut actiones“), die ſich zuweilen in einem Sakramentale 
vereinigt finden können, z. B. ein Kruzifix wird durch das 
heilige Kreuzzeichen mit Abläſſen verſehen. Wir haben eine 
Sache, das Kruzifix, und eine Handlung, das Kreuzzeichen. 


IV. Einſetzung. Die Sakramentalien ſind nicht von 
Chriſtus, ſondern von der Kirche eingeſetzt Cann. 1144— 45. 
Die Kirche iſt es ja, welche die Sakramentalien einſetzt, 
authentiſch erklärt, ſie abſchafft oder ändert, und zwar iſt 
dieſes Recht dem Apoſtoliſchen Stuhle allein 
reſerviert Can. 1145. Freilich bringt ſchon das dog⸗ 
matiſche und rechtliche Gebäude, welches der Herr in ſeiner 
Kirche errichtet hat, manche der Sakramentalien notwendiger⸗ 
weiſe in die Erſcheinung. Wir erinnern nur an die Zere⸗ 
monien, welche die Sakramente wie ein natürlicher Schmuck 
umgeben, an das kirchliche Begräbnis uſw.; darum drückt 
ſich auch Can. 1145 ſo vorſichtig aus. 


V. Materie und Form. Die Sakramentalien beſtehen 
aus Dingen (Sachen, res), aus Handlungen (ac- 
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tiones) und aus Worten. Erſtere jind gleichſam die Materie, 
die Worte dagegen die Form. „Bei dem Vollzug und der 
Spendung der Sakramentalien ſind die von der Kirche ge- 
billigten Riten genau einzuhalten.“ Ja, „die Weihungen 
(eonsecrationes) und Segnungen (benedictiones), mögen ſie 
nun ſchaffend (constitutivae) oder anrufend (invocativae) 
ſein, ſind ſogar ungültig, wenn die von der Kirche vorge— 
ſchriebene Formel nicht eingehalten wird“ Can. 1148. 

Wird in den liturgiſchen Büchern ein beſtimmter Stoff vorge— 
ſchrieben, ſo wäre die Weihe eines weſentlich anderen Stoffes ungültig, 
z. B. Waſſer beim Weihwaſſer, Wachs bei den Kerzen (freilich in der 
heutzutage gemilderten Ausdehnung), Aſche. Dasſelbe gilt auch für die 
Gebets⸗ und Weiheformeln. Die liturgiſchen Bücher geben hierüber 
Aufſchluß. 

Die Sakramentalien werden gewöhnlich in der Kirche vollzogen, doch 
manche auch außerhalb, immer aber an einem geziemenden Orte. Un— 
paſſendes, wie Speiſen, darf nicht auf den Altar geſtellt werden. Sie 
werden in Verbindung mit dem Meßopfer, mit den heiligen Sakramenten 
oder außer dieſer liturgiſchen Verbindung geſpendet. — Die Kleidung des 
Spenders iſt wenigſtens das Superpelliz und die Stola; dieſe von vio— 
letter Farbe bei Exorzismen, ſonſt von der Farbe des Tagesoffiziums, 
wenn nicht eine beſondere Farbe vorgeſchrieben iſt. Doch können noch 
andere liturgiſche Kleider vorgeſchrieben ſein, wie Meßgewand, Rauch- 
mantel uſw. Die Segnungen geſchehen ſtehend, mit unbedecktem Haupte, 
außer bei Exorzismen, im Beiſein eines kirchlichen Dieners, wenn die 
Spendung nicht rein privater Natur iſt, wie bei Segnungen von Roſen⸗ 
kränzen, Kreuzen uſw. Mau beachte RR. t. 8 c. 1 

VI. Spender. Als Spender der Sakramentalien kommen 
in Frage: die Biſchöfe, Prieſter, Diakonen, Exorziſten und 
Lektoren. 

Die Lektoren dürfen jene Segnungen vornehmen, 
welche ihnen im Pontifikale eingeräumt ſind, alſo die Seg⸗ 
nung „von Brot und neuen Früchten“ Can. 1147 $ 4; Pont. 
Rom. De ordinatione lectorum; „Handbuch“ J S. 205. 

Die Exorziſten werden zwar geweiht mit dem 
Auftrag und der Gewalt, den Beſeſſenen die Hände aufzu— 
legen, allein die Ausübung dieſer Gewalt unterliegt manchen 
Beſchränkungen. „Nur wer eine beſondere und aus⸗ 
drückliche Erlaubnis von ſeiten des Ordinarius 
beſitzt, darf erlaubterweiſe die Teufelsbeſchwörungen vor⸗ 
nehmen, außer es handelt ſich um die Exorzismen bei Gelegen— 
heit der Taufe, der Weihen und Segnungen; denn dieſe 
werden vollzogen von dem rechtmäßigen Spender des Sakra— 
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mentes, der Weihe oder Segnung Can. 1153. Die außerordent⸗ 
lichen Exorzismen darf der Ordinarius nur einem Prie⸗ 
ſter anvertrauen von erprobter Frömmigkeit, Klugheit und 
Sittenreinheit; dieſer darf an die Beſchwörung nur dann 
herantreten, wenn er ſich nach eifriger und vorſichtiger Prü⸗ 
fung überzeugt hat, der zu Beſchwörende ſei wirklich vom 
Teufel beſeſſen Can. 1151. — Wir haben bereits bei anderer 
Gelegenheit betont, daß der Kodex die Erlaubnis des Or di— 
narius für genügend hält, ſo daß alſo in den exempten 
Räumen ein exempter Religioſe von einem exempten Prieſter 
derſelben Genoſſenſchaft den Exorzismus erhalten kann, wenn 
er die Erlaubnis ſeines höheren Ordensobern beſitzt. Will 
jedoch der Exorzismus an einem Getauften vorgenommen 
werden, welcher nicht zur gleichen exempten Genoſſenſchaft 
gehört, jo bedarf der Prieſter (ob Ordens- oder Weltprieſter) 
der ausdrücklichen Erlaubnis des Ortsordinarius. 
Hat der Ordinarius auf die Übertretung dieſer Vorſchriften 
eine kirchliche Zenſur, z. B. die Suspenſion auch J. s., geſetzt, 
ſo iſt 105 Strafe berechtigt; vgl. Regensburger V. Bl. 1885 
S. 79 f. 


Auch der Diakon darf jene Segnungen ausüben, welche 


ihm das Recht ausdrücklich einräumt; jo die Weihe der Oſter⸗ 


kerze, die Segnung des Kranken und des Volkes bei der Spen⸗ 
dung der Wegzehrung, die Segnung des Grabes SRC. d. 
14. Aug. 1858 n. 3074, nicht die Weihe des Waſſers und 
Salzes für die Taufe „Handbuch“ 12 S. 185. 

Alle übrigen Segnungen kommen dem Prieſter zu, 
abgeſehen von den reſervierten. Die Segnungen können dem 
Papfſte reſerviert fein, jo u. a. die Segnungen des Pal⸗ 
liums, der „Agnus Dei“, der „goldenen Roſe“ uſw. — Die den 
Biſchöfen vorbehaltenen Segnungen finden ſich genau 
ausgeſchieden in den liturgiſchen Büchern, ſo im Pontifikale, 
im Rituale uſw. Im neueſten Rituale Romanum find die 
nicht reſervierten und reſervierten Segnungen genau bezeich⸗ 
net (S. 26—71; — S. 72—93). Doch find durch Can. 1304 
bedeutende Milderungen eingetreten; näheres bei den „hei⸗ 
ligen Geräten“. Außerdem ſind gewiſſe Segnungen den 


Religioſen (RR. S. 95—131) und manche den Pfar⸗ 


rern vorbehalten; letzteren z. B. die beiden Brautſegen 
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Cann. 1097, 1101, die Segnungen der Paramente Can. 1304 
n. 3. — Indes enthält der Can. 1147 eine große Beruhigung, 
indem er ſagt: „Wird eine reſervierte Segnung von einem 
nichtbevollmächtigten Prieſter erteilt, ſo iſt ſie zwar uner⸗ 
laubt, aber nicht ungültig, außer der Apoſtoliſche Stuhl hat in 
der Reſervation das Gegenteil beſtimmt“ § 3. — In welcher 
Weiſe die Exorzismen den Ordinarien bzw. den Prieſtern vor⸗ 
behalten ſind, haben wir bereits geſehen. 

„Die Weihen (consecrationes) werden gül- 
tigerweiſe nur von konſekrierten Biſchöfen erteilt, außer das 
Recht oder ein Apoſtoliſches Indult erlaubt es anders“ Can. 
1147 § 1. Das Recht räumt ſolche Konſekrationen ein: den 
Kardin alen Can. 239; den Apoſtoliſchen Vikaren und Prä- 
fetten Can. 294; den Abten und Prälaten mit Eigengebiet 
Can. 323. Ein apoſtoliſches Indult kann einfachen Prie— 
ſtern das Recht einräumen, Kirchen, Altäre, Glocken uſw. 
zu konſekrieren. — Wenn jemand einen Exorzismus, eine 
Segnung oder eine Weihe ohne Vollmacht vollzieht, ſo kann 
die Handlung ſogar ungültig ſein und der kirchliche Obere kann 
ihn mit Strafen J. s. belegen Can. 2322 n. 2. 

Die kirchlichen Spender der Sakramentalien ſind wie bei 
den Sakramenten, ſo auch bei den Sakramentalien durch die 
kirchlichen Strafen behindert, Cann. 2241; 2260 (exc.); 
2271 und 2275 (interdictum); 2279 (suspensio). 


VII. Empfänger. Empfänger von Weihungen iſt 
nur der Katholik. Freilich auch der Katholik kann die Sakramen⸗ 
talien nicht empfangen, wenn er durch einen kirchlichen Ur- 
teilsſpruch exkommuniziert oder interdiziert iſt Cann. 2260; 
2275 n. 2. ö 

Empfänger der Segnungen iſt nicht nur der Katho— 
lik, ſondern auch der Katechumene, ja ſogar der Akatholik 
unter gewiſſen Umſtänden Can. 1149. Akatholiken können 
die kirchlichen Segnungen empfangen: a) wenn kein ausdrück⸗ 
liches kirchliches Verbot entgegenſteht; und b) wenn es zur 
Glaubenserleuchtung oder in Begleitung damit zur Geſun— 
dung des Körpers dient Can. 1149. — Die Exorzismen 
können empfangen werden nicht nur von Katholiken und 
Katechumenen, ſondern auch von Akatholiken oder Exkom— 
munizierten Can. 1152. 
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U. Stutz anerkennt in ſeinem „Geiſt des Codex juris canonici“ 
(Stuttgart, Ferd. Enke, 1918) S. 93 dieſe Beſtimmungen: „Damit er 
des Lichtes des Glaubens und eventuell körperlicher Geſundung teilhaftig 
werde, können auch dem Evangeliſchen Benediktionen und erſt recht 
Exorzismen zugewandt werden“. Ohne Schranken können die Afatho- 
liken, getaufte und ungetaufte, der Exorzismen teilhaft werden; vgl. die 
Ordinatio exoreistarum. Auch bei den Segnungen wird kein Unterſchied 
gemacht zwiſchen getauften und ungetauften Perſonen. Doch beachte man 
hier die Vorausſetzungen. Liegt ein ausdrückliches Verbot vor, wie 
3. B. beim Brautſegen Can. 1102 8 2, fo iſt die Sache geklärt; ebenſo wenn 
die Gewährung der Segnung auf das „Licht des Glaubens“ abzielt. 
Doch darf man noch einen Schritt weitergehen. Wenn das Sakramen⸗ 
tale die Geſundung des Leibes bezweckt und wenn mit dieſem Ziele 
ſich ein Nutzen für die Glaubenserleuchtung erhoffen läßt ſo kann man die 
Segnung dem Akatholiken gewähren. So erklärt ſich das „una cum illo“, 
i. e. cum lumine fidei, am leichteſten. N 


„Sind Gegenſtände geweiht oder geſegnet mit bleibender 
Beſtimmung (constitutiva benedictione), jo ſollen ſie ehr- 
furchtsvoll behandelt und nicht zu weltlichen oder beſtimmungs⸗ 
widrigen Gebrauch verwendet werden, auch wenn ſie im 
Beſitze von Privaten ſind“ Can. 1150. Entbehren Sakramen⸗ 
talien einer bleibenden heiligen Beſtimmung, ſo können ſie 
zu dem ihnen eigenen Zweck, mag er auch rein weltlich ſein, 
verwendet werden, ſo die geweihten Speiſen zu Oſtern, ſo 
das Salz oder der Haber, für Tiere geweiht. In der Not 
können auch bleibend geweihte oder geſegnete Gegenſtände 
zu weltlichen Zwecken gebraucht werden, ſo Weihwaſſer zur 
Löſchung des Durſtes, ſo geweihtes Licht zur Erleuchtung eines 
Zimmers, Ferreres, Juan B., Institutiones canonicae 
(Barcelona 1918) II n. 35. 

VIII. Wirkungen. 1) Die Sakramentalien wirken nicht 
wie die Sakramente ex opere operato, aber ſie wirken auch 
nicht bloß ex opere operantis; ihre Wirkungsart liegt in der 
Mitte; ſie wirken „ex sua impetration e'“, d. h. aus 
der Erflehung der Kirche Can. 1144; vgl. Schücch-Polz: 
Paſtoraltheologie (17. A. 1914) § 329 S. 721 f. — 2) Die 
Sakramentalien bewirken: a) Reinigung der Natur 
durch Hebung des Fluches, der durch die Sünde auf derſelben 
liegt; b) Erhebung, Heiligung und Weihe 
der Natur, daß ſie den Menſchen zu Gott emportrage. — 
Auf die Beſeitigung des Einfluſſes der Sünde und des Teu⸗ 
fels zielen ab vor allem die Exorzismen Can. 1152, während 
die Segnungen und Weihungen hauptſächlich die bleibende 
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oder vorübergehende Heiligung des Menſchen an Seele 
und Leib befördern Can. 1144 „effectus praesertim spiri- 
tuales“. Auch in den Wirkungen ſind die Sakramentalien 
ein getreues Abbild der heiligen Sakramente: Taufe, Buße, 
Letzte Olung zielen in erſter Linie auf Reinigung; die übrigen 
auf Heiligung. Auch Standesſakramentalien gibt es; ſo 
die Benediktion der Abte, Abtiſſinnen, der gottgeweihten 
Jungfrauen, der Könige und Königinnen uſw.; vgl. Pontit. 
Romanum I pag. 95—205. Der Erlöſer und Hoheprieſter 
Jeſus Chriſtus, welcher den „Starken“ beſiegt und alles in 
ſeinem Blute gereinigt und geheiligt hat, wirkt auch in den 
Sakramentalien wunderbarerweiſe in ſeiner Kirche fort bis 
an das Ende der Zeiten. 
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Überblick. 


Im Anſchluß an die heiligen Sakramente behandelt das 
kirchliche Geſetzbuch Gegenſtände, welche mit den Gnaden⸗ 
mitteln in enger Verbindung ſtehen: Die heiligen Orte und 
Zeitenz den Gottes dienſt und endlich das kirchliche Lehr— 
amt. Die heiligen Zeiten wurden bereits früher erklärt, 
da von den Kirchengeboten die Rede („Handbuch “, 
Lief. 22 S. A ff.) war. In drei Kapiteln ſollen die übrigen 
Gegenſtände nach dem Kodex dargelegt und erläutert werden. 


J. Kapitel. Die heiligen Orte. 

Das kirchliche Geſetzbuch rechnet zu den heiligen Orten 
die Kirchen, Kapellen, Altäre und Gottesäcker. Zuerſt ſind 
die den heiligen Orten gemeinſamen Normen vorauszuſchicken 
Pontificale Rom. p. II. Many S:: De locis sacris. 


§ 1. die heiligen Orte im allgemeinen. 


Quellen: Cann. 1154—60; 2041 $ 1; vgl. Ort des 
Gottesdienſtes; der Sakramente und Sakramentalien. 

Heilig ſind jene Orte, welche für den Gottesdienſt oder 

das Begräbnis der Gläubigen durch Weihe oder Segnung 
nach Vorſchrift der gutgeheißenen liturgiſchen Bücher be— 
ſtimmt werden. 992 1154. 

J. Geſchichte: a) Vorchriſtliche Zeit. Kultſtätten 
finden ſich bei allen Völkern der Erde, z. B. bei den Aſſyriern, 
Babyloniern, Griechen, Römern, Germanen; namentlich finden 
wir bei dem auserwählten Gottesvolke des Alten Bundes den 
Tempel und vor deſſen Erbauung durch Salomon die Stifts⸗ 
hütte (Bundeszelt) mit verſchiedenen Opferſtätten. Aber 
heilige Stätten und Altäre laſſen ſich hinaufverfolgen bis 
zu den Tagen der Stammeltern: Gn 28, 16—18 (Jakob); 
22, 9.(J Isaaks beabſichtigte Opferung durch Abraham); 8, 20 


Leituer, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 24 
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(Noes Opfer); 4, 3. 4 (Kain und Abel). Indes gab es nicht 
wenige Juden, welche im Tempel zu Jeruſalem das 
unerſetzbare Weſenselement des Gottesdienſtes ſahen, eine 
Anſchauung, gegen die beſonders der Prophet Jeremias 7.—9. 
Kapitel aufzutreten genötigt war; vgl. Mt 23, 21; 26, 61; 
27, 40; Joh 4, 23; Apg 6, 13 ff.; 21, 28. Demgegenüber betont 
der göttliche Meiſter: „Gott iſt ein Geiſt; und die ihn anbeten, 
müſſen ihn im Geiſte und in der Wahrheit anbeten“ Joh 4, 24. 

Den gleichen Gedanken ſpricht Stephanus aus vor dem 
Hohen Rate Apg 7, 47—50 und Paulus in ſeiner Areopag⸗ 
rede Apg 17, 24. 25. Sollen wir nun mit Ernſt Renan 
„Das Leben Jeſu“ (Volksausgabe, 2. Aufl.) S. 167 ſagen: 
Jeſus „gründete den reinen Gottesdienſt, der kein Datum, 
kein Vaterland hat, den alle edlen Seelen bis zum Ende der 
Zeiten üben werden“? Hat der Herr mit dem Worte bei 
Joh 4, 23. 24 die Kultſtätten abgeſchafft? Unmöglich; denn 
wenn der Herr für ſeine Kirche, ſein ſichtbares Reich, zum 
Nutzen der Menſchen Kulthandlungen einſetzt, wie die 
Taufe, Mt 28, 19; Mk 16, 16; Joh 3, 5 und die Euchariſtie 
Mt 26, 26—29; Mk 14, 22—25; Lk 22, 15-20; Joh 6, 
51—72; 1 Kor 11, 20—34 uſw., jo muß er auch Kultſtätten 
gewähren und einrichten, wie er auch tatſächlich für das letzte 
Oſtermahl und die Einſetzung der Euchariſtie einen eigenen 
Saal ſich auserwählte. Die Stelle „Die wahren Anbeter 
werden den Vater im Geiſte und in der Wahrheit anbeten“ 
(Joh 4, 23) muß demnach anders ausgelegt werden. Gott 
iſt Geiſt (Joh 4, 24), alſo unabhängig vom Raume, nicht 
wie die Juden meinten, anzubeten nur im Tempel (zu 
Jeruſalem), oder nach Meinung der Samariter, nur im 
Tempel zu Garizim (Joh 4, 20); trotzdem erheiſcht die Men⸗ 
ſchennatur, daß er im Raume angebetet wird; val. 
Mt 18, 20 (gemeinſames Gebet). — Der Judenkultus war 
zwar geſetzmäßig, aber nur vorbereitend, ſchattenhaft 
2 Kor 3, 13 ff.; (velamen); Kol 2, 17; Hbr 10, 1 ff. (umbra). 
Die Wahrheit hat uns Chriſtus gebracht im Kreuzesopfer, 
welches tagtäglich im euchariſtiſchen Opfer erneuert wird. 

b) Chriſtliche Zeit. Die Apoſtel und erſten Gläu⸗ 
bigen beſuchten zum Zwecke des Gebetes und der Predigt 
zwar noch den Tempel und die Synagogen, allein die eucha⸗ 
riſtiſche Feier hielten ſie nicht dortſelbſt; das geſchah in den 
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Privathäuſern (achtes nur oixov äorov“) Apg 
2, 46 (12, 12 im Hauſe der Maria, der Mutter des Johannes 
Markus); 20, 7. 11 (Troas in einem Obergemach). Welche 
Bedeutung das „Brotbrechen“ hatte, erſehen wir — ab— 
geſehen von den Einſetzungsworten — aus 1 Kor. 10, 16 ff. 
Iſt das Brot, welches wir brechen, nicht Teilnahme am Leibe 
Chriſti? Vgl. Hbr 13, 10. 

Im 3. Jahrhundert gab es ſchon zahlreiche, auch der Staats— 
regierung bekannte, von ihr als Gemeindeeigentum der Chriſten 
angeſehene und geſchätzte öffentliche Kultgebäude, nament- 
lich in Rom (40). Das beweiſen: a) Die Entſcheidung des 
Kaiſers Aurelian gegen Paul von Samoſata (Kirſch, Die 
chriſtlichen Kultusgebäude im Altertum 1893; Euſ.: Hist. 
eccl. 7, 30); b) das Toleranzedikt Konſtantins von 313 (Euſ.: 
Hist. ecel. 8, c. 1; 10, c. 5); c) wir haben bereits eine Plätze⸗ 
ordnung nach den Didaskalia lerſte Hälfte des 
3. Jahrh.; Rauſchen: Patrologie? S. 179). Die Gottes- 
häuſer der damaligen Zeit waren teils Privathäuſer, 
in Kultſtätten verwandelt, teils Gebäude, welche von Anfang 
an für den Gottesdienſt beſtimmt waren; Kirſch S. 11, 
15 f. Daneben beſtanden die Begräbniskirchen in den Kata⸗ 
komben. Nach dem Beiſpiel Konſtantins I. ſetzte im 4. Jahrh. 
eine reiche Bautätigkeit ein, auch auf dem Lande. Nach und 
nach, beſonders vom 6. Jahrh. an geſchah die Umwandlung 
heidniſcher Kultſtätten in chriſtliche Kirchen; das Parthenon 
in Athen wurde im 5. Jahrh. in eine Kirche der göttlichen 
Weisheit (sophia), dann in eine Marienkirche umgewandelt; 
ogl. auch die Anweiſung des Papſtes Gregor J. (7 604) an den 
Miſſionär Auguſtin für England. 

Durch die Martyrer- und Marienkirchen kam die Sitte, 
Kirchen beſtimmten Heiligen zu weihen und ſie darnach zu 
benennen (memoriae, tituli) immer mehr auf, worüber 
St. Auguſtin in ſeinem Werke De civitate Dei J. 22 c. 10 
ſchreibt: „Nos autem martyribus nostris non templa sicut 
diis, scd Memorias sicut hominibus mortuis, quorum apud 
Deum vivunt spiritus, fabricamus.“ Freilich konnte derſelbe 
Auguſtin die Heiden ſeiner Zeit herausfordern: „Ostendatur 
mihi Romae in honore tanto templum Romuli (ſchon 590 
als diaconia S. Theodori aufgezählt), in quanto ibi ostendo 


Memoriam Petri“ in Ps. 44 n. 23 
24 * 
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Von den fünfundzwanzig älteſten Titelkirchen der Stadt Rom gehen 
achtzehn in das 3. Jahrh. zurück; fie waren zuerſt Privathäuſer der Chriſten 
und gingen durch Schenkung oder Kauf in den Beſitz der chriſtlichen Ge— 
meinden über; vgl. Kirſch Joh. Peter: „Die römiſchen Titelkirchen im 
Altertum“ (1918) S. 224. Die älteſte Muttergotteskirche iſt wohl die 
erſt 1900 wieder aufgefundene Maria antiqua in Rom, Hergenröther- 
Kirsch: Kirchengeſchichte It 698; Hergenröther-Hollweck: 
Kirchenrecht 631. 

Chriſtliche Kultſtätten entſtanden frühzeitig in den von Romanen 
beſiedelten Teilen Deutſchlands und Oſterreichs. Abge⸗ 
ſehen von den Gebieten des linken Rheinufers und Augsburgs befinden 
ſich ſolche als vorhanden bezeugt: a) in der Vita 8. Severini 
auctore Eugippio, fo in Asturis (Kloſterneuburg), in Comagenis 
(Tulln); in Favianis (Mauer bei Ohling); in Cucullis (Kuchel bei Salz⸗ 
burg); in Juvao (Salzburg); jo beſonders in Quintanis = Künzing 
(außerhalb des Kaſtells) und in Paſſau jenſeits des Inns (Boiotrum), wo 
eine basilica und ein baptisterium erwähnt wird, für welche Reliquien 
des heiligen Johannes geſucht und wunderbar erhalten wurden, dazu eine 
kleine Zelle des Heiligen für wenige; vgl. Felir Mader: Paſſau S. 545; 
312 ff. — b) In Regensburg wurde beim Bahnbau 1874 —76 ſüdweſtlich 
der Stadt ein chriſtlicher Friedhof entdeckt. Schon 1839 fand man einen 
Grabſtein in der Nähe mit chriſtlicher Inſchrift, welche auf das 4.—5. Jahrh. 
deutet; vgl. Hugo Graf von Walderdorff: „Regensburg“ ©. 16. 

II. Der Zweck der heiligen Orte iſt ein doppelter: 
Gottesdienſt (Opfer, Sakramente, Sakramentalien, Unter⸗ 
weiſung uſw.) und Beſtattung der Gläubigen Can. 1154, 
woraus ſich ergibt, daß die Kirche die Leiber der in Gemein⸗ 
ſchaft mit ihr Verſchiedenen als Glieder Chriſti betrachtet 
1 Kor 6, 13—20; 12, 27; 3, 16 f.; 2 Kor 6, 6. 

Abgeſehen von der Heiligung eines Ortes, welche durch 
die zweckentſprechenden Handlungen ſich vollzog (Abend— 
mahlſaal durch die Feier; Grab des Joſeph von Arimathäa 
durch den Leib des Herrn), geſchieht die Auserwählung und 
Beſtimmung eines Ortes zu einem heiligen (deputatur locus 
in sacrum) durch die Weihe (consecratio) oder Seg⸗ 
nung (benedictio) nach Vorſchrift der liturgiſchen Bücher 
(Pontifikale, Rituale); Cann. 1154—58; 114750. 

III. Die Weihe eines Ortes (conseeratio loci) kommt 
ausſchließlich (ohne Rücksicht auf ein Privileg Can. 11573 4) 
dem Ortsordinarius zu Can. 1155. 

a) Der Ausdruck Ortsordinarius iſt hier zu ver⸗ 
ſtehen im Sinne des Can. 198 § 2. Der Generalvikar 
bedarf jedoch ein Spezialmandat. 
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b) Die Kardinalprieſter können in ihren Titel⸗ 
kirchen, auch wenn ſie die biſchöfliche Weihe nicht beſitzen, 
die Kirch⸗ und Altarweihe vollziehen Can. 1155 $ 1; ſonſt 
nur mit Zuſtimmung des Ordinarius Can. 239 $ 1 n. 20; 
1157; gleiche Rechte kommen den Kardinaldiakonen 
(der Weihe nach Prieſter) zu, auch in ihren Diakonien Can. 
232 § 1; 239 $ 1 n. 20. 

c) Entbehrt der Ortsordinarius der Biſchofsweihe, jo 
kann er jedem Biſchofe des gleichen Ritus dieſe Weihen im 
eigenen Gebiete übertragen Can. 1155 § 2; er kann 
es ſelbſt, wenn ihm das Recht (Kardinäle; Can. 323 § 2 
Abte oder Prälaten mit Eigengebiet) oder ein Ap. Indult 
die Vollmacht einräumt Can. 1147 § 1. 

d) Die Weihe zuſtändigkeit des Ortsordinarius 
erſtreckt ſich (abgejehen von den Kardinalstiteln) auf alle 
Kirchen, alſo auch auf die Kirche der exemten Ordens— 
männer Can. 1155. 

e) Gültig ſpenden die Weihe der Kirchen und Altäre: 
„) alle Biſchöfe; 6) jene Prieſter, denen das Recht (Can. 239 
$ n. 20; 323 $ 2) oder ein Ap. Indult dieſe Vollmacht 
gewährt Can. 1147 § 1. 

Zur Gültigkeit der Weihe oder Segnung gehört auch die Anwendung 
des vorgeſchriebenen Ritus; nur der Papfſt könnte durch ein feinen 
Weihe- oder Segnungswillen klar ausdrückendes Zeichen die Kirchen, 
Kapellen uſw. des ganzen Erdkreiſes weihen oder ſegnen, Epitome II. 470; 
gewöhnlich gebraucht der Papſt dieſe Vollmacht nur zur Sicherſtellung 
einer zweifelhaften Weihe, doch wird von Papſt Leo IX. berichtet, daß 
er 1052 die beiden Kirchen von Kager und Bruckdorf bei Regensburg 
aus der Ferne weihte, M. Raderus: Bavaria sancta 1615; t. I pag. 119; 
von Walderdorff: Regensburg“! S. 601, 625 f. Der Ritus richtet ſich 
nach der zu weihenden Kirche, ſo daß ein lateiniſcher Biſchof zur erlaubten 
Konſekration einer griechiſchen Kirche ein Apoſtoliſches Indult benötigt, 
wenn er nicht einen griechiſchen Biſchof bevollmächtigen will. 

IV. Für die Segnung eines Ortes (benedictio loci) gelten 
die gleichen Grundſätze, jedoch mit drei Erweiterungen: a) 
Wenn ein heiliger Ort (Kirche, Kapelle) zu einer exemten 
Klerikalgenoſſenſchaft gehört, ſo iſt zuſtändig 
auch jeder höhere Obere (Can. 488 n. 8). b) Sowohl der 
Ortsordinarius als der Ordinarius einer 
exemten Klerikalgenoſſenſchaft können einen anderen Prieſter 
zur Segnung delegieren Can. 1156; 199. e) Der General⸗ 
vikar braucht hier kein Spezialmandat a. a. O. 
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V. Zur Erlaubtheit der Weihe iſt ſtets die Zuſtimmung 
des Ortsordinarius (Can. 199 § 2) notwendig; zur Erlaubt⸗ 
heit der Segnung jene des Ordinarius (Can. 199 § 1), mag 
der Spender auch in irgendeiner Form privilegiert, ja ſelbſt 
Kardinal fein Can. 1157; 239 $ 1 n. 20; in letzterem 
Falle abgeſehen von der Titel- oder Diakoniekirche Can. 
1155 5 1. — 


VI. Beweis der geſchehenen Weihe oder 
Segnung Can. 1158, 1159. Über die geſchehene Weihe 
oder Segnung iſt eine Urkunde zu errichten, von der 
eine Abſchrift („exemplar“) im Biſchöflichen Ordinariat, 
die andere im Archiv der Kirche aufzubewahren iſt Can. 
1158. 


Sollte eine Urkunde nicht vorhanden oder abhanden ge— 
kommen ſein, ſo genügt die Bezeugung der Weihe oder 
Segnung durch zwei einwandfreie Zeugen Can. 1791 $ 2; 
erwächſt daraus niemand ein Schaden, auch durch einen 
vollſtändig einwandfreien Zeugen Can. 1159 § 1. Iſt die 
Tatſache rechtmäßig bezeugt, jo iſt eine Wiederholung un— 
ſtatthaft; bleibt ein Zweifel, ſo kann und ſoll die Weihe 
oder Segnung vorſichtshalber wiederholt werden 
ibi $ 2. 

VII. Exemtion von der Staatsgewalt. „Die heiligen 
Orte (geweihten und geſegneten Can. 1154) ſind von dem 
Bereiche der Staatsgewalt befreit („exempta“) und es kann 
in ihnen die rechtmäßige Kirchengewalt ihre Befugniſſe frei 
ausüben“ Can. 1160; vgl. Can. 1179 (Aſylrecht). Die Exem⸗ 
tion der heiligen Orte von der Staatsgewalt ergibt ſich aus 
der Natur einer vollkommenen Geſellſchaft, welche der Kirche 
zukommt, ſo daß ſie über die ihr zukommenden Perſonen, 
Güter, Orte uſw. frei verfügen kann. 


Die ſtaatlichen Geſetzgebungen anerkennen die volle Exemtion 
wohl ſelten, doch üben ſie Rückſicht auf die heiligen Orte. In Deutfch- 
land wird a) das Eigentum an Kirchen gewährleiſtet VfU. Art. 138; 
Bayr. Pf. § 18 II; innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
Geſetzes b) „ordnet und verwaltet jede Religionsgeſellſchaft ihre Ange— 
legenheiten“, alſo auch die Kirchengebäude. e) Die Kirchen genießen in 
Bayern Befreiung von der Hausſteuer, die Stiftungen eine volle 
Steuerfreiheit, wenn ſonſt ihr Zweck gefährdet wäre, Frank: KGO. II 
S. 26, 18. — Polniſches Konk. Art. 6; 14; 15. 
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Die Kirchen. 
Quellen: Cann. 1161-1187; 75; 100; 479—86; 924; 1263; 


1303; 1469; 1506; 1518— 28; 1649; 16533 7218285227753 
23293 2382. 


§ 2. Errichtung und Rechte der Kirchen. 


J. Begriff und Namen. 1) Unter „Kirche“ (ecelesia) ver- 
ſteht man ein heiliges, dem Gottesdienſte hauptſächlich des⸗ 
wegen gewidmetes Gebäude (aedes), daß es allen Chriſt⸗ 
gläubigen zur öffentlichen Ausübung der Gottesverehrung 
diene Can. 1161. Iſt dieſer allgemeine Gebrauch des 
heiligen Ortes durch das gläubige Volk nicht bezweckt, ſo 
haben wir ein Oratorium (Kapelle) Can. 1188 $ 1. 

2) Die Namen für Kirche ſind zu verſchiedenen Zeiten 
verſchieden. 


a) Oratorium (eöxmjorov, agOSEUrTNgLovV, olxos . Mt 21, 
13, Mk 11, 15—17, Lk 19, 45 oixos 790sEvynS). 

b) Dominicum (domus Dei); zvorazn Migne P. L. 4, 613; 
21, 470; 

c) Basilica (domus regia), S. Isidorus: Etymol. I. 15, c. 4, 
urſprünglich geräumige 17, 3, 5⸗ſchiffige Hallen für Handels- und Geld— 
geſchäfte, Gerichtsverhandlungen, Lagerhäuſer (Baſare = b. vasculariae, 
vestiliae), Krieg: R. A.? 18; ſeit Konſtantin namentlich für chriſtliche 
Gotteshäuſer erworben und eingerichtet in Tyrus; über dem Heiligen 
e 325; ſo auch die Kirche außer den Mauern von Paſſau, an einem 

Orte Boiotrum genannt jenſeits des Inns, Vita 8. Severini c. 22. 

d) Templum Gabs) wird von heidniſchen Kultſtätten, aber auch 
zur Bezeichnung des iſraelitiſchen Gotteshauſes zu Jeruſalem gebraucht 
Mt 23, 16 ff.; 27, 40; Joh 2, 19; vom Herrn zur Bezeichnung ſeines 
Leibes; von Paulus zur Bezeichnung des Leibes eines Chriſten 1 Kor 3, 
16 ff.; für chriſtliche Kirchen aber kam es erſt im 4. Jahrh. auf J. 40 Th. 
9, 45. Mig ne P. L. vol. 6, 563; P. Gr. 20, 848 ff. 

e) Ecclesia (Vol tafinche), im Lateiniſchen das gebrauchteſte 
Wort; Ferreres: Institutiones II n. 45 pag. 16 glaubt auch das 
älteſte Wort mit Berufung auf 1 Kor 11, 22; Migne P. L. vol. 2 col. 
907, 987. Auch Eugippius gebraucht dieſen Ausdruck von der Holzkirche 
in Künzing (Quintanis) Vita Severini 15. 


f) Memoria, ae, die Heiligenkirche, bezeugt vom heiligen 
Auguſtinus De Civitate Dei I. 22 c. 10 und in Pſ 44 n. 23. 
Die Ausdrücke der neuen Sprachen haben verſchiedene Quellen: 
Kirche, church, kerk, cerkov; — chiesa, église, iglesia; — templom. 
II. Vorausſetzungen des Kirchenbaues ſind: 
Die Zuſtimmung des Ortsordinarius; die Grundſteinlegung; 
die Beobachtung des Geiſtes kirchlicher Kunſt. 
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1) Zuſtimmung des Ortsordinarius. Keine 
Kirche darf gebaut werden ohne die ausdrückliche, und 
zwar ſchriftliche Zuftimmung des Ortsordinarius, zu 
welcher der Generalvikar ein Spezialmandat benötigt Can. 
1162 § 1; 1155 § 1. Wurde eine Kirche ohne dieſe Zu⸗ 
ſtimmung erbaut, ſo hat der Ortsordinarius zu prüfen, ob 
die Vorausſetzungen zur nachträglichen Billigung des Baues 
gegeben ſind, hier außerdem, ob der Bau im guten Glauben 
geſchah. „Auch die Religioſen bedürfen neben der Zuſtimmung 
zur Errichtung einer neuen Niederlaſſung in Stadt oder 
Diözeſe ſtets noch einer eigenen Erlaubnis zum Baue einer 
Kirche oder ö. Kapelle an einem beſtimmten und genau 
begrenzten Orte“ Cann. 1162 $ 4; 497 8 2. 

Bevor der Ortsordinarius zu einem Kirchenbau die vor⸗ 
gängige oder nachträgliche Zuſtimmung gibt, prüfe er a) ob 
die Zweckbeſtimmung von Dauer; b) ob die Mitgift 
gegeben; c) ob der Intereſſentenkreis gehört ſei. 

u a: „Wenn der Ordinarius vorausſieht, daß die Kirche zu welt- 
lichen Zwecken gebraucht werden wird, ſo darf er die Zuſtimmung zum 
Baue nicht geben, jedenfalls darf er ſie nicht weihen oder ſegnen (laſſen), 
wenn vielleicht der Bau ſchon aufgeführt iſt“ Can. 1165 $ 2. 

Zu b: Zur Mitgift (Ausſtattung, dos) einer Kirche gehören 
die Koſten für den Bau und die Erhaltung, die Auslagen für den Unter⸗ 
halt der Kirchenangeſtellten und des Gottesdienſtes. Die Deckung dieſer 
Koſten muß entweder ſicher oder wenigſtens mit guten Gründen zu er⸗ 
warten ſein („prudenter praeviderit“) Can. 1162 $ 2. 

Zu e: Durch den Neubau einer Kirche darf den bereits beſtehenden 
kein Schaden erwachſen, der nicht durch das geiſtliche Wohl der Gläubigen 
wettgemacht wird. Darum muß der Ordinarius vor ſeiner Zuſtimmung 
die beteiligten Vorſtände der benachbarten Kirchen hören Can. 1162 § 3 
und dieſe können auch ohne Aufforderung ihre Gegengründe geltend 
machen Can. 1676. — Wird von ſeiten des Staates eine Beihilfe 
nicht beanſprucht, ſo gelten lediglich die allgemeinen Vorſchriften 
über Neubauten, Deutſche BU. Art. 137 III; anders wenn zur Neuerrich⸗ 
tung ſtaatliche Zuſchüſſe oder Mehraufwendungen benötigt werden, 
Bayer. Konk. 1924/25 Art. 10 § 2. — Wie bei allen Gebäuden, jo müſſen 
auch (nach Art. 137 III) bei Kirchengebäuden die baupolizei⸗ 
lichen Vorſchriften beobachtet werden. Baupolizeiliche Genehmigung 
iſt in Deutſchland zu erholen zur Herſtellung von neuen Haupt- und Neben⸗ 
gebäuden, ſowie zur Vornahme einer Hauptausbeſſerung oder änderung 
an denſelben; vgl. RSG B. $$ 330; 367; 368; Kiermayer Franz: 
Rechtshandbuch (1906) S. 466 f. 


2) „Den Grundſtein der Kirche zu ſegnen und zu 
legen, iſt Sache derjenigen, welchen die Segnung der 
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Kirche zukommt“ Cann. 1163; 1156, aljo Sache des Orts⸗ 
ordinarius und bei exemten Kloſterkirchen des Ordinarius 
Can. 199 $ 1. Die kirchliche Vorbereitung eines Ortes zum 
Kirchenbau (Errichtung eines Kreuzes, öffentliche Bezeich- 
nung des Vorhofes) kommt ſeit uralter Zeit dem Biſchof zu 
Nov. 67 c. 1 (538) und Nov. 131 c. 7 (541); c. 9 D. 1 de cons. 
Die Grundſteinlegung wird dem Ritus nach beſchrieben im 
Römiſchen Pontifikale tom. II. pag. 1 sqq. und im Römiſchen 
Rituale (für bevollmächtigte Prieſter) tit. 8 c. 26. 

Am Tage vor der Grundſteinlegung erfolgt die Auſpflanzung eines 
hölzernen Kreuzes am Orte des künftigen Altares. Tags darauf wird der 
Grundſtein, welcher viereckig (quadratus) und ein Eckſtein (angularis) 
ſein muß Pi 117, 22; Mt 21, 42; Mk 12, 10; Lk 20, 17; Apg 4, 11; 1 Ptr 2, 
6, 7; Iſ 28, 16; Eph 2, 20, geſegnet und gelegt. Die Grundmauern können 
ſchon vorhanden oder angedeutet fein. In einem ausgehöhlten Raume des 
Grundſteines können die auf den Akt bezüglichen Urkundenabſchriften, 
kurſierende Münzen u. ä. aufgenommen werden. Die Zeremonien der 
Grundſteinlegung ſind genau beſchrieben bei Kunz Chriſtian: „Die 
liturgiſchen Verrichtungen des Zelebranten“ 1904, S. 248250. 

3) Die Kirchengebäude müſſen frei jein von jedem welt⸗ 
lichen Geiſt und Einfluß Cap. 1164. „Die Ordinarien ſollen, 
wenn nötig nach Einvernehmen von Sach verſtändigen 
dafür ſorgen, daß bei Erbauung und Ausbeſſerung von Kirchen 
die durch chriſtliche Überlieferung geheiligten Formen und 
die Geſetze der kirchlichen Kunſt beobachtet werden Can. 1164 
§ 1; vgl. Cann. 1280 (Bilder) und 1296 §3 (Kircheneinrichtung). 
Die Formen oder Stilarten haben ſich heraus⸗ 
gebildet aus dem Zwecke der katholiſchen Kirche als Opfer— 
ſtätte des Kreuzesopfers und als Verſammlungsort der 
Gläubigen, geſchart um Altar und Kanzel. Die Kirche hat 
keinen Stil bevorzugt, keinen verworfen, allein ſie hat ſtets 
verlangt, daß die Stilformen würdig ſeien des Gotteshauſes. 
„Aller Dinge und aller Künſte Erſtlingsfrucht, von allem die 
ſchönſte Blüte gebührt Gott dem Herrn. Es gibt kein Werk, 
bei welchem ein tüchtiger Architekt mehr Grund hat, alle 
Mittel ſeiner Kunſt aufzubieten und dieſelbe in ihrer 
Vollendung glänzen zu laſſen, als in der Errichtung der 
Gotteshäuſer“, Leibnitz: Syst. theolog. (Paris 1845) 
pag. 47. 

Die traditionellen Stilarten find: der altchriſtlich e 
oder Baſilikaſtil in der römiſchen, byzantiniſchen und 
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germaniſch-chriſtlichen Erſcheinung; der romaniſche oder 
Rundbogenſtil mit dem „Übergangsſtil“ (10001250); der 
gotiſche oder Spitzbogenſtil (1200-1525); der 
Renaiſſanceſtil i. w. S. (14201820); genauer der 
Renaiſſanceſtil i. e. S. (14201500; 15001580); 
der Barockſtil (in Italien von 1580; in Deutſchland 
von 1670 an bis 1720); der Rokokoſtil von 1720-1775; 
der klaſſiziſtiſche oder Empireſtil (1780 bis 
1820). In neueſter Zeit ahmte man vielfach die alten 
Stilarten nach, doch fehlen Kirchenbauten auch im modern⸗ 
ſten Stile nicht. 

Vorzügliche Dienſte für die Kenntnis der Stilarten leiſtet das Mo- 
numentalwerk „Die Kunſtdenkmäler von Bayern“, her⸗ 
ausgegeben im Auftrage des Bayeriſchen Kultusminiſteriums. A tz Karl: 
„Die chriſtliche Kunſt in Wort und Bild“? (1915); Braun Sof. 8. J.: 
Die Jeſuitenkirchen in Belgien (1907); in Deutſchland (1908/10), 
in Spanien (1913); Bretſchneider Paul, Pfarrverweſer in 
Wartha (Schleſien): „Der Pfarrer als Pfleger der wiſſenſchaftlichen 
und künſtleriſchen Werte ſeines Amtsbereichs“ (1918); Fäh Adolf, 
Stiftsbibliothekar von St. Gallen: „Geſchichte der bildenden Künſte““ 
(1903)) Gerhardy Joh., Dekan: „Praktiſche Ratſchläge über 
kirchliche Gebäude, Kirchengeräte und Paramente“? (1913); Jakob 
Georg: „Die Kunſt im Dienſte der Kirche“ (1902); Kim mich Karl: 
„Stil und Stilvergleichung“ (1. Aufl. 1899); Kleinſchmidt P. Beda 
O. Min.: „Lehrbuch der ſchriſtl. Kunſtgeſchichte“ (1926); Kuhn P. Albert 
O. S. B.: „Allgemeine Kunſtgeſchichte (7 Bde.; 1891-1909; 1911); „Mo⸗ 
derne Kunſt⸗ und Stilfragen“ (1909); Sauer Dr. Joſ.: „Symbolik 
des Kirchengebäudes“ (1924); weitere Literatur bei Sch üch-Polz: 
Paſtoraltheologier7 $ 197 S. 322. 

4) „In der Kirche ſoll ſich kein Zugang oder Fenſter gegen 
die Wohnungen von Laien hin öffnen; die etwaigen Räume 
unter dem Fußboden oder über dem Raum der Kirche ſollen 
nicht rein weltlichen Zwecken dienen“ Can. 1164 $ 2. Die 
Einengung des eigentlichen Kirchengebäudes durch Woh— 
nungen war im Renaiſſanceſtil i. w. S. nicht jelten (vgl. Maria 
Maggiore in Rom). Daß ſich Zugänge und Fenſter für die 
Geiſtlichen (der Kirche) auftun, iſt nicht gerade verboten. 
Freilich gingen durch Säkulariſationen die Wohnungen in den 
Beſitz der Laien über. Bei Neubauten iſt die Anbringung 
von Fenſtern, Niſchen (coretti) und Türen für Laien nur 
ſtatthaft mit Erlaubnis des Ap. Stuhles (Konzilskongregation, 
Regolamento per le s. Congregazioni ece., Norme speciali 
art. 4 n. 4 f). Die Räume unmittelbar unter und über der 
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Kirche ſollen frei ſein von rein weltlicher Benützung, wie zu 
Wohnräumen (auch der Religioſen, Wernz II. n. 431), Kauf⸗ 
läden, Werkſtätten. 


III. Weihe der Kirchen Cann. 1165—66. Dieſer Abſchnitt 
ſchließt in ſich: Pflicht; Zeit; Wirkungen und Begleiterſchei— 
nungen. 


1) Pflicht der Weihe. In feierlicher Konſekration 
müſſen geweiht werden: a) die Dom- oder Kathedralkirchen; 
b) wo möglich, die Kollegiat-, Konvent- und Pfarrkirchen 
Can. 1165 § 3. Mit der Weihe der Kirche muß notwendig 
verbunden ſein die Weihe wenigſtens ä eines Altares, und 
zwar des Hochaltares. Iſt jedoch der Hochaltar ſchon geweiht, 
was möglich iſt, da auch ein Altar geweiht werden kann ohne die 
Weihe der Kirche, ſo muß ein Nebenaltar mitgeweiht werden 
ibi § 5. „Eine Kirche aus Holz oder Eiſen oder aus anderem Me— 
tall kann nicht geweiht, ſondern nur geſegnet werden“ ibi $ 4. 


Wenn die Konſekration einer Pfarrkirche uſw. „nicht oder nur ſchwer 
mit jener würdigen Inſtandſetzung des Baues, welcher die erhabene 
Bedeutung des liturgiſchen Aktes verlangt, vorbereitet werden könnte; 
oder wenn die Aufbringung des erforderlichen zahlreichen Klerus, der 
Sänger, der Geldmittel allzu große Schwierigkeiten bereiten würde, ſo 
genügte für das Gotteshaus vorläufig die Benediktion“, Regens⸗ 
burger VO. v. 19. Dez. 1919 (VO Bl. 1920 ©. 6). — Wenn der Konſekrator 
der Kirche wenigſtens den Hochaltar (oder wenn dieſer ſchon konſekriert 
iſt, einen Seitenaltar) konſekriert, ſo können die übrigen Altäre von 
anderen Biſchöfen zu gleicher Zeit konſekriert werden, wenn der Orts- 
ordinarius hiezu die Erlaubnis erteilt hat Can. 1199; 1165 $5; 1155. Die 
Anſicht des ſonſt angeſehenen De Herdt (in Caer. Episcoporum 
tom. 3 n. 371), welcher lehrt, daß alle Altäre von dem die Kirche weihenden 
Biſchofe konſekriert werden müſſen, wird widerlegt durch die ſtändige 
Praxis der Kirche. Papſt Alexander II. (1061—73) weihte die Bene- 
diktuskirche in Monte Caſſino mit zwei Altären (St. Benedikt und St. 
Johann), während drei andere Biſchöfe die drei übrigen Altäre konſe— 
krierten. In neueſter Zeit (1902) konſekrierte Kardinal Ram polla 
die Kirche St. Anſelmo auf dem Aventin, wobei viele Biſchöfe die Neben- 
altäre weihten (ME. 14, 136); ebenſo wurde am 13. Okt. 1912 die Kirche 
(ſpätere Baſilika) St. Anna in Altötting vom Diözeſanbiſchof Sigis— 
mund Felix von Paſſau geweiht. Dieſer konſekrierte den Hochaltar 
und einige Seitenaltäre, während die Weihbiſchöfe von München-Freiſing 
(Johannes, Titularbiſchof von Helenopolis, Neudecker) und Regensburg (Jo- 
hannes, Titularbiſchof von Teuchira, Hierl) die übrigen Nebenaltäre konſe— 
krierten; die Abteikirche Sch weiklberg konſekrierte Biſchof Sigismund 
Felix mit neun Abten am 7. Juni 1925. — Kirchen aus Holz oder Eiſen emp⸗ 
fehlen ſich wegen der Erdbebengefahr, der leichteren Abbruchsmöglichkeit 
uſw. Indes iſt bei dieſen Kirchen die Weihe (consecratio) ausgeſchloſſen. 
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2) Zeit der Weihe. Jeder Tag iſt an ſich geeignet; 
doch geziemen ſich mehr die Sonn- und Feiertage 
Can. 1166 $ 1. Freilich werden manche Tage auch durch die 
Rubriken ausgeſchloſſen ſein, ſo die Karwoche, der Aller— 
ſeelentag. Am Vortage der Weihe obliegt das Falten 
dem konſekrierenden Biſchofe und jenen, die für ſich die Kirch— 
weihe erbitten ibi § 2. Dieſes Doppelfaſten (jeiunium et abs- 
tinentia S. Off. d. 14./16. Dec. 1898, ME. X 2; 267) muß 
verkündet werden Pont. Rom.: De ecel. dedicatione; 
es trifft den konſekrierenden Biſchof; den Pfarrer, auch vor 
ſeiner Einführung in die Pfarrei, oder den Kirchenvorſtand, 
falls ſie wenigſtens implicite um die Weihe nachſuchen; 
von den übrigen Geiſtlichen und Laien nur diejenigen, welche 
auf Grund eines Rechtes, Amtes oder Titels für ſich die 
Weihe erbitten S. R. C. in Mechlinien d. 29. Jul. 1780 ad 
1. 2; S. Off. d. 14. (16.) Dec. 1898; S. C. Conc. in Bosco- 
ducen. d. 3. Juli 1909 (ME. 21, 301). Auch für dieſes Faſten 
gelten die Cann. 1252 $ 4 („nec pervigilia anticipantur“) 
und 1245 („dispensatio“); Epitome II n. 483. 

3) Begleiterſcheinungen und Wirkungen 
der Weihe ſind 6: Abläſſe; Feſtſetzung des Kirchen- 
patrones; liturgiſche Feier des Weihetages; Berechtigung 
zu kirchlichen Funktionen; Aſylrecht; Baſilika. 

a) Abläſſe. „Bei Kirch- oder Altarweihe verleiht der 
weihende Biſchof, auch der, welcher der Jurisdiktion in dem 
Gebiete entbehrt, einen Ablaß von 1 Jahre für alle, welche am 
Weihetage die Kirche oder den Altar beſuchen; für den Jahres- 
tag der Weihe aber gewährt der Biſchof einen Ablaß von 
50, der Erzbiſchof von 100, der Kardinal von 200 Tagen“ 
Can. 1166 § 3. Die Abläſſe können den Armen Seelen nicht 
zugewendet Cann. 913 n. 2, dagegen wiederholt mit jeder 
Erneuerung des Werkes an den feſtgeſetzten Tagen gewonnen 
werden Can. 928 $ 2, ebenſo am Vortage des Jahrestages 
von Mittag an Can. 923. 

b) Der Titel- oder Kirchenpatron. Schon 
bei der Grundſteinlegung wird der Namen des Heiligen ge— 
nannt, zu deſſen Gedächtnis und Ehre die Kirche erbaut 
werden ſoll (Pont. Rom. pars II pag. 5). Doch kann der Titel 
einer Kirche nicht nur ein Heiliger ſein, ſondern auch die 
heiligſte Dreifaltigkeit, der Gottmenſch in ſeinen Geheimniſſen 
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(Salvator, Ss. Eucharistia, Ss. Cor Jesu uſw.), auch der 
Heilige Geiſt. „Jede geweihte oder geſegnete Kirche ſoll 
einen eigenen Titel haben, welcher nach dem Weihe- 
oder Segnungsakte nicht mehr geändert werden darf“ Can. 
1168 § 1. Wird eine Kirche vollſtändig zerſtört, aber innerhalb 
50 Jahren wieder auf dem gleichen oder faſt auf dem gleichen 
Platz neu erbaut, ſo gehen ihre Abläſſe nicht verloren, wenn 
der gleiche Titel beibehalten wird Can. 924 $ 1. „Kirchen 
dürfen bloßen Seligen nicht geweiht werden ohne 
Indult des Ap. Stuhles“ Can. 1168 $ 3. Das Titular- 
feſt iſt jährlich zu feiern nach Vorſchrift der liturgiſchen Ge- 
ſetze ibi § 2, jedoch iſt dies im äußeren Bereich keine Pflicht 
Can. 1247 8 2. 

c) Die liturgiſche Feier des Weihetages. 
„Das Feſt der Kirchweihe ſoll jährlich nach der Vorſchrift der 
liturgiſchen Geſetze gefeiert werden“ Can. 1167. Der eigent⸗ 
liche Weihetag wird begangen durch Meſſe und Brevier. 
Die Meſſe wird genommen, wie ſie das Miſſale für den 
Tag der Kirchweihe vorſieht (Pont. Rom. II 89), außer der 
Feſt⸗ oder Sonntag verhindert die Kirchweihmeſſe; dieſe wird 
dann kommemoriert. Für alle der neugeweihten Kirche adſtri⸗ 
bierten Kleriker beginnt das Kirchweihoffizium mit der Terz 
S. R. C. d. 19. Jul. 1780 ad 4 n. 2519. Iſt das Kirchweih⸗ 
offizium verhindert, ſo wird es am nächſtfreien Tage mit 
Oktav begangen, welche ſtets mit dem eigentlichen Oktavtage 
ſchließt; fällt jedoch die Verlegung über die eigene Oktave 
hinaus, jo wird es am erſten freien Tag als Feſt I. Kl. ohne 
Oktav gefeiert; Ph. Hartmann: Repertorium! $ 237. 
Der Jahrestag der Kirchweihe wird entweder am 
eigentlichen Weihetage oder an dem Tage begangen, welchen 
der konſekrierende Biſchof inkra actum consecrationis oder 
ſonſt mit Genehmigung der Ap. Stuhles beſtimmt hat 8. R. C. 
d. 19. Sept. 1665 ad 3 n. 1321 et d. 6. Sept. 1834 n. 2720. 
In manchen Gegenden iſt ein Tag in der Nähe des 3. Oktober⸗ 
ſonntags für die Begehung des Jahrestages aller konſekrierten 
Kirchen des Bistums (abgeſehen von der Domkirche) beſtimmt. 

Die Kirchweihe und der Titel der Domkirche werden im Brevier als 
Feſt erſter Klaſſe mit Oktav begangen a) von allen der Domkirche ad— 


ſkribierten Klerikern; b) von allen Säkularklerikern; e) ohne Oktav von 
allen Regularklerikern. Treffen die beiden Feſte zuſammen, ſo geht das 
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Kirchweihfeſt vor. Die Kirchweihe und der Titel der konſekrierten 
Kirche werden in der Meſſe von allen Prieſtern als Feſt erſter Klaſſe 
mit Oktav gefeiert, im Brevier von den der Kirche adſkribierten 
Klerikern. Die Feſte der eigenen Kirche gehen jenen der Domkirche vor; 
vgl. Breviarium Romanum (1916): Duae tabellae. Duplicia I classis 
primaria; Octavae communes. — Der Titel einer geſegneten 
Kirche wird als Feſt erſter Klaſſe mit Oktav gefeiert, wie bei geweihten 
Kirchen Can. 1168 $$ 1 et 2. In der Oration A cunctis der heiligen Meſſe 
und im Suffragium „Beata Dei Genitrix“, wird der Namen des heiligen 
Kirchenpatrons erwähnt. 


d) Berechtigung zu den geiſtlichen Funk⸗ 
tionen. Die gottesdienſtlichen Verrichtungen können in 
einer neuen Kirche (oder öffentlichen Kapelle) vor der feier- 
lichen Weihe oder wenigſtens vor der Segnung derſelben nicht 
vollzogen werden Cann. 1165 § 1; 1171 § 1; vgl. jedoch Cann. 
1196 § 2 (andere Kapellen); 1249. Aus Can. 1171 erhellt, 
daß nur jene Verrichtungen nicht jeder geweihten Kirche 
zukommen, welche zu den Pfarrechten gehören oder durch 
Privilegien und rechtmäßige Gewohnheit reſerviert ſind. 

a) Die Weihe oder Segnung einer Kirche bewirkt, daß nunmehr 
darin der eigentliche Ort für Darbringung des heiligen Opfers Can. 822 
§ 1; für Spendung der heiligen Sakramente Cann. 775 (Taufe); 791 
(Firmung); 869 (Euchariſtie); 908 (Beichte); 1009 (Weihe); 1109 (Ehe); 
für Ausübung des Predigtamts Cann. 1342—43; für die Sitzungen in 
Selig- oder Heiligſprechungsprozeſſen Can. 2041 $ 1 zu erblicken iſt. 

b) Der Ortsordinarius kann gemäß Can. 1171 die gottesdienſtlichen 
Verrichtungen in den Kirchen einer Stadt oder eines Ortes aus einem 
rechtmäßigen Grunde durch eine Stundenordnung regeln (Meſſen, 
Predigten, Chriſtenlehre; Andachten; Beichthören, Kommunionaus⸗ 
teilung uſw.). Sit alles ſchon gut geordnet, jo wäre eine Neuordnung über- 
flüſſig, ja zuweilen ſchädlich. Von einer ſolchen Regelung ſind nicht be— 
troffen die Kirchen der exemten Genoſſenſchaften. Nur den kate⸗ 
chetiſchen Unterricht und die Evangeliumauslegung kann er vor jeder 
Störung auch in dieſen Kirchen ſchützen Cann. 609 §3; 1345; „Handbuch“ 
12 S. 432 f. 

c) Nach Can. 1181 muß der Eintritt in die Kirche zu den hei—⸗ 
ligen Riten durchaus unentgeltlich jein; jede gegenteilige Gewohn⸗ 
heit iſt verworfen und kann ſich auch nicht mehr ein bürgern Cann. 
53 27 § 2. Von dieſem Verbot iſt das Kirchenſtuhlgeld nicht ges 
troffen („seat or pew rent“; Bayr. KGO. Art. 53 IV; Satzung f. d. kirchl. 
Ste uerverbandsvertretungen Art. 17 II Z. 3); auch der Eintritt in die 
Kirche zu weltlichen Zwecken kann durch ein Eintrittsgeld belaſtet 
ſein, z. B. zu Kirchenkonzerten, freilich ſollen derartige Zwecke nur im. 
Notfalle geduldet werden. 


e) Das Aſylrecht der Kirchen. „Die Kirche erfreut 
ſich des Aſylrechts, ſo daß Angeklagte (rei), welche zu ihr ſich 
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flüchten, von dort nicht entfernt werden können außer im 
Notfalle oder mit Zuſtimmung des Ordinarius oder wenigſtens 
des Kirchenvorſtandes“ Can. 1179; Syll. Pii IX. d. 8. Dec. 
1864 n. 30. Die Exkommunikation der Const. Ap. Sedis 
el. II n. 5 iſt nunmehr aus dem Rechte verſchwunden, wie 
ja auch die Anerkennung des kirchlichen Aſyls durch den Staat 
ſchon lange außer Übung kam. Freilich bleiben die Wohltaten 
des kirchlichen Aſyls in rechtloſen Zeiten dadurch unberührt. 


Nunmehr gilt Can. 1179 für das kirchliche Forum und für 
die Träger der weltlichen Gewalt, ſoweit dieſe es ohne Ber- 
letzung ihrer Pflichten beobachten können, vgl. S. Okk. d. 
22. Dec. 1880 bei Schneider Ph.: Fontes J. Nssi. pag. 
62-63. 

1) Baſilika. „Keine Kirche hat Anſpruch auf den 
Titel einer Baſilika außer' kraft einer ap. Verleihung oder 
einer unvordenklichen Gewohnheit; die Privilegien der Ba- 
ſilika ergeben ſich aus dieſer doppelten Quelle“ Can. 1180; 
vgl. Can. 642 n. 1 („Professi ad saeculum regressi“). 


Man unterſcheidet basilicae maiores (St. Johann im Lateran, 
St. Peter, St. Paul und Sta. Maria Maggiore) und basilicae minores: 
neun in Rom und nicht Uenige auch in den Ländern deutſcher Zunge, wie 
Altötting (St. Anna), Bamberg, Mainz, Marialaach, Mariazell, DOtto- 
beuren, Seligenſtadt, Speyer, Vierzehnheiligen (vgl. AAS. volumina 16 
bis 19). Als Zeichen der Baſilika tragen dieſe Kirchen das Wappen des 
jeweils regierenden Papſtes; ſie beſitzen das Privileg, einen zeltartigen 
Schirm (conopaeum, „omni tamen auri et argenti ornatu ab eo ex- 
cluso“) mit dem Glöcklein (tintinnabulum) und dem Wappen der Kirche 
vorantragen zu laſſen; den bepfründeten Klerikern iſt der „usus cappae 
magnae“ eingeräumt SKC. d. 27. Aug. 1838 n. 2744. 


IV. Kirchenglocken. Wir behandeln hier die Quellen und 
Literatur; Geſchichte; das Recht auf Kirchenglocken; Glocken⸗ 
weihe; Gebrauch der geweihten Glocken. 


1. Quellen und Literatur: Cann. 1169; 1185; 612; 
2271. — Belotti: Le Campane 1901. — Il diritto dei communi di 
servirsi delle campane 1902. — Ferreres Juan B.: Las campanas? 
1910. — Otte H.: Ölodenfunde? 1884. — Samſon H.: Geſchichte 
und Symbolik der Glocken 1879. — Vacandard E.: Notes sur 
V’oorigine des cloches. — Le „baptéme“ d. cl. (Revue du clergé 29, 337; 
54, 257 ff.). — Walter Karl: Glockenkunde 1913. Kleine Glockenkunde 
1916. — Gerhardy J.: Die Kirchenglocken (Kath. Seelſ. 17, 33 f.). 
— Sailer Gg.: Simultangebrauch der Friedhofglocken PMS. 12, 
204 f. — Vogt J.: Das kirchl. Vermögensrechte 82 ff.; vgl. auch Friedr. 
von Schiller: Das Lied von der Glocke. 
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2. Geſchichte. Glöcklein und Schellen waren bereits dem alt⸗ 
teſtamentlichen Gottesdienſte bekannt Ex 28, 33 f., wie ja auch die Agypter, 
Griechen und Römer kleine Glocken kannten; vgl. 1 Kor 13, 1. Den kirch⸗ 
lichen Gebrauch der größeren Glocken erwähnt bereits Gregor von Tours 
(1594) in der Hist. Francorum III 15 und De virtutibus S. Martini II 45. 
Manche ſchreiben die Erfindung der Glocken dem heiligen Paulinus von 
Nola (1 431) zu, wahrſcheinlich in Anlehnung an die Namen campana und 
nola, indes wird nola bereits von Quintilian (um 70 n. Chr.) für 
tintinnabulum gebraucht Inst. or. J. 8 c. 6, während es auch vom kelti⸗ 
ſchen „noll, nell“ (vgl. knoll = läuten) abgeleitet wird. Andere bringen 
die Erfindung der Glocken mit Papſt Sabinian (604 —606) in Verbindung; 
vgl. Sandini A.: Vitae Pontificum pag. 173, jedoch ohne Zeugnis 
der Zeitgenoſſen. Früher hauptſächlich in den Mönchsklöſtern üblich, 
verbreitete ſich der Glockengebrauch um 800 in die Dorfkirchen. Um 
865 ſchenkte der Doge Or ſo J. dem Kaiſer Michael IV. zwölf Glocken, 
der ſie in der Sophienkirche aufhängen ließ, Baronius zum J. 
865 § 101; Bona: Rer. liturg. 1. 1 c. 22. Doch im Morgenlande 
wurden die Glocken nicht recht heimiſchsenan benützt dafür die So man- 
tra, d. h. ein ſchmales, ſehr langes Brett, das mit einem Holzhammer be» 
arbeitet wird; vgl. unſere Klappertafeln, Klappern (Ratſchen). Anfänglich 
waren die Glocken aus Metallplatten zuſammengenietet (gleich Eimern); 
vgl. die St. Patrick's Bell aus dem 5./6. Jahrh., den Kölner „Saufang“ 
7. Jahrh. Erſt ſpäter wurden fie gegoſſen, zuerſt in den iriſch⸗ſchottiſchen 
Klöſtern, im 8. Jahrh. in St. Gallen, im 10.—12. Jahrh. in Tegerniee, 
Salzburg uſw. Seit dem 13. Jahrh. befinde (uch der Glockenguß faſt 
ausſchließlich in den Händen der Laien. „s. Mittelalter regelte der 
Apoſtoliſche Stuhl den Glockengebrauch der Ordens leute: in den 
Oratorien derſelben war der Gebrauch verboten (1195, c. 10 De privil. 
V 33); in den Kirchen dagegen durfte ihnen wenigſtens eine Glocke 
nicht verſagt bleiben (1235, c. 16 De excessibus V 31); dieſes Recht wurde 
bei den Mendikanten ausdrücklich auf eine Glocke beſchränkt (1323, 0. 1 
De off. custodis 15 in Xvag. com.). Doch geſtaltete ſich die Praxis nach 
und nach milder. Eine Schreckenszeit für die Kirchenglocken waren die 
Kriegsjahre 1914—18 nicht nur durch die Zerſtörung vieler Glocken, wie 
ſie der Krieg eben mit ſich bringt, ſondern auch durch die Einziehung der⸗ 
ſelben zu Kriegszwecken und was noch bedauerlicher iſt, zu Spekulations⸗ 
zwecken; vgl. Linzer Q. S. 1918 S. 545—49 (Peter Sinthern 8. J.). 


3. Recht auf Kirchenglocken. „Jede Kirche 
habe Glocken, ſo ziemt es ſich; durch dieſelben ſollen die Gläu⸗ 
bigen zum Gottesdienſte und zu anderen religiöſen Übungen 
geladen werden“ Can. 1169. 

a) Jede Kirche hat ein Recht auf Glocken. Das gleiche 
gilt von den öffentlichen Kapellen Can. 1191 $ 1. Auch die 
Kirchen der Mendikanten beſitzen das Recht auf Glocken, nicht 
nur auf ei n ez; die frühere Einſchränkung des c. 1 D. off. cust. 
(15) in Exvag. com. iſt gefallen Can. 6 nn. 1. und 6. — Es 
beſteht kein Gebot, Glocken anzubringen, doch iſt es = ache. 
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b) Die Namen der Glocken ſind nach dem Pontifikale 
signum, campana, tintinnabulum; außerdem finden ſich auch 
die Ausdrücke nola, elocca. 

4) Weihe und Segnung der Glocken. „Die 
Kirchenglocken müſſen geweiht oder geſegnet werden nach 
dem Ritus der approbierten liturgiſchen Bücher“ Can. 1169 
§ 2. Die Zuſtändigkeit der Glockenweihe oder Glockenſegnung 
bemißt ſich nach der Zuſtändigkeit der Weihe Can. 1155 oder 
Segnung Can. 1156 einer Kirche Can. 1169 § 5. Die litur⸗ 
giſchen Bücher unterſcheiden eine dreifache Weihe (i. w. S.) 

der Glocken: a) Die Weihe (consecratio) der Kirchenglocken 
in geweihten Kirchen PR. II. 191; b) Die Segnung (be— 
nedictio) ſonſtiger Kirchenglocken, RR. (1925) App. pag. 740 r 
(Pustet 484 r); c) Die Segnung gewöhnlicher Glocken (cam- 
panarum profanarum), RR. App. pag. 750 r (Pustet 490 1). 
Die erſtere ſteht dem Ortsordinarius zu, der ſie, wenn Biſchof, 
ſelbſt vornehmen oder einem anderen Biſchofe bzw. mit ap. 
Vollmacht einem Prieſter übertragen kann. Die zweite iſt 
Sache des Ordinarius (Can. 199 § J), der ſie in eigener Per⸗ 
ſon oder durch einen Biſchof oder Prieſter vollziehen kann; 
ebenſo die dritte Rit. Rom. App. pag. 750*; Can, 1147 82. 

Papſt Johann XIII. (965— 72) ſoll zuerſt eine Glocke der Laterans⸗ 
kirche konſekriert haben. Freilich behaupten bedeutende Gewährsmänner, 
wie Bona (Rer. liturgic. I. 1 c. 22 § 7); Rocca (De Campanis c. 6); 
Martene Edm. (De antiquis Eecl. ritibus J. 2 c. 21), daß die Glocken⸗ 
weihe ſchon früher beſtand. Weil die Glockenweihe ſich ähnlich dem Ritus 
der feierlichen Taufe vollzieht (Pſalmen, Gebete; Waſchung der Glocke 
mit eigens geweihtem Waſſer, Salbung mit Krankenöl einmal innen und 
ſpäter an ſieben Stellen außen, mit Chriſam an 4 Stellen innen; Namen- 
gebung, „In honorem sancti N.“; ſchließlich das Martha-Evangelium, 
Lk 10, 38—42), nannte man fie häufig „Glockentaufe“, ein 
Ausdruck, den Andersgläubige belächeln, Sandini: Vitae PP. 309. 
Es gibt auch eine Weihe für die Glockenſpeiſe („Benedictio metalli 
pro campana dum aere conflatur“) R. R. App. n. 15. 

5) Gebrauch der geweihten und geſegneten Kirchen⸗ 
glocken. „Der Gebrauch der Kirchenglocken unterſteht einzig der 
Kirchengewalt“ Can. 1169 § 3. „Haben die etwaigen Stifter der 
Glocken unter Billigung des Ordinarius gewiſſe Bedingungen 
geſetzt, jo hat es dabei ſein Bewenden. Sonſt darf die gejeg- 
nete Glocke zu rein weltlichen Zwecken nicht benützt werden 
außer im Falle der Not oder auf Grund einer Erlaubnis des 
Ordinarius oder einer rechtmäßigen Gewohnheit“ ibi $ 4. 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 25 
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A. Der Gebrauch der Kirchenglocken iſt ausſchließlich 
Kirchenſache. 


Indes hat ſich die ſtaatliche Gewalt nicht (een e eine wenigſtens teil⸗ 
ser Gewalt hinſichtlich des Glockengeläutes zugeſchrieben; vgl. Sch nei- 
der Ph.: Partikuläre KRO. 495; Geigel: Franzöſiſches KR. 39 ff.; 
U. Lampert: „Das Glockengeläute der kath. Kirche“ uſw. im Archiv 
Bd. 79 S. 484 ff.; Sägmüller J. B.: KR.“ II 302; 75. In Bayern 
galten bisher folgende Beſtimmungen: a) Die Rechtsannahme iſt da⸗ 
für, daß die Kirchenglocken Eigentum der betr. Kirche, alſo in der Regel 
der Kirchenſtiftung find, ſelbſt dann, wenn die Glocken durch Wohltäter 
beſchafft wurden (Beweis des Vorbehalts). b) Die Aufſicht und Ver⸗ 
waltung ſteht dem Pfarrer, nicht der politiſchen Gemeinde zu ME. 13. 9. 
1843 (W III 518); VGH. 9, 427; KGO. Art. 112 IV. Z. 1. Die Aufſicht 
ſteht dem Pferde auch dann zu, wenn die Glocken Eigentum der politiſchen 
Gemeinde find ME. 25. III 1881. c) Das bayer. R. E. § 103 verfügt: 
„Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede öffentlich aufgenommene 
Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Bezahlung der 
Gebühr ſich bedienen.“ Unter Friedhofglocken verſtand man: 
a) die Glocken des Friedhofes (ohne Kapelle), der Friedhofkirche oder 
⸗kapelle; 5) die Glocken der Filial- und Pfarrkirchen, welche auf dem 
Friedhofe ſtehen ME. 8. 8. 1844. — Nur jene Glocken mußten gewährt 
werden, welche der Beerdigung der eigenen Bekenntnis⸗ 
genoſſen dienen VGH. 12, 77; Sailer Gg.: PMS. 12, 204 ff. 

Der Simultangebrauch der Friedhofglocken, ſoweit dieſe 
Eigentum einer beſtimmten Religionsgeſellſchaft ſind, ſcheint durch die 
deutſche Verfaſſung gefallen zu ſein. Die Benützung der Glocken bei 
Begräbniſſen iſt nicht eine allgemein menſchliche, ſondern eine religiöſe 
Sache. Das ergibt ſich: a) aus der Natur der Sache; 6) aus dem Nicht- 
gebrauch der Glocken bei Jichichriſen (Juden); y) aus dem Unterſchied, 
welchen RE. $ 103 zwiſchen öffentlichen und privaten Religionsgeſell⸗ 
ſchaften macht. Iſt aber die Benützung des Glockengeläutes eine rein 
religiöſe Sache, ſo gilt BU. d. DR. Art. 137 III. Nach dieſem Geſetze 
muß auch die Bayer. VU. § 19 IV ausgelegt werden: „Im übrigen 
bemißt ſich der Simultangebrauch der Kirchen und Friedhöfe nach bis⸗ 
herigem Recht, ſoweit nicht Abänderungen durch Geſetz getroffen 
werden“; vgl. Art. 13 J und Art. 136 IV (Gewiſſensfreiheit). 


B. Der Glockengebrauch kann zweckentſprechend, zweck⸗ 
widrig und zweckfremd ſein. 


1) Der Glockengebrauch iſt zweckentſprechend, wenn er 
den im Can. 1169 $ 1 („fideles ad religionis actus invitentur“) und in 
den Gebeten des Pontifikale ausgeſprochenen Zielen dient („effugentur 
ignita iacula inimici, percussio fulminum, impetus lapidum, laesio 
tempestatum; fragor grandinum, procella turbinum; hostilis terreatur 
exercitus“). 

Seit uralter Zeit beſteht der Brauch, bei der heiligen Wandlung 
ein Glockenzeichen zu geben; vgl. Ivo von Chartres (f 1115) in ep. 
142; Mabillon: Com. in Ordinem Romanum c. 7 pag. 49; 8 ona 
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1. 2 Rer. liturg. c. 13 $ 2; jeit dem 14. Jahrh. hat ſich das dreimalige 
Aveläuten eingebürgert Sandini A.: Vitae Pontificum pag. 445. — 
Die Benützung der Glocken als Warnungszeichen bei plötzlich auftretenden 
Gefahren ſeitens der Elemente oder Menſchen kann man, wenn ſie der 
Aufſicht der kirchlichen Behörden unterſteht, als rechtmäßig, weil der 
Nächſtenliebe dienend, betrachten. 

2) Zweckwidrig iſt das Glockengeläute, wenn es wider den 
heiligen Glaube ngeſchieht, darum ein Läuten zu kirchlichen Funktionen 
Andersgläubiger (Beerdigungen, Hochzeiten uſw.), oder gegen die guten 
Sitten, alſo zu Mord, Plünderung, Aufruhr; vgl. Schiller: „Die 
Glocke“; „Da zerret an der Glocke Strängen — Der Aufruhr, daß ſie 

heulend ſchallt, — Und, nur geweiht zu Friedensklängen, — Die Loſung 
anſtimmt zur Gewalt.“ — 

3) Der zweckfremde Gebrauch wird im Can. 1169 $ 4 in 
folgender Weiſe geregelt: Zu rein weltlichem Gebrauche können 
die Glocken verwendet werden: a) auf Grund einer vom Ordinarius 
gebilligten Stiftungsbeſtimmung; b) im Notfalle; e) mit Erlaubnis des 
Ordinarius; d) aus rechtmäßiger Gewohnheit. 

Zweckfremd, aber nicht zweckfeindlich wäre die Verwendung 
für die Tagesordnung (Mittag-, Feierabendläuten), Einzug von Kriegern, 
Beginn von Volksfeſten uſw. 


C. Wenn der Ortsordinarius wegen eines die Offentlich⸗ 
keit berührenden Grundes das Glockengeläute anordnet, ſo 
haben auch alle Ordensleute, die exemten 
nicht ausgenommen, zu gehorchen mit Berückſichtigung der 
Konſtitutionen und Privilegien des betreffenden Ordens 
Can. 612; „Handbuch“ 12 S. 460. 

D. Das örtliche Interdikt ſchließt das Glocken⸗ 
läuten, ebenſo Orgelſpiel und Geſang aus, Cann. 2271 n. 2; 
2272 § 3 n. 2. 

E. Zum richtigen Gebrauch der Glocken gehört auch die 
Obſorge für dieſelben. Sehr wertvolle Winke finden ſich 
in den Weiſungen verſchiedener Ordinarien und auch der 
weltlichen Behörden. Zu erſteren gehört die Verordnung 
des Erzbiſchöfl. Generalvikariats Köln vom 27. Febr. 1895; 
vgl. Vogt Joſ.: „Kirchenvermögensrecht“ § 32 n. 5; 
Bretſchneider Paul: „Der Pfarrer als Pfleger uſw.“ 
S. 93—95; zu letzteren die Entſchließung des Bayer. Kultus⸗ 
miniſteriums vom 21. Sept. 1911 (KM Bl. 595), betr. die 
mit den Glockengießern zu vereinbarende Gewährfriſt, 
dann das Ausſchreiben der Kreisregierung von Ober— 
bayern vom 19. Nov. 1916 (Kr ABl. 163). 


25* 
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Einige Geſichtspunkte, welche die angeführten Quellen enthalten: 

. Bei Neuanſch Sn ng und Umguß von Kirchenglocken: 

1) Koſtenvoranſchlag; 2) Nachweis der Tragfähigkeit des Glockenturms; 

3) er eines Sachverſtändigen über den Voranſchlag; 4 ) Koſten⸗ 

deckung; 5) Vereinbarung der Gewährfriſt, z. B. von zehn 1 — 

II. Sorge für die Erhaltung der Glocken: 1) Der ab⸗ 

gerundete gute Klöppel muß den N Schlagring treffen. Fehlt etwas, 

ſo muß ſofortige Beſſerung Sn 2) Unbefugte Perſonen ſollen vom 

Läuten ferne gehalten werden. 3) Reinhaltung der Glocken und Glocken⸗ 

kammer von Waſſer, Schnee, Schmutz, Vogelmiſt. 4) Heilung der Glocken⸗ 

jprünge nach neueſter Erfindung; vgl. Walter: Kl. Glockenkunde 
172-176. 


V. Kirche. Verluſt der Weihe (Exſekration, Entheiligung). 
Schon der Name deutet an, daß durch die Exſekration der 
bisher geweihte oder geſegnete heilige Raum die Heiligung 
verliert und wieder ein gewöhnlicher Ort (locus prokanus) 
wird. „Die Weihe oder Segnung verliert die Kirche nur dann, 
wenn ſie ganz zerſtört wird, wenn der größere Teil der 
Mauern einſtürzt oder wenn ſie gemäß Can. 1187 durch 
den Ordinarius dem weltlichen Gebrauche zurückgegeben wird 
Can. 1170. Alle Wirkungen der Weihe und Segnung gehen 
durch die Exſekration verloren. 


Die Exſekrati 9 5 der Kirche tritt alſo ein: 1) durch die voll 
ſtändige Zerſtörung; 2) durch den Einſturz oder die Zerſtörung des 
größeren Teiles 15 Wände; 3) durch die geſetzmäßige 
Profanierung. — Für die ſpätere Wiederverwendung einer ehe— 
maligen Kirche gelten die Vorſchriften der Cann. 1161 ff. 

Nur die beiden letzteren Gründe bedürfen der Erläuterung. 

a) Es genügt nicht der Abſturz des Gebälkes oder Daches, auch nicht 
die vollſtändige Ablöſung oder das gänzliche Herabfallen der Tünche 
oder des Bewurfes S. R. C. in Tridentina d. 26. Jun. 1894; d. 8. Jun. 
1896 ad II; in Nicoteren, d. 9. Aug. 1897 ad I., nicht die Zerſtörung 
ſämtlicher ee und der Salbungsſtellen; nicht die Erneuerung 
der Kirche in der Weiſe, daß immer nur der kleinere Teil der Mauern 
niedergelegt und ausgebeſſert wird. Die Entheiligung tritt nur ein, wenn 
der größere Teil der Wände einſtürzt, zerſtört oder niedergelegt wird. — 

b) Die ungeſetzliche Profanierung der Kirche bewirkt zwar eine 
Verletzung der Kirche Can. 1172 $ 1 n. 3, aber keine Exſekration; 
letztere tritt ein, wenn die Kirchengewalt (Ordinarius loci) die Pro- 
fanierung angeordnet oder gutgeheißen hat. — Wird eine gevechie Kirche 
nach und nach erweitert, ſo erſtreckt ſich die Weihe oder Segnung 
auch auf den neuen (vielleicht ſogar größeren) Teil; hier gilt der Grundſatz: 
„Pars maior trahit ad se minorem“; vgl. Cann. 734 8 2; 757 82; 924 8 2. 
Wird eine vollſtändig zerſtörte Kirche innerhalb fünfzig Jahren wieder 
auf dem gleichen oder nahezu gleichen Platze erbaut, mit dem gleichen Titu⸗ 
lar, jo bleiben die Abläſſe beſtehen Can. 924 81; die Weihe aber nicht Can. 75. 
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VI. Verletzung (Entweihung, violatio) der Kirche Cann. 
1172—1177; 2329. 

1. Die Entweihung (Verletzung) der Kirche bewirkt 
nicht die Verweltlichung (Profanierung) der Kirche, daß eine 
Wiederholung der Weihe oder Segnung notwendig wäre, 
ſondern nur das Verbot („nefas est“), dort „Gottesdienſt 
zu halten, Sakramente zu ſpenden, Tote zu begraben“, bevor 
die Kirche wieder ausgeſöhnt (reconcilietur) iſt Can. 1173 § 1. 
Tritt die Entweihung während der heiligen Meſſe ein, ſo wird 
1 AR Beginn des Kanon fortgeſetzt bis zur K Kommunion, 

zur Waſchung der Finger einſchließlich, ſonſt wird ſie 
1 4 jeder ſonſtige Gottesdienſt wird ſofort beendet 
Can. 1173 § 2. Die Entweihung der Kirche bewirkt nicht 
jene des Friedhofes und umgekehrt Can. 1172 8 2. 

2. Handlungen, welche die Entweihung der Kirche 
nach ſich ziehen, ſind nur folgende: a) das Verbrechen der 
Menſchentötung; b) die widerrechtliche ſchwere Blutvergießung; 
e) die Überweiſung der Kirche zu gottlofem oder niedrigem 

Gebrauch; d) die Beſtattung eines Ungetauften oder eines 
Exkommunizierten nach dem Erklärungs- oder Verhängungs⸗ 
urteil (p. s.). Die Wirkung tritt jedoch nur dann ein, wenn 
die Handlungen gewiß und offenkundig find und 
in der Kirche ſelbſt geſetzt wurden Can. 1172 § 1. Über 
das frühere Recht vgl. Santi-Leitner: Prael.* III 40 n. 6. 

Erläuterung. 1) Vor dem 19. Mai 1918 trat die Entweihung 
(auch „pollutio ecclesiae“ genannt) auch noch ein durch nachweisbare 
ſchwer ſündhafte effusio seminis humani, c. 10 De consecratione (III 40) 
C. 1 h. t. (III 21) in 6°; ſie ging in allen Fällen auch auf den anſtoßenden 
Friedhof über, aber nicht umgekehrt. 2) „Delietum homicidii“ umfaßt 
ſicher das ſchwer ſündhafte Verbrechen des Mordes, Totſchlages und 
Selbſtmordes, jedoch nicht die fahrläſſige Tötung (homicidium 
casuale mixtum), wenigſtens wahrſcheinlich, weshalb dieſe praktiſch in 
Wegfall kommt Can. 15. Der ſchwer ſündhafte Vollzug der Todesſtrafe 
in der Kirche c. 2 De immunitate eccl. (III 23) in 6° fällt nicht unter 
„delictum homieidii“, ſondern nur unter die „impii vel sordidi usus“ 
Can. 1172 f 1 n. 3. — 3) Die Blutvergießung (sanguinis effusio), 
muß widerrechtlich und bedeutend fein (miuriosa et gravis), alſo ſchwer 
fündhaft und die Gerechtigkeit verletzend. Wäre das Blutvergießen 
gering oder ohne Todſünde oder wenn auch bedeutend und ſchwer 
jündhaft, jo doch im Grunde berechtigt, jo wäre die Entweihung nicht 
18051 Ein Mann wird in der Kirche angegriffen; er gerät in ſchweren 
Zorn, und um ſich ſchlagend veranlaßt er ſchweres Blutvergießen. U. E. 
fehlt der Begriff „injurjosa“. — 4) Der dritte Grund der Entweihung 
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„Impiis vel sordidis usibus, quibus ecelesia addicta fuerit“ war bisher 
nicht ſo klar ausgeſprochen. Der „usus impius“ iſt gegeben, wenn ſich 
der Gebrauch gegen die „pietas in Deum“ richtet, alſo die ausgeſprochene 
Verwendung zu unchriſtlichen Tempeln; für Benützung katholiſcher 
Kirchen durch Häretiker oder Schismatiker beſteht ein eigenes Verbot 
Can. 823 § 1. Dieſe Verletzung der „pietas“ iſt auch gegeben bei Benützung 
des Gotteshauſes zu ſündhaften Zwecken, wie Bordellen, Tanzlokalen 
u. ä. — Der usus kann als „sordidus“ gelten, wenn der heilige Ort herab⸗ 
gewürdigt wurde zu Ställen, Scheunen, Schlachthöfen, Kaſernen uſw. 
S. R. C. in Polentin. d. 27. Febr. 1847 n. 2938; Nicoteren. d. 9. Aug. 
1897 ad II (diuturna opificum mansio). — Man beachte, daß die Ver 
wendung eine ausgeſprochene, angewieſene ſein muß („addicta“), nicht 
eine nur augenblickliche. — 5) „Sepultura infidelis“ Can. 1172 § 1 n. 4 
bedeutet das Begräbnis eines bewußten Ungetauften, alſo nicht eines 
ungetauften Katechumenen Can. 1239 $2, auch nicht eines un⸗ 
getauften Kindes vor dem Vernunftgebrauch; denn ein ſolches Kind 
fällt nicht unter den Begriff „infidelis“. — Nur wenn ein Exkommuni⸗ 
zierter p. s. ohne Abſolution von der Zenſur oder von der Sünde 
oder ohne Zeichen der Reue ſtarb und beerdigt wurde, tritt die Entwei— 
hung ein. Waren wenigſtens Zeichen der Reue da, fo kann die Losſpre— 
chung von der Exkommunikation am Leichnam vorgenommen werden 
Rit. Rom. t. 3 c. 4. — 6) Die vier angeführten Entweihungsgründe 
müſſen in der Kirche ſelbſt geſetzt ſein, ſo daß die Setzung dieſer 
Gründe in der Sakriſtei, im Dachraum, im Turm, im Unterbau der Kirche 
nicht genügte, Epitome II 489. In der Kirche iſt die Handlung als 
geſetzt zu betrachten nicht nur, wenn ſie in der Kirche veranlaßt 
wird und ſich vollzieht, z. B. wenn ein Menſch von einem anderen ſich 
in der Kirche befindlichen Mitmenſchen erdolcht wird, ſondern auch dann, 
wenn ſich die Handlung in der Kirche vollzieht, während die verurſachende 
Perſon außerhalb der Kirche ſich befindet; ſo wenn eine Perſon in der 
Kirche viel Blut verliert durch eine ſchwere Verwundung, die durch Schuß 
von außen her beigebracht wurde. Tritt aber die Tötung oder der ſchwere 
Blutverluſt außerhalb der Kirche ein, jo iſt keine Verletzung (violatio) 
gegeben, ſelbſt wenn die verurſachende Perſon innerhalb der Kirche war. 
Dieſe Erklärung ſtützt ſich auf Can. 6 un. 2 et 3. — Außerdem müſſen 
die Tatſachen unzweifelhaft (certi) und offenkundig (notorii) ſein; 
über den Begriff „notorius“ vgl. Can. 2197 nn. 2 et 3. 

3. Die Wiederverſöhnung der Kirche Cann. 
1174—77. „sit eine Kirche ſicher entweiht, jo ſoll fie 
möglichſt bald nach den in den approbierten liturgiſchen 
Büchern vorgeſchriebenen Riten der Zweckbeſtimmung wieder 
gegeben werden (reconcilietur)“ Can. 1174 § 1. Sit die Ent⸗ 
weihung zweifelhaft, ſo kann die Wiederverſöhnung 
vorſichtshalber geſchehen ibi $ 2. Für die Ausſöhnung der 
Kirche gelten folgende Regeln: 

a) Iſt die Kirche geweiht (consecrata), jo kommt 
die Ausſöhnung derſelben dem Ordinarius (Can. 198 
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§ 1) zu; kann jedoch wegen einer ſchweren und dringlichen 
Notlage der Ordinarius nicht erreicht werden, ſo kommt die 
Ausſöhnung der geweihten Kirche dem Kirchenvorſtande zu 
mit der Pflicht jedoch, den Ordinarius hievon zu benach⸗ 
richtigen Can. 1176 §8 2 et 3. Die nur geſegnete Kirche 
ſöhnt der Kirchenvorſtand aus oder mit ſeiner wenigſtens 
vorausſetzbaren Zuſtimmung ein anderer Prieſter Can. 1176 81. 

b) Vorausſetzungen der Ausſöhnung. Die Spu⸗ 
ren des fraglichen Verbrechens müſſen entfernt ſein. Na⸗ 
mentlich ſoll der Leichnam des Ungläubigen oder Ex⸗ 
kommunizierten p. s., wenn es ohne ſchweren Nachteil ge- 
ſchehen kann, aus der Kirche entfernt ſein Can. 1175. 

c) Der Ritus, Can. 1177. Sit die Kirche nur ge⸗ 
ſegnet, ſo geſchieht die Ausſöhnung nach dem Römiſchen 
Rituale mit gewöhnlichem Weihwaſſer R. R. tit. 8 c. 28 
n. 1 Can. 1177. War jedoch die Kirche geweiht, ſo muß 
das Waſſer zur Beſprengung des Innern der Kirche die große 
Weihe empfangen (Pontificale Romanum II 28), welche 
aber nicht nur ein Biſchof, ſondern auch der delegierte Prieſter 
zu erteilen vermag Can. 1177. Prieſter, welche kraft ordent⸗ 
licher oder delegierter Vollmacht die Ausſöhnung vornehmen, 
halten ſich bei geſegneten Kirchen an das R. R. 
tit. 8 c. 28, beige weihten an das Pontifikale (II 151) 
rn 

VII. Würde des Gotteshauſes Can. 1178. 
Im engſten Anſchluß an die Entheiligung und Entweihung 
der Kirche (exsecratio, violatio ecclesiae) ſteht die Sorge 
des kirchlichen Geſetzbuches für die Würde des Gottes— 
hauſes. „Alle Beteiligten ſollen dafür ſorgen, daß die dem 
Hauſe Gottes gebührende Reinlichkeit erhalten werde; 
ferne ſollen von den Kirchen gehalten werden Erwerbs⸗ 
geſchäfte und Jahrmärkte, auch zu guten Zwecken; kurz alles, 
was mit der Heiligkeit des Ortes in Widerſpruch iſt“ Can. 1178. 
In ergreifenden Worten hat dieſe Gedanken der ſelige Papſt 
Gregor X. auf dem II. Konzil von Lyon (1274) eingeſchärft 
c. 2 De immunitate ecel. (III 23) in 6°; Instr. Eystettens. 
N. 136. 

Vortreffliche Winke über die Rein- und Geſunderhaltung der Kirchen 


und Kapellen bietet Kunz Chriſtian: „Der Dienſt des Mesners“ § 6; 
vgl. Hergenröther-Hollweck: KR.2 n. 803 S. 635. 
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Ausdrücklich verboten wurde die Vorführung von Lichtbildern 
(quaelibet proiectiones) oder von kinematographiſchen 
Darſtellungen in den Kirchen, S. C. Consist. d. 10. Dec. 1912 (ME. 24, 
483). Zum Unterricht im Katechismus und in der Bibliſchen Geſchichte 
mögen ſolche Darſtellungen von nicht geringem Nutzen ſein (ME. 24, 89). 
Einem franzöſiſchen Ordinarius wurde die Vorführung von Lichtbildern 
z ur Probe geſtattet. 

VIII. Die Auflaſſung eines Gotteshauſes. „Wenn eine 
Kirche in keiner Weiſe zum Gottesdienſt verwendet werden 
kann und kein Weg ſich findet, ſie auszubeſſern, ſo kann ſie 
vom Ortsordinarius einem weltlichen, freilich nicht niederen 
Gebrauch übergeben werden, wobei der Ordinarius die 
Laſten mit den Einkünften auf eine andere Kirche übertragen 
muß, ebenſo den Pfarrtitel, wenn es ſich um eine Pfarr- 
kirche handelt“ Can. 1187. 

Bei der Auflaſſung (Abtragung, Profanierung) eines Gotteshauſes 
muß der Ordinarius zwei Geſichtspunkte ins Auge faſſen: die Notwendig⸗ 
keit der Kirche und Möglichkeit der Herſtellung oder Ausbeſſerung. Die 
Notwendigkeit der Kirche wird bedingt durch Verwendung zur 
Seelſorge (auch in der Zukunft), für die Schulkinder, als Begräbniskirche 
(Permaneder⸗ Riedle: Die kirchl. Baulaſt S. 108 Note 39). 
Bei einer notwendigen Kirche müſſen alle möglichen Hilfsquellen auf- 
gedeckt werden Trid. sess. 21. c. 7 d. r. — In Bayern durfte bisher keine 
Kirche oder öffentliche Kapelle ohne den förmlichen Ausſpruch der Kreis- 
regierung abgebrochen oder weltlichen Zwecken übergeben werden; 
Permaneder⸗Riedles (1890) §§ 43 und 44 S. 62. Bei Pro⸗ 
fanierung muß jeder niedere Gebrauch (usus sordidus) aus⸗ 
geſchloſſen ſein; bei Abbruch ſoll vor der Zerſtörung eine Exſekration jtatt- 
finden; die Werte den nächſtgelegenen beteiligten Kirchen übergeben 
und das Material womöglich zu kirchlichen Zwecken (ad causas pias) 
verwendet werden c. 38 D 1 de cons. — Wird die jo profanierte Kirche 
dem kirchlichen Zwecke zurückgegeben, ſo muß ſie neu geweiht oder ge— 
ſegnet werden Can. 1170. 


§ 5. das Uirchenvermögen und deſſen verwaltung. 


Duellen: Cann. 1182—1187; 1495-1528 (generalia) 
1476-1483 (beneficia); 250 § 2; 262 (Fabrica S. Petri); 
531-537 (bona religiosorum); 1489 $ 2. 1560 n. 3 (forum); 
2345; 2346 (poenae). 

Neueſte Literatur: Wynen Arthur: Die Rechts- und 
insbeſondere Vermögensfähigkeit des Ap. Stuhles nach internationalem 
Rechte (1920); vgl. D-B n. 494 (Johann XXII. 1323); n. 575—77 
(Urban V. 1368). 

A. Allgemeines. Die katholiſche Kirche und 
der Apoſtoliſche Stuhl haben das unveräußerliche 


+ 
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Recht, frei und unabhängig von der Staatsgewalt, zeitliche 
Güter zu den ihnen eigenen Zwecken zu erwerben, zu beſitzen 
und zu verwalten Can. 1495 § 1. Das gleiche Recht beſitzen 
nach Maßgabe der kirchlichen Geſetzgebung auch die ein— 
zelnen Kirchen und die von der Kirche als juriſtiſche 
Perſonen anerkannten Inſtitute und Geſellſchaf— 
ten ibi § 2. Unter den Erwerbsquellen der Kirche nehmen 
die Gaben (oblationes) der Gläubigen den erſten Platz 
ein. Dieſe können freiwillig ſein (z. B. der Peters⸗ 
pfennig) oder pflichtgemäß, auferlegt von der Kir- 
chengewalt zum Zwecke des Gottesdienſtes, des Unterhalts 
der Kleriker und der übrigen Kirchendiener und zu ſonſtigen 
kirchlichen Zwecken; vgl. Mt 10, 10; Lk 10, 7; 1 Kor 9, 7—14; 
1 Tim 5, 18; Can. 1496; Bayer. Konkordat Art. 10 § 5: 
„Die Kirche hat das Recht, auf der Grundlage der bürger— 
lichen Steuerliſten Umlagen zu erheben“. Die zeitlichen 
Güter der Kirche (bona ecclesiastica) können ſein: un⸗ 
körperliche (Rechte) und körperliche; letztere 
bewegliche und unbewegliche. Von den Kirchen— 
gütern heißen jene heilig (bona sacra), welche durch 
Weihe oder Segnung dem Gottesdienſte gewidmet ſind; 
koſtbar (b. pretiosa), welche einen hervorragenden Wert 
darſtellen, ſei es wegen der Kunſt, des Alters oder des Stoffes, 
aus dem ſie gefertigt wurden (valor artis, historiae, ma- 
teriae) Can. 1497. 

B. Die Verwaltung des Kirchen vermö⸗ 
gens im allgemeinen. Oberſter Hort und Verwalter 
des Kirchenvermögens iſt der Papſt Can. 1518. Der 
Ortsordinarius hat wenigſtens das Aufſichtsrecht 
(die Aufſichtspflicht) über alle nicht exemten Kirchengüter 
innerhalb ſeines Gebietes, zuweilen noch größere Rechte 
auf Grund geſetzlicher Verjährung; ihm kommt es zu, inner- 
halb der Schranken des gemeinen Rechtes entſprechende 
Weiſungen zu erlaſſen Can. 1519. Der Ortsordinarius 
bedient ſich bei der Erfüllung ſeiner Aufgaben einer doppelten 
Kommiſſion: eines Diözeſanverwaltungsrates Can. 1520 und 
eines beſonderen Verwaltungsausſchuſſes für jene Kirchen 
und juridiſchen kirchlichen Perſonen, die einer eigenen Ver- 
waltung entbehren Can. 1521. Wenn auch Laien an dieſem 
Ausſchuſſe teilnehmen, ſo geſchieht dieſe Verwaltung doch 


394 Die heiligen Orte. 


nur im Namen der Kirche ibi $ 2. Vor dem Amtsantritte 
des Verwaltungsausſchuſſes muß jedes Mitglied den Amtseid 
leiſten und das Inventar prüfen, von dem eine Abſchrift in der 
Bibliothek der Verwaltung, eine andere im Ordinariatsarchiv 
zu verwahren iſt; jede Veränderung muß in beiden eingetragen 
werden Can. 1522. — Die Pflichten der Kirchenvermögens⸗ 
verwalter werden in den Cann. 1523—1528 aufgezählt: 
a) Achtſamkeit gegenüber dem Kirchenvermögen (1523); 
b) Gerechtigkeit gegenüber den angeſtellten Arbeitern 
(1524); e) Rechenſchaft, abzulegen dem Ordinarius oder 
ſonſtigen berechtigten Aufſichtsperſonen (1525); d) Streit⸗ 
bewilligung des Ordinarius (1526); e) Nichtig⸗ 
keit der Akte und Haftpflicht bei Überſchreiten der 
Vollmachten (1527); f) Schadloshaltung der Kirche 
bei willkürlicher Amtsniederlegung (1528). — Der Kodex 
unterſcheidet im beſonderen eine Verwaltung des Ordens⸗ 
vermögens (Can. 531—537); des Pfründevermögens (Can. 
1476—83) und des Vermögens der Kirchen und Kapellen 
(1182-87). 

C. Die rein kirchliche Verwaltung des 
Kirchenſtiftungsvermögens. IJ. Die Verwal⸗ 
tung des Kirchenſtiftungsvermögens kommt zu: 1) denen, wel⸗ 
chen ein beſonderer Rechtstitel oder eine rechtmäßige Ge⸗ 
wohnheit dieſelbe zuweiſt; 2) dem Biſchof mit ſeinem Ka⸗ 
pitel bei der Kathedralkirche; 3) dem Kollegiatſtiftskapitel 
bei dieſer Kapitelskirche; 4) dem Kirchenvorſtande bei jeder 
anderen Kirche Can. 1182 $ 1. 

In Bayern wurde das „Ortskirchenvermögen“ entgegen den Be- 
ſtimmungen des Konkordates v. J. 1817 und der Verfaſſung ſtaatsrechtlich 
verwaltet. „Die bayeriſche Kirchengemeindeordnung“ vom 24. IX. 1912, 
für die katholiſche Kirche in Kraft getreten am 1. I. 1913 hat dieſen Gegen- 
ſtand geſetzlich neugeregelt. Zum „Ortskirchenvermögen“ gehören nicht 
das Pfründevermögen, das Vermögen der „Hofkultusſtiftungen“ (Art. 
5 II); ferner nicht das Vermögen der Dom⸗, Kollegiat- und Kloſterkirchen 
(Frank Joſ.: KGO II S. 46). Eine ausdrückliche Billigung der baye⸗ 
riſchen KG O. durch den Apoſtoliſchen Stuhl liegt nicht vor; immerhin 
dürfte eine ſtillſchweigende Gewährung nicht ausgeſchloſſen ſein. 

Wenn noch andere Perſonen, ſeien es Geiſtliche oder 
Laien, zur Ergänzung der Kirchenverwaltung beigezogen 
werden, ſo bilden dieſe im Verein mit dem im Can. 1182 
bezeichneten kirchlichen Verwalter (oder deſſen Stellvertreter) 
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und unter ſeinem Vorſitze den Rat der Kirchenverwal⸗ 
tung (fabrica ecclesiae) Can. 1183 $ 1. Dieſe Mitglieder 
werden beſtellt nach dem geltenden Sonderrechte, ſonſt 
durch den Ordinarius oder ſeinen Bevollmächtigten ibi $ 2. 
Vom Ordinarius allein werden ſie wegen eines gewichtigen 
Grundes entfernt ibi. 

II. Der Kirchenverwaltungsrat beſchäftigt ſich zunächſt mit 
dem Vermögen, welches zur Ausbeſſerung und Ausſchmückung 
des Gotteshauſes, ſowie für die Bedürfniſſe des Gottes- 
dienſtes beſtimmt iſt Can. 1182 $ 1; dann aber auch mit den 
Spenden der Gläubigen („oblationes“) ibi 88 2 et 3. 

Wir müſſen hier unterſcheiden: a) Die Spenden zugunſten der 
Pfarrei verwaltet der Pfarrer nach Maßgabe des Kirchenrechts; 
Rechenſchaft legt er ab gegenüber dem Ortsordinarius Cann. 1182 88 2 
und 3; 1525. 

b) Die Spenden zugunſten der Miſſion (= des abgegrenzten 
Miſſionsbezirks) verwaltet der Miſſionär nach den Grundſätzen 
wie oben unter a. 

c) Die Spenden zugunſten einer innerhalb der Pfarrei oder der 
Miſſion gelegenen Kirche der eigene Verwalter (Kirchenvorſtand) 
oder Verwaltungsrat; ſonſt der Pfarrer bzw. Miſſionär, wenn nicht ein 
Sonderrecht oder eine rechtmäßige Gewohnheit anders beſtimmt; auch 
hier gilt das unter a Geſagte c. J. 

III. Dem Verwaltungsrat des Kirchenvermögens obliegt 
als Hauptaufgabe die gute Vermögensverwaltung nach den 
Cann. 1522; 1523. 

1) Abgeſehen von der Vereidigung und von der Prüfung 
des Inventars muß er gleich einem guten Familienvater auf 
folgende Punkte ſeine Sorge hinrichten: | 

Er muß a) wachen, daß das anvertraute Kirchenver— 
mögen weder Untergang noch Einbuße leide; 

b) die Normen wie des kirchlichen ſo des ſtaatlichen 
Rechtes, dann die etwaigen Auflagen des Stifters, Gebers 
(Zuſtifters) oder der rechtmäßigen Obrigkeit beachten; 

c) die Zinſen und Einkünfte aus dem Vermögen genau 
und rechtzeitig eintreiben, dieſelben ſicher bewahren und dem 
Willen des Stifters, den Geſetzen und Satzungen gemäß 
verwenden; 

d) die anlegbaren Erübrigungen des Kirchengeldes mit Zu⸗ 
ſtimmung des Ordinarius zum Nutzen der Kirche verwenden; 

e) die Bücher über Einnahmen und Ausgaben in guter 
Ordnung halten; 
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f) die Beweiſe und Urkunden, auf welchen die Vermögens⸗ 
rechte der Kirche ruhen, wohlgeordnet im Archiv oder in 
einem paſſenden Schrank verwahren; wovon je eine be— 
glaubigte Abſchrift noch Möglichkeit im Diözeſanarchiv auf- 
zubewahren iſt Can. 1523. N 

2) Indes kann es nicht Aufgabe des Verwaltungsrates ſein, 
ſich in die geijtlichen Obliegenheiten des Pfarrers oder 
Kirchenvorſtandes einzumiſchen, insbeſondere nicht: a) in 
die gottesdienſtlichen Verrichtungen der Kirche; b) in die Art 
und Zeit des Glockenläutens und in die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in Kirche und Friedhof; e) in die Art der Be- 
tätigung von Sammlungen, Verkündigungen und anderer 
Akte für den Gottesdienſt, Schmuck der Kirche uſw.; d) in die 
Anbringung der Altäre, der Kommunionbank (Kommunion⸗ 
tiſch), der Kanzel, der Orgel, des Muſikchores, der Stühle, 
Bänke, Sammelbüchſen und aller übrigen zum Gottesdienſte 
gehörigen Dinge; e) in die Zulaſſung oder Abweiſung der 
Kirchengeräte oder Kircheneinrichtungen in Kirche und 
Sakriſtei; k) in die Ausfüllung, Ordnung, Aufbewahrung der 
Pfarrbücher und Pfarrarchivalien Can. 1184. 

Die Ernennung der Kirchendiener, namentlich 
des Mesners (sacrista), des Chorperſonals (cantores, orga- 
norum moderator, pueri chorales), des Glöckners (campanae 
pulsator), der Totengräber (sepulchrorum fossores), erfolgt 
durch den Kirchenvorſtand allein, wenn nicht rechtmäßige 
Gewohnheiten oder Vereinbarungen oder Anordnungen des 
Ordinarius anders beſtimmen; Entſprechendes gilt für ihre 
Entlaſſung, ja auch für ihr Dienſtverhältnis Can. 1185. 

In Bayern hatte die weltlichen Kirchendienerſtellen (Mesner- und 
Chorperſonal), wenn nicht irgendein Patronatsrecht Platz griff, für die 
Katholiken die Kreisregierung zu beſetzen; vgl. Giriſch— 
Hellmuth⸗Pachelbel: „Handwörterbuch des bayer. Staats- 
kirchenrechts“ (1914) S. 514, für die Proteſtanten das Kon- 
ſiſtorium (S. 518 a. a. O.), außer dieſe Stellen waren mit dem Schul⸗ 
dienſt organiſch verbunden. Seit dem 5. Nov. 1913 gilt die E. des Bayer. 
Kultusminiſteriums Nr. 25 359, wonach „die katholiſchen weltlichen Kir— 
chendienſte im rechtsrheiniſchen Bayern“ in gemeinſamer Ausübung 
(kumulativ) von den Kirchenverwaltungen und Kirchenvorſtänden über— 
tragen werden (KMBl. 1913 S. 333). 


D. Die kirchliche Baupflicht. Für die Baupflicht von 
Kirchengebäuden gelten zunächſt die rechtmäßigen Ge wohn- 
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heiten und Vereinbarungen, ſowie die Pflich⸗ 
ten, welche jemanden treffen nach Maßgabe auch des 
bürgerlichen Geſetzes. 

Abgeſehen davon obliegt 1) die Baupflicht an der 
Domkirche: a) dem Domkirchen vermögen, 
wobei jedoch der notwendige Aufwand für den Gottesdienſt 
und die ordentliche Kirchenverwaltung unangetaſtet bleiben 
muß; b) dem Biſchof und ſeinen Kanonikern nach 
Maßgabe der Einkünfte ohne Schmälerung jedoch des not— 
wendigen (ſtandesgemäßen) Unterhalts; c) den Diöze— 
ſanen, die aber mehr durch gütiges Zureden als Zwang 
hiezu anzuhalten ſind Can. 1186 n. 1. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen wie oben (1) obliegt 
2) die Baupflicht an der Pfarrkirche: a) dem Pfarr⸗ 
kirchenvermögen entſprechend wie la; b) dem 
Patron; e) den Beziehern von Einkünften 
aus der Kirche im Verhältnis ihrer Summe z. B. den „Dezi— 
matoren“; d) den Pfarrkindern, anzuhalten wie 
oben 10, Can. 1186 n. 2. — Dieſe Grundſätze gelten entſpre⸗ 
chend für andere Kirchen ibi n. 3. 

Auf die Fragen der Verwaltung des Kirchenvermögens und der 
Kirchenbaulaſt kann hier nicht näher eingegangen werden, da dieſelben 
partikularrechtlich geregelt ſind. Für Bayern gelten u. a. 
die Kirchengemeindeordnung vom 24. Sept. 1912 (Er⸗ 
läuterungen von Joſ. Frank 1912); das Religionsgeſell⸗ 
ſchaftliche Steuergeſetz vom 1. Aug. 1923 und die Satzung 
für die kirchlichen Steuerverbandsvertretungen in den bayeriſchen Diözeſen 
vom 4. Nov. 1924. — In Preußen iſt das Geſetz vom 20. Juli 1924, 
(vgl. Vogt Joſ.: Kirchenvermögensrechte 1910): in Württemberg 
vom 3. März 1924 maßgebend. — Für Oſterreich vgl. Haring 
J. B. AR: § 184 S. 676; § 195 S. 735. 


§ 4. die Oratorien. 


Ouellen: Cann. 1188—96; 239 § 1 n. 18; 522; 77482; 
821 $ 3; 822; 869; 909; 929; 1109; 1282 § 1; 1382; 2271. 

J. Begriff. Oratorium (Kapelle) im Firchenrecht- 
lichen Sinne iſt ein mit Zuſtimmung der kirchlichen Gewalt 
für den Gottesdienſt beſtimmter, aber nicht der Allgemeinheit 
dienender Ort Can. 1188; vgl. Can. 1161 (Kirche). 

Erläuterung: 1) Es gibt auch Oratorien (Kapellen, Betſäle, 
Betzimmer) im weiteſten Sinne, nämlich Räume, welche ſich die Privat— 
andacht zum Beten und zu frommen Übungen auserſehen und geſchmückt 
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hat. Jeder Katholik kann und, wenn er die Mittel hiezu hat, ſoll das tun 
(Mt 6, 6). Die kirchliche Jurisdiktion hat damit an ſich nichts zu tun, 
Ferreres J. B.: Los Oratorios n. 33 seq.; Institutiones canonicae 
(1918) II n. 94. — 2) Sobald jedoch in dem Raume regelmäßig das heilige 
Opfer dargebracht werden ſoll, bedarf es der Zuſtimmung der kirchlichen 
Gewalt, und iſt ſie gegeben, ſo haben wir ein Oratorium (Kapelle) im 
kirchenrechtlichen Sinne. — 3) Von der Kirche (ecclesia) unterſcheidet 
ſich der Begriff „Oratorium“ weſentlich dadurch, daß die Kirche der 
Geſamtheit („universo populo usui sit“) des Volkes zu dienen hat, das 
Oratorium aber nicht. Freilich kommt das hier nicht auf die Tatſache an, 
fondern auf die Beſtimmung. 

II. Einteilung. Die kirchenrechtlichen Oratorien unterſchei⸗ 
det man in öffentliche, halböffentliche und pri⸗ 
vate; dazu kommen noch die Hauskapellen der Kardinäle 
und Biſchöfe, ſowie die Grabkapelle nz vgl. Can. 1249. 

1) Offentlich iſt eine Kapelle, welche zunächſt für 
den gottesdienſtlichen Gebrauch einer Kommunität oder auch 
Privater errichtet wird, bei der jedoch alle Gläubigen das 
geſetzlich er weisbare Recht haben, dieſelbe, wenigſtens 
zur Zeit des Gottesdienſtes, zu beſuchen Can. 1188 § 2 n. 1. 
S. R. C. in Nivernen. d. 8. Mart. 1879 rep. 23. Jan. 1899 
(ME. 11, 13). Solche öffentlichen Kapellen, z. B. in Anſtalten, 
Schlöſſern uſw., ſtehen im Rechte den Kirchen gleich, ausge⸗ 
nommen die Rubriken beſtimmen das Gegenteil Can. 1191; ſie 
werden errichtet, geweiht, geſegnet, verwaltet, exſekriert, ent- 
weiht uſw. wie die Kirchen. Manche Pfarrechte (Can. 462) 
bringen es mit ſich, daß ſie nicht in öffentlichen Kapellen, 
ſondern nur in Kirchen ausgeübt werden, z. B. die Segnung 
des Taufwaſſers, die Beerdigungsfeierlichkeiten. 

2) Die halb öffentlichen Kapellen ſind für den. 
Gottesdienſt einer moraliſchen Perſon (Can. 99) beſtimmt 
mit dem rechtlichen Ausſchluß der Allgemeinheit Can. 1188 
§ 2 n. 2. Die moraliſche Perſon iſt entweder eine kirchliche 
Gemeinſchaft (communitas), z. B. ein Seminar, eine Ordens⸗ 
familie; oder „ein Zuſammenſchluß (coetus) von Gläubigen, 
die dort ſich einfinden“, wie Erziehungs⸗ oder Unterrichts⸗ 
anſtalten, Kongregationen, Bruderſchaften, Spitäler, Exer⸗ 
zitienhäuſer, Gefängniſſe, Lazarette, Kaſernen, Fremden⸗ 
herbergen ujw. Ferreres: Institutiones II n. 95. 
Die Rechtslage der halböffentlichen Kapellen wird haupt⸗ 
ſächlich geregelt durch die Cann. 1192—93 in folgender Weiſe: 
a) Die Errichtung kann ſtattfinden nur mit Erlaubnis 
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des Ordinarius (Can. 198 $ 1), der ſie nur nach vor⸗ 
gängiger, erfolgreicher Prüfung (si „decenter instruetum 
repererit“) in eigener Perſon oder durch einen Stellvertreter 
geben darf Can. 1192 § 2. — b) Die Auflaſſung einer halböffent⸗ 
lichen Kapelle d. h. deren Verwendung zu weltlichem Ge— 
brauche erheiſcht die gleiche Zuſtimmung des Ordinarius 
ibi $ 3. — c) In den Häuſern moraliſcher Perſonen (wie 
Erziehungs- und Unterrichtsanſtalten uſw.) dürfen neben der 
Hauptkapelle kleinere Nebenkapellen nur dann 
errichtet werden, wenn das Urteil des Ordinarius dies für 
notwendig oder ſehr angemeſſen hält Can. 1192 § 4. — d) In 
den halböffentlichen Kapellen kann man alle gottesdienit- 
lichen Verrichtungen abhalten, ausgenommen c) die Ru⸗ 
briken beſtimmen anders, z. B. hinſichtlich der Gewinnung 
des Jubiläumsablaſſes; 8) der Ordinarius hat gewiſſe Funk— 
tionen eigens ausgenommen. 


1) Der „Ordinarius“, welcher die Erlaubnis zur Errichtung 
oder Auflaſſung einer halböffentlichen Kapelle erteilt, iſt der Orts— 
ordinarius; für die Niederlaſſungen exemter Klerikalgenoſſen— 
ſchaften aber auch der höhere Obere, alſo Abt, Provinzial, General uſw. 
(Cann. 198 $ 1; 488 n. 8). Zur Errichtung folder Kapellen in den von 
exemten Religioſen geleiteten, aber von ihren Niederlaſſungen getrennten 
Schulen, Anſtalten, Hoſpizen uſw. iſt, abgeſehen von eigenen Privilegien 
(z. B. Dominikaner Ben. XIV. d. 22. I. 1755; Prümmer: Man. 
n. 366) — der Ortsordinarius zuſtändig Can. 497 § 3; S. R. C. in Seco- 
vien. d. 10. Nov. 1906 ad II. (ME. 18, 496). Derſelbe iſt es allein, der das 
Weiherecht beſitzt, während die Segnung auch den höheren Obern der 
exemten Klerikalgenoſſenſchaften (Ordinarien) zukommt Can. n 1155—56. 
— Der Ortsordinarius iſt es auch, welcher die Erlaubnis erteilt, das Al- 
lerheiligſte dortſelbſt aufzubewahren gemäß Can. 1265 $ in. 2. — 
2) Aus Can. 1192 § 4 erfieht man, daß die Errichtung von mehreren 
Kapellen (Oratorien) in einem Hauſe einer moraliſchen Perſon nicht 
ausgeſchloſſen iſt, wenn fie notwendig oder ſehr nützlich find. Die „Summa 
Novi Juris Canonici“? (Mecheln 1918) von Creuſen-Vermeerſch 
geht weiter mit der Behauptung: „Quare severitas ista non commen- 
datur in seminariis vel domibus religiosis“ d. h. für Seminarien oder 
Ordenshäuſer bedarf man der Gründe des Can. 1192 $ 4 „ necessitas aut 
magna utilitas“ nicht. Dieſe Anſicht, welche auch Dr. utr. iur. P. Anſelm 
Fellmann O. S. B. in der Linzer Q. S. 1920 S. 255— 2571) gutheißt, 


) Die von dem gleichen Schriftſteller (Linzer Q. S. 1920 S. 256) 
verteidigte Fortdauer der vor dem 19. Mai 1918 eingetretenen communi- 
catio privilegiorum widerſpricht dem Wortlaut des Can. 613 „Privilegia 
quae vel hoc in Codice continentur vel a Sede Ap. directe eidem 
concessa fuerint.“ 
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dürfte ſich kaum halten laſſen. Denn die von Kardinal Gaſparri 
bei Can. 1192 $ 4 zitierte causa Nivernen. d. 8. Mart. 1879 ad II (S. R. C.) 
ſagt das gerade Gegenteil. Wenn es ſich nicht um das Wohl des Volkes 
handelt, ſondern um die beſſere Lage einzelner („sive ob numerum Sa- 
cerdotum sive in gratiam infirmorum‘“), jo iſt Apoſtoliſche Vollmacht 
notwendig (ME. 11, 13); jedenfalls darf keine Zerſplitterung eintreten; 
denn die halböffentlichen Kapellen müſſen zum Beſten der Kommuni⸗ 
tät jein Can. 1188 § 2 n. 2. — 3) Sit die halböffentliche Kapelle kon⸗ 
ſekriert, ſo gelten die Normen für die öffentlichen Kapellen. Iſt 
ſie nur geſegnet, jo kann von der Kommunität das Titularfeſt dann ge⸗ 
feiert werden, wenn dieſe Kommunität keine eigene Kirche zur Verfügung 
hat, ſonſt wird der Titel der Kirche gefeiert 8. R. C. d. 10. Nov. 1906 
O. F. M. Germaniae inf. (ME. 18, 49—98). In allen halböffentlichen 
Kapellen muß ein fremder Prieſter ſich nach dem Kalendarium dieſer 
Kapelle richten 8. R. C. b. 16. Maii 1901 in Mexicana (ME. 24, 411). 


3) Privat- oder Hauskapellen (oratoria pri- 
vata seu domestica) werden in Privathäuſern zugunſten 
nur einer Familie oder nur einer Privatperſon errichtet 
Can. 1188 $ 2 n. 3. a) Solche Hauskapellen oder Privat- 
oratorien beruhen auf einem Ap. Indult Can. 1195 § 1, 
in einem außerordentlichen Falle bei Vorhandenſein einer 
rechtmäßigen und vernünftigen Urſache auf einer Aktbe⸗ 
willigung des Ordinarius Can. 1194. In beiden Fällen 
hat der Ordinarius den Raum in eigener Perſon oder durch 
einen Stellvertreter zu prüfen und über die Tauglichkeit ſein 
Urteil abzugeben Cann. 1192 § 2; 1194; 1195 $ 1. — b) Ge⸗ 
wöhnlich bewilligt der Apoſtoliſche Stuhl in ſolchen Ka⸗ 
pellen nur eine heilige Meſſe (3 an Allerſeelen); 
der Ordinarius kann in ſeiner Aktbewilligung überhaupt nicht 
mehr einräumen, aber in beiden Fällen ſind regelmäßig 
die Hochfe ſte ausgenommen; andere Funktionen dürfen 
daſelbſt nicht ſtattfinden, ausgenommen die Austeilung der 
heiligen Kommunion Can. 869 und die Abnahme von Män⸗ 
nerbeichten Can. 910 § 2. Soll auch an Hochfeſten in der 
Hauskapelle eine heilige Meſſe (an Weihnachten drei heilige 
Meſſen) abgehalten werden können, ſo muß dieſes Recht in 
dem Apoſtoliſchen Indult enthalten ſein, oder es iſt ein ei⸗ 
genes Indult des Apoſtoliſchen Stuhles oder für ein augen⸗ 
blickliches Bedürfnis („per modum actus“) des Ordinarius 
notwendig, freilich müſſen in letzterem Falle beſondere Gründe 
obwalten Can. 1195 § 2. — c) Hauskapellen können die Weihe 
oder Segnung einer Kirche nicht empfangen, ſondern nur die 
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Weihe eines gewöhnlichen Ortes Can. 1196 $ 1; RR. 
tit. 8 cc. 6, 7; App. n. 16 (eigene Segnung). 


a) Die Feſttage, an denen ohne beſonderes Indult die heilige Meſſe 
in den Privatkapellen verboten iſt, ſind die im Can. 1247 aufgezählten, 
ausgenommen Neujahr; dazu kommen noch Oſter- und Pfingſtſonntag 
und das heilige Triduum der Karwoche. Wenn in einem Lande eines 
oder einige von dieſen Feſten nicht begangen werden, ſo fällt das Verbot 
weg; denn zur sollemnitas festi gehört auch die äußere Feier; vgl. S. R. C. 
d. 11. Apr. 1913 in Romana et Aliarum (ME. 25, 100).; vgl. Can. 1195 8 2. 

6) Bei Apoſtoliſchen Indulten muß der Wortlaut genau geprüft 
und befolgt werden Cann. 67; 68; 50; 322 § 1; CC. d. 16. Oct. 1919 
n. 12; dieſe und die der Ordinarien find enge auszulegen. Freilich wenn 
die Klauſel ſich findet datur indultum pro diebus, „in quibus domo 
Gere nequeat absque suae valetudinis incommodo“, jo genügt jede 

efahr der Schädigung der Geſundheit, alſo Kälte, Schnee, ſtarker 
Regen, Glatteis uſw. (ME. 18, 276). Stets iſt das Schlafgemach 
ausgeſchloſſen Can. 822 § 4, auch ſoll das Zimmer würdig geſchmückt fein. 
Unmittelbar über der Kapelle darf kein bewohnter Raum fein 8. R. C. 
D. A. n. 756; ein päpſtlicher Indult kann erlangt werden DA. un. 2812 
et 3525. — Wird ein Bild als Altarblatt verwendet, ſo ſind hiervon 
Bilder der Seligen (um ſo mehr profane Bilder) ausgeſchloſſen 
R. G d. 27 Sep 1659 U. 1130. 

5) Der in einer Privatkapelle zelebrierende Prieſter folgt ſeinem 
eigenen Kalendarium außer in der Feier des Orts- oder Landes⸗ 
patrones; Erker Josephus: Enchiridion liturgicum? (1920) n. 327 ad 5. 
In den Privatoratorien (und halböffentlichen Oratorien) ſind privilegierte 
private Sterbemeſſen geſtattet: 1) täglich vom Tode bis 
zu (nicht nach) dem Begräbnis; 2) nur wenn der Leichnam im Hauſe 
des Oratoriums iſt; 3) wenn die Meſſen dem Verſtorbenen zugewendet 
werden (applicantur); 4) wenn nicht ein verhinderter Tag trifft. 
Die verhinderten Tage ſind alle Sonn- und Feiertage (auch die abge- 
würdigten); die Tage, an welchen Feſte I. und II. Klaſſe begangen werden; 
alle Tage der privilegierten Oktaven 1., 2. und 3. Ordnung; die drei 
privilegierten Vigilien von Weihnachten, Epiphanie und Pfingſten; 
die vier priv. Ferien (Aſchermittwoch; Karwoche); die Tage mit Konvent⸗ 
oder Pfarrmeßpflicht; die Tage mit Ausſetzung des Allerheiligſten, 
Additiones et Variationes in rubricis Missalis III 5; Brehm Franz: 
Die Neuerungen im Miſſale (1920) S. 107. 

Es gibt Fälle, in welchen der Ortsordinarius oder für ſein Ordens⸗ 
haus der Ordinarius die heilige Meſſe außerhalb der Kirche oder 
Kapelle erlauben kann Can. 822 § 4. Die Fälle ſind enge auszulegen 
CC. d. 16. Oet. 1919. Nach dieſer engen Auslegung richtete ſich die Sakra⸗ 
mentenkongr. am 30. April (3. Mai) 1926 bezüglich der Requiemsmeſſen 
in einer Wohnung in Gegenwart des Leichnams („Camera ardente“): 
Nur beim Tode eines Reſidenzbiſchofs oder des Ortsordi— 
narius, oder eines Mitgliedes einer fürſtlichen Familie, oder einer 
Perſon, ausgezeichnet an Verdienſten für Kirche oder Staat, eines außer⸗ 
ordentlichen Wohltäters der Armen oder des Beſitzers eines Apoſtoliſchen 
Privilegs können höchſtens drei Meſſen erlaubt werden (AAS. 18, 388). 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 26 
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d) Will ein katholiſcher Prieſter oder Laie das Indult einer 
Hauskapelle, jo wendet er ſich am beiten ſtets an ſeinen Ordinarius (Orts- 
ordinarius oder bei exemten Ordensprieſtern General, Provinzial, Abt). 
Iſt ein Augenblicksbedürfnis da, ſo hat der Ordinarius Vollmachten. 
Die Bittſchrift geht durch den Ordinarius an die Sakramenten⸗ (Religiojen-) 
Kongregation („Beatissime Pater“). Gründe: Krankheit, Alter; 
Schwierigkeit des Weges zur Kirche; Verdienſte um die heilige Kirche; 
Ferreres: Institutiones II. n. 101. 

4) Weihe und Segnung der nichtöffent⸗ 
lichen Kapellen. „Wenn auch die privaten oder halb- 
öffentlichen Kapellen nur der Segnung der Orte oder Woh- 
nungen oder gar keiner Segnung teilhaft werden, ſo müſſen 
ſie doch für den Gottesdienſt reſerviert und von allem ge- 
wöhnlichen Gebrauche frei bleiben“ Can. 1196 § 2. Wir ſehen, 
daß die Haus- oder Privatkapellen entweder nur die Orts⸗ 
ſegnung oder die des R. R. App. n. 15 erhalten können (oben 
n. 3). Anders iſt es mit den halböffentlichen 
Kapellen; ſie können ohne Weihe bleiben oder der Segnung 
wie Privatkapellen oder der feierlichen Segnung, ja auch 
der Weihe teilhaft werden. Deer. S. R. C. d. 5. Jan. 1899 
ad V (ME. 12, 163). Mögen dieſe Kapellen geweiht ſein 
oder nicht, ſie dürfen, ſolange ſie zum Zelebrieren benützt 
werden, durch gewöhnliche Benützung nicht entehrt werden. 
Iſt ihre gottesdienſtliche Verwendung überflüſſig geworden, 
jo gibt die geſegneten der Ordinarius, die geweihten der Orts— 
ordinarius dem profanen Gebrauch zurück Cann. 1192 §3; 1187. 

5) Die Kapellen der Kardinäle und Biſchöfe, 
auch die der Titularbiſchöfe, genießen, auch wenn ſie Privat⸗ 
kapellen ſind, alle Rechte und Privilegien der halböffentlichen 
Oratorien Can. 1189; die Kapellen der Kardinäle unterliegen 
nicht der Viſitation durch die Ordinarien Can. 239 $ 1 n. 18. 

Das Privilegium der Privatkapellen der Apoſtoliſchen Pr o⸗ 
tonotare wird geregelt durch das Motuproprio „Inter mul- 
tiplices“ Pius“ X. vom 21. Febr. 1905 (ME. 17, 14 f.) n. 11 
(P. participantes); nn. 22; 46 (P. supranumerarii et ad instar). 

6) Grabkapellen. „Kapellen, welche Familien oder 
Privatperſonen im Friedhofe bei ihren Gräbern errichten, 
ſind Privatkapellen“ Can. 1190. „In dieſen Grabkapellen 
lann der Ortsordinarius ſtändig auch die Leſung mehrerer 
heiligen Meſſen erlauben“ Can. 1194. In ihnen kann der 
Sonntagspflicht genügt werden Can. 1249. 
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I. Quellen: 5855 IC 323 
3; 823 58 2-3; 916—18; 1165 $ 5; 1268. — 
„der chriſtliche Altar und ſein Schmuck“ von Andreas Schmid 
(1871). — „Der chriſtliche Altar in ſeiner geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung“ von Joſ. Braun S. J. (1924). 

II. Begriff. Der Altar iſt ein ſteinerner Tiſch mit Re⸗ 
liquien für die euchariſtiſche Opferfeier Can. 1198 §§ 1 et 4. 
Jeder Altar ſoll aus einem einzigen unverſehrten und un- 
zerreibbaren Naturſtein beſtehen Can. 1198 § 1, von 
ſolcher Größe, daß er wenigſtens die Hoſtie und den 
größeren Teil des Kelches faßt Can. 1198 § 3. Jeder Altar 
muß nach Maßgabe der liturgiſchen Geſetze einen Hohlraum 
für die Reliquien von Heiligen haben (sepulchrum), 
welcher mit einem Stein verſchloſſen wird ibi $ 4 (sigillum, 
operculum). 

1) a) Die Chriſten zur Zeit der Apoſtel beſaßen einen Opfer- 
altar (altare, οννẽEmuñ j Hbr 13, 10, welchen Paulus „Tiſch 
des Herrn“ (mensa Domini) im Gegenſatze zum „Opferaltar“ der Juden 
und zum „Tiſche der Dämonen“ nennt 1 Kor 10, 21. 16—20. Daß der 
urſprüngliche Opfertiſch aus Holz oder aus Stein ſein konnte, liegt auf 
der Hand. Man nahm, was man Würdiges zur Hand hatte. — b) Das 
Reliquiengrab wird im „liber Pontificalis“ erwähnt, möglich daß Papſt 
Felix J. (272—73) die Meßfeier „über den Gräbern oder Gedächt— 
niſſen der Martyrer“ anordnete; freilich bemerkt hiezu Baronius 
(15381607) in ſeinen Annales ad 275 § 2 mit Recht, daß Felix eine 
uralte Sitte ſchriftlich feſtlegte; ebenſo Tillemont (163798). 

Wohl lehnt F. Wie land in ſeiner Schrift „Menſa und Confeſſio, 
Studien über den Altar der altchriſtl. Liturgie 1. der Altar der vor⸗ 
konſtantiniſchen Kirche“ 1906 für dieſe Zeit das Altargrab ab 
(S. 156), allein dem ſteht entgegen das liber Pontificalis (ſ. oben), ſowie 
die Tatſache, daß man ſehr frühe für Kirchenkonſekrationen Reliquien 
der Martyrer für notwendig hielt; vgl. Ambrosius ad Marcellin am 
ep. 22 n. 1. Der Aufforderung der Mailänder „Weihe ſie ein (die Am⸗ 
broſianiſche Baſilika) wie du die römische Baſilika eingeweiht Haft”, ant- 
wortete A.: „Recht gerne, wenn ich Reliquien heiliger Martyrer auf— 
finden kann“; „Am b'r o ſius“ von Alois Baunard (1873) S. 264; 
St. Aug u tin über die mensa Cypriani (Migne P. L. 38, 107. 1397. 
1413); Kaufmann C. M.: „Epigraphik“ S. 218f.; 3 anko w: I 
S. 505 — Eugippius: Vita S. Severini cc. 22—23: „Basilicae extra 
muros oppidi” Batavini, in loco nomine Boiotro trans Haenum 
(Oenum) fluvium constitutae ... Martyrum reliquiae quaerebantur“. 

c) Steinaltäre. Das römiſche Brevier enthält am 9. Novem- 
ber lect. VI. die Beſtimmung des Papſtes Silveſter I., „daß fürderhin 
die Altäre nur aus Stein erbaut werden ſollten“; vgl. das Konzil von 

26* 
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Epaon (Burgund 517) in en. 26: „Altaria, si non fuerint lapidea, 
chrismatis unctione non consecrentur“; vgl. c. 31 D. 1 de consecr. 
(Hefele: Konziliengeſchichte II 684). 

2) Der Altarſtein muß ein ganzer dauerhafter Stein ſein 
(„lapis non friabilis“) Can. 1198 $ 1. Ausgeſchloſſen iſt ein 
Kunſtſtein, z. B. aus Gips oder Zement S. R. C. d. 29. Apr. 
1887 in Lamacen. ad III. Geduldet wurden für die Diözeſe 
Lamago (Portugal) bereits konſekrierte Altäre aus Spaltſtein 
(Schichtenſtein, lapis schistus) ibi ad II, womit jedoch die 
Neukonſekrierung nicht bewilligt erſcheint (ME. 25, 137). 
Iſt der Stein ſchon vor der Konſekration gebrochen ge⸗ 
weſen, ſo kommen die Grundſätze für die Entheiligung des 
Altares Can. 1200 zur Anwendung, auch wenn die Zuſammen⸗ 
fügung die Spuren des Bruches vollſtändig verwiſcht hat. 

3) Grundgeſetz für die Größe eines jeden Altarſteines iſt, 
daß er die Hoſtie und den größeren Teil des Kelches faſſe 
Can. 1198 § 3. Darum kann auf einem „Baſilikaaltar in orien⸗ 
taliſcher Form“ das heilige Opfer von 4 Prieſtern zu gleicher 
Zeit dargebracht werden, wenn der Stein (mit einem Reli⸗ 
quienbehälter) die Opfergeräte der vier Prieſter faßt, nämlich 
je ein Kruzifix mit zwei Leuchtern und die Kanontafeln, 
die Hoſtie und den Kelch (ME. 21, 87). 

4) Zur Gültigkeit der Altarweihe gehören: a) das Vor⸗ 
handenſein eines Reliquienbehälters im Steine (sepulchrum); 
b) die tatſächliche Bergung von Reliquien, von denen wenig⸗ 
ſtens eine von einem Martyrer ſein muß (Apoc. 6, 9; S. R. C. 
d. 6. Oct. 1837 D. A. n. 2777); c) der Verſchluß des Behälters 
durch eine Steinplatte (oder wenigſtens Metallplatte 8. R. C. 
in Lauden. d. 23. Jul. 1892 ad IV, ME. VII, 198) vermittels 
des Mörtels aus Kalk und Sand bzw. geriebenem Tegel), 
Zementes oder Gips, wobei in der Oration des Pontifikale 
(II 121) ſtatt „ealeis et sabuli“ die Erſatzmittel „caementi 
vel gypsi“ einzuſetzen find 8. R. C. d. 4. Aug. 1905 ad I 
(ME. 24, 450 n. 18). Das „Sepulchrum“ kann ſein oben in 
der Altarplatte (ſo immer bei Tragaltären), oder im „Stipes“ 
entweder vorne oder rückwärts oder unter der Mitte der 
Altarplatte. Da im letzten Falle das Sepulchrum unſichtbar 
iſt, darf man Altäre, deren Konſekration ſonſt bezeugt iſt, 
nicht wegen Mangels des Sepulchrum neu konſekrieren 
S. R. C. in Lauden. d. 23. Jul. 1892 ad VI (ME. VII, 198). 
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III. Einteilung. Man teilt die Altäre ein: 1) in Rückſicht 
auf die Verbindung mit dem Boden in unbewegliche 
und bewegliche Altäre; — 2) hinſichtlich äußerer Umſtände 
in A. des römiſchen oder eines morgenländi- 
ſchen Ritus Can. 823 § 2; in päpſtliche und ſonſtige 
A. ibi $ 3; in Hoch- und Seitenaltäre (altaria 
maiora seu principalia; a. secundaria) Can. 1165 $ 5; 1197 
$2, wovon einer der Sakramentsaltar iſt Can. 1268; — 
3) bezüglich des Ablaßprivilegs in privilegierte und 
nicht privilegierte A. Cann. 916—18. 

Unbeweglich iſt der Altar, wenn ſeine Altarplatte 
zugleich mit dem Altarunterbau als ein Ganzes konſekriert 
wurde. Ein ſolcher Altar heißt altare immobile oder 
fixum, die Altarplatte heißt mensa, der Unterbau stipes 
oder stipites Can. 1197 $ 1 n. 1. Die Altarplatte muß 
den ganzen Altar einnehmen; der Unterbau, welcher mit 
der Platte eng verbunden iſt, beſteht aus einem Stein 
oder wenigſtens aus den vier Trägern (Säulen, collumellae), 
welche die Platte tragen Can. 1198 § 2. Unbrauchbar iſt der 
Unterbau: a) aus Ziegelſteinen (ex lateribus coctis 
sive coctilibus) S. R. C. in Lincien. d. 5. Jul. 1901 (ME. 
24, 412); b) aus Metall, wenn nicht die Bronzekapi⸗ 
telle reine Bekleidung des Naturſteins ſind S. C. R. in 
Pampilonen. d. 24. Maii 1901 ad I (ME. 24, 411); c) der 
Unterbau, welcher nicht den Altarſtein, ſondern ein ange— 
fügtes Marmorgeſims ſtützt, während dieſes Geſims 
keinen Eintrag tut, wenn es der einheitlichen Verbindung 
zwiſchen Altarſtein und Unterbau nicht ſchadet. 8. R. C. 
in Aesina d. 25. Nov. 1904 (ME. 24, 450). 

Beweglich iſt der Altar, wenn entweder nur eine 
meiſt kleine Altarplatte (ohne Unterbau) konſekriert wird 
oder wenn ein Altar zwar einen Unterbau hat, aber dieſer der 
Konſekration aus irgend einem Grunde entbehrt. Beide 
Arten nennt man altaria mobilia; der Altar ohne jeden Unter⸗ 
bau wird ara portatilis oder petra sacra genannt Can. 1197 

2 
i Iſt die Kirche geweiht, ſo muß wenigſtens ein Altar, 
namentlich der Hochaltar, unbeweglich ſein; in einer nur 
geſegneten Kirche können alle Altäre bloß bewegliche Altäre 
ſein Can. 1197 8 2. 
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IV. Weihe. Soll das Meßopfer auf einem Altare ge⸗ 
feiert werden können, ſo muß er nach den liturgiſchen Ge⸗ 
ſetzen geweiht ſein, und zwar der unbewegliche ganz, der 
bewegliche dem Altarſteine nach Cann. 1199 § 1; 822 § 1; 
Pontificale Rom. II 90, 123. — Die beweglichen Altäre können 
— abgeſehen von beſonderen Privilegien — alle Biſchöfe 
weihen; die unbeweglichen jene, welche die Kirchen weihen 
können Cann. 1199 § 2; 1155. — Die Weihe der unbeweg⸗ 
lichen Altäre ſoll, ſo ziemt es ſich, an den Sonn- und Feſt⸗ 
tagen vollzogen werden Cann. 1199 $ 3; 1166 $ 1. 

1) Der unbewegliche Altar iſt ganz („totum“) zu weihen, alſo außer 
der Weihe der Altarplatte auch die Verbindung dieſer mit dem Unter⸗ 
bau (Pontif. Rom. II 117). Biſchof Franziskus Maria Doppelbauer von 
Linz erhielt von der Ritenkongregation die Vollmacht, bei Altären, welche 
trotz eines bloßen Ziegelſteinbaues konſekriert worden waren, die vier 
Steinſäulen zu ergänzen und die Salbungen an den Verbindungen pri⸗ 
vatim oder durch einen Stellvertreter zu wiederholen 8. R. C. in 
Lincien. d. 5. Jan. 1901 (ME. 24, 412). 

2) Tragaltäre können weihen: a) alle Biſchöfe; b) die Kardinäle 
Can. 239 $ 1 nn. 7 und 20; 1157; c) die Abte und Prälaten mit Eigen- 
gebiet Can. 323 § 2; d) die Apoſtoliſchen Vikare und Präfekten Can. 
284 $ 2; e) Prieſter mit Apoſtoliſchem Indult; die Ole müſſen in den 
Fällen b—d von Biſchöfen geweiht ſein. — Unbewegliche Altäre 
können gültig weihen die Biſchöfe, Kardinäle und Abte und Prälaten 
mit Eigengebiet (wie oben); erlaubterweiſe die Ortsordinarien 
und in den eigenen Titelkirchen die Kardinäle und die von jenen (OO.) 
Bevollmächtigten Cann. 1155; 1147. 

V. Verluſt der Altarweihe. (Entheiligung, exsecratio). 
Die Altarweihe geht bei jedem Altare verloren: 1) durch 
einen bedeutenden Bruch der Altarplatte, bedeutend ſei es 
durch die Größe des Bruchſtückes, ſei es durch den Abbruch 
eines geſalbten Teiles; 2) durch die Entfernung der Reli⸗ 
quien, durch den Bruch oder die Entfernung des Deckels, welcher 
den Reliquienbehälter ſchließt Can. 1200 § 2. Für die Weihe⸗ 
wiederholung durch den Biſchof oder einen von ihm dele— 
gierten Prieſter hat das neueſte R. R. eine kürzere Form 
vorgeſehen in App. pag. 586 n. II; 386 n. II (Puſtet). 

Die Altarweihe geht nicht verloren: a) wenn der Biſchof 
oder ſein Bevollmächtiger (= Prieſter vgl. b) den Deckel 
(sigillum) abhebt zu deſſen Befeſtigung, Verbeſſerung oder 
Auswechſelung, oder zur Prüfung der Reliquien Can. 1200 
§ 2 n. 2; b) wenn der Deckel nur leicht gebrochen iſt, jo daß 
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jeder Prieſter den Riß mit Zement zuſammenfügen kann 
ibi $ 3; c) wenn nur die Kirche entheiligt oder entweiht wurde 
ibi § 4. Auch umgekehrt bewirkt die Entheiligung des Altars 
nicht die Entheiligung der Kirche ibi § 4. 

3) Der unbewegliche Altar verliert die Weihe, 
wenn die Tafel der Platte auch nur auf einen Augenblick 
vom Unterbau getrennt wird; in dieſem Falle kann der 
Ordinarius erlauben, daß ein Prieſter die Altarkonſekration 
wieder vollziehe in einer kürzeren 10 Can. 1200 
§ 1. KR. R. App. pag. 584 I oder 385 (P.). Es iſt ſicher, daß 
durch die Entfernung der Platte der Mita aufhört ein feſter 
(altare fixum) zu ſein, doch iſt es wahrſcheinlich, daß er 
als beweglicher Altar betrachtet werden kann Can. 1197 § 1 
n. 2; S. R. C. in Gnes nen. d. 8. Jan. 1894 ad I (ME. 
82, 173). Zur Wiedererlangung des Charakters eines altare 
fixum it notwendig, daß die Teile wieder feſt verbunden 
und durch den Ordinarius oder einen von ihm bevollmäch— 
tigten Prieſter geweiht werden auch in der kürzeren Form. 

VI. Der Altarpatron (titulus) Can. 1201. „Wie die 
Kirche, ſo ſoll auch jeder Altar, wenigſtens jeder unbewegliche 
Altar, ſeinen eigenen Patron (titulus) haben ($ 1). Der 
Haupttitel des Hochaltares muß mit der Kirche gleich ſein 
(§ 2). Der Patron des beweglichen Altares kann zwar mit 
Erlaubnis des Ordinarius geändert werden, nicht aber jener 
des feſten Altares ($ 3). Seligen können Altäre nur auf 
Grund eines Apoſtoliſchen Indults geweiht werden, auch 
in jenen Kirchen und Kapellen, denen Brevier und Meſſe 
bewilligt ſind (§ 4)“; vgl. Can. 1168. 

VII. Die Heilighaltung aller Altäre (ob unbeweglich oder 
beweglich) fordert die Fernhaltung 1) jeder zwedfrem- 
den Benützung Can. 1202 § 1; 2) der Beiſetzung 
einer Leiche in der Nähe des Altares $ 2. 

Zweckentſprechend wird der Altar zum Gottesdienſte, namentlich 
zum heiligen Meßopfer verwendet; „ausgeſchloſſen ſoll durchaus jeder 
weltliche Gebrauch ſein“. Bei den Segnungen des Kirchenjahres 
beachte man die Rubriken des Miſſale oder Rituale. Die Kerzen 
am Lichtmeßtage und die Palmen am Palmſonntage ſind „vor 
dem Altare oder bei der Epiſtelſeite“ aufzuſtellen, während die Aſche 
am Aſchermittwoch auf dem Altare (in einem Gefäße) ſteht. Die Speiſen 


am Oſterfeſte, die Weingefäße am Johannestage (27. Dez.) oder die 
Blumen, Kräuter und Früchte an Mariä Himmelfahrt uſw. gehören 
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nicht auf den Altar. — Mißbräuche ſchleichen ſich leicht ein; ſo in kleineren 
Kirchen, wo die Seitenaltäre zuweilen zum Aufbewahren von Hüten, 
Körbchen, Schirmen uſw. verwendet werden; nicht ſelten werden ſie 
als Grundlage des Blumenſchmuckes benützt. — „Unmittelbar unter dem 
Altare ſoll kein Leichnam geborgen fein“ Can. 1202 $ 2; dies gilt ſowohl 
vom Altarſtein als vom Altaraufbau. Befindet ſich der Leichnam nicht 
unmittelbar unter dem Altar, ſondern in einem Raum, den eine Mauer 
vom Altare trennt, ſo wäre das nicht unerlaubt, Epitome II n. 509. — 
Wurden Leichen von Geiſtlichen oder Laien in der Kirche oder Kapelle 
begraben, ſo iſt zu prüfen, ob ſie wenigſtens einen Meter von einem Altare 
entfernt liegen. Beträgt die Entfernung weniger, ſo darf man auf dem 
Altare nicht zelebrieren, bis der Leichnam weiter abgerückt wurde. Nach 
der früheren EE. der Ritenkongregation (Can. 6 n. 2) darf der Maßſtab 
eines Meters aufgefaßt werden nach dem ungefähren Augenmaß, wobei 
einige Zentimeter weniger nichts verſchlagen; auch darf der Altar zum 
Zelebrieren benützt werden, wenn an demſelben zelebriert werden muß 
und die Wegſchaffung des Leibes nicht gut möglich iſt. Ep. II n. 509. 
Die Leiber der Heiligen (oder Teile derſelben) dürfen unter dem Altar⸗ 
ſtein oder zu beiden Seiten des Kreuzes am Altare aufbewahrt werden 
Cann. 1281—89; die Leiber (Reliquien) der Seligen nur in jenen 
Kirchen, wo ihr Kult vom Apoſtoliſchen Stuhl geſtattet iſt Can. 1287 8 3. 
VIII. Beachtenswertes: 1) Der Kodex regelt den weiteren Aufbau 
und Schmuck der Altäre nur im allgemeinen Cann. 1164; 1296 $ 3; 1302. 
Der Altarüberbau (Baldachin, eiborium) und Aufbau (Rückwand mit 
Altarbild, retabulum) müſſen demnach dem Stil der Kirche entſprechen. 
2) Zur Gewinnung des Altarprivilegs (Can. 918) gilt 
auch jener Altar als feſt, der einen Tragaltar in einem feſten Rahmen 
aus Stein oder Holz enthält, E. der S. C. Indulg. d. 18. Jul. 1902. 


§ 6. das kirchliche Begräbnis. 
A. Allgemeines. 

Quellen: Cann. 1203 —42; 2260 82; 227172; 2275; 2350. 

J. Die Leiber der verſtorbenen Gläubigen ſind zu be- 
graben (zu beerdigen); die Verbrennung 
(erematio) derſelben iſt verurteilt. Can. 1203 § 1, vgl. Can. 5. 
Wenn jemand in irgend einer Form die Einäſcherung oder 
Verbrennung ſeines Leibes angeordnet hat, jo iſt es un- 
erlaubt, dieſen Willensauftrag auszuführen; eine ſolche 
Anordnung, findet ſie ſich einem Vertrage, Teſtamente oder 
einem ſonſtigen Akte beigefügt, gilt als nicht beigefügt 
Can. 1203 $ 2. 

II. Das kirchliche Begräbnis beſteht, wenn nicht ein ge⸗ 
gewichtiger Grund entſchuldigt, in drei Akten, nämlich in 
der Erhebung und Überführung des Leichnams zur Kirche 
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(elevatio et translatio), der Abhaltung der Leichenfeier in der 
Kirche (exsequiae) und in der Beiſetzung an dem für ver⸗ 
ſtorbene Gläubige geſetzlich beſtimmten Orte (sepultura) 
Cann. 1204, 1215. 


Mit dieſem Kanon ſtimmt das Römiſche Rituale überein, 
deſſen wichtigſte Beſtimmungen hier kurz angegeben werden, damit die 
kirchenrechtlichen und liturgiſchen Beſtimmungen, welche das Rit. Rom. 
vorausſetzen, beſſer verſtanden werden. 

1) Die Erhebung und Übertragung des Leich⸗ 
nams (elevatio et translatio) Rit. Rom. tit. 6 ep. 3 nn. 1—5. Die Lei- 
chen ſollen ihrem Stande entſprechend gekleidet ſein; neben den 
gewöhnlichen Kleidern tragen die Kleriker Talar und Chorrock (super- 
pelliceum) mit Tonſur; vom Subdiakonat aufwärts außer dem Talar 
die vorgeſchriebene liturgiſche Gewandung; alſo alle Majoriſten Schulter 
tuch, Albe, Zingulum; der Subdiakon Manipel und Tunizella; der Diakon 
Manipel, Stola von der linken Schulter zur rechten Seite und Dalmatika, 
der Prieſter Manipel, Stola und Kaſula R. R. tit. 6 c. 1 nn. 12—16. 
„Der Biſchof wird bekleidet, wie er im Leben angetan war, ſooft er 
feierlich zelebrierte, mit einfacher Mitra Ceremoniale Episcorum 1.2 cp. 
38. n. 10; jeder Erzbiſchof und Palliuminhaber wird auch mit dieſem 
Ge wandſtück geſchmückt, ibi; hatte ein Erzbiſchof zwei Pallien, jo wird 
ſein Leib mit dem neueren geſchmückt, während das frühere unter ſeinem 
Kopf oder ausgebreitet auf feinem Körper zu liegen kommt, S-L: 
Praelectiones? [18 n. 10 (am Ende). Obſchon die liturgiſchen Bücher 
des R. R. und Cer. Epp. cc. Il. die violette Farbe der Paramente 
vorſchreiben, fo geſtattete die 8. R. C. am 20. Nov. 1908 für Co m⸗ 
poſtella (ME. 21, 60) bei Prieſtern die Benützung ſchwarzer Meß⸗ 
kleider, „beſonders in Anbetracht der Gewohnheit und der Rubrik des R. R., 
welches violette Paramente vorſchreibt, aber ſchwarze nicht ausſchließt“. 


Von der Pfarr⸗ oder beerdigenden Kirche aus zieht der Klerus 
zum Sterbehaus, wo ſich die Prozeſſion ordnet. Vorausgeht das Kreuz 
der beerdigenden Kirche (oder der Domkirche, wenn ſich das Kapitel 
als ſolches beteiligt 8. R. C. n. 2861), getragen von einem Kleriker, 
während ein anderer das Weihwaſſer hält. Ihm folgt der Klerus (Ordens— 
und Weltgeiſtlichkeit) mit Lichtern (Kerzen oder Fackeln), auf dem Wege 
die vorgeſchriebenen Pſalmen chorweiſe ſingend. Dem Klerus ſchließt 
ſich der Pfarrer (Offiziator) an, angetan mit Chorrock und ſchwarzer 
Stola (oder auch mit ſchwarzem Rauchmantel); es folgt der gefahrene 
oder getragene Sarg mit der Leiche und der Zug der Teilnehmer, 
in der Stille betend. Das Bahrtuch iſt ſtets von ſchwarzer 
Farbe, außer bei den vor dem Vernunftgebrauch geſtorbenen Kindern, 
Directorium de Seoul (1923) n. 345; Kunz: Dienſt des Mesners S. 25, 
94; vgl. S. R. C. d. 31. Aug. 1872 n. 3263. Sind Laienbruderſchaften 
vorhanden, jo gehen dieſe dem Klerus voran Kit. Rom. c. I. nn. 1. 2. 
Reihenfolge des Ritus: Weihwaſſerbeſprengung; Antiphon Si iniqui- 
tates und Pſalm De profundis; Erhebung des Leichnams (elevatio); 
Ant. Exsultabunt mit Pſalm Miserere und wenn nötig anderen Pſalmen, 
Ant. Exsultabunt; nach Betreten der Kirche folgt das Reſponſorium 
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„Subvenite“; Aufſtellung des Sarges auf der Tragbahre (tumba) 
in der Mitte der Kirche, und zwar ſo, daß die Füße der Verſtorbenen 
zum Hochaltare der Kirche bzw. zum Altare der Kapelle gekehrt ſind, 
bei verſtorbenen Prieſtern das Haupt, R. R. tit. 6 c. 1 n. 18 (translatio). 

2) Die kirchliche Leichenfeier. Zunächſt werden die 
Kerzen bei der Bahre (nicht am Altare) angezündet, worauf der Klerus 
das Totenoffizium ſingt oder rezitiert, beſtehend aus dem Invitatorium, 
den drei Nokturnen und den Laudes mit dem Schlußgebete Absolve, R. 
R. tit. 6 c. 3 un. 4 und 5. Wegen eines vernünftigen Grundes (Kürze 
der Zeit) genügt die erſte Nokturn mit oder auch ohne Laudes, das In⸗ 
vitatorium ſoll nicht fehlen; bei zwingendem Grunde könnte auch die 
eine Nokturn wegbleiben, niemals aber die Gebete (Pater noster bis 
zur Oration) c. I. n. 5. c. I. nn. 16 und 17. Dann folgt das Requiem 
oder die Beiſetzungsmeſſe. Nach dem Trauer- oder Leichenamte hält der 
Prieſter die Abſolution an der Bahre, wo der Subdiakon mit dem Kreuze 
(Kreuzträger) ſtets zu Häupten des Verſtorbenen ſteht, während der Klerus 
die Bahre im Kreiſe umgibt. Nach der Oration „Deus, cui proprium“ 
ſind die Exſequien zu Ende (exsequiae). Bei gewöhnlichen Beer⸗ 
digungen iſt es vielfach außer Gebrauch gekommen, den Trauergottesdienſt 
in Gegenwart der Leiche innerhalb der Kirche abzuhalten; vielmehr wird 
das Traueramt (Trauermeſſe) in Abweſenheit des Leichnams vor oder 
nach der Beerdigung gehalten; jo in Deutſchland und Dfter- 
reich, Haring: KR. S. 577f.; zuweilen können ortspolizei⸗ 
liche oder geſundheitsamtliche Verbote vorliegen, Ei ch- 
mann KR.2 § 175 S. 420; das Bayer. Polizei StrGB. enthält im 
Art. 61 kein klares Verbot. Dagegen können in Spanien die Leiber 
nicht in die Kirchen gebracht werden, Pellicer y Guiu: Tratado 
de Derecho civil vol.? pag. 159; Ferreres: Inst. II n. 138. In 
Korea iſt es der Klugheit der Miſſionäre überlaſſen, die Leiber in die 
Kirchen zu laſſen oder fie im Grabe beizuſetzen, Directorjum de Seoul 
nn. 17. 345. — Wird der Leichnam nicht in die Kirche gebracht, jo wird 
beſonders bei höheren Klaſſen in der Kirche (im Presbyterium) ein 
Trauergerüſt (Katafalk, tumba, castrum mortis) aufgerichtet, 
welches die Tragbahre mit dem Sarg und Leichnam darſtellen ſoll. 
Dasſelbe iſt bei Leichenbegängniſſen der Erwachſenen mit einem ſchwarzen 
Bahrtuch bedeckt und mit Leuchtern ſowie Blatt- und Trauerpflanzen 
geſchmückt. Auf die Tumba kommen nur die Abzeichen der Würde und 
Stellung des Verewigten, nicht deſſen Bild, noch weniger Kreuz und 
Leuchter; vgl. Kunz Chriſtian: „Der Dienſt des Mesners“ 810 Anhang 
n. 3., vgl. 8. R. C. d. 31. Aug. 1872 n. 3263. 


3) Die Beiſetzung. Der Leichnam wird zum Grabe getragen, 
wobei Kleriker den Antiphon fingen „In paradisum“. Das Grab wird 
geweiht, wenn es der Weihe entbehrt durch Oration, mit der Beſprengung 
und Beräucherung des Leichnams und Grabes R. R. tit. 6p. 3 nn. 12. 13., 
dann folgt Antiphon Ego sum mit Benediktus, Kyrie, Chriſte und Kyrie 
eleiſon; Pater noſter mit Beſprengung, Verſikel, Reſponſorium, Oration; 
drei Schlußverſikeln und Reſponſorien. Ohne weiters verläßt der Prieſter 
das Grab, den Pſalm De profund is mit Ant. Si iniquitates, Verſikeln und 
Oration betend (deposit io). 
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Das iſt der Beerdigungsritus der Römischen Kirche, in unſeren 
Gegenden der Ritus für die Exſe quien, welche ſich in der Kirche voll— 
ziehen, alſo der Biſchöfe, Abte oder der ſonſtigen Privilegierten. Sonſt 
halte man ſich an die Diözeſan- und Ordensritualien. 

4) Wenn ein Diakon mit Erlaubnis des Ordinarius oder Pfarrers 
aus gewichtigem Grunde die beſchriebene Beiſetzung zu vollziehen hat, 
jo wird nichts geändert R. R. tit. 6 c. 3 n. 19. 


B. Die Leichenverbrennung: Crematio cadaverum. 


J. Die Kirche hält auch im Kodex feſt an dem Verbote 
der Leichenverbrennung oder Einäſcherung. Auch einzelne 
Glieder von Leibern der Katholiken dürfen nicht verbrannt 
werden, S. Off. d. 3. (6.) Aug. 1897 (ME. X 2, 4). Aus den 
Cann. 1203; 1240 $ 1 n. 5; ſowie aus den Dekreten des hei— 
ligen Offiziums vom 19. Mai 1886; 15. Dez. 1886 und 
27. Juli 1892 (Santi- Leitner: „Praelectiones““ III 
27 n. 40) ergeben ſich folgende Sätze: 

1) Wer die Verbrennung des eigenen Körpers an⸗ 
ordnet, ſündigt ſchwer Can. 1203; verharrt er in dieſem 
Willen bis zum Tode ſicher und unzweifelhaft, ſo iſt er des 
kirchlichen Begräbniſſes beraubt Can. 1240 § 1 n. 5. 
Wer mit vollem Bewußtſein die Beſtimmung der Ein— 
äſcherung nicht zurücknimmt, kann nicht abſolviert werden. 
S. Off. d. 27. Jul. 1892 ad 1. 

2) Wer ſich Geſellſchaften (Vereinen uſw.) mit 
dem Zwecke, die Leichenverbrennung zu befördern, anſchließt, 
ſündigt ſchwer; haben dieſe Geſellſchaften frei mau— 
reriſchen Charakter, ſo treffen ihn die Strafen gegen 
ſolche Vereine: die dem Ap. Stuhle einfach vorbehaltene 
Exkommunikation Can. 2335 (neben Strafen k. s. 
für Kleriker und Ordensleute Can. 2336), und die Berau- 
bung des kirchlichen Begräbniſſes Can. 1240 § 1 
n. 1, E. des heiligen Offiziums vom 14. Mai 1886. 

3) Wer die Einäſcherungsanordnung eines anderen 
ausführt, handelt unerlaubt, da ja jede derartige Anordnung 
vor dem Gewiſſen der Geltung entbehrt Can. 1203 $ 2. 
Um jo mehr verfehlt ſich derjenige, welcher aus eigenem 
Antriebe ohne oder gegen den Willen des Verſtorbenen die 
Einäſcherung befiehlt oder anordnet, Dekret des heiligen 
Offiziums vom 19. Mai 1886. Es iſt klar, daß im letzteren Falle 
der Verſtorbene der kirchlichen Leichenfeier nicht verluſtig 
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geht, ausgenommen die kirchliche Begleitung bis zum Ver⸗ 
brennungsorte; ein etwaiges Argernis muß durch Darlegung 
der Tatſache entfernt werden. Dekret des heiligen Offiziums 
vom 15. Dez. 1886. 

4) Die formelle Mitwirkung zur Einäſcherung iſt 
niemals erlaubt, (alſo die Mitwirkung durch Auftrag, Rat 
oder mit der Abſicht, die Einäſcherung zu fördern), dagegen 
kann die rein materielle Mitwirkung aus wichtigem 
Grunde geduldet werden, ſo die Mitwirkung der Arzte, Be⸗ 
amten, Arbeiter. 5 

5) Das heilige Meßopfer darf für die Seelen von ſchuldlos 
Eingeäſcherten auch öffentlich dargebracht werden (oben 3); 
für die Seelen der aus eigener Schuld Eingeäſcherten nur 
privatim mit Vermeidung des Argerniſſes Can. 809; 
2262 § 2 n. 2; S. Off. d. 27. Jul. 1892 ad II (ME. IX 1; 30); 
ſtets ſind ausgeſchloſſen die Beiſetzungsmeſſen und Jahr⸗ 
tagsmeſſen Can. 1241. 

6) Obige Leitſätze gelten immer, zunächſt wohl von „der 
tendenziöſen Leichenverbrennung, dem äußeren Kenn⸗ 
zeichen der Religion der Urne gegenüber der chriſt⸗ 
lichen Religion des Grabes“, dann aber auch von 
der Einäſcherung aus gewiſſen Vorurteilen ſo aus 
der Furcht, lebendig begraben zu werden, oder aus dem 
Wunſche, die Aſchenreſte einer teuren Perſon ſtets um ſich zu 
haben; vgl. LOS. 1926 S. 570-572. 

II. Beurteilung der Feuerbeſtattung im 
Lichte der Kirchen- und Weltgeſchichte. Im Alten 
Bund geſchieht einer Leichenverbrennung Erwähnung in 
1 Sm 31, 11-13; ebenſo bei Am 6, 10; ohne Zweifel geſchah 
die Verbrennung der Weichteile aus Dringlichkeitsgründen: 
Sauls Leichnam mochte ſchon in Verweſung übergegangen 
ſein; bei Amos herrſchte die Peſt. Die Stellen 2 Par 16, 14 
(Aſa); 21, 19 (Joram) und Ir 34, 5 haben wahrſcheinlich eine 
Leichenehrung durch Verbrennung von Spezereien im Auge 
zu Ehren des Verſtorbenen; doch war auch anderswo eine 
Verbrennung von Wohlgerüchen bei der Leicheneinäſcherung 
üblich; vgl. Krieg C.: Römiſche Altertümer? § 136 S. 260.— 
Abgeſehen von dieſen Fällen geſchahen Verbrennungen von 
Menſchen (oder Götzenbildern) aus Abſcheu und zum Zwecke 
der gänzlichen Zerſtörung, z. B. Lv 20, 14 (Vielweiberei und 
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Blutſchande); Ex 32, 20 und Dt 9, 21 (Vernichtung des gol⸗ 
denen Kalbes); Si 30, 33 ( (Vernichtung Aſſurs durch Feuer). 
Im allgemeinen beherrſcht das Alte Teſtament der Gedanke: 
„Von der Erde biſt du, zur Erde wirſt du zurückkehren“ Gn 
3, 19; Pi 145, 4; Prd 3, 20 und 12, 7; Sir 40, 11 und 41, 13. 

2) Die katholif che Kirche hält unentwegt an der ehrwür⸗ 
digen Überlieferung der Erdbeſtattung feſt, nicht als ob es 
Gott unmöglich wäre, die Verbrannten zum ewigen Leben 
zu erwecken 1 Kor 15, 36. 44. 50, ſondern weil die Kirche das 
äußere Zeichen des Glaubens an die Auferſtehung der Leiber 
(„Wenn das Samenkorn nicht in die Erde fällt und ſtirbt, 
bleibt es allein“ uſw. Joh 12, 24, wie Chriſtus Mt 27, 60; 
Mk 15, 46; Lk 23, 53; Joh 19, 33 —42, Apg 13, 23) gegenüber 
den Bestrebungen der Freimaurerei („Die Religion der Urne“) 
gewahrt wiſſen will und weil die Kirche in dem Leib eines 
jeden Chriſten den Tempel des Heiligen Geiſtes und ein Glied 
vom Leibe Chriſti, geheiligt durch den Sakramentsempfang, 
ſieht (1 Kor 3, 16—17; 6, 13—20), der nicht gewaltſam zer⸗ 
ſtört werden darf, vgl. c. 1 De sepulturis (III 6) in Xyag. 
com. (Bonifaz VIII). Darum verlangt die Kirche die Bei⸗ 
ſetzung auch eines jeden abgetrennten Gliedes eines Getauften 
in geweihter Erde, E. des hl. Off. vom 3. Aug. 1897. 

3) Die Geſchichte der Leichenverbrennung in den ſchriſt⸗ 
lichen Ländern zeigt, daß dieſe Bewegung zum größten Teil 
eine Mache iſt. Erſt die franzöſiſche Umwälzung 1789 ff. 
brachte die Einäſcherung; erſt ſeit fünfzig Jahren gelang 
es der Freimaurerei, die Bewegung in Fluß zu bringen 
(1. Leichenverbrennungsofen in Deutſchland zu Gotha 1876, 
eröffnet 1878). Auf dem Wege der gerichtlichen Entſcheidung 
wurde die Leichenverbrennung in Bayern als erlaubt erklärt, 
da ſie nicht verboten ſei VGH. 13. Nov. 1912. — 
„In Bulgarien gibt es keine Krematorien“, Zankow II 
§ 19 S. 56. 

III. Praxis der Andersgläubigen. Die Akatho⸗ 
liken ſind in der Frage nicht einig; auch das Verhalten ihrer 
Behörden hat ſich geändert. Noch 1896 ſprachen ſich auch 
die proteſtantiſchen Kirchenbehörden gegen die 
Zulaſſung der Feuerbeſtattung in Bayern aus. Am 28. Ja⸗ 
nuar 1910 hat das proteſtantiſche Oberkonſiſtorium bei der 
Überführung der Leichen zur Verbrennung eine kirchliche 
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Feier genehmigt auf Grund eines Beſchluſſes der bayriſchen 
Generalſynode (Karl H. Fiſcher: „Die Leichenverbrennung 
und das bayriſche Recht“ 1911 S. 10). — Auch iſt ſonſt in 
Deutſchland gegenwärtig „ziemlich durchgängig die 
geiſtliche Beteiligung bei der Feuerbeſtattung freigegeben. 
Eine kirchliche Mitwirkung bei Beiſetzung von Aſchenreſten 
iſt überall für unzuläſſig erklärt worden“, Schwarzloſe: 
„Deutſches evangeliſches Kirchenrecht“ (1924) S. 211—12. 


Gegen die Einführung der Feuerbeſtattung bzw. die Be⸗ 
teiligung evangeliſcher Geiſtlicher an den Einäſcherungsfeiern richtete ſich 
eine mit mehr als 52 000 Unterſchriften verſehene Bittſchrift gläubiger 
Proteſtanten an den „Evangeliſchen Oberkirchenrat Preußens“ 
folgenden Inhalts (nach der „Kreuzzeitung“ bzw. der „A. P.“ vom 
3. März 1906 Nr. 50): „Da die Erdbeſtattung allein der Heiligen Schrift 
und den Liedern und Gebeten der evangeliſchen Kirche entſpricht und 
mit dem chriſtlichen Glauben aufs engſte verwachſen iſt, da die Einführung 
der Leichenverbrennung die noch vorhandene Einheit der chriſtlichen 
Volksſitte ohne Grund und Nutzen zerſtören würde, da, wenn erſt Städte 
und Gemeinden die Leichenverbrennung eingeführt haben würden, 
mit Sicherheit zu erwarten iſt, daß ſie mit der Zeit unter naheliegenden 
Vorwänden auch dem gläubigen Chriſten die Erdbeſtattung erſchweren 
und verhindern würden, da die Beteiligung evangeliſcher Geiſtlicher bei 
der heidniſchen Sitte der Leichenverbrennung das Vertrauen aller ernſten 
Chriſten zu ihnen erſchüttern müßte, richten wir an den Evangeliſchen 
Oberkirchenrat die dringende Bitte, dafür zu ſorgen, daß auch für alle 
Zukunft jede amtliche Beteiligung der evangeliſchen Geiſtlichen bei der 
Leichenverbrennung unterbleibt, bitten ihn auch, bei der Kgl. Staats⸗ 
regierung und dem Landtag im Namen der evangeliſchen Kirche mit 
Nachdruck gegen die Einführung der Leichenverbrennung ſeine Stimme 
zu erheben.“ 

Als die Biſchöfe Bayerns am 19. Dezember 1912 einen gemein⸗ 
ſamen Hirtenbrief gegen die Leichen verbrennung erließen, jo konnte die 
„Laubhütte“, ein iſraelitiſches Familienblatt, herausgegeben von 
Diſtriktsrabbiner Dr. Seligmann Mayer in Regensburg, in Nr. 6 vom 
6. Februar 1913 erklären: „Dieſen Vorſchriften kann auch jeder Jude 
zuſtimmen, dem die Heilige Schrift die Offenbarung Gottes iſt, unter 
deren Autorität er ſich beugt“. Tatſächlich wurde auch zweien Juden, 
welche ihre Leichenverbrennung angeordnet hatten (Magiſtratsrat 
Lebrecht in München und Kaufmann Nathan in Regensburg), 
das religiöſe Zeremoniell verweigert. 


IV. Die Leichen verbrennung nach dem 
Urteil der Rechtspflege. Es iſt nicht zu leugnen, 
daß durch die Leichenverbrennung faſt jede Spur eines 
begangenen Verbrechens verwiſcht wird auch trotz der ge— 
naueſten Leichenſchau, welche zunächſt dem allgemeinen 
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Zwecke dient, den Tod feſtzuſtellen, und welche darum nicht 
geſchärft wird durch das beſondere Ziel der Aufdeckung 
eines Verbrechens, namentlich bei Vielbeſchäftigung der 
Leichenſchauer. 


Seit dem Jahre 1910 ſeien einige Fälle erwähnt: a) Der Fall Nieder- 
hofer⸗Hendſchel, letzterer wurde von dem eriteren getötet 
und im Zirkus zu München verſcharrt; die Unterſuchung der Leiche ergab 
die Todesurſache. b) In Milbertshofen bei München tötete ein 
Dienſtmädchen 6—7 Kinder ihrer Herrſchaft durch Einführen einer 
Nadelſpitze in den Schädel der Kinder. o) Am 23. Jan. 1911 wurde in 
Wörishofen die Leiche eines ſechsundzwanzigjährigen Mädchens aus— 
gegraben und ſeziert, welches an dem Antikonzeptionsmittel einer Züricher 
Frau trotz ärztlicher Hilfe verſtorben war (A. A. 1911 Nr. 25 S. 5). 
d) Seit Jahren hat keine gerichtliche Unterſuchung einer Todesurſache 
ſolch allgemeines Aufſehen hervorgerufen als diejenige, welche in Hove 
bei Brighton (England) ſtattfand. Im Jahre 1912 ſtarb dort ein 
junger Millionär namens Erich Trivanion, welcher ſein ganzes 
Vermögen ſeinem Freunde Roe vermacht hatte. Auf Antrag der Ver— 
wandten des Tr. wurde ſeine Leiche ausgegraben und einer zweiten 
Sektion unterzogen. Dieſe ergab, daß Tr. die enorme Menge von faſt 
150 Grains (1 Grain = 64,799 Milligramm) Veronal zu fi genommen 
hatte, welche genügen, 8—10 Perſonen zu töten („D.⸗Z.“ vom 31. Ja⸗ 
nuar 1913). Dieſe Fälle könnten noch ins ungezählte vermehrt werden; 
indes genügen ſie, um zu zeigen, daß die Erdbeſtattung dem gerichtlichen 
Beweisverfahren günſtig gegenüberſteht, während die Spuren des 
Verbrechens durch Einäſcherung faſt ganz ausgetilgt werden. 

V. Die Einwände zugunſten der Leichen⸗— 
verbrennung laſſen ſich hauptſächlich auf drei zurück— 
führen: 

1) Die Leichenverbrennung bietet weniger Gefahren für die Ge— 
ſundheit. „Die Feuerbeſtattung beſeitigt alle Krankheitserreger, alle 
Anſteckungsſtoffe in kürzeſter Zeit und in vollkommenſter Weiſe. Sie voll⸗ 
endet in ein paar Stunden den Auflöſungsprozeß, zu welchem das Erdgrab 
Jahrzehnte braucht, ohne daß daraus irgendwelche Schädigungen und 
Beläſtigungen für die lebenden Menſchen entſtehen“. — A. Wenn auch 
der Auflöſungsprozeß im Erdgrabe (als ein natürlicher Prozeß) längere 
Zeit beanſprucht, ſo beſeitigt doch die Beerdigung alle Krankheitsſtoffe 
ſofort und zwar mit um ſo ausgedehnterer Sicherheit, weil ja das 
Erdgrab faſt überall zu haben iſt, während das Syſtem der Leichen- 
verbrennung ji) unmöglich allerorts durchführen läßt. Das Trinkwaſſer 
in oder bei Friedhöfen iſt ebenſo geſund wie ſonſt wo, ſind ja doch die 
Totengräber meiſt langlebige Leute. In Hamburg waren die Häuſer 
in der Nähe der Friedhöfe von der furchtbar wütenden Cholera (8605 
Menſchen wurden vom Auguſt bis Oktober 1892 hinweggerafft; vgl. 
Scharlau: „Kämpfe“, 1919, S. 157—161) verſchont geblieben. — 
Dagegen iſt die Leichenverbrennung nicht ohne Gefahr und Beläſtigung 
für die Geſundheit; die bayr. Min. Bek. vom 28. Dez. 1912 (GVBl. 
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1912 S. 1301) ordnet eigens entſprechend hohe Schornſteine an. Die 
Überführung der Leichen oft aus weiter Ferne zum Leichenverbrennungs⸗ 
ofen birgt Gefahren im Wege. 

2) Die Feuerbeſtattung entſpricht mehr dem Schönheitsge⸗— 
fühl, ift äfthetifcher: „Vermibus erepti puro consumimur igni“. 
Dieſen Grund ſuchte man volkstümlich zu machen, indem man den 
Fäulnisprozeß des Leibes nach verſchiedenen Zeiträumen (Wochen, 
Monaten, Jahren) in greulichen Bildern darſtellte. — A. In gleicher 
Weiſe wie den natürlichen Verweſungsprozeß kann man auch den natür⸗ 
lichen Verdauungsprozeß ekelhaft machen. Indes auch der unnatürliche 
Prozeß der Leichenverbrennung kann unmöglich ohne gewaltige Er- 
ſchütterung vor ſich gehen. „Der Flammentod der Zellen iſt das Unnatür⸗ 
lichſte, was es gibt, und wir müſſen dazu gelangen, die Feuerbeſtattung 
als einen der größten Irrtümer der Ziviliſation zu verpönen“, das iſt das 
Urteil des berühmten Berliner Chirurgen Karl Ludwig Schleich in 
ſeinem „Schaltwerk der Gedanken“ (37. A. 1922) S. 275, 279. Zuweilen 
tragen auch gewinnbringende Machenſchaften dazu bei, die Verbrennung 
doppelt unäſthetiſch zu machen, vgl. die Gothaer Verbrennungsgeſchichte 
vom 21. Okt. 1910 („A. A.“ Nr. 298 vom 29. Okt. 1910). 

3) Als wirtſchaftlicher Grund zugunſten der Feuerbe⸗ 
ſtattung wird hervorgehoben: In unſerer Zeit verurſacht es unendlich 
große Schwierigkeiten und Koſten für eine größere Stadt geeignete, 
entſprechend geräumige und von den menſchlichen Wohnungen genügend 
entfernte Friedhöfe für die Erdbeſtattung zu ſchaffen. — A. Sollte das 
wirklich ein Übel ſein, ſo liegt die Schuld eben in der Maſſenanſammlung 
der Großſtädte. Man wird doch den verſtorbenen Brüdern und Schweſtern 
einige Spannen Erde gönnen, zumal die Friedhöfe mit ihren Raſen und 
Bäumen der Geſundheit einer Großſtadt nicht wenig förderlich ſind. — 
Übrigens dürfte die Herſtellung und Erhaltung des Ofens; die Feuerung; 
die Errichtung und Erhaltung des Urnenfriedhofs; die vielen Leichenüber⸗ 
führungen mindeſtens auf die gleiche Summe zu ſtehen kommen, auch 
außerhalb der Kriegs- und der Kriegsfolgezeit. So ſind in München 
von Neujahr bis Mitte Mai 1917 für Leichenverbrennung 600 Zentner 
Koks aufgegangen, während ſo und ſoviele minder bemittelte Familien 
froren („D.-Z.“ vom 2. Juni 1917 Nr. 248). 

Im großen Weltkriege 1914—18 kam die Feuerbeſtattung im Felde 
nicht zur Anwendung ganz in Übereinſtimmung mit dem Gefühle der 
Soldaten und ihrer Angehörigen. — Einen merkwürdigen Einblick in den 
neuheidniſchen Geiſt, aus welchem die Feuerbeſtattung hervorgeht, 
erhalten wir in der Tatſache, daß die Häufigkeit der Feuerbeſtat⸗ 
tung Hand in Hand geht mit der Häufigkeit der Selbſtmorde 
und der Eheſcheidungen, ſowie mit dem Rückgang der 
Geburtenziffern. 


VI. Staatliche Beſtimmungen. In Deutſchland 
ſtellt das Reich die Grund ſätze für das Beſtattungsweſen 
auf, VU. 11. Aug. 1919 Art. 10 3.5: Einſtweilen gelten noch die 
Landesgeſetze, z. B. Bayr. Verfaſſung v. 14. Aug. 1919 
$ 19, ſo weit nicht das Reichsgeſetz denſelben Abbruch tut. 
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Der bayer. BGH. erklärte am 29. Sept. 1916, „daß die Stadtge⸗ 
meinde Amberg verpflichtet ſei, die Beiſetzung der Aſchenreſte des im 
Verbrennungsofen zu Nürnberg eingeäſcherten Leibes eines gewiſſen 
Bankbuchhalters Hans Wein im Grabe Nr. 111 des St. Katharinen⸗ 
friedhofes daſelbſt zuzulaſſen“. Wenn der Verſtorbene alſo ein Anrecht 
hat, in einem Friedhofe beſtattet zu werden und wenn in der Friedhof— 
ordnung des betr. Friedhofes die Beiſetzung der Aſchenreſte nicht aus⸗ 
dücklich ausgeſchloſſen iſt, ſo kann eine ſolche Beiſetzung von der Friedhof— 
eigentümerin (pol. Gemeinde oder Kirchenſtiftung) verlangt werden. 
Daraus folgt, daß die Friedhofordnung die Beiſetzung von Aſchenreſten 
ausſchließen kann. Für „Beſtattungsanſtalten“ hat die bürgerliche Ge— 
meinde, ſoweit ein Bedürfnis hiefür beſteht, Sorge zu tragen, Bayr. 
VU. § 19 J und II. 


C. Gegenſtand der Beſtattung. 


Die Bedeutung der Überſchrift wird erſichtlich durch die 
Worte des Can. 1213: „Kein Leib darf beerdigt werden, be- 
ſonders wenn der Tod plötzlich eintrat, außer nach Verlauf 
einer entſprechenden Friſt, die genügend iſt, jeden Zweifel 
am wirklichen Hinſcheiden vollſtändig zu heben“, R. R. tit. 6 
8 

Erläuterung: 1) Unter „corpus, Leib“ iſt nur der 
Menſchenleib zu verſtehen, freilich auch bezüglich ſeiner 
einzelnen Glieder. Die „Tierfriedhöfe“ ſind Ausgeburten 
naturaliſtiſcher Anſchauung oder hyſteriſcher Überſpanntheit. 

2) Stets iſt eine Zeit vom Tode bis zur Beerdigung ab- 
zuwarten, mit beſonderer Sorgfalt bei plötzlichen Todesfällen. 
Wohl fordert dieſes ſchon die Pietät gegen den Verſtorbenen, 
allein der Hauptgrund liegt in den Worten „ad omnem de 
obitu dubitationem tollendam“. Die naturwiſſenſchaftliche 
Forſchung der Neuzeit hat jene Anſicht faſt zu einer un- 
zweifelhaften gemacht, welche unterſcheidet zwiſchen 
dem Scheintod (mors apparens) und dem wirklichen 
Tode (mors realis). Durch eine Menge verſchiedener Unter⸗ 
ſuchungen und Proben wurde nämlich feſtgeſtellt, daß der 
wirkliche Tod in der Regel nicht mit dem Ableben eintritt 
ſondern erſt einige Zeit ſpäter. 

Sichere Zeichen des Todes ſind nicht das Aufhören des Erkennens, 
der Sprache, der Empfindſamkeit gegenüber äußeren Reizen, der Mus⸗ 
kulaturbewegung, der Atmung, der Herzſchläge; das einzig ſichere Zeichen 
des wirklichen Todes iſt die Verweſung (der Fäulnisbeginn, die 
putrefactio). Der Scheintod kann einige Minuten, aber auch einige 
Stunden, ja ſogar Tage dauern, je nachdem die Umſtände verſchieden 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 27 
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gelagert ſind (bisherige Geſundheit, Temperament, Schwere der Krank⸗ 
heit, Unglücksfälle). Darum kann man milde ſein in der Annahme des 
Lebens hinſichtlich der Spendung der Taufe, Abſolution, letzten Olung; 
darum muß man ſtrenge fein in der Verhütung des Lebendigbegraben⸗ 
werdens. — Der Scheintod tritt am leichteſten ein: a) durch Hemmung 
der Atmung (Ertrinken, Erſticken, Erdroſſeln); b) durch gewiſſe Herz- und 
Gehirngifte; e) Krampfzuſtände (Epilepſie, Eklampſie); d) ſchwere 
Blutungen; e) außerordentliche Temperaturgrade (Erfrieren). Vgl. 
Ferreres Juan B. S. J.: „La muerte real y la muerte aparente 
con relacion a los Santos Sacramentos““ (mit deutſch., franz., engl., 
ungar. und portug. Überſetzung) 1,50 pesetas, 2,50 tela 1919. Die deutſche 
Überſetzung iſt beſorgt nach der franzöſiſchen von Dr. J. B. Genieſſe 
(Puſtet 1908); Ferreres: Institutiones II; 132—86: Theol. mor.“ 
II. 849—856. 

3) Die Kirche kann nur aufklären und mahnen, daß 
Can. 1213 ins Leben übergeführt werde; meiſt liegt die „Lei⸗ 
chenpolizei und das Begräbnisweſen“ in den Händen der 
Staats⸗ und Gemeindeorgane. Die ſtaatliche Leichenpolizei 
bezweckt: a) Die Beerdigung Scheintoter fernzu⸗ 
halten; b) widerrechtlich herbeigeführte Todesfälle 
aufzudecken (Verbrechen, Kurpfuſchereien); c) die Ver⸗ 
breitung anſteckender Krankheiten nach Möglichkeit zu ver⸗ 
hindern. 

Keine Leiche darf beerdigt werden, bevor der Geiſtliche den Lei— 
chenſchauſchein und den Standesamtsſchein in den 
Händen hat; in ao. Fällen muß die ſonſtige Erlaubnis ſicher gegeben ſein; 
vgl. RSGB. $ 367 Z. 1 und 2 (150 Mark Strafe oder Haft); Zivileheg. 
6. II. 1875 $ 60; Oberpolizeil. Vorſchr. v. 20. Nov. 1885 § 10 8. 2. — 
Leichen dürfen nicht früher als achtundvierzig und nicht ſpäter 
als zweiundſiebzig Stunden nach Eintritt des Todes beerdigt werden. 
Frühere (bis 36) und ſpätere (bis 84 Std.) Beerdigung iſt an polizeiliche 
Genehmigung gebunden. Jüdiſche Leichen dürfen bereits nach 24 Stunden 
beerdigt werden bei ſonſtigem Zuſammentreffen der Beerdigung mit 
Sabbaten oder hohen Feſten. Frühere Beerdigung iſt vorgeſchrieben 
für Leichen der an anſteckenden Krankheiten Verſtorbenen (Cholera, 
Blattern). In vielen Gemeinden (in den meiſten bayer. Städten) ſind 
Leichenhäuſer durch ortspolizeiliche Vorſchrift vorgeſchrieben. 
Ausnahmen können bewilligt werden. 

Die eigentliche Stunde der kirchlichen Be⸗ 
erdigung wird von dem Pfarramte bzw. vom Kirchen⸗ 
vorſtande der beerdigenden Kirche mit Berückſichtigung 
billiger Wünſche der Angehörigen feſtgeſetzt. 

Die polizeilichen Anordnungen in Frankreich ſind ſehr ge⸗ 
eignet, das Lebendigbegrabenwerden oder Tötungsverſuche Schein- 
toter fern zu halten; vgl. Jo ard: La mort reelle, page 90; Ferreres: 
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Institutiones II n. 135. — Verfahren eines engliſchen Apothekers, ge- 
gründet auf die Tatſache, daß das Blut nach dem Tode ſäurehaltig wird, 
zur Feſtſtellung des Todes: „Man nimmt einen blauen Faden, führt 
ihn mit einer Nadel in den Körper des wirklich oder ſcheinbar Toten 
und läßt ihn eine halbe Stunde darin. Nach Ablauf dieſer Zeit zieht man 
den Faden heraus. Iſt der Tod wirklich eingetreten, ſo iſt der Faden gelb. 
Iſt aber der Faden nicht gelb gefärbt, ſo handelt es ſich unzweifelhaft 
um einen Scheintoten,“ M. N. N. 1926 Nr. 173. 


D. Das Beerdigungsrecht. 


Im KR. iſt genau verordnet, wer das Recht der Beerdigung 
beſitzt. Es gelten folgende Normen: 

1) Für den verewigten Papſt wird vom Kardinals- 
kollegium eine Trauerfeier von neun Tagen abgehalten. 
Am letzten Tage hält ein eigens erwählter Geiſtlicher die 
Trauerrede „De Pontifice defuncto“, Const. „Vacante S. 
AP.“ d. 25. Dec. 1904. cap. 5 n. 26; Instr. nn. 9, 24—26. 
Der Papſt wird in der Vatikaniſchen Baſilika beerdigt, wenn 
er nicht eine andere Kirche ſich gewählt, z. B. San Lorenzo 
außerhalb der Mauern (Pius IX.), St. Johann im Lateran 
(Leo XIII.). 

2) Ein Kardinal, der in Rom ſtarb, wird beerdigt 
nach Anweiſung des Papſtes; außer Rom in der vorneh⸗ 

meren Kirche des Sterbeortes oder in der Kirche ſeiner Wahl 
Can. 1219 § 1. Das Beerdigungsrecht hat außerhalb Roms 
in einer Biſchofsſtadt das Domkapitel; ſonſt der Beerdigungs⸗ 
berechtigte, alſo der Pfarrer, der exemte Kloſterobere uſw. 
Cann. 1219 $ 2; 1230 $ 6; 397 n. 3. 

3) Das Beerdigungsrecht für einen Reſidenzbiſchof 
beſitzt das Domkapitel und zwar der von den Kapitelſtatuten 
Beſtimmte bzw. der 1. Dignitär, in deſſen Verhinderung der 
nächſte uſw. Cann. 397 n. 3; 1230 $ 6. Entſprechendes gilt 
für den Abt oder Prälat mit Eigengebiet 
Can. 1219 § 2. Freilich, wenn dieſe Würdenträger (Kardinäle, 
Reſidenzbiſchöfe, Abte oder Prälaten mit Eigengebiet) außer⸗ 
halb der Biſchofsſtadt (Reſidenzſtadt) beigeſetzt werden, ſo ſteht 
das Beerdigungsrecht den ſonſt Berechtigten zu Cann. 1230 
§6 1219 82. — Auch für die Apoſtoliſchen Vikare 
und Präfekten dürfte ein dem der Biſchöfe entſpre⸗ 
chendes Recht gelten Can. 294 $ 1. — Für Hilfs⸗ („Episcopi 
Coadiutores et Auxiliares“, Cann. 350—55) und Titular- oder 
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Weihbiſchöfe („E. titulares“ Cann. 348; 349 § 1) iſt nur 
beſtimmt, daß in einer Biſchofsſtadt das ee das 
Beerdigungsrecht hat Can. 1230 $ 6. 

4) Die Mitglieder des Dom⸗ oder Kollegiat— 
kapitels, auch die Ehrendomherren und Benefiziaten 
werden vom Kapitel nach den Statuten oder nach der Reihen⸗ 
folge der Würdenträger beſtattet Can. 415 § 2 n. 3. Die ſon⸗ 
ſtigen Pfründeinhaber mit Reſidenzpflicht ſind 
nach dem Rechte der Pfründekirche zu beerdigen; ſonſt nach 
dem gewöhnlichen Recht Can. 1220. ; 

5) Für die Hausgenoſſen der Seminarien (auch 
der kleinen Can. 1354 $ 2) beſitzt der Vorſtand das Beerdigungs⸗ 
recht Can. 1368. 

6) Die männlichen Religioſen werden beerdigt nach 
Can. 1221: „Die Religioſen: Profeſſen und Novizen, 
werden nach ihrem Tode zum Zwecke der Beiſetzung zur 
Kirche oder Kapelle ihrer Niederlaſſung oder wenigſtens ihrer 
Genoſſenſchaft übertragen, außer die Novizen haben ſich 
eine andere Kirche für ihre Beerdigung gewählt; indes kommt 
das Recht, die Leiche zu erheben und ſie bis zur beerdigenden 
Kirche zu begleiten, ſtets dem Religioſenobern zu ($1). Sterben 
ſie entfernt von einer Niederlaſſung, ſo daß ſie in die Kirche 
ihrer Niederlaſſung oder wenigſtens ihrer Genoſſenſchaft nicht 
bequem übertragen werden können, ſo ſind ſie beizuſetzen 
in der Pfarrkirche ihres Sterbeortes, außer der Novize hat 
eine andere Kirche für das Begräbnis erwählt; auch ſteht es 
den Obern frei, auf eigene Koſten die Überführung der Leiche 
(Can. 1218 § 3) zu veranlaſſen (§S 2). — Das von den Novizen 
in den §§ 1 und 2 Ausgeführte gilt auch von den Dienern, 
die tatſächlich Dienſte leiſten und innerhalb der Kloſterräume 
ſich ſtändig aufhalten; doch ſind dieſe Diener, wenn fie 
außerhalb der klöſterlichen Niederlaſſung ſterben, nach Cann. 
1216—18 zu beſtatten ($ 3)“. — „Die übrigen In⸗ 
ſaſſen (Can. 514 § 1) der religiöſen Niederlaſſungen, auch 
der Klöſter und der Kollegien, ſowie die in Spitälern Ver⸗ 
ſtorbenen werden nach dem gewöhnlichen Pfarrechte beigeſetzt, 
außer es beſteht ein Sonderrecht oder Privileg“ Can. 1222. 

Die Exemtion des Beerdigungsrechtes beſitzen nicht nur die 


Regularen, ſondern ſämtliche Religioſen, beide freilich ſtufenweiſe: 
die Profeſſen vollſtändig: die Novizen mit Wahrung des 
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Wahlrechtes; die Diener nur, wenn ſie im Religioſenhauſe ſterben; die 
die übrigen Inſaſſen, (hospitii aut educationis aut infirmae vale- 
tudinis causa) nur auf Grund eines Sonderrechts (Cann. 5; 464 $ 2) 
oder Privilegs. Die Kandidaten bzw. Poſtulanten unterſtehen 
alſo dem Pfarrecht. 

7) In weiblichen Klöſtern und Schweſtern— 
häuſern haben nur die Novizen und Dienerinnen das Wahl- 
recht des Begräbniſſes. „Die (weiblichen) Religioſen und 
Novizen, welche in der klöſterlichen Niederlaſſung geſtorben 
ſind, werden zum Klauſureingang von anderen Religioſen 
(„religiosae“) verbracht, die der Pfarrgewalt nicht unter- 
worfenen Religioſen begleitet der Kaplan zu der dem 
Religioſenhauſe eigenen Kirche oder Kapelle und vollzieht 
die Leichenfeier; für die übrigen weiblichen Religioſen iſt der 
Pfarrer zuſtändig; ſtirbt eine Kloſterfrau oder Schweſter 
außerhalb des Hauſes, ſo gelten die allgemeinen Vorſchriften 
der Kanones“ Can. 1230 $ 5. 

Die einſchlägigen Kanones find 1218 und 1221; es gilt alſo ent— 
ſprechend, was oben bezüglich der männlichen Religioſen en 
wurde; ebenſo hat dies Geltung hinſichtlich der 790 85 (Profeſſen, 
Novizen, Dienerinnen, ſonſtige Inſaſſen) Can. 490. Schweſtern 
können von der Pfarrgewalt exemt ſein le Sci Verfügung 
Can. 464 $ 2; ogl. „Handbuch“ 3. Lief.? S. 369— 

8) Abgeſehen von dieſer oder einer EL, beſonderen 
Exemtion hat der Pfarrer das Recht und die Pflicht, 
die Gläubigen zu beerdigen. Stirbt der Pfarrer ſelbſt, ſo iſt 
beerdigungsberechtigt der Inhaber der Pfarrgewalt Can. 472, 
wenn nicht ein Sonderrecht anders verfügt (Dekan uſw.). 

II. Das Beiſetzungsrecht durch verſchie— 
dene Umſtände beeinflußt. „Die Kirche, in welche 
der Leichnam zum Zwecke der Beiſetzung übertragen werden 
muß, iſt nach ordentlichem Recht die Kirche der eigenen Pfarrei 
des Verſtorbenen, wenn dieſer nicht eine andere Begräbnis⸗ 
kirche rechtmäßig erwählt hat“ Can. 1216 $ 1. 

Wir ſahen ſchon oben, daß beerdigungsberechtigt iſt der 
Inhaber der Pfarrgewalt des Verſtorbenen; indes gibt es 
Ausnahmen auf Grund der Würde, der Exemtion und der 
Wahl. Letzterer Rechtstitel bleibt noch zu behandeln; zunächſt 
muß der Begriff „eigene Pfarrei“ erläutert werden. 

1) Grundlage. „Beſaß der Verſtorbene zu Lebzeiten 
mehrere eigene Pfarreien“ (Cann. 94; 91—93), jo iſt 
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die (eigene) Pfarrei des Todes auch die Pfarrei der Beerdi⸗ 
gung Can. 1216 § 2. — „Iſt das Recht einer anderen Kirche 
zweifelhaft, jo hat notwendig das Recht der eigener 
Pfarrei ſtets das Übergewicht“ Can. 1217. — Beim Tode 
eines Getauften außerhalb ſeiner Pfarrei regelt ſich 
die Beiſetzung in folgender Weiſe: „Iſt der Tod auch außer⸗ 
halb der eigenen Pfarrei eingetreten, ſo iſt doch der Leichnam 
in die Kirche der eigenen Pfarrei der Beſtattung wegen zu 
bringen, wenn er zu dieſer bequem auf dem Fuß⸗ 
wege übertragen werden kann; ſonſt wird er von der Kirche 
des Sterbeortes beigeſetzt (§ 1). — Sache des Ordinarius iſt 
es, für ſein Gebiet nach Würdigung der beſonderen Umſtände 
den Abſtand und die anderen Verhältniſſe zu beſtimmen, 
welche die Überführung des Leichnams zur Kirche der Leichen- 
feier oder zum Begräbnisplatz unbequem machen; wenn die 
Pfarreien zu verſchiedenen Bistümern gehören, ſo iſt maß⸗ 
gebend die Regelung des Ordinarius des Sterbebistums ($ 2). 
Mag auch die Überführung zur Kirche der Leichenfeier oder 
zum Begräbnisorte unbequem ſein, ſo bleibt es doch der 
Familie, den Erben oder anderen Beteiligten ſtets unbe⸗ 
nommen, den Leichnam dorthin zu befördern, freilich mit 
Leiſtung der Überführungskoſten ($ 3)“ Can. 1218. 


Maßgebend für die Beerdigung (Leichenfeier) iſt der Sterbeort: 
a) bei Perſonen ohne Wohnſitz („domicilium vel quasidomicilium“ 
Cann. 91; 94 $ 2); b) bei Perſonen mit nur Diözeſanwohnſitz 
Can. 94 $ 3; c) bei Perſonen, die jo ferne von ihren Wohnſitzen („domi- 
cilia vel quasidomicilium“) ſterben, daß man ihren Leichnam nur une 
bequem auf dem Fußwege in eine eigene Pfarrei bringen 
kann; d) bei Perſonen, für die ein altes Sonderrecht Can. 5 
den Sterbeort als Begräbnisort beſtimmt, z. B. in den Diözeſen München⸗ 
Freiſing und Regensburg. Sonſt gilt das in den Cann. 1216—18 aus⸗ 
geführte gewöhnliche Begräbnisrecht. 

Der Ortsordinarius beſtimmt die Normen für die Schwierigkeit 
der Leichenüberführung; Maßſtab iſt der Fußweg („iter pedestre“) 
alſo Entfernung; Schwierigkeit durch die Gefahr der Wege (Gebirge, 
Schluchten, Überſchwemmung, Eisſtoß) oder für die Geſundheit (an⸗ 
ſteckende Krankheit). — Die Hinterbliebenen können nur jene Schwierig⸗ 
keiten der Überführung auf ſich nehmen, welche keine allgemeine Gefahr 
bedeuten, alſo namentlich nicht die Anſteckungsgefahr. 


2) Wahl der Beiſetzungskirche und des 


Begräbnisortes. „Alle können — es ſei denn, daß 
ein ausdrückliches rechtliches Verbot beſteht — die Kirche ihrer 
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Leichenfeier oder den Friedhof ihres Begräbniſſes wählen 
($ 1). Die Gattin und die Kinder im Reifealter ſind in dieſer 
Wahl unabhängig von der eheherrlichen und väterlichen Ge⸗ 
walt (§ 2)“ Can. 1223. 

a) Dieſes Wahlrecht beſitzen nicht nach Can. 1224: 0) Die 
Kinder vor dem Reifealter (impuberes), ß) die Ne- 
ligioſen (religiosi professi). 

Für den Knaben vor dem vollendeten 14. und für das Mädchen vor 
dem vollendeten 12. Lebensjahre (Can. 88 § 2) beſitzen die Eltern (Vor⸗ 
mund) das Wahlrecht, auch nach dem Ableben jener Can. 1224 n. 1. 

Zu den Religioſen gehören hier alle Perſonen, ob Männer, 
ob Frauen, welche die Ordensgelübde abgelegt haben (feierliche, einfache, 
ewige, zeitliche ohne Rückſicht auf ihre Stellung im Orden; in der Kon— 
gregation oder Würde, auch außer ihrer Genoſſenſchaft) Can. 1224 n. 2; 
nur die Biſchöfe ſind ausdrücklich ausgenommen, alſo auch die Ti- 
tularbiſchöfe. Auch den Kardinälen, die nicht die biſchöfliche Weihe be- 
ſitzen, ſteht außerhalb Rom das Recht zu, die Beiſetzungskirche zu wählen 
Cann. 1219 § 1; 239 § 1 n. 19. 

b) Die Wahl kann gültigerweiſe nur auf eine Kirche fallen, 
die das Beiſetzungsrecht beſitzt Can. 1225, 
alſo auf eine Pfarrkirche, eine Kirche der Regu⸗ 
laren oder auf eine ſonſtige Kirche, z. B. eine Dom⸗, 
Kollegiat- oder Seminarkirche. Zwei Arten von Kirchen 
beſitzen eine beſchränktes Beiſetzungsrecht: Die Kirchen der 
Kloſterfrauen („moniales“ Can. 488 n. 7) nur für 
Frauensper ſonen, die des Dienſtes, der Erziehung, der ge⸗ 
ſchwächten Geſundheit oder der Beherbergung wegen inner⸗ 
halb der Kloſterklauſur, und zwar nicht bloß widerruflich, 
verweilten (vgl. Can. 514 § 1); die Patronatskirche 
(der nicht ſonſt das Beerdigungsrecht zukommt) nur für den 
Patron und deſſen Gattin Can. 1229 8 2. 

c) Art der Beiſetzungswahl Can. 1226. „Die 
Kirche der Leichenfeier oder den Friedhof des Begräbniſſes 
kann jemand erwählen in eigener Perſon oder auf Grund 
einer geſetzmäßigen Vollmacht durch einen anderen; der 
Nachweis der Wahl oder Vollmachtserteilung kann in jeder 
rechtmäßigen Form geſchehen“ (§ 1), alſo durch Zeugniſſe 
bzw. Niederſchriften eines kirchlichen oder bürgerlichen Notars 
Cann. 1813—16; durch ein rechtskräftiges Teſtament; durch 
die Ausſage eines Amtszeugen oder wenigſtens zweier ge⸗ 
wöhnlicher Zeugen Can. 1791. — „Der Bevollmächtigte kann 
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jeine Vollmacht gebrauchen auch nach dem Tode des Boll- 
machtgebers“ Can. 1226 $ 2. Die Wahl kann jederzeit wi⸗ 
derrufen werden, doch muß das beweisbar geſchehen. 

d) Beeinfluſſung der Wahl Can. 1227. „Den 
Religioſen und Weltgeiſtlichen iſt es ſtrenge verboten, Per⸗ 
ſonen zu Gelübden, Eidſchwüren, ehrenwörtlichen und anderen 
Verſprechen zu veranlaſſen, daß dieſe die Leichenfeier in ihren 
Kirchen oder das Begräbnis in ihren Friedhöfen erwählen 
oder die getroffene Wahl nicht ändern; geſchah die Wahl 
gegen die Freiheit, ſo ſoll ſie nichtig ſein.“ Die Wahl des 
Begräbniſſes in einer fremden Pfarrei iſt verhältnismäßig 
ſelten. — Die Säkulariſierung der Klöſter, ſowie die Staats⸗ 
geſetze, welche das Friedhofweſen als bürgerliche Sache be- 
trachten, hatten zur Folge, daß in Deutſchland die 
Regularen entweder keinen eigenen oder einen nur für Mit⸗ 
glieder beſtimmten Friedhof beſitzen, weshalb die Wahl des 
Begräbniſſes bei den Regularen faſt verſchwunden iſt. 

e) Annahme der getroffenen Wahl Can. 
1228. „Fällt die Wahl auf eine Kirche oder einen Friedhof 
der Religioſen, jo iſt erfordert und genügt die Zu- 
ſtim mung des nach den Konſtitutionen zuſtändigen 
Obern § 2; in allen übrigen Fällen darf nichts im Wege 
ſtehen auf ſeiten jener, von denen der Friedhof abhängig iſt 
8 E 

Der Unterſchied zwiſchen beiden 11 beſteht nicht darin, daß der 
Religioſenobere die Aufnahme willkürlich verweigern kann, die 
übrigen aber nur auf einen beſonderen Grund hin (Epitome II 
534 in fine), ſondern darin, daß bei kirchlichen oder weltlichen Fried- 
höfen verſchiedene Gewaltinhaber vorhanden ſein können, z. B. der 
Pfarrer mit oder ohne die Kirchenverwaltung; die Gemeindebehörde 
mit dem Pfarrer uſw. 

3) Das Ahnen: oder Familiengrab Cann. 1229, 1209 § 1. 
Dem gewöhnlichen Beerdigungsrechte tut Eintrag nicht nur 
die freie Wahl, ſondern auch das Ahnengrab. Hierüber ent⸗ 
hält Can. 1229 folgende Beſtimmungen: „Wenn jemand, 
der in einem Friedhof ein Ahnengrab beſitzt, ohne eine ander⸗ 
weitige Wahl mit Tod abgeht, ſo iſt er im Ahnengrab beizu⸗ 
ſetzen, vorausgeſetzt, daß die Überführung leicht („commode““) 
möglich iſt oder daß die Koſten für ſie von der Familie, den 
Erben oder anderen Beteiligten beſtritten werden“ Cann. 
1229 § 1; 1218 § 3. — „Für die Ehefrau kommt in Betracht 
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das Grab des Mannes; wenn fie mehrere Männer hatte, 
das des letzten“ Can. 1229 § 2. „Sind mehrere Gräber 
ſei es der Ahnen oder des Ehemannes vorhanden, ſo wählen 
den Ort des Begräbniſſes die Familie oder die Erben“, 
ibi 8 3. 

Ahnengräber (Familien⸗Erbbegräbniſſe) werden errichtet auf 
Grund eines Vertrages zwiſchen dem Friedhofeigentümer und einer 
Perſon (Familie); ſie können beſtimmt ſein entweder nur für die Fa⸗ 
milienangehörigen oder für die Erben oder für beide. In dem Vertrage 
wird auch die Zeit genau beſtimmt; vgl. Krick L. G.: Pfarramt, Formular 19 
Aus der E. des Bayer. VGH. vom 1. Okt. 1926 S. 8 geht hervor, wie 
wichtig es iſt, die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages genau zu be- 
nennen, insbeſondere wie viele Plätze das Familiengrab umfaſſe; 
wie groß der Perſonenkreis der Zugelaſſenen ſei; ob außer den Ver⸗ 
wandten (= Blutsverwandten BGB. § 1589) auch noch andere 
Angehörige ein Platzrecht haben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die des 
kirchlichen Begräbniſſes Beraubten Cann. 1239—40 keinen Anſpruch 
auf das Familiengrab haben. Doch iſt es der Sicherheit wegen im Ver— 
trag bzw. in der Friedhofordnung zu betonen. 

Kinder nach erlangtem Vernunftgebrauch werden, wenn le— 
gitim oder legitimiert, im Ahnengrab des Vaters beigeſetzt, wenn ſie 
hierauf ein Anrecht haben; aber auch vorher können Kinder dort 
beigeſetzt werden; denn Can. 1209 $ 3 („speciales sepulturas —habeant“) 
gibt die Norm für die Friedhofeinteilung. Sterben Kardinäle, Biſchöfe, 
Benefiziaten fern von ihrer Beiſetzungskirche (Cann. 1219—20), jo hat 
das Ahnengrab den Vorzug vor dem Pfarrgrab. Ordensprofeſſen ſind 
durch die feierlichen Gelübde der Welt abgeſtorben; darum ſteht ihnen 
das von der Kirche vorgeſehene Ordens- oder Pfarrbegräbnis zu. — 
Eine von ihrem Manne für immer geſchiedene Gattin (separatione per- 
petua Cann. 1129 ff; dispensatione pontificia Can. 1119) hat, namentlich 
wenn ſie der ſchuldige Teil war, kein Anrecht auf das Ahnengrab ihres 
Mannes. 


4) Inhalt des Beiſetzungsrechtes Cann. 123032: 
a) Wenn der eigene Pfarrer für einen Beiſetzungs fall zu⸗ 
ſtändig iſt, ſo muß man unterſcheiden, ob der Tod in dieſer 
Pfarrei eingetreten iſt oder in einer anderen. Trat der Tod 
in der eigenen Pfarrei des Verſtorbenen ein, mag nun der 
Verewigte nur dieſe Pfarrei als eigene beſeſſen haben oder 
deren mehrere (auf Grund weiterer Wohnſitze), ſo hat der 
Pfarrer alle Pfarrechte, welche ſich außer im Falle 
der Not zu Pfarrpflichten geſtalten, näm lich das 
Recht der Erhebung und Begleitung; der Leichenfeier in der 
Kirche; der Beerdigung im zugehörigen Friedhof Cann. 
1230 $ 1; 1231. — Trat der Tod des Pfarrkindes in einer 
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fremden Pfarrei ein, ſo gilt das Geſagte, vorausgeſetzt, daß 
der Leichnam bequem in die eigene Pfarrei verbracht werden 
kann; es kann alſo der eigene Pfarrer die fremde Pfarrei 
betreten und nach Anzeige beim Ortspfarrer den Leichnam 
erheben und bis an die Grenzen der Sterbepfarrei und auch 
durch andere fremde Pfarreien, ſelbſt fremder Bistümer, 
begleiten bis in ſein eigenes Gebiet und zur Pfarrkirche, wo 
die Leichenfeier ſtattfindet; ebenſo von dieſer Kirche an bis 
zum Friedhof der Beiſetzung mit den gleichen Rechten. 
Durch die fremden Pfarreien bzw. Diözeſen kann der Pfarrer 
die Begleitung vornehmen, angetan mit der Stola und mit 
feierlich vorangetragenem Kreuz auch ohne Erlaubnis des 
Ortspfarrers oder Ordinarius Cann. 1230 $ 2; 1231; 1232 8 1. 
Wird dagegen ein Verſtorbener in einem Friedhof beerdigt 
(durch die Bemühungen ſeiner Familie, Erben uſw. Can. 
1218 § 3), zu dem er an ſich nicht leicht überführt werden 
konnte, ſo hat der Pfarrer oder Kirchenvorſtand der Beerdigung 
nicht das Recht, außerhalb der Stadt- oder Ortsgrenzen den 
Leichnam zu begleiten Can. 1232 § 2. — Der Pfarrer kann 
vertreten ſein durch einen anderen Prieſter Cann. 1230 
e 

b) Wenn die Beiſetzungskirche eine Ordenskirche 
(„e. regularis“) oder eine andere von der Pfarrgewalt exemte 
Kirche iſt (z. B. auf Grund der Cann. 464 $ 2; 618), fo iſt es 
der eigene Pfarrer, der unter dem Kreuze der beerdigenden 
Kirche die Leichenerhebung und Begleitung bis zur Türe der 
exemten Kirche leiſtet, dagegen der Kirchenvorſtand, der 
die Leichenfeier in der Kirche und das weitere vornimmt bis 
zum Abſchluß der Beerdigung Can. 1230 § 3. Das gleiche 
gilt, wenn die beerdigende Kirche zwar nicht exemt iſt, aber 
ein diesbezügliches Sonderprivileg beſitzt, ebendort § 4. 
In allen anderen Fällen hat der eigene Pfarrer alle Bei⸗ 
ſetzungsrechte, auch wenn der Trauergottesdienſt in einer 
Kirche mit eigenem Kirchenvorſtande abgehalten wird, ibi. 

c) Die Beiſetzung eines Verſtorbenen 
an einem Orte ohne berechtigten Pfarrer 
Can. 1230 § 7. Wird ein Leichnam an einen Ort geſchickt, wo 
kein zuſtändiger Pfarrer ſich findet weder durch Pfarrzuge⸗ 
hörigkeit noch durch Wahl, noch durch Ahnenbegräbnis, z. B. 
durch Verfügung der Familie Can. 1218 $ 3, fo find zunächſt 
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maßgebend die Ortsgewohnheit (Cann. 26; 1511 82) 
oder die Diözeſanſtatutenz; in deren Ermangelung 
hat das volle oder teilweiſe Beiſetzungsrecht die Domkirche 
dieſes Ortes; an Orten ohne Domkirche die Pfarrkirche, zu 
welcher der Friedhof gehört. 

5) Die Leichenbegleitung Can. 1233. a) Im Römiſchen 
Rituale tit. 6 cp. 3 wird angedeutet, daß neben dem be- 
erdigenden Prieſter noch Kleriker (Welt- und Ordenskleriker) 
und Laien die Leiche zur Kirche und von da zum Grabe ge- 
leiten dürfen und ſollen. „Vor allen anderen müſſen von 
der Familie oder den Erben die Geiſtlichen der (beerdigenden) 
Kirche ſelbſt eingeladen werden.“ Werden von den Verwandten 
dieſe und noch andere Geiſtliche, Religioſen oder kirchliche 
Sodalitäten (Can. 707 § 1) zur Leichenbegleitung herbei- 
gerufen, ſo kann ſie der Pfarrer ohne entſprechenden 
ſchwerwiegenden Grund, den der Ordinarius zu billigen 
hat, nicht ausſchließen Can. 1233 § 1. Doch müſſen ſich alle 
dieſe den Anordnungen der Kirche und des Pfarrers in 
Aufrechthaltung der Ordnung fügen. Maßgebend ſind die 
kirchlichen Vorſchriften über den Vortritt, welcher ſich 
bemißt nach der Nähe beim amtierenden Prieſter (okkiciator), 
ibi $ 3. 

„Vorausgehen die Laienbruderſchaften, wenn ſolche vorhanden 
ſind; dann folgt der Ordens- und Weltklerus nach der Ordnung, je zwei 
ſchreiten dem vorangetragenen Kreuze nach, andächtig die Pjalmen 
(nach dem Rituale) ſingend; vor dem Sarge ſchreitet der Pfarrer, mit 
Lichtern; hierauf folgen die übrigen Trauergäſte, für den Verſtorbenen 
zu Gott bittend in der Stille R. R. tit. 6 cp. 3 n. 1. Die Lichter 
oder Fackeln werden, ſoweit möglich, von allen getragen. Die Lichter 
beim Begräbnis haben nach De Herdt: Praxis Ritualis part. 6 n. 
238 de cereis einen dreifachen Zweck: „Adhibentur in obsequium; 
in suffragium; in mysterium“, zur Verehrung der 
Toten als Leuchten, erleuchtet durch Chriſtus; zur Unterſtützung 
der Verſtorbenen, da die Lichter Opfer ſind für Kirche und Klerus: 
zur Veranſchaulichung des Glaubens, daß die in Chriſto Ruhenden 
das ewige Licht ſchauen. Die männlichen Mitglieder der Bruder⸗ 
ſchaften haben ihre Bruderſchaftskleidung oder wenigſtens ihre Ab- 
zeichen zu tragen Can. 709 $ 1; dieſe Kleidung iſt in Rom, in den katho⸗ 
liſchen romaniſchen Ländern, aber auch in unſeren Gegenden zuweilen 
gebräuchlich. — Die Regeln des Vortrittes (praecedentia) ſind, 
ſoweit ſie hierher gehören, enthalten in den Cann. 106 (allgemein); 408; 
450 8 2; 478; 491 82 (Weltgeiſtliche); 491 8 1 (Religioſen); 701 (fromme 
Vereine). Was durch das Recht nicht geordnet iſt, hat der Pfarrer (der 
zuſtändige Offiziator) zu regeln Can. 1233 $ 3. 
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b) „Eines Laien Leichnam, wes Geſchlechtes oder 
Standes er auch geweſen ſein mag, dürfen Kleriker 
nicht zu Grab tragen“ Can. 1233 § 4; R. R. t. 6 Cp. 1 n. 17. 
Freilich wird der Geiſtliche im Notfalle für die Beiſetzung 
ſorgen, wenn notwendig, auch in eigener Perſon. 

c) „Niemals dürfen Vereine oder Abzeichen zugelaſſen 
werden, welche der katholiſchen Religion offenbar feindlich 
ſind“ Can. 1233 § 2. Man ſieht, daß das Kirchenrecht hier 
naturgemäß weniger ſtreng iſt für die Zulaſſung der Vereine 
oder Abzeichen bei Leichenbegängniſſen gegenüber 
der Zulaſſung in Kirchen. Verboten iſt die Zulaſſung der 
Vereine, nicht der einzelnen Vereinsmitglieder. Die 
Vereine und Abzeichen müſſen offenkundig kirchen⸗ 
feindlich ſein, ſo daß kirchlich farbloſe Vereine oder 
Abzeichen geduldet werden können. Würden offenbar 
kirchenfeindliche Vereine ſich beteiligen oder gleiche 
Abzeichen mitgetragen werden, ſo müßte die Geiſtlichkeit ſich 
zurückziehen, wenn nicht die Beſeitigung jener möglich wäre; 
vgl. die Anweiſung des hl. Offiziums an den Biſchof von 
Vicenza von 3. Okt. 1887 (ME. V2 213 f.; „Handbuch“ 12 
S. 106). 

III. Stolgebühren für die kirchliche Beiſetzung Cann. 
123437; 736; 1507 § 1. 1) Sind die Beiſetzungsgebühren 
in einer Provinz, Diözeſe, Pfarrei bereits gut geordnet, 
ſo bleibt es dabei Can. 1234 § 1. 

2) Sind ſie nicht feſtgeſetzt oder bedürfen ſie einer weſent⸗ 
lichen Neuordnung, ſo iſt der Ortsordinarius zuſtändig. 
Dieſer ſtellt für ſein Gebiet nach Beratung mit dem Domkapitel 
und (nach weiſem Ermeſſen) mit den Landdekanen ſeines 
Bistums und den Pfarrern der Biſchofsſtadt ein Verzeich⸗ 
nis der Taxen oder Almoſen her, angepaßt den rechtmäßigen 
Sondergewohnheiten und den perſönlichen und örtlichen Ver- 
hältniſſen; in dieſem Verzeichnis regelt er die Rechte der 
einzelnen mit Beſonnenheit, ſo daß jeder Anlaß zu Streitereien 
und Argernis beſeitigt ift (§S 1). Sind im Verzeichnis mehrere 
Klaſſen aufgezählt, ſo ſteht es den Beteiligten frei, die 
Klaſſe zu wählen (§ 2) Can. 1234. 

Der Ortsordinarius iſt in der Aufſtellung eines Stolge⸗ 
bührenverzeichniſſes an keine Zuſtimmung (consensus) gebunden, doch 
muß er das Domkapitel hören (consilium) Can. 105; die übrigen ge- 
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nannten Geiſtlichen kann er zur Beratung beiziehen. Im Verzeichniſſe 
werden die Gebühren der Geiſtlichen, des Mesner- und Chorperſonals 
geregelt am beſten durch eine Grundtaxe für die geſamte Diözefe, die 
jedoch nach den Gemeinden und Pfarreien Abweichungen geſtattet. 
Klaſſen können vorhanden ſein, die zuweilen empfohlen werden, z. B. 
im Directorium de Seoul n. 348; vgl. Apg 5, 6. 9. 10; 8, 2. Die Be⸗ 
erdigungsſtolgebühren unterliegen nicht der Vorſchrift des Can. 1507 8 1.— 
In Bayern wurde die Beteiligung der Staatsgewalt an der Re- 
gelung der Stolgebühren durch ME. vom 18. Mai 1920 (Paſſauer VOBl. 
1920 S. 98) in folgender Weiſe geordnet: Bei den Gebühren der Geiſt⸗ 
lichen wird eine ſtaatliche Zuſtändigkeit nicht mehr in Anſpruch ge— 
nommen. Bayr. Verfaſſung vom 14. Aug. 1919 $$ 17ff.; hingegen be⸗ 
dürfen „ortskirchliche Satzungen über Inanſpruchnahme, Bemühung 
und Abnützung, oder über den Verbrauch von Eigentum der Kirchen— 
ſtift ungen und über Inanſpruchnahme der Dienſte weltlicher 
Kirchendiener der ſtaatsaufſichtlichen Genehmigung nach KGO. 
(Kirchengemeindeordnung vom 24. Sept. 1912) Art. 14 III und Art. 
54 III.; vgl. Deutſche BU. Art. 137 VI und VIII; Bayr. Vu (Satzung 
S. 43) § 25 und ME. vom 30. Dez. 1924. Manche Ordinariate 
haben die Aufſtellung von Stolgebührenordnungen den Kirche n— 
verwaltungen überlaſſen mit der Verpflichtung, die oberhirtliche 
Genehmigung hiefür nachzuſuchen, und dem Wunſche, innerhalb eines 
Dekanates möglichſt einheitliche Stolgebührenordnungen zu beſchließen, 
Paſſauer VO. vom 7. Apr. 1926 (BOB. S. 95); Can. 1234 ſteht nicht 
im Wege. 

3) Über forderungen der Stolgebühren find in 
zweifacher Weiſe mögch: bei Zahlungsfähigen 
durch Überſchreitung des Stolgebührenſatzes; bei Armen 
durch Forderung von Stolgebühren. Can. 1235 ſetzt unter 
dieſem doppelten Geſichtspunkte Folgendes feſt: „Es be⸗ 
ſteht ein ſtrenges Verbot, aus Anlaß des Begräbniſſes, der 
Leichenfeier oder des Jahrtages Verſtorbener Überforderungen 
gegenüber dem Diözeſangebührenverzeichnis zu ſtellen (§ 1). 
Die Armen ſind, trotzdem ſie keine Stolgebühren leiſten können, 
vollſtändig unentgeltlich und würdig durch kirchliche Leichen- 
feier und Begräbnis beizuſetzen, wie es die liturgiſchen Geſetze 
und Diözeſanſtatuten vorſchreiben (§ 2)“. 

a) Überſchreitungen der Stolgebührenordnung 
werden nach Can. 2408 geahndet: zuerſt durch ſchwere 
Geldſtrafe (Can. 2291 n. 12); Rückfällige ſollen vom Amte 
ſuspendiert oder entfernt werden je nach Schwere der Schuld 
k. s.; in allen Fällen obliegt ihnen die Pflicht der Rücker⸗ 
ſtattung des ungerecht Eingenommenen. Dieſe Beſtimmung 
gilt wie für Geiſtliche ſo auch für Laien. Sollten jedoch welt⸗ 
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liche Kirchendiener ſich um die Kirchengewalt nicht kümmern, 
ſo ſteht den Geſchädigten der Weg zu den weltlichen Ge— 
richten offen. 

In Bayern iſt für die Stolgebührenſtreitigkeiten weltlicher Kir⸗ 
chendiener in letzter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof zuſtändig, VGH. 
Geſ. 8. Aug. 1878 Art. 10 Z. 13 („Verbindlichkeit zur Entrichtung be⸗ 
ſonderer Vergütungen für die Benützung kirchlicher Anſtalten und Ein- 
richtungen“) und Z. 23 („Umfang der den niederen Kirchendiener ob— 
liegenden Dienſtverrichtungen “). 

b) Stolgebührenüberſchreitungen können geſchehen durch 
Geiſtliche oder weltliche Kirchendiener; durch un— 
berechtigte Erhöhung der Taxordnung oder durch 
Überforderung der in dem Verzeichnis feſtgeſetzten 
Gebühren („taxas . .. augentes aut ultra eas aliquid exi- 
gentes“) Can. 2408. 


c) Die Ausſegnungen und Begräbniſſe der Armen 
müſſen würdig ſein; es darf keine Demütigung oder Zurück⸗ 
ſetzung in ihrer Art liegen. Die liturgiſchen Geſetze und Diö⸗ 
zeſanſtatuten beſtimmen die Form. Die Erhebung der Leiche 
und die Beerdigung hat zu geſchehen durch den Pfarrer oder 
deſſen Stellvertreter, zwei Miniſtranten (Kreuz- und Weih⸗ 
waſſerträger) und wenigſtens eine Perſon des Chorperſonals 
zum Singen oder Rezitieren der Pſarmen R. R. t. 6 cp. 3 n. 1; 
eine ſtille heilige Meſſe für die verſtorbenen Armen („missa 
pro pauperibus“) iſt privilegiert wie die geſungene Trauer⸗ 
meſſe, auch dann, wenn ſie nicht für den Verſtorbenen auf⸗ 
geopfert wird. Das R. R. mahnt, daß die zuſtändigen Prieſter 
die Armenleiche mit Kerzen (auf eigene Koſten) begleiten 
oder daß dies irgend eine fromme Bruderſchaft nach Orts- 
gewohnheit tue tit. 6 cp. 1 n. 11. 


Eine nachahmenswerte Sitte beſtand in einer Pfarrei bei Armen⸗ 
beiſetzungen: Die Trauergäſte opferten am Grabe kleine Geldſpenden, 
aus welchen Stipendien zu Meſſen für die Seelenruhe des Verewigten 
gewonnen wurden; in der gleichen Pfarrei leiſteten zwei bis drei Sänger 
freiwillig den liturgiſchen Geſang. — Die Reichsverordnung über die 
Fürſorgepflicht in Deutſchland vom 13. Febr. 1924 hat zwar über 
die „Beſtattung“ der Hilfsbedürftigen keine ausdrückliche Anordnung ge- 
troffen; immerhin beſtimmen die „Reichsgrundſätze“ hiezu v. 4. Dez. 1924 
im 8 6 II: „Nötigenfalls iſt der Beſtattungsaufwand zu beſtreiten“, wozu 
die „Erläuterungen“ vom 13. Dez. 1924 ausführen: „Daß einem Hilfs⸗ 
bedürftigen nach dem Ableben eine geordnete Beſtattung zuteil 
werden ſoll, entſpricht den bisher in allen Ländern geltenden Beſtim⸗ 
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mungen“. — In Bayern beſtehen eine „vorläufige Ausführungs- 
verordnung“ v. 27. März 1924 und eine „Verordnung über die Verwaltung 
der Fürſorgeverbände“ vom 12. Jan. 1925; keine der beiden Verordnungen 
erwähnt die Beſtattungskoſten ausdrücklich, indes läßt die erſtere VO. 
das bayr. Armengeſetz vom 21. Aug. 1914 entſprechend weiter beſtehen 
Art. 9 II, welches im Art. 3 IV „die Pflicht (nicht das Recht) zur 
Bezahlung von Stolgebühren durch die Armenpflege“ in Abrede ſtellt. 
Doch iſt der genannte Art. 9 durch die „Reichsgrundſätze“ vom 4. Dez. 
1924 überholt (Ausgabe der „Fürſorgepflicht“ 1925, München, J. Schweit⸗ 
zer Verlag S. 47). 

4) Die Pfarrabgabe „portio paroecialis“ sive 
canonica, quarta funeris) Cann. 1236—37; vgl. Santi⸗ 
Leitner: Praelectiones“ III 28 nn. 6—10. Zwei Fragen ſind 
zu beantworten: Wann iſt die Pfarrabgabe berechtigt 
bzw. geboten? In welcher Höhe iſt ſie zu leiſten? 

4) Berechtigung der Pfarrabgabe. „So⸗ 
oft ein Chriſt in ſeiner zuſtändigen Pfarrkirche die Beiſetzungs— 
feier nicht erhält, jo gebührt dem eigenen Pfarrer des Ver- 
ſtorbenen die Pfarrabgabe, außer der Leichnam kann nicht 
leicht in die eigene Pfarrkirche gebracht werden; ein Sonder- 
recht wird aufrecht erhalten“ Can. 1236 § 1. 

a) Es kommt auf > Pfarrkirche (auch Expoſitur⸗ 
oder Filialkirche) an, niſck auf den Friedhof; denn 
dieſer richtet ſich, obwohls er nur zu einer Pfarrkirche gehört, 
nach der Zuſtändigkeit der beerdigenden Kirche, Santi⸗ 
Leitner 0. J. n. 10. 

b) Die andere Kirche kann ſein eine Weltprieſter⸗ 
oder Ordenskirche; ihr Beerdigungsrecht kann ruhen 
auf einem Erbbegräbnis (Familiengrab) oder auf 
freier Wahl. 

c) Hatte der Verſtorbene zwei oder mehrere 
eigene Pfarrkirchen und wird er von einer derſelben bei— 
geſetzt, ſo hat der andere (die anderen) kein Anrecht auf 
die Pfarrabgabe, außer er konnte bequem zu dieſer, nicht 
leicht zur beerdigenden Kirche gebracht werden. Sind 
mehrere Pfarrer gleich zuſtändig und wird eine nicht 
zuſtändige Kirche zur Beiſetzung gewählt, ſo muß eine 
portio canonica geleiſtet werden, die den berechtigten Kir- 
chen, Pfarrern und Kirchendienern zu gleichen Teilen zu- 
fällt Can. 1236 $ 2. 

d) „Ein Sonderrecht bleibt beſtehen, 
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sal vo jure particulari“ Can. 1236, alſo ein Sonderrecht hin⸗ 
ſichtlich des Beerdigungsrechtes, wornach nicht der eigene 
Pfarrer, ſondern ſtets der Pfarrer des Sterbeortes 
beiſetzungsberechtigt iſt; ein ſolches Sonderrecht beſteht in den 
beiden Diözeſen München-Freiſing und Regens⸗ 
burg; dort haben die Kirchen, Pfarrer uſw. des Sterbe⸗ 
ortes Anſpruch auf die portio canonica, wenn der Verſtorbene 
in einer vom Sterbeorte verſchiedenen Pfarrei, auch in der 
eigenen Pfarrei beigeſetzt wird. Die Beurteilung des „com- 
mode asportari“ bleibt hier erſpart. — Ein Sonderrecht kann 
die Pflicht der Pfarrabgabe beſeitigt haben, ſei es auf 
Grund eines Privilegs, ſei es auf Grund einer 40, ſeit 19. Mai 
1918 30 jährigen Verjährung Can. 1511 $ 2; Santi⸗Leitner 
n 


ß) Höhe der Pfarrabgabe. Can. 1237: „Die 
Pfarrabgabe muß aus allen jenen und nur jenen Einkünften 
entnommen werden, welche für Leichenfeier und Begräbnis 
in der Diözeſantaxe feſtgeſetzt find ($ 1). Wenn aus irgend⸗ 
einem Grunde das erſte feierliche Leichenamt zwar nicht 
ſofort, ſondern innerhalb eines vollen Monats vom Beerdi⸗ 
gungstag an ſtattfindet, mögel mauch kleinere öffentliche 
Gottesdienſte am Beerdigungstage sicht gefehlt haben, fo iſt 
die Pfarrabgabe trotzdem auch aus den Einkünften jenes 
Traueramts zu leiſten ($ 2). Die Höhe der Pfarrabgabe be- 
ſtimmt ſich nach der Diözeſantaxe; gehören die Pfarrkirche und 
die beerdigende Kirche verſchiedenen Diözeſen an, ſo kommt 
für die portio die Taxe der beerdigenden, Kirche in Frage“ §3. 

Solange Diözeſanſtatuten nicht beſtehen, muß die Diözeſan⸗ oder 
in deren Ermangelung die Pfarrgewohnheit eintreten. Die vollen 
Gebühren zu verlangen als portio canonica, d. h. die Gebühren, wie ſie 
am Beiſetzungsorte erwachſen, iſt gegen den Buchſtaben und Geiſt des 
jetzigen und früheren Geſetzes. Die „Pfarrabgabe“ ſoll ja nur ein Teil 
der Beiſetzungsgebühren fein (portio, quarta) zur Anerkennung der 
pfarrlichen Rechte, Santi⸗Leitner c. J. n. 8. Dagegen könnte die An⸗ 
rechnung der Ausſegnung, der Beerdigung und eines Gottesdienſtes 
als portio canonica, ſoweit eine Neuregelung nicht beſteht, geduldet 


werden; vgl. Paſſauer Monatsſchrift Bd. 23 S. 94—99 (Dr. Aug. Hof- 
mann, jetzt Oberregierungsrat in Würzburg). 


Das Mortuarium. Die in den älteren bayeriſchen Gebiets” 
teilen unter dem Namen „Mortuarium, remedium animae, Seelrecht, 
Sterbefall, Seelgeraid, Seelgerät“ hergebrachte und durch die neue 
Geſetzgebung nicht aufgehobene Abgabe gebührt ohne alle weitere Rück⸗ 
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ſicht der Kirche und dem Pfarrer des Sterbeortes, in welchem eine ſolche 
Abgabe herkömmlich iſt, E. des VGH. vom 31. Mai 1889. — In 
Städten mit mehreren Pfarreien gebührt die Abgabe dem Domizils— 
pfarrer. Der Mesner nimmt an der Gebühr teil, ſoweit das Her— 
kommen ſolches beſtimmt. Die Größe der Abgabe bemißt ſich nach der 
am Sterbeorte üblichen Stolordnung; außerordentliche Gottes- 
dienſte am Begräbnisorte kommen hiebei nicht in Betracht, vgl. die an- 
geführte E. vom 31. Mai 1889 (Schmidt Gg.: Kirchenrechtl. EE. 
Bd. III S. 104 ff.). 


Wurde während des Krieges 1914—18 oder nachher ein Seelen⸗ 
gottesdienſt für einen auswärts geſtorbenen Kriegsteilnehmer abgehalten, 
ſo durfte und darf das „Seelgerät“ nicht gefordert werden, da ja die 
Pfarrei, in der das mortuarium verpflichtet, in dieſem Falle nicht Sterbe— 
ort iſt, PMS. 25, 53, 120; denn „entrichtet wird es nach der Polizei— 
ordnung von 1616 B. 3 Tit. 9 Art. 2 von jeder in der Pfarrei 
verſtorbenen Perſon“ (Krick L. G.: Pfründeweſen S. 113), auch von 
Andersgläubigen, ſoweit ſie nicht ausgepfarrt waren und ſind. 
Begreiflich iſt darum, daß nach Kreittmayr „ein engliſcher Ge— 
ſandter, der in München ſtarb und in Augsburg begraben wurde, dem 
mortuarium unterworfen war, wiewohl er nicht einmal kath. Religion 
war“ (Benario: Stolgebühren ©. 112); vgl. R. E. $$ 84 ff. — Von 
dieſem kirchlichen mortuarium unterſcheidet ſich das gutsherrliche 
mortuarium, auch „Sterbefall, Sterbehaupt, Beſthaupt“, das iſt eine 
Abgabe beim Tode des Hörigen gegenüber dem Gutsherrn; ſie beſtand 
nicht ſelten im beſten Stück Vieh („Beſthaupt“) oder im beſten Gewand; 
vgl. Schröder: Rechtsgeſchichtes 435, 451, 598, 7903 Hergen- 
röther⸗Hollweck: KR. S. 883. Dieſes gutsherrliche mortuarium 
wurde 1848 abgeſchafft. 

Läßt ſich die Leichenüberführung bequem („commode“) durch— 
führen, fo bleiben der eigenen Pfarrkirche uſw. alle Rechte; wenn nicht, 
ſo tritt die Pfarrei uſw. des Sterbeorts in die Rechte ein. Läßt 
der berechtigte Pfarrer die Leiche durch einen anderen Prieſter, z. B. 
den Pfarrer einer fremden Pfarrei, erheben und begleiten, ſo haben die 
in Anſpruch Genommenen ein Recht auf Entlohnung ihrer Leiſtungen, 
alſo für Ausſegnung, Glockengeläute, Begleitung mit Kreuz, Fahnen, 
Laternen uſw. — Die polizeilichen Vorſchriften müſſen im In⸗ 
tereſſe der Ordnung und Geſundheit genau befolgt werden: Leichenpaß; 
Doppelverſchluß der Leiche; baldige Abholung uſw. 

IV. Eintragung des Falles in das Sterberegiſter Cann. 
1238; 462; 470; R. R. tit. 12 cp. 5. Can. 1238: „Sit die Bei⸗ 
ſetzung vollzogen, jo ſoll der zuſtändige Eeiſtliche (minister“; 
alſo endgültig der zuſtändige Pfarrer Can. 470) im 
Ste rberegiſter den Namen und des Alter des Verſtorbenen; 
den Namen der Eltern oder des Gatten; die Zeit des Todes; 
den Spender der empfangenen Sakramente; den Ort und 
die Zeit der Beiſetzung niederſchreiben.“ 

Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 28 
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1) Die Formel der Aufzeichnung lautet nach dem Römiſchen Rituale 
t. 12 Cc. 5: „Anno Domini. .., die ... mensis..., N., filius ve! filia 
N. et NV. (vel coniux V.) annorum . . ., in via vel platea V., in domo N., 
in communione S. Matris Ecclesiae animam Deo reddidit; cuius corpus 
die ... sepultum est in coemeterio Ecelesiae S. V.; mihi N. vel N. Con- 
fessario probato, confessus die . ., sanctissimoque Viatico refectus 
die . . , et sacri Olei unctione roboratus die... per me, ec. In quorum 
fidem testimonium hoc mea manu subseripsi. 


(L. S.) N. V. Parochus.“ 


a) Wenn auch ein Biſchof, ein anderer Prieſter oder ein Diakon 
(R. R. 6 cp. 3 n. 19) die Beerdigung vorgenommen hat, ſo muß doch 
der Pfarrvorſtand die Einträge in das Sterberegiſter machen; vgl. Can. 
1103; R. R. t. 12 cp. 5. — b) Die mit N. bezeichneten Perſonen ſind nicht 
nur mit dem Tauf-, ſondern auch mit dem Familiennamen anzugeben, 
um Verwechflungen zu vermeiden. — c) Der Empfang der drei heiligen 
Sakramente iſt wahrheitsgemäß zu notieren; ſo wenn der Empfang 
nur des einen oder anderen Sakramentes oder keines derſelben möglich 
geweſen iſt; auch war vielleicht der Prieſter ohne Approbation 
Can. 882; möglicherweiſe konnte der Verſtorbene nur mehr Zeichen der 
Bußgeſinnung geben Can. 1240 § 1; dieſe wird angenommen bei 
Katechumenen auch ohne Taufe Can. 1239 5 2. Bei Kindern 
d. h. bei Perſonen vor dem Vernunftgebrauch (Can. 88 § 3) genügt 
die Taufe, mag fie ſicher oder zweifelhaft gültig ſein Can. 1239 $ 3. — 
d) Bei gemeinſamen Friedhöfen ändert ſich die Formel folgendermaßen: 
„cuius corpus ... ab Ecclesia S. N. sepultum est in coemeterio civi- 
tatis N. communi“ oder ähnlich. 


2) Wo in einem Lande (Reiche, Staate) die Zivilſtandes⸗ 
regiſter vorgeſchrieben ſind, muß der Geiſtliche, welcher die Beerdi— 
gung abhält, verſichert ſein, daß die bürgerliche Eintragung in Ordnung iſt. 
So lautet in Deutſchland 8 60 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
6. Febr. 1875: „Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine 
Beerdigung vor der Eintragung des Sterbefalles in das Sterberegiſter 
ſtattfinden“. Darum verordnet die bayeriſche VA. Ziff. 44, daß „über 
die vollzogene Eintragung eine Beſcheinigung ausgehändigt 
werde“. Neben dieſer Beſcheinigung wird außerdem der Schein über 
die geſchehene Leichenſchau benötigt; vgl. Sauer Karl: „Das 
deutſche Perſonenſtandsgeſetz in ſeiner neuen Faſſung“ (1925) S. 335, 
340. Die Urkunden über Sterbefälle umfaſſen ähnliche Angaben wie 
das R. R. tit. 12 cp. 5 natürlich ohne Angabe über den Sakraments⸗ 
empfang und ſeit 15. Juni 1920 auch über die Religion; darüber 
hinaus werden „Stand oder Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des 
Verſtorbenen“, ſowie des Anzeigenden (nach den Namen) verlangt 
PStG. § 59. — Für den beerdigenden Geiſtlichen empfiehlt es ſich, 
den Standesamts- und Leichenſchauſchein genau zu leſen; aus letzterem 
kann er auch die Sterbeurſache notieren, die er unter der Spalte „Be- 
merkungen“ in der Pfarrmatrikel aufzeichnen kann bzw. wenn vorge— 
ſchrieben, ſoll und muß, vgl. Sauer S. 335 f; 391. — Ein großer Behelf 
für die Geiſtlichen iſt $ 21 der „Reichsrechtl. Ausführungsvor— 
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ſchriften“ (AV.) v. 25. März 1899: „Die Einſicht der Regiſter iſt 
Geiſtlichen und anderen Religionsdienern koſtenfrei zu geſtatten“, vgl. 
Sauer S. 421, 67f. 


E. Die Beerdigungsorte. 


Vor und neben der chriſtlichen Beerdigungsſitte gab es und gibt es 
die verſchiedenſten Beſtattungsarten, wie Erd-, Luft- oder Waſſerbe⸗ 
ſtattung (natürliche Verweſung), Feuerbeſtattung (gewaltſame Auflöſung) 
oder Mumifizierung (künſtliche Erhaltung). Dieſen Arten der Be- 
ſtattung entſprechen auch die Orte der Beiſetzung: Einzel-, Familien-, 
Maſſengräber, gemeinſame Begräbnisplätze gleich den chriſtlichen Fried— 
höfen, Grabſtätten von rieſigen Ausdehnungen wie die Nekropolen bei 
den Etruskern. Meiſt haben die Armen gemeinſame Grabplätze, während 
die Vornehmen und Reichen in Einzeln- und Familiengräbern, oft von 
ſeltener Pracht, ihr Vermögen zur Schau tragen; bei der Einäſcherung 
entſtanden die „Columbarien“, Taubenſchlag ähnliche Räume zur Auf- 
nahme der Aſchenkrüge; vgl. Krieg C.: Römiſche Altertümers § 136 
S. 257. — Schon in den früheſten Zeiten des Chriſtentums entſtehen 
gemeinſame Beerdigungsplätze, hervorgerufen und gefeſtigt durch den 
Glauben an die Auferſtehung und die Gemeinſchaft der Heiligen, durch 
die Verfolgungen und wohl auch durch beſcheidene Vermögensverhältniſſe 
(1 Kor 1, 26); man nennt fie nach dem griechiſchen Worte: coe- 
meteria; im Deutſchen Gottesäcker, Friedhöfe, Kirch⸗ 
höfe, Leichenäcker, Ausdrücke voll Hoffnung; wegen des Aſyl— 
rechtes hießen ſie auch Freithöfe. 

I. „Die Leiber der Gläubigen ſind in einem geweihten 
Friedhöfe zu beerdigen“ Can. 1205 $ 1. 

Erläuterung: 1) Was von den Leibern gilt, muß 
auch auf einzelne Glieder von Katholiken angewendet 
werden A. des hl. Offiziums 3. (6.) Aug. 1897 (ME. X 2 
pag. 4). 

2) In den Kirchen dürfen und ſollen nach gegen⸗ 
wärtigem Rechte nur beſtattet werden die Leiber der Reſidenz⸗ 
biſchöfe, ſowie der Abte und Prälaten mit eigenem Gebiete 
und zwar in der eigenen Kirche; ferner der Leichnam 
des Papſtes, königlicher Perſonen und der Kardinäle Can. 
1205 8 2. 

Außerdem haben das Recht der Kirchenbeerdigung die Leichen 
jener Perſonen, welchen in ihren Amtsvorgängern eine hundertjährige 
Gewohnheit (Can. 5) zur Seite ſteht, wie manche Weihbiſchöfe, regie⸗ 
rende Regularäbte; in den Kirchengrüften die Leichen nicht weniger 
Ordensleute, der Kanoniker von St. Johann in Regensburg (Hugo von 
Walderdorff: Regensburg! S. 196). — Auch die Leichen der Diener 
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und Dienerinnen Gottes, welche im Rufe der Heiligkeit ſtarben, werden 
oft ſchon vor dem biſchöflichen Seligſprechungsprozeſſe in einer Kirche 
oder Kapelle beigeſetzt, ſo der heilige Klemens Maria Hof⸗ 
bauer, deſſen irdiſche Überreſte 1862 in die Kirche Maria-Stiegen 
(Wien) kamen, während der Prozeß 1864 begann; fo der D. G. Kon- 
rad von Parzham, deſſen Leib am 14. Okt. 1912 aus der Kapu⸗ 
zinergruft in die alte St. Annakirche zu Altötting verſetzt wurde, alſo 
vor dem erſten Prozeſſe, welcher am 21. April 1914 begann; vgl. Can. 
2096; Sant are Ii A. M.: Codex pro Postulatoribus pag. 129, 164. 


3) Der Friedhof (Gottesacker, Freithof) ſoll nach 
Möglichkeit geweiht ſein Cann. 1205 § 1; 1206 § 2; 
wenn er nicht geweiht werden kann, ſo muß das Einzelgrab 
geweiht werden Can. 1206 § 3. — Der Friedhof darf nach 
kirchlichen Grundſätzen geweiht werden, wenn derſelbe 
a) den Katholiken ausſchließlich zur Verfügung ſteht, be⸗ 
ſonders wenn ſie Eigentumsrecht an demſelben beſitzen 
Can. 1206 $$ 1 und 2; b) wenn er zum größeren Teile von 
Katholiken benützt wird; c) wenn die Katholiken einen eigenen 
abgeſonderten Teil haben ibi $ 2. Kann ein Friedhof oder ein 
Anteil daran geweiht werden, jo geſchieht die Segnung (bene- 
dictio) nach den liturgischen Büchern, nämlich die feierliche durch 
den Ortsordinarius Can. 1155 nach dem Pontificale Romanum 
(editio typica 1888, Pustet) II pag. 136—150; die einfache 
nach dem Rituale Romanum tit. 8 cp. 29, durch den Ordi⸗ 
narius oder deſſen Bevollmächtigten Can. 1156. — Wenn keine 
der obigen Vorausſetzungen zutrifft, ſo ſind die einzelnen 
Gräber (tumuli) nach den liturgiſchen Büchern jedesmal zu 
weihen Can. 1206 § 3. Das Weihegebet im römiſchen Rituale 
tit. 6 cp. 3 n. 12 muß ſtets gebetet werden: ) wenn der 
Friedhof oder überhaupt die Grabesſtätte (im Krieg, bei 
Seuchen) ungeweiht iſt Can. 1206 $ 3; 6) wenn in einer Kirche 
oder in einem geweihten Friedhofe ein Grab neu ausgemauert 
wurde S. R. C. d. 27. Maii 1876 ad V; d. 4. Sept. 1880 ad I 
(Kunz Chr.: „Die lit. Berr. des Zelebranten“ 1904 S. 264). 
— Wurde das Grab ſchon einmal geſegnet, ſo unterbleibt 
die Segnung, aber auch die Beſprengung und Beräucherung 
des Leichnams und des Grabes R. R. tit. 6 cp. 3 nn. 12 et 13. 
Da jedoch in manchen Gebieten ein eigener Beerdigungsritus 
beſteht, jo dürfte die Beſprengung und Beräucherung wenig⸗ 
ſtens des Leichnams geduldet werden können; vgl. Paſſauer 
Rituale S. 139 


$ 6. Das kirchliche Begräbnis. 437 


) Ein Friedhof kann in ſeinem kirchlichen Gebrauche 
kefhrämtt werden durch das Interdikt und die Ent- 
weihung (violatio) desſelben. 

Iſt die Kirche interdiziert, ſo iſt der kirchliche Trauerritus zwar 
erlaubt, verboten jedoch in der Kirche jede Feierlichkeit, alſo der Geſang 
und das Gepränge in den kirchlichen Gebrauchsgegenſtänden (Paramente, 
Bartuch, Rauchfaß, Lichter), das Läuten der Glocken und das Spielen 
der Orgel und anderer Muſikinſtrumente Can. 2271 n. 2. Iſt die Kirche 
interdiziert, ſo geht das Interdikt über auf die mit der Kirche verbundenen 
Kapellen („sacella contigua“), nicht aber auf den Friedhof; das Interdikt 
des Friedhofs geht nicht über auf die anſtoßende Kirche, wohl 
aber auf alle im Friedhofe errichteten Oratorien Can. 2273, doch dürften 
die öffentlichen Oratorien ausgenommen ſein Can. 1191 N 1. Während 
des Interdikts des Friedhofes iſt die Beiſetzung geſtattet, jedoch ohne 
jeglichen kirchlichen Ritus Can. 2272 8 2. 

Die Entweihung (violatio) eines Friedhofes ge- 
ſchieht wie die einer Kirche durch folgende gewiſſe, allgemein 
bekannte und im Friedhof verübte Handlungen: a) durch das 
Verbrechen einer Tötung; b) durch eine widerrechtliche be— 
deutende Blutvergießung; c) durch gottloſe oder entwürdigende 
Verwendung des Friedhofes; d) durch die Beerdigung eines 
Ungläubigen oder eines Exkommunizierten p. s. Can. 1172 
§1 (oben S. 389). — Die Wiederherſtellung der Gebrauchs⸗ 
fähigkeit (reconsiliatio) geſchehe möglichſt bald gemäß den 
liturgiſchen Büchern (Pontificale Rom. II 163 und 151; 
Rituale Rom. tit. 8 cp. 30: Allerheiligenlitanei; Pſalm 
Miserere, während desſelben Beſprengung; Schlußgebet) 
durch den Vorſtand der Kirche, zu welcher der Friedhof gehört, 
oder mit deſſen Erlaubnis durch einen anderen Prieſter mit 
gewöhnlichem Weihwaſſer Cann. 1207; 1174; 1176 § 1; 
1177. Wurde der Friedhof durch eine Beerdigung entweiht, 
ſo ſollte der Leichnam nach Möglichkeit zuerſt beſeitigt ſein 
Can. 1175, beſonders des ex. vitandus Can. 1242. 


II. Das Eigentumsrecht an Friedhöfen. „Die katholiſche 
Kirche hat das Recht, eigene Friedhöfe zu beſitzen“ Can. 
1206 § 1. Dieſes Recht der Kirche wurde von Anfang 
ausgiebig benützt, vgl. Tertullian: Apologeticum e. 
39; Philoſophumena IX 12; Mommſen: De col- 
leglis et sodalitiis (Kiel 1843); J. 2 D. De religiosis et sump- 
tibus funerum (11, 7). Auch gegenwärtig ſoll dieſes Recht 
überall da gebraucht werden, wo die ſtaatliche Geſetzgebung 
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es zuläßt; ſonſt find die bürgerlichen Friedhöfe gemäß 
Can. 1206 $ 2 zu verwenden und zu ſegnen, wie oben an⸗ 
gegeben wurde. 

1) „Jede Pfarrei ſoll ihren eigenen Friedhof 
haben, außer es wurde vom Ortsordinarius einer für mehrere 
Pfarreien rechtmäßig beſtimmt“ Can. 1208 § 1. Es ſteht nichts 
im Wege, daß in einer Pfarrei mehrere Friedhöfe beſtehen, 
beſonders bei ſelbſtändigen Kirchen („Grabſchaften“). 

2) „Die exemten Religioſen können einen 
eigenen vom gemeinſamen Friedhofe verſchiedenen Gottes⸗ 
acker haben“ ibi $ 2. 

3) „Auch anderen moraliſchen Perſonen oder 
privaten Familien kann vom Ortsordinarius die Anlage 
einer eigenen Begräbnisſtätte erlaubt werden, welche wie 
ein Friedhof zu weihen iſt“ ibi § 3. Selbſtverſtändlich müſſen 
die einſchlägigen Staatsgeſetze berückſichtigt werden, doch 
ſind eigene Begräbnisſtätten, z. B. in Bayern, nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 

4) Eigengrabſtätten (Familiengräber „sepulchra 
particularia“) Can. 1209. 

„In den Pfarrfriedhöfen können die Gläubigen mit 
ſchriftlicher Erlaubnis des Ortsordinarius oder ſeines Be⸗ 
vollmächtigten ſich und den Ihrigen Eigengrabſtätten 
(„sepulchra particularia“) errichten; ebenſo in dem eigenen 
Friedhofe einer moraliſchen Perſon (3. B. eines Kloſters) mit 
ſchriftlicher Erlaubnis des Obern; ja ſie können dieſelben mit 
der gleichen Erlaubnis auch veräußern ($ 1). 

Die Gräber der Prieſter und Kleriker ſollen 
nach Tunlichkeit von den Grabſtätten der Laien geſondert 
und an einem würdigeren Platze gelegen ſein (z. B. in der 
Nähe der Kirche); außerdem ſollen, wo möglich, eigene 
Gräber für Prieſter, eigene für die Geiſtlichen niederen 
Grades (alſo unter dem Prieſter) vorgeſehen ſein (§ 2). 

Auch die Leiber der Kinder (Can. 88 83; 745 § 2 n. J) 
ſollen nach Möglichkeit eigene und von den übrigen ge⸗ 
trennte Plätze und Grabſtätten haben ($ 3)“ Can. 1209; 
R. R. tit. 6 Cc. 1 n. 21; e. 6 n. 1. 

Dieſer Kanon ſteht in Übereinſtimmung mit der bisherigen 
Übung und wird auch von den Staatsgeſetzen anerkannt, bzw. 
nicht behindert, Krick L. H.: Pfarramt Kp. 10, § 3. 
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5) Der Schutz des Friedhofs iſtein äußerer 
und ein innerer, jener, welcher verlangt, daß „jeder 
Friedhof von allen Seiten geſchloſſen und ſorgfältig behütet 
ſei“; Can. 1210, will jede äußere Gefahr durch Menſchen 
oder Tiere fernhalten; dieſer wehrt das Ungeziemende in 
Errichtung und Ausſchmückung der Gräber ab. Can. 1211 
lautet: „Es ſollen die Ortsordinarien, die Pfarrer und die 
zuſtändigen Obern darauf achten, daß in den Friedhöfen die 
Grabdenkmäler mit den Inſchriften (epitaphia), die Grab⸗ 
reden, der Gräberſchmuck nichts an ſich haben, was gegen die 
katholiſche Religion und Frömmigkeit verſtößt“. Hier iſt 
nur die Schattenſeite betont: Was gegen Glauben 
oder gute Sitte iſt, ſoll ferngehalten werden; indes muß es 
Beſtreben der genannten Kirchenobern und der Kirchenver⸗ 
waltungen ſein, den Geſchmack zu läutern und zu veredeln; 
vgl. Reichensperger Aug.: Fingerzeige S. 96; Paſ⸗ 
ſauer MS. 21. 301: „Unſere Landfriedhöfe“; Bretſchnei⸗ 
der Paul: „Der Pfarrer als Pfleger der wiſſenſchaftl. und 
künſtler. Werte“ (1918) S. 95 ff. Directorium de Seoul n. 
349; sodalitas „in ai hoi“. 


e een, , nes Lıchliwen 
Begräbniſſes Un würdigen. Can. 1212 ſieht 
zwei Beerdigungsplätze vor: einen geweihten Ort (Friedhof, 
Gottesacker) für alle jene, denen das kirchliche Begräbnis 
gewährt wird; dann „nach Möglichkeit einen anderen Ort, 
gleichfalls verſchloſſen und bewacht, wo die beerdigt werden, 
denen das kirchliche Begräbnis nicht gewährt wird.“ Dem— 
nach will die Kirche eigentlich zwei Beerdigungsſtätten; doch 
iſt ſie zufrieden, wenn der eine Beerdigungsplatz in zwei 
Abteilungen zerfällt, die jedoch durch Mauern oder Zäune 
oder wenigſtens durch Wege geſchieden ſind. Freilich gibt 
es da von ſeiten der ſtaatlichen Geſetzgebung manche Schwie— 
rigkeiten, ſelbſt dann, wenn der Friedhof Eigentum der Kirche 
(Kirchenſtiftung; Kirchengemeinde) iſt; man betrachtet eben 
die Beiſetzung als ein rein weltliches Geſchäft. 

III. Eigentum an Friedhöfen nach ſtaatlichem Rechte. 

1) Das Eigentum an einem Friedhofe ſteht jener juriſtiſchen 


Perſon zu, welche denſelben anlegt und erhält oder welche es in geſetz⸗ 
mäßiger Weiſe erworben hat. Aus dem Eigentumsrechte am Friedhofe 
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fließen folgende Rechte: a) d. R., Gebühren für Grabplätze zu er⸗ 
erheben (PMS. 5, 278); b) d. R., Gräberklaſſen, jedoch ohne 
Zwang, mit entſprechenden Gebühren einzurichten (vgl. Can. 1209); 
c) d. R., eine Friedhofſatzung („Statut)“ zu erlaſſen, worin 
außer den polizeilichen Maßnahmen alles genau geregelt werden kann, 
wie die Umlaufszeit für Grabbenutzung; der Verfall der 
Grabdenkmäler; die Anordnung von Gräberklaſſen z. B. für 
Kinder, Geiſtliche uſw., die Ernennung und Überwachung der Frie d— 
hofbeamten, z. B. der Totengräber uſw. 


2) In Bayern „obliegen Errichtung und Unterhaltung 
von Begräbnisplätzen den bürgerlichen Gemeinden“; ebenſo 
von „Beſtattungsanſtalten“ (Leichenhäuſer; Verbrennungsöfen), Bayr. 
VU. § 19 J, freilich nur „nach dem öffentlichen Bedürfnis“ § 19 II, d. h. 
ſoweit nicht anderweitige Begräbnisplätze (z. B. kirchliche) oder Beſtat⸗ 
tungsanſtalten (3. B. eines Vereins) genügen. — Neben dieſer Pflicht 
der bürgerlichen Gemeinden beſteht das Recht der Kirche, eigene Fried— 
höfe zu erhalten, zu erweitern und zu errichten, ungeſchmälert fort, 
ja es empfiehlt ſich das, einerſeits wegen der unter 1) angegebenen Rechte, 
anderſeits namentlich in ländlichen Gemeinden wegen der ſonſt under- 
meidlichen Zerſplitterung; ſo gehören zu einer Pfarrei mit einem 
Friedhofe zuweilen 4—6 kleinere Gemeinden. 


3) Eine ſchwere „Dienſtbarkeit“ (Servitut) wird in Bayern den 
kirchlichen Friedhöfen durch die Verfaſſung vom 14. Aug. 1919 § 19 III 
auferlegt: „In Friedhöfen, die nur für einzelne Religionsgemein⸗ 
ſchaften beſtimmt ſind, iſt mangels eines gemeinſchaftlichen Begräbnis⸗ 
platzes die Beifebung Andersgläubiger unter den für ſie üb- 
lichen Formen und ohne räumliche Abſonderung, erforderlichenfalls 
nach Anordnung der zuſtändigen Behörde zu geſtatten.“ Daß Anders⸗ 
gläubigen in Ermangelung eines eigenen oder eines bürgerlichen 
Friedhofes ein Platz in dem Friedhofe eines anderen Bekenntniſſes ein- 
geräumt wird, kann nicht beanſtandet werden. Die beiden anderen Auf- 
lagen gehen zu weit. 

a) Bis zum 14. Aug. 1919 durften nur „die Kirchen“, alſo nur die 
Katholiken und Proteſtanten (letztere prot.-luther., prot.-reformiert, 
uniert) „die für ſie üblichen Formen gebrauchen“ Religionsedikt (RE.) 
vom 26. Mai 1818 $$ 2836; ME. vom 11. und 30. Okt. 1891; nunmehr 
wird ſämtlichen Religionsgeſellſchaften dieſes Recht zugeſprochen, 
auch den nicht- chriſtlichen, ja auch den erbittertſten Gegnern des Religions- 
bekenntniſſes, in deſſen Eigentum der Friedhof ſteht. Dieſe Befugnis 
mag der Staat in den gemeindlichen Friedhöfen einräumen; in 
den religionsgeſellſchaftlichen Friedhöfen iſt die Reichs⸗ 
verfaſſung vom 11. Aug. 1919 Art. 136—138 zu beachten. 


b) In den religionsgeſellſchaftlichen Friedhöfen iſt „die Beiſetzung 
Andersgläubiger ... ohne räumliche Abſonderung zu 
geſtatten“ § 19 III. Dieſe Beſtimmung iſt nunmehr fo auszulegen, daß 
eine entwürdigende Abſonderung unſtatthaft iſt, nicht jede; 
denn das Reichsgericht in Leipzig hat am 11. Nov. 1923 (Archiv f. kath. 
KR. 1924 S. 140) die Beerdigung in der Reihe nicht 
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mehr für erforderlich gehalten; es muß nur hier vermieden werden, 
daß die zugewieſene Grabſtätte ihrer Lage und Umgebung nach einen 
unwürdigen Eindruck mache. Ebenſo urteilte der öſterreich. VGH. a 

23. Jan. 1915 (Haring: KR.s S. 581; Grie ßl: Repertorium 174f. 0 


F. Die Gewährung und Verweigerung des kirchlichen 
Begräbniſſes. 


Quellen: Cann. 1239—42; 2260; 2271; 2275 n. 4; 2350 
e 


I. Allgemeine Geſichtspunkte. Die Ent⸗ 
ziehung des kirchlichen Begräbniſſes iſt ohne Zweifel eine 
einſchneidende Maßregel der Kirche, um ſo einſchneidender, 
je beſſere und eifrigere Glieder der katholiſchen Kirche die 
überlebenden Verwandten des Verſtorbenen ſind. Indes 
iſt die Verweigerung des kirchlichen Begräbniſſes kein Ver— 
dammungsurteil. Papſt Leo J. der Große faßt in ſeinem 
Brief an Ruſtikus, Biſchof von Narbonne (443), die Frage 
kurz zuſammen: „Solcher Perſonen Schickſal iſt dem Urteil 
Gottes zu überlaſſen, in deſſen Hand es lag, daß ihr Tod 
ſich nicht bis zur Wiedererlangung der Kirchengemeinſchaft 
verzögerte. Wir aber können mit jenen, mit welchen wir in 
ihrem Leben keine Gemeinſchaft hatten, nach ihrem 
Tode keine Gemeinſchaft pflegen.“ Daher der Grundſatz: 
„Quibus viventibus non communicavimus, mortuis com- 
municare non possumus“ c. 1 C. 24 9. 2. Die Kirchenge⸗ 
meinſchaft fehlt ſtufenweiſe drei Klaſſen von Menſchen: 
den Nichtgetauften; — den Getauften, welche durch Abfall 
oder Kirchenſtrafe; — den Getauften, welche durch offen- 
kundige Unbotmäßigkeit der Kirchengemeinſchaft verluſtig 
gingen. 

II. Das Begräbnis der Ungetauften. Can. 1239 beſtimmt: 
„Zum kirchlichen Begräbnis ſind nicht zuzulaſſen, die ohne 
Taufe ſterben ($ 1). Die Katechumenen (Glaubensſchüler), 
die ohne eigene Schuld der Taufe beraubt ſterben, ſind den 
Getauften zuzurechnen (§ 2)“. 

Der Wortlaut „qui sine baptismo decesserint“ deutet an, daß nicht 
nur die erwachſenen Ungetauften (Heiden, Moslim, Juden), ſondern 
auch die ungetauften Kinder der Un- und Irrgläubigen, aber auch der 


Katholiken der kirchlichen Beiſetzung entbehren müſſen. — Ausgenommen 
von dieſer Regel ſind: a) die Katechumenen, welche den Mangel 
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der Taufe nicht ſelbſt verſchuldeten; b) die Kinder einer katho⸗ 
liſchen Mutter, welche gleichzeitig oder faſt gleichzeitig mit der 
Mutter ſtarben und im gleichen Sarge mit ihr (sive intra sive extra 
matrem) beigeſetzt werden. — Als „Glaubensſchüler, catechumenus“ 
gilt derjenige, welcher nachweisbar ſeine un- oder irrgläubigen 
Beſitztümer (res superstitiosas) weggeräumt und ſeinen Willen, den 
katholiſchen Glauben anzunehmen, kundgegeben hat; noch mehr der— 
jenige, welcher gleichſam in liturgiſcher Form die Aufnahme ins Kate— 
chumenat erhalten hat, vgl. Directorium de Seoul. n. 99. 


III. „Allen Getauften iſt das kirchliche Begräbnis 
zu gewähren, wenn dasſelbe ihnen vom Rechte nicht aus⸗ 
drücklich entzogen wird“ Can. 1239 § 3. Bei den Getauften 
ſteht die Rechtsvermutung für das kirchliche Begräbnis, jo 
daß nicht einmal ein kirchlicher Oberer es ihnen entziehen 
kann, wenn die Rechtsgrundlage fehlt. 

1) Als ungetauft gelten diejenigen, welche entweder über- 
haupt nicht oder nicht gültig getauft ſind. Wurde aber die Taufe, ſei es 
von Andersgläubigen, ſei es in einer Notlage, ſo geſpendet, daß man an 
der Gültigkeit zweifeln muß, ſo gelten hier die zweifelhaft Getauften 
als getauft, altes Rit. Rom. tit. 2 cp. 1 n. 16. 

2) Die Entziehung des kirchlichen Begräbniſſes durch das Recht 
muß eine ausdrückliche ſein (nisi „express e priventur“); 
die hierher gehörigen Fälle werden im Can. 1240 $ 1 aufgezählt. Des 
kirchlichen Begräbniſſes gingen früher verluſtig die Verächter der Oſter⸗ 
kommunion gemäß c. 12 „omnis utriusque“ X. De poen. et rem. (V 38). 
Stirbt ein ſolch lauer Katholik, fo kann ihm das kirchliche Begräbnis 
nicht ohne weiteres entzogen werden; man muß vielmehr prüfen, ob 
er zu den „peccatores publici et manifesti“ des Can. 1240 § 1 n. 6 
gehört. 

Mag auch im Rechte die kirchliche Beiſetzung ausdrücklich 
für die beſtimmten Fälle (Can. 1240 $ 1) entzogen ſein, jo tritt 
dieſe Strafe doch nicht ein, wenn die fraglichen Perſonen 
vor dem Tode merkliche Zeichen der Reue 
(Bußgeſinnungh) gegeben haben“ Can. 1240 $ 1. 
Rein innere Reuegeſinnung iſt natürlich nicht hin⸗ 
reichend. Doch wenn dieſe Geſinnung nach außen hervortritt, 
3. B. durch ehrerbietiges Küſſen des Kreuzes; durch Hand- 
lungen, Kreuzmachen, an die Bruſt klopfen; durch Gebete, 
durch Verlangen nach dem Prieſter uſw., und wenn dieſe 
Außerungen durch zwei Zeugen und wenigſtens durch einen 
einwandfreien Zeugen bewieſen werden können Cann. 1791; 
779; 800, jo ſind die „merklichen Zeichen der Reue“ („aliqua 
poenitentiae signa“) gegeben. Nach dieſen Vorbemerkungen 
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kommen wir zu den zwei folgenden Klaſſen der des kirchlichen 
Begräbniſſes Beraubten. 


IV. Die zweite Klaſſe umfaßt jene Getauften, welche 
der kirchlichen Gemeinſchaft überhaupt verluſtig gegangen 
ſind; zu dieſen gehören: 


1) „Notorii apostatae a christiana fide; die offenkundigen 
Abtrünnigen vom chriſtlichen Glauben“; 


„Der Getaufte, welcher vom chriſtlichen Glauben vollſtändig ſich 
entfernt, iſt Apoſtat“ (Abtrünniger) Can. 1325 $ 2, auch wenn er „einer 
unchriſtlichen Sekte ſich nicht anſchließt“ (Can. 2314 $ 1); auch wenn der 
katholiſch Getaufte noch vor dem Vernunftgebrauch dem Unglauben 
zugeführt wurde (Can. 1099 $ 2); freilich handelt es ſich dann nicht um 
eine Strafe. Doch muß der Abtrünnige offenkundig ein ſolcher 
fein: apostatae notorii notorietate sive juris sive fact i, 
Can. 2197 nn. 2 et 3, d. h. wenn die Abtrünnigkeit durch rechtskräftigen 
Urteilsſpruch oder durch gerichtliches Geſtändnis (iuris) feſtſteht oder jo 
bekannt iſt, daß kein Wenden und Drehen das Vergehen verdecken kann. 


2) „Sectae haereticae vel schimaticae ... notorie addicti, 
die offenkundigen Angehörigen einer häretiſchen oder ſchis⸗ 
matiſchen Sekte“; 


Was Häretiker, was Schismatiker iſt, legt Can. 1325 
$ 2 dar; indes genügt das nicht, ſondern der Getaufte muß Mitglied 
(Can. 2314 § 1 n. 3), und zwar offen kundiges Mitglied (Can. 
2197 nn. 2 et 3) einer häretiſchen und ſchismatiſchen Sekte fein. Freilich 
kann auch gutgläubigen Häretikern oder Schismatikern das kirch— 
liche Begräbnis nicht gewährt werden, weil ſie eben der communjo ec- 
clesiae entbehren. Getaufte Kinder akatholiſcher Eltern 
dürfen dann katholiſch beigeſetzt werden, wenn ſie niemals förmlich der 
Häreſie oder Schisma ſich anſchloſſen, alſo z. B. proteſtantiſche Kinder 
vor der Konfirmation, vorausgeſetzt, daß die Eltern bzw. die Staats⸗ 
geſetze zuſtimmen und kein Argernis entſteht; über die Bedeutung der 
„Konfirmation“ ſ. Schwarzloſe: D.⸗E. KR. (1924) S. 205 f. 

„Um größere Übel zu verhüten“, darf im äußerſten Notfalle geduldet 
werden, daß in katholiſchen Familiengräbern akatholiſche getaufte Mit⸗ 
glieder der Familie („ratione vinculi consanguinitatis seu matrimonii“) 
beigeſetzt werden, S. Oft. d. 30. Mart. 1859; d. 14. Nov. 1888 (ME. 
VI? pag. 127); die heilige Kongregation fügt die Mahnung bei: „Curent 
Episcopi (Statuum Foederatorum) totis viribus, ut cuneta fiant ad 
normam ss. Canonum; quatenus vero absque scandalo et periculo id 
obtineri non possit, tollerari posse“. 


3) „Seetae massonicae aliisve eiusdem generis societati- 
bus notorie addieti; die offenkundigen Anhänger der Frei⸗ 
maurerei oder gleichgearteter Geſellſchaften“ Can. 1240 § 1 n. 1; 
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An ſich würden ſolche Perſonen erſt bei den Exkommunizierten ein- 
zureihen ſein, indes behandelt ſie der Kodex auch ſonſt zuweilen als eine 
beſondere Gruppe, z. B. Cann. 1065 (Eheſchließung); 693 81 (kirchliche 
Vereine); 1453 (Patronatsrecht). — Die Freimaurerei iſt nach 
dem Freimaurer Ludwig Keller: „Die Freimaurerei“? S. 7 „die 
königliche Kunſt (der kal. Weg) der Humanität“, nach Papſt Leo XIII. 
in feiner Enz. „Humanum genus“ vom 21. April 1884 „eine weit verbrei- 
tete feſtgefügte Geſellſchaft mit Geheim verfaſſung, aufgebaut 
auf den Grundſätzen des Naturalismus, und beſtrebt, die irdiſchen 
Dinge und Einrichtungen des Uber natürlichen vollſtändig zu 
entkleiden, die Offenbarung zu leugnen, die Kirche zu bekämpfen: 
die Ehe und Familie; die Schule und Erziehung und die Staatsgewalt 
zu verweltlichen“. — Die Freimaurerei iſt nach der neueſten Zuſammen⸗ 
ſtellung in der „Allg. Rundſchau“ 1926 S. 355 f. ein Geheimbund mit 
nahezu vier Millionen Mitgliedern in ungefähr 12 000 Logen, mächtig 
durch zuſammenfaſſende Verbindung (Dr. Fr. Uhlmann in Baſel), 
durch wiſſenſchaftliche (Muſeen) und Wohlfahrtseinrichtungen, durch 
ungeheure Geldmittel (z. B. „Ernſte Bibelforſcher“; vgl. „Fels“ 1926 
S. 203 f.) und politiſchen Einfluß (beſonders in England; Dänemark; 
Schweden; Frankreich; Türkei; Verſuche in Jugoſlavien; Bulgarien; 
Tſchechoſlovakei). Die Logen haben von 1911 bis 1925 um 3979, die 
Mitglieder um 1754 153 zugenommen; „Fels“ 21. Jahrgang“ S. 159 f. 

Wenn es ſich nun um den Anhänger einer anderen Geſellſchaft 
handelt, ſo frägt es ſich immer: a) Sucht dieſe G. die Kirche oder die 
rechtmäßigen bürgerlichen Gewalten zu unterwühlen (Can. 2335)? 
b) Iſt dieſe G. der gleichen Art wie die Freimaurerei, alſo vor allem 
eine G. mit Geheimverfaſſung? Wenn beide Fragen mit Ja zu beant⸗ 
worten ſind, fo iſt den offenkundigen Anhängern das Begräbnis zu ver⸗ 
weigern, auch a. s. Can. 1240 n. 1. i 


4) „Excommunicati vel interdieti post sententiam con- 

demnatoriam vel declaratoriam = Exkommunizierte oder 
Interdizierte p. s.“ Can. 1240 § 1 n. 2. 
Bei dieſen beiden Strafen genügt nicht mehr das Offen kundig⸗ 
ſein ſondern es muß ein Verhängungs- oder Erklärungsſpruch des 
kirchlichen Obern oder Richters vorliegen Cann. 2217 $ 1 n. 3; 2220; 
2223 § 4; 2232 § 2; 1576 § 1. Für die Exkommunizierten gilt Can. 2260 
$ 3; für die Interdizierten Can. 2275 n. 4. Iſt ein Exkommunizierter 
mit Zeichen der Reue, aber ohne Abſolution geſtorben, fo ift der „Ritus, 
einen bereits Verſtorbenen zu abſolvieren“ anzuwenden R. R. t. 3 cp. 4; 
für einen verſtorbenen Interdizierten, der Zeichen der Reue gab, iſt 
eine Abſolutionsformel im Rituale nicht vorgeſehen. — Beim ört⸗ 
lichen allgemeinen Interdikt iſt in der Kirche die Bei⸗ 
ſetzungsfeier („mortuorum exsequiae“) geſtattet, freilich ohne Geſang 
und Orgelſpiel, ohne Glockengeläute und in einfacheren Paramenten 
Can. 2271 n. 2; iſt der Friedhof auch interdiziert, fo geſchieht das Be— 
gräbnis ohne kirchlichen Ritus Can. 2272 82. 

V. Die dritte Klaſſe der Begräbnisverweigerung um⸗ 


faßt jene Katholiken, welche durch gewiſſe Vergehen ſich der 
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kirchlichen Beiſetzungsehren unwürdig machen; die Vergehen 
ſind: Selbſtmord; Duell; Leichenverbrennung; ein offen⸗ 
kundiges Sündenleben. 

1) „Qui se ipsi oceiderint deliberato consilio = ah 
Selbſtmord mit Überlegung begingen“ Can. 1240 $ 1 n. 3 


Der Selbſtmord bzw. Selbſtmordverſuch wird vom 
Kodex bei verſchiedenen Gelegenheiten erwähnt: bei der Irregularität 
Can. 985 n. 5; bei den kirchlichen Strafen Can. 2350 $ 2. Der frühere 
Text des R. K. tit. 6 cp. 2 n. 3 betonte, das kirchliche Begräbnis iſt zu 
verweigern „denen, die ſich das Leben genommen haben wegen Verzweif⸗ 
lung oder Zorn, nicht, wenn Geiſtesgeſtörtheit“ (insania) vorlag. Das 
deutſche Wort „Selbſtmord“ ſtimmt mit der Beſtimmung des Kodex 
überein; es muß eine freie und überlegte Tat ſein. Dieſes 
kann am beſten das doppelte Zeugnis des natürlichen und übernatürlichen 
Arztes (Arzt und Seelſorger) dartun; vgl. S. C. S. Off. d. 
16. Maii 1866; PMS. 25 S. 801 ff. (Dr. Fami ller Ignaz); 25 S. 310 
(„Euthanaſie“). — Die Häufigkeit der Selbſtmorde geht Hand in Hand 
mit der Abnahme des Glaubens und der Einfachheit der Sitten, mit der 
Häufigkeit der Eheſcheidungen und der Leichenverbrennung und mit 
der Abnahme des Kinderſegens — ein Zeichen des traurigen Verfalls 
eines Volkes. „Der Tiefſtand des religiöſen Lebens beſitzt in der Selbſt— 
mordziffer einen genauen Gradmeſſer.“ (Wolter). 

Über die Wahrheit dieſer Ausführungen geben die Statiſtiken den 
unwiderleglichen Beweis. „Auf je 100 000 Einwohner in den Jahren 
188190 und 189198 kamen Selbſtmorde in: Sachſen 35,3 bzw. 
30,9; in Spanien 2,4 bzw. 2; in Dänemark 25,5 bzw. 24,3; 
in Irland 2,3 bzw. 2, 9“, Roſt Hans: Beiträge zur Moralſtatiſtik 
(1913) S. 131. Dort findet fich überzeugend dargetan der günſtige Ein- 
fluß der katholiſchen Kirche I. auf den Geburtenrückgang S. 2 ff.; II. auf 
die Eheſcheidungen S. 93 f.; III. auf den Selbſtmord S. 109 f. Das 
Verhältnis bleibt, wenn auch der Weltkrieg mit den nachfolgenden Um- 
wälzungen die Sittlichkeit im allgemeinen bedeutend herabdrückte. 


2) „Mortui in duello aut ex vulnere inde relato = Per- 
ſonen, welche im Duell oder an einer dort erhaltenen Wunde 
ſtarben“ Can. 1240 § 1 n. 4; vgl. Cann. 2351; 984 n. 5; 
985 n. 5. 


Das alte Recht lautete: „Das kirchliche Begräbnis wird verſagt den 
im Duell Sterbenden, mögen ſie auch vor dem Tode Zeichen der Reue 
gegeben haben“ a. R. R. tit. 6 c. 2 n. 4. Die Kirche trat von jeher mit 
Entſchiedenheit und Strenge dem Duellunweſen entgegen; vgl. die Erlaſſe 
der Päpſte Gregor XIV., Klemens VIII., Benedikt XIV., (eingehend 
und ſtreng); Pius IX. und Leo XIII. bei Santi-Leitner: Praelectiones“ 
V 14 nn. 2 sgg. 

a) Duell oder Zweikampf iſt „ein von beiden Seiten 
freiwillig und verabredetermaßen unternommener Sonderkampf“ S. -L. 
C. J. n. 1. Ein Zweikampf auf Anordnung der rechtmäßigen Gewalt 
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gehört nicht hieher; ebenſo nicht ein Kampf zwiſchen zweien, entfacht im 
lodernden Zorne; es fehlt die überlegte Verabredung. 

b) Nach der Erklärung der Konzilsk. für Breslau vom 9. Aug. 1890 
fielen auch die deutſchen „Studentenmenſuren“ unter den 
Begriff „duellum“ mit den Wirkungen der Zenſur (Can. 2351), der 
Irregularität (Cann. 984; 985) und der Begräbnisverweigerung. Nach 
dem Inkrafttreten des Kodex tauchten Zweifel auf an der Fortdauer 
dieſer Erklärung; mit Unrecht gemäß Can. 6 n. 3. Man beruhigte ſich 
nicht einmal mit der Erklärung der gleichen K. für Regensburg vom 
10. Febr. 1923 (AAS. 15, 154), indem man unterſchied zwiſchen „Stu⸗ 
dentenmenſuren mit Gefahr ſchwerer und leichter Verwun⸗ 
dung“. Das veranlaßte die Konferenz der deutſchen Biſchöfe am 20. Aug. 
1924, eine diesbezügliche Frage an die 800. zu ſtellen. Die Antworten 
erfolgten am 4. April und 13. Juni 1925, letztere beſtätigt vom Heiligen 
Vater am 20. Juni 1925: „Den kirchlichen Strafbeſtimmungen gegen das 
Duell unterliegen auch diejenigen, welche die „Beſtimmungs⸗ 
menſuren“ austragen, ob nun Gefahr ſchwerer Verwundung 
vorliegt oder nicht (AAS. 18, 132—138 in Ratisbonensi). In gleicher 
Weiſe haben die Vereinigten Strafſenate des Reichsgerichts zu Leipzig 
am 15. Mai 1926 die Frage, „ob die ſtudentiſche Schlägermenſur Zwei⸗ 
kampf im Sinne des 15. Abſchnittes des II. Teiles des Strafgeſetzbuches 
(s$ 201-210) ſei,“ bejaht, wie der Oberreichsanwalt beantragt 
hatte, Pfarramtsblatt (Eichitätt) 1926 Nr. 20 S. 358 f. 


c) Wir haben die Ausdrücke zu erklären: a) „Mortui in duello = die 
im Duell Geſtorbenen“, dieſes Wort bedeutet nur die Duellanten 
und ihre Beiſt änder Trid. sess. 25 C. 19 d. r., nicht die übrigen mit 
Zenſur Bedrohten, wie die gefliſſentlichen Zuſchauer, wenn ſie auch 
im Duell z. B. durch einen „Blindgänger“ getötet wurden. 8) Dazu 
kommen noch die „mortui ex vulnere inde relato“. Wenn der Getroffene 
auch vom Platze des Zweikampfes entfernt geſtorben iſt, ſo iſt ihm das 
kirchliche Begräbnis zu verſagen; außer der Tod erfolgt ſicher oder wahr⸗ 
ſcheinlich aus einer andern Urſache oder der Verwundete gibt erkennbare 
Zeichen der Reue. Das iſt die große Milderung gegenüber dem Rechte 
vor dem 19. Mai 1918. 


3) „Qui mandaverint suum corpus cremationi tradi- 
Wer den Auftrag gegeben hat zur Verbrennung des eigenen 
Leibes“ Can. 1240 $ 1 n. 5; vgl. Cann. 1203; 2339; Instr. 
S. C. S. Okk. „Cadaverum cremationis praxi“ d. 19. Jun. 
1926 (AAS. 18, 282). 


Die Leichenverbrennung wurde oben (B) eingehend gewürdigt. 
Perſönlich geht des kirchlichen Begräbniſſes nicht verluſtig: a) wer keinen 
Auftrag gab; b) wer den Auftrag vor dem Tode widerrief; e) wer 
zwar den Auftrag gab und ihn nicht ausdrücklich widerrief, aber die 
heiligen Sakramente empfing oder Zeichen der Reue gab, wenn die 
Verwandten die Einäſcherung nicht zuließen auf Grund des Can. 1203 8 2. 
Hat jedoch der Verſtorbene den Auftrag gegeben und ihn nicht wider- 
rufen und keine Zeichen der Reue gegeben, ſo iſt die kirchliche Beiſetzung 
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auch dann zu verweigern, wenn die Einäſcherung nicht erfolgte CC. 
d. 10. Nov. 1925 (AAS. 17, 583). Wird der Leichnam ohne oder gegen 
die Anordnung des Verſtorbenen der Einäſcherung zugeführt, ſo iſt die 
kirchliche Leichenfeier nicht zu verſagen, ausgenommen die kirchliche 
Begleitung bis zum Verbrennungsorte; das Argernis kann durch Dar- 
legung der Tatſachen beſeitigt werden, 8. Off. d. 15. Dec. 1886. — Wenn 
der Leichnam eines Katholiken auf Grund eigener Beſtimmung einge— 
äſchert wird, ſo kommt es für die Verweigerung des kirchlichen Begräb— 
niſſes nicht darauf an, daß der Verlebte ſich religiös betätigt hatte 
oder daß er in der letzten Stunde vielleicht feine Verfügung zurück— 
nehmen wollte. — Wenn die kirchliche Beiſetzung verſagt wurde, ſo 
darf die Aſche weder der kirchlichen Einſegnung noch eines Platzes im 
geweihten Friedhof teilhaft werden; vgl. Can. 1212. Wenn Vertreter 
der Staatsgewalt in feindſeliger Geſinnung gegen die Kirche das 
Gegenteil verlangen, ſo wird es nicht an charakterfeſten Prieſtern fehlen, 
welche durch Verweigerung der Beteiligung und würdige Gegenerklärung 
dem Anſinnen ſich widerſetzen. Natürlich müſſen die Gläubigen perſönlich 
und öffentlich über den Vorzug, den Nutzen und die erhabene Bedeutung 
des kirchlichen Begräbniſſes rechtzeitig aufgeklärt werden 8. Off. d. 
19. Jan. 1926. 


4) „Alii peccatores publici et manifesti = die anderen 
öffentlichen und offenkundigen Sünder“ Can. 1240 $ 1 n. 6; 
vgl. Cann. 1066; 2197; 462 n. 2; 1037; 1045; 1078; 1754; 
191, n RR. R. t. 4 6, 1 n. 8. 


a) Unter die „publici peccatores“ rechnete das alte R. R. tit. 4 
c. 1 n. 8 die „meretrices, concubinarii, foeneratores, magi, sortilegi, 
blasphemi“. Zu den concubinarii gehören auch Katholiken, die in bloßer 
Zivilehe Can. 1078, insbeſondere im Ehebruche („bigami“) lebten Can. 
2356. — b) Wenn ein Menſch im Akte der Tod ſünde ſtirbt, aber 
ſo, daß die Todſünde offenkundig iſt und der Mangel an Reuegeſinnung 
klar zu tage tritt, wenn z. B. ein Mörder, Ehebrecher uſw. bei Ausführung 
der ruchloſen Tat getötet wird, fo gilt er als „peccator publicus et mani- 
festus“, — c) Ebenſo, wenn ein Todſünder mit klarer Erkenntnis ſeiner 
Lage die heiligen Sterbeſakramente nachweisbar verſchmäht (Provinzial⸗ 
konzil von Wien S. 133). — In früherer Zeit waren die Verächter 
der Oſterpflicht, ſei es, daß über ſie das Interdikt vom Eintritt 
in die Kirche verhängt war, ſei es, daß ihr Ungehorſam (daher „Inobe— 
dienten“) allgemein bekannt war, ausdrücklich mit Verweigerung des 
kirchlichen Begräbniſſes beſtraft e. 12 De poen. (V 38), nunmehr müſſen 
fie beurteilt werden nach Can. 1240 § 1 n. 6. 

Es gibt Notfälle, in welchen zwar die Beiſetzung in geweih⸗ 
ter Erde untunlich, jedoch die ſonſtige kirchliche Trauerfeier (elevatio, 
translatio, exsequiae) nicht verſagt wird, ja geboten iſt. Solche Fälle 
können eintreten bei lang andauernder Kälte im hohen Norden; 
bei ausgedehnten Meerfahrten („Waſſergrab“), insbeſondere bei Ab⸗ 
lieferung menſchlicher Leichen an die Anatomie. In dieſen Fällen 
kann die Ausſegnung vorgenommen werden und die Abhaltung des 
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Trauergottesdienſtes; auch ſollen im letzterem Falle die Reſte des menſch⸗ 
lichen Leibes der geweihten Erde übergeben werden, 8. Off. d. 3. (6.) 
Aug. 1907 (ME. X 2 pag. 4). Die Glieder ſollen im Friedhof beigeſetzt 
werden. Iſt das nicht gut möglich, ſo darf in der Nähe der Anatomie 
oder des Krankenhauſes ein paſſender Raum, z. B. im Garten, ausge⸗ 
ſondert und geweiht werden, in welchem die menſchlichen Reſte (auch 
privatim) zu bergen ſind. — Daß den Hingerichteten das kirch⸗ 
liche Begräbnis nicht zu verſagen iſt, erſehen wir aus c. 30 C. 13 9. 2 
(Konzil von Mainz 847). 

Die Kirche ſoll „jegliche Vornahme anatomiſcher Sektionen 
verboten und dadurch das Studium der Medizin beeinträchtigt haben“. 
Dieſe Behauptung iſt eine Erdichtung; freilich hat Papſt Bonifaz VIII. 
das Abkochen der Leichen verboten, aber nur zum Zwecke der Verſendung 
der gewonnenen Knochen an die Verwandten, Donat Joſ. S. J.: „Die 
Freiheit der Wiſſenſchaft“ (1910) S. 216. Der heilige Franz von Sales 
erbat ſich in ſeiner ſchweren Krankheit 1587 zu Padua die Gnade, daß 
ſein Leib nach dem Tode zur Sektion an die Studenten der Medizin 
ausgeliefert werde, M. Ham on: Vie de 8. Frangois de Sales® I 75. 

VI. Begleitumſtände und Folgen der 

Verſagung des kirchlichen Begräbniſſes. 

1) In Zweifelsfällen iſt der Ordinarius zu be⸗ 

fragen; reicht die Zeit nicht aus, ſo hat der Pfarrer (Kirchen⸗ 
vorſtand) die Frage zu entſcheiden. Bleibt trotz genauerer 
Unterſuchung („testimonium utriusque medici“) der Zweifel 
beſtehen, ſo iſt das kirchliche Begräbnis zu gewähren mit 
Beſeitigung des Argerniſſes Can. 1240 § 2, entweder durch 
entſprechende Aufklärung oder durch Gewährung eines ſchlich⸗ 
ten Begräbniſſes mit Ausſchluß der unweſentlichen Feier⸗ 
lichkeiten. 
2) Verbot der Trauergottesdienſte. „Iſt 
jemand vom kirchlichen Begräbnis ausgeſchloſſen, ſo iſt ihm 
damit auch jegliche Beiſetzungs-, ja ſogar die Jahresmeſſe 
zu verſagen, ebenſo die anderen öffentlichen Trauergottes⸗ 
dienſte“ Can. 1241; vgl. Can. 1204. Verboten iſt alſo die 
Trauermeſſe, ob feierliches Amt, ob ſtille Meſſe, auch 
Beimeſſe („missa exsequialis“); ferner der Dritte, Siebente 
und Dreißigſte; endlich auch der Jahrtagsgottesdienſt („w. 
anniversaria“); außerdem alle öffentlichen Trauer⸗ 
gottesdienſte („publica officia funebria“), wie Veſper, Matutin, 
Libera. Erlaubt ſind nur die Privatmeſſen mit Ver⸗ 
meidung des Argerniſſes Cann. 809; 2262 $ 2 n. 2. 

3) Die Erhebung beer digter Leihe; 
Cann. 1242; 1175; 1172; 1207, 1214; 1212. Der Friedhof 
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wird wie die Kirche verletzt durch die Beerdigung eines 
Ungläubigen oder eines Exkommunizierten p. s. Can. 1172 
§1 n. 4; 1207. Darum ſollte vor der Wiederausſöhnung der 
Leib eines ſolchen Verſtorbenen entfernt werden, wenn es 
ohne ſchweren Nachteil geſchehen kann Cann. 1175; 1207. 
Doch ſcheint der Kodex beſonderes Gewicht auf die Entfernung 
des Leibes eines excommunicatus vit andus zu legen 
Can. 1242. Freilich muß auch in dieſem Falle, wie immer, 
die Erlaubnis des Ordinarius vorausgehen Can. 
1214 § 1. Dieſer darf die Erlaubnis nur dann gewähren, 
wenn man den betreffenden Leichnam von den anderen 
Leibern mit Sicherheit unterſcheiden kann, ibi § 2. 

Es liegt nahe, daß auch die Staatsgewalt beſondere Vorſchriften 
für Ausgrabungen von Leichen („Leichenerhebungen, Ent— 
erdigungen, Exhumierungen“) getroffen hat. Abgeſehen von den ge— 
richtlichen Anordnungen der Leichenerhebung SPO, $$ 87 III; 
8891, iſt zur Totenausgrabung notwendig die bezirkspolizei⸗— 
liche Erlaubnis nach vorheriger Begutachtung des Bezirksarztes und 
unter Einhaltung der notwendigen Vorſichtsmaßregeln (Schließung des 
Friedhofes; Fernhaltung unbeteiligter Zuſchauer); vgl. Regierung von 
Niederbayern, Bk. vom 31. März 1874. — Wird eine Leiche ausgehoben 
behufs Überführung, ſo iſt der Pfarrvorſtand ſo rechtzeitig in Kenntnis 
zu ſetzen, daß er an die oberhirtliche Stelle noch berichten kann, E. der 
Reg. von NB. 27. März 1855. Eine ſolche Ausgrabung und Überführung 
iſt bei Leichen der an anſteckenden Krankheiten Geſtorbenen nur nach 
Verlauf eines Jahres vom Tode an zu geſtatten, Bk. 17. Febr. 1888 $ 8; 
vgl. Krick L. H.: Pfarramt Kap. 10 89. 
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II. Kapitel. Der Gottesdienſt. 
Cultus divinus Cann. 1255 - 1321. 


§ 7. Allgemeine Grundſätze. 


Quellen: Cann. 1255 ff., 1999— 2141. Die heiligen 
Zeiten (Cann. 12431254) wurden bereits behandelt. 


J. Begriff und Einteilung. 1) Der Gottesdienſt (Gottes⸗ 
verehrung, Kultus) iſt die äußere Betätigung der Religion 
in Worten und Handlungen. Der Gottesdienſt iſt ſo alt wie 
die Religion und dieſe ſo alt wie die Menſchheit. Es iſt dem 
Menſchen natürlich, ſeine innere Geſinnung gegenüber dem 
Höchſten in äußeren Akten zu betätigen. Wir finden den 
älteſten Gottesdienſt bezeugt in der Geneſis 4, 3 ff. (Kain 
und Abel); 4, 26 (Enos); 8, 20 (Noe); 14, 18 (Melchiſedech). 
Zu der natürlichen Anlage des menschlichen Geiſtes und Her- 
zens kam die unmittelbare Anweiſung und Ermunterung 
durch Gott ſelbſt (cultus naturalis; c. divino-positivus). 
Großartig in ſeiner Art geſtaltete ſich die Gottesverehrung 
im moſaiſchen Geſetze. Dieſem folgte wie das Licht dem 
Schatten, wie die Wahrheit dem Vorbild der chriſtliche Kultus 
der katholiſchen Kirche, Joh 4, 23. 24. 

2) Die Gottesverehrung wird in ihrem Weſen klarer er- 
kannt durch ihre Einteilung. Wir unterſcheiden: 
a) eine wahre und eine falſche, je nachdem ſich die 
Akte auf den wahren Gott oder auf falſche Scheingötter be- 
ziehen; oder je nachdem der wahre Gott in richtiger oder in 
ungeziemender Weiſe verehrt wird. Selbſt der falſche oder 
unpaſſende Kultus beweiſt das Bedürfnis des Menjchen- 
herzens, die innere religiöfe Überzeugung nach außen hin 
zu betätigen. 

b) Der Kult hat entweder Gott unmittelbar zum Ziele 
oder mittelbar in ſeinen Heiligen; der unmittelbar auf 
Gott gerichtete Kult heißt „cultus latriae“; der den 
Heiligen erwieſene Kult dagegen wird „cultus duliae“ ge⸗ 
nannt. Weil ſich die ſeligſte Jungfrau Maria von allen 
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Heiligen durch ihre Würde, Gnaden, Verdienſte und Verherr⸗ 
lichung auszeichnet, heißt der ihr zukommende Kult „cultus 
hyperduliae“. — Der latreutiſche Kult oder die Anbetung 
im eigentlichen Sinne gebührt „der Heiligſten Dreifaltigkeit, 
den einzelnen göttlichen Perſonen, Chriſtus dem Herrn, auch 
unter den ſakramentalen Geſtalten“; die Verehrung (dulia) 
den am Reiche Chriſti im Himmel Teilnehmenden); die „höhere 
Verehrung“ der ſeligſten Jungfrau Maria Can. 1255 $ 1. 

Die Ausdrücke „adoratio, proskynesis“ bedeuten nicht nur die An⸗ 
betung, ſondern auch eine tiefe Verehrung, erzeigt einer geſchöpflichen 
Perſon, während der deutſche Ausdruck „Anbetung“ mit dem cultus 
latriae gleichbedeutend iſt. In der Heiligen Schrift wird das Wort 
„adorare“ im weiteren Sinne gebraucht, z. B. Gn 33, 3 (Jacob adoravit 
Esau .. septies); aber auch im engeren Sinne der eigentlichen Anbetung, 
wie Mt 4, 10; Lk 4, 8. Ebenſo wurden die genannten Ausdrücke im 
klaſſiſchen und ſpäteren Latein und Griechiſch gebraucht; vgl. „adorare 
purpuram“ unter Kniebeugung das Purpurkleid des Kaiſers küſſen 
I ee e 

c) Mit dem Can. 1255 § 2 unterſcheiden wir ferner einen 
„eultus directus et relativus“. Der erſtere be- 
zieht ſich unmittelbar auf die Perſon, der letztere betrifft 
Gegenſtände, welche mit der verehrten Perſon in enger Be— 
ziehung ſtehen, wie Reliquien, Bilder. Der relative 
Kult der Anbetung gebührt demnach den Reliquien und Bil- 
dern des Herrn, während ſonſt der relative Kult der Verehrung 
bzw. der höheren Verehrung am Platze iſt. Darum darf uns 
nicht Wunder nehmen, wenn am Karfreitag der Chor das 
„Eece lignum crucis, in quo salus mundi pependit“ mit der 
Aufforderung beantwortet „Venite, adoremus!“, kurz wenn 
die Rubriken von einer adoratio crucis reden. Darnach richten 
ſich auch die liturgiſchen Vorſchriften für die Verehrung, 
Beräucherung und Beleuchtung der verſchiedenen Reliquien 
und Bilder, Kunz Chriſtian: „Die liturgiſchen Verrichtungen 
des Zelebranten“ S. 9, 93, 125, 158 ff. — Der relative 
Kultus erſtreckt ſich auch auf die Stellverteter Chriſti 
in ſeiner Kirche; ſo wird auch der Fußkuß gegenüber dem 
Papſt, ſeine Bezeichnung als „Sanctissimus Dominus Noster, 
Sanctitas, Beatitudo“, die Kniebeugung vor dem Diözejan- 
biſchof (Caer. Epporum J. I 18 n. 3) u. a. erklärlich. 


1) Vgl. Ludwig von Sybel: „Moſaiken römiſcher Apſiden“ in 
Zeitſchrift für Kirchengeſchichte von Brieger-Beß (1918) S. 273. 
29* 
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d) Wird der Kult im Namen der Kirche von Kult⸗ 
perſonen d. i. von den hiefür eigens beſtellten Perſonen, 
durch Kulthandlungen, welche gemäß Anordnung 
der Kirche Gott, den Heiligen und Seligen ausſchließlich zu 
erweiſen ſind, bezeugt, jo heißt er öffentlich; ſonſt 
privat Can. 1256; vgl. Cann. 205760, 208586. 

II. Die kirchliche Liturgie. „Einzig dem Apoſto⸗ 
liſchen Stuhle kommt es zu, die kirchliche Liturgie zu ordnen 
und die liturgiſchen Bücher gutzuheißen“ Can. 1257. 

1) Liturgie (griech. leiturgia = Staatsleiſtung; 
liturgus = Beamter 1. 6 pr. §S 7 C. Th. 11, 24) iſt die Summe 
der Formen des öffentlichen Kultes bei der heiligen Meſſe 
(Liturgie im engeren Sinne), bei Spendung der Sakramente 
und Sakramentalien, bei den kanoniſchen Tagzeiten (= Bre⸗ 
vier), zugleich regelnd Zeit, Ort, Sprache und Geräte des 
Gottesdienſtes. Der Kern der Liturgie beruht auf der Ein⸗ 
ſetzung Chriſti, während die Apoſtel ihn zur Einführung 
brachten, z. B. Apg 13, 1 ff.; 1 Kor 11, 1-34. Die römiſche 
Liturgie wurde verhältnismäßig wenig geändert und fand 
mit Papſt Gregor I. (7 604) ihren faſt vollſtändigen Abſchluß, 
was die Meßfeier betrifft. Neben der römiſchen Liturgie 
gab es viele andere, ſelbſt in einem Lande verſchiedene, 
ſo daß der Apoſtel Englands, Auguſtinus, ſich höchlich wun⸗ 
derte über eine ſolche Mannigfaltigkeit. Allein der heilige 
Papſt Gregor der Große ſchrieb ihm auf ſeine Anfrage zurück, 
er ſolle von den Liturgien, die er, ſei es zu Rom, ſei es in 
Gallien oder anderswo geſehen, alles prüfen und das Beſte 
behalten (Auguſtin F am Anfang des 7. Jahrh.). Noch um 
1024 beſorgten die beiden Regensburger Domherren, der 
Prieſter Paulus und der ſpätere Biſchof Gebhard III., ein 
Bruder Konrad des Saliers, das „Sacramentarium, Anti- 
phonarium, die initia et fines evangelicarum, apostolicarum 
et propheticarum lectionum“ des Ambroſianiſchen Ritus, 
um ſie neben dem römiſchen Ritus zu gebrauchen; codex 
diplomaticus Episcopatus Ratisbonen., operä Thomae Ried 
1816 n. 149 pag. 141 $ 1. Später aber bemühte ſich 
Rom aus gewichtigen Gründen, die Liturgie einheitlich zu 
geſtalten und die liturgiſche Geſetzgebung dem Apoſtoliſchen 
Stuhl zu reſervieren. Dieſe Bewegung tritt uns nun im 
Can. 1257 in ihrer Vollendung entgegen. Bereits oben (§ 3 
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II2 S. 23) wurde von den Riten und Zeremonien 
gehandelt. Dort finden ſich auch die liturgiſchen Bücher 
für die Meßfeier und Sakramentenſpendung angegeben. 


Für die kanoniſchen Tagzeiten dienen das Breviarium und 
das Martyrologium Romanum. Das Martyrologium oder 
Hagiologium, d. h. das Gedenkbuch der Heiligen, entſtand im 5. Jahrh. 
aus dem Kalendarium. Seine Verwendung in der Prim des Breviers 
iſt ſeit Chrodegang von Metz ( 6. März 766) nachweisbar. Wir beſitzen 
nicht weniger als ſechzehn Martyrologien. In dem von Theod. Mom m- 
ſen veröffentlichten „römiſchen Chronographen“ vom Jahre 354 (Ab⸗ 
handlungen der ſächſiſchen Geſellſchaft der Wiſſenſchaften 1850 S. 547ff.) 
findet ſich das älteſte Verzeichnis der „depositiones martyrum“. Das 
M. Syriacum, um 411 in Edeſſa (Meſopotamien) beendet, befindet 
ſich ſeit 1843 im Britiſchen Muſeum zu London; es iſt arianiſcher Her- 
kunft, deutſch von Egli: Altchriſtliche Studien, Zürich 1887. — Das 
berühmteſte und umfaſſendſte M. iſt das „Martyrologium Hie ron y- 
mianum“, welches in ſeiner jetzigen Geſtalt nach Kruſch in Luxeuil 
nach Duchesne in Auxerre um 628 entſtand. Die Nachrichten über rö— 
miſche Martyrer in demſelben gehen auf einen römiſchen Kalender zurück, 
der wahrſcheinlich ſchon 312 entſtand und bis 422 reicht. Die Bearbeitung 

es M. Hieronymianum in den Acta SS. Nov. II ſtammt von De 
Roſſi-⸗Duchesne; vgl. Quentin: Martyrologes historiques 
du moyen age (Paris 1908); Kellner H.: Heortologie? (1906) ©. 153. 


2) Die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Apoſtoliſchen 
Stuhles für die Ordnung der Liturgie und die Beſtätigung 
der liturgiſchen Bücher, bezieht ſich zunächſt auf den lat ei⸗ 
niſchen Ritus. Indes dürfte Can. 1257 ſich auch auf die 
Liturgie der orientaliſchen Kirchen beziehen wegen 
Can. 257 § 1 Ferreres J. B.: Institutiones II n. 195. 

Dieſe Anſicht wird geſtützt durch die Beſtätigung des „Missale 
Romano-Slavonicum characteribus latinis impressum studio et cura 
Josephi Vajs“ durch Pius XI., SRC. d. 9. Mart. 1927 (AAS. 
19, 156). 

3) Es gibt liturgiſche Andachten, welche genau durch die 
liturgiſchen Bücher geregelt ſind, wie Meſſe, kanoniſche Tag⸗ 
zeiten, Sakramentsſpendung; doch gibt es auch ſolche, deren 
Ausführung mehr der Anordnung der Ordinarien 
überlaſſen ſind, z. B. die verſchiedenen Nachmittagsandachten. 
Hierüber beſtimmt Can. 1259 folgendes: „Gebete und An⸗ 
dachtsübungen ſollen in Kirchen oder Kapellen nicht erlaubt 
werden ohne Prüfung und ausdrückliche Erlaubnis des Orts⸗ 
ordinarius, welcher in ſchwierigeren Fällen die ganze Sache 
dem Apoſtoliſchen Stuhle vorlegen möge ($ 1). Doch „kann 
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der Ortsordinarius neue Litaneien zum öffentlichen 
Gebrauch nicht gutheißen (§ 2)“. 


Nach dieſem Geſetze werden die Litaneien zum öffentlichen Gebrauch 
nur vom Apoſtoliſchen Stuhle gutgeheißen Can. 1390, während der Orts⸗ 
ordinarius jene für den Privatgebrauch zu billigen hat, falls der Privat⸗ 
gebrauch einigermaßen in die Offentlichkeit tritt, z. B. durch Druck oder 
ſonſtige Vervielfältigung Can. 1385 $ In. 2. Für den reinen Privat⸗ 
gebrauch iſt natürlich auch die Erlaubnis des Ordinarius nicht erforderlich. 
— Der Gutheißungsvorbehalt wurde in die Wege geleitet durch das 
Dekret des hl. Off. v. 6. Sept. 1601. Im Laufe der Zeit wurden die 
nicht approbierten Litaneien ſogar durch die 10. Indexregel berührt, 
ſo daß die nicht beſtätigten L. weder öffentlich noch privat geſungen, 
geleſen oder aufbewahrt werden durften (Index libr. proh., Romae 
1877, pag. XVII). — Die Ritenkongregation hat uns durch mehrere 
Dekrete die Grenzen zwiſchen öffentlichem und privatem Gebrauch der 
Litaneien gezeigt. Wird die Litanei in Kirchen oder öffentlichen 
bzw. halböffentlichen Kapellen verrichtet, ſo iſt die Andachtsübung immer 
eine öffentliche, außer die Verrichtung oder das Abſingen der Litanei 
geſchieht von einer einzigen Perſon, an deren Gebet oder Geſang ſich 
ſonſt niemand beteiligt. Sobald aber wenigſtens zwei Perſonen die 
Litanei gemeinſam an heiliger Stätte (wie oben) verrichten, ſo haben 
wir einen öffentlichen Gebrauch, ob nun ein Prieſter oder Kleriker ſich 
beteiligt oder nicht, SRC. dd. 20. Jun. 1896; 11. Febr. 1898, DA. nn. 
3917; 3981. — Die eigentliche Litanei war von alters her die Aller- 
heiligenlitanei (Litaniae communes),) von der wir drei 
amtliche Formen beſitzen: die des Karſamstags, die der Bittage und endlich 
jene des Beiſtandes der Sterbenden. Schon frühzeitig wurde die Litanei 
zur ſeligſten Jungfrau (bauretaniſche Litanei) mit Abläſſen be- 
reichert, Bulle Reddituri d. 11. Jul. 1587 Sixtus’ V. Auch die Namen⸗ 
Jeſu-⸗Litanei iſt namentlich in Deutſchland ſchon ſeit 400 Jahren 
in Gebrauch, indes hat Papſt Pius IX. durch die SRC. vom 8. Juni 1862 
die jetzt beſtehende Formel eigens beſtimmt und Leo XIII. hat ſie durch 
Dekret der Ablaßkongr. v. 16. Jan. 1886 mit Abläſſen bereichert (ME. II 
151). Die für die Diözeſen Marſeille und Autun, ſowie für den Orden 
der Heimſuchung am 27. Juni 1898 gutgeheißene Herz-Jeſu⸗ 
Litanei wurde am 2. April 1899, mit Abläſſen bereichert, auf den 
ganzen Erdkreis ausgedehnt (ME. 11. 56). — Am 18. März 1909 endlich 
gewährte Papſt Pius X. durch Dekret der SRC. die Litanei vom heiligen 
Nährvater Joſe ph (ME. 21, 64—66); vgl. unten beim „Imprimatur“. 


4) „Die Diener der Kirche dürfen in der Ausübung des 
Kultus einzig und allein von den kirchlichen Obern abhängig 
ſein“ Can. 1260. Dieſer Kanon ergibt ſich naturnotwendig aus 
der Stellung der Kirche als vollkommene Geſellſchaft, verſchie— 
den von der Staatsgewalt und unabhängig von derſelben. 


) Die älteſten Litaneien finden ſich in der Epigraphik von 
C. M. Kaufmann (1917) S. 149 ff. 
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In neuerer Zeit mußte Papſt Pius X. in der Enz. „Jam dudum“ 
vom 24. Mai 1911 über die ſchlimme Lage der katholiſchen Kirche in 
Portugal ſich beklagen (ME. 23, 145 ff.). Aber ſchon früher gab es manche 
Staatsgeſetze, welche dem Can. 1260 ſchnurſtracks entgegen ſtanden; 
vgl. die Anordnungen Kaiſer Joſephs II. (Seb. Brunner: Joſeph II., 
1874 S. 134, 168, 185, 202, 262); vgl. das Bayr. „Religionsedikt“ 
(26. Mai 1818) § 76 II: „Zu den Gegenſtänden gemiſchter Natur ge— 
hören u. a.: a) alle Anordnungen über den äußeren Gottesdienſt, deſſen 
Ort, Zeit, Zahl, uſw.; b) Beſchränkung oder Aufhebung der nicht zu 
den weſentlichen Teilen des Kultus gehörigen Feierlichkeiten, Prozeſſionen, 
Nebenandachten, Zeremonien, Kreuzgänge und Bruderſchaften“. 

5) Aufſicht der Ortsordinarien Cann. 1261; 1279; 
336 § 2. Das Aufſichtsrecht und die Aufſichtspflicht der Orts- 
ordinarien hat eine doppelte Seite: Betonung der litur⸗ 
giſchen Vorſchriften und Fernhaltung des 
Ungehörigen. a) „Die Ortsordinarien ſollen darüber 
wachen, daß die kanoniſchen Vorſchriften über den Gottes- 
dienſt eifrig befolgt werden.“ Unter kanoniſchen Vorſchriften 
ſind hier nicht nur die Geſetze des Kodex zu verſtehen, ſondern 
auch jene der liturgiſchen Bücher, welche ja mittelbar durch 
das kirchliche Geſetzbuch anerkannt ſind Can. 2. Dabei dürfen 
und ſollen ſie die Privilegien und rechtmäßigen Gewohnheiten 
berückſichtigen Cann. 4 und 5. Freilich rechtmäßig ſind in 
keiner Weiſe jene Gewohnheiten, welche bei der Darbringung 
des Meßopfers den Rubriken der Ritualbücher ent⸗ 
gegenſtehen Cann. 818; 733; auch nicht, wenn ſie unvordenklich 
ſind Can. 5. — b) Die Wachſamkeit der Ortsordinarien muß 
ſich beſonders darauf erſtrecken, daß nicht „in den 
Gottesdienſt, ſei es öffentlichen oder privaten, oder in das 
tägliche Leben der Gläubigen irgend eine abergläubiſche 
Praxis eingeführt — oder etwas zugelaſſen werde, was dem 
Glauben fremd, der kirchlichen Überlieferung abträglich iſt 
oder auch nur den Schein ſchnöder Gewinnſucht an ſich trägt“ 
Can. 1261 § 1. Dreierlei Mißbräuche müſſen demnach vom 
Kult fern gehalten werden: Aberglaube; Neuerungs⸗ und 
Gewinnſucht. 

Mit beſonderer Sorgfalt wacht der Apoſtoliſche Stuhl (S. Okk.) über 
den liturgiſchen Kultus. Manche Übungen, manche Bilder wer— 
den in der Privatandacht der Gläubigen geduldet, während ſie 
vom amtlichen Kult fern bleiben müſſen, ſo z. B. das Bild des Herzens 
Jeſu ohne Darſtellung des Leibes Chriſti; näheres hierüber unten beim 
„Bücherverbot“ Cann. 1399 n. 5; 1385 $ 1 n. 2., wo der Gegenſtand 
durch Beiſpiele erläutert wird. — Bei verſchiedenen Gelegenheiten ſucht 
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das kirchliche Geſetzbuch der Gewinnſucht zu ſteuern, die kirchlichen 
Gebühren aber aufrecht zu erhalten mit milder Berückſichtigung der 
Dürftigen, Cann. 463 und 1507 $ 1 (Stolgebühren), 736 (Sakraments⸗ 
ſpendung); 1261 $ 1 (gottesdienſtliche Verrichtungen überhaupt); 185; 
727-303 1441-65; 2371; 2392 (Simonie). 

„Wenn der Ortsordinarius Geſetze für ſein Gebiet in 
dieſem (dreifachen) Betreffe erlaſſen hat, ſo ſind alle Reli— 
gioſen, auch die exemten, gehalten, ſie zu beobachten; und 
der Ordinarius iſt berechtigt, ihre Kirchen und öffentlichen 
Kapellen zu dieſem Zwecke zu viſitieren“ Can. 1261 $ 2. 

Durch die genannten Diözeſangeſetze ſind natürlich verpflichtet alle 
Getauften, Kleriker oder Laien, auch die nicht exemten Religioſen, auf 
Grund des Can. 13 § 2; die Exemten unterliegen den diesbezüg⸗ 
lichen Geſetzen und Viſitationen gemäß Can. 1261, doch wären ſie frei, 
wenn eine ausdrückliche Befreiung auch von dieſer Viſitation in ihren 
Priviliegen enthalten wäre Can. 5. Die Kapellen der Kardinäle unter- 
ſtehen der biſchöflichen Viſitation nicht Can. 239 $ In. 18. Vgl. noch 
Cann. 344; 1382 Trid. sess. 21. d. r. c. 8; sess. 22 decretum de obser- 
vandis et vitandis in celebratione missae. 


6) Kirchenordnung. a) Es it Wunſch der Kirche 
gemäß der alten Kirchenordnung, daß die Frauen in der 
Kirche getrennt ſeien von den Männern Can. 1262 $ 1. 
Beſonders bei Neubauten oder Erweiterungen der Kirchen 
läßt ſich dieſer berechtigte Wunſch der Kirche nicht unſchwer 
durchführen. Die „alte Kirchenordnung“ bietet Marucchi 
Orazio: pag. 21 Elementi di Archeol. cristiana (1902). 


b) „Die Männer ſollen in der Kirche und während 
der heiligen Verrichtungen auch außerhalb derſelben ent⸗ 
blößten Hauptes ſein, außer es bringen anerkannte Volks⸗ 
ſitten oder beſondere Umſtände etwas anderes mit ſich; die 
Frauensperſonen aber ſeien bedeckten Hauptes und 
beſcheiden gekleidet, namentlich wenn ſie ſich dem Tiſch des 
Herrn nahen“ Can. 1262 $ 2. 


Die Volksſitte in China, nach welcher Männer beim Gottes- 
dienſt das Haupt bedeckt halten, wurde von der Anweiſung der S. C. de 
Pr. F. v. 18. Oct. 1883 coll. n. 1606, XVI. anerkannt. In Korea dürfen 
die Männer den koreaniſchen Reiſehut (petasus) in der Kirche tragen 
oder ablegen, je nach Gewohnheit, den europäiſchen oder den Schülerhut 
müſſen ſie ablegen. Bei den liturgiſchen Verrichtungen müſſen die er⸗ 
wachſenen Männer die „toga et mang ken“ tragen, beſonders beim 
Empfang der heiligen Kommunion. — Die Frauen müſſen ſtets 
verſchleiert ſein und wie die Männer „Fußbekleidungen, tibialia“ tragen, 
Directorium- Seoul n. 359. — Es iſt klar, daß die ernſte Sorge für die 
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Geſundheit Grund genug fein kann zum Schutze das Haupt zu bedecken, 
ſei es außer-, ſei es innerhalb der Kirche; ſei es in außerordentlichen 
Fällen, ſei es bei länger dauernden Schwierigkeiten. Für Verſeh⸗ 
gänge hat ja die Ritenkongregation auch den Prieſtern eine geziemende 
Kopfdedeckung geſtattet in derartigen Notfällen S. R. C. d. 13. Nov. 
1862. — Daß Kleriker und Laien, welche gemäß Can. 683 liturgiſche 
Kleidung bei geiſtlichen Verrichtungen tragen, auch das Haupt bedecken 
dürfen, wenn Prieſter es können, wie beim Chorgebet, bei Be- 
erdigungen uſw., liegt auf der Hand. 


c) Einen abgeſonderten Platz („locus di- 
stinctus“) in der Kirche haben: «) Die Behörden nach 
ihrer Würde und Ordnung gemäß den liturgiſchen Normen; 
ß) andere Gläubige für ſich und ihre Angehörigen mit 
ausdrücklicher Zuſtimmung des Ortsordinarius Can. 1263 
S1 und 257) der Patron in ſeiner Patronatskirche nach 
Maßgabe des Can. 1455 n. 3. 


Wir haben ſchon bei Can. 1181 geſehen, daß der Zutritt zur Kirche 
für die Gottesdienſte unentgeltlich ſein muß. — In der Kirche 
ſelbſt darf ein eigener Platz eingeräumt werden den Obrigkeiten 
des Staates und des Ortes, wobei die Rangſtufen („dignitas 
et gradus“) maßgebend find. Dabei müſſen die liturgiſchen Geſetze beob- 
achtet werden, welche beſtimmen, daß dieſe Plätze außerhalb des 
Chores und Presbyteriums Cer. Epp. I 11, 12; I 14, 13, nicht durch 
Stufen erhöht und ohne Baldachin ſein müſſen, Thalhofer-Eiſen⸗ 
hofer: Handbuch der kath. Liturgik I. 460. In den beiden Vereinba— 
rungen zwiſchen dem Heiligen Stuhl (Nuntius Luigi Mag⸗ 
lione) und Frankreich (A. Briand) v. 4. Dez. 1926 (AAS. 19, 9—12) 
wurde u. a. beſtimmt, daß „in den Ländern des kirchlichen Schutzrechtes 
Frankreichs (S. 9) und auch in jenen, wo die Kapitulationen abgeſchafft 
ſind oder nicht mehr angewendet werden, der Vertreter Frankreichs am 
Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeſte oder an den ſonſt in Syrien und am 
Libanon herkömmlichen Feſten zum Hochamt eingeladen werde und daß 
ihm ein Ehrenplatz außerhalb und im Angeſichte des Chores oder 
Presbyteriums vorbehalten ſei, ja ſogar innerhalb, wenn der fran⸗ 
zöſiſche Konſulatsplatz innerhalb des Chores uſw. einen feſten und un⸗ 
verrückbaren Beſtandteil des Gebäudes ausmacht.“ Freilich muß dieſer 
Vertreter katholiſch fein und von einer mit den katholiſchen Grundſätzen 
nicht unvereinbaren Geſinnung. Die örtliche Regierung darf ſich nicht 
widerſetzen und Frankreich muß die Geſandtſchaft beim Heiligen Stuhl auf- 
recht erhalten. 

Anderen Katholiken (mit oder ohne ihre Angehörigen) kommt ein 
abgeſonderter Platz nur zu durch ausdrückliche Zuſtimmung des Orts⸗ 
ordinarius, der fie nicht geben darf, wenn für die bequeme 
Unterbringung der übrigen Gläubigen nicht genügend geſorgt iſt, und 
in ſtets widerruflicher Weiſe, mag auch noch ſo viel Zeit ver- 
ſtrichen ſein; doch muß der Widerruf ein rechtmäßig begründeter 
fein Can. 1263 88 2 und 3. Der Erwerb eines geſonderten Platzes durch 
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Erſitzung (praescriptio) iſt zwar nicht ausgeſchloſſen Can. 1511 8 2, 
indes kann auch hier der Ortsordinarius den begründeten Widerruf jeder- 
zeit anwenden Can. 1263 $ 3. 

Einen Ehrenplatz in der Kirche kann eine rechtsmäßige Orts— 
gewohnheit auch dem Patron der Kirche einräumen, natürlich außer 
dem Presbyterium und ohne Baldachin Can. 1455 n. 3. Hier dürfte 
die Widerrufsvollmacht des Ortsordinarius (Can. 1263 $ 3) nicht Platz 
greifen, da die Gewohnheit vom Rechte ſelbſt (Can. 1455 n. 3) anerkannt iſt. 

Can. 1263 ſchließt nicht die Vermietung von Stühlen 
oder Bankplätzen aus zum Nutzen der Kirche. Das iſt nicht eine 
Vermietung des Platzes, auch nicht ein Kauf des Stuhles, ſondern eine 
Vermietung der Stühle. Sind die Stühle beweglich, wie in Rom 
und anderswo, ſo liegt die Sache auf der Hand. In unſeren Gegenden 
nähert ſich die Bankvermietung bedeutend mehr der Platzvermietung, 
doch kann hier vorgebeugt werden durch Wechſel oder Verloſung der 
Plätze. — Die Austeilung und Anweiſung der Kirchen- 
ſtühle iſt nicht Sache der Kirchenverwaltung, ſondern des Kirchenvor— 
ſtandes (Pfarrers) Can. 1184 n. 4. Beſchwerden wegen Benachteiligung 
gehen an die kirchlichen Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden; ſo auch 
in Bayern, KG.. v. 24. Sept. 1912 Art. 53 IV, Frank Joſ.: 
KG. II 221. Vermögensrechtliche Verfügungen und An⸗ 
ordnungen kommen der Kirchenverwaltung zu Cann. 1182—83. Streitig⸗ 
keiten ſind nach Bayeriſchem Rechte Verwaltungsſachen, die im letzten 
Rechtszug von VGH. entſchieden werden KGD. Art. 53 IV; 106 VII; 
VGH. Geſetz Art. 10 Z. 13; Satzung f. d. kirchl. Steuerverbandsvertre⸗ 
tungen i. d. bayeriſchen Diözeſen Art. 17 II Z. 4. 


7) Kirchen muſik Can. 1264. Das kirchliche Geſetz⸗ 
buch betont in dieſem Kanon dreierlei: a) Ferne ſei von der 
Kirchenmuſik alles Unſchickliche („lascivum aut im- 
purum“); b) die liturgiſchen Geſetze hierin ſollen 
beobachtet werden Can. 1264 § 1; c) die Ordensfrauen 
und Schweſtern ſollen, wenn ſie überhaupt erlaubter⸗ 
weiſe die Kirchenmuſik beſorgen, dem Volke unſichtbar 
bleiben ibi § 2. 


a) „Die Muſik, bei welcher ſich, ſei es im Orgel- oder Inſtrumenten⸗ 
ſpiel, ſei es im Geſang Ausgelaſſenes oder Unlauteres einſchleicht, ſollen 
von den Kirchen durchaus ferngehalten werden“ Can. 1264 § 1. Daraus 
ergibt ſich, daß das würdige Spiel von Inſtrumenten ſtatthaft iſt. Un- 
ſchicklich kann die Muſik ſein nach Inhalt und Form; alſo wenn die 
Kompoſition ſelbſt oder die Form der Aufführung das Weltlich-Sinnliche 
der Tanz- oder Operettenmuſik an ſich hat. 

b) Die liturgiſchen Geſetze finden ſich in dem Quellen- 
verzeichnis des Can. 1264 genau angegeben. Sooft der Chor den li— 
turgiſchen Dienſt gegenüber dem Geſange des Prieſters 
(D. A. 3496 ad I) leiſtet, hat er ſich der liturgiſchen Sprache 
(Latein) zu bedienen, alſo bei allen Amtern (missae sollemnes, 
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m. cantatae), bei feierlichem Chorgebet (Matutin, Veſper uſw.). 
Wird der liturgiſche Dienſt durch die Altardiener ganz geleiltet, z. B. 
bei ſtillen Meſſen, ſo können Geſänge auch in der Volksſprache aufgeführt 
werden; auch bei Ausſetzung des Allerheiligſten und Prozeſſionen mit 
demſelben, abgeſehen von den rein liturgiſchen Geſängen. — Die Grund— 
lagen des liturgiſchen Geſanges ſind niedergelegt in den liturgiſchen 
Büchern, alſo im Miſſale, Rituale, Pontifikale, Veſperale uſw.; dieſer 
Geſang iſt Choralgeſang („Gregorianiſcher Geſang“); es iſt 
darum natürlich, daß der Chor den gleichen Geſang einhält; indes iſt der 
mehrſtimmige Geſang (Pierluigi da Paleſtrina; Orlando 
Laſſo, Fin München, beide im 16. Jahrh.) ohne oder mit Inſtrumenten⸗ 
begleitung nicht ausgeſchloſſen, wenn der liturgiſche Text hiedurch keine 
Einbuße erleidet. — Der Chor als liturgiſche Perſon hat die weitere 
Verpflichtung, die ihm zufallenden Texte unverändert, unver⸗ 
tümmelt, ohne Abkürzung wiederzugeben, wenn nicht 
gewiſſe Auslaſſungen eigens geſtattet find; Drinkwelder: „Geſetz 
und Praxis“ S. 125; Schmid E.: S. 19. — Den Chor beſorgen zunächſt 
Kleriker (Psaltai, psalmistae); dann Laien männlichen Geſchlechtes. 
Regeln für den Frauengeſang gibt Eugen Schmid in dem 
Bändchen „Die neuen kirchenmuſikaliſchen Vorſchriften“ 1919 S. 28 an: 
„1. Frauengeſang allein (ohne Miſchung mit Männergeſang) iſt erlaubt. 
2. Die Miſchung von Frauen- und Männerſtimmen beim Volksgeſang 
iſt geſtattet. 3. Die Miſchung von Frauen- und Männerſtimmen im 
Chorgeſang iſt geſtattet; doch ſoll dabei eine angemeſſene Trennung der 
Perſonen durchgeführt werden.“ In allen drei Fällen dürfen Frauens— 
perſonen weder den liturgiſchen Sängerplatz (im Presbyterium, im 
Chorraum vor dem Altare oder in einem abgegrenzten Raume innerhalb 
des Kirchenſchiffes) einnehmen noch liturgiſche Kleidung tragen. — 
Gegen den erſten und zweiten Satz dürfte, abgeſehen von dem Kardinal— 
und Pontifikalgottesdienſt und dem Chordienſt der Kanoniker, keine er- 
hebliche Schwierigkeit beſtehen; hat ja doch bereits Ambroſius 
den abwechſelnden Männer- und Frauenchor für den Pſalmengeſang 
eingeführt, Augustini Confessiones 1. 9 c. 7; Baunard-Bitt!: 
Ambroſius (1873) S. 260. In den Kirchen mit Chorgebet und -Geſang 
darf der ausſchließliche Frauengeſang nur aus gewichtigem Grunde unter 
Anerkennung des Ordinarius ſtattfinden, wobei jede Unordnung zu ver⸗ 
meiden iſt, SRC. d. 17. Jan. 1908 in Angelopolitana (Puebla de los 
Angeles in Mexiko ME. 20, 18 f.). In den V. St. Nordamerikas ſind 
Chorverhältniſſe wie bei uns; darum beleuchtet die A. der S. R. C. d. 
18. Dec. 1908 in Neo-Eboracen. auch unſere Lage. Die Anfrage lautete: 
Iſt ein Kirchenchor, weit weg vom Altar auf dem Orgelraum aufgeſtellt, 
beſtehend aus männlichen und weiblichen Perſonen erlaubt? worauf die 
Antwort erfolgte: „Prout exponitur, negative, et ad mentem“. 
Dieſe „mens“, Abſicht und Anweiſung der Ritenkongregation beſagt: 
Es dürfte angängig ſein, „wenn die Männer von den Frauen und Mädchen 
vollſtändig getrennt ſind, jedes Unzuträgliche vermieden wird und wenn 
die Ordinarien mit ihrem Gewiſſen es vereinbarlich finden“, ME. 20, 537. 
Aus den EE. der Ritenkongregation leuchtet als Richtpunkt hervor: 
Für die Regelung der Kirchenmuſik in allen wichtigen Fragen iſt nicht 
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der einzelne Kirchenvorſtand maßgebend, ſondern der Orts or di— 
narius. Papſt Pius XI. hat in der Sorge für die Kirchenmuſik am 
22. Nov. 1922 in Rom eine Hochſchule errichtet mit dem Rechte, die aka⸗ 
demiſchen Grade zu verleihen (AAS. 14, 623—26). Eine reiche Literatur 
beſchäftigt ſich mit dieſem Gegenſtande; vgl. „Sammlung Kirchen⸗ 
muſik“, herausgegeben von Dr. Karl Weinmann, Direktor der 
berühmten Regensburger Kirchenmuſikſchule (Regensburg, Fr. Puſtet), 
z. B. Otto Drinkwelder: Geſetz und Praxis in der KM. (1914); 
Eugen Schmid: Die neuen kirchenmuſiakliſchen Vorſchriften (1919); 
— auch die Baftoraltheologie' von Schüch-Polz bietet reiche 
Angaben S. 388; ebenſo ME., z. B. 29, 181. 

c) Wenn weibliche Ordensperſonen (Nonnen und Schwe— 
ſtern) die Kirchenmuſik „in ihrer eigenen Kirche oder 
Kapelle“ beſorgen wollen, ſo müſſen vier Bedingungen 
erfüllt fein: ) Die Konſtitutionen dürfen es nicht 
verbieten; 8) ebenſo nicht die liturgiſchen Geſetze; 
y) der Ortsordinarius muß die Erlaubnis geben; 
8) ſie müſſen bei Beſorgung des Geſanges (der Muſik) dem 
Volke unſichtbar bleiben Can. 1264 $ 2. 

Dieſer Paragraph wurde bereits im „Handbuch“ 12 (3. Lief.) $ 22 
S. 448 eingehend erklärt. Die Paſſionsgeſänge (Stellen 8) 
dürfen nicht von einem Kloſterfrauenchor beſorgt werden DA. 2169 ad 4. 


§ 8. Die Teilnahme der Katholiken an dem Gottesdienſte 
Andersgläubiger. 


Quellen: Cann. 1258; 731 $ 2; 1149; 1152; 2259 8§ 2; 
2261 88 2. 3; 2316; 2338 8 2. 


J. Erläuterung. Die Teilnahme am Gottes⸗ 
dienſte („communicatio in sacris sive divinis“) bedarf keiner 
Begriffsbeſtimmung, ſondern nur einer Erklärung. 1) Die 
Teilnahme am Gottesdienſte iſt eine durch 
Taten bekundete Teilnahme am Glauben; denn „lex 
supplicandi respondeat necesse est legi credendi“ (Pius IX. 
in bulla dogmatica de Imm. Cone. 1. 6 diei 10. Dec.). Gibt 
es aber nach dem chriſtlichen Glauben nur „einen Herrn, 
einen Glauben“, ſo gibt es auch nur „eine Taufe“ 
(Eph 4, 5), alſo einen Gottesdienſt. Teilnehmen am 
Gottesdienſte der Andersgläubigen heißt alſo den Glauben 
bezeugen an der Lehre derſelben. — Das kann von dem 
rein bürgerlichen Verkehr mit den Akatholiken 
(ecommunieatio in eivilibus sive profanis) nicht 
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geſagt werden, doch iſt der engere Verkehr mit denſelben 
nicht ohne Gefahr für das Seelenheil, wie das die Heilige 
Schrift (Mt 18, 17; 1 Kor 10, 14 ff.; 2 Kor 6, 14; 2 Joh 10. 11; 
uſw.) und die Erfahrung lehrt. 

2) Wir betrachten hier „die Teilnahme am Gottesdienſte“ 
einzig vom Standpunkt der Katholiken aus, nicht der A nn⸗ 
dersgläubigenz dieſe können ja ihrem Grundſatze 
der freien Forſchung entſprechend unmöglich ſo aus— 
ſchließend ſein wie die katholiſche Kirche, die ſich im Vollbeſitz 
der Wahrheit weiß. Dieſem Grundſatz entſpricht auch ihr 
Verhalten und ihr Verlangen, daß auch die Katholiken 
grundſatzlos die Teilnahme betätigen und gewähren; val. 
Karl von Buchrucker: „Luthers Katechismus“? S. 80 
nn, 275— 76; Zankow St. II S. 105. 

3) Vom katholiſchen Standpunkt aus unterſcheidet man 
die Teilnahme am Kult der Andersgläu⸗ 
bigen (communicatio in sacris activa) und eine Zu— 
laſſung der Andersgläubigen zum katho⸗ 
liſchen Gottesdienſte (früher communicatio in 
sacris passiva genannt). Letzteres Verhalten, die „com- 
municatio passiva“ wurde bereits behandelt: a) bei 
Can. 731 $ 2 (Sakramente) und Cann. 765 n. 2; 795 n. 2 
(Tauf- und Firmpaten); b) bei Can. 809 (Meſſedarbringung; 
vgl. auch Cann. 2262 § 2 n. 2; 1241); e) bei Cann. 1149; 1152 
(Segnungen und Exorzismen); vgl. „Handbuch“ II (4. Lief.) 
S. 17, 73, 365 f.; d) bei Cann. 1239—42 (Begräbnis oben 
S. 441 f.); ferner ſei verwieſen auf die Wirkungen der Ex⸗ 
kommunikation Cann. 2259—67, wobei jedoch die gutgläubigen 
Akatholiken nicht als Beſtrafte, ſondern nur als nicht zur 
Gemeinſchaft Gehörende (extra communionem exsistentes) 
zu betrachten ſind. 

4) Die Teilnahme der Katholiken am Kultus Anders- 
gläubiger kann fein eine eigentliche Kult beteiligung 
(„e. in s. activa“) und eine bloße Anweſenheit 
bei akatholiſchen Kulthandlungen („praesentia passiva seu 
mere materialis“); beide ſind an ſich verboten, doch kann 
letztere geduldet werden. 


II. Die eigentliche Kultbeteiligung iſt 
ſtets verboten; denn „es iſt den Gläubigen nicht erlaubt, in 


462 Der Gottesdienſt. 


irgend einer Weiſe tätig („active“) zu ſein oder teilzu⸗ 
nehmen an den gottesdienſtlichen Verrichtungen der Aka- 
tholiken“ Can. 1258 $ 1. 


Solch eine aktive Beteiligung wäre der Empfang der Sakramente 
bei Häretikern oder Schismatikern, Can. 985 n. 2 (freiwilliger Tauf- 
empfang von Akatholiken bildet eine Irregularität), vgl. Can. 2349 § 1 n. 3; 
Can. 2372 (freiwilliger Empfang der Weihen von einem offenkundigen 
Abtrünnigen, Häretiker oder Schismatiker); ſelbſtverſtändlich auch der 
Empfang des akatholiſchen Abendmahles uſw. Der Eheabſchluß vor dem 
akatholiſchen Religionsdiener als ſolchem iſt verboten Can. 1063 und 
ſtrafbar Can. 2319 § 1 n. 1. 


Die fie e sur vVerleer 
weſenheit kann geduldet werden, einer bürgerlichen Pflicht 
oder Ehrung willen, wegen eines gewichtigen Grundes, den 
der Biſchof im Zweifelsfalle zu billigen hat, bei Begräbniſſen, 
Hochzeiten und ähnlichen Feiern, ſoferne die Gefahr der 
Verkehrung oder des Argerniſſes ferne iſt“ Can. 1258 $ 2. 


Die Beteiligung, welche durch die bloße Anweſenheit ohne 
jede Betätigung geſchieht, kann unter folgenden Vorausſetzungen ge— 
duldet werden: a) die Anerkennung des gottesdienſtlichen Wertes 
der Feier ſcheidet aus; die Beteiligung geſchieht wegen einer ſtaat⸗ 
lichen oder geſellſchaftlichen Pflicht, wie als Beamter 
des Staates oder der Gemeinde; als Vereinsvorſtand oder Mitglied; 
in Rückſicht auf das Verwandtſchafts-, Freundes- oder Abhängigkeits⸗ 
verhältnis (vgl. Can. 2267). Ein Beiſpiel bietet uns Naaman der 
Syrer, 4 Kg 5, 18—19; vgl. 7, 2. 17. — b) Dieſe Pflicht oder „Ehrung“ 
muß ſich ſtützen auf einen gewichtigen Grund (gravis ratio). 


Wäre es gleich, ob der Katholik ſich beteiligt oder nicht; wäre es nur 
rätlicher, ſich zu beteiligen, jo iſt die Teilnahme nicht erlaubt. Na a man 
hätte Einbuße ſeines Amtes beim König zu fürchten gehabt; das war 
ein gewichtiger Grund. — Bleibt ein Zweifel, ſo hat der Biſchof 
(als Glaubensbeſchützer) zu entſcheiden; bei Naaman entſchied der Prophet 
Eliſeus. — c) Iſt eine Verkehrung (Gefährdung des Glaubens) 
oder ein Argernis (für die Katholiken, die Akatholiken, die teil- 
nehmende Perſon ſelbſt) zu fürchten, ſo kann auch die nur körperliche 
Anweſenheit nicht geduldet werden; um ſo mehr wäre die Abſicht 
zu verurteilen, auch durch die bloß materielle Anweſenheit dem afatho- 
liſchen Gottesdienſte Anerkennung zu zollen; vgl. Instructio Vicarii 
Urbis mandato Leonis XIII. parochis Romae d. 12. Jul. 1878 data 
n. 2 (9. Von. 33.0). 


Die Kongregation des heiligen Offiziums hat auf ungezählte An⸗ 
fragen über die „communicatio in sacris“ Aufſchluß gegeben; wir ver⸗ 
weiſen auf das Dire ctorium- Seoul (1923) c. II. nn. 8—24; 
Ferreres J. B.: Theol. mor. 1s (1925) In. 223; ME. IX? pag. 220; 


272; X. 32; 783 151; X 265; Santi- Leitner“ Vnn. 78d. pag. 100. 
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III. Strafen Cann. 2316; 2319; 2338. „Wer in 
irgend einer Form am akatholiſchen Gottesdienſte teilnimmt 
gegen die Vorſchrift des Can. 1258, iſt „der Häreſie verdächtig“ 
Can. 2316. Welche Folgen der „Verdacht der Häreſie“ nach 
ſich zieht, wird im Can. 2315 dargelegt. — „Katholiken, welche 
die Ehe eingehen vor dem akatholiſchen Religionsdiener 
gegen die Vorſchrift des Can. 1063 $ 1, ziehen ſich die dem 
Ordinarius vorbehaltene Exkommunikation zu“ J. s. Näheres 
hierüber vgl. „Handbuch“ II? S. 253—54. 

Wäre ein Abtrünniger excommunicatus vit andus 
und geſtatteten ihm Kleriker wiſſentlich und freiwillig die 
Teilnahme am Gottesdienſte, ſo würden ſie der dem Apoſto— 
liſchen Stuhle einfach vorbehaltenen Exkommunikation J. s. 
verfallen Can. 2338 $ 2. 

Vgl. Enz. Pius' X. „Tribus circiter“ d. 5. Apr. 1906 (ME. 18, 68) und 
Dekret „Mariavitarum“ des heiligen Off. v. 5. Dez. 1906 (ME. 19, 1), 
in welch letzterem der Prieſter Joh. Kowalski und die Maria Fran— 
ziska Kozlowska („Felyxa“), welche die Mariawiterſekte in Polen 
gründeten, als exc. vitandi erklärt wurden. In gleicher Weiſe wurden 
die drei engliſchen ſchismatiſchen Prieſter Arnold Harris Mathew, 
Herbert Ignaz Beale und Arthur Wilhelm Howarth durch 
Motuproprio Pius’ X. „Gravi iamdiu scandalo“ v. 2. Febr. 1911 (ME. 
23, 3) verurteilt. 

Wer exkommunizierte häretiſche oder ſchismatiſche Kleriker 
p. s. zur Feier des Gottesdienſtes wiſſentlich zuläßt, verfällt 
J. s. dem Interdikt vom Eintritt in die Kirche Can. 2338 $ 3. 


§ 9. Die Aufbewahrung und verehrung der heiligſten 
Euchariſtie. 

Quellen: Cann. 1265— 1275; 125 n. 2; 462; 514; 592; 801; 
1255 § 1; 2271—72; 2320. 

I. Zweck der Aufbewahrung. Da „in der heiligen Eucha⸗ 
riſtie unter den Geſtalten von Brot und Wein Chriſtus der 
Herr ſelbſt enthalten iſt, geopfert und genoſſen wird“ (Can. 
801), jo ergibt ſich daraus natürlicherweiſe die Auf be— 
wahrung derſelben zum Zwecke der Kranken- und 
Geſundenkommunion außerhalb der heiligen Meſſe 
(Can. 1270); ſowie der Anbetung, die ſich betätigt vor 
dem verſchloſſenen Tabernakel oder bei Ausſetzung des Aller— 
heiligſten (Cann. 1266; 1272 — 73; 125; 592). Darum ſollen 
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auch die Kirchen mit dem Hochwürdigſten Gute täglich wenig⸗ 
ſtens einige Stunden für die Gläubigen geöffnet ſein, in 
erſter Linie die Pfarrkirchen Can. 1266. Zur würdigen 
Aufbewahrung und Hut (custodia) dienen die Vorſchriften 
des Kodex in den Cann. 1265 ff. 


II. Ort der Aufbewahrung. Unter „Ort“ iſt hier ein 
Dreifaches zu verſtehen: Kirche, Tabernakel und 
Gefäß. 

1) Kirchen und Kapellen als Aufbewahrungs⸗ 
orte. Unter den beiden Vorausſetzungen, daß jemand die 
Sorge für die Euchariſtie (Ewiges Licht, Geſtaltenerneuerung, 
Schmuch auf ſich nimmt (in der Regel ein Prieſter) und daß 
ein Prieſter wenigſtens einmal in der Woche an der heiligen 
Stätte zelebriert, muß oder kann die Euchariſtie auf⸗ 
bewahrt werden. a) Die Euchariſtie muß aufbewahrt 
werden in allen Kathedralkirchen, zu denen die 
Hauptkirchen der Abteien und Prälaturen mit Eigengebiet, 
dann der Apoſtoliſchen Vikariate und Präfekturen gehören, 
ſowie in allen Pfarr- und Miſſionspfarrkirchen; endlich 
in allen Kirchen exemter Männer⸗ und Frauenorden 
Can. 1265 § 1 n. 1. — b) Die Euchariſtie kann mit Er⸗ 
laubnis des Ortsordinarius aufbewahrt werden in den 
Kollegiatkirchen und in den Hauptkapellen (öffent- 
lichen und halböffentlichen) eines den Werken der Frömmig⸗ 
keit oder des Ordenslebens i. w. S. gewidmeten Hauſes 
oder eines kirchlichen Kollegs, welches von Welt- oder 
Ordensklerikern (i. w. S.) geleitet wird Can. 1265 § 1 n. 2. — 
c) Für die übrigen Kirchen bzw. Kapellen iſt ein A peo ſt o⸗ 
liſches Indult notwendig; indes kann auch der Orts⸗ 
ordinarius eine ſolche Erlaubnis geben, freilich nur für eine 
Kirche oder öffentliche Kapelle, nur aus einem rechtmäßigen 
Grunde und nur in einer Aktverleihung („per modum actus“) 
Can. 1265 $ 2. — d) Niemandem iſt es geſtattet, die heilige 
Euchariſtie in ſeiner Privatwohnung aufzubewahren 
oder auf Reiſen mit ſich zu führen Can, 1265 $ 3. 

Sind die zwei Vorausſetzungen gegeben (Obhut und wenigſtens 
wöchentliche Zelebration), jo kann und muß die Euchariſtie auf- 
bewahrt werden in ſolchen Filialkirchen (Erpofitur-, Rektorats⸗, Kurat⸗ 
benefiziums⸗, Lokalkaplaneikirchen), bei welchen ein Prieſter Seelſorge⸗ 
reſidenz hat, denn ſie ſind „Pfarrkirchen“ im Sinne der Cann. 216; 
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476 $ 2; 821 8 2; 1265 5 1 n. 1; dasſelbe dürfte von jenen Seelſorgefilial⸗ 
kirchen gelten, welche durch Beſuch vom Pfarrſitz (excurrendo) aus 
verſehen werden; außer es ließen ſich die Forderungen des Can. 1265 8 1 
nicht durchführen CC. d. 20. Maii 1923 ad VII, saltem vi cousuetudinis 
immemorialis (AAS. 16, 115). — Die Hauptkapellen der Kardinäle, 
Reſidenz⸗ und Titularbiſchöfe bewahren in der Regel 
das Allerheiligſte auf; es läßt ſich dieſe Praxis auch ohne Apoſtoliſchen 
Indult rechtfertigen, wenn man dieſe Reſidenzen als „domus piae“ 
Can. 1265 $ 1 n. 2 betrachtet; aus Can. 1189 allein kann das Recht nicht 
gefolgert werden. — In den erſten chriſtlichen Jahrhunderten und auch 
ſpäter zur Zeit der Verfolgungen durfte die Euchariſtie in Privathäuſern 
nicht nur von Klerikern, ſondern auch von Laien aufbewahrt werden. 
Indes war es ſchon im 4. Jahrhundert Gewohnheit, daß die Aufbewahrung 
an einem heiligen Orte (sacrarium) geſchah Trid. sess. 13 c. 6. 


Hohen weltlichen Würdenträgern wurde zuweilen die Mitnahme 
der Euchariſtie auf Reiſen geſtattet. 

Ein den Werken des Ordenslebens oder der Frömmig⸗ 
keit geweihtes Haus kann mehrere heilige Stätten beſitzen: 
neben der zugehörigen Kirche (ecclesia adnexa) oder der 
Hauptkapelle noch eine oder mehrere Kapellen (oratoria), 
vgl. Can. 1192 § 4. In dieſem Falle kann das Allerheiligſte 
nur in der zu den täglichen Übungen der Frömmigkeit 
benützten Kirche oder (wenn eine ſolche Benützung 
fehlt) nur in der Hauptkapelle aufbewahrt werden 
Can. 1267; „jedes gegenteilige Privileg iſt aufgehoben“ 
Cann. 1267; 4. Sind aber in einem Gebäude mehrere 
getrennte Familien mit eigenen Kapellen, ſo gelten dieſe 
als getrennte Häuſer CC. dd. 2.—3. Jun. 1918 n. V (AAS. 
10, 346). Das gleiche Verbot und dieſelbe Privilegienauf— 
hebung gelten für die Aufbewahrung des Allerheiligſten 
„innerhalb des Chores oder der Klauſur der Ordens— 
frauen“ Cann. 1267; 4; 602. Die Rückſicht auf die Hand⸗ 
habung des Klauſurgeſetzes mag ein Grund für das Verbot ſein. 


2) Die Euchariſtie iſt aufzubewahren an einem Al⸗ 
tare derſelben Kirche oder Kapelle. Das iſt die Regel 
für die ſtändige oder andauernde Aufbewahrung 
(„continuo seu habitualiter“) Can. 1268 $ 1. Daraus ergibt 
ſich, daß die Aufbewahrung zeitweilig aus rechtmäßigem 
Grunde auch an zwei Altären geſchehen kann, ja muß; 
letzteres wenn zur Zeit der Ausſetzung die heilige Kom- 
munion an Kranke oder Geſunde auszuteilen iſt. — Da 
die Aufbewahrung am hervorragendſten und ſchönſten Orte 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 30 
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der Kirche zu betätigen iſt, kommt naturgemäß zunächſt 
der Hochaltar in Frage, außer a) es erſcheint ein anderer 
Ort für die Verehrung und kultmäßige Behandlung des 
Altarsſakramentes bequemer und geziemender; oder b) es 
erheiſchen dies die liturgiſchen Vorſchriften während der 
letzten drei Tage der Karwoche oder in Doms, Kollegiat⸗ 
oder Kloſterkirchen, wo ja die Chorverrichtungen am Hochaltare 
zu vollziehen ſind; in dieſen Ausnahmefällen wählt man eine 
Kapelle oder einen Nebenaltar Can. 1268 §§ 2 und 3. — 
Der Sakramentsaltar ſoll durch Bemühen des Kirchenvor— 
ſtandes in ſeinem beſonderen Schmuck die Gläubigen zur 
Frömmigkeit und Andacht ſtimmen Can. 1268 § 4. 

3) Tabernakel Can. 1269. „Die Euchariſtie muß 
aufbewahrt werden in einem unverrückbaren, in der Mitte 
des Altares gelegenen Tabernakel“ (§ 1). Dieſer 
„Tabernakel ſoll kunſtvoll hergeſtellt, von allen Seiten feſt 
abgeſchloſſen, würdig gemäß den liturgiſchen Geſetzen ge- 
ſchmückt und frei von jedem fremden Zubehör ſein; eine 
eifrige Aufſicht ſoll die Gefahr jeglicher ſakrilegiſcher Ent⸗ 
ehrung ferne halten“ ($ 2). Die Rückſicht auf eine ſolche 
Sicherheit geſtattet, daß „das Allerheiligſte zur Nachtzeit 
aus gewichtigem, vom Ortsordinarius gebilligtem Grund 
außerhalb des Altares an einem ſicheren und würdigen Orte 
aufbewahrt werde, freilich ſtets auf dem Korporale“ (§ 3) 
und mit Beigabe des Ewigen Lichtes (Cann. 1269 § 3; 1271). 
„Der Tabernakelſchlüſſel muß auf das ſorgfältigſte 
von dem Prieſter aufbewahrt werden, dem die Obhut der 
Kirche oder 1 1 5 obliegt; das iſt für dieſen ſchwere Ge— 
wiſſenspflicht“ (§ 4) Can. 1269. 

Aus Can. 1269 10 ſich folgende Weiſungen: a) Das Aller- 
heiligſte darf nicht in einem Sakramentshäuschen aufbewahrt 
werden, außer es beſtände ein Privileg oder eine unvordenkliche Ge⸗ 
wohnheit Cann. 4; 5. — 5) Durch den Ausdruck „in tabernaculo in a- 
movibili“ ſind zwar die „Drehtabernakel“ (t.a versatilia) der 
Rokokozeit nicht unmittelbar getroffen, doch iſt der Wortlaut der 88 1 und 2 
des Can. 1269 ihnen nicht günſtig. — e) Der Bau des Tabernakels muß 
dem Stil des Altars (der Kirche) entſprechen; der gewählte Stoff wird 
in der Regel Holz ſein; bei Stein oder Metall dürfte eine innere Aus⸗ 
kleidung mit Pappelholz ſich empfehlen. Über dem Tabernakel ſoll das 
Kreuz (mit oder ohne Chriſtusleib) prangen oder höchſtens Figuren des 


Erlöſers (Kind, Auferſtandener oder Hirte uſw.). Auf dem Sakra⸗ 
mentsaltare (nicht auf dem Tabernakel hinten an der Wand) darf eine 
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Figur des heiligſten Herzens Jeſu aufgeſtellt werden; ebenſo in einer 
Niſche bei dieſem Altare, nach dem weiſen Urteil des Ordinarius SRC. 
d. 23. Apr. 1926 (AAS. 18, 291). Andere Figuren, Bilder, Reliquien, 
Blumen uſw. gehören nicht auf den Tabernakel. Ebenſo ſoll die Taber⸗ 
nakeltüre durch nichts behindert ſein. Das Innere muß, wenn es nicht 
vergoldet oder dauerhaft geſchmückt iſt, mit weißen Linnen bekleidet ſein. 
Der größte Schmuck iſt die Reinlichkeit und das Fernſein alles Unge- 
hörigen, alſo der leeren Gefäße, der heiligen Ole, Reliquien uſw. Der 
Tabernakel ſelbſt ſoll bedeckt ſein mit einem Mäntelchen (con o- 
peum, Umhüllung) von weißer Farbe oder nach römiſchem Ge- 
brauch von der Tagesfarbe (ſtatt ſchwarz violett) D. A. 3035 ad 10; 
3150; 3456; 3520. — d) Der Tabernakelſchlüſſel, brauchbar und würdig, 
darf nur von dem Prieſter benützt und vom Kirchenvorſtand aufbe— 
wahrt werden; EE. der Ritenkongregation ſchließen den Mesner und 
auch Kloſterfrauen aus D. A. 579; 813; 3448 ad 6; LQS. 1921 S. 625. 
Ein Erſatzſchlüſſel ſollte nicht fehlen Conc. prov. Vienn. pag. 87; 
Schüch-Polz: Paſtoraltheologienß? S. 308. — e) Die Unſicherheit 
nach dem Krieg 1914—18 ließ die Ordinarien Erlaſſe veröffentlichen, 
welche auf eine ſichere Aufbewahrung des Allerheiligſten, namentlich bei 
Nacht, abzielten gemäß Can. 1269 $ 3. — Die Verantwortung für den 
Mißbrauch trägt der Kirchenvorſtand Cann. 2320; 2209 $ 6. 


4) Die Sakramentsgefäße. Der Kodex nennt 
zwei Sakramentsgefäße: pyxis, ostensorium. Die 
„pyxis“ (Speiſekelch oder Ziborium) dient zur 
Aufbewahrung der heiligen Partikeln in einer Zahl, die dem 
Bedürfnis der Kranken und Geſunden entſpricht. Dieſes 
Gefäß ſoll ſein „von feſtem, würdigem Stoffe, rein und mit 
dem Deckel gut verſchließbar, bedeckt mit einem weißen 
ſeidenen und nach Tunlichkeit verzierten Schleier“ (velum) 
Can. 1270. Über das Ausſetzungsgefäß (osten- 
sorium, Monſtranz) enthält der Kodex keine näheren Vor⸗ 
ſchriften Can. 1274. 


a) Die Größe des Speiſekelches richtet ſich nach der Zahl der 
Kommunikanten, indes ſoll das Ziborium nicht zu klein ſein wegen der 
Schwierigkeit der Kommunionſpendung und nicht zu groß, da ja die 
oftmalige Erneuerung der Partikeln vorgeſchrieben iſt. — b) Der 
Speiſekelch muß nicht gerade von Gold oder Silber ſein, es genügt eine 
„materia solida et decens“ (Can. 1270), demnach niemals Glas D. A. 
n. 3511; auch muß wenigſtens das Innere des Bechers vergoldet 
fein Caer. Ep. II. 30 n. 3. — c) Befinden ſich im Ziborium konſekrierte 
Hoſtien, ſo verhüllt das weiße Velum den Deckel und das Gefäß. — 
d) Die Monſtranz (ostensorium) enthält in der Mitte einen mit 
zwei Glaswänden gebildeten Raum für die Aufnahme der in der gol- 
denen oder vergoldeten Lunula gefeſtigten großen konſekrierten Hoſtie. 
ft dieſe Hoſtie nicht zur Anbetung ausgeſetzt, jo wird ſie (ſamt der Lu- 
nula) in einem kleineren Gefäße aufbewahrt, „Custodjſa“ (Repoſi⸗ 

30* 


468 Der Gottesdienſt. 


torium) genannt. Für dieſes Gefäß gelten im allgemeinen die Vor⸗ 
ſchriften des Can. 1270, abgeſehen von Deckel und Velum. — e) Außer 
den genantnen Gefäßen gibt es noch Krankenziborien, ſowie 
auch Krankenpatenenz; erſtere unterſcheiden ſich von dem ge- 
wöhnlichen Speiſekelch nur durch die kleinere Form; letztere ſind Pa⸗ 
tenen mit einer gut verſchließbaren Kapſel in der Mitte zur Aufnahme 
einiger Hoſtien für den Verſehgang. 

III. Kult der Euchariſtie. Das kirchliche Geſetzbuch be- 
rührt hier folgende Punkte: Das Ewige Licht; die Er⸗ 
neuerung der Geſtalten; die Anregung der Gläubigen; die 
Ausſetzung des Allerheiligſten; das vierzigſtündige Gebet. 

1) Das Ewige Licht. „Vor dem Tabernakel mit 
dem Allerheiligſten ſoll wenigſtens eine Lampe Tag und 
Nacht fortgeſetzt brennen, genährt von Olivenöl oder Bienen⸗ 
wachs; wo Olivenöl nicht zu erreichen iſt, ſo kann es nach 
dem weiſen Ermeſſen des Ortsordinarius erſetzt werden durch 
andere Ole, womöglich aus Pflanzenſtoffen“ Can. 1271. Daß 
die Erhaltung des Ewigen Lichtes ſchwere Verpflichtung 
für den Prieſter iſt, der die Obſorge für das Allerheiligſte 
hat, ergibt ſich aus den Cann. 1265 § 1; 1269 § 3; 1271. Der 
Laienmesner oder andere Kirchendiener ſind nur die aus⸗ 
führenden Organe dieſes Prieſters. Der Weltkrieg 1914—18 
hat die Beſchaffung der geforderten Materie für Deutſchland 
und Sſterreich faſt unmöglich gemacht, weshalb die Riten⸗ 
kongregation für den äußerſten Notfall auch Erdöl (Pe⸗ 
troleum), ja ſogar elektriſche Beleuchtung zu dulden gezwungen 
war; vgl. Linzer Diözeſanblatt 1920 Nr. 10. 

2) Die Erneuerung der Geſtalten, ſei es 
für die Kommunion der Gläubigen, ſei es für die Ausſetzung 
des Allerheiligſten ſoll mit friſchen Partikeln und häufig ge⸗ 
ſchehen, wobei die bisherigen vorſchriftsgemäß zu genießen 
ſind, damit ſie ja nicht zuſchaden gehen (periculum corrupti- 
onis). Die Anweiſungen des Ortsordinarius hierüber ſind 
genau zu befolgen Can. 1272. Die Ritenkongregation hat 
die Gewohnheit, Hoſtien, welche im Winter vor drei und im 
Sommer vor ſechs Monaten gebacken wurden, zu konſekrieren 
und den Gläubigen zu verteilen, ausdrücklich verworfen 
D. A. 2650 ad 1, damit eine äußerſte Grenze angebend; die 
genaueren Anordnungen haben die Ordinarien zu treffen. 

3) Anregung zum Euchariſtiſchen Kult. 
„Wem der religiöſe Unterricht der Gläubigen obliegt (Ka⸗ 
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techeten Cann. 1329 ff.; Prediger 1337 ff.; Miſſionäre 1349 ff.; 
ferner Seminarvorſtände 1358; 125; Novizenmeiſter 592; 
559 ff.), darf nichts unterlaſſen, um in ihren Herzen die Liebe 
zum euchariſtiſchen Heiland zu entflammen, beſonders — 
abgeſehen von der Erfüllung des Feſttagsgebotes — zur 
häufigen Anwohnung beim heiligen Meßopfer und zum Be⸗ 
ſuche des Allerheiligſten“ Can. 1273. 

4) Ausſetzung des Allerheiligſten. Man 
unterſcheidet eine private und öffentliche Aus⸗ 
ſetzung; erſtere geſchieht mit dem Ziborium, letztere mit der 
Monſtranz. In jenen Kirchen oder Kapellen, denen das Recht 
der Aufbewahrung zukommt, darf die private Ausſetzung 
aus jedem rechtmäßigen Grunde geſchehen, auch ohne Er— 
laubnis des Ordinarius, die öffentliche aber in allen Kirchen 
(auch öffentlichen Kapellen Can. 1291 § 1) am Fronleichnams⸗ 
feſte und innerhalb der Fronleichnamsfeſtoktave, während 
des Hochamts und der Veſper, ſonſt nur aus einem recht- 
mäßigen ſchwerwiegenden, beſonders einem die Offentlichkeit 
berührenden Grund und mit Erlaubnis des Ortsordinarius, 
auch wenn die Kirche einer exemten Genoſſenſchaft zugehört 
Can. 1274 $ 1 („Handbuch“ I, 3. Lief. $ 23 IV C.) — Die 
Aus⸗ und Einſetzung des Allerheiligſten iſt Aufgabe des 
Prieſters und Diakons; den Segen mit dem Hochwürdigſten 
Gute zu erteilen, kommt ausſchließlich dem Prieſter zu; dem 
Diakon nur dann, wenn er die Wegzehrung im Falle 
einer Notlage oder mit Erlaubnis des Ordinarius oder 
Pfarrers zu Kranken getragen hat Cann. 1274 § 2; 845 8 2; 
nach dem Can. 1274 § 2 iſt auch KR. t. 4 c. 2 n. 10 zu erklären. 


Wenn der Text des Can. 1274 $ 1 lautet „fieri potest expositio pri- 
vata seu cum pyxide ex qualibet iusta causa“, jo iſt damit ſtets nur 
die Zeit außerhalb der heiligen Meſſe gemeint; denn während der heiligen 
Meſſe kann eine Ausſetzung nicht einmal der Ortsordinarius gewähren. 
Mit Recht verbietet Rom bei der missa vera eine Art missa praesanctifi- 
catorum durch Ausſetzung des Allerheiligſten. Ferner ſcheint unwürdig, 
die Ausſetzung des Sanctissimum gleichſam als Schmuck und Anziehungs⸗ 
kraft für das unblutige Kreuzesopfer zu verwenden. Auch die „consuetudo 
longaeva quae difficillime abrumpi posset sine populorum offensione et 
scandalo“ (D. A. vol IV S 12 n. 6; $ 30 n. 24) ließe ſich beſeitigen, wenn 
die Gebührenfrage vollſtändig ausſchiede. Die ſonſtigen liturgiſchen 
Vorſchriften müſſen bei jeder Art der Ausſetzung genau eingehalten 
werden Can. 2. — Die Ausſetzung des Allerheiligſten im Speiſekelch 
(„exp. privata“) geſchieht durch die Offnung des Tabernakels; des öfteren 
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wurde die Herausſtellung des Ziboriums oder deſſen Erhebung auf den 
Ausſetzungsthron verbotenz SRC. DA. 800; 2725 ad 4; 3394 ad 1; 
in Wilnen. d. 16. Febr. 1906 ad II (ME. 18, 60); SCEE. et RR. d. 
9. Dec. 1602 apud Ben. XIV. in Institutionibus n. 30 $ 21. 


Wie ſtets ein ſchwerwiegender Grund zur öffentlichen Ausſetzung 
notwendig iſt, ſo auch ſtets die Erlaubnis des Ortsordinarius, 
auch in den exemten Kirchen, ſelbſt wenn das Volk keinen Zutritt 
hat Can. 1274 $ 1; lex non distinguit. Da im Can. 1274 5 2 dem Diakon 
nach Spendung der Wegzehrung die Segnung mit dem Allerheiligſten 
eingeräumt iſt, jo darf er, fo oft er von einem Kranken mit dem Sanctis- 
simum weggeht, dieſem den Segen ſpenden, ſowie dem Volke vor der 
Einſetzung in den Tabernakel. — Was unfer Kanon von einem „Kran⸗ 
ken“ ſagt, dürfte von jedem Gläubigen in Todesgefahr gelten 
Can. 864 $ 1. 

5) Das vierzigſtündige Gebet. Die „Sup- 
plicatio Quadraginta Horarum“ ſoll: a) jährlich an den mit 
Zuſtimmung des Ortsordinarius feſtgeſetzten Tagen; b) in 
allen Pfarr- und ſonſtigen Kirchen mit dem Sanctissimum; 
c) mit größtmöglicher Feierlichkeit abgehalten werden. Sollte 
wegen beſonderer Schwierigkeiten ohne bedeutenden Nachteil 
und ohne Beeinträchtigung der dieſem hochheiligen Sakra⸗ 
mente gebührenden Ehrfurcht die Andacht in ihrer ganzen 
Ausdehnung nicht gehalten werden können, ſo ſorge der 
Ortsordinarius dafür, daß an beſtimmten Tagen wenigſtens 
einige Stunden nacheinander das Hochwürdigſte Gut in 
feierlicher Weiſe ausgeſetzt werde Can. 1275. Das vierzig⸗ 
ſtündige Gebet iſt näher geregelt durch die „Instructio Cle- 
mentina“ (Klemens VIII. in der Bulle „Graves et diuturnae“ 
d. 15. Nov. 1592) und erinnert an die vierzigſtündige Grabes⸗ 
ruhe Chriſti, B n. XIV.: Inst. 30 § 19. (40 Tage Falten). 


§ 10. Die Beiligen:Bilder: und Reliquienverehrung. 


A. Die Heiligenverehrung. Quellen: Cann. 1276—78; 
1168 § 3; 1191 § 1 (Patrone der Kirchen und öffentlichen 
Kapellen); 1201 § 4 (Altarpatrone); 761 (Taufnamen); 
1999-2141 (Selig⸗ und Heiligſprechungsprozeß). 

J. „Es iſt gut und heilſam, die mit Chriſtus herrſchenden 
Diener Gottes ehrerbietig anzurufen und ihre Reliquien und 
Bilder zu verehren; aber vor allem gegen die ſeligſte Jungfrau 
Maria ſollen alle Gläubigen eine kindliche Hingebung zeigen“ 
Can. 1276. Die Verehrung und Anrufung „der mit Chriſtus 
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Herrſchenden“ ruht auf der Gemeinschaft der Heiligen, wie 
die Dogmatik beweiſt. Alle ſeligen Geiſter ſowie alle abge- 
ſchiedenen Menſchen können privatim verehrt und an- 
gerufen werden, wenn die Anſicht begründet iſt, daß ſie unter 
den mit Chriſtus Herrſchenden ſich befinden; eine ſolche An— 
rufung iſt ohne Zweifel auch dann fruchtbar, wenn die Seele 
noch im Reinigungsorte zurückgehalten iſt; denn eine ſolche 
Seele gehört zu den Freunden Gottes (Gn 18, 22-32; 
19, 21; 4 Kg 3, 14; Job 42, 8; P. Petrus Fernandez y Fer- 
nändez: Cursus theologicus (Madrid, A. Aguado 1892) 
tom. 5. n. 1464 IV. — Die beſondere Verehrung der ſeligſten 
Jungfrau Maria („eultu hyperduliae“ Can. 1255) beruht 
auf ihrer beſonderen Stellung zum Geheimnis der Menſch— 
werdung, dann auf ihrer Gnaden, Tugenden- und Ver⸗ 
dienſtesfülle, wie die Dogmatik lehrt cit. Cursu theol. n. 
1556. 


Kardinal Mercier erbat 1921 vom Heiligen Vater die Dog- 
matiſierung des Satzes: Maria mediatrix omnium gratiarum (Fer- 
nandez n. 1552), worauf Rom für Belgien dieſes Feſt bewilligte, 
welches zum erſten Male am 31. Mai 1921 gefeiert wurde. 

II. Offentliche Verehrung (Can. 1256) darf man 
nur jenen Dienern Gottes erweiſen, welche die Kirche unter 
die Zahl der Heiligen oder Seligen verſetzt hat Can. 1277 § 1. 
Die Heiligen können überall und durch jeden Akt des Heiligen⸗ 
kultes („eultus duliae“ Cann. 1255 § 1; 1277 § 2) verehrt 
werden, die Seligen aber nur dort, wo und inſoweit der 
Papſt es geſtattet hat Can. 1277 § 2. Die Taufnamen können 
von Heiligen und Seligen genommen werden Can. 761; 
Kirchen, Kapellen oder Altäre können Seligen nur mit 
päpſtlicher Bewilligung geweiht werden Cann. 1168 $ 3; 
1191 $ 1; 1201 § 4. Die Kirche verſetzt Diener Gottes unter 
die Seligen und Heiligen gegenwärtig nach den Normen der 
Cann. 1999-2141, früher war das Vorgehen einfacher und 
milder. Zu den Heiligen oder Seligen, denen gegenüber 
öffentlicher Kult geſtattet iſt, dürfen wir auch jene Perſonen 
zählen, welche die liturgischen Bücher als sancti oder beati 
erwähnen, alſo das Meßbuch, Brevier, Pontifikale, Rituale, 
ſowie das von Rom beſtätigte Martyrologium. — Es iſt 
löblich, daß Heilige unter Einhaltung der kirchlichen Vor⸗ 
ſchriften (namentlich des Dekretes der Ritenkongregation 
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v. 23. März 1630, D. A. 3033) zu Patronen von Völkern, 
Bistümern, Provinzen, Bruderſchaften, Ordensfamilien (i. w. 
S.), ſowie anderer Orte und moraliſcher Perſonen erwählt 
werden; freilich erfolgt die eigentliche Beſtellung durch Be⸗ 
ſtätigung des Apoſtoliſchen Stuhles; handelt es ſich um 
Selige, ſo bedarf es hiezu eines beſonderen päpſtlichen Indultes 
Can. 1278; vgl. Schüch-Polz: Paſtoraltheologie!“ 
S. 290 f. 

B. Die Bilderverehrung wird in der kirchlichen Glaubens⸗ 
lehre (3. B. bei P. Petrus Fernandez y Fernändez: Cursus 
theologieus, tom. 5. nn. 1534 sqq.) und Kirchengeſchichte 
genauer dargelegt; indes muß die Anſicht jener zurückgewieſen 
werden, welche meinen, die Bilderverehrung gehöre lediglich 
in das Gebiet der kirchlichen Disziplin, jo daß alſo die Kirche 
vielleicht einmal ein Verbot gegen die Heiligenbilder erlaſſen 
könne; nach der Lehre des zweiten Konzils von Nizäa, des 
vierten von Konſtantinopel und des Tridentinums iſt dieſes 
nicht angängig. Der Kodex regelt die Bilderverehrung in 
den Cann. 1255 $ 2; 1279 —81; 1385; 1399. 

J. Verhütung und Abſtellung von Miß⸗ 
bräuchen. 1) „Niemand darf in Kirchen, auch in exemten, 
oder an anderen heiligen Orten ein ungewöhnliches 
Bild aufſtellen oder aufſtellen laſſen ohne Billigung des 
Ortsordinarius“ Can. 1279 § 1; Trid. sess. 25 de invoec. 
sanct., Urbani VIII. Const. „Sacrosancta Tridentina“ d. 
15. Mart. 1642; D. A. nn. 810; 824. Unter „Bild“ iſt hier 
zu verſtehen ein weltliches oder heiliges; ein gemaltes, ge⸗ 
meißeltes, geſchnitztes uſw. Bild. — Zur öffentlichen Ver⸗ 
ehrung ſind nicht zugelaſſen z. B. Darſtellungen des Herzens 
Jeſu ohne den Leib des Herrn S. Off. d. 26. Aug. 1891; 
Bilder der ſeligſten Gottesgebärerin mit dem Jeſusknaben 
zu ihren Füßen ſtehend; Herz⸗Jeſu⸗Darſtellungen mit dem 
Bild der heiligen Margarita Alacoque (beſondere Erlaubnis 
des Apoſtoliſchen Stuhles notwendig) D. A. 3420; Dar- 
ſtellungen der beiden Herzen Jeſu und Mariä zugleich D. A. 
34921). — „Der Ordinarius billige die öffentliche Aufſtellung 


1) Die Ritenkongregation verbot am 20. Okt. 1922 (AAS. 14, 556) 
neuerdings die Aufſtellung von Bildern („tabulae“) mit Inſchriften und 
Namen verſtorbener Gläubigen in Kirchen oder zum Gottesdienſt be— 
ſtimmten Grüften, wenn deren Leiber dort nicht begraben ſind und nach 
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heiliger Bilder zur Verehrung der Gläubigen nur dann, 
wenn ſie mit der bewährten Gepflogenheit der Kirche über- 
einſtimmen“ Can. 1279 § 2; das gilt z. B. von der Darſtellung 
der drei göttlichen Perſonen. — „Niemals geſtatte der Or⸗ 
dinarius in Kirchen oder anderen heiligen Orten die An- 
bringung von Bildern, welche gegen die Glaubenslehre 
(„falsi dogmatis“) oder gegen die gebührende Schicklichkeit 
und Ehrbarkeit verſtoßen oder die weniger Gebildeten Anlaß 
zu gefährlichen Irrtümern bieten“ Can. 1279 § 3. 


Daß die großen Künſtler der Vorzeit theologiſche Berater zur Seite 
hatten, bedeutete eine Vertiefung und Klärung der Gedanken; es würden 
manche Verſtöße auch ſonſt gut geſinnter Maler ſich auf dieſe Weiſe ver— 
meiden laſſen. Die im Can. 1279 § 3 gerügten Darſtellungen können teils 
auf böſem Willen, teils auf Unverſtand und Ungeſchicklichkeit beruhen. 
Sind die Verſtöße klar, ſo ſind derartige Darſtellungen nicht zuzulaſſen 
oder zu entfernen. Doch, kann man Allegorien oder Anthropomorphismen, 
welche der kirchlichen Überlieferung entſprechen, nicht von der Hand 
weiſen; das Horaziſche „Pictoribus atque poetis — Quidquid audendi 
semper fuit aequa potestas“ darf auch in der kirchlichen Kunſt bei Feit- 
haltung des Weſentlichen nicht ausgeſchaltet werden. — Die Kunſt in der 
Kirche muß belehren und erbauen; führt ſie zum Irdiſchen und Sinnlichen, 
ſo ſind das Auswüchſe; freilich gähnen auch hier zwei Abgründe: Leicht- 
fertigkeit und Angſtlichkeit. Wie verſchieden Kunſtwerke beurteilt 
werden, dafür bietet Michelangelo's „Jüngſtes Gericht“ ein klaſſiſches 
Beiſpiel: Der Künſtler ſelbſt erlebte noch, daß Papſt Paul IV. (1555 —59) 
Caraffa das 1536—41 geſchaffene Werk herunterſchlagen laſſen wollte; 
der Untergang dieſer Schöpfung, „eines der größten Wunderwerke der 
Welt“ wurde durch Daniel da Volterra dadurch verhindert, daß er die 
anſtößigſten Blößen mit Gewandſtücken bekleidete (Fernandez: Cursus 
vol. 5 n. 1538). 


2) Die Vervielfältigung der Heiligenbilder durch Druck 
it geregelt durch die Cann. 1385 § 1 n. 3 und § 2; 1399 n. 12. 
Heiligenbilder, mit oder ohne Gebetstext, bedürfen 
der vorgängigen oberhirtlichen Druckgenehmigung, wenn ſie 
in irgend einer Weiſe durch Druck vervielfältigt und heraus⸗ 
gegeben werden. Doch iſt der Gebrauch von Heiligenbildern 
an ſich nicht verboten, wenn ſie dem Geiſte und den Erlaſſen 
Can. 1205 $ 2 auch nicht begraben werden können; vgl. DA. n. 733. 
Damit iſt nicht geſagt, daß die bisher im guten Glauben angebrachten 
(religiöſen) Erinnerungstafeln mit den Namen der gefallenen 
oder ſonſt verſtorbenen Kriegsteilnehmer aus den Kirchen, öffentlichen 
Kapellen und gottesdienſtlichen Grüften entfernt werden müſſen, zumal 
auch Can. 5 Platz greifen kann. 
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der Kirche nicht entgegen ſind; ſtehen ſie aber hiemit in 
Widerſpruch, ſo iſt auch der Gebrauch ohne weiteres (ipso 
jure) verboten. In Frage kommen Bilder des Herrn, der 
ſeligſten Jungfrau, der Engel und Heiligen, aber auch anderer 
Diener Gottes Can. 1399 n. 12. 

Die Kirche ſieht ſtrenge darauf, daß vor der Seligſprechung eines 
Dieners Gottes demſelben keine liturgiſche Verehrung bezeugt werde; 
deshalb muß auch ein eigener Prozeß „super non cultu“ durchgeführt 
werden Cann. 205760; 2085—86; näheres hierüber in den Werken, 
welche die Selig⸗ und Heiligſprechungsprozeſſe darſtellen, z. B. bei 
Benedikt XIV.: De Servorum Dei Beatificatione et Beatorum 
Canonizatione; Januarius Tram a: Manuale theorico-practicum (Nea- 
poli 1876); Antonius Maria Santarelli O. Min.: Codex pro 
Postulatoribus (3. ed.: Romae 1923) iuxta Aloysium Lauri (ed. 1.) 
et Josephum For nar i (ed. 2.) p. II. tit. 3 pag. 120 sqq. 

II. Weihe der Bilder. Für die Weihe ſind die 
liturgiſchen Bücher maßgebend (Rituale, Pontifikale uſw.). 
Dort wird auch angegeben, wer für die Weihe z u ſtändig 
iſt. Doch iſt die Weihe ſtets dem Ordinarius vorbehalten, 
wenn „Bilder, zur öffentlichen Verehrung ausgeſetzt, feier- 
lich geweiht werden ſollen“; dieſer kann ſie jedoch jedem 
beliebigen Prieſter übertragen Can. 1279 § 4; RR. t. 7 c. 25. 
Dieſer Grundſatz gilt auch für die Kreuze RR. tit. 7 c. 24. 
Die private Weihe der Kreuze und Bilder benötigt nicht 
der Vollmacht des Ordinarius RR. ce. 11. Die Krönung 
eines berühmten Gnadenbildes iſt Sache der höheren Firch- 
lichen Obern (des Papſtes, der Kardinäle und Biſchöfe, der 
Kapitel); vgl. das okkicium „Auxilium Christianorum“ d. 
24. Maii l. 6. 


III. Ausbeſſerung und Verßzuße n 
von heiligen Bildern Cann. 1280; 1164 $ 1; 
1296 § 3. 1) Wie für die Kirchen und heiligen Gerätſchaften 
überhaupt, ſo gelten namentlich auch für die heiligen Bild⸗ 
werke die Regeln der chriſtlichen Kunſt. Koſtbare Bildwerke 
einer Kirche oder Kapelle ſind wie ein koſtbarer Schatz zu 
hüten und zu bewahren. In zarter Sorge beſtimmt darum 
Can. 1280 folgendes: „Koſtbare Bildwerke, nämlich hervor⸗ 
ragend durch Alter, Kunſt oder Verehrung, welche in Kirchen 
oder öffentlichen Kapellen zur Verehrung der Gläubigen 
aufgeſtellt ſind, dürfen im Bedürfnisfalle niemals zur Aus⸗ 
beſſerung gegeben werden ohne ſchriftliche Zuſtimmung des 
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Ordinarius, der vor der Erlaubniserteilung angeſehene Sach⸗ 
verſtändige zu Rate ziehen wird“. — Sind in einem Gebiete 
hierüber auch ſtaatsrechtliche Verordnungen vorhanden, welche 
die Freiheit der Kirche nicht beeinträchtigen, ſo wird der 
Kirchenvorſtand auch dieſe ſich zu Nutzen machen. — 2) Solche 
Bildwerke dürfen und können gültigerweiſe weder ver— 
äußert noch in eine andere Kirche für immer ü ber— 
tragen werden ohne Erlaubnis des Apoſtoliſchen Stuhles 
Can. 1281 § 1. Über die Veräußerung der Kirchen⸗ 
güter im allgemeinen handeln die Cann. 534; 153034; 
2347. Wer ein koſtbares Bildwerk veräußert ohne päpſtliche 
Bewilligung, verfällt der niemandem vorbehaltenen Ex⸗ 
kommunikation Can. 2347 n. 3. 


C. Über die Reliquienverehrung handeln die Cann. 
1281-89; 1298 $ 4; 1200 $ 2 n. 2; 1255 $ 2; 1276; 2326. 
Wir behandeln die Verehrung, Aufbewahrung, Echtheit, 
Veräußerung, Strafen für Mißbrauch. 


J. Verehrung: „Es iſt gut und heilſam, die Über⸗ 
reſte der Diener Gottes zu verehren“ Can. 1276 in Über⸗ 
einſtimmung mit den Glaubenslehren der Kirche (vgl. Cursus 
theol. auctore P. Petro Fernandez y Fernandez 
O. S. Aug. tom. 5 nn. 1522 sqq.). Die Kirche tut es ſelbſt, 
indem ſie für jeden Altar Reliquien von Heiligen als Erfor- 
dernis der gültigen Konſekration verlangt Cann. 1198 § 4; 
1200 § 2 n. 2. — Der Kult der Reliquien iſt aber kein für 
ſich beſtehender, ſondern ein der Perſon, von der die Überreſte 
ſtammen, entſprechender (cultus relativus) Can. 1255 $ 2, 
alſo für das Kreuz ein cultus latriae, für die Gebeine oder 
Ketten des heiligen Petrus ein c. duliae. — Die Verehrung 
betätigt ſich: a) Durch Ausſetzung der Reliquien in 
Kirchen und Kapellen, freilich bei Seligen nur dort, 
wo deren Offizium und Meſſe vom Apoſtoliſchen Stuhle 
geſtattet iſt Can. 1287 $ 3; b) durch ehrerbietiges Küſſen; 
c) durch Feier der heiligen Meſſe in rit. dupl. mit Kredo 
bei Vorhandenſein einer hervorragenden Reliquie Rub. gen. 
Miss. XI; d) durch Tragen der Reliquie in feierlicher Pro⸗ 
zeſſion, aber nur die Reliquie des Herrn unter einem Trag⸗ 
himmel (bei Seligen iſt ein eigenes Indult vonnöten 
Can. 1287 § 3); e) durch Erteilung des Segens mit der 
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Reliquie; vgl. Schüch-Polz 17 S. 367f.; f) durch Feier 
des Reliquienfeſtes am 5. Nov., wenn und wie es für eine 
Diözeſe oder eine Religioſenfamilie geſtattet iſt. Sowohl 
bei der Verehrung als auch bei der Veräußerung uſw. ſpielt 
der Unterſchied zwiſchen hervorragenden und ge— 
wöhnlichen Reliquien eine bedeutende Rolle. Als he r- 
vorragende Reliquie (insignes reliquiae) der Heiligen 
und Seligen gelten der Leib, das Haupt, ein Arm, ein Vorder⸗ 
arm, ein Bein oder jener Körperteil, an dem der Blutzeuge 
die Pein erduldete, vorausgeſetzt, daß er ganz und nicht 
klein iſt“ Can. 1281 § 2. 

II. Aufbewahrung. Die hervorragenden 
Reliquien können nicht in Privatkapellen oder in Wohnungen 
aufbewahrt werden ohne ausdrückliche Erlaubnis des Orts- 
ordinarius; die übrigen dürfen zu Hauſe aufbewahrt oder 
andächtig von den Gläubigen getragen werden, natürlich 
beides mit geziemender Ehrerbietung Can. 1282. — Wenn 
die Reliquien ausgeſetzt werden, jo müſſen ſie in Behält⸗ 
niſſen oder Kapſeln („Reliquiarien“, Reliquienſchrein) 
verſchloſſen und verſiegelt ſein Can. 1287 § 1. Dabei ſoll der 
Kreuzpartikel ſtets ein eigenes Behältnis haben, getrennt 
von den übrigen Reliquien der Heiligen ibi $ 2. — Die Re⸗ 
liquien des heiligen Kreuzes, welche ein Biſchof im Bruſt⸗ 
kreuz vielleicht trägt, werden mit ſeinem Tode Eigentum 
der Kathedralkirche zur Benützung für den Nachfolger-Biſchof; 
ſtand der verewigte Biſchof an der Spitze mehrerer Diözeſen, 
ſo fallen ſie jener Diözeſe zu, in welcher er ſtarb oder die er 
zuletzt verließ, wenn er außerhalb ſeiner Bistümer mit Tod 
abging Can. 1288; vgl. Can. 1299 $ 1. 

III. Echtheit. 1) Eine öffentliche Verehrung in 
Kirchen (auch exemten) kann man nur jenen Reliquien 
zollen, deren Echtheit durch eine Authentik d. h. durch 
ein unbeſtreitbares Zeugnis feſtſteht. Zur Ausſtellung eines 
ſolchen Zeugniſſes ſind befugt: die Kardinäle, die Orts⸗ 
ordinarien (die Generalvikare kraft eines Spezialmandats) 
oder andere Geiſtliche, welche das Apoſtoliſche Indult, Authen⸗ 
tiken auszuſtellen („authenticandi“) erhalten haben. Can. 
1283 §§ 1 und 2. 


„Die Grundlage für die Erteilung der Erlaubnis, eine Reliquie 
öffentlich zu verehren, bildet das Tridentinum sess. 25 De invocatione 
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veneratione et reliquiis sanctorum, wo beſtimmt wird: „Keine neuen 
Reliquien ſind zuzulaſſen, außer es hat ſie der Biſchof geprüft und ge⸗ 
billigt, welcher nach Beratung mit Theologen und anderen frommen 
Männern die Entſcheidung trifft nach den Regeln der Wahrheit und 
Frömmigkeit;“ nur in Zweifelsfällen ſoll das Provinzialkonzil entſcheiden, 
eine Neuerung nur nach Befragen des Papſtes. — Der „Biſchof“ iſt hier 
der Ortsordinarius, auch für die Ordenskirchen, 800. in Olo- 
mucen. d. 7. Jun. 1755. Freilich gilt das Urteil nur für das Gebiet des 
Ausſtellenden; ein anderer Reſidenzbiſchof kann und wird ſie aner— 
kennen, doch iſt er nicht verpflichtet. Can. 1283 hat die kacultas authenti- 
candi ausgedehnt auf alle Kardinäle und auf die übrigen Orts— 
ordinarien (Can. 198 8 2), auf den Generalvikar nur mit Spezial⸗ 
mandat 1283. Auch ein Titularbiſchof kann eine Authentik 
ausſtellen, doch nicht für die öffentliche Verehrung. Die Ge— 
neralpoſtulatoren („Postulatores“ Cann. 2004 ff.) beſitzen ge- 
wöhnlich die Erlaubnis authenticandi, doch muß der Inhaber laut 
des päpſtlichen Indultes bezeugen, daß die Vollmacht auch für den 
öffentlichen Kult gegeben iſt. 


2) Aufgaben der Ortsordinarien hin⸗ 
ſichtlich der bisher verehrten Reliquien 
Cann. 1284-85: a) Stellt ſich heraus, daß die bisher ver⸗ 
ehrten Reliquien echt ſind (Verſchluß und Authentik oder 
ſonſtige Beweiſe), ſo ſind ſie in ihrer bisherigen Verehrung 
zu belaſſen. — b) Handelt es ſichum alte Reliquien, 
jo ſind dieſelben in der bisherigen Verehrung zu be- 
laſſen, auch wenn ſie der Authentik entbehren (auch in den 
Römiſchen Baſiliken ſind ſolche: die Krippe in S. Maria 
Maggiore; der Abendmahlstiſch in St. Johann im Lateran; 
das heilige Antlitz in St. Peter; Petri Ketten in S. Pietro 
in Vincoli, ME. 16, 324); außer in einem beſonderen 
Falle läßt ſich durch ſichere Beweiſe feſtſtellen, daß fie 
falſch oder unterſchoben ſind Can. 1285 § 2; S. C. Indulg. 
d. 14. Sept. 1904 in Palentina (ME. 16, 493). — c) „Heilige 
Reliquien, deren Echtheitszeugniſſe durch bürgerliche Um— 
wälzungen oder andere Zwiſchenfälle verloren gingen, dürfen 
zur öffentlichen Verehrung nicht ausgeſetzt werden ohne das 
vorausgehende Urteil des Ortsordinarius (mit Spezial- 
mandat auch des Generalvikars)“ Can. 1285 § 1. Im zweiten 
Falle dauert die öffentliche Verehrung ununterbrochen fort, 
hier Aber tritt durch die Umwälzung eine Unterbrechung ein, 
die möglicherweiſe auch eine Zerſtreuung oder Vermiſchung 
der Reliquien mit gewöhnlichen Überreſten bewirkte; vgl. das 
Schicksal der Reliquien der heiligen Eliſabeth von Thüringen; 
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die ſorgfältige Unterſuchung der Überreſte des heiligen Johan⸗ 
nes Nepomuk („Johannes von Nepomuk“ von Dr. J. Weiß⸗ 
kopf in LOS. 1926: 72, 264, 481 ff.). — d) „Wiſſen Orts⸗ 
ordinarien mit Sicherheit, daß eine Reliquie nicht 
echt iſt, ſo ſollen dieſelben in kluger Weiſe ſie der Ver⸗ 
ehrung der Gläubigen entziehen“ Can. 1284. A. Ver⸗ 
meerſch 8. J. bezeugt, daß mehrere falſche Reliquien in 
Rom (wo er ſeit Jahren im Lehramt tätig iſt) unterdrückt 
wurden, Epitome II 612. — e) Die Reliquienfrage ſoll mit 
Zartheit („prudenter“) behandelt werden; darum ſchärft 
Can. 1286 die Wachſamkeit der kirchlichen Oberhirten: „Die 
Ortsordinarien ſollen es nicht dulden, daß Streitfragen über 
die Echtheit heiliger Reliquien, beſonders in Predigten, 
Büchern, Zeitungen oder ſonſtigen Erbauungsſchriften auf 
Grund bloßer Vermutungen, aus nur Wahrſcheinlichkeits⸗ 
gründen oder vorgefaßten Meinungen ausgetragen werden, 
namentlich in Worten, die Spott und Hohn verraten.“ 


Auf den erſten Blick ſieht man, wie weiſe und maßhaltend die An- 
weiſungen des Kodex ſind. Die Reliquienverehrung iſt ſo alt wie das 
Menſchengeſchlecht, entſpricht den Grundſätzen der Heiligen Schrift 
und den Bedürfniſſen des menſchlichen Herzens. Die Gebeine des Eliſäus 
waren totenerweckend 4 Kg 13, 20—21; Prd 48, 14—15; des Heilands 
Kleid ſuchte man zu berühren; denn eine Kraft ging von ihm aus Lk 6, 19; 
8, 44—48. Den Schatten des Petrus (Apg 5, 15) und die Schweißtücher 
des Paulus (Apg 19, 12) ſuchte man zu erreichen, denn man ſah ihre 
Heilkraft. Dem Menſchenherzen iſt es eigen, Andenken an liebe und 
verehrte Verſtorbene aufzubewahren. So ſehen wir, daß Menſchen, 
welche der katholiſchen Kirche „Knochenanbetung“ vorwerfen, ſelbſt 
zu den „Luther⸗Reliquien“ nach Worms oder auf die Wartburg oder zu 
den „Goethe-Reliquien“ nach Düſſeldorf wallfahren; vgl. Nilkes 
Peter 8. J.: „Schutz- und Trutzwaffen“ 3. Teil (1909) n. 99 S. 134—137. 
Die ſtrenge Vorſchrift des 4. Laterankonzils (c. 2 De reliquiis III 45) 
hat das Trienter Konzil (sess. 25) gemildert, inſofern neue Reliquien 
nicht nur nach der Prüfung und Beſtätigung des Papſtes, ſondern auch 
des Diözeſanbiſchofes öffentlich verehrt werden dürfen. Alte Reliquien 
mit öffentlicher Verehrung bleiben im Beſitzſtande bis zum ſicheren 
Beweiſe des Gegenteils. Das Urteil hierüber fällt der Ortsordinarius. 
Indes iſt es den Gelehrten und Schriftſtellern nicht unterſagt, Forſchungen 
über Reliquien auch zu veröffentlichen, indes ſollen die Beweiſe ji her, 
die Form der Behandlung ehrerbietig und beſcheiden und 
Mittel der Veröffentlichung nicht Predigten bzw. Erbauungsbücher 
oder Schriften fein, ſondern wiſſenſchaftliche Werke oder Zeitſchriften. 


IV. Unwürdige Behandlung der Reli⸗ 
quien Can. 1289. Die heiligen Reliquien können unwürdig 
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behandelt werden: 1) Durch Verkauf = Kauf Can. 1289 8 1; 
2) durch jegliche ſonſtige unberechtigte Veräußerung 
(alienatio) Can. 1281 5 1; 3) durch weltliche Verwendung bzw. 
Entweihung („profanatio“); durch Vernachläſſigung der 
notwendigen Sorge und geziemenden Hut Can. 1289 $ 2. 


Zu 1) Jeder eigentliche Verkauf = Kauf von Reliquien als ſolchen 
bildet das Vergehen der Simonie göttlichen Rechtes Cann. 
1289 8 1 727 5 1. Der Vertrag iſt nichtig. Es gibt gewiſſe Gefahren 
beſonders bei Säkulariſation der Kirchengüter, bei Er b⸗ 
ſchaften oder Veräußerungen von Vermögensmaſſen. 
Hier ſollen die Ortsordinarien, Dekane, Pfarrer und ſonſtige Seelſorger 
ein wachſames Auge haben Can. 1289 § 1. Wird einzig nur die Faſſung 
gekauft oder wird Geld gegeben, um wertvolle Reliquien aus den Händen 
der Feinde des Chriſtentums loszukaufen (vgl. Feſt Kreuzerhöhung, 
Leſungen der 2. Nokturn), ſo liegt eine Simonie nicht vor. Daß man 
früher Reliquien nicht nur kaufte, ſondern ſie auch ſtahl oder fälſchte, 
darf bei der großen Wertſchätzung der Reliquien nicht wundernehmen, 
vgl. Janne r Ferd.: Geſchichte der Biſchöfe von Regensburg 1 S. 297 ff.; 
533 ff. über die St. Dionyſius⸗Frage. Dieſen Mißbräuchen trat die 
Kirche 115 augegen) vgl. z. B. Konſt. „Ap. Sedis“ d. 12. Oct. 1869 
el. II. n. 15. 

Zu 2) „Hervorragende Reliquien oder vom Volke hoch— 
verehrte Reliquien können gültigerweiſe weder veräußert 
noch in eine andere Kirche für alle Zukunft übertragen werden 
ohne Erlaubnis des Apoſtoliſchen Stuhles“ Can. 1281 § 1. Daraus ergibt 
ſich, daß die übrigen Reliquien (= non insignes, non magna veneratione 
honoratae) auch ohne jene Erlaubnis veräußert (abgeſehen von Kauf und 
kaufähnlichen Verträgen), alſo verſchenkt, vertauſcht uſw. werden dürfen. 
— Der Beſitz der im Can. 1281 $ 1 genannten Reliquien kann nicht durch 
Verjährung (= praescriptio) erworben werden Can. 1509 n. 2. 

Zu 3) Die Kirchenvorſtände und ſonſtige verantwortliche Kirchen- 
beamte ſollen durch ihre Wachſamkeit die Entweihung oder den Unter⸗ 
gang der Reliquien verhüten, welche ihm teils von Menſchenhand, teils 
von Elementen (Feuchtigkeit, Brand, Einſturz des Gebäudes) drohen. 
Die Reliquien ſollen geziemend bewahrt werden mit Beachtung der 
liturgiſchen Geſetze. a) Werden ſie zur Verehrung ausgeſetzt, ſo ſoll eine 
Lampe oder zwei Lichter vor ihnen brennen. Bei Ausſetzung 
des Allerheiligſten ſollen die Reliquien entfernt oder verhüllt werden; 
bei theophoriſchen Prozeſſionen ſollen keine Reliquien mitgetragen werden. 
b) Mit den Reliquien der Heiligen kann, mit denen des Herrn ſoll der 
Segen gegeben werden. c) Bei Reliquienprozeſſionen dürfen die des 
Herrn unter einem Baldachin getragen werden; vgl. Shüd- 
Polz: Paſtoraltheologie § 212. 

V. Strafen. „Wer falſche Reliquien fertigt oder wiſſent⸗ 
lich verkauft, verteilt oder zur öffentlichen Verehrung der 
Gläubigen ausſetzt, zieht ſich die dem Ordinarius vorbehaltene 
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a) Reliquien können ganz oder zum Teil gefälſcht werden, 
letzteres wenn wahre Reliquien verwendet werden zur Fertigung der 
Fälſchungen. Werden die Überreſte z. B. des Geſichtes mit Wachs aus⸗ 
gegoſſen, fo liegt keine Fälſchung vor, weil eine Irreführung nicht beab- 
ſichtigt iſt; freilich kann ein Irrtum des Beſchauers vorkommen. — 
b) Wer falſche Reliquien verkauft, begeht keine Simonie, 
wenn das Ganze gefälſcht iſt, doch verfällt er der Strafe des Can. 2326; 
der Kaufende verfällt der Zenſur nicht, wenn nicht ſpäter „das 
Verkaufen, Verteilen, Ausſetzen“ dazukommt. — Wer wahre Reliquien 
verkauft, handelt unerlaubt und ungültig, doch ſieht der Kodex keine eigene 
Strafe vor Cann. 727—29; 2371; 2392. — c) Der „falſche Reliquien 
Ausſetzende“ verfällt nur dann der Exkommunikation des Can. 2326, 
wenn er durch ſein Amt oder ſeine Weihe den Anſchein erwecken kann, 
daß er dieſen liturgiſchen Akt ſetzt, Epitome III n. 526. — d) Die frühere 
Exkommunikation 1. s. el. II n. 15 iſt gefallen; fie lautete: „Wer ohne 
rechtmäßige Erlaubnis Reliquien aus den heiligen Friedhöfen bzw. 
Katakomben der Stadt Rom und ihres Gebietes wegnimmt und die 
Begünſtiger und Mithelfer, verfallen der dem Apoſtoliſchen Stuhle einfach 
vorbehaltenen Exkommunikation“. 

„Bevor der Apoſtoliſche Prozeß über die Tugenden (eines 
Beatificandus) im beſonderen abgeſchloſſen wird, muß der 
Gerichtshof die gerichtliche Prüfung (recognitio) der Überreſte 
des Dieners Gottes vornehmen gemäß den Vorſchriften des 
Vollmachtsſchreibens“ (litterae remissoriales Cann. 2086 sqq.) 
Can. 2096. Um nun jeden Mißbrauch und womöglich 
jede Unklarheit zu vermeiden, wird vor der Eröffnung des 
Grabes auf Befehl der Apoſtoliſchen Richter folgende Ex⸗ 
kommunikation 1. s., der Ritenkongregation vorbehalten 
(Cann. 2253 n. 2; 2245 § 2; 2236 $ 1), veröffentlicht und ver⸗ 
leſen: „Wer immer ... es wagt oder ſich erkühnt, auch aus 
Andacht, etwas von dem Grabe, vom Leibe, von den Klei— 
dern oder dem Sarge (Behältnis) des D. G. = Dieners 
Gottes, wegzunehmen oder zu hinterziehen oder in dieſe 
Dinge etwas zu legen oder hineinzubringen, der verfällt der 
Exkommunikation“ wie oben; vgl. Santarelli A. M. O. Min.: 
„Codex pro Postulatoribus“ (Roma 1923) pag. 168; Trama 
Jan.: Manuale (Neapoli 1876) pag. 276. f 


SM. die prozeſſionen (Bittgänge). 

Quellen: Cann. 1290—95; 462 n. 7 (Pfarrer); 718 
(Bruderſchaften); RR. tit. 9 ce. 1-14; S. Rota in Tarentina 
d. 3. Febr. 1922 (AAS. 14, 397). 

J. Begriff. Can. 1290 $ 1 erklärt: „Unter heiligen Pro⸗ 
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zeſſionen verſteht man feierliche Bittgänge, welche vom 
gläubigen Volke unter Führung des Klerus im geordneten 
Zug von einem heiligen Orte nach einem heiligen Orte ver⸗ 
anſtaltet werden zur Auffriſchung der Frömmigkeit des 
Volkes, zur Vergegenwärtigung der Wohltaten Gottes mit 
Dankſagung, zur Erflehung der göttlichen Hilfe“. 

Weſentlich ſind für den Begriff „Prozeſſion“ folgende vier Punkte: 
a) einer der drei Zwecke: Anbetung; Buße („pietas fidelium“); — 
Dankſagung; — Bitte (Anbetungs⸗, Buße⸗, Dankſagungs⸗ und Bitt- 
prozeſſionen); b) eine Volksmenge („a populo fideli“); e) Füh⸗ 
rung des Klerus; d) der geordnete Gang von Heiligtum zu 
Heiligtum (Can. 1154). 

Iſt nicht wenigſtens einer der obigen Zwecke vorhanden, ſo haben 
wir keine Prozeſſion, ja Pius IX. hat kirchliche Umzüge zu poli⸗ 
tiſchen Zwecken ausdrücklich verboten am 17. März 1862 (Archiv 8, 
152 ff.). — Fehlt der Klerus oder iſt die Beteiligung eine rein 
private, ſo können wir Wallfahrten haben, aber Prozeſſionen im 
kirchlichen Sinne ſind das nicht. — Die Ausdrücke „processio, Bittgang“ 
deuten die Bewegung an, dabei muß ſowohl der Ausgang als das Ziel 
ein heiliger Ort, ein verſchie dener oder der gleiche ſein, 
z. B. bei Prozeſſionen in der Kirche. Der Beerdigungsgang von der 
Kirche zum Grabe im Friedhofe iſt demnach eine wahre Prozeſſion, ob 
nun der Rückzug zur Kirche (RR. t. 6 c. 3 n. 15) ſtattfindet oder nicht. 

II. Einteilung. Man teilt die kirchlichen Prozeſſionen ein: 

1) in ordentliche, welche an beſtimmten Tagen 
nach Anweiſung der liturgiſchen Bücher oder auf Grund von 
Gewohnheiten der Kirchen, und außerordentliche, 
welche für andere Tage aus Gründen, die das Volkswohl 
berühren, angeſagt werden Can. 1290 $ 2; 

2) in öffentliche und private (Rota d. 3. Febr. 
1922); erſtere ſind die unter 1) aufgezählten; die übrigen 
ſind private; 

3) in liturgiſche, welche in den liturgiſchen Büchern 
entweder vorgeſchrieben oder wenigſtens vor ge— 
ſehen, und nicht liturgiſche, deren Gebete der Auswahl 
des Ordinarius oder Kirchenvorſtandes überlaſſen ſind RR. 
t. 9 és, 2 sq. 

4) in Prozeſſionen mit dem Allerheiligſten (theopho⸗ 
riſche)h und ohne dasſelbe Can. 1291; RR. t. 9 C. 5. 

Die im Verlauf des Kirchenjahres vorgeſchriebenen Prozeſſionen 
find: a) Die Lichtmeßprozeſſion (Missale 2. Febr.: RR. t. 9 C. 2); 
b) Die Palmprozeſſion (Missale: Dominica in Palmis; RR. t. 9 c. 3); 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 31 
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c) die theophoriſche Prozeſſion am Gründonnerstag („calix cum hostia“ 
M. Fer. V in Coena Di.); d) Die theoph. Prozeſſion am Karfreitag zur 
missa praesanctificatorum (M. Fer. VI in Parasceve); e) die Litaniae 
maiores am 25. (27.) April (M. nach dem 5. Sonntag n. O.; 25. April; 
RR. t. 9 c. 4) und die Litaniae minores an den drei Tagen vor Chriſti 
Himmelfahrt ibi: f) Die Fronleichnamsprozeſſion RR. t. 9 c. 5. — Weiter 
ſieht das RR. noch folgende PP. vor: zur Erflehung von Regen; 
von heiterem Wetter; zur Abwendung von Stürmen; 
zur Zeit der Hungersnot; der Peſt und ſonſtiger großer Ster b⸗ 
lichkeit; des Krieges; in jeglicher Bedrängnis; zur 
Dankſagung; zur Übertragung heiliger Reliquien tit. 9 
ec. 6—14. Der Ritus dieſer Prozeſſionen wird in den betr. liturgiſchen 
Büchern angegeben; vgl. hiezu die liturgiſchen und rubriziſtiſchen Werke 
von Hartmann, Kieffer, Kunz, Müller uſw.; Die 
Paſtoraltheologie von Schüch-Polz §§ 266—69. — Wenn Pro⸗ 
zeſſionen als vorgeſchrie bene bezeichnet werden, fo iſt damit nicht 
geſagt, daß ſie gerade in jeder Kirche vorgeſchrieben ſeien; ſo werden 
3. B. die Prozeſſionen am Gründonnerstag und Karfreitag nur dort 
gehalten, wo die Verrichtungen dieſer Tage überhaupt ſtattfinden. 


Religiöſe Umzüge (Prozeſſionen, Bittgänge, Wallfahrten) ſind der 
menſchlichen Natur eigen, darum finden wir ſie wie bei den heidniſchen 
Völkern, gebildeten und ungebildeten, ſo auch beim Gottesvolke Iſraels; 
val. Joſ 6, 1 ff. (Jericho); 2 Sm 6, 12 ff. (Bundeslade). Züge aus dem 
Leben des Herrn gaben Anlaß zu den kirchlichen Prozeſſionen; ſo an 
Lichtmeß (Lk 2, 22 ff.), am Palmſonntag (Mt 21, I ff.; Mk 11, I ff.; 
Ok 19, 29 ff.; Joh 12, 12 ff.). Chriſtus ſelbſt wallfahrtete mit Maria 
und Joſeph nach Jeruſalem, Lk 2, 41—51. Die Bittgänge an den drei 
Tagen vor Chriſti Himmelfahrt („litaniae minores, rogationes“) wurden 
zur Abwendung von ſchweren Drangſalen, beſonders Erdbeben, 477 
durch Biſchof Mamertus von Vienne in feinem Gebiete eingeführt 
und allmählich von der Geſamtkirche angenommen, beſonders durch 
Papſt Leo III.; vgl. Sandin i A.: Vitae Pontificum (1739) pag. 241. 
Die Litaniae maiores (der Bittgang am Markusfeſte) haben höchſtwahr⸗ 
ſcheinlich das in Rom übliche „ambarvale“ des VII. Kal. Maias (25. April) 
chriſtianiſiert, Hergenröther-Hollweck: KR. 658. Die „Fra- 
tres Arvales = Ackerbrüder“, eine Sodalität von zwölf Perſonen aus 
den höchſten Ständen hielten den Umzug um die Feldmark im Frühjahr, 
Krieg C.: Römiſche Altertümers § 124. Daß dieſe Prozeſſion nicht dem 
Markusfeſte gilt, erhellt aus der Liturgie; die Prozeſſion bleibt am 25. April 
auch wenn das Feſt verlegt wird. Nur wenn der Oſterſonntag am 25. April 
fällt, wird die Prozeſſion am 27. April gehalten. 


IE Die Poze onen n sconleren- 
namsfeſte und innerhalb ſeiner Oktave 
Can. 1291 Trid. sess. 13 cp. 5; en. 6. 1) Am Fronleich⸗ 
namsfeſte muß und darf nur eine feierliche Prozeſſion 
auf den öffentlichen Straßen des gleichen Ortes ſtattfinden, 
geführt von der erſten Kirche. An derſelben müſſen ſich be- 
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1575 alle Kleriker, die männlichen Ordensgenoſſenſchaften 

w. S., auch die exemten und die Laienbruderſchaften, 
5 ſind die Regularen, welche in ſtrengerer 
Klauſur beſtändig leben oder jene, deren Aufenthaltsort von 
der Stadt (d. h. von dem Prozeſſionsorte) 3000 Schritte ent⸗ 
fernt iſt. Die Einheit der Fronleichnamsprozeſſion muß 
gewahrt werden, außer es beſtünde eine unvordenk— 
liche Gewohnheit oder örtliche Umſtände, 
welche nach dem weiſen Ermeſſen des Biſchofs etwas anderes 
verlangen Can. 1291 8 1. 


a) Sollte das Fronleichnamsfeſt nicht am Donnerstag nach dem 
Dreifaltigkeitsſonntag feierlich begangen werden (Motuproprio „Su— 
premi“ Pius' X. vom 2. Juli 1911; Can. 1247 $ 1), ſondern am Sonntag 
nach Dreifaltigkeit, ſo gelten die Vorſchriften des Can. 1291 für dieſen 
Sonntag, SRC. d. 24. Jul. 1911 ad 6 DA. n. 4273. — b) Die Pro⸗ 
zeſſion ſelbſt iſt nicht auf das Gebiet der erſten Kirche („ecelesia dignior“) 
beſchränkt; das trifft in erſter Linie zu, wenn der Biſchof ſie hält, aber 
auch ſonſt, da ja dieſer feierliche Umzug nicht nur der Pfarrei gilt, ſondern 
dem Geſamtorte; vgl. auch Can. 1291 § 2. — c) Die Vorſchrift „alle 
Kleriker müſſen ſich beteiligen“ iſt von jenen Klerikern zu verſtehen, die 
abkommen können. — Die weiblichen Religioſen haben keine 
Verpflichtung, doch können Schweſtern ohne Klauſur ſich beteiligen. 
— d) Nicht nur die Regularen, ſondern auch die übrigen Religioſen 
(Can. 488 n. 7), ja auch die Weltgeiſtlichen und Laienbruderſchaften 
dürften der Wetellgungspfſicht nicht unterliegen, wenn ihr Aufenthalt 
oder Sitz dreitauſend Schritte entfernt iſt („passus“ —Doppelſchritt = 
1,472 Meter, alſo 4,416 Meter). — e) Neben der unvordenklichen Ge— 
wohnheit bilden noch „örtliche Verhältniſſe“ einen Grund, aus dem der 
Biſchof eine mehrfache Prozeſſion zulaſſen kann, z. B. wenn der gleiche 
Ort zu mehreren Bistümern gehört oder wenn der Zugang zur gemein— 
ſamen Prozeſſion durch Überſchwemmungen gefährdet iſt. 


Auch ein Privileg der Nichtteilnahme könnte vom Apoſtoliſchen 
Stuhle erwirkt worden fein, wie es Epitome II n. 618 „z. B. von den 
Theatinern, Barnabiten und Vätern der Geſellſchaft Jeſu“ hervor— 
hebt. Dazu wird der Satz gefügt: „Auch ſchon die Gewohnheit kann 
von dieſer Laſt (!) befreien“; freilich muß di Gewohnheit eine un vor⸗— 
denkliche ſein Can. 1291 5.1. 

2) „Innerhalb der Fronleichnamsoktav 
können die übrigen Pfarreien und Kirchen, auch die Regular⸗ 
kirchen, ihre eigenen Prozeſſionen außerhalb des Kirchen⸗ 
bereiches halten; aber für einen Ort, wo mehrere Kirchen 
ſind, kommt es dem Ortsordinarius zu, Tage, Stunden und 
Wege zu beſtimmen, welche für die betreffende Prozeſſion 
zu gelten haben“ Can. 1291 $ 2. 

312 
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Unter „Kirchen“ ſind nur jene zu verſtehen, welche das Recht 
auf das Allerheiligſte haben Can. 1265; auch öffentliche 
Kapellen mit dem gleichen Rechte gehören hieher Cann. 1188 § 2 n. 1; 
1191 8 1. — Nur dieſe Fronleichnamsprozeſſionen dürfen auf öffentlichen 
Wegen gehalten werden, auch wenn die betreffende Kirche, z. B. eine 
Regularkirche, des eigenen Gebietes entbehrt, darum der Ausdruck 
„außerhalb des Kirchenbereichs“ Can. 1291 § 2. — Gewöhnlich ſind 
dieſe Fronleichnamsbittgänge durch oberhirtliche Weiſung oder Her- 
kommen geordnet. 

IV. Außerordentliche Prozeſſionen Can. 
1292: „Der Ortsordinarius kann nach Anhörung des Dom⸗ 
kapitels (Can. 105 n. 1) aus einem die Offentlichkeit berühren⸗ 
den Grunde außerordentliche Prozeſſionen an⸗ 
ſagen“; die Beteiligungspflicht iſt die gleiche wie bei den 
ordentlichen und herkömmlichen Prozeſſionen Can. 1291 $ 2. 

V. Prozeſſionen der Religioſen Can. 1293. 
Außerhalb der Fronleichnamsoktav „können die Religioſen, 
auch die exemten, über das Gebiet ihrer Kirchen und Kreuz⸗ 
gänge (Kloſterräume) hinaus Prozeſſionen nur mit Erlaubnis 
des Ortsordinarius führen“. 

Daraus erhellt: 1) daß die exemten Religioſen jur ſich und die in 
ihren Kirchen errichteten Bruderſchaften der Erlaubnis des Ortsordinarius 
nicht bedürfen, wenn fie über das Kloſtergebiet („ecclesiae et claustra“) 
bzw. in Ermangelung eines Kreuzganges („elaustra“) über den „Kirchen— 
bereich“ („ambitus ecelesiae“ Can. 1291 $ 2) nicht hinausziehen; 2) daß 
die Religioſen, wenn ſie dieſe Grenzen überſchreiten, wenigſtens die 
Erlaubnis des Ortsordinarius haben müſſen, welche ſtets ge- 
nügt, aber auch notwendig iſt Can. 1293 (R.⸗Sch.: Trid. pag. 416); 
3) daß Privilegien nur dann in Kraft bleiben, wenn fie nach dem Tridenti⸗ 
num erholt ſind SRC. in Nepesina d. 24. Jun. 1632. Die Prediger⸗ 
brüder können öffentliche Prozeſſionen am 1. Sonntage im Oktober 
abhalten, wobei ſie mit vollem Gepränge die Grenzen jeglicher Pfarrei 
zu betreten befugt ſind, Const. FF. Praed. n. 112; dieſes Privileg hat 
Beſtand, wenn es nach dem Tridentinum gewährt wurde. 


VI. Die Pfarrprozeſſionen Cann. 1294; 
462 n. 7. Neue Prozeſſionen können in der Pfarrei eingeführt 
werden durch den Pfarrer oder ſonſt jemand nur mit Er⸗ 
laubnis des Ortsordinarius. Gleiches gilt für die 
Verlegung oder Abſchaffung der üblichen Pro⸗ 
zeſſionen $ 1. Die kirchlich vorgeſchriebenen 
könnten nur vom Apoſtoliſchen Stuhle verlegt oder erlaſſen 
werden. „An den einer Kirche eigenen Prozeſſionen müſſen 
ſich ſämtliche dieſer Kirche zugeteilten Kleriker beteiligen“ 
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Can. 1294 § 2, natürlich ſoweit fie abkömmlich und 
dieſer Kirche rechtlich zugeteilt („adseripti“) ſind, 
alſo vor allem die Pfründebeſitzer („beneficiarii“) und die 
übrigen Hilfsprieſter („vicarii cooperatores“) Cann. 1411 n. 3; 
114; 476 § 5; DA. 3421 I ad 1; 3457; 3863 Il an den Pro⸗ 
zeſſionen ihrer Kirche; die Seminarvorſtände und Kleriker 
an jenen der Seminarkirche; die Ordensgeiſtlichen an denen 
ihrer Kirche, vorausgeſetzt, daß dieſe eigene Prozeſſionen 
haben; denn „eine öffentliche Prozeſſion außerhalb der Kirche 
zu veranſtalten“ gehört zu den eigentlichen Pfarrechten 
Can. 462 n. 7. 

VII. Prozeſſionsordnung Can. 1295. „Die Ordinarien 
ſollen dafür ſorgen, daß die Prozeſſionen, von etwaigen 
Mißbräuchen geſäubert, in Ordnung ſich vollziehen mit jener 
Beſcheidenheit und Ehrerbietigkeit ſeitens aller, wie ſie 
ſolch frommen und religiöſen Ubungen in beſonderem Maße 
zukommt.“ 

1) Die verantwortungsvolle Sorge für die Prozeſſionsordnung obliegt 
nicht den Pfarrern oder Kirchenvorſtänden, ſondern den Ordinarien, 
alſo in der Regel den Ortsordinarien (Can. 198) im Sinne der Cann. 
125; 595; 1367. Dieſe müſſen die Weiſungen geben, welche die Kirchen 
vorſtände auszuführen haben. — 2) Mißbräuche können ſich ein⸗ 
ſchleichen in der Sache ſelbſt oder durch Nichtbeachtung der kirchlichen 
Rubriken. „Die heiligen Geheimniſſe des Glaubens, beſonders des Lei— 
dens Chriſti, werden unter dem Vorwande der Frömmigkeit zu den ab- 
geſchmackteſten, ärgerniserregenden, ja gottloſen Aufführungen in Theatern 
oder auf öffentlichen Wegen verkehrt“, jo beklagen ſich die „Constitutiones 
ecclesiasticae dioec. Ratisbonensis“ der Jahre 1787, 1817, 1835 unter 
dem Schlagwort „De processionibus“ n. 5. Freilich hat man im 18. Jahrh. 
und zu Beginn des 19. „Mißbräuche“ auch da gewittert, wo keine waren. 
Zum Mißbrauch können ſich manche Gebräuche auswachſen, welche 
zuweilen berechtigt ſind; ſo brauchen die Wallfahrer weiter Strecken eine 
gewiſſe Erholung durch ſittſame Unterhaltung, durch Stärkung mit 
Speiſe und Trank, während das bei den gewöhnlichen (kürzeren) Pro- 
zeſſionen Mißbräuche find (‚„risus mutuumque colloquium, vagus ocu- 
lorum aspectus; — edendi ac bibendi abusus, secumve esculenta et 
poculenta deferendi“), deren Abſtellung das RR. verlangt tit. 9 c. 1 
nn. 3. 5. — 3) Die Ordnung umfaßt: a) den Ritus, wie Farbe 
der Paramente; Ausgang (vom Altar); Mittelpunkt der Prozeſſion; 
b) den Vorrang (praecedentia), berechnet nach der Nähe zum Mittel- 
punkt der Prozeſſion. Voraus wird das Kreuz getragen, das Antlitz des 
Gekreuzigten vorausſchauend, außer wenn der Papſt oder ein Erzbiſchof 
die Prozeſſion führt; Fahnen und Abzeichen mit heiligen Bildern können 
mitgetragen werden; doch nicht ſolche mit militäriſcher oder dreieckiger 
Form RR. t. 9 c. 1 n. 5. Geſondert gehen Kleriker und Laien, Männer 


486 Der Gottesdienſt. 


und Frauen ibi n. 4. Gewöhnlich gehen voran die Knaben; es folgen 
die Mädchen, Jünglinge, Jungfrauen, Bruderſchaften, Ordens⸗ und 
Weltgeiſtliche, Mittelpunkt z. B. das Allerheiligſte; hernach die Beamten, 
dann ſonſtige Männer, endlich die Frauen. Der kirchenrechtliche Vor— 
rang wird geregelt durch die Cann. 106 allgemein; für Laien 
701 (fromme Vereine); 1455 n. 3 (Patrone); — für Kleriker 491 
(Ordens- und Weltgeiſtliche); 478 (Pfarrſeelſorger); 450 § 2 (Dekane); 
480 (Kapitel); 370 § 1 (Generalvikar); 347, 280; 269 § 2; 233; 
236; 237; 239; $ 1 n. 21 (Biſchöfe und — höhere Würdenträger). 
4) Die Ehrerbietigkeit gibt ſich auch kund durch die Entblößung 
des Hauptes, Kopfverneigung und Kniebeugung; Lichter und Gloden- 
geläute; vgl. RR. t. 9 c. 1 n. 3; Schüch-Polz: Paſtoraltheologie $ 266. 


§ 12. die innere Kircheneinrichtung (die hl. Geräte, 
S. supellex.) 


Ouellen: Cann. 1296—1306; 239 $ 1 n. 20; 294 § 2; 
323 § 2; 1147; 1150; 1164; 1184; 1280; 1497; 1539 § 1; 
RR. index IX. 

I. Umſchreibung des Begriffes. Wie die Gebäude der 
Menſchen überhaupt, wie die Wohnungen der geiſtlichen 
Perſonen insbeſondere (Can. 594 $ 3: Religioſen; 1483 $ 3: 
Biſchöfe), ſo hat auch das Gotteshaus ſeine äußere und innere 
Einrichtung; letztere wird im 18. Titel des 3. Buches des 
Kodex behandelt. Zur äußeren Kirchenausſtattung gehören 
neben den Gebäuden die Kirchturmuhr, Dachrinnen und 
Blitzableiter uſw. 

1) Die innere Kircheneinrichtung umfaßt 
alle Geräte, welche für die Kirche ſelbſt, das Meßopfer, die 
Spendung der Sakramente und Sakramentalien, Ver⸗ 
kündigung des Wortes Gottes uſw. benötigt werden. Zwei 
wichtige Einrichtungen wurden bereits eingehend behandelt: 
die Glocken Can. 1169 und Altäre Cann. 11971202. 

Außerdem finden ſich im Kircheninnern eine Menge 
von Einrichtungen und Gegenſtänden, „welche mit Vorſicht 
in der Kirchenſakriſtei oder an einem anderen ſicheren und 
geziemenden Orte aufbewahrt und nicht zu gewöhn— 
lichem Gebrauch verwendet werden ſollen, beſonders dann, 
wenn ſie nach Vorſchrift der liturgiſchen Bücher geſegnet 
oder geweiht ſind und beim öffentlichen Gottesdienſt ge⸗ 
braucht werden (§ 1). — Nach Vorſchrift des Can. 1522 882.3 
ſoll von der geſamten Inneneinrichtung ein Verzeichnis 
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(inventarium) aufgenommen und genau auf dem Laufenden 
gehalten werden (§ 2). — Was Stoff und Form der heiligen 
Geräte betrifft, ſo ſollen die liturgiſchen Vorſchriften, die 
kirchliche Überlieferung und in beſter Weiſe auch die Normen 
der kirchlichen Kunſt beobachtet werden ($ 3)“ Can. 1296. 

Die Kircheneinrichtung ſoll demnach vorſchriftsmäßig und 
kunſtgerecht hergeſtellt, genau verzeichnet und 
ſorgfältig gehütet werden. 


2) Einteilung. Man unterſcheidet: a) geweihte, 
geſegnete und ungeſegnete Gegenſtände Can. 
1296 § 1; b) bewegliche und unbewegliche ibi, 
3. B. Kelche, Bilder, Leuchter; — Kommunionbank, Kanzel, 
Beichtſtuhl, Bayr. KGO. v. 24. Sept. 1912 Art. 21; e) Gegen⸗ 
ſtände im Kirchen- und im Privateigentum 
Cann. 1298 ff. 


Unter den Kircheneinrichtungsgegenſtänden ſtehen obenan 1) die 
geweihten („supellex consecrata“). Abgeſehen von den 
Altären und Glocken müſſen geweiht werden die Meßkelche und 
Batenen; dieſelben find von Biſchöfen oder von privile— 
gierten Prieſtern zu weihen Can. 1147, nämlich von Kardinälen 
Can. 239 $ 1 n. 20; von Abten und Prälaten mit Eigengebiet oder von 
Apoſtoliſchen Vikaren und Präfekten Cann. 323 § 2; 294 $ 2, außerdem 
von Prieſtern mit Apoſtoliſchem Indult Can. 1147. 

2) Das RR. ſieht folgende Segnungen bei Kircheneinrichtungs— 
gegenſtänden vor: a) aqua baptismalis extra Pascha et Pente- 
costen (in forma consueta 103; in f. breviore 553 R.); b) aqua Epi- 
phaniae 705 r.; c) candelae 355; d) capsae pro reliquiis 
sanctorum 737 r.; e) clericalis habitus 766 r; f) Corpo- 
ralia et pallae 379 1; g) Via crucis (imagines) 775 R; 
h) Indumenta sacerdotalia 375 r.; i) Organum 
in ecclesia 613; k) Linte amin a sive mappae altaris 378 r.; 
I)) Ornamenta sacra in genere 739 r.; m) Ostens orium 
sive tabernaculum pro Ssmo. 380, 736 r.; n) Pyxis seu 
vasculum pro Eucharistia 380 r. (oder non r.); o) Vas a ss. 
in genere 739 r.; — pro oleis ineludendis 738 r. (R. bedeutet eine dem 
Papſte oder ſeinen Bevollmächtigten, z. B. einem Orden; x. eine dem 
Ordinarius vorbehaltene Segnung; ſonſt kann jeder Prieſter ſie vor⸗ 
nehmen, außer es kommt ein Pfarrecht in Frage Can. 462 nn. 4—7). 

3) Überblick über die Kircheneinrichtungsgegenſtände für Meßopfer 
und Kommunion; — Taufe; Beicht; letzte Olung; — Verkündigung des 
Wortes Gottes; — Beerdigung: 

a) Neben Altar e vel b, Kelch e und Patene e; neben dem Altar⸗ 
kreuz, Leuchtern mit Kerzen; Altartüchern; Kelchwäſche; Monſtranz; 
Tabernakel; Speiſekelch; Kuſtodien; Reliquienbehälter Prieſter-, Leviten⸗ 
und Klerikergewandung (wovon unter 2) verdienen noch Erwähnung 
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das Antipendium, die Verhüllung der ſchmuckloſen Vorderſeite 

des Altartiſches; die Apoſtelkreuze mit Leuchtern in den kon⸗ 
ſekrierten Kirchen; der Ausſetzungsthron für das Allerheiligſte; 
das Chrismale oder das Tuch aus Wachsleinwand zum Schutze 
der geſalbten Stellen; das Conopeum d. i. die liturgiſche Gewan⸗ 
dung des Tabernakels (Idt 10, 19; 13, 10. 79; 16, 23; eigentlich Mücken⸗ 
netz, zwrwneiov); das „Ewige Licht“, genährt mit Olivenöl, 
im Notfall nach Ermeſſen des Ordinarius mit anderem Pflanzen- oder 
auch Steinöl oder Elektrizität, SRC. d. 23. Febr. 1916 (ME. 28, 134); 
das Faldiſtorium oder Faltſtuhl mit oder ohne Armlehne, aber 
ohne Rückenlehne; das Friedenskußinſtrument (instrumen- 
tum pacis, osculatorium, pacificale); die Kirchenbänke oder 
Kirchenſtühle (ME. 27, 178); die Kommunionbank mit 
Kommuniontuch; die Kommunionpatene für die Überbringung 
der Krankenkommunion an eine Perſon (wenige); der Lichte r⸗ 
ſtänder candelabram triangulare) für die Trauermetten Cer. Epp. 
J. 2022 n. 4; das Löffelchen für die Eingießung des Waſſers 
in den Wein bei der Opferung (in unſeren Gegenden); Meßbuch (mis- 
sale) mit Pult oder Kiſſen; Meßglöcklein (Schellen; von Grün⸗ 
donnerstag bis Karſamstag: Klappern, Ratſchen; Meßkännchen 
mit Teller und Tuch; Orgel mit Muſikpulten; Prozeſſions⸗ 
kreuz; Rauchfaß (thuribulum) mit Schiffchen (navicula); Sſa⸗ 
kramentshäuschen zur Aufbewahrung der Euchariſtie (jetzt 
nur in Notfällen geftattet); Sakrarium = Verſenkungsort für ge⸗ 
brauchte heilige Sachen; Sakriſteiglocke; Schultervelum 
zum Tragen des Allerheiligſten; Sitzbank (sedilia) für den Offiziator 
und die Leviten; Tücher (violette) für die Altar⸗ und Kreuzverhüllung; 
Verhüllungsſtänder für das ausgeſetzte Allerheiligſte während 
der Predigt SRC. nn. 2769 ad 2; 3728 ad 2; Waſſergefäß mit 
Tüchlein für die Austeilung der heiligen Kommunion außerhalb der 
Meſſe (auch bei Bination uſw.)) Weihwaſſergefäß (zur Auf- 
bewahrung und zum Gebrauch) mit Aſpergill. 

b) Taufkapelle; Taufſtein; Taufſchüſſel; Or 
gefäße mit friſcher Baumwolle und Salz (Taufſalz und gewöhn⸗ 
liches, ſtatt letzterem Brotkrumen oder geriebenes Brot); Taufbuch 
(Taufmatrikel) oder ein Buch (Heft) zur vorläufigen Aufzeichnung 
(Rapular). — Beichtſtuhl (sedes confessionalis) RR. t. 3 C. 1 
nn. 7—10. — Olgefäß mit Krankenöl; friſche Baumwolle; ein 
Kreuz mit Abläſſen verſehen. — Das Diözeſan- oder Römiſche Rituale. 

e) Epiſtel⸗Evangelienbuch für die Leviten; Buch für 
die Epiſteln und Evangelien des Kirchenjahres (Perikopenbuch); Ver- 
kündbuch; Kanzel, Ambon, Pult, Lettner (ambo, cathedra, 
lectorium, pulpitum, suggestum). 

d) Laternen; Fahnen; Tragbahre; Bahrtuch; 
Trauergerüſte (tumba, castrum mortis). 


3) Der Kodex ſchreibt ein genaues und ausgeſchiedenes 


Verzeichnis („Inventar, inventarium“) einerſeits der 
unbeweglichen, anderſeits der beweglichen, der koſtbaren 


$ 12. Die innere Kircheneinrichtung. 489 


wie der gewöhnlichen Einrichtungen und Gegenſtände vor 
mit deren Beſchreibung und Schätzung. Iſt keines vorhanden, 
ſo muß es angelegt werden; das vorhandene muß auf Ver⸗ 
luſte, Veräußerungen und Neuanſchaffungen ergänzt werden. 
Von der doppelten Ausfertigung muß ein Verzeichnis 
im Ordinariatsarchiv, das andere im Kirchenverwaltungs— 
archiv verwahrt werden Can. 1296 § 2; 1522 nn. 2. 3; KG. 
Art, 6 I n. 3. 

4) Für Stoff und Ausführung der Kirchen⸗ 
geräte ſind wie bei den Kirchen, Kapellen und Bil- 
dern (Statuen) drei Normen maßgebend: liturgiſche Vor⸗ 
ſchriften; kirchliche Überlieferung und chriſtliche Kunſt Cann. 
1296 $ 3; 1164 $ 1; 1280 (oben S. 377, 474). 

II. Pflicht der Beſchaffung und Erhaltung. 1) „Die 
zum Gottesdienſte notwendigen Einrichtungen müſſen 
zunächſt von den Baulaſtträgern an der Kirche beſorgt werden“ 
Cann. 1297; 1186; freilich kann ſchon in anderer Weiſe eine 
Vorſorge getroffen ſein Can. 1297. Handelt es ſich um bloß 
nützliche oder ausſchmückende Einrichtungen (nicht not- 
wendige), ſo müſſen andere Einnahmequellen geſucht, 
werden, z. B. freiwillige Gaben der Gläubigen. 

In Bayern gelten in „Kirchen mit regelmäßigem (min⸗ 
deſtens alle drei Wochen treffendem) Gottesdienſte die Umlagen für die 
mit ſolchen Kirchen feſt verbundene Einrichtung ſowie die Kirche n⸗ 
ſtühle“ als „Bauumlagen“, zu denen auch „juriſtiſche Per⸗ 
ſonen und gewiſſe nicht rechtsfähige Vereine“ beizutragen haben, KGO. 
Art. 21 J und II und Religionsgeſellſchaftl. Steuergeſ. v. 1. Aug. 1923 
Art. 8 J und II. 

2) „Die Kirchenvorſtände und die übrigen, denen die 
Sorge für die Kircheneinrichtung obliegt, müſſen emſig 
ſorgen für deren Erhaltung und Förderung“ 
Can. 1302; vgl. Can. 1296; Pf 25, 8; 68, 10; Joh 2, 17. 
Außer den Kirchenvorſtänden trifft dieſe Sorge namentlich 
die Sakriſtane (Mesner, Küſter), ſei es Prieſter, ſei es 
Laien, beſonders auch die Religioſen beiderlei Geſchlechtes 
Can. 1306 $ 1. 

III. Rechtliche Beſtimmungen über die 
im Beſitze kirchlicher Würdenträger ſich fin⸗ 
denden heiligen Gerätſchaften Cann. 1298 — 1301. 
Als kirchliche Würdenträger werden hier namhaft gemacht 
die Kardinäle, Reſidenzbiſchöfe und Benefiziaten. 
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A. Kardinäle. 1) Beſitzt ein Kardinal, der in Rom ſein 
Domizil hat, wenn er auch Suburbikarbiſch of (Cann. 231; 236 
§8 3. 4; 240) oder Abt mit Eigengebiet (Can. 198) iſt, heilige 
Geräte, ſo kann er dieſelben verſchenken oder teſtamentariſch 
hinterlaſſen, aber nur einer Kirche oder einer öffentlichen Kapelle oder 
einer geiſtlichen Anſtalt („locus pius“) oder einer Perſon des Geiſtlichen⸗ 
bzw. Ordensſtandes i. w. S. Can. 1298 $ 1. — Gebraucht der Kardinal 
dieſe Befugnis, ſo iſt es wünſchenswert, daß er, wenigſtens teilweiſe, 
jene Kirchen bevorzugt, welche er als Titelkirche oder zur Verwaltung 
oder zum Pfründegenuß (ein titulum, administrationem seu commen- 
dam“) beſitzt oder beſaß c. J. $ 2; vgl. Cann. 248 $ 2 (Verwaltung); 
1412 n. 5 (Commenda), ſowie das Leben des heiligen Karl Borromäus 
im Brevier am 4. November. 


2) Hat der betreffende Kardinal eine Schenkung oder eine teſtamen⸗ 
tariſche Verfügung nicht getroffen, ſo beſtimmt Can. 1298 § 1: „Alle 
heiligen Geräte, ſowie alle übrigen für den Gottesdienſt dauernd be— 
ſtimmten Gegenſtände verfallen mit dem Tode des betr. Kardinals ohne 
Rückſicht auf die Eigenſchaft und Natur der Einkünfte, mit welchen ſie 
erworben wurden, der päpſtlichen Sakriſtei (Schatzkammer), ausgenom⸗ 
men die Ringe und Bruſtkreuze auch mit den heiligen Reliquien“. Die 
Einkünfte ſind natürlich nicht ſolche der Kirche, ſondern des Kar⸗ 
dinals, ſei es nun Einkünfte aus Pfründe (reditus beneficiales) oder aus 
Eigenbeſitz oder eigener Tätigkeit (fruetus patrimoniales; fr. industri- 
ales). An der Spitze des „Sacrarium pontificium oder apostolicum“ 
ſteht der Präfekt der päpſtlichen Sakriſtei und Pfarrer der Apoſtoliſchen 
Paläſte, der Titularbiſchof von Porphyreon, ſeit Papſt Alexander VI. 
1497 ſtets ein Mitglied der Auguſtiner-Barfüßer. 

B. Biſchöfe. 1) Da die heiligen Gerätſchaften der Reſidenz⸗ 
biſchöfe aus kirchlichem oder perſönlichem Vermögen erworben fein 
können, ſo iſt jeder Reſidenzbiſchof verpflichtet, ein Verzeichnis 
(„inventarium“) der heiligen Geräte in amtlicher Form zu errichten, 
in welchem wahrheitsgemäß zum Ausdruck kommt, wann ſie erworben 
wurden, ebenſo ſoll klar niedergeſchrieben werden, welche von dieſen 
aus den Einkünften und Vermögensquellen der Kirche, welche aus 
eigenem Vermögen oder aus ihm gemachter Schenkung erworben 
wurden; ſonſt ſteht die Rechtsvermutung für den Erwerb durch die 
Kirche Can. 1299 § 3. Liegt ein ſolches Verzeichnis beim Antritt des 
Bistums bereits vor (wie es ſein ſoll), ſo hat der neue Biſchof dasſelbe 
weiterzuführen und ein perſönliches für ſich anzulegen. 

2. Dementſprechend fällt beim Tode eines Reſidenzbiſchofes, 
auch wenn er Kardinal war, die Geſamtheit der heiligen Geräte der 
Domkirche zu; ausgenommen ſind: a) die Ringe und Bruſt⸗ 
kreuze auch mit den heiligen Reliquien (nur fällt die Kreuz⸗ 
partikel des biſchöflichen Bruſtkreuzes ſtets der Domkirche für den Nach⸗ 
folger zu Can. 1288); b) alle heiligen Gerätſchaften jeglicher Art, welche 
nachweisbar vom verſtorbenen Biſchofe aus Vermögensteilen gekauft 
wurden, welche nicht zur Kirche gehörten und die auch in ihr Eigentum 
offenkundig nicht übergingen Can. 1299 $ 1. Hier gilt der Grundſatz: 
Gehören die heiligen Gerätſchaften klar nachweisbar dem verſtorbenen 
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Biſchof, ſo tritt die gewöhnliche Erbfolge ein. Was Eigentum der Kirche 
war, blieb es auch; das gilt auch für die Ringe und Bruſtkreuze (vgl. 
Can. 1303). Läßt ſich der Eigentümer mit Klarheit nicht feſtſtellen, ſo ſteht 
die Rechtsvermutung zu Gunſten der Kirche Can. 1299 $ 3. 

3) „Wenn ein Biſchof zwei oder mehrere Bistümer naheinan- 
der regierte oder wenn er zu gleicher Zeit zweien oder mehreren 
Bistümern vorſtand, die geeint oder zur ſtändigen Verwaltung verliehen 
ſind, falls ſie eine eigene geſon derte Domkirche beſitzen, 
ſo fallen die heiligen Gerätſchaften a) jener Domkirche zu, auf deren 
Koſten allein dieſelben beſchafft wurden; b) jenen Domkirchen zu 
gleichen Teilen, auf deren gemeinſame Koſten ſie erworben wurden, 
vorausgeſetzt, daß die ungeteilten Einkünfte der Bistümer ſtändig ein 
gemeinſames biſchöfliches Tafelgut bilden; e) den beteiligten Domkirchen 
nach Maßgabe der Einkünfte, welche der Biſchof in den einzelnen 
Bistümern bezogen und der Zeit feiner dortigen Regierung, voraus— 
geſetzt, daß die Einkünfte der einzelnen Bistümer geteilt und abgeſondert 
ſind“ Can. 1299 § 2. Der erſte Fall dürfte wohl ſelten praktiſch werden, 
da ein Biſchof, der nacheinander mehrere Bistümer innehat, 
beim Verlaſſen des früheren Bistum ſeine bisherige Diözeſanverwaltung 
zum Abſchluß bringen wird. — Bistümer können geeint ſein in einer 
ſachlichen oder nur perſönlichen Verbindung. Die ſachliche 
Einigung iſt zuweilen nur eine Titeleinigung oder eine ſtändige Einigung 
zweier (oder mehrerer) Bistümer mit eigenen Domkirchen und 
eigenen Kapiteln; erſtere haben wir bei der Erzdiözeſe München 
und Freiſing (Bulle „Dei ac Domini N. J. Chr.“ vom 1. April 1818 
bei Schneider Ph.: Partikuläre KR. Quellen S. 12 und 13); letztere 
haben wir nicht wenige in Italien, beſonders ſeit 1818. Es gibt Einigungen 
von zwei, drei und vier Bistümern und zwar iſt die Verbindung oft ganz 
verſchieden. Bei der vierfachen Diözeſe Trani-Nazareth⸗Barletta⸗Bi⸗ 
ſceglie iſt von Nazareth nur der Name erhalten; Barletta und Bifceglie 
ſind beide nur je eine Gemeinde, haben aber beide eigene Domkapitel. 
Bei der Doppeldiözeſe Marſico Nuovo und Potenza gehört erſte zur 
Kirchenprovinz Salerno, letztere zu jener von Acerenza und Matera; 
vgl. P. Carolus Streit SVD.: Atlas hierarchieus (1913) S 11f. 
Die Erzdiözeſe Manfredonia hat die „ſtändige Verwaltung“ der Diözeſe 
Vieſte (Apulien). Nach dem Maße der Leiſtung ſolcher Bistümer richtet 
ſich auch der Anfall aus der kirchlichen Schatzkammer des verſtorbenen 
Biſchofs. Wird $ 3 des Can. 1299 („Inventar“) gut befolgt, jo verſchwin— 
den die Schwierigkeiten von ſelbſt. 

C. Benefiziaten. Beſitzt ein Kleriker in einer Kirche eine Welt- 
geiſtlichen- oder Religioſenpfründe („beneficium saeculare vel religiosum“ 
Can. 1411 n. 2), fo gelten die im Can. 1299 für die Biſchöfe dargelegten 
Normen hier entſprechend Can. 1300, beſonders hinſichtlich des Inventars, 
des Nachweiſes, die heiligen Geräte ſeien nicht durch die Kirche erworben, 
endlich bei Häufung von Benefizien. 


Die drei genannten Klaſſen von kirchlichen Amtsperſonen 
(Kardinäle, Reſidenzbiſchöfe und Benefiziaten) ſind verpflichtet, 
die kirchlichen Vorſchriften der Cann. 12981300 durch ein 
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bürgerlichrechtlich gültiges Teſtament oder eine gleichwertige 
Urkunde auch im bürgerlichen Bereiche ſicherzuſtellen Can. 
1301 § 1. „In dieſem Sinne ſollen ſie rechtzeitig und in 
bürgerlich gültiger Form eine Perſon unbeſcholtenen Rufes 
bezeichnen (entſprechend dem Can. 380), welche bei Eintreten 
ihres Hinſcheidens nicht nur die heiligen Geräte, ſondern auch 
die Bücher, Urkunden und ſonſtiges Kircheneigentum, ſoweit 
fie in ihrer Wohnung ſich finden, an ſich nimmt und der zu- 
ſtändigen Perſon überweiſt“ § 2, z. B. dem Summus Kuſtos 
der Domkirche; dem Kirchenvorſtand uſw.! 


IV. Benützung der Kirchengeräte Can. 1303. Das Recht 
auf koſtenloſe Benützung der notwendigen Sirchen- 
einrichtung kommt gegenüber der Domkirche zu dem Biſchof; 
gegenüber einer jeden Kirche in der Regel den Prieſtern. 


1. „Die Domkirche muß die heiligen Geräte und alles 
zum Meßopfer oder zu den anderen Pontifikalfunktionen 
Notwendige unentgeltlich dem Biſchofe zur Verfügung ſtellen, 
auch wenn er nur privatim zelebriert, und zwar nicht nur 
in der Domkirche, ſondern auch in den anderen Kirchen der 
Stadt oder Vorſtadt.“ a 


a) Nur die Domkirche (ecclesia cathedralis) hat dieſe Ver⸗ 
pflichtung, alſo nicht die übrigen Kirchen der Stadt und Diözeſe. — 
b) Die heiligen Geräte uſw. müſſen koſten los (gratis) dem Biſchof 
zur Verfügung ſtehen und zwar ihm in ſeiner Perſon und in ſeiner not⸗ 
wendigen Aſſiſtenz (Epitome II 630), auch in ſeiner Stellvertretung, 
ſei es durch einen anderen Biſchof, z. B. einen Weihbiſchof, ſei es durch 
ein Mitglied des Domkapitels. — c) Das heilige Meß opfer kann 
hiebei in feierlicher oder auch in privater Weiſe dargebracht werden, 
während die übrigen Verrichtungen Pontifikalcharakter haben müſſen. — 
d) Nicht nur für die Domkirche, ſondern auch für ſämtliche Stadt- und 
Vorſtadtkirchen des Kathedralſitzes hat der Diözeſanbiſchof ein Anrecht, 
mit den heiligen Geräten von der Domkirche aus verſehen zu werden. 
Sind Vorſtädte im Zuſammenhang mit der Biſchofsſtadt, ſo gehören 
ſämtliche Kirchen der Vorſtädte hieher; ſind dieſe aber getrennt, ſo 
ſind von obiger Vorſchrift berührt die Kirchen, welche nicht mehr als 
dreitauſend Doppelſchritte („passus“) von der Stadt entfernt find; vgl. 
Can. 1291 $ 1 (oben S. 483). 


2. „Wenn eine Kirche an Armut leidet, jo kann der Ordi⸗ 
narius erlauben, daß von den dort zu ihrer eigenen Bequem⸗ 
lichkeit zelebrierenden Prieſtern eine mäßige Abgabe verlangt 
werde in Anſehung des Gebrauches der heiligen Geräte und 
des ſonſt für das Meßopfer Notwendigen (§ 2). — Sache 
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des Biſchofs, nicht aber des Kapitelvikars oder ohne 
Spezialmandat des Generalvikars iſt es, dieſe Abgabe zu 
beſtimmen; und niemand, auch nicht von den Religioſen, 
ſelbſt nicht von den Exemten, darf eine höhere Abgabe 
fordern (§ 3). — Der Bischof ſoll für die ganze Diözeſe eine 
derartige Abgabe auf der Diözeſanſynode feſtſetzen; wenn 
das nicht möglich iſt, außerhalb der Synode, aber nach An⸗ 
hörung des Kapitels (§ 4)“ Can. 1303. 


Für den Gebrauch der Paramente, der Kerzen, des Meßweines uſw. 
kann ohne Anordnung des Ordinarius keine Abgabe („stips“, nicht „stipes“ 
wie es in Can. 1303 $ 2 heißt) verlangt werden. 

Eine ſolche Abgabe kann angeordnet werden: a) in armen Kir⸗ 
chen („si qua ecelesia paupertate laboret“), ſei es daß die Armut 
ſchon vorhanden, ſei es daß ſie durch die Inanſpruchnahme zu befürchten 
it; b) für Prieſter, die dort zur eigenen Bequemlichkeit („in 
proprium commodum“) Meſſe leſen, jo daß die dort zum Zelebrieren 
verpflichteten Prieſter, z. B. die Benefiziaten, Angeſtellte oder 
vom Kirchenvorſtande Eingeladenen, der Abgabepflicht nicht unter— 
ſtehen; e) vom Ordinarius d. h. vom Biſchof oder einem 
anderen Ortsordinarius mit „potestas ordinaria propria“ 
(Can. 197 $ 2), wie das die $$ 3 und 4 des Can. 1303 bezeugen. 

Vermeerſch A. 8. J. behauptet (Epitome II 631), daß von den 
Benefiziaten, Kaplänen, Seelſorgeprieſter eine „Gerätſchaftstaxe“ ver⸗ 
langt werden könne; dies gilt aber nur dann, wenn ſie „in proprium 
commodum“ zelebrieren; über die Zulaſſung fremder Prieſter 
vgl. Can. 804. — Wenn eine Disözeſantaxe nicht beſteht, jo meint der 
gleiche, Gelehrte, daß auch „Ordinarius religiosus“ für eine arme 
„exemte Religioſenkirche“ eine Taxe feſtſetzen könne; dem widerſprechen 
die $$ 3 und 4 des Can. 1303; denn Sache des Biſchofs iſt es, „ebendieſe 
Abgabe zu beſtimmen, e ande m stipem definire“; vgl. Can. 6 un. I. 6. 
Der Kodex gebraucht nicht ſelten für den „Ortsordinarius“ den Ausdruck 
„Ordinarius“, der dann aus dem Zuſammenhang genau zu beſtimmen iſt; 
vgl. Cann. 476 $ 6; 1218 § 2; 1344 $ 2; 1346 § 2; 1363 8 1. 

V. Segnung der kirchlichen Geräte. Die heiligen Geräte 
können erſt dann in Gebrauch genommen werden, wenn ſie 
je nach den liturgiſchen Normen entweder geweiht 
(supellex consecrata), wie Kelch, Patene, oder wenigſtens 
gejegnet 6. benedicta) ſind, z. B. Altartücher, Prieſter⸗ 
gewänder. Manche werden gebraucht ohne Segnung, z. B. 
das Meßbuch, die Kanontafeln uſw. Can. 1304 handelt nur 
von jener Kircheneinrichtung, die geſegnet werden muß. 
Dieſe Segnungen können erteilt werden: „1. von allen 
Kardinälen und Biſchöfen; 2. von den Ortsordinarien ohne 
Biſchofsweihe für die Kirchen und Oratorien ihres Gebietes; 


494 Der Gottesdienſt. 


3. vom Pfarrer für die Kirchen und Oratorien innerhalb 
ſeines Pfarrgebietes, von den Kirchenvorſtänden für ihre 
Kirchen; 4. von den vom Ortsordinarius bevollmächtigten 
Prieſtern nach Maßgabe ihrer Vollmacht und der Gewalt 
des Vollmachtgebers; 5. von den Religioſenobern und den 
von dieſen bevollmächtigten Prieſtern der gleichen Genoſſen⸗ 
ſchaft, für die eigenen Kirchen und Oratorien und für die 
Kirchen der ihnen untergebenen Kloſterfrauen. 


Zu 1. Sämtliche Kardinäle können die heiligen Geräte ſegnen, 
alſo auch die Kardinaldiakone (Can. 232 § 1), ebenſo weihen 
Can. 239 $ 1 n. 20; desgleichen alle Biſchöfe, auch die Titularbi- 
ſchöfe; die Vollmacht gilt für den ganzen Erdkreis. 

Zu 2. Die Ortsordinarien ohne Biſchofsweihe werden 
aufgezählt im Can. 198 $ 2; ihre Segnungsgewalt erſtreckt ſich nur auf 
ihr Gebiet. 

Zu 3. Der Begriff „Pfarrer“ wird erklärt im Can. 451; 476 8 6; 
CC. d. 20. Maii 1923 (AAS. 16, 114 ad 1); jener des „Kirchenvorſtandes“ 
(„Rector ecclesiae“) im Can. 479. 

Zu 4. Prieſter, welche nicht unter den un. 1—3 des Can. 1304 be⸗ 
griffen ſind, erlangen ihre Vollmacht nur vom Ortsordinarius Cann. 
1304 n. 4; 210. 

Zu 5. „Religioſenobern = Superiores religiosi“ bedeutet dem Wort⸗ 
laut nach alle Obern der religiöſen Genoſſenſchaften, ob höhere oder 
niedere, ob exemte oder nicht exemte. Die Vollmacht der Religioſenobern 
fürihre Perſon entſpricht einigermaßen dem Can. 514 $ 1 (Verſehgang), 
indes paßt auf dieſe Auslegung nicht das Schlußwort „für die Kirchen 
der ihnen unterworfenen Kloſterfrauen“, da dieſe nur den Regularen⸗ 
obern unterworfen find Can. 500 § 2. Ferner kann man dieſe Voll⸗ 
macht unmöglich den Laienobern einräumen Can. 985 n. 7. — 
Bezüglich der Bevollmächtigung von Prieſtern durch Religioſenobern 
ſcheint mir die Anſicht von Vermeerſch A. (Epitome II. 633) die 
richtige: „Die Prieſter im Can. 1304, 5 find vom Ordinarius zu 
bezeichnen“ d. h. von den höheren Obern der exemten Klerikalgenoſſen⸗ 
ſchaften; das entſpricht dem Can. 1304 n. 4. 


Wenn ein nicht bevollmächtigter Prieſter 
eine dem Papſte oder den Biſchöfen vorbehaltene Segnung 
ſpendet, ſo iſt ſie unerlaubt; ungültig aber nur 
dann, wenn ſolches in dem Vorbehalt vom Apoſtoliſchen Stuhle 
ausgedrückt iſt Can. 1147 88 2. 3.; während die von einem 
Nichtberechtigten vollzogene Weihe in der Regel der 
Gültigkeit entbehrt ibi § 1. 


VI. Verluſt der Weihe oder Segnung Can. 1305; vgl. 
Cann. 1170 (Kirchen); 1200 (Altäre); 1247 (Friedhöfe). 
Die heiligen Geräte, ob geſegnet oder geweiht, verlieren die 
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Segnung oder Weihe nur in den vom Rechte angegebenen 
Fällen. Dieſe werden im Can. 1305 aufgezählt. 

Der Verluſt tritt ein: „1. wenn der Kircheneinrichtungs⸗ 
gegenſtand durch Verletzungen oder Veränderungen die 
frühere Form verlor, ſo daß er für ſeine Zwecke ſchon nicht 
mehr geeignet erſcheint; — 2. wenn er eine unziemliche 
Verwendung fand oder dem öffentlichen Verkauf ausgeſetzt 
war“ Can. 1305 $ 1. 

„Kelch und Patene verlieren die Weihe nicht wegen Ab— 
nützung oder Erneuerung der Vergoldung; natürlich bleibt 
in erſterem Falle die ſchwere Pflicht der Wiedervergoldung“ 
Can. 1305 $ 2. 


Der Verluſt tritt ſelbſtverſtändlich ſtets ein, wenn das heilige Gerät 
oder deſſen Stoff ganz oder zum größeren Teil zerſtört iſt, vgl. Can. 1170. — 
Die Beiſpiele, welche früher angeführt wurden zur Beleuchtung des 
Verluſtes der Weihe oder Segnung, dürften jetzt nicht mehr zutreffend 
ſein. „Wenn ein Kelch am unteren Teile des Bechers (cuppa) durch— 
löchert iſt“, fo nahm man Entweihung (exsecratio) an (Epitome II 634). 
Sicher darf nicht mehr mit dem Kelch zelebriert werden; iſt aber der 
Schaden gut gemacht, ſo bedarf es keiner Neukonſekration; denn „die 
frühere Form war nicht verloren gegangen“ Can. 1305 $ 1 n. 1 und die 
verletzte und ausgebeſſerte Stelle kann wieder übergoldet werden §S 2. — 
„Wenn ein Armel aus einer Albe abgeriſſen oder abgetrennt wurde“ 
(Epitome c. I.), fo darf man die Albe nach Wiedergutmachung des Scha— 
dens durch den alten oder einen neuen Armel ohne neue Segnung 
gebrauchen. 

Die Weihe oder Segnung geht ſtets verloren durch den öffent- 
lichen Verkauf oder die Ausbietung zum öffentlichen 
Verkaufe, nicht durch den privaten oder geheimen Verkauf, 
während jeder Verkauf den Verluſt der Abläſſe bewirkt Can. 
924 § 2. Würden kirchliche Geräte zu weltlichen Zwecken ge⸗ 
braucht, ſo tritt der Verluſt der Weihe oder Segnung nur dann ein, 
wenn dieſe Zwecke gegen die Ehrerbietigkeit verſtoßen („ad usus in- 
decoros“). Die Verwendung kirchlicher Geräte zu Trink- und Sünd— 
gelagen (Du 5, 1ff.), zu Schauſpielen, beſonders religions- und ſitten⸗ 
widrigen Inhalts; zu Spottprozeſſionen; der Gebrauch z. B. der Kelch— 
wäſche zu Kindswindeln; von Kelch und Patene zum Aberglauben uſw. 
gehören hierher. 

Can. 1305 $ 2 hat eine große Klärung und Erleichterung geſchaffen 
durch die Beſtimmung, daß die Abnützung der Vergoldung keine Ent— 
weihung bewirke; dieſe Erleichterung darf die Kirchenvorſtände nicht 
läſſiger machen in der Beſorgung einer guten Vergoldung. Auch wäre 
es eine ſchwere Verletzung der Ehrerbietung, außer im Notfalle mit einem 
der Vergoldung ganz oder teilweiſe verluſtig gegangenen Kelche oder 
einer gleichen Patene zu zelebrieren. Iſt der Kelch wieder vergoldet, 
ſo kann er ſofort wieder benützt werden. 
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VII. Die Behandlung der heiligen Geräte Can. 1306; 
RR. t. 2 c. 1 nn. 42 sqq. Natürlich müſſen alle, ob beteiligt 
oder nicht, die heiligen Geräte mit Ehrfurcht behandeln; 
indes gibt der Kodex hier Anweiſung über die Berührung 
und die Waſchung der heiligen Geräte. 

Can. 1306 $ 1: „Es iſt Sorge zu tragen, daß der Kelch mit 
der Patene und vor der Waſchung die beim Meßopfer ver⸗ 
wendeten Purifikatorien, Pallen und Korporalien nur be⸗ 
rührt werden von Klerikern oder von ſolchen, denen die 
Obhut jener (Geräte) anvertraut iſt.“ 


Für den Kelch mit Patene gilt die Vorſchrift ſofort nach der Weihe 
durch den Biſchof bis zur Entweihung (exsecratio); für die Kelchwäſche 
nur nach dem Gebrauch beim heiligen Opfer und vor deren Waſchung 
durch einen Majoriſten. Kleriker aber dürfen dieſe heiligen Geräte 
ſtets berühren; das gilt jedoch nicht von den Laienreligioſen beiderlei 
Geſchlechts Can. 614. Von den Laienbrüdern oder Schweſtern beſitzen 
dieſes Recht die mit der Obhut über die heiligen Geräte betrauten Mit⸗ 
glieder; wie überhaupt die Laien, denen ſolche Obhut ſtändig oder 
auch nur für einen Fall anvertraut iſt („custodes, Küſter, Mesner uſw.). 
Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß ſie den Kelch für die heilige Meſſe (außer 
in einem Notfalle) herrichten dürfen, da dieſes Sache des zelebrierenden 
Prieſters iſt; vgl. „Ritus servandus in celebratione missae“ I. — Auch 
ſollen die heiligen Olgefäße (ohne Bekleidung wenigſtens) nicht 181055 
Laien, ſondern durch Prieſter oder wenigſtens Kleriker getragen werden 
RR. t. 2 C. 1 n. 54. 


Can. 1306 § 2: „Die Purifikatorien, Pallen und Korpo⸗ 
ralien (Kelchwäſche) ſollen nach dem Gebrauche bei der 
heiligen Meſſe nicht den Laien, auch nicht den Laienreligioſen, 
zum Waſchen ausgehändigt werden, wenn ſie nicht zuerſt 
von einem Majoriſten abgewaſchen wurden; das Waſſer 
dieſer erſten Waſchung ſoll in das Sakrarium oder in deſſen 
Ermangelung ins Feuer geſchüttet werden“. 


Die Propagandakongregation gewährt den Miſſionsbiſchöfen, Apo- 
ſtoliſchen Vikaren und Präfekten folgende Vollmacht: „Permittendi 
religiosis sororibus sacrarii servitio addietis ut s. vasa 
sacrasque supellectiles tangere, necnon pallas, corporalia et purificatoria 
abluere valeant“ . Hiezu bemerkt das Directorium M. de Seoul n. 458: 
Die Berührung der heiligen Gefäße „kann jeder Prieſter ſeinem Meß⸗ 
diener (der zugleich Mesner iſt) geſtatten“, freilich „ſoll dieſem nahe- 
gelegt werden, daß er ſie nicht mit der bloßen Hand berühre.“ — Dort 
werden auch die Prieſter gemahnt, daß ſie wenigſtens einmal 
die gebrauchte Kelchwäſche abwaſchen und dann erſt den Schweſtern 
übergeben; indes haben die „Ordensſchweſtern, religiosae sorores“ kraft 
der von der SC. Pr. F. gewährten Vollmacht das Recht, die erſte 
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Waſchung vorzunehmen. Sakriſtaninnen, welche in ihrer Familie ein 
jungfräuliches Leben führen, aber nicht Ordensſchweſtern ſind, beſitzen 
die Vollmacht nicht, ebendort n. 459. 


§ 15. Das Gelübde. 


Als Akte der Gottesverehrung fügt das Geſetzbuch der 
Kirche den Titel XIX an „De voto et iureiurando“. Schon 
im Ordens- und Eherechte tauchten hieher gehörige Fragen 
der Gelübde auf; der Eid aber begegnet uns im 
Beamten- und Prozeßrechte, indes fin det ſich die grundſätzliche 
Behandlung in den Cann. 1307-1321. 


Quellen: Cann. 1307—15; 487 88; 542 n. 1; 574—86; 
593; 627 § 1; 630 § 15 639—40 $ 1; 645; 669 §1 (Ordensrecht); 
1058; 1073; 2388 (Ehe- und Strafrecht). 

J. Begriff. „Votum, idest promissio deliberata ac libera 
Deo facta de bono possibili et meliore, ex virtute religionis 
impleri debet“ Can. 1307. „Die Tugend der Religion legt 
die Pflicht auf, ein gemachtes Gelübde zu erfüllen 
d. i. ein überlegtes und freies Gott gemachtes Verſprechen, 
deſſen Gegenſtand etwas Gutes iſt, möglich und beſſer.“ 


1) Nicht immer wird der Ausdruck,,votum“ im Sinne von Gelübde 
gebraucht, ſondern das weltliche und das kirchliche Recht reden von „vota“ 
im Sinne von „Stand“ eingegangen durch ein Verſprechen, namentlich 
von „Eheſtand“ II. 2. 4. C. De spons. (5, 1); J. 24 C. De nuptiis (5, 4); 
1. 6 C. De secundis nuptiis (5, 9); — Dietum Gratiani ad c. 8 C. 30 q. 5; 
Praefatio in ordinatione subdiaconi. 

2) Das Gelübde iſt ein „Verſprechen, promissio“, welches 
eine Verpflichtung auferlegt (vgl. Can. 1017), nicht ein bloßer „Vorſatz, 
en 

3) Das Verſprechen muß „überlegt, deliberata“ ſein im 
Sinne der Cann. 1240 $ 1 n. 3 (suicidium „deliberato consilio“); 2229 
$$ 2. 3 (Hinderniſſe der Überlegung: Unkenntnis; Tr un ken⸗ 
heit; Mangel der notwendigen Sorgfalt; Geiſtes⸗ 
ſchwäche; Anſturm der Gemütsbewegung). — Das allzu 
jugendliche Alter wäre nur dann ein Hindernis für ein Gelübde, 
wenn es die Überlegung ausſchlöße; darum konnte das Jungfräulichkeits⸗ 
gelübde der fünfjährigen Roſa von Lima (Brev. 30. Aug.) zurechtbeſtehen, 
ſchon in Anbetracht auch des ſüdlichen Klimas. „Alle, ee den ent- 
ſprechenden Vernunftgebrauch haben, ſind eines Gelübdes fähig, wenn 
das Recht es nicht verbietet“ Can. 1307 § 2. Ein ſolches Verbot beſteht 
für die Ablegung der Ordensgelübde Cann. 5725 573 (Vollendung des 16. 
bzw. 21. Lebensjahres). 

4) Die Freiheit des Gelübdes („pr. Iibera)“ wird beeinträchtigt 
durch Mangel des Vernunftgebrauches; durch weſentlichen Irrtum 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 32 
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hinſichtlich des Gegenſtandes oder der Zweckurſache; durch eine unerläßliche 
Bedingung („conditio sine qua non“), die ſich auf einen Irrtum, 
gründete oder nicht in Erfüllung ging Cann. 104; 1311. Ein öffent⸗ 
liches Gelübde („Ordensgelübde“) kann ungültig ſein, wenn zwar die 
äußere Gelübdeablegung vorhanden ift, aber die innere Zuſtim⸗ 
mung fehlt Cann. 586 $ 2; 1086. — Die Freiheit des Gelübdes wird 
ferner beeinträchtigt durch Zwang und Furcht Cann. 103; 2352; 
doch iſt das unter dem Einfluſſe der Furcht abgelegte Gelübde nur dann 
ſofort ungültig, wenn die Furcht „ſchwer und ungerecht“ war 
Can. 1307 § 3. Gültig iſt darum ein Gelübde, abgelegt unter dem Ein⸗ 
fluſſe a) gerechter; b) ungerechter, aber leichter Furcht; 
c) einer Furcht, welche mit der Ablegung des Gelübdes in keinem 
Zuſammenhange ſteht, vorausgeſetzt, daß die „Überlegung, 
deliberatio“ nicht fehlt. Wurde jedoch eine „ſchwere und ungerechte 
Furcht“ eingeflößt, um ein Gelübde zu erzwingen, oder wurde 
die gleiche Furcht wenigſtens im Furchtleider in dieſem Sinne auf⸗ 
gefaßt, jo iſt das Gelübde ſofort („ipso jure“) ungültig; vgl. Can. 
1087 $ 1; ähnlich Epitome II 637: metus aut aus a voti aut occa- 
8 10 (in letzterem Falle iſt das Gelübde gültig; im erſteren bei ſchwerer 
und ungerechter Furcht ungültig). 

5) Das Gelübde iſt ein Schenkungsvertrag zwiſchen dem Gelobenden 
und Gott („Deo facta“). Würde Gott ganz ausgeſchloſſen, jo wäre ein 
Verſprechen, auch den Heiligen gemacht, kein Gelübde; indes können 
auch bei Gelegenheit eines Gelübdes die Heiligen geehrt werden, z. B. 
wenn Leiſtungen zu Ehren der Heiligen gelobt werden, wie Roſenkranz; 
Litanei zum heiligen Joſeph, oder wenn die Verehrung der Heiligen 
uns zu einem Gelübde ermuntert. 

6) Der Gegenſtand des Gelübdes muß ſein: etwas Gutes („de 
bono“). Eine Gottesläſterung wäre das Gelübde eines Räubers: Geht 
es mir beim Raube gut, ſo ſoll ein Drittel des Raubes Gott gehören 
für die Wallfahrtskirche in N. Sit der Gegenſtand des Gelübdes unbe- 
ſtimmt und wird er durch Verkettung der Umſtände etwas „Unerlau b⸗ 
tes“, ſo hört die Verpflichtung ſofort auf Can. 1311; vgl. das Gelübde 
Jephtes, Richt 11, 30—40; auch vom Gelübde gilt das Wort „in 
veritate, in iudicio et in iustitia“ Can. 1316, Ir 4, 2. 

7) Das Gute, welches gelobt wird, muß möglich ſein („de bono 
possibili“); „ad impossibile nemo tenetur“. Dieſer Satz gilt 
für das Entſtehen und das Aufhören des Gelübdes Can. 1311. Das 
Gelübde, alle Sünden, auch alle läßlichen Sünden zu meiden, 
iſt unzuläſſig und ungültig; vgl. Trid. sess. 6 en. 23. Das erhabene und 
ſchwierige Gelübde, „ſtets das Vollkommenere zu tun“ (Brev. 
21. Aug. lect. 6; Johanna Franziska) beſteht zurecht; denn zufällige 
Schwächen heben das poſitive Gelübde nicht, da es moraliſch zu faſſen iſt. 

8) Ferner muß das gelobte Gute für die Perſon des Gelobenden 
das Beſſere („bonum melius“) fein d. h. die Tat muß in dem vor⸗ 
liegenden Falle beſſer ſein als die Unterlaſſung; oder die Unterlaſſung 
beſſer als die Tat. Die Enthaltſamkeit um Gottes willen iſt, grundſätzlich 
geſprochen, beſſer als die Ehe, I. Kor. 7, 38. 40. 7; trotzdem iſt das Ge- 
lübde zu heiraten für eine vom Feuer der Leidenſchaft „gebrannte 
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Perſon“, gültig und erlaubt 1 Kor 7, 9. — Das Gelübde, täglich die heilige 
Meſſe zu beſuchen, iſt gut; würde aber eine Frau dadurch genötigt ſein 
(bei weiter Entfernung), die Pflichten gegen Mann und Kinder zu ver- 
nachläſſigen, ſo wäre die treue Pflichterfüllung das Beſſere. Im Can. 542 
haben wir verſchiedene Beiſpiele: n. 1 „Ungültig werden ins No- 
viziat aufgenommen: Ehegatten, ſolange die Ehe dauert; Profeſſen 
einer anderen religiöſen Genoſſenſchaft; Biſchöfe; Geiſtliche, durch 
Seelſorgeeid gebunden.“ — n. 2 „unerlaubt werden ins Noviziat 
aufgenommen: Geiſtliche wegen Prieſtermangel; Kinder und Enkel 
oder Eltern, deren Hilfe ihren Angehörigen notwendig iſt“. Oft wird 
der kirchliche Obere entſcheiden, ob das ſcheinbar Beſſere nicht das minder 
Gute iſt; ce. 1 (Alexander III.) et 10 (Inn. III.) De renuntiatione (19). 
Heinrich der Heilige (1002—24) wurde angewieſen, ſtatt des Ordens-⸗ 
eintrittes ſeine Würden als Kaiſer, König und Herzog beizubehalten. 


Das Gelübde, ausgeſtattet mit ſoeben beſchriebenen Eigen⸗ 
ſchaften, verpflichtet kraft der Tugend der Religion Can. 1307 
§ 1, an ſich nur den Gelobenden Can. 1310 § 1; iſt es aber 
ein Sachgelübde, z. B. die Erbauung einer Kirche, 
auch die Erben; ein gemiſchtes Gelübde jedoch ver— 
pflichtet die Erben nur, ſoweit es Sachgelübde iſt, ibi § 2, 
3. B. die Bezahlung des Ewigen Lichtes vor dem Tabernakel 
mit täglicher perſönlicher Anbetung. — Man beachte, nur 
die Erben ſind verpflichtet; denn wenn die benannten 
Erben leer ausgehen, ſo fällt auch die Verpflichtung Can. 1513. 

Wie der Eid jo iſt auch das Gelübde enge auszu— 
legen nach Maßgabe des Rechts und der Abſicht des Ge— 
lobenden Cann. 1321; 15; 19. 


II. Einteilung. Der Kodex zählt im Can. 1308 vier 
Einteilungen auf, nämlich: a) „Das Gelübde iſt öffent- 
lich-rechtlich, (v. publicum) wenn es im Namen der 
Kirche von dem rechtmäßigen kirchlichen Obern entgegen⸗ 
genommen wird; ſonſt iſt es privatrechtlich (v. pri- 
vatum) $ 1“. 

Jedes Gelübde in einem Orden oder in einer religiöſen Kongre— 
gation iſt öffentlich-rechtlich Can. 572 § 1 n. 6; faßt man die Übernahme 
des Enthaltſamkeitsgeſetzes bei den höheren Weihen als votum auf, ſo 
iſt auch hier ein votum publicum gegeben c. 1 De voto (III 15) in 6°. 
Auch andere Gelübde können in die Hände des kirchlichen Obern abgelegt 
werden und ſind damit vota publica; namentlich im MA. gab es ſolche 
Wallfahrts⸗, Kreuzzugs oder Kirchenbaugelübde u. ä. 

b) „Das Gelübde iſt feierlich (sollemne), wenn es 
als ſolches von der Kirche anerkannt iſt; ſonſt einfach“. 

32 * 
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Nur in einem eigentlichen Orden werden feierliche Gelübde 
abgelegt, und zwar nach dem Noviziat und einer weiteren Probezeit 
von wenigſtens drei Jahren in den einfachen Gelübden; aber oft auch 
nicht von allen Ordensmitgliedern (im Jeſuitenorden; von den Bene— 
diktinerlaienbrüdern; in weiblichen Orden Bayerns, Belgiens, Frankreichs 
uſw. Cann. 488 nn. 2. 5. 7; 575 ff.; 1058; 1073). — Auch die Übernahme 
der höheren Weihe gilt als „votum sollemne“, Bonifaz VIII. 
in c. 1 De voto (III 15) in 6°. 


c) Das Gelübde iſt „vorbehalten (reservatum), 
wenn die Dispenſe nur der Apoſtoliſche Stuhl gewähren 
kann § 3“; „von den privatrechtlichen Gelübden 
ſind dem Apoſtoliſchen Stuhle nur mehr zwei vorbehalten: 
) das Gelübde der vollkommenen und ſtändigen Keuſchheit; 
8) das Gelübde des Eintrittes in eine Genoſſenſchaft mit 
feierlichen Gelübden, vorausgeſetzt, daß beide Gelübde rein 
und ſchlechthin („absolute“) und nach Vollendung des acht— 
zehnten Lebensjahres abgelegt wurden“ Can. 1309; über den 
Vorbehalt der öffentlich-rechtlichen Gelübde enthält der 
Kodex eine ausdrückliche Beſtimmung nicht, doch ſind un— 
zweifelhaft ſämtliche Gelübde in Orden und Kongregationen 
päpſtlichen Rechtes dem Apoſtoliſchen Stuhle vorbe- 
halten Can. 488 n. 3. 


Das kirchliche Geſetzbuch hat hier eine bedeutende Erleichterung ge— 
ſchaffen. Früher waren auch noch die Gelübde der Wallfahrten nach Jeru— 
ſalem, Rom und Kompoſtella vorbehalten; die jetzt noch reſervierten 
Privatgelübde kannten nicht die klare Umgrenzung des Can. 1309. Von 
den 5 im Can. 1058 erwähnten Gelübden ſind nur zwei reſerviert: a) das 
Gelübde der vollkommenen Keuſchheit, aber nur wenn ſie für 
immer gelobt wird; dabei darf es weder bedingt noch als Bußgelübde 
abgelegt ſein (absolute, einfachhin“) und erſt wenn das 18. Lebensjahr 
vollendet iſt; b) unter den gleichen zuletzt erwähnten Bedingungen iſt 
das Gelübde des Eintrittes in einen Orden mit feierlichen Ge— 
lübden vorbehalten, aber nur wenn die gelobende Perſon Ausſicht hat, 
feierliche Gelübde abzulegen. Gelobt ein zwanzigjähriger Jüngling, 
Benediktiner zu werden, jo iſt das Gelübde dem Apoſtoliſchen Stuhl vor⸗ 
behalten, wenn er Ordensgeiſtlicher werden will und kann; beabſichtigt er 
nur Laienbruder zu werden, ſo iſt das Gelübde nicht vorbehalten. Macht 
eine Jungfrau das Gelübde, in Bayern Dominikanerin, Klariſſin 
oder Ziſterzienſerin uſw. zu werden, ſo iſt dieſes Gelübde nicht reſerviert. 

Die zeitlichen Gelübde in einer Kongregation des Diözeſan— 
rechtes werden gelöſt durch Entlaſſung ſeitens des Ortsordinarius 
gemäß Cann. 746—48; die ewigen Gelübde ebendort auf Grund 
der Konſtitutionen oder durch Indult des Apoſtoliſchen Stuhles Can. 
669 § 1; gleiche Wirkung hat in beiden Fällen die Säkulariſation 
auch durch den Ortsordinarius Cann. 640 $ 1 n. 2; 638. 
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d) Das Gelübde iſt „ein perſönliches (. personale), 
wenn in demſelben eine Handlung des Gelobenden verſprochen 
wird“, z. B. Gebet, Sakramentsempfang; „ein ſachliches 
(v. reale), wenn eine Sache (= dingliche Leiſtung) ver— 
ſprochen wird“, z. B. Abtretung von Grund und Boden 
für eine Kirche, ein Krankenhaus; „das gemiſchte Ge— 
lübde (V. mixtum) nimmt an der Natur des perſönlichen 
und ſachlichen Gelübdes teil“, z. B. ein Bildhauer gelobt die 
Herſtellung eines Kruzifixes mit Lieferung des Stoffes 
(Holz, Stein, Metall) Cann. 1308 $ 4; 1309. — Abgeſehen 
von Can. 1308 ergeben ſich aus dem Kodex noch folgende 
Einteilungen: 

e) Das Gelübde kann ſein ein bedingungsloſes 
(V. absolutum), welches ohne Vorausſetzungen und Be— 
dingungen, und bedingtes, welches nur unter gewiſſen 
Bedingungen (v. conditionatum) oder Vorcausſetzungen 
(v. poenale = Sühnegelübde), abgelegt wird Can. 1309. 

4) Das Gelübde kann ſein ein zeitliches (V. tempo- 
rarium) oder ſtändiges, immerwährendes, 
ewiges (v. perpetuum) je nach der Geltungszeit des 
Gelübdes Cann. 574 ff. 

g) Hinſichtlich der kirchenrechtlichen Wirkungen 
iſt das (Ordens) Gelübde ein vollwirkendes und 
ein Gelübde mit teilweiſen Wirkungen (v. plenae; 
partialis efficaciae). 

Ein vollwirkendes Gelübde iſt das feierliche auf dem Gebiete 
des Ehe- (Cann. 1073; 1119), Weihe- (Can. 982 § 1 Titel.; 585 Verluſt der 
Diözeſe) und Strafrechts (Can. 2388); teilweiſe Wirkungen haben 
gewiſſe ewige einfache Gelübde: a) Cann. 1073 einfaches ewiges Gelübde 
bei den Jeſuiten; b) 585 Verluſt der Diözeſe durch jedes einfache, ewige 
Profeßgelübde; c) 2388 $ 2 Strafrecht. Alle Profeßgelübde bewirken 
nach einem Jahre die Erledigung der Pfarrei, nach drei Jahren jene der 
Benefizien Can. 584; alle Keuſchheitsgelübde bilden ein verbietendes 
Ehehindernis Can. 1058 $ 1. 

h) Das Gelübde kann ſein offen kundiges, be— 
kanntes (v. publicum) und ein geheimes (v. occultum). 
Die öffentlich-rechtlichen Gelübde ſind in den 
meiſten Fällen auch offenkundige und bekannte, da ja die 
Ablegung derſelben in einer Urkunde des Kloſterarchivs be- 
zeugt wird Can. 576. Die Privatgelübde können 
bekannt und geheim ſein, was für das Dispensweſen von 
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Bedeutung iſt; vgl. Cann. 249 § 2 (Sakramenten⸗); 250 § 1 
(Konzils⸗), 251 § 3 (Religioſenkongregation) für of fe n⸗ 
kundige; — 258 (Pönitenziarie) für geheime Dis⸗ 
penſen. 


i) Das Gelübde kann für ſich beſtehen oder auch mit einem 
Eide bekräftigt werden („Votum iuratum“) ſ. unten. 


III. Das Aufhören der Gelübde kann eintreten durch 
innere und äußere Urſachen. Aus inneren Ur⸗ 
ſachen hört das Gelübde auf: 1) „Durch Ablauf der 
Zeit, welche zur e 5 Pflicht beigefügt wurde; 

2) durch weſentliche Anderung des verſprochenen 
Gegenſtandes; 3) durch Verſagen der Bedingung, 
von welcher das Gelübde abhängt; oder des Endz weckes 
desſelben“ Can. 1311. 


1) Wird dem Gelübde eine Friſt beigefügt, ſo muß man unter⸗ 
ſcheiden: Will die Friſt die Verpflichtung nur fördern und beſchleuni⸗ 
gen, jo tritt ein Aufhören nicht ein; vgl. Can. 859 $ 4; wird jedoch durch 
die Friſt die Verpflichtung begrenzt und abgeſchloſſen, ſo hört das Ge— 
lübde auf, z. B. die dreijährigen und einjährigen Gelübde in religiöſen 
Genoſſenſchaften Cann. 574 ff. 

2) Der Gegenſtand des Gelübdes kann eine weſentliche An— 
derung erleiden; ein koſtbarer Schmuck, der durch ein Gelübde einer Kirche 
beſtimmt war, geht zugrunde; ein Orden, in den einzutreten jemand 
gelobt hat, wird aufgehoben, ſäkulariſiert; eine Wallfahrt an einen be- 
ſtimmten Ort wird vom kirchlichen Obern verboten; wurde jedoch die 
Wallfahrt im allgemeinen gelobt, der Ort aber nur nebenbei, ſo bleibt 
die Verpflichtung. 

3) Ein Gelübde wurde mit ausdrücklicher oder ftillichwei- 
gender Bedingung abgelegt. Tritt das Ausbedungene nicht 
ein, fo fällt das Gelübde fort; vgl. Can. 1092 an. 3. 4. Häufig waren 
die bedingten Gelübde im Alten Teſtament, z. B. Richt 11, 30 ff.; 18m 1, 
11 ff. — Das Gelübde verliert ſofort ſeine Verpflichtung bei Bedingungen 
der Vergangenheit und Gegenwart, welche nicht zutreffen. 
„Wenn meine Eltern gegenwärtig nicht mehr leben, gelobe ich Eintritt 
ins Kloſter“. Leben beide ſo bindet das Gelübde nicht; aber auch, wenn 
nur ein Teil noch lebt. Bei Bedingungen der Zukunft, z. B. wenn 
mein Sohn aus dem Kriege glücklich heimkehrt, mache ich die Wallfahrt 
nach Mariahilf, muß der Erfolg abgewartet werden. 

Stillſchweigende Bedingungen verknüpfen ſich ſtets mit 
den beiden Gelübden „des Empfangs der höheren Weihen und des Ein— 
tritts in den Ordensſtand i. w. S.“ (Can. 1058), nämlich die Bedingung, 
„wenn ich tauglich befunden werde.“ Schicken die kirchlichen Obern einen 
Bewerber guten Willens fort, ſo hört das Gelübde auf. — Hier kann 
man auch von einem Aufhören des „Endzweckes, causa kin a— 
lis“ reden. Ebenſo wäre der „Endzweck“ hinfällig, wenn jemand einen 
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beſtimmten Kapellenbau verſpricht, der vom Ordinarius verboten wird 
als der Seelſorge abträglich. 

4) Das Gelübde kann aufhören auch wegen weſentlicher Anderungen 
in der Perſon des Gelobenden. Ein Wohlhabender verſpricht eine 
Summe Geldes für die Miſſionen; er wird arm. Ein Geſunder verſpricht 
eine Wallfahrt; er wird gelähmt. Man kann dieſe Anderung einreihen 
unter „weſentliche Anderung des Gelobten“ oder „Wegfall einer ſtill— 
ſchweigenden Bedingung“. 


Die Gelübde können aufhören durch äußere Ur⸗ 
ſachen, nämlich durch „irritatio, dispensatio, commutatio, 
durch Verungültigung, Dispenſe oder Umwandlung“ Can. 
1311. Der Kodex ſelbſt gibt hierüber näheren Auffchluß in 
den Cann. 1312—15. 


1) Hritatio, Verungültigung der Gelübde Can. 1312; 
vgl. Can. 1039 § 2. „Wer eine oberherrliche Gewalt über den 
Willen des Gelobenden rechtmäßig ausübt, kann deſſen Ge— 
lübde gütiger- und aus rechtmäßigen Grunde auch erlaubter— 
weiſe zunichte machen, ſo daß in keinem Falle die Verpflichtung 
nachher wiederauflebt $ 1. — Wer zwar keine Gewalt hat 
über den Willen des Gelobenden, jedoch über den Gegenſtand 
des Gelübdes, kann die Verpflichtung des Gelübdes ſolange 
aufheben, als die Erfüllung des Gelübdes ihm einen Eintrag 
tut“ $ 2 Can. 1312. 


Eine „potestas dominativa, eine hausväterliche oder oberherrliche 
Gewalt“ beſitzen: a) die Religioſenobern nach Maßgabe der 
Konſtitutionen Cann. 501; 1315; b) die Inhaber der väterlichen 
Gewalt, aber nur bis zum vollendeten 14. Lebensjahre ihrer Kinder 
Cann. 89; 1648 $ 3. 

a) Die Religioſenobern haben dieſe Gewalt nur gegenüber ihren 
Untergebenen d. h. den Profeſſen kraft des Gehorſams⸗ 
gelübdes Cann. 501 § 1; 499 § 1. Die Novizen und Poſtulanten 
unterſtehen zwar der Gewalt des Novizenmeiſters und der Obern Can. 
561 § 2, aber nur auf Grund des ſtillſchweigenden Vertrages. — Die 
Gewalt der Religioſenobern erſtreckt ſich natürlich nicht auf die Ordens— 
gelübde; denn dieſe machen die Profeſſen erſt zu „Untergebenen, 
subditi”; auch nicht auf das Gelübde, in eine ſtrengere Genoſſenſchaft zu 
treten Cann. 632 ff. 

b) Gegenüber den Kindern vor Vollendung des 14. Lebensjahres 
beſitzen die Irritationsgewalt die „Inhaber der väterlichen 
Gewalt“ Can. 89. Wer „Inhaber der väterlichen Gewalt“ iſt, beſtimmt 
das bürgerliche Recht; vgl. z B. in Deutſchland BGB. $$ 1627; 
1634; 1676; 1684 ff.; alſo zunächſt Vater und Mutter; der Vater allein; 
die Mutter allein; der Vormund uſw. — Der „Inhaber der väterlichen 
Gewalt“ kann die Gelübde der Kinder vor ihrem 14. Lebensjahre zu 
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jeder Zeit verungültigen, alfo gleich oder jpäter vor oder nach der 
Vollendung des 14. Lebensjahres. — In der „Epitome“ II 643 heißt 
es „Olim ad impuberes restringebatur“ potestas irritandi vota; 
daraus ſcheint hervorzugehen, daß jetzt der Kodex die Vollmacht ge— 
währe, die Gelübde aller „Nicht volljährigen, minores, alſo 
vor vollendetem 21. Lebensjahre“ (Can. 88 $ 1) zu irritieren; dieſe Anſicht 
iſt haltlos Cann. 89; 1648 $ 3. 

c) Zur gültigen Irritierung iſt kein Grund notwendig; zur 
erlaubten ein rechtmäßiger. — Die irritierten Gelübde leben nie 
wieder auf. — Ein Ehegatte hat über den andern feine „potestas 
dominativa“; darum kommt ihm feine Irritierungsgewalt zu, es müßte 
denn ſein, daß eine Gattin vor dem 14. Lebensjahre entweder mit Dispenſe 
vom Hinderniſſe des Alters (Can. 1076 § 1) geheiratet hätte oder nach 
Eingehung einer nicht⸗chriſtlichen Ehe getauft worden wäre und zugleich 
das betr. Staatsgeſetz dem Manne eine oberherrliche Gewalt über eine 
ſolch jugendliche Frau einräumen würde; vgl. BGB. §§ 1633; 1354. 
Dagegen kann Can. 1312 $ 2 in Geltung treten. 

d) Die Vollmacht des Can. 1312 $2 nannte man früher „indirekte 
Irritierung der Gelübde“. Indes haben wir hier keine Ungültig⸗ 
machung, ſondern nur eine Ausſchaltung der Wirkungen des 
Gelübdes (suspensio); das Gelübde ſelbſt bleibt. Ein Ehemann hat in der 
Ehe das Gelübde der vollkommenen und ſtetigen Keuſchheit abgelegt. 
Ein rechtliches Ehehindernis entſteht daraus nicht. Die Ehefrau 
verliert ihre ehelichen Rechte in keiner Weiſe 1 Kor 7, 4; erſucht ſie um 
die eheliche Pflicht, ſo kann und muß der Mann ſie leiſten. Der Mann. 
darf ſie kraft ſeines Gelübdes nicht fordern; jede Sünde gegen das 6. Gebot 
it auch Sünde gegen die Tugend der Religion; nach dem Tode feiner 
Gattin kann er erlaubterweiſe nicht heiraten. Fühlt ſich nun die Ehefrau 
durch das Gelübde des Ehemannes beeinträchtigt, ſo kann ſie das ſelbſt 
nicht irritieren, ſondern unwirkſam machen, inſoweit und ſolange 
ihre Rechte geſchmälert find („potest suspendere“). So können auch 
Eltern Wallfahrtsgelübde ihrer Kinder, Faſtengelübde ihrer Dienſtboten 
unwirkſam machen, ſoweit daraus dem Hausweſen ein Eintrag erwächſt. 


2) Dispenſe von Gelübden Can. 1313. Zur Klarheit 
unterſcheiden wir drei Fragen: a) gibt es eine Dispensgewalt 
von Gelübden; b) welche kirchliche Obern beſitzen ſie; e) welche 
Rechtsdispenſen (dispensationes a jure) gibt es. 

A. Trotzdem das gültige Gelübde auf göttlichem Rechte 
ruht („promissio Deo facta“), gibt es in der Kirche eine 
Dispensgewalt auch für Gelübde; ſie ruht auf Mt 16, 19; 
18, 18 (Löſegewalt des Primates und des Epiſkopates). 
Dieſe Löſegewalt iſt hier am Platze, da das göttliche Recht 
des Gelübdes auf dem menſchlichen Willen ruht. 
Da aber alle kirchlichen Obern, auch der Papſt, hier nicht im 
eigenen Geſetze dispenſieren, ſo müſſen ſie einen vernünftigen 
und rechtmäßigen Grund haben; vgl. Cann. 80, 84, 1313. 
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B. 1. Von allen Gelübden, vorbehaltenen und nicht 
vorbehaltenen, völlig freien und durch das wohlerworbene 
Recht anderer (ius aliis quaesitum“) gebundenen, öffentlich- 
und privatrechtlichen kann der Apoſtoliſche Stuhl im Namen 

des Heiligen Vaters dispenſieren. — Von der 
Dispensgewalt der anderen kirchlichen Obern ſind in der 
Regel ausgenommen: a) die reſervierten Gelübde 
(oben S. 500); b) die Gelübde, deren Dispenſe „das wohl— 
erworbene Recht anderer verletzen würde“ 
Can. 1313. 

2. Dieſes vorausgeſetzt beſitzen Dispensgewalt: Die Orts- 
ordinarien a) in allen übrigen Gelübden Can. 1313; 
b) in den Keuſchheitsgelübden (auch reſervierten 
und ſogar feierlichen) bei dringender Todesgefahr und in 
den verwickelten Fällen Cann. 1043 —45 gegenüber ihren 
Untergebenen und den Fremden ihres Gebietes. 

3. Die Obern (nicht nur die Ordinarien) einer 
exemten Klerikalgenoſſenſchaft (Can. 488 
nn. 2. 4) können ihre Profeſſen, Novizen und Hausgenoſſen 
(Can. 514 $ 1) von den nicht ausgenommenen (oben 1) Ge⸗ 
lübden dispenſieren; vgl. oben die Irritierungsgewalt. 

4. Die vom Apoſtoliſchen Stuhle mit allgemeinen 
Vollmachten Verſehenen oder in einem Einzel— 
falle Delegierten nach dem Wortlaute der Voll— 
macht oder des Reſkriptes Can. 1313 n. 3. 

Die Vollmachten der kirchlichen Würdenträger lauten „Commu- 
tandi et dispensandi, consideratis causis, omnia vota simplicia pri- 
vate emissa, etiam Ap. Sedi reservata, exceptis votis in quibus 


agitur de tertii praeiudicio“, für die Ap. Legaten, Delegaten, 
Nuntien n. 15; für Miſſionen nn. 11. 19; Directorium-Seoul n. 491. 


5. Die Pfarrer, Prieſter des Can. 1098 und 
Beichtväter haben in „dringender Todesgefahr und in 
geheimen, verwickelten Fällen“ die Dispensvollmacht 
von den verbietenden und trennenden Keuſchheitsgelübden 
nach Maßgabe der Cann. 104345. 


C. Dispenſen des Rechts 1 Ordens⸗ 
gelübde (Can. 487) hören von ſelbſt auf: a) bei Ent⸗ 
laſſung eines Profeſſen mit zeitlichen en Can. 
648; b) bei Entlaſſung eines Profeſſen mit ewigen 
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Gelübden, wenn die Konſtitutionen es ſo beſtimmen Can. 
669 § 1, z. B. bei Entlaſſung eines Profeſſen der Geſellſchaft 
Jeſu mit ewigen einfachen Gelübden, Biederlack-Führich: 
„De religiosis“ n. 1782; c) durch die Säkulariſierung 
eines Profeſſen Can. 640 § 1 n. 2. 

2) Alle Gelübde werden unwirkſam gemacht 
durch die Ordensprofeß; leben aber wieder 
auf, wenn die Ordensprofeß nicht mehr verpflichtet Can. 1315, 
außer es tritt einer der im Can. 1311 genannten Aufhörungs⸗ 
gründe ein. 

3) Die Ordensgelübde hören auf feierliche zu ſein, 
wenn der Profeß feierlicher Gelübde rechtskräftig in 
eine religiöſe Kongregation übertritt Can. 636. 

4) Die Umwandlung der Gelübde Can. 1314. Es iſt zu 
unterſcheiden zwiſchen reſervierten und nicht reſervierten 
Gelübden; und zwiſchen der Umwandlung in ein beſſeres, 
gleiches und minderes Werk. 

a) Reſerviert e Gelübde kann nur der umwandeln, 
der dispenſieren kann Can. 1314; Directorium-Seoul n. 491. 

b) Der gleiche Grundſatz gilt für die Umwandlung einer 
Leiſtung auch bei nicht reſervierten Gelübden in 
eine mindere („in minus bonum“), da dies eine Art 
Dispenſe iſt; hier gelten die Beſtimmungen des Can. 1313 
(oben). — Wird aber das gelobte Werk nicht reſervier⸗ 
ter Gelübde in ein gleich- oder höherwertiges 
umgewandelt, jo kann das vom Gelobenden ſelbſt 
geſchehen; freilich empfiehlt es ſich, den Beichtvater zu fragen; 
denn nemo iudex in propria causa Can. 1314. 

Bemerkenswert iſt die Vollmacht, welche Papſt Pius XI. durch die 
stonft. „Servatoris Jesu Christi“ v. 25. Dez. 1925 für das Nachjubiläum 
1926 in n. VIII gab (AAS. 17, 614 f.): „Confessarius in ipsa tantum- 
modo iubilaei confessione, ex iusta et probabili causa (Cann. 89; 
1313), omnia et singula vota privata, etiam Sedi Apostolicae res er- 
wat a (Cann. 1308 $ 3; 1309), iurata quoque (Can. 1318 $ 1), 
in alia pia opera dispensando commutare possit (alſo iſt auch die comm. 
in minus eingeſchloſſen). Votum autem castitatis perfectae et perpetuae, 
etiamsi ab origine public emissum sit in professione religiosa 
(Cann. 1058; 487; 574) — neutiquam, contra, si poenitens fuerit 
in Ordine sacro lege caelibatus adstrietus (Cann. 132; 1072; 648; 670),— 
subinde tamen, aliis eius professionis votis per dispensationem sublatis, 
firmum atque integrum manserit, similiter possit, ex iusta et probabili 
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causa, in alia pia opera dispensando commutare. — Votum vero a 
tertio acceptatum ne remittat neve commutet, nisi is, cuius interest, 
libenter expresseque consenserit (Can. 1313). — Votum denique non 
peccandi aliave poenalia vota ne commutet nisi in opus, quod non 
minus quam ipsum votum, a peccando refrenet“, 

Nur der Beichtvater kann bei der Jubiläumsbeichte 
aus einem rechtmäßigen und vernünftigen Grunde alle Privat⸗ 
gelübde, auch die beiden reſervierten (Can. 1309) dispen⸗ 
ſierend umwandeln bzw. umwandelnd dispenſieren d. h. gegen die Auf— 
legung anderer guter Werke dispenſieren. Das Keuſchheitsgelübde der 
Profeß iſt zwar ein öffentliches (Can. 1308 $ 1); wurde aber die 
Profeß nachgelaſſen bis auf dieſes Keuſchheitsgelübde, ſo kann es der 
Jubiläumsbeichtvater dispenſieren, da es ja ein privates geworden 
iſt. — Das Gelübde zu Gunſten eines Dritten kann der 
IBV. dispenſieren nur mit Zuſtimmung dieſes Dritten. — Gelübde 
zur Abwehr der Sünde kann der BV. nur dispenſieren gegen 
Auflage anderer Werke, welche die Sünde in gleicher Weiſe abzuhalten 
geeignet ſind. Das „ otum non peccandi“ muß 125 Can. 1307 ausgelegt 
werden vom „v. n. p. mortaliter“é (val. Can. 906); oder wenigſtens 
vom „v. n. p. considerate venialiter“. 


§ 14. der Eid. 

Ouellen: Cann. 1316—21; Ir 4, 2; Mt 5, 33—87; 23, 
16-22; Jak 5, 12; D-B. nn. 425 (Waldenſer); 487 (Fraticellen); 
623 (Wiclef); 662 (Wiclef und Hus); 1451 (Quesnel); 

1575 (Piſtoich Die Quellen über den Amtseid und 
Gerichtseid vgl. im Index analytico-alphabeticus des 
Kodex. 

J. Begriff. Der Eid iſt nach Can. 1316 „die An⸗ 
rufung des göttlichen Namens zum Zeu⸗ 
gen der Wahrheit.“ Wenn dieſe herkömmliche Be- 
griffsbeſtimmung zutrifft, ſo kommt es auf die Nebenum⸗ 
ſtände nicht an, ob nämlich „Gott, die Gottheit, nomen di— 
vinum“ bloß als Zeuge angerufen wird oder auch die gött— 
liche Strafe für den Fall der Unwahrheit hinzugefügt wird; 
z. B. „Gott iſt mein Zeuge“; — „Gott ſoll mich ſtrafen, 
wenn ich lüge“. 

Beim Gerichtseid jmd folgende Punkte für die Erlaubt- 
heit vorgeſchrieben: Der Eid wird geleiſtet „nach vorgängiger Anrufung 
des göttlichen Namens“, z. B. „In nomine Dei. Amen; — Im heiligen 
Namen Gottes. Amen“. Die Prieſter berühren (mit der Rechten) die 
Bruſt; alle übrigen das Evangelienbuch Can. 1622 § 1. — Das gilt nicht 
für den Amtseid; die Kardinäle hören die gemeinſamen Eidesformel 
vor der Papſtwahl an, worauf ein jeder einzelne (nacheinander) ſpricht: 
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„Et Ego N. Cardinalis N. spondeo, voveo ac iuro“ und beide Hände auf 
das Evangelium legend „Sie me Deus adiuvet et haec Sancta Dei Evan- 
gelia“; Konſt. „Vacante“ d. 25. Dec. 1904 n. 11a)!. Ahnlich der Eid des 
Biſchofskandidaten vor der Konſekration, Pontieale R. p. I pag. 67. 

Zur Gültigkeit des von den Kanones verlangten oder 
zugelaſſenen Eides iſt gefordert, daß er perſönlich, nicht durch 
einen Stellvertreter, geleiſtet werde Can. 1316 $ 2. 

II. Erlaubtheit des Eides. Die vielen Kanones des fird)- 
lichen Geſetzbuches, welche den Eid fordern oder zulaſſen, 
legen die Erlaubtheit des Eides nahe. Indes gibt es Stellen 
der Heiligen Schrift, welche ſich gegen die Erlaubtheit aus- 
zuſprechen ſcheinen: Mt 5, 3337; Jak 5, 12; „ihr ſollt über⸗ 
haupt nicht ſchwören . . .; eure Rede ſei: Ja, ja; nein, nein; 
was darüber hinausgeht, iſt aus dem Böſen.“ Die Mahnung 
des Herrn und ſeines Apoſtels richtet ſich gegen die damals 
häufige Unſitte des leichtfertigen Schwörens. Ver⸗ 
boten wurde der Schwur vom Herrn in keiner Weiſe, was 
aus den Worten Chriſti erhellt bei Mt 23, 16—22, ſowie aus 
Röm 1, 9; Hbr 6, 13—20 (Bi 109, 4). Die Notwendigkeit 
des Eides über die ſchlichte Wahrhaftigkeit hinaus ſtammt 
aus der Sünde; für Gotteskinder (= Chriſten) ſoll der Eid 
ein Notbehelf ſein. Wer den Eid unüberlegt gebraucht, läuft 
Gefahr, „dem Gerichte zu verfallen“ (Jak 5, 12). — Zur 
Erlaubtheit des Eides gehört, daß er geleiſtet 17 „in 
Wahrheit, recht und gerecht, in veritate, in iu- 
dicio et in iustitia“ Ir 4, 2; Can. 1316 § 1. 

„In Wahrheit, in veritate“, wird der Eid geleiſtet, 
wenn die äußeren Worte dem Wiſſen und Willen des Schwö— 
renden entſprechen (Verſicherungs⸗ und Verſprechungseid). 
Der Gegenſatz „des Eides in Wahrheit“ iſt die falſche 
Ausſage, ſei es die wiſſentliche („Meineid“, 
Deutſches SGB. § 153) oder ſei es die fahrläſſige 
(„Falſcheid“ § 163), beide im Kirchenrecht „periurium“ 
genannt. 

„Recht, i! DBeiinnung ın ücheng Joe 
der Eid geleiſtet, wenn er erfolgt nur aus einer entſprechend 
Be Urſache, alſo nicht leichtfertig, ſondern mit Über- 
legung. Urteillos hat Herodes der 192 8 geſchworen, 
Mk 6, 22. 23; fo wuchs ſich dieſer Eid zu einem Schwur 
auch gegen die Gerechtigkeit aus. — Als Eidmündig⸗ 
keitsalter dürfte jenes für Gelübde gelten: „Wer den 
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entſprechenden Vernunftgebrauch hat, iſt 
gelübdefähig“ Can. 1307 § 2, alſo hier eidesfähig oder 
eidmündig. Amtliche Eide können ſelbſtändig 
nur von Perſonen über vierzehn Jahre geleiſtet werden 
Can. 1648 $ 3. Perſonen vor dem Reifealter werden als 
Zeugen nur im Notfalle vernommen und zwar im allge— 
meinen un vereidigt Can. 1758. 

„Die Gerechtigkeit, iustitia” des Eides ver— 
langt, daß das Beſchworene nicht gegen ein natürliches, gött— 
liches, kirchliches Recht verſtoße. Der Schwur des Herodes 
verſtieß an ſich nicht gegen die Gerechtigkeit, wenn er ihn 
vernünftig ausgelegt hätte in dem Sinne: Ich gebe dir, was 
ich dir geben kann, auch die Hälfte meines Reiches. 

Zumeiſt bezieht ſich die Forderung der „Gerechtigkeit“ auf 
den Verſprechungseid; immerhin kann auch der 
Verſicherungseid dagegen verſtoßen, wenn nämlich 
das Beſchworene oder zu Beſchwörende nicht ausgeſagt werden 
darf. Beſchworene Verleumdungen verſtoßen gegen 
die drei Erforderniſſe des Schwures (veritas, judicium, ius- 
titia); beſchworene Ehrabſchneidungen gegen die 
letzten zwei, außer es beſteht eine Pflicht, wahre Fehler zu 
ſagen, z. B. in einem Strafprozeſſe; vgl. Can. 1755. Das 
aus der heiligen Beicht geſchöpfte Wiſſen iſt nie mals 
Gegenſtand der Bezeugung, auch wenn das Beichtkind die 
Erlaubnis gibt Can. 1757 § 3 n. 2. 

III. Einteilung Cann. 1308; 1317. Man teilt den Eid 
ein: 1. in einen obrigkeitlichen und privaten 
(iusiurandum publicum, i. privatum), je nachdem eine Obrig⸗ 
keit (kirchliche, weltliche) den Eid fordert bzw. zuläßt oder nicht; 

2. in einen Amts⸗ und Gerichtseid, beide ge- 
fordert oder zugelaſſen von den Obern; 

3. hinſichtlich der Form (Ritus) a) in einen Wort- 
und Zeicheneid, letzterer durch Erhebung der Hand, 
von Fingern, Berührung des Kreuzes, der Evangelien, der 
Bruſt geleiſtet; der obrigkeitliche iſt gewöhnlich gemijcht; 
hier gilt entſprechend Can. 1088 § 2 (nur im Notfalle durch 
Zeichen allein); b) in einen ſchlichten Anruf ungs- und 
einen Strafanwünſchungseid (i. invocatorium 
sive contestatorium; i. exsecratorium sive imprecatorium); 
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vgl. oben I; c) in einen einfachen und einen feier⸗ 
lichen Eid (i. simplex; i. sollemne); letzterer ausgezeichnet 
durch die Perſon, vor welcher der Eid zu leiſten iſt, wie 
Ordinarius, Richter, Notar, Kollegium uſw. Cann. 364 § 2 n. 1; 
1621; durch den Ort, wo die Ableiſtung ſtattfindet, in 
einer Kirche, Kapelle; durch die Zeremonien Can. 1622. 

4. In einen Verſicherungs⸗ und Verſpre⸗ 
chungseid (i. assertorium, i. promissorium); wobei im 
erſteren die Übereinjtimmung der äußeren Kundgebung mit 
der Erkenntnis; im letzteren jene mit dem Verpflichtungs⸗ 
willen, das Verſprechen auszuführen, gegeben ſein muß. 

IV. Die Tragweite des Eides Cann. 1317—18; 103; 
1684—89. Hier gelten folgende Sätze: 

1. Ein Eid, durch äußere unwiderſtehliche 
Gewalt erzwungen, gilt als nicht geleiſtet Can. 103 $ 1. 

2. Ein Eid, unter Zwang und ſchwerer auch 
ungerechter Furcht geleiſtet, hat Geltung, kann aber 
vom kirchlichen Obern oder Richter erlaſſen werden Cann. 
1317 8 2; 103 § 2; 1684 ff. Wird jedoch ein Eid unter den 
gleichen Umſtänden einem durch ſchwere Furcht ungül- 
tigen Akte, wie einem Gelübde Can. 1307 $ 3, einer 
Profeß Can. 572 $ 1 n. 4, einer Eheſchließung Can. 1087, 
dem Verzicht auf ein kirchliches Amt Can. 185 uſw. beigefügt, 
jo iſt auch der Verſprechungseid ſofort ungültig Can. 1318 8 1. 
— Das Geſagte gilt auch für den durch Täuſchung 
(dolus) zuſtande gekommenen Eid Can. 103 $ 2. 

3. „Ein weder durch Zwang noch durch Täuſchung be— 
einflußter Eid, wodurch jemand auf einen ihm geſetzlich 
gewährten Privatnutzen oder Vorteil verzichtet, iſt zu halten, 
ſolange er nicht zum Nachteil des ewigen Heiles gereicht“ 
Can. 1317 §& 3. 

Die Ehefrau Tullia hatte gegen ihre Ehe mit Caius den Nichtigkeits— 
prozeß angeſtrengt wegen mutmaßlicher Impotenz des Mannes. Durch 
zwei gleichlautende Urteile „Die Nichtigkeit der Ehe ſteht nicht feſt“ 
wurde das Urteil rechtskräftig Can. 1902 n. 1. Ausgeſöhnt mit ihrem 
Manne ſchwört ihm Tullia, daß ſie auch „bei auftauchenden, neuen und 
ſchwerwiegenden Gründen zugunſten der Ehenichtigkeit“ auf einen 
neuen Eheprozeß verzichten werde Can. 1903. — Tullia ſchwört, auf den 
Privatvorteil („privatus favor“) des Can. 1903 zu verzichten. War 
weder Zwang noch Täuſchung dabei im Spiele, ſo muß Tullia 
den Eid einhalten, außer das Zuſammenleben mit ihrem Manne bringt 


$ 14. Der Eid. 511 


ihr ſchwere Gefahren der Unenthaltſamkeit. Der Verzicht erliſcht in 
dieſem Falle, ebenſo wenn er durch Zwang oder Liſt errungen war. — 

Benito ſchwört ſeinen vier Geſchwiſtern, auf den geſetzlichen Erbteil 
(/) zu verzichten. Wenn die drei Hinderniſſe des Can. 1317 $ 3 ferne 
ſind, ſo muß er den Verzicht halten. Gehört er aber einer ſehr armen 
Ordensfamilie an, ſo iſt der Verzicht mindeſtens zweifelhaft, da es ſich 
hier nicht lediglich um ein „privatum bonum“ handelt. 

4. Tragweite des Verſprechungseides 
Cann. 131720. a) „Wer frei (alſo ohne Zwang und Täu— 
ſchung) ſchwört, etwas zu tun (oder zu unterlaſſen), iſt durch 
die beſondere Pflicht der Religion gehalten, das 
eidliche Verſprechen zu halten“ Can. 1317 § 1. Der Verſpre⸗ 
chungseid iſt zunächſt ein Verſicherungseid (Übereinſtimmung 
des Wortes mit dem inneren Willen), doch ergibt ſich aus 
ihm eine Verpflichtung der Tugend der Religion, das Ver- 
ſprechen auszuführen. War jedoch der Wille zu ſchwören 
oder das Verſprochene zu erfüllen nicht vorhanden, dann 
liegt zwar ein Meineid vor, nicht aber eine Bindung für die 
Zukunft; vgl. Can. 1086. — b) Wird der Verſprechungseid 
nicht unabhängig abgelegt, ſondern in Anknüpfung an einen 
für ſich beſtehenden Akt, z. B. ein Gelübde, einen Vertrag 
uſw., ſo gilt Can. 1318: „Ein Verſprechungseid folgt der 
Natur und den Bedingungen des Aktes, dem 
er angefügt wird (§ 1). — Wenn er einem Akte ſich anſchließt, 
der zum Schaden anderer oder zum Eintrag des öffentlichen 
Wohles bzw. des ewigen Heiles gereicht, ſo erwirbt der Akt 
daraus keine Feſtigkeit (8 2).“ Verſtößt der Verſprechungseid 
gegen Gottes oder der Kirche Gebot entweder unmittelbar 
oder mittelbar durch den Akt, dem er angefügt wird, jo ver- 
pflichtet der Eid in keiner Weiſe, da er gegen die Gerech— 
tigkeit iſt Can. 1316 $1. Wenn er aber einem Akte bei- 
gefügt wird, der zwar an ſich nicht ſchlecht iſt, aber vom Ge— 
ſetze nicht aufrecht erhalten wird, ſo folgt der beigefügte Eid 
dem Weſen und Schickſal des Aktes. 

Das mündliche Eheverlöbnis zwiſchen A und B wird von ſeiten des 
Amit einem Eide bekräftigt. A ſchließt aber nach einem Jahre eine kirchliche 
Verlobung mit C gemäß Can. 1017. Die zweite Verlobung beſteht zu 
Recht, da die erſte ungültig iſt. Waren beide ungetauft, ſo gilt das erſte 
Verlöbnis. — In einer religiöſen Kongregation wird bei der Profeß 
der drei Gelübde das „iuramentum perseverantiae, der Ausdauereid“ 
abgelegt. Wird ein Religioſe dieſer Kongregation ſäkulariſiert, ſo erliſcht 
mit den Gelübden auch das juramentum Cann. 640 $ 1 n. 2; 1318. 
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V. Die durch den Verſprechungseid herbeigeführte 
Verpflichtung hört auf: 1. „Durch Erlaß von ſeiten der 
Perſon, zu deren Gunſten der Eid abgelegt wurde,“ 
z. B. das eidliche Verſprechen des lebenslänglichen Unterhalts; 
— 2. „wenn das durch Eid Verſprochene ſich weſentlich ändert 
oder durch Veränderung der Lage entweder ſchlecht wird 
bzw. den moraliſchen Wert ganz verliert oder endlich ein 
höheres Gut verhindert“ (vgl. Can. 1311), z. B. wenn ein 
guter Verein ſich auflöſt; eine gute Zeitung ſchlecht oder ganz 
farblos wird; wenn die unter Eid Verlobte wahren Beruf 
zum Ordensſtande hat; — 3. bei Aufhören des End⸗ 
zweckes oder der dem Eide möglicherweiſe zugrunde 
liegenden Bedingung; — 4. durch Verungülti⸗ 
gung, Dispenſe oder Umwandlung nach Maß⸗ 
gabe des Can. 1320. — Die Punkte 2—4 wurden bereits oben 
beim Gelübde (S. 502) dargelegt. Beſonders ſei betont: 
„Wenn die Dispenſe vom Eide anderen Eintrag tut, 
welche ſich weigern die Pflicht zu erlaſſen, ſo kann nur der 
Apoſtoliſche Stuhl wegen der Notlage oder dem 
Nutzen der Kirche dispenſieren“ Can. 1320; vgl. Cann. 
131114, namentlich 1313. 

Manche Gelübde find reſerviert Cann. 130883; 
1309; 1313. Kein Eid iſt an ſich reſerviert. Iſt das 
reſervierte Gelübde rechtmäßig gelöſt, ſo beſteht auch keine 
Eidesverpflichtung mehr; doch kann der dem reſervierten 
Gelübde zugrunde liegende Eid allein nur von dem gelöſt 
werden, der die Verpflichtung des Gelübdes heben kann 
Can. 1318. 

VI. Auslegung des Eides Can. 1321: „Der Eid iſt enge 
auszulegen nach dem Recht und der Abſicht des 
Schwörenden, oder wenn dieſer hinterliſtig handelt, nach 
der Meinung der Perſon, zu deren Gunſten der 
Schwur geleiſtet wird;“ vgl. Can. 19. Beſteht für das Be⸗ 
ſchworene eine rechtliche Beſtimmung (‚„ius“), jo it 
dieſe maßgebend, außer es gehen der Wortlaut und die Abſicht 
klar über das Recht erlaubterweiſe hinaus. Schwört je⸗ 
mand hinterliſtigerweiſe, ſo iſt die berechtigte 
Abſicht des Eidnehmers maßgebend. 

Ein Kirchenvorſtand verkauft in der Zeit der Geldentwertung ein 
altes Bild ſeiner Kirche an einen Altertumshändler, der ſchwört, den 


$ 14. Der Eid. 513 


Kaufpreis innerhalb eines Monats zu zahlen, freilich mit Hinterliſt, da 
er die Geldentwertung vorausſieht, während der Kirchenvorſtand eine 
dem Bilde entſprechende Summe im Auge hat. — Hat der Kirchenvorſtand 
die Erlaubnis ſeines zuſtändigen Obern nicht, ſo iſt der Kaufvertrag 
ungültig Can. 1530 § 1 n. 3. Der Schwur des Käufers iſt darum hin- 
fällig Can. 1318. Iſt dieſe Erlaubnis gegeben, ſo muß der Schwur des 
Käufers ausgelegt werden nach der Auffaſſung des Eidnehmers, der eine 
Bezahlung nur nach Dollarwert gelten laſſen wollte. 


VII. Die Forderung des Eides. Der Eid kann vom recht— 

mäßigen Obern wegen eines entſprechenden Grundes ge— 
fordert werden. Das gilt zunächſt vom Amtseid. 
N Einen Amtseid haben zu leiſten: a) Weihe kandidaten 
Cann. 117 n. 3; 956; 994 § 2; b) Kardinäle 234; 2397; Konſt. Va- 
cante nn. 87. 88; c) Biſchöfe 332 § 2; d) die Beamten der Dr 
dinariate 364 8§ 2 n. 1; e) Zähler in den Kapiteln („censores; 
punctatores“); f) Diözeſankonſultore n 425 § 2g) Wähler 
in den Ordensgenoſſenſchaften 506 $1;h) Mitglieder der Diözeſan⸗ 
und Ortskirchenverwaltung 1520 $ 4; 1522 n. 111) Richter und Ge- 
richtsbeamte 1621 f.; Sach verſtändige 1797 § 1; k) Po⸗ 
ſtulatoren und Vizepoſtulatoren 20375 4 („i. calumniae“) 
2047 § 1 (Schriften des Dieners Gottes); Generaloberinnen 
2047 § 2 im Selig- und Heiligſprechungsprozeß. — Auch kann der Ordi— 
narius bei ſonſtigen wichtigen Amtern den Amtseid verlangen z. B. vom 
Dolmetſch „Regulae“ app. XXI. 

Der Gerichtseid darf in kirchlichen Strafſachen 
(in causis criminalibus“) als Wahrheitseid dem Ange⸗ 
klagten nicht aufgelegt werden; in ſonſtigen Streit⸗ 
ſachen muß er gefordert werden, wenn dies das öffentliche 
Wohl verlangt, ſonſt kann er verlangt werden nach freiem 
Ermeſſen Can. 1744. — „Ungeeignete und verdäch⸗ 
tige Zeugen werden gewöhnlich unvereidigt ver⸗ 
nommen“ Cann. 1758; 1757 § 1 und § 2 n. 1. In Ehe⸗ 
prozeſſen richtet ſich die Klage nicht gegen den anderen 
Ehegatten, ſondern gegen die Ehe; darum gilt nicht Can. 1744, 
ſondern nur Can. 1758. Darum verlangen die „Regulae“ in 
den Prozeſſen super impotentia et matrimonio non con- 
summato von den Parteien und Zeugen das „iusiurandum 
de veritate diecenda; d. v. dietorum; de se- 
ereto servando“ nn. 39 ss. app. XVIII; XX. 

Der „Antimoderniſteneid“ wird auferlegt auf 
Grund des Motuproprio Pius' X. v. 1. Sept. 1910 „Sa- 
crorum antistitum“ (AAS. 2, 655 ff.) folgenden Perſonen: 
den angehenden Majoriſten; Beichtvätern,; Predigern (auch 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 33 
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Faſtenpredigern); Pfründebeſitzern (Pfarrern, Kanonikern); 
ſämtlichen Beamten und Richtern der biſchöflichen? Ordinariate 
und der römiſchen Kurie; den Vorſtänden und Lehrern der 
religiöſen Genoſſenſchaften.“ 

Die Verpflichtung der Hochſchulprofeſſoren, ſoweit ſie der Kirche 
unterſtehen, iſt in dem gleichen Motuproprio niedergelegt unter un. II 
und VII; indes wurde fie gemildert durch Schreiben des päpſtlichen 
Staatsſekretärs R. Merry del Val an den Kardinal-Fürſtbiſchof 
G. Kopp von Breslau v. 10. Febr. 1911 (ME. 23, 18); vgl. unten § 21. 

VIII. Strafen. Für den außergerichtlichen. 
Mein- oder Falſcheid ſind Strafen k. s. nach dem weiſen 
Ermeſſen des Ordinarius Can. 2323; für den gericht- 
lichen iſt das perſönliche Interdikt bei Laien; die e 
bei Klerikern, beide k. s. vorgeſehen Can. 1743 § 3. Alle 
„periurii“ können als verdächtig (suspeeti) von der 
Zeugenſchaft und von dem Amte eines Sachverſtändigen 
zurückgewieſen werden Cann. 1757 § 2 n. 1; 1795 § 2; ſie 
ſind bei Verluſt des guten Rufes behindert (impediti) 
für die Weihen Can. 987 n. 7. In den Selig⸗ und Heilig⸗ 
ſprechungsprozeſſen iſt für die Meineidigen und die 
Verletzer der Schweigepflicht die excommunicatio specialis- 
simo modo Papae reservata J. s. ausgeſprochen; vgl. Trama 
Jan.; Eppus Lycien: Manuale pro processibus B et C (1876) 
pag. 60; SantarelliA.M.: „Codex pro Eostulatoribusg 
(1923) bag. Ya 

IX. Staatliche Beſtimmungen. A. Deutſchland. 
Die Reichsverfaſſung v. 11. Auguſt 1919 beſtimmt im Art, 
136 IV: „Niemand darf . . . zur Benützung einer religiöſen 
Eidesform gezwungen werden.“ — Nach Art. 177 iſt ſtatt 
„der religiöſen Eidesform“ geſtattet, bei der Eides⸗ 
leiſtung einfach zu ſagen: Ich ſchwöre. Im übrigen bleibt 
der in den Geſetzen vorgeſehene Inhalt des Eides unbe— 
rührt. — Die Eidmündigkeit beginnt mit Voll⸗ 
endung des 16. 3 8 1 N hierüber Deutſche 
3PO. 88 393; 473; SPO. $5 

Dr. F. Gie ſe meint in ſeiner 0 des Deutſchen Reiches 
95 11. Aug. 1919“ (1925) S. 430: „Ich ſchwöre“ ſei „die ſchlichte (nach 

Anſicht des Geſetzgebers religions loſe) Eidesform “. — Ein 
„religionsloſer Eid“ iſt überhaupt kein Eid; denn der „Eid iſt die 


feierliche Anrufung Gottes zum Zeugen der Wahrheit“, Hermann 
Schmitt: „Neubearbeitung der Dr. J. von Staudingers Textausgabe 


— 
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des Strafgeſetzbuches f. d. D. R.“ (1912) zu $ 153 S. 81. — Ein „re⸗ 
ligionsloſer Eid“ iſt nichts anderes als eine Verſicherung, deren Mißbrauch 
ſchwere Strafe nach ſich zieht. 

B. In Oſterreich wird „nur der betrügeriſche ge- 
richtliche Meineid beſtraft“ Dit. StGB. § 199. — Angehörige 
von Sekten, welche den Eid ablehnen, z. B. die Mennoniten 
und die Lippowaner, werden durch Handſchlag verpflichtet. — 
Die Eidmündigkeit tritt mit Vollendung des 14. Lebensjahres 
ein, O. ZPO. § 336; vgl. Haring: KR § 160 S. 603. 
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3, Kapitel. Das kirchliche Lehramt. 


Quellen: Cann. 1322 —1408; 218; 239 $ 1 n. 3; 247; 252; 
336 $ 3 ; 467; 509 § 2 n. 2; 565 $ 2; 2314 —18. 

Im 4. Teil des 3. Buches behandelt der Kodex das Firch- 
liche Lehramt nach den allgemeinen Grundſätzen (A) in 
vier Abſchnitten: Verkündigung des Wortes Gottes (B); 
Erziehung des Klerus und Volkes (C); Bücherprüfung und 
Verbot (D); Ablegung des Glaubensbekenntniſſes (E). Das 
kirchliche Lehramt gehört zur Weihe- und Regierungsgewalt 
der Kirche, zu erſterer, weil es in der Regel die Weihe voraus⸗ 
ſetzt, zu letzterer, weil die geordnete Ausübung des Lehramtes 
der rechtmäßigen Kirchengewalt zu- und unterſteht; freilich 
wendet ſich das Lehramt der Kirche auch an die Nicht ge⸗ 
tauften (Mt 28, 19; Mk 16, 15; Röm 1, 14; Can. 1350; 
„Handbuch“ Lief. 4 § 1), die der kirchlichen Jurisdiktion an 
ſich nicht unterſtehen 1 Kor 5, 12. 13. 


§ 15. Das kirchliche Lehramt im allgemeinen. 


J. Aufgaben des Lehramtes. In der Kirche Gottes gibt 
es Lehrende und Hörende. Lehrende ſind nach gött— 
lichem Rechte Papſt und Biſchöfe und die von ihnen Bevoll— 
mächtigten; Hörende ſind alle übrigen, ja auch die 
Lehrenden als Privatperſonen. 

Das kirchliche Lehramt hat hinſichtlich der von Gott ge— 
offenbarten Wahrheit eine dreifache Aufgabe; gewiſſen⸗ 
haften Schutz; treue Auslegung; lehrhafte Aus⸗ 
breitung; alles das unter dem ſteten Beiſtand des Hei- 
ligen Geiſtes, Mt 28, 20; Joh 14, 16 f. 26; 15, 26; 16, 13; 
2 Ptr 1, 20—21; Can. 1322. 

1) „Chriſtus der Herr hat ſeiner Kirche den Glaubens- 
ſchatz („depositum fidei, doctrinam revelatam“) anver⸗ 
traut, nicht um ihn zu mehren, d. h. neue Glaubensſätze 
zu erfinden, ſondern um ihn „heilig zu ſchützen“, Can. 1322 8 1. 
Dieſen Schutz betätigt die Kirche auch in ihrem Geſetz— 
buche ausgiebig, jo in den Cann. 1384—1405 (Bücher); 
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1406—08 (Glaubensbekenntnis); 2314—19 (Glaubensver⸗ 
gehen und deren Strafen). 

2) Außer dieſer Obſorge hat die Kirche das noch höhere 
Recht der „treuen Auslegung“ Can. 1322 $ 1. 
Obwohl die Wahrheit ſtets die gleiche iſt, ſo bedarf doch der 
Schatz der geoffenbarten Wahrheit wegen der menſchlichen 
Erkenntnisſchwäche des Heiligen Geiſtes im kirchlichen Lehr⸗ 
amt, der bezeugt, daß die Offenbarung in dieſem oder jenem 
Gewande menſchlicher Sprache richtig zum Ausdruck gebracht 
iſt, z. B. „Gleichweſentlich; Gottesgebärerin; Sakrament“ 
uſw.; vgl. 2 Ptr. 1. 20. Auch im Kodex finden ſich Auslegungen 
dieſer Art in den Cann 219 (Annahme der Papſtwahl be- 
wirkt ſofort die Papſtgewalt); 222; 227 (Allg. Konzil); 1038; 
1043; 1060: 1068 § 1; 1118—20 (grundſätzliche Ehefragen) uſw. 

3) „Die Kirche beſitzt, unabhängig von jeder Staatsgewalt, 
das Recht und die Pflicht, allen Völkern die evangeli— 
ſch e Wahrheit zu verkünden“ Can. 1322 82. 
In Wort und Tat haben die Apoſtel dieſes Recht ſich zu— 
geſprochen und unter dieſe Pflicht ſich gebeugt. Mk 16, 20; 
Apg 4, 19. 20; 5. 29; Röm 1, 14; 1 Kor 9, 16. Die Anord⸗ 
nungen zur Ausführung dieſer göttlichen Vollmacht finden 
ſich in den Cann. 132751; 252. 

4) Die drei Aufgaben „Schutz, Auslegung, Verkündigung 
der geoffenbarten Wahrheit“ (Can. 1322) hat die lehrende 
Kirche in ihrer Geſamtheit und in ihrem Haupte Can. 1323 
§ 2; indes kommt auch den einzelnen Biſchöfen ein 
gewiſſes Recht zu, dargelegt im Can. 1326. „Auch die Biſchöfe 
ſind, obwohl ſie einzeln und auch in ihrer Vereinigung auf 
Partikularkonzilien der Unfehlbarkeit des Lehramtes ent⸗ 
behren, doch für die ihrer Obſorge anvertrauten Gläubigen, 
unter der Oberhoheit des Papſtes wahre Lehrer und Meiſter“; 
vgl. Can. 334 $ 1. 

Alle Biſchöfe, auch die Titularbiſchöfe (Can. 223 8 2), nehmen auf dem 
Allg. Konzile teil an der höchſten Gewalt über die Geſamtkirche Can. 
228 $ 1 und an der Unfehlbarkeit Can. 1323 $ 1; fie ſind „wahre Lehrer 
und Meiſter“ auf Plenar- und Provinzialkonzilien, in und außer der 
Diözeſanſynode, aber mit Jurisdiktionsge walt nur für das betreffende 
Gebiet. Für die Verwaltung des Predigtamtes (durch einen Biſchof) 
in einem fremden Gebiete genügt die Zuſtimmung des Ortsordinarius, 
ſelbſt die an vermutete („consensus Ai ee Cann. 349 $ 1 
1.1; 239 § 1 n. 3. — Sache des Biſchofs iſt es, „neue Erſcheinungen, 
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Offenbarungen, Geſichte, Prophezeiungen, Wunder, neue Andachten“ 
auf ihren wahren Wert zu prüfen und die Entſcheidungen hierüber zu 
veröffentlichen Cann. 1399 n. 5; 1385 $ 1 n. 2; vgl. Breviarium Rom. 
d. 11. Febr. lect. V (Lourdes); 8. Okk. d. 22. Apr. 1914: Dekret gegen den 
Prieſter Céſar VBachere, worin die Verfügungen des Biſchofs von Poitiers 
vollauf beſtätigt wurden (ME. 26, 108); S. Off. d. 27. Oct. 1887 betr. 
die Erſcheinungen von Mettenbud, Bistum Regensburg, to- 
durch die Anordnungen des Biſchofs von Regensburg beſtätigt wurden 
(Regensburger VOBl. 1888, Beilage; 1879 Beilage; 1885 S. 79-80). — 
Theologiſche Streitfragen ſollen nicht leicht auf den Pro— 
vinzialkonzilien, noch weniger auf den Diözeſanſynoden oder von den 
einzelnen Biſchöfen entſchieden werden, Proſper Fagnanus, geſt. 
1678, in feinem berühmten Werke „Ius canonicum seu commentaria“ 
ad c. „Sicut olim“ 25. De accusationibus (V 1); Benedikt XIV. 
in Syn. I. 7 c. 1 n. 1; vgl. Can. 290, wo gejagt wird, daß man „auf die 
Beilegung von Streitigkeiten“ hinwirken ſoll. 
II. Die Verkündigungspflicht bringt auf ſeiten aller 
Menſchen mit ſich die göttlich-rechtliche Pflicht, „ſich die Wahr⸗ 
heit („evangelica doctrina“) rechtmäßig anzueignen 
und der wahren Kirche Gottes beizutreten“ Can. 
1322 § 2; freilich entſpricht die Aneignung der Faſſungskraft 
des einzelnen Can. 752. 


III. Wer ſich der katholiſchen Kirche angeſchloſſen hat, 
muß einerſeits die eigentlichen Lehrſätze (dogmata) im 
Glauben, die übrigen Glaubensverordnungen der Kirche 
im Glaubensgehorſam umfaſſen. 


1) „Mit göttlichem und katholiſchem Glauben muß alles 
das für wahr gehalten werden, was in Gottes geſchriebenem 
oder überliefertem Worte enthalten und von der Kirche 
als von Gott geoffenbart zu glauben vorgelegt iſt.“ Letzteres 
geſchieht „entweder durch das feierliche Urteil oder durch die 
ordentliche Lehrbetätigung der Geſamtkirche“ Can. 1323 $1. 
„Ein ſolches feierliches Urteil zu verkünden, eignet einerſeits 
dem Allg. Konzil anderſeits dem Papſte, wenn er als oberſter 
Lehrer endgültig (ex cathedra) ſpricht“ $ 2. „Nichts kann 
man als dogmatiſch erklärt oder entſchieden betrachten, wenn 
es nicht offenkundig zutage tritt“ $ 3. 

Der $ 1 des Can. 1323 iſt wörtlich dem Vatikan. Konzil entnommen, 
sess. 3 cp. 3 n. 4. Der wichtige Can. 1323 ſoll in Kürze erklärt werden. 
a) „Mit göttlichem Glauben“ (kide divina) muß umfaßt werden, 
was Gott zu glauben geoffenbart hat; „mit katholiſche m Glauben“ 
(F. catholica) jenes, was die Kirche zu glauben vorſtellt als Glaubens⸗ 
wahrheit für alle. — b) Ein Glaubensſatz (dogma) wird in doppelter Weiſe 
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den Gläubigen vorgeſtellt auf dem außerordentlichen Wege 
der feierlichen Entſcheidung, ſei es durch ein Allg. Konzil, ſei es durch die 
endgültige Entſcheidung des oberſten Lehrers in der Kirche des Papſtes 
oder auf dem ordentlichen Wege der Übereinſtimmung des kirch— 
lichen Geſamtlehrkörpers („ordinaria et universali magisterio“); vgl. 
auch das Schreiben Pius’ IX. „Tuas libenter“ an den Erzbiſchof von 
München-Freiſing vom 21. Dez. 1863 (D-B n. 1683). — c) Erhebt ſich 
ein Zweifel, ob ein Satz dogmatiſch entſchieden (an, „res sit 
dogmatice declarata seu definita“ Can. 1323 $ 3), jo ſteht die Rechts- 
vermutung für die Freiheit ſo lange, bis das Gegenteil unzweifelhaft 
feſtſteht (nisi id manifeste constiterit“). Die Ungültigkeit der 
„Engliſchen Weihen, ordinationes anglicanae“ wurde dogmatiſch ent- 
ſchieden durch das Schreiben Leos XIII. „Apostolicae curae“ v. 13. Sept. 
1896; man hält das für eine „Entſcheidung ex cathedra“. Dagegen find 
die Sätze des Syllabus Pius' X., ſowie auch die grundſätzlichen Auf— 
ſtellungen des Kodex, z. B. in den Cann. 1068 § 1; 1076 § 3 und 1043; 
1118 ff. keine dogmatiſchen Entſcheidungen, ſoweit ſie es nicht ſchon 
früher waren. Michelitſch hält in ſeiner „Erklärung zur Moderniſten— 
Enzyklika“ 1908 ©. 141, 149 ſowohl die EE. des Syllabus Pius’ X. 
als auch die Grundſätze der Enz. „Pascendi“ vom 8. Sept. 1907 für 
Kathedralentſcheidungen, und zwar auf Grund des Motu— 
proprio „Praestantia Scripturae“ v. 18. Nov. 1907; mit Unrecht, wie 
die Beſtrafung der Schuldigen klar ergibt, D-B n. 2114; vgl. 2001-2114. 

2) Die dogmatiſchen Lehrſätze (dogmata) ſind, weil durch 
das unfehlbare Lehramt der Kirche entſchieden, una b⸗ 
änderlich;z doch gibt es in der katholiſchen Kirche be— 
greiflicher Weiſe noch eine Menge anderer Lehrſätze, welche, 
wenn ſie vom kirchlichen Lehramt in Konſtitutionen oder 
Dekreten vorgeſchrieben oder verworfen wurden, von allen 
Gläubigen in Glaubensgehorſam anzunehmen oder 
zu verwerfen ſind. Der Grad der Verwerfung iſt ein ver- 
ſchiedener, je nachdem die irrtümlichen Meinungen ſich dem 
ausgeſprochenen Gegenſatz zu einem Dogma mehr oder 
minder nähern Can. 1324. Wer einen ſolchen vom kirchlichen 
Lehramt aufgeſtellten Lehrſatz leugnet; iſt noch kein Irr- 
gläubiger (haereticus), aber er ſündigt ſchwer gegen 
den Glaubensgehorſam; ebenſo wer eine vom kirchlichen Lehr— 
amte verworfene Lehre hartnäckig lehrt oder verteidigt; ge- 
ſchah die Verwerfung vom Apoſtoliſchen Stuhle (Can. 7) 
oder von einem Allg. Konzil, ſo treten die Strafen des Can. 
2317 ein: Verbot der Verkündigung des Wortes Gottes, 
des Beichthörens, der Lehrtätigkeit; ferner Strafen, die viel⸗ 
leicht das Verbot ausdrücklich vorſieht oder der Ordinarius 
für notwendig hält; al le dieſe Strafen ſind f. s. 
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Das kirchliche Lehramt betätigt ſich hauptſächlich in der Verwerfung 
irriger Lehrmeinungen; dem entſpricht auch die Faſſung des Can. 1324. — 
Die wichtigſten verurteilten Sätze wurden von den Gelehrten mit Angabe 
der beſonderen Note zuſammengeſtellt bei der Erklärung der Konſt. 
Ap. Sedis v. 12. Okt. 1869, Exkommunikationen, Kl. II n. 1 es waren 
mit dem Kirchenbann bedroht 568 Sätze, dazu kommen die Lehrmeinungen, 
welche Papſt Pius X. im Dekrete „Lamentabili“ d. 3./4. Jul. 1907 (65) 
und in der Enz. „Pascendi“ v. 8. Sept. 1907 im Zuſammenhalt mit dem 
Motuproprio „Praestantia“ vom 18. Nov. 1907 verurteilte. — Es gibt 
verſchiedene Kennzeichnungen des Irrtums; wie propositiones haereticae, 
schismaticae, erroneae, haeresi proximae, haeresim sapientes, suspectae, 
scandalosae, blasphemae, piarum aurium offensivae, male sonantes, 
iniuriosae, temerariae, christianae disciplinae relaxativae, eversivae, et 
seditiosae; vgl. D-B nn. 1288; 1321; 1359; beſonders die Irrtümer der 
Synode von Piſtoria verurteilt am 28. Aug. 1794 nn. 1501—1599. 


IV. Bekenntnis des Glaubens Can. 1325. 
Der Erwachſene muß die geoffenbarte Wahrheit kennenlernen; 
dieſe in der Kirche entweder im Glauben oder wenigſtens im 
Glaubensgehorſam umfaſſen Cann. 1322—24; endlich dieſelbe 
unter Umſtänden auch bekennen („profiteri“). Nicht 
immer iſt das Bekennen des Glaubens Pflicht, ja zuweilen 
iſt das Gegenteil geboten zum Nutzen der Kirche oder der 
eigenen Perſon Mt 10, 23; Athanaſius: Apologia de 
fuga sua (ante medium). Die Pflicht des Bekenntniſſes 
wird im Can. 1325 § 1 grundſätzlich dargelegt, wie folgt: 
„Die Gläubigen ſind gehalten, Chriſti Glauben offen zu be⸗ 
kennen, jo oft ihr Schweigen, ihre Zurückhaltung, ihr Be- 
nehmen einer verſteckten Glaubensverleugnung, Gering⸗ 
ſchätzung der Religion, Beleidigung Gottes oder geiſtliche 
Gefährdung des Nächſten in ſich ſchlößen“; vgl. Can. 2229 § 3 
n. 3; 2 Mach 6, 18--31; Apg 4, 19 f. Die Pflicht des offenen 
Bekenntniſſes iſt nur dann vorhanden, wenn man die ſchlimmen 
Folgen des Schweigens uſw. mit Sicherheit vorausſehen 
kann. Falls die Obrigkeit nach dem Glauben Fragen 
ſtellt, jo tritt dieſe Pflicht nur dann ein, wenn fie berech— 
tigterweiſe frägt und wenn die ſchlimmen Folgen 
(wie oben) mit Gewißheit zu erwarten ſind. 


In der Verfaſſung des Deutſchen Reichs v. 11. Aug. 1919 
lautet Art. 136 III: „Niemand iſt verpflichtet, feine religiöſe U be r⸗ 
zeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur ſoweit das Recht 
nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft 
zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine geſetzlich 
angeordnete ſtatiſtiſche Erhebung dies erfordert“. Man beachte innere 
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Überzeugung und äußere religionsgeſellſchaftliche Zuge- 
hörigkeit. Nur letztere muß zuweilen bekannt gegeben werden, 
nämlich a) wenn Recht und Pflichten davon abhängen, z. B. Zuteilung 
zu Bekenntnisſchulen; Vormundsbeſtellung; Fürſorgeerziehung; Be— 
kenntnispflege in ſtaatlichen Anſtalten (Art. 140; 141); b) bei geſetzlich 
angeordneten Volkszählungen. Bei Beurkundung von Geburten, Ehe— 
ſchließungen und Sterbefällen iſt die Angabe der Religion beſeitigt, 
Reichsperſonenſtandesgeſ. v. 6. Febr. 1875/11. Juni 1920, dagegen ſind 
die Standesbeamten angewieſen, ſtatiſtiſche Erhebungen auch über die 
Zugehörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft vorzunehmen, Auskunft aber 
nur der betr. Rel.⸗Geſ. zu gewähren (§ 82a; Ausführung VO. v. 6. Juli 
1920); vgl. Gieſe F.: „Die Reichsverfaſſung v. 11. Aug. 1919“ 
S. 355—57; Sauer Karl: „Das deutſche Perſonenſtandesgeſetz in 
ſeiner neuen Faſſung“ 1925 S. 382 f., 129, 314, 335. 

V. Apoſtaſie, Häreſie, Schisma Can. 1325 
§ 2. Dieſe drei Begriffe, welche uns im KR., wie auch in 
anderen theologiſchen Fächern des öfteren begegnen, werden 
hier amtlich erklärt. „Apoſtat (abtrünnig) iſt derjenige, 
welcher vom chriſtlichen Glauben vollſtändig ſich ent- 
fernt; — wer nach dem Empfang der Taufe zwar das Chriſten— 
tum beibehält, aber irgendeine von den mit göttlichem und 
katholiſchem Glauben feſtzuhaltenden Wahrheiten hartnäckig 
leugnet oder anzweifelt, it Häretiker (Irrgläubiger); — 
wer endlich ſich weigert, dem Papſte untertan zu ſein oder 
mit den ihm treuen Mitgliedern der Kirche Gemeinſchaft 
zu pflegen, it Schismatiker“ Can. 1325 § 2; val. 
Cann. 1240 § 1 n. 1; 2314. 

Wegen der Wichtigkeit dieſer Begriffe müſſen dieſelben eingehend 
erklärt werden. a) „Apostata“ (abtrünnig) wird auch gebraucht im Sinne 
eines jeden vom kath. Glauben Abgefallenen, mag er das ganze 
Chriſtentum oder nur ein Dogma oder auch nur die kirchliche Gemeinſchaft 
aufgeben; vgl. Cann. 646 § 1 n. 1 (Ordensleute); 1065 § 1 (Eheſchließung). 
Man redet im Gegenſatz zu den Apostatae a fid e (Glaubensabtrünnige) 
auch noch von a. a religione (Ordensabtrünnige i. w. S.) Cann. 
644—45; 2385; und von a. ab ordine (Weiheabtrünnige) Cann. 
211 ff. Nur die apostatae a christiana fide kommen hier in 
Frage, ſei es jene Chriſten, welche ſich dem Judentum, Islam oder 
Heidentum anſchließen, ſei es jene, welche die Gottheit Chriſti oder andere 
Wahrheiten leugnen, mit denen das Chriſtentum ſteht und fällt, z. B. 
die übernatürliche Offenbarung; die Wundermöglichkeit; die Auferſtehung 
des Fleiſches 1 Kor 15, 12 ff.; ſei es jene, die jede eigentliche Religion 
preisgeben; vgl. Can. 1099 $ 2 („qui sine ulla religione“), wie Freidenker, 
Moniſten, Atheiſten, Materialiſten, Verf. des Deutſchen Reichs Art. 
137 VII. — Das Vergehen der Apoſtaſie, der Häreſie oder des 
Schismas iſt nur dann gegeben, wenn ein äußerer Akt vorliegt Cann. 
2228; 2242 $ 1, während die Sünde auch rein innerlich ſein kann. 
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b) Die Ausdrücke „a. h. sch.“ gelten hier von den eigentlichen A b⸗ 
trünnigen d. h. jenen, die früher mit Bewußtſein zur kath. Kirche 
gehört hatten; denn Cann. 1325 $ 2 betont ausdrücklich „pertinaciter, 
hartnäckig“, während der Begriff „apostata“ an ſich ſchon das Abfallen 
in ſich ſchließt. Die gutgläubigen Ungläubigen, Irrgläubigen 
und Schismatiker bezeichnet der Kodex meiſt mit „acatholici = Nicht- 
katholiken“, freilich ohne die Abtrünnigen immer auszuſchließen; vgl. 
„Acatholici“ im Index des kirchl. Geſetzbuches. Doch werden zuweilen 
die gutgläubigen Akatholiken auch „haeretici, schismatici“ genannt im 
Sinne von „materialiter h., sch.“, z. B. Can. 2027 $1. 


c) Es genügt für die Begriffe „a. h. sch“, daß ein Getaufter die 
Vorausſetzungen erfüllt, welche Can. 1325 $ 2 feſtlegt; er braucht keiner 
Sekte ſich anzuſchließen. Tut er es aber dennoch, jo treten die ver- 
ſchärften Strafen des Can. 2314 § 1 n. 3 ein. Das Hindernis der DB e- 
kenntnisverſchiedenheit tritt nur ein, wenn ein Getaufter 
einer akatholiſchen Sekte angehört, ob im guten oder im ſchlimmen 
Glauben Cann. 1060 ff.; iſt er nur abgefallen ohne Anſchluß, ſo gilt 
Can. 1065; nur die Akatholiken, welche nie mit Bewußtſein zur katholiſchen 
Kirche gehörten, ſind frei von der katholiſchen Eheſchließungform Can. 
1099, vgl. auch Can. 1240 § 1 n. 1. 


MI. Religionsgeſpräche mit Afatholtren 
Can. 1325 § 3: „Es ſollen ſich die Katholiken hüten, Religions⸗ 
geſpräche oder Konferenzen, beſonders öffentliche, mit Aka— 
tholiken zu halten, ohne Erlaubnis des Heiligen Stuhles oder 
in einem dringlichen Falle der Ortsordinarius.“ 


Die „Religionsgeſpräche“ (colloquia, disputationes) ſind in der 
Kirche uralt; ſchon Auguſtinus hielt ein ſolches zu Karthago i. J. 411 mit 
den Donatiſten. Zur Zeit der Glaubensneuerung im 16. Jahrh. fanden 
viele ſtatt (15 bekanntere), meiſt ohne Erfolg, ja mit Verſchärfung der 
Gegenſätze; nur durch das Religionsgeſpräch von Leipzig (1519) wurde 
der Herzog Georg von Sachſen, ſowie die Stadt und Univerſität Leipzig 
beim katholiſchen Glauben erhalten. In neuerer Zeit fand ein Religions⸗ 
geſpräch in Rom am 9. und 10. Febr. 1872 ſtatt über Petri Auf⸗ 
enthalt in Rom zwiſchen den proteſtantiſchen Predigern Sciarelli, 
Ribetti, Gavazzi und den Katholiken Fabiani, Cipolla und Guidi (Stimmen 
aus Maria-Laach, Bd. 2 S. 461—487; Resoconto autentico della dis- 
puta ... intorno alla venuta di S. Pietro in Roma. 1872). Schon die 
Geſchichte lehrt, daß ſolche Religionsgeſpräche faſt mehr Schatten- als 
Lichtſeiten aufweiſen; darum die weiſe Zurückhaltung des Kodex in 
Can. 1325 $ 3. 

a) „Disputationes vel conferentiae“ ſind Religionsgeſpräche oder 
Erörterungen, die einen in mehr ſchulmäßiger, die anderen in freierer 
Form. — b) Verboten ſind ohne die päpſtliche bzw. in Dringlich— 
keitsfällen die biſchöfliche Erlaubnis die Religionsgeſpräche mit A ka⸗ 
tholiken, alſo nicht zwiſchen Katholiken unter ſich; ferner 
können private und gelegentliche Religionsgeſpräche auch 
ohne jede Erlaubnis ſtatthaft ſein, wenn die naturrechtlichen Voraus⸗ 
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ſetzungen für die katholiſchen Teilnehmer gegeben ſind: die Tüch— 
tigkeit und die Gewandtheit der Perſonen einerſeits, die Gewährleiſtung 
der Sicherheit für die Darlegung der Wahrheit anderſeits. — e) Schrift— 
liche Erörterungen des Glaubens in apologetiſcher oder polemiſcher 
Form 1115 nicht durch Can. 1325, ſondern durch Cann. 1385 § Inn. 2 ff. 
geregelt. 


$ 16. Die Verkündigung des Wortes Gottes. 


Quellen: Cann. 1327—51; 239 § 1 n. 3; 252 § 1: 335 8 3; 
349 § 1 n. 1. 467; 483; 5093 565; 2182—85; 2382. Der 
Kodex behandelt im Tit. 20 „die Verkündigung des Wortes 
Gottes“ in vier Abſchnitten: Grundſätzliches; katechetiſcher 
Unterricht; Predigt; Miſſionen. 


A. Grundſätzliches. Cann. 132728. 


„Das Amt der Verkündigung des katholiſchen Glaubens 
iſt vorzüglich anvertraut dem Papſte für die Geſamtkirche 
den Biſchöfen für ihre Diözeſen“ Can. 1327 § 1. Alle 
übrigen erhalten von dieſen die Bevollmächtigung auf Grund 
entweder eines beſonderen Auftrages oder eines Amtes. 
„Niemand darf den Predigtdienſt ausüben, wenn er nicht 
vom rechtmäßigen Obern die Sendung (missio) erhalten 
hat, ſei es kraft einer beſonderen Vollmacht, ſei es kraft 
eines verliehenen Amtes, dem nach den Kanones die Auf— 
gabe zu predigen innewohnt“ Can. 1328. Die Verkündigung 
des Wortes Gottes iſt zunächſt perſönliche Pflicht, 
wie gemäß Trid. sess. 5 Cc. 2 d. r. et sess. 24 Cc. 4 d. r. Can. 1327 
§ 2 erklärt: „Die Biſchöfe ſind verpflichtet, in eigener 
Perſon das Evangelium zu verkünden, außer es beſteht ein 
rechtmäßiges Hindernis; überdies müſſen ſie — abgeſehen 
von den Pfarrern — noch andere paſſende Männer zu Hilfe 
nehmen zur erſprießlichen Beſorgung des Predigtamtes.“ 

Der Auftrag Chriſti, alle Völker zu lehren Mt 28, 19. 20; Mk 16, 
15 Can. 1322 $ 2 trifft unbeſchränkt die Apoſtel, ſowie den Papſt, örtlich 
beſchränkt die Biſchöfe. Will ein anderer Geweihter (Biſchof, Prieſter, 
Diakon) das Lehramt ausüben, ſo bedarf er hierzu der Sendung 
(missio canonica, Rom. 10, 12—15), welche unmittelbar oder mittelbar 
vom Papſte oder von den Bifchöfen ausgehen muß. — „Munus fidei 
catholicae praedicandae = das Amt, den katholiſchen Glauben zu ver- 
künden“ bedeutet die lebendige Mitteilung des Wortes Gottes 
von Mund zu Mund, von Herz zu Herzen, nicht das Verteilen oder 
Vorleſen von Büchern oder Schriften und umfaßt die Pre— 
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digt i. e. S., die Kateche ſe und die Lehrtätigkeit der 
theologischen Wiſſenſchaft. — Die Vorſchrift des Trienter Konzils wieder— 
gegeben im Can. 1327 $ 2 gilt zunächſt für die Biſchöfe, dann aber 
auch für alle Inhaber eines Predigtamtes, wie für die Abte und Prälaten 
mit Eigengebiet; für die Apoſtoliſchen Vikare und Präfekten, für die 
Pfarrer und Predigtamtsbenefiziaten. Zwar trifft die rein kirche n⸗ 
rechtliche Vorſchrift des Can. 1327 §2 nicht den Pa pſt, aber nicht, 
wie Arthur Vermeerſch in ſeinem Epitome II n. 663 meint, „damit 
es nicht den Anſchein gewinne, als verletze $ 2 des Can. 1327 die allge⸗ 
meine Regel des Can. 1556: Prima Sedes a nemine iudicatur“, da ja 
der Papſt ſelbſt den Kodex erließ, ſondern weil eben nur von den Bi— 
ſchöfen die Rede iſt. Indes enthält Can. 1327 § 2 eine göttlich 
rechtliche Beſtimmung, die natürlich auch den oberſten Lehrer der Kirche 
angeht; vgl. Joh 21, 15 ff.; Apg 6, 2; Benedictus XIV. in Syn. dioec. 
J. 9 c. 17 n. 5. — Schon Papſt Innozenz III. zählt in c. 15 De Off. iud. 
ord. 131 (Lat. IV.) die Hinderniſſe auf, welche ſich der perſönlichen Aus⸗ 
übung des Predigtamts durch die Biſchöfe entgegenſtellen: „Vielfältige 
Beſchäftigungen (vgl. aber Apg 6, 2), körperliche Unpäßlichkeiten; feind- 
liche Einfälle und andere Umſtände“, zu welchen er zählt den „defectus 
scientiae, in eis reprobandus omnino nee de cetero tolerandus“, in 
heutiger Zeit nicht mehr zu befürchten Can. 331 $ 1 n. 5. 


B. Der katechetiſche Unterricht. 


Quellen: Cann. 1329—36; Pius XI. in Motuproprio 
d. 29. Jun. 1923 (AAS. 15, 327 sq.); Nie. Hilling: CJC. 
Supplementum (1925) pag. 200; Epistola SC. SU. d. 
8. Sept. 1926 (AAS. 18, 453—55). 

An die Spitze ſtellt der Kodex die Pflicht des fate- 
chetiſchen Unterrichts. „Die Sorge für den katechetiſchen Unter- 
richt des chriſtlichen Volkes eignet als überaus wichtige Pflicht 
beſonders den Seelenhirten“ Can 1329. 


Der katechetiſche Unterricht gehört ſelbſtverſtändlich zur Verkündigung 
des Wortes Gottes, indes hat er beſondere Merkmale, daß er näm⸗ 
ih weniger Gebildeten (Katechumenen, Kindern, ungebildeten 
Erwachſenen) in dem Wiſſens notwendigen (Glaubenswahr⸗ 
heiten; Pflichten; Gnadenmittel) und auf leicht faßliche Weiſe 
geboten wird. Wer verpflichtet iſt, den katholiſchen Glauben zu ver— 
künden, der iſt an ſich auch verpflichtet, den katechetiſchen Unterricht zu 
bieten, wie wir ja vom Beginne des Chriſtentums bis auf unſere Tage 
hervorragende Biſchöfe in dieſem Berufe tätig finden 1 Kor 3, If.; 
Hbr 5, 11—14 (Paulus) Cyrill von Jeruſalem in ſeinen 23 Kate- 
cheſen (347—48); Auguſtinus in feinem Büchlein De catechi- 
zandis rudibus (400); Franz von Sales; Joh. Mich. Sailer 
und ſein Weihbiſchof Gg. Mich. Wittmann; Dupanloup u. a. 
Doch liegt dieſes hochwichtige Amt begreiflicherweiſe auf den Schultern 
der Pfarrer, der unmittelbaren Seelenhirten des Volkes, und 
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Miſſionäre Cann. 1329—30; 216 § 1;451 $2n.1;467 § 1. Durch 
Beantwortung von drei Fragen an der Hand des Kodex wird dieſe Pflicht 
beſſer erfaßt: Wem iſt der katechetiſche Unterricht zu bieten? Von 
wem? Wie? 


J. Der katechetiſche Unterricht muß dargeboten werden 
bei Gelegenheit des Empfanges der Beicht; der Firmung; 
der erſten heiligen Kommunion; der Sonn- und Feſttage 
und dann gewiſſen Klaſſen von Menſchen. „Der Pfarrer 
muß: 1) zu beſtimmten Zeiten in einem zuſammenhängenden 
Unterricht von mehreren Tagen die Kinder zum würdigen 
Empfang der Sakramente der Buße und Firmung jedes 
Jahr vorbereiten. — 2) mit ganz beſonderem Eifer, beſonders 
zur Faſtenzeit, wenn kein Hindernis beſteht, die Kinder ſo 
unterrichten, daß ſie in heiliger Weiſe das Altarsſakrament 
empfangen“ Can. 1330. Außerdem „unterlajje es der Pfarrer 
nicht, die Erſtkommunikanten ausgiebiger und vollkommener 
durch Katechismusunterricht auszubilden“ Can. 1331. — 
3) „An den Sonn- und anderen gebotenen Feiertagen muß 
noch dazu der Pfarrer den erwachſenen Gläubigen 
in einer ihrer Faſſungskraft entſprechenden Weiſe den Ka⸗ 
techismus erläutern zu einer Stunde, die ihm für die zahl— 
reiche Beteiligung des Volkes paſſender erſcheint“ Can. 1332. 
— 4) Katechetiſcher Unterricht muß noch geboten werden den 
Laienbrüdern, den Laiennovizen md Haus 
genoſſen der Orden und Kongregationen Cann. 509 
§ 2 n. 2; 565 $ 2; entſprechend auch Ordensfrauen 
und ⸗Schweſtern Can. 490; ebenſo den Volks- und 
Mittelſchülern Can. 1373, namentlich den Zög⸗— 
lingen des Knabenſeminars Can. 1364 n. 1. 


a) Zwar bedeutet der Begriff „Puer“ zunächſt das Kind vor 
dem ſiebenten Lebensjahre, indes iſt hier das Wort nach den Vorſchriften 
für die einzelnen Sakramente zu nehmen, alſo gemäß Cann 854 (Kom- 
munion); 901 und 906 (Beicht); 788 (Firmung), ſobald der Vernunft⸗ 
gebrauch erlangt iſt. — b) Ein eigener Firmungs- und Kommunion⸗ 
Unterricht iſt eigentlich nur ein mal im Leben verlangt, wahrſcheinlich 
auch der Beichtunterricht (bei der erſten Beicht), indes empfiehlt ſich 
die jährliche Durchnahme des Beicht- und Kommunionunterrichtes 
(„singulis annis“). — e) Da in Deutſchland ein ſtrenger Schul⸗ 
zwang beſteht und der Religionsunterricht in den meiſten Schulen ordent⸗ 
liches Lehrfach iſt, Deutſche Verfaſſung Art. 145 und 148, ſo iſt die Durch⸗ 
führung der kanoniſchen Vorſchriften (wie oben) leicht gemacht, weshalb 
auch mehr geleiſtet werden kann und wird; vgl. die Lehrordnung 
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f. d. bayer. Voltsſchulen, Bk. des U.- u. K.⸗Min. v. 15. Dezember 1926 
(Pfarramtsblatt 1927 S. 28 ff.). — d) Das chriſtliche Volk ſoll die 
Möglichkeit haben, an den Chriſtenlehren teilzunehmen um durch kate— 
chetiſche Predigten im übernatürlichen Wiſſen und Wollen gefördert zu 
werden. 


II. Immer und immer wieder betont der Kodex die Pflicht 
(das Recht) des Pfarrers Cann. 1329-33; 467 $ 1; 
415 § 2 n. 1, freilich im weiteren Sinne, jo daß alle Verweſer, 
Vikare, Hilfsprieſter („vicarii“ Cann. 471 — 78) eingeſchloſſen 
ſind Cann. 451 $ 2; 476 § 6. Indes ſorgt der Kodex noch für 
weitere Helfer in der Perſon der Geiſtlichen, Laien 
and de | 

Wenn der Pfarrſeelſorgeklerus nicht hinreichen ſollte, 
io kann und muß („potest, imo-legitime impeditus- 
debet“) der Pfarrer „die Mitarbeit der im Pfarrgebiet woh⸗ 
nenden Geiſtlichen in Anſpruch nehmen“ Can. 1333 § 1. 
Doch können dieſe ablehnen, wenn „ein rechtmäßiges 
Hindernis ſie entſchuldigt“ (Can. 128), wie Inanſpruchnahme 
durch den eigenen Beruf, Alter, Kränklichkeit uw. Weigern 
ſich Prieſter oder andere Kleriker ohne Grund, ſo können ſie 
vom Ordinarius auch beſtraft werden k. s. Can. 1333 82. 

Im Falle der Not muß der Pfarrer „fromme Laien 
zu gewinnen ſuchen“, beſonders Mitglieder des Vereines 
„Chriſtenlehre“ oder ähnlicher frommer Vereine der Pfarrei. 

Die Bruderſchaft der „Doctrina christiana = Chriſtenlehre“, ge⸗ 
gründet zu Rom 1560, beſtätigt von Papſt Pius V. 1571, ſoll wie jene 
des Heiligſten Sakramentes in keiner Pfarrei fehlen Can. 711 § 2. In 
den Miſſionen, Großſtädten, Fabrikorten uſw. iſt die Mitwirkung der 
Laienkatecheten beiderlei Geſchlechts geradezu unentbehrlich (Laien⸗ 
apoſtolat, „innere Miſſion“); in den Miſſionen entfalten die Kate⸗ 
chiſten und Katechiſtinnen (ältere weibliche Perſonen), tüchtig 
geſchult, eine weit umfaſſende, ſegensreiche Wirkſamkeit, Directorium- 
Seoul nn. 109—113. — Enz. Pius' XI. „Rerum Eeclesiae gestarum“ 
d. 28. Febr. 1926 (AAS. 18, 78). — Unzweifelhaft find in unſeren Ge- 
bieten Lehrer und Lehrerinnenkatholiſcher Lebens⸗ 
auffaſſung die beſten Helfer der Seelſorger, und jene hinwiederum 
haben des öfteren erklärt, daß ſie die Einflußnahme auf die Kinder durch 
Katechismus und Bibelunterricht nicht miſſen wollten. — Wichtig iſt 
Art. 149 IT der Deutſchen Reichsverf.: „Die Erteilung religiöſen Unter⸗ 
richts und die Vornahme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willens⸗ 
erklärung der Lehrer, — die Teilnahme an religiöſen Unterrichts⸗ 
fächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen der Willenserklärung 
desjenigen überlaſſen, der über die religiöſe Erziehung des Kindes zu 
beſtimmen hat“. 
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Die Hilfe der männlichen und weiblichen Religioſen 
zum katechetiſchen Unterricht kann ſchon in den Konſtitutionen 
vorgeſehen ſein; wenn nicht, ſo wird ſie geregelt durch 
Can. 1334: „Wenn nach dem Urteil des Ortsordinarius die 
Hilfe der Religioſen zum katechetiſchen Unterricht des Volkes 
notwendig iſt, jo ſind die Religioſenobern, auch die exemten 
wenn ſie der Ortsordinarius erſucht, gehalten, in eigener 
Perſon oder durch ihre untergebenen Religioſen die Ehrijten- 
lehre dem Volke zu bieten, namentlich in ihren eigenen 
er freilich ohne Schädigung der klöſterlichen Ordnung“ 

an. 1334. 


Eine Verpflichtung zur Katecheſe des Volkes für die Reli— 
gioſen tritt nur ein: a) im Notfalle; b) auf Erſuchen des Ortsordinarius: 
e) ohne Gefährdung des Ordenslebens („disciplina regularis“); d) zunächſt 
in den eigenen Kirchen der Religioſen. — Freiwillig kann die 
Katecheſe übernommen werden auch auf Erſuchen des Pfarrers. — 
Haben die Religioſen ſelbſt Pfarreien, ſo gelten für deren Pfarr⸗ 
ſeelſorge die Vorſchriften der Cann. 1330-84; 630, 631 § 2. — Auch 
kann jeder Kirchen vorſtand (rector ecelesiae‘ ‘) vom Ortsordinarius 
zum katechetiſchen Unterricht angehalten werden Can. 483 n. 1, freilich 
unter Einhaltung des Can. 1334, wenn es ſich um exempte Religioſen 
handelt. 


III. Wie der katechetiſche Unterricht nutzbringend ge— 
ſtaltet werden kann und ſoll, das deuten an die beiden Cann. 
1335 und 1336. Der Pfarrkatechet ſoll den Unterricht er— 
teilen in Fühlungnahme mit den Erziehungsberechtigten: 
„mit den Eltern, deren Stellvertretern, auch den Herrſchaften 
und Paten; denn dieſe ſind verpflichtet, für den katechetiſchen 
Unterricht ihrer Untergebenen und Pflegebefohlenen zu 
ſorgen“ Can. 1335. Die Eltern ſind die geborenen Ka⸗ 
techeten ihrer Kinder, und ſoweit ihre Kräfte nicht reichen, 
müſſen ſie Sorge tragen, daß dieſer Unterricht möglichſt gut 
durch andere geſchieht Can. 1113; die Pflicht der Stell- 
vertreter und Herrſchaften betont Can. 1372 § 2; 
den Paten der Taufe und Firmung wird dieſe Pflicht 
auch durch die Cann. 769 und 797 ans Herz gelegt. Iſt zwiſchen 
den Katecheten und dem Elternhaus der richtige Einklang 
vorhanden, jo erübrigt nur, daß die Diözeſanvor— 
ſchriften auf dieſem Gebiete, welche auch die e xemten 
Religioſen beim Unterricht der Nichtexemten binden, genau 
befolgt werden. Die Aus- und Fortbildung der Katecheten 
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(Katechiſten); den Katechismus ſelbſt; Zeit und Ort der 
Chriſtenlehrunterweiſung uſw., dieſes alles omnia“) 
beſtimmt der Ortsordinarius für ſein Gebiet Can. 1336; er 
iſt es auch, welcher in eigener Perſon oder durch Stellver— 
treter den katechetiſchen Unterricht und die Chriſtenlehre 
überwacht Cann. 336 $ 2; 1382. 


Beachtenswert iſt hier die Beſtimmung der deutſchen Ver⸗ 
faſſung vom 11. Aug. 1919 Art. 149 I: „Der Religionsunterricht wird 
in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden Religions- 
ge ſellſchaft unbeſchadet des Aufſichtsrechts des Staates erteilt““ In 
dieſem Satze wird ein doppeltes Aufſichtsrecht feſtgelegt: ein Recht 
der Religionsgeſellſchaft, welche die Übereinſtimmung 
des Religionsunterrichtes mit den eigenen Grundſätzen prüft und über— 
wacht nach der inhaltlichen und formellen Seite, und ein Aufſichts— 
recht des Staates hinſichtlich der Einordnung des Religions- 
1 in den Schulbetrieb. das Bayer. Konkordat 1924/25 
enthält über die Erteilung und Überwachung des Religionsunterrichtes 
in den Schulen richtige und wichtige Verfügungen in den Art. 5—8. 
So lautet z. B. Art. 8 $ 1: „Die Beaufſichtigung und Leitung des Re— 
ligionsunterrichtes an den Volksſchulen, Mittelſchulen und höheren 
Lehranſtalten werden der Kirche gewährleiſtet“. In der „Begrün⸗ 
dung zum Konkordat“ finden ſich zu Art. 8 folgende Bemerkungen: 
„Das ſtaatliche oberſte Aufſichtsrecht bleibt unberührt. Auf § 28 des 
Bayer. Geſetzes über Schulpflege, Schulleitung und Schulaufſicht an 
den Volksſchulen v. 1. Aug. 1922 wird verwieſen“, ſo daß der VU. Art. 
149 J Rechnung getragen iſt. 


C. Die Predigt. 

Durch alle Jahrhunderte tönt das Wort des Apoſtelfürſten 
Petrus Apg. 6, 2. 4: „Es iſt nicht recht, daß wir das Wort 
Gottes verlaſſen.“ Nein, „wir werden uns dem Gebete und 
dem Worte Gottes weihen“ (1 Kor 1, 17). Dieſes „Haupt⸗ 
amt der Biſchöfe“ (Trid. sess. 5 Cc. 2 d. r.) fand ſtete Beachtung 
auf den Konzilien und in den Weiſungen der Päpſte; aus 
neueſter Zeit ſei hingewieſen auf Leo XIII. in der Enz. der 
SCEE. et RR. v. 31. Jul. 1894 an die Oberhirten Italiens; 
auf Pius KX. in jenem Motuproprio „Sacrorum Antisti- 
tum“ v. 1. Sept. 1910; auf? Benedikt XV. in feiner Enz. 
„Humani generis“ v. 15. Juni 1917 (ME. 29, 237-247). 
Die rechtlichen ne dieſer beiden Päpſte finden ſich 
vereint in den Cann. 13371348, welche in fünf Abſchnitten 
behandeln: Verleiher; Empfänger der Predigtvollmacht; 
Pflicht; Gegenſtand der Predigt; die Predigthörer. 
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J. Verleiher der Predigtvollmacht Cann. 
1337/41. Die hier gegebenen Beſtimmungen erinnern ſehr 
lebhaft an jene der Beichtjurisdiktion Cann. 873, 
doch beſteht, wie wir ſehen werden, ein kleiner Unterſchied 
bezüglich der exemten Religioſen. Dies vorausgeſchickt 
ſtellen wir den Hauptſatz auf: Wie der Ortsordi— 
Dei üs in ſeinem Gebiete die Lehrge walt 
it, ed ere lein dieselbe güch 
allen anderen Can. 1337. 

1) Ortsordinarius iſt auf dem ganzen Erdkreis 
der Papſt; Ortsordinarien ſind in ihrem Gebiete die 
Reſidenzbiſchöfe; die Abte und Prälaten mit Eigengebiet; 
ihre Vertreter (Generalvikare und Adminiſtratoren, Kapitel- 
vikare); die Apoſtoliſchen Vikare oder Präfeken Can. 198. 

2) Der Ortsordinarius allein verleiht die Vollmacht zu 
predigen („concionari“) d. h. zu einer größeren oder ge— 
ringeren Menge des Volkes das Wort Gottes zu verkünden 
kraft des göttlichen Auftrages, alſo im Namen Gottes und 
der Kirche. Zum Predigen gehört eine gewiſſe Feier⸗ 
lichkeit gegenüber dem reinen Privatgeſpräch; doch gehört 
zum Weſen der Predigt, daß der Redner als Stellvertreter 
Chriſti ſpricht 2 Kor 5, 20. Ein kirchlicher Würdenträger kann 
in gemütlicher Rede geiſtliche Gegenſtände, z. B. vor Ordens⸗ 
leuten, beſprechen; ein Abgeordneter muß im Reichstag die 
Verteidigung des kirchlichen Glaubens übernehmen, wie 
3. Z. des Kulturkampfes. Beide predigen nicht, wollen nicht 
predigen. 

3) Wer im Gebiete des Ortsordinarius predigen 
will, muß die Vollmacht des Ortsordinarius haben; ausge⸗ 
nommen ſind: a) die Kardinäle, welche die Vollmacht 
beſitzen, „überall das Wort Gottes zu predigen“ Can. 
239 § 1 n. 3; — b) die Biſchöfe, welche in einem fremden 
Gebiete nur der Zuſtimmung des Ortsordinarius bedürfen, 
wobei ſelbſt eine auch nur vermutete genügt Can. 349 
§ 1 n. 1 und die in ihrer Diözeſe ohne weiteres auch in 
exemten Kirchen zu predigen das Recht haben Can. 
13433 — c) die Ordensobern der exemten 
Klerikalgenoſſenſchaften nach Anweiſung ihrer 
Konſtitutionen, wenn ſie predigen einzig vor ihren Mit⸗ 
brüdern, Novizen oder Hausgenoſſen (Can. 514 $ 1); ebenſo 
Leitner, Handbuch des Fathol. Kirchenrechts. V. 34 
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in der gleichen Lage die von ihnen Bevollmächtigten 
der eigenen oder einer fremden Genoſſenſchaft oder der Welt- 
geiſtlichen, vorausgeſetzt, daß dieſe von ihrem Ordinarius 
und die fremden Religioſen von ihrem Obern für tauglich 
erklärt wurden Can. 1338 $ 1. 


4) Die Tauglichkeitserklärung Can. 1340. 
Einer Tauglichkeitserklärung bedarf es nicht für die Kar⸗ 
dinäle und Biſchöfe, wo immer ſie predigen und 
an wen immer ſie das Wort Gottes richten; die Obern 
! steritatigenoii enden 
ſoweit ſie ihren Untergebenen predigen. In dieſen Fällen 
bürgt die Würde und Stellung für die Tauglichkeit. Sonſt 
aber gilt die Vorſchrift des Can. 1340: „Der Ortsordinarius 
oder Religioſenobere dürfen — hierin iſt ihr Gewiſſen ſchwer 
gebunden — niemandem die Vollmacht oder Erlaubnis zu 
predigen erteilen, wenn nicht ſchon vorher das Wohlverhalten 
und das genügende Wiſſen desſelben auf Grund einer Prüfung 
oder der ſicheren Erfahrung klar zutage trat Cann. 1340 § 1; 
877 § 1 (Approbation für den Beichtſtuhl). „Sollten ſie nach 
erteilter Vollmacht oder Erlaubnis erfahren, daß die not- 
wendigen Eigenſchaften in dem Prediger vermißt werden, 
ſo müſſen ſie Vollmacht oder Erlaubnis widerrufen; erſcheint 
das Wiſſen zweifelhaft, jo müſſen ſie durch ſichere Beweis 
mittel den Zweifel verſcheuchen, wenn notwendig, auch durch 
eine neue Prüfung“ Can. 1340 §S 2. Der vom Widerruf Be- 
troffene hat das Recht des Rekurſes, jedoch ohne Auf- 
ſchub des Widerrufes § 3, d. h. bis zum neuen Entſcheid muß 
er ſich der Predigens enthalten. 

5) Überblick über die Erforderniſſe der 
einzelnen Prediger: a) Ein Weltgeiſtlicher braucht 
in ſeiner Diözeſe die Predigtvollmacht („kacultas, missio“) 
auf Grund der Tauglichkeitserklärung, beides von 
ſeinem Ortsordinarius Cann. 1337; 1340. 


b) Ein Weltgeiſtlicher braucht zum Predigen in einer 
fremden Diözeſe die Erlaubnis („licentia“ Can. 1341 
= facultas Can. 1337) vom Ortsordinarius des Predigtortes; 
die Tauglichkeitserklärung (über „doctrina, pietas, 
boni mores“) von ſeinem eigenen Ordinarius, deſſen Ge⸗ 
wiſſen belaſtet wird zum Zeugnis der Wahrheit; dieſer Er⸗ 
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klärung bedarf es nicht bei Predigern, deren Tauglichkeit dem 
Ordinarius des Predigtortes bekannt iſt Can. 1341 $ 1. 


Zur Erlangung der Erlaubnis vom Ordinarius des Predigt- 
ortes gibt Can. 1341 treffliche Anweiſungen: „Rechtzeitig muß der 
Pfarrer die Erlaubnis erbitten, wenn es ſich um die Pfarrkirche oder 
eine dem Pfarrer unterworfene Kirche handelt; der Kirchen vor⸗ 
fand, wenn die Kirche unabhängig iſt vom Pfarrer; die erſte Dig⸗ 
nität mit Zuſtimmung des Kapitels für eine Kapitels⸗ 
Arche der Leiter oder Kaplan iner Bruder dort, 
wenn eine eigentliche Bruderſchaftskirche in Frage kommt“ $ 2. — Kom⸗ 
men für eine Kirche mehrere Berechtigte in Frage, z. B. „eine Pfarr⸗ 
kirche, die zugleich Kapitels- oder Bruderſchaftskirche ift, jo hat der die 
Bittſchrift einzureichen, der die heiligen Verrichtungen berechtigterweiſe 
vollzieht“ § 3; vgl. Can. 415 § 2 m. 1. — Handelt es ſich um Predigten 
im Freien (sub divo), ſo wird wohl in den meiſten Fällen der Pfarrer 
des Gebietes die Erlaubnis erholen, z. B. bei Miſſionen, Primizen. 
— Vor der deutſchen Bf. v. 11. Aug. 1919 gab es manche ſtaatliche 
Schranken für die Ausübung des Predigtamtes, ſo bei Predigten im 
Freien, durch Ausländer oder Mitglieder nicht „rezipierter Orden“; 
nunmehr gilt Rf. Art 123: „Verſammlungen unter freiem Himmel 
können durch Reichsgeſetz anmeldepflichtig gemacht und bei unmittelbarer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten werden.“ 


c) Ein Weltgeiſtlicher braucht zum Predigen vor exem⸗ 
ten Religioſen (mit Ausſchluß der anderen Hörer) 
die Vollmacht des Obern (facultas, missio pontificia 
per Superiores) mit der Tauglichkeitserklärung 
des eigenen Ordinarius Can. 1338. 

Hat ein Weltgeiſtlicher die Vollmacht von ſeinem Ortsordinarius, 
ſo darf er in einem exemten Kloſter ſeiner Diözeſe ausſchließlich vor den 
exemten Religioſen nur dann predigen, wenn er von dieſen Religioſen 
eingeladen wird; in einer fremden Diözeſe bedarf er der Vollmacht ent⸗ 
weder des Ortsordinarius oder des Ordensobern Cann. 1337; 1338; 
1343 $ 1; 874 ff. 

Predigt ein Weltgeiſtlicher zugleich vor exemten 
Religioſen und anderen Perſonen; predigt er vor 
nicht exemten Religioſen oder vor Mitgliedern einer 
exemten Laikalgenoſſenſchaft allein, ſo muß 
er ausgerüſtet ſein, wie wenn er vor Weltleuten predigen 
würde (oben Fälle a und b), doch bedarf er der Z uſti m⸗ 
mung (assensus) des exemten Laikalobern Can. 1338 83, 
bzw. der Einladung des nicht exemten Obern. Predigt ein 
Weltgeiſtlicher vor Kloſterfrauen oder Ordens⸗ 
ſchweſtern, ſo gilt das Gleiche, nur bedarf er bei dem 

34 * 
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Ordensobern („Superior regularis“) unterworfenen Kloſter⸗ 
frauen auch der Erlaubnis dieſes Regularobern Can. 
1338 $ 2. 


d) Der exemte Otrdensgeiſtliche (i. w. ©. von 
Klerikalgenoſſenſchaften) bedarf für die Predigten vor ſeinen 
Mitbrüdern allein nur der Tauglichkeitserklärung und 
Vollmacht ſeines zuſtändigen Obern Cann. 1338 § 1; 
1340. Ein Ordensgeiſtlicher einer andern Genoſſenſchaft be⸗ 
darf der Tauglichkeitserklärung ſeines Obern 
(bei Exemten) oder ſeines Ordinarius (ſonſt) Cann. 1338 § 1; 
1340; 877. 

e) In allen übrigen Fällen gelten die oben aufge⸗ 
ſtellten Sätze entſprechend für die Predigten, welche exemte 
oder nicht-exemte Religioſen an Weltleute, Religioſen, Kloſter⸗ 
frauen oder Ordensſchweſtern halten, nur benötigen ſie in 
allen dieſen Fällen der Erlaubnis ihres Obern 
Can. 1339 § 2. Eine beſondere Beſtimmung, herübergenom⸗ 
men von der Bevollmächtigung für das Bußſakrament 
Can. 874 § 2; 880 $ 2, enthält Can. 1339 $ 1: „Die Orts⸗ 
ordinarien dürfen den Religioſen, welche vom eigenen Obern 
vorgeſchlagen werden, die Predigtvollmacht ohne ge— 
wichtigen Grund nicht verſagenz auch die erteilte 
Vollmacht nicht widerrufen, beſonders allen Prieſtern eines 
Religioſenhauſes auf einmal zu gleicher Zeit, freilich bleibt 
die Vorſchrift des Can. 1340 in Kraft“, welche bei den ein- 
zelnen genaue Prüfung verlangt, einen Widerruf ermöglicht 
und eine Nachprüfung geſtattet. 

Eine gewiſſe Beſchränkung der Predigtvollmacht 
enthält Can. 1343 § 2: „Der Biſchof kann verbieten 
(außer in Großſtädten), daß in anderen Kirchen des Ortes 
und der Zeit Reden an die Gläubigen gehalten werden, wo 
und wann er ſelbſt predigt oder er in ſeiner Gegenwart aus 
öffentlichem und außerordentlichem Grunde mit beſonderer 
Einladung der Gläubigen eine Predigt halten läßt.“ 

a) Großſtäd te („magnae civitates“) ſind ſicher ſolche mit mehr 
als 100 000 Einwohnern, ohne Rückſicht auf deren Glauben. — b) „Reden 
an die Gläubigen“ ſchließen nicht in ſich Exerzitien, Anſprachen 
an Geiſtliche, Ordensleute. — e) Umfaſſender iſt das Verbot, wenn der 
Biſchof ſelbſt den Gläubigen predigt. Da gibt es nur eine Aus⸗ 
nahme: Die Predigt in einer Großſtadt. Läßt dagegen der Biſchof 
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in ſeiner Gegenwart eine Predigt abhalten, ſo iſt eine Predigt in einer 
andern Kirche desſelben Ortes auch dann erlaubt, wenn keine außer⸗ 
ordentliche, die Offentlichkeit berührende Urſache mit Einladung an das 
gläubige Volk dazu Anlaß bot. Bei den Predigten des Advents oder der 
Faſtenzeit, welchen der Biſchof anwohnt, iſt in der Regel kein Verbot 
gegeben, zu gleicher Zeit auch in anderen Kirchen zu predigen; vgl. 
Benedikt XIV. De Synodo J. 9 e. 17 n. 7. — Man beachte überhaupt, 
daß das Verbot des Can. 1343 $ 2 nicht 1. s., ſondern k. s. iſt, d. h. daß es 
der Biſchof eigens auflegen muß. — Was hier dem Biſchofe zukommt, 
gilt nicht in gleicher Weiſe von ſeinem Generalvikar, vom Kapitelvikar 
oder Adminiſtrator, auch nicht vom Weihbiſchof oder Koadjutor, dagegen 
vom Abt und Prälat mit Eigengebiet in dieſem Can. 323 81, 
wohl auch von den Kardinälen, den päpſtlichen Geſandten (Nuntien) 
und dem eigenen Metropoliten Can. 347, wenn der Diözeſanbiſchof die 
Verordnung trifft. 


Durch die Cann. 133741 wurde die Vollmacht zu pres 
digen gegenüber dem früheren Rechte eingeſchränkt; dabei 
ſoll aber die Seelſorge keinen Schaden leiden und die Orts- 
ordinarien nicht überlaſtet werden. Darum iſt die Praxis 
mancher Diözeſen nicht zu mißbilligen, wodurch den Pfarrern, 
namentlich in Grenzgebieten und in Einzel⸗ 
fällen die Befugnis eingeräumt iſt, die Predigtvollmacht 
im Namen des Ortsordinarius zu erteilen, freilich nur ſolchen 
Prieſtern, die in ihren Diözeſen oder in ihren exemten 
Klöſtern die gleiche Vollmacht beſitzen. 


II. Empfänger der Predigtvollmacht Can. 
1342. Den Kardinälen und Biſchöfen iſt die 
Predigtvollmacht vom Rechte eingeräumt: erſteren ohne 
Einſchränkung Can. 239 § 1 n. 3; letzteren mit der Auflage, 
daß ſie nur mit Zuſtimmung des Ortsordinarius („consensus 
saltem praesumptus“) jie ausüben Can. 349 $ 1 n. 1.; ebenſo 
räumt das Recht die Predigtvollmacht allen ſonſtigen 
Ortsordinarien ein, aber nur in ihrem Gebiete, 
ebenſo den exemten Ordensobern gegenüber ihren 
Untergebenen Cann. 133738 (wie oben). Abgeſehen von 
dieſer Rechtsbeſtimmung gibt Can. 1342 an, welchen Geiſt⸗ 
lichen die Predigtvollmacht gewährt werden kann und darf: 
1) Den Prieſternz 2) den Diakonen; 3) den übrigen 
Klerikern, aber dieſen nur aus einem vernünftigen 
Grunde, nach dem Urteil des Ordinarius und in 
eigens gelagerten Fällen „in casibus singularibus“. 
In dieſen drei Fällen muß jedoch die Tauglichkeit des 
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Geiſtlichen vorhanden fein gemäß Can. 1340, ſowie die Voll⸗ 
macht ſeitens des Ortsordinarius (Superior exemtus). 
Nicht der Pfarrer kann die Vollmacht mehr geben, ſondern 
nur der Ordinarius. 


„Das Predigen in der Kirche iſt allen Laien funter⸗ 
jagt, auch den Religioſen“ Can. 1342 $ 2; vgl. die Frage 37, 
welche den Wiclefiten und Huſſiten vorzulegen war, D-B 687. 
Demnach könnte der Ordinarius in beſonderen Umſtänden, 
aus vernünftigem Grunde z. B. den tauglich befundenen 
Seminariſten oder Prieſterkandidaten des Ordensſtandes 
(Nicht-Kleriker) in einer halböffentlichen Kapelle 
das Predigen geſtatten, — niemals aber in einer Kirche, 
öffentlichen Kapelle (Can. 1191 § 1) oder im Freien 
(vgl. Can. 1249). Das Verbot der Laienpredigten (auch der 
Mönchepredigten) hat ſchon Papſt Leo I. 453 ausgeſprochen 
lee 


III. Predigtpflicht Cann. 1344—46. Nicht handelt es 
ſich hier um die Predigtverpflichtung im allgemeinen, 
welche den Hl. Vater, die Reſidenzbiſchöfe und die für dieſe 
eintretenden Bevollmächtigten trifft; hier handelt es ſich 
hauptſächlich um die Predigtpflicht als Teil der unmittelbaren 
Seelſorge, und zwar die Pflicht der Pfarrer, der Kir⸗ 
chen vorſtände, der Dom- und Pfarrkirchen; 
der Gläubigen. 

1) Jeder Pfarrer hat die ihm eigene Pflicht, 
„an den Sonn- und den übrigen gebotenen Feſttagen 
das Wort Gottes dem Volke zu verkünden, namentlich inner⸗ 
halb der Meſſe, bei nr der größere Volkszulauf zu 
ſein pflegt“ Can. 1344 § 1. 


a) Pfarrer iſt hier wieder im weiteren Sinne zu verſtehen 
gemäß Can. 451. — b) Die Predigtpflicht obliegt dem Pfarrer per- 
ſönlich ſo, daß er zwar hie und da ſich vertreten laſſen darf, ſtändig 
(„habitualiter“) aber nur dann, wenn den rechtmäßigen Entſchuldigungs⸗ 
grund der Ordinarius gebilligt hat Cann. 1344 5 2; 1327 5 2. — c) Jeder 
Sonn⸗ und Feſttag iſt Predigttag, doch kann der Ordinarius 
erlauben, daß an einigen Hochfeſten, oder auch aus rechtmäßigem Grunde 
an einigen Sonntagen, die Predigt unterlaſſen werde Can. 1344 $ 3. 
Solche Feſttage ſind z. B. jene mit beſonderer Liturgie, wie Weih⸗ 
nachten, Oſtern, Fronleichnam; die Sonntage der Erntezeit könnten 
ſich zur Dispenfe empfehlen. Doch kann die Dispenſe nur der Ordinarius 
für immer oder im Einzelfalle gewähren. — d) Die paſſendſte Zeit iſt 
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innerhalb jener Meſſe, welche den größten Beſuch des Volkes 
aufweiſt; freilich dürfte dieſer gerade durch anſprechende Predigten er- 
reicht werden. — e) Can. 1344 $ 1 fügt noch bei „consueta ho mi— 
lia“. Dieſer Ausdruck kann bedeuten „in gewöhnlicher Pre— 
digtform“, nämlich wie das Tridentinum in sess. 5 C. 2 d. x. betont 
„pro sua et earum capacitate.... cum brevitate et facilitate seimonis“, 
alſo in einer kurzen und verſtändlichen Predigt im Gegenſatze zu den 
getragenen Ausführungen der geiſtlichen Redner; oder „in der ge— 
wöhnlichen Homilie“, d. i. in der einfacheren Evangelienauslegung. 

2) Die zweite Predigtpflicht iſt nur dann gegeben, wenn 
und inſoweit der O rtsordinarius ſie vorſchreibt. 
Zunächſt iſt es „Wunſch der Kirche, daß in den Meſſen vor 
den Gläubigen an den gebotenen Feſttagen (alſo auch den 
Sonntagen Can. 1247) in allen Kirchen und öffentlichen 
Kapellen (Can. 1188 § 2 n. 1) eine kurze Auslegung 
des Evangeliums oder eines Gebietes der Chriſten— 
lehre ſtatthabe. Hat der Ortsordinarius hierin bindende 
Weiſungen gegeben, ſo verpflichtet dieſe Vorſchrift nicht nur 
die Weltprieſter, ſondern auch die Religioſen, 
die exemten nicht ausgenommen, in ihren Kirchen“ 
Can. 1345. n 

Schon geraume Zeit vor dem Inkrafttreten des Kodex war es in 
manchen Gegenden Praxis, daß namentlich in den Spätmeſſen kurze 
Anſprachen gehalten wurden („Fünfminutenpredigten“). Dieſe Übung 
findet den Beifall der Kirche, freilich müſſen dieſe Anſprachen mit größter 
Sorgfalt vorbereitet und gehalten werden. Immerhin legt die Kirche 
kein allgemein bindendes Geſetz auf. — Der Ortsordinarius beſtimmt 
genauer den Gegenſtand und die Dauer der Anſprachen, die Tage, die 
Meſſen und die Kirchen, für welche die Vorſchrift bindet. Es muß nicht 
immer der zelebrierende Prieſter ſein, der die Anſprache hält. 

3) Die dritte Predigtpflicht betrifft unmittelbar die Ka⸗ 
thedral-⸗ und Pfarrkirchen, mittelbar auch den 
Klerus, aber nur dann, wenn der Ortsordinarius ein eigent⸗ 
liches Gebot gegeben hat, deſſen Erlaß ihm der Kodex ans 
Herz legt. „Die Ortsordinarien ſollen ſich darum bemühen, 
daß in der Faſtenzeit und wenn entſprechend, auch zur Advents⸗ 
zeit, in den Kathedral⸗ und Pfarrkirchen häufiger Predigten 
an das gläubige Volk gehalten werden ($ 1). Die Kanoniker 
und die anderen vom Kapitel müſſen dieſer Predigt, wenn 
ſie in der eigenen Kirche unmittelbar nach dem Chor gehalten 
wird, beiwohnen, außer ſie ſind rechtmäßig verhindert; die⸗ 
ſelben kann der Ordinarius auch mit Strafen dazu zwingen 
($ 2)“ Can. 1346. 
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a) Dieſer Can. 1346 legt eine Pflicht auf: den Ortsordinarien, den 
Kathedral- und Pfarrkirchen; den Kapitularen. — b) „Häufiger 
frequentius“ als in der gewöhnlichen Jahreszeit ſollen wenigſtens in der 
Faſtenzeit, wenn tunlich auch in der Adventszeit, Predigten abgehalten 
werden; darum genügt eine mehr in der Woche; freilich hat das 
Trienter Konzil eine tägliche Predigt gewünſcht oder wenigſtens 
dreimal in der Woche (sess. 24 C. 4. d. r.). — c) Zur Beiwohnung bei 
dieſen Faften- und Adventspredigten find verpflichtet die „Kanoniker 
und die andern vom Kapitel“, aber nur in der eigenen Kirche 
und unmittelbar nach dem Chorgebet, alſo nach Matutin und Laudes, 
bzw. Veſper und Komplet oder den kleinen Horen in der Kathedralkirche 
(nicht in der Kollegiatkirche) oder in jener Kirche, die als Erſatz dient 
für die Abhaltung des Chorgebetes SRC. d. 22. Mart. 1643 (DA. n. 944). 
Wer find die „Canonici aliique de Capitulo“ ? „Das Kapitel beſteht aus 
den Dignitäten und Kanonikern, außer es iſt hinſichtlich der 
Dignitäten in den Kapitelsſtatuten anders beſtimmt; nicht aber aus 
den Benefiziaten oder Manſionaren, welche den Kanonikern helfend zur 
Seite ſtehen“ Can. 393 $ 2. Beſteht demnach keine partikularrechtliche 
Beſtimmung, ſo ſind die Benefiziaten (Domvikare) nicht verpflichtet. 

4) Der Pflicht des Klerus zum Predigen entſpricht 
keine Pflicht des Volkes zum Anhören der Predigt, abgeſehen 
von der naturrechtlichen Pflicht, wodurch wir das 
Heilsnotwendige uns aneignen müſſen; „die Gläubigen ſind 
eifrig zu mahnen und aufzumuntern zur fleißigen 
Beiwohnung bei den Predigten“ Can. 1348; über die Pflicht 
der Domkapitulare wurde im Anſchluß an Can. 1346 
ſoeben gehandelt. — Ungläubige und Irrgläu⸗ 
bige können und ſollen dem Worte Gottes anwohnen 
Can. 1350; ebenſo die Zenſurierten, ſelbſt die „ex- 
communicati vitandi“ Can. 2259 $ 1. Auch beim ört- 
lichen Interdikt iſt die Predigt des Wortes Gottes 
ausdrücklich erlaubt Cann. 2271 n. 2; 2272 § 3 n. 2. 


IV. Predigtgegenſtand Can. 1347. Dieſer Kanon zieht 
nur die Grundlinien über den Gegenſtand; über 
die Weiſe; über Abhilfe gegen Mißbrauch. 


1) „In den Predigten iſt in erſter Linie darzulegen, was 
die Gläubigen zur Erlangung des Heiles glauben und tun 
müſſen“ Can. 1347 f 1. 


Daraus folgt: Was nicht unter dem Geſichtspunkte des ewigen 
Heiles („ad salutem“) ſteht, iſt nicht Gegenſtand der Predigt, alſo 
ſcheiden aus alle rein menſchlich wiſſenſchaftlichen, wirtſchaftlichen, 
ſtaatsbürgerlichen, künſtleriſchen Fragen; ſobald aber ein rein menſchlicher 
Gegenſtand anfängt, in den Bereich des ewigen „Heiles“ zu treten (Can. 
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1553), kann er auch vom Kanzelredner behandelt werden und nicht ſelten 
wird es Pflicht. Wenn „die Anweiſung für das Predigt⸗ 
amt“ der SCConsist. v. 28. Juni 1917 (ME. 29 pag. 272—79) n. 20 
betont: „Für alle Prediger bleibt das bedingungsloſe Verbot in den Kir— 
chen von politiſchen Dingen zu reden“, ſo bietet dies keine Schwierig— 
keit; denn wenn eine politiſche Frage auch eine religiöſe Seite hat und 
nur dieſe allein auf der Kanzel behandelt wird, ſo iſt das kein Übergriff 
in das politiſche Gebiet. Sicher iſt die Frage „Iſt es erlaubt, dem Kaiſer 
Steuer zu zahlen oder nicht“? (Mt 22, 17) eine politiſche Frage. Und 
doch hat ſie der göttliche Meiſter behandelt und in wunderbarer Feinheit 
gelöſt (y. 21); vgl. Pii IX. Syll. nn. 39—55; Santi-Leitner: Praelectiones“ 
III 50 n. 4; „Handbuch“ 2. Lief.? $ 42 S. 266. — „Trauerreden“ 
(„elogia funebria, orazioni funebri“) dürfen „nur mit vorangehender 
und ausdrücklicher Zuſtimmung des Ordinarius gehalten werden“ SC- 
Consist. n. 21. Handelt es ſich nicht um eigentliche „Trauerreden“, welche 
nicht ſelten Anlaß zu politiſchen Kundgebungen bieten, wie in Italien, 
ſondern um ſchlichte „Leichenreden“, ſo darf man mit Vermeerſch 
in Epitome II 681 annehmen, daß der Ordinarius auch für ſtändig die 
Grundſätze anzugeben berechtigt iſt, unter welchen ſolche ohne weiters 
geſtattet werden können. Gewiß gehören die Leichenreden nicht zur litur— 
giſchen Beerdigung, auch ſind nicht ſelten hiebei „Ungehörigkeiten“ vor— 
gekommen, trotzdem dürften die Leichenreden, im Geiſte der Kirche ge— 
halten und ſorgfältig vorbereitet, ein nicht zu unterſchätzendes Mittel der 
Seelſorge bilden, da man hier Perſonen findet, die ſonſt der Predigt 
gefliſſentlich aus dem Wege gehen, und da die Herzen durch den Trauer- 
fall gar oft gelockert ſind zur Aufnahme des göttlichen Samens. — Die 
kirchlichen Trauerreden (für geiſtliche und weltliche Würden⸗ 
träger) ſind gemäß Cerem. Eppörum J. 1 c. 22 n. 6; J. 2 c. 11 n. 10 zu 
halten „nach dem Traueramte vor der Abſolution vom Redner, angetan 
mit Talar ohne Chorrock und Stola“. 

2) Über die Predigtweiſe belehrt Can. 1347 § 2: 
„Die Verkünder des göttlichen Wortes ſollen ſich der rein 
weltlichen oder verworrenen, die Faſſungskraft 
der Hörer überſteigenden Ausführungen enthalten; und den 
Dienſt des Evangeliums ſollen ſie betätigen nicht in über⸗ 
redenden Worten menſchlicher Weisheit, nicht im unheiligen 
Aufputz und Lockruf eitler und ehrſüchtiger Beredſamkeit, 
ſondern im Erweis des Geiſtes und der Kraft, nicht ſich 
ſelbſt, ſondern Chriſtus den Gekreuzigten verkündend.“ 

Im Anſchluß an 1 Kor 2, 4. 2 werden die Prediger gemahnt, in Form 
und Inhalt alles rein Weltliche, Irreführende, Selbſtſüchtige zu meiden 
und den Gekreuzigten durch Gebets- und Lebensvorbereitung in ſich 
und andern zu bilden; die Anweiſung der Konſiſtorialkongr. v. 28. Jun. 1917 
in nn. 22 ff. 


3) Auch das Beſte kann mißbraucht werden, ſo auch die 
geiſtliche Beredſamkeit. Can. 1347 $ 3 behandelt nur die 
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ſchwerſten Mißbräuche: „Wenn ein Prediger, was ferne 
ſei, Irrtümer oder Argerniſſe verbreitet, jo ſoll die Vorſchrift 
des Can. 1317 eingehalten werden; ſollten es aber wirkliche 
Häreſien ſein, ſo ſoll gegen ihn außerdem noch in Form 
des Rechtes eingeſchritten werden.“ 


Wie man ſieht, werden hier nur Verſtöße gegen die Wahrheit 
getroffen, indes können auch Fehler gegen die Standespflichten, Vor⸗ 
geſetzten, Mitmenſchen vorkommen; eine ſchwere Verletzung der Predigt⸗ 
ſtandespflicht bei Pfarrern wird in Can. 2182 (grobe Nachläſſigkeit) ge⸗ 
troffen; ſonſtige Verſtöße ſind zur Ahndung dem Ermeſſen der Ordinarien 
anheimgegeben. Handelt es ſich aber „um Ausſtreuung von Irrtü⸗ 
mern und Argerniſſen“, die nicht gegen ein Dogma verſtoßen, 
ſo tritt Can. 2317 in Kraft. Bei Hartnäckigkeit kann der Ordinarius Ent⸗ 
ziehung der Predigtvollmacht, der Beichtjurisdiktion, ja der Lehrtätigkeit 
verfügen. Die im Can. 1347 § 3 erwähnten „errores aut scandala“ müſſen 
gegen den Glauben (Glaubensgehorſam) ſein, weil nur in dieſem 
Falle Can. 2317 zutrifft. Solche „scandala“ könnten eintreten bei der 
Verletzung der Anweiſung „Naturalem et divinam“ des heiligen Offiziums 
v. 9. Juni 1915, betr. sigillum sacramentale (ME. 29, 199—204). — 
Werden von der Kanzel wirkliche Häre ſien („haereses‘) verbreitet, 
ſo iſt das Vorgehen zunächſt das gleiche wie oben, doch kann ſofort oder 
ſpäter die Anklage auf Häreſie ſtattfinden; vgl. Cann. 167 § 1 n. 4 (Wahl⸗ 
rechtsverluſt); 188 n. 4 (Amtsverluſt); 646 $ 1 n. 1 (Ordensentlaſſung); 
2314 ff. (Strafen). 

Über die liturgiſchen Geſetze für den Prediger geben Auf⸗ 
ſchluß das Caeremoniale Episcoporum und die EE. der Ritenkongregation. 
a) Die Predigt ſoll nach dem Evangelium gehalten werden; 
in außerordentlichen Fällen nach der Meſſe; ebenſo die 
Trauerrede; eine kurze Anſprache an die Kommunizierenden iſt 
nach dem Genuß des heiligen Blutes nicht verwehrt. 
b) Die Kleidung des Predigers iſt während der Meſſe die der 
heiligen Meſſe; vor und nach der Meſſe über dem Talar Chorrock und 
Stola von der Farbe des Tagesoffiziums; Ordensleute tragen ihre vor⸗ 
geſchriebene Kleidung; bei Trauerreden keine liturgiſche Gewandung. 
c) Als Ort der Predigt kommt in Betracht: Der Altar, nicht die Mitte, 
ſondern die Evangelienſeite; die Kanzel; der Ambo, der Platz vor dem 
Speiſegitter. — d) Predigt während des Pontifikalamtes ein Kanonikus 
oder ein Welt⸗ bzw. Ordensprieſter, jo erbittet er vor der Predigt den 
Segen mit vorausgehendem Handkuß (Ringkuß) und den Worten: 
„Jube domne benedicere“, worauf der Biſchof antwortet: „Dominus 
sit in corde tuo, et in labiis tuis, ut digne et fructuose annunties verba 
sancta sua. In nomine Patris f et Filii et Spiritus Sancti. Amen“; 
worauf der Prediger die Bitte um die Abläſſe anfügt, ſprechend: 
„Indulgentias, Pater Reverendissime“, die gewährt wird, Cer. Epporum 
J. 1 c. 22 n. 2; Cann. 239 5 1 n. 24; 274 n. 2; 349 5 2 n. 2. — Der zele⸗ 
brierende Prieſter kann den Prediger nur dann ſegnen, wenn eine 
unvordenkliche Gewohnheit beſteht und der Biſchof nicht an⸗ 
weſend iſt SRC. dd. 1. Jul. 1874; 30. Dec. 1881; 13. Jul. 1894; 10. Mali 1895 


$ 17. Die hl. Miſſionen. 539 


nn. 3334 ad 1; 3535 ad 4; 3831; 3855 ad 6; Can. 5; Kunz Chriſtian: 
Die liturgiſchen Verrichtungen des Zelebranten I? n. 11. 

V. Der Staat und das kirchliche Predigt⸗ 
amt. Der Kodex betont ausdrücklich, daß „die Kirche in ihrer 
Aufgabe, allen Völkern die evangeliſche Wahrheit zu ver⸗ 
künden, unabhängig ſei von jeglicher Staatsgewalt“ 
Can. 1322 § 2. Seit dem erſten Auftreten der Apoſtel (Apg 4, 
18 ff; 5, 28; 2 Tim 2, 9) bis auf unſere Tage fehlte es nicht 
an Verſuchen, die Velklündigung des Evangeliums von ſtaat⸗ 
lichen Schranken abhängig zu machen. Die ſtaatlichen Ein⸗ 
griffe in das kirchliche Predigtamt waren in der „Joſephiniſchen 
Zeit“ häufig. In der „Kulturkampfzeit“ wurden eigene 
„Kanzelparagraphen“ geſchaffen, join Deutſch⸗ 
land ſeit Ende 1871 („Lutziſcher Kanzelparagraph“ SGB. 
§ 130a); in Ungarn ſeit 1899, in der Tſchechoſlo⸗ 
wakei wird ſeit 21. März 1919 jede politiſche Tätigkeit 
auf der Kanzel, wozu auch Empfehlung oder Ablehnung einer 
politiſchen Partei oder Zeitung gehört, mit Gefängnis von 
ſechs bis zwölf Monaten beſtraft; in Jugoſlavien wird 
ſeit 1921 auf Anzeige von Privatperſonen die Ausübung der 
geiſtlichen Gewalt zu Parteizwecken beſtraft; in Oſterreich 
betrachtet man die gewöhnlichen Strafgeſetze als genügend, 
Haring: AN? § 103 (am Ende). Im neuen Entwurf 
des deutſchen Strafgeſetzbuches fehlt der $ 130a; mit Recht, 
da die Verfaſſungsurkunde im Art. 137 III jedes Ausnahme⸗ 
geſetz zurückweiſt: „Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und ver⸗ 
waltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken 
des für alle geltenden Geſetzes“. — Es gibt auch geſetzliche 
Beſtimmungen, welche die Verwaltung des Predigtamtes 
ſtrafrechtlich ſchützen, Deutſches SGB. 88 166 und 167. 


§ 17. die hl. Miſſionen. 

Quellen: Cann. 1349—51; 252; 293-311; 216; DB. 
n. 1565; Benedictus XV. in epist. „Maximum illud“ 
d. 30. Nov. 1919; Pius XI. in Enc. „Rerum Ecelesiae 
gestarum“ d. 28. Febr. 1926 (AAS. 18, 65-83); Decretum 
SC. Prop. Fid. d. 4. Apr. 1926 (AAS. 18, 230236); S. Poen. 
d. 18. Maii 1926 (AAS. 18, 322). 

Man nennt,heilige Miſſionen“ Veranſtaltungen 
der Kirche einerſeits zur Wiederbelebung des chriſtlichen 
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Glaubens und Lebens unter den Katholiken anderſeits 
zur Verbreitung des heiligen Glaubens und Lebens unter 
den Irr⸗ und Ungläubigen. 


I. Die inneren Miſſionen. „Die Ordinarien 
ſollen wachen, daß die Pfarrer ſich wenigſtens alle zehn Jahre 
um eine ſogenannte heilige Miſſion für ihre Herde bemühen 
(8 1). Der Pfarrer, auch aus dem Religioſenſtande, hat bei 
der Abhaltung dieſer Miſſionen nach den Befehlen des Or- 
dinarius ſich zu richten (§ 2)“ Can. 1342. 


Die inneren Miſſionen oder Volksmiſſionen bekamen ihre 
feſtgefügte Form durch den heiligen Vinzenz von Paul, der 1617 
zu Folle ville die erſte eigentliche Volksmiſſion hielt. Wie die von ihm 
geſtifteten Miſſionsprieſter oder Lazariſten, ſo bemühen ſich auch die 
übrigen Orden und Kongregationen und auch Weltprieſter um die Er⸗ 
neuerung und Hebung des religiös⸗ſittlichen Lebens in dieſen acht- bis 
zehn- bzw. vierzehntägigen Übungen, denen die ignatianiſchen Exerzitien 
zugrunde liegen. Aber ſchon in früheren Jahrhunderten fehlten Männer 
nicht, die ſich um die geiſtliche Volkserneuerung annahmen, wie die heiligen 
Benedikt von Aniane (5821), Robert von Arbriſſel (f 1117), beide O. S. B., 
Dominikus und Franz von Aſſiſi; Vinzenz Ferrerius, Bernhardin von 
Siena und Johannes Capiſtran; Berthold von Regensburg und David 
von Augsburg. Die Staatsregierungen erwieſen bisweilen 
den Volksmiſſionen ihre Gunſt, fo Napoleon I. und Ludwig XVIII.; jo 
die deutſchen Staaten nach dem Revolutionsjahre 1848 („Handbuch“ 
2. Lief.? S. 266); anderſeits aber zeigten ſie ſich ihnen gegenüber ab- 
lehnend oder wenigſtens hemmend. Gegenwärtig ſind zu beachten 
VII. des Deutſchen Reiches Art. 123 (Verſammlungsfreiheit) und RSGB. 
$ 366 n. 10 (Polizeiverordnung über das Haufieren, hier Übertretung). 

Der Ortsordinarius hat hinſichtlich der Volksmiſſionen 
zwei Aufgaben: a) zu wachen, daß ſie gehalten werden; b) die genaueren 
Vorſchriften bezüglich der Abhaltung zu erlaſſen. — Die Pfarrer 
i. w. S. haben Sorge zu tragen, daß alle zehn Jahre eine Volksmiſſion 
gehalten werde durch Sammlung von Geldern oder Lebensmitteln zur 
Beſtreitung der Koſten, durch Einladung geeigneter Kräfte, durch Sorge 
für die Beteilignug der Kinder (Schulpflicht), des Chorperſonals, für 
Ordnung. — Die Miſſionäre haben an ſich ſchon erweiterte Voll- 
machten Cann. 899 §3 (Abſolution von Reſervaten); 2254 5 3 (Abſolution 
von Zenſuren im dringlichen Falle); 1045 § 3 (Ehehinderniſſe) und können 
ſolche von den Ordinarien erhalten und zwar kraft der ordentlichen 
Vollmacht z. B. Abſolution von den dem Ordinarius reſervierten Zenſuren, 
oder der delegierten, Anmerkung zu den Vollmachten der Pöni⸗ 
tenziarie (N. Hilling: Supplementum pag. 53). 


II. Die äußere Miſſion iſt nach den. Can. 1350 


eine doppelte: eine Miſſionstätigkeit in den Gebieten der 
katholiſchen Hierarchie und eine ſolche in den 
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eigentlichen Miſſionsgebieten im Sinne des Can. 
252 $ 3, wornach auch Gebiete mit Hierarchie, wenn ſie noch 
im Entwicklungszuſtand („inchoatum aliquid praeseferunt“) 
ſich befinden, der Propagandakongregation unterworfen ſind. 

1) Handelt es ſich um Akatholiken, getaufte oder 
ungetaufte, die in den Diözeſen und Pfarreien der geordneten 
Hierarchie ſich aufhalten, „ſo ſollen die Ortsordinarien dieſer 
Diözeſen und die Pfarrer dieſer Pfarreien ſich die Akatholiken 
im Herrn empfohlen ſein laſſen“ Can. 1350 8 1. 


Ein verdienſtvolles Gebiet der Seelſorge wird hiemit den Ober— 
hirten und Hirten des Bistums ans Herz gelegt. Die getauften 
Akatholiken unterſtehen ja der Kirche nicht nur hinſichtlich des Lehramtes, 
ſondern auch des Prieſter- und Hirtenamtes, freilich muß jede communi- 
catio in sacris ferne bleiben Can. 731 $ 2; auch kommen Vergehen oder 
Übertretungen der Kirchengeſetze nicht in Frage wegen des guten Glau- 
bens Can. 2195. Die ungetauften Alkatholiken ſtehen uns ferner, 
aber auch für fie gilt das apoſtoliſche Wort: Allen „bin ich Schuldner“ 
Röm 1, 14. — Was für den katholiſchen Gatten bei Miſchehen gilt, das 
trifft für alle Seelſorger entſprechend zu: Der Seelſorger (Biſchof und 
Pfarrer) iſt verpflichtet, „die Bekehrung desakatholiſchen Teils in Klugheit 
zu beſorgen“ Can. 1062; er kann ihnen das „Wort Gottes“ ohne 
Einſchränkung zuwenden Cann. 1322 § 2; 2259 $ 1; ebenſo die Ex or⸗ 
zismen der heiligen Kirche Can. 1152; die Segnungen freilich 
unter gewiſſen Einſchränkungen Can. 1149, ebenſo die Frucht des heiligen 
Opfers Cann. 809; 1241; 2262 § 2 n. 2. Nicht nur das eigene Gebet 
und gute Beiſpiel, ſondern auch das der Gläubigen wird die beſte Be— 
einfluſſung ſein. 

2) „In den übrigen Gebieten iſt die geſamte Miſſionsſorge 
bei den Akatholiken einzig dem Apoſtoliſchen Stuhle vor⸗ 
behalten“ Can. 1350 $ 2; vgl. Can. 220 (causa maior). 


Wenn auch erſt ſeit Begründung der Propagandakongregation 1622 
(Gregor XV.) das katholiſche Miſſionsweſen mehr vereinheitlicht wurde, 
ſo hat doch der Apoſtoliſche Stuhl auch in früheren Jahrhunderten eine 
hervorragende und einigende Tätigkeit entfaltet; man denke an die 
Sendung des heiligen Auguſtin durch Gregor J. nach England; an den 
heiligen Bonifatius und ſeine ſteten Beziehungen mit Rom; an die heiligen 
Cyrillus und Methodius. In die Fußſtapfen ſeines Vorgängers Be⸗ 
nedikt XV. eintretend, iſt es das Beſtreben des Heiligen Vaters Pius XI. 
„der katholiſchen Miſſionstätigkeit und Geſtaltung erhöhten Eifer einzu⸗ 
flößen durch Zurückdrängung des Nationalismus, durch Miſſionsausſtellung 
im Jubeljahr und durch die Schaffung eines einheimiſchen Klerus mit 
einheimiſchen Biſchöfen an der Spitze; vgl. die oben angeführten Quellen. 
— Die meiſten Miſſionäre werden geſtellt von den Orden und Kongre— 
gationen; dann von den Miſſionshäuſern und Miſſionskollegien. Erſt 
am heiligen Pfingſtfeſt (23. Mai) 1926 vereinigte Papſt Pius XI. das 
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päpſtliche Seminar S. Peter und Paul in Rom (ſeit 1874) und das 
Kolleg für die auswärtigen Miſſionen in Mailand zu einem päpſt⸗ 
lichen Miſſionsinſtitut durch das Motuproprio „Cum Missionalium“ 
(AAS. 18, 297—98). — In Deutſchland wird ſeit 1910 die Mij- 
ſionswiſſenſchaft ausgeſtaltet; zu Würzburg 1921 wurde „der 
katholiſche deutſche Verein für Miſſionsärztliche Fürſorge gegründet“ und 
1922 das „Miſſionsärztliche Inſtitut“ mit Studienheim am Juliusſpital; 
(in Münſter Schmidlin Joſeph; in München Aufhauſer JB.) 
Der vorletzte Sonntag im Oktober darf nach dem weiſen Ermeſſen der 
Ordinarien zum „Miſſionsſonntage“ eingerichtet werden 
SRC. d. 24. Apr. 1926 (AAS. 19, 23). 

Die Proteſtanten entfalten erſt ſeit der franzöſiſchen Re⸗ 
volution und namentlich ſeit 1870 eine rege Miſſionstätigkeit, während 
das 17. und 18. Jahrh. nur ſchwache Einzelverſuche aufweiſen (Puritaner, 
Pietiſten, Herrnhuter). Am Anfange des 20. Jahrh. zählte man „6800 
Miſſionäre; 3250 (unverheiratete) Miſſionärinnen; 510 Arzte und 220 

rztinnen; die Einnahmen bezifferten ſich auf 68 Millionen Mark im 
Jahre“; dieſe Opferwilligkeit wird von Papſt Pius XI. in ſeiner Enz. 
„Rerum Eeclesiae“ v. 28. Febr. 1926 anerkannt und den Katholiken 
als nachahmenswertes Beiſpiel vorgehalten: „Die Chriſtgläubigen werden 
es nicht dulden, daß ſie von den Akatholiken, die den Verbreitern ihrer 
Irrtümer ſo hilfreich zur Seite ſtehen, an Freigebigkeit übertroffen und in 
den Schatten geſtellt werden“ (AAS. 18, 78). Dazu kommen noch die 
Rührigkeit und der Eifer, mit welchen namentlich die neueren Sekten 
auch an die Katholiken herantreten (Adventiſten; „Ernſte Bibelforſcher“; 
Methodiſten; Heilsarmee uſw.); bei den Huſſiten wirken religiöſe 
und politiſche Gründe zuſammen, z. B. bei Verherrlichung des Hus 
und der Huſſitiſchen Bewegung durch Bilder in allen Schulen. — Die 
morgenländiſchen Schismatiker ſind zuſtarr und neueſtens 
auch zu zerklüftet; aber auch ihre Grundſätze erſticken in ihnen den Eifer 
für die Ausbreitung ihrer Religion; vgl. Schwarzloſe Karl: KR. 
deutſch⸗evang. und orthodox⸗morgenländiſches (1924) S. 292; Zank o w 
St.: „Die Verwaltung der bulgariſchen orthodoxen Kirche“ (1920) 
S. 38 f.; nur die Ruſſen entfalteten vor dem Kriege 1914—18 mit 
gewaltigen Mitteln eine eifrige Propaganda, beſonders in Paläſtina, 
Oſtaſien und Amerika, freilich war, die ruſſiſche Kirche hierin mehr willen⸗ 
loſes Werkzeug und gehorſame Dienerin des machtgierigen Ruſſenſtaates“, 
Lübeck: Die chriſtliche Kirche des Orient S. 191. 


III. Freiheit der Glaubens an nahme. 
„Zur Annahme des katholiſchen Glaubens darf niemand 
gegen ſeinen Willen gezwungen werden“ Can. 1351. 


a) „Zur Annahme des katholiſchen Glaubens darf niemand 
gezwungen werden“; anders iſt es mit der Beibehaltung des 
katholiſchen Glaubens, Vaticanum sess. 3 De fide III n. 6; darum hat 
die Kirche Strafen über die Apoſtaten, Häretiker und Schismatiker ver⸗ 
hängt Cann. 2314 ff.; Innozenz III. in c. 3 De bapt. (III 42). — b) Der 
Zwang iſt ausgeſchloſſen zur Annahme des katholiſchen Glaubens, 
fo daß alſo weder ein Ungetaufter noch ein getaufter Hä⸗ 
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retifer bzw. Schismatiker mit Liſt oder Gewalt zur katho— 
liſchen Kirche gebracht werden darf. — e) „Nemo invitus cogatur = Nie- 
mand darf gegen ſeinen Willen gezwungen werden“; damit 
iſt vorausgeſetzt, daß der Betreffende bereits ſeinen Willen hat. Iſt 
alſo jemand noch „infans“, d. h. ohne Vernunftgebrauch und darum 
ohne Willensbetätigung (Can. 88 $ 3), jo treten für ihn ein die Eltern 
und deren Vertreter Can. 89; er kann auch ohne eigenen Willen getauft 
werden Can. 745 § 2 n. 1, erlaubterweiſe gemäß Cann. 750—51; 754. In 
allen anderen Fällen gilt die Freiheit, auch wenn das vierzehnte Lebens⸗ 
jahr (Can. 1648) noch nicht vollendet iſt. — d) Der Zwang kann ſein 
eine Beeinfluſſung des Körpers (coactio physica) oder der Seele (coactio 
moralis) durch Uberliſtung oder Einflößung von ſchwerer 
Furcht. Handelt es ſich aber um eine gerechte Beeinfluſſung, ſei es 
durch Mahnungen oder Zureden, ſei es durch Entziehung von Wohltaten, 
die ganz auf freiem Willen beruhen, ſo iſt das nicht Zwang im Sinn des 
Can. 1351. Auch die Staatsgewalt übt dieſe Beeinfluſſung aus, z. B. 
durch die Schulpflicht, die Verſicherungsgeſetze uſw. Mit Recht jagt 
darum Innozenz III. in 3 X (III 42) $ „Item quaeritur“: „Inter 
in vitum et invitum; coactum et coactum alii non absurde distinguunt.“ 
— e) Der Zwang könnte ausgehen von der Kirche, von der Staatsgewalt 
oder von Privaten. Von jeher hat die Kirche den Zwang zur An⸗ 
nahme des Glaubens verurteilt; c. 33 C. 23 g. 5 (Aug.); c. 1 D. 45 (Gregorl.) 
— Der Staat hat das Recht, Religionsgeſellſchaften, welche ſein 
Daſein gefährden, von ſeinem Gebiete fern zu halten, aber der Satz 
„Cuius regio, illius et religio“ iſt gegen die Freiheit. — Der Zwang 
Privater kann und ſoll von den beiden Gewalten in die richtigen 
Schranken gewieſen werden. 


§ 18. Don den Seminarien. 


Quellen: Cann. 1352—71; 100 $ 3; 1649; 1653 §§ 3 
und 5 (rechtliche Stellung und Vertretung); 126 (Ort für 
Exerzitien); 256 (S. C. de Sem.); 305 (Eingeborenenklerus); 
358 § 1 n. 3 (Diözeſanſynode); 400 § 3 (Can. Theol. in Sem.); 
421 § 1 n. 1 (Kanoniker, Dozenten im S.); 479; 480 $ 3 
(Kirchenvorſtand); 544 $ 3; 587; 642 § 1 n. 2 und § 2 (Re⸗ 
ligioſen); 972 (Aufenthalt in S.); 993 n. 3; 1001 $ 3; 1009 82 
(Weihen); 1109 § 2 (Trauungen in der Seminarkirche); 
1188 $ 2 n. 2 (halböffentliche Kapelle); 1304 n. 3 (Weihe⸗ 
gewalt); 1368; 891; 1383 (Beichtväter), 1400 (Bücher); 
1406 n. 7 (Glaubensbekenntnis); 871; 2352 (Zwang zum 
geiſtlichen Stand); FRSem. = Formula servanda in rela- 
tione de statu Seminarii d. 2. Febr. 1924 (AAS. 17, 458 f.). 

J. Die Geiſtlichenbildung. „Die Kirche beſitzt das ihr 
eigene ausſchließliche Recht, diejenigen auszubilden, welche 
ſich den kirchlichen Dienſten zu widmen wünſchen“ Can. 1352. 
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Da die Kirche als ſichtbare Geſellſchaft mit hierarchiſcher 
Verfaſſung geeignete „Biſchöfe, Prieſter und Diener“ (Trid. 
sess, 23 en. 6) benötigt, jo hat ſie das Recht, ſolche zu erwählen 
bzw. ſie durch Unterricht und Erziehung auszubilden nach 
dem Grade der verſchiedenen Dienſtvorrichtungen (ebendort 
en. 2). Dieſes Recht iſt ein ausſchließliches; doch 
kann die Kirche die Wünſche und Hilfsmittel der Staats- 
gewalt zu dieſem Zwecke berückſichtigen und benützen. 
Wie die Kirche ihre Geiſtlichen ausbildet, richtet ſich nach 
dem Ziele, ſowie nach den Umſtänden der Zeit und des Ortes. 


1. Daß die Staatsgewalt zuweilen ſich anmaßte, die Aus⸗ 
bildung der Geiſtlichen zu beeinfluſſen, ja eigenmächtig zu beſtimmen, 
beweiſt die Geſchichte. Kaiſer Joſeph II. (1765— 90) ordnete die „Bildung 
der Volkslehrer und Volksführer“ (wie die Prieſter genannt wurden) 
in den „Generalſeminarien“ in aufkläreriſcher und kleinlicher Weiſe; vgl. 
Seb. Brunner: Joſeph II. (1874) S. 190 f.; zum Schaden der ſtaat⸗ 
lichen Gewalt, beſonders in den Niederlanden (S. 135). Der 
„Joſephinismus“ lebte noch fort im bayeriſchen Religionsedikt § 76 d, 
wo die „organiſchen Beſtimmungen über geiſtliche Bildungs- und Ver⸗ 
pflegsanſtalten“ als gemiſchte Sache erklärt werden; und tauchte wieder 
auf in den preußiſchen „Kulturkampfgeſetzen“ (11. Mai 1873); „das 
dreijährige theologiſche Studium muß an den Univerſitäten durchgemacht 
werden, das Schlußexamen vor ſtaatlichen Beamten; die Knabenſeminare 
werden abgeſchafft“; anders die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 
11. Aug. 1919 Art. 137 Abſ. 3. Der Gedanke des Can. 1352 findet ſich 
bereits im Syllabus Pius’ IX. nn. 45. 46. Bietet der Staat Bil⸗ 
dungsmöglichkeiten für den angehenden Klerus, ſo anerkennt und braucht 
die Kirche dieſelben und ſucht ſich den notwendigen Einfluß auf die Lehrer 
und das Unterrichtsziel zu ſichern; vgl. Bayr. Konkordat v. 1924/25 
Ur 3 

2. Geſchichte. In der älteſten Zeit war das Beiſpiel Chriſti 
und der Apoſtel maßgebend; an den biſchöflichen Kirchen wählte man 
paſſende junge Männer, welche die niederen Weihen ausübend, in Wiſſen⸗ 
ſchaft und Tugend ſich weiter bildeten unter den Augen des Biſchofes 
(„episcopia“); in einer ſolchen Schule wurde Athanaſius gebildet, 
Socrates: Hist. eccl. I. 1 c. 11; eine ſolche Schule hielt Ambroſius 
in einem abgelegenen Teil Mailands an den Ringmauern, ſein „Pres- 
byterium“, Al. Baunard⸗Joh. Bittl: „Ambroſius“ (1873) 
S. 43 ff.; wie Auguſtinus Geiſtliche um ſich ſammelte und heran⸗ 
bildete, erzählt fein Schüler Poſſidius in feiner vita s. Augustini c. 5. 
11. 24 sqg., vgl. c. 5. D. 28; Cc. 1 C. 12 q. 1 (Conc. Toletana II. et IV.). 
— Die Einrichtung des Biſchofs Chrodegang von Metz (760) für 
das Zuſammenleben des Klerus und die Pflanzſchulen zur Heranbildung 
der Geiſtlichen ſuchte Karl der Große möglichſt zu verallgemeinern, 
Capitulare a. 769 c. 1. — Solange das gemeinſame Leben dauerte, war 
es mit dem Nachwuchs der Kleriker wohl beſtellt. An den aufkommenden 
Univerſitäten ſorgten Kollegien und Burſen für den ehrbaren Wandel 


$ 18. Von den Seminarien. 545 


und die aſzetiſche Ausbildung der Prieſtertumskandidaten. Indes übte 
das ſich einſchleichende ausgelaſſene Leben der Univerſitäten nachteiligen 
Einfluß aus auch auf die Theologieſtudierenden; vgl. Georg Schur- 
hammer: „Franz Kaver“ 1925 S. 10 ff. — Darum entſchloſſen ſich 
die Väter des Trienter Konzils (in c. 18 sess. 23 d. r.) zur Einführung 
der Seminarie n, eine Einrichtung, welche Karl Borromäus 
mit Begeiſterung erfaßte und Kardinal Pole für Erneuerung des 
engliſchen Klerus zu verwerten gedachte 1566; Ben. XIV.: Inst. 59. 
Freilich wurden die Seminarien nur ſehr allmählich eingeführt, indes 
haben ſie ſich glänzend bewährt, wie die wiſſenſchaftliche Bildung und 
das prieſterliche Leben des Klerus beweiſt. Eine Beeinträchtigung der 
Univerſitäten können und dürfen die Seminarien nicht bilden; val. 
Cann. 256; 1380. 

Aus der überaus reichen Literatur ſeien hervorgehoben: Ben e— 
dict XIV.: Inst. 59; Sailer J. M.: Neue Beiträge zur Bildung 
der Geiſtlichen? (1819); Theiner Aug.: Geſchichte der geiſtlichen 
Bildungsanſtalten 1835; Walter Ferd.: KR. §8 201—204; Sie ben⸗ 
gartner Markus: Schriften und Einrichtungen zur Bildung der Geiſt— 
lichen 1902; The mi ft or Iren.: Bildung und Erziehung der Geiftlichen? 
1903. Schrörs H.: Gedanken über zeitgemäße Erziehung und Bildung 
der Geiſtlichen? 1910. Hörle G. H.: Frühmittelalterliche Mönchs- und 
Klerikerbildung in Italien 1914. Nelz H. R.: Die theologiſchen Schulen 
der morgenländiſchen Kirchen während der ſieben erſten chriſtlichen 
Jahrhunderte 1916; Winkler Friedr. Das Problem der Internatser⸗ 
ziehung in Vergangenheit und Gegenwart 1925; Zankow Stephan: 
Die Verwaltung der bulgarischen orthodoxen Kirche (1920) § 10. Weitere 
Literatur bei Hilling Nik.: Das Perſonenrecht des CJC. (24) § 14; 
Sägmüller J. B.: KR. 1 8 51 S. 214 ff. Über die Geſchichte der 
Seminarien in einzelnen Gebieten erſchienen lehrreiche Unterſuchungen: 
Über Germanikum (Kard. Steinhuber); Georgianum (Schmid 
Andr.); Augsburg (Specht); Eichſtätt (Suttner, Hollweck); Würzburg 
(Braun); Regensburg (Diözeſanmatrikel) uſw. 


Förderung der Berufskei me zum geiſtlichen 
Stande war ſtets und bleibt ſtets die Aufgabe der Prieſter, 
in erſter Linie der Pfarrer, „deren Bemühen es ſein muß, 
Knaben mit Anzeichen des geiſtlichen Berufes mit beſonderer 
Sorgfalt von der Anſteckung der Welt fern zu halten, zur 
Frömmigkeit zu bilden, mit den Wiſſensanfängen bekannt 
zu machen und den Keim des göttlichen Rufes ſo in ihnen zu 
entfalten“ Can. 1353. Das Lob, welches Leo XIII. in ſeiner 
Enzyklika „Depuis le jour“ d. 8. Sept. 1899 (ME. 11, 354) 
dem franzöſiſchen Klerus hierin ſpenden konnte, gilt auch 
dem deutſchen Prieſterſtand und jenem der ganzen katholiſchen 
Welt. Treffliche Winke für die Weckung einheimiſcher Prieſter⸗ 
berufe gibt das „Directorium Missionis de Seoul“ (Hongkong 
1923) nn. 105, 249 sqq.; vgl. AAS. 18, 73 ff. 


Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 35 
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II. Das Seminar: Begriff und Einteilung. „Jedes 
Bistum ſoll an einem vom Biſchof erwählten Orte ein 
Seminar haben“ Can. 1354 § 1. Dieſer Wunſch der Kirche 
läßt ſich zuweilen nicht durchführen, ſei es aus Mangel an 
Vermögen zur Erbauung, Einrichtung und Unterhalt, ſei 
es aus Mangel an Lehrkräften beſonders in Philoſophie 
und Theologie, ebendort § 3. In der Auswahl des Ortes 
wird die Rückſicht auf die Geſundheit der Lage, die Förde— 
rung des Studiums und die Reinerhaltung der Sitten maß⸗ 
gebend ſein nach dem Beiſpiel des Herrn (Mt 2, 23; Mk 6, 
2—6; Lk 2, 51. 52; Joh 1, 46) und aller Großen im Reiche 
Gottes. 

1. Begriff. Das Seminar tt „eine Anſtalt (colle- 
gium), in welcher die männliche Jugend in beſtimmter Anzahl 
zum geiſtlichen Stande gebildet wird; die Zahl bemißt ſich 
nach dem Vermögen und der Größe der Diözeſe“ Can. 1354 81, 
natürlich auch nach der Zahl der Berufe. Anſtalten zur Er⸗ 
ziehung und Bildung gibt es verſchiedene Cann. 891; 1372 82; 
1383. Der Zweck, der Bildung zum geiſtlichen Stande“ macht 
die Anſtalt zum Seminar, während die wiſſenſchaftliche Aus⸗ 
bildung der Religioſen regelmäßig im „Studienhauſe“ (Cann. 
578—91) geſchieht. 

Das Wort „Seminarium“, urſprünglich „Pflanzſchule“ im eigent- 
lichen Sinne J. 9 8 6 D. 7, 1 und J. 3 D. 25, 1, wurde ſchon frühzeitig im 
Sinne einer geiſtigen Bildungsſtätte gebraucht, aber erſt das Trienter 
Konzil begründete nach dem Vorgang des Kardinals Reginald Pole 
(1556) den Gebrauch des Wortes „Seminarium“ im Sinne der Geiſtlichen⸗ 
bildungsanſtalt; Trid. sess. 23 cp. 18 d. r., aus dem der obige Begriff 
wörtlich entnommen iſt. Erſt vom 17. Jahrh. an redete man von Leh⸗ 
rerſeminarien: 1684 St. Johann B. de la Salle; 1695 
„sem inarium praeceptorum“ in Halle (A. H. Franke); oder von 
Seminarien im Sinne von Konvikten für Studierende; z. B. 
in Bayern. — An den Hochſchulen bezeichnet Seminar die Anſtalt 
zur Ergänzung und praktiſchen Verwertung der Vorleſungen. — Be⸗ 
herrſcht nicht der Zweck „ut ad statum clericalem instituatur“ alle Ein⸗ 
richtungen der Anſtalt, ſo kann man nur im uneigentlichen Sinne von 
„Seminar“ reden. Das Rundſchreiben der SCConsist. v. 16. Juli 1912 
an die Ordinarien Italiens ſpricht ſich gegen die Aufnahme von weltlichen 
Zöglingen entſchieden aus n. 2 (ME. 24, 247) nach dem Vorbilde 
Pius' X. in feiner Enz. Pieni l'animo v. 28. Jul. 1906: „I Seminari... 
rimangano esclusivamente destinati a preparare . . i mi- 
nistri di Cristo, non a eivili carriere“ (ME. 18, 214); doch duldet das 
Plenarkonzil der A L. 1899 n. 613 die Aufnahme einiger weltlicher 
Studenten in die Knabenſeminarien. 
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2. Einteilung. Man teilt die Seminarien em: 


a) hinſichtlich der kirchlichen Gewalt, welche das 2 
gründete oder der es wenigſtens unterſteht: 
. und biſchöfliche Seminarien; 

b) hinſichtlich des Gebietes, für welches Prieſter 
herangebildet werden ſollen; in Diözef anſeminarien 
(seminarium dioecesanum) und Interdiözeſanſeminar 
(S. interdioecesanum), letzteres entweder für ein bee ſt i m m⸗ 
tes Gebiet (s. regionale) oder für die Geſamtkirche 
(S. cen trale); 

c) hinſichtlich des Gegenſtandes und Grades der Ausbildung 
in das große Klerikal- oder Prieſterſeminar 
(s. maius, clericorum) und in das kleine, Knaben— 
ſeminar (s. minus, puerorum), in welchem die klaſ— 
ſiſche Bildung (litterae) vermittelt oder gelernt wird oder 
von welchem aus die Zöglinge klaſſiſche Lehranſtalten be— 
ſuchen, während dort die eigentliche Fachbildung (Phi⸗ 
Zu und Theologie) betrieben wird; 

d) hinſichtlich des Berufes der Zöglinge in reine 
und gemiſchte Seminarien (s. pura, s. mixta), je nachdem 
alle Zöglinge das Prieſterziel anſtreben oder nur eine Anzahl 
3. B. die Hälfte; doch ſind letztere eigentlich Kollegien. 

Zu a). Viele päpſtliche Seminarien gibt es in Rom, z. B. das 
franzöſiſche Seminar; auch das Collegium Germanico-Hungaricum iſt 
ein päpſtliches Seminar. — Gewöhnlich hat jede Diözeſe ein Klerikal⸗ 
ſeminar, nicht ſelten mehrere Knabenſeminarien. — Sämtliche Inter⸗ 
diözeſan ſeminarien haben die Natur eines päpſtlichen Seminars 
Cann. 1354 $ 3; 1357 § 4. — Das „Georgian um“ in München, ge⸗ 
ſtiftet von Herzog Georg dem Reichen am 14. Dez. 1494 für Ingolſtadt 
als „Hertzog Georigen Collegium“ konnte urſprünglich dem Zwecke 
nach als Seminar betrachtet werden, wurde jedoch durch Zuſtiftungen 

zu einem Kolleg, das auch Juriſten und Mediziner in ſich barg, ja 
ſogar proteſtantiſchen Studierenden gemäß Zuſtiftung Hilfe leiſtete; 
durch churfürſtliche Entſchließung v. 31. Aug. 1785 wurde das Georgianum 
zu einer Art „Generalſeminar“ oder Interdiözeſanſeminar, das es bis 
jetzt blieb, freilich mehr dem Zwecke als der Abhängigkeit von denkirchlichen 
Obern nach; vgl. Schmid Andr.: „Geſchichte des Georgianums“ (1894) 
S. 72, 176, 322. 

Zu b). Schon das Tridentinum (sess. 23. c. 18 d. r.) dachte neben dem 
Diözeſanſeminar auch an Provinzſeminarien., In der er 
bekamen die „Generalſeminarien“ einen „joſephiniſchen“ 
Beige ſchmack; doch liegt denſelben (abgeſehen von dem Übergriff der 
Staatsgewalt) ein gewiſſer Kern von Berechtigung zugrunde; ſo war ja 
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das vom heiligen Ignatius zu Rom begründete „Collegium Germanicum“, 
das am 31. Auguſt 1552 die päpſtliche Beſtätigung erhielt, ein General- 
ſeminar, während das „Hieronymus⸗Kolleg“ in Dillingen a. D., deſſen 
Stifter Biſchof Otto Truchſeß von Augsburg 1549 war, und das vom 
heiligen Thomas von Villanova zu Valenza 1550 gegründete „Collegium 
Praesentationis“ Diözeſananſtalten bildeten. Papſt Pius IX. errichtete 
im Einklang mit der ſpaniſchen Regierung am 21. Mai 1852 vier „Zen⸗ 
tralſeminarien“ (Toledo, Salamanca, Valenza, Granada), zu 
welchen 1876 jene von Compoſtella und den Kanariſchen Inſeln kamen 
(Ferreres J. B.: Inst. Can, II. n. 370). Dabei iſt zu beachten, daß 
durch die Seminaria interdioecesana (regionaria, centralia) die Diözeſan⸗ 
ſeminarien entweder erſetzt oder ergänzt werden. Die National- 
kollegien der Ewigen Stadt ergänzen die heimatlichen Seminarien; ebenſo 
das päpſtliche Jeſuitenſeminar in Kandy auf der Inſel Ceylon, 
Streit Carolus: Atlas hierarchieus (1913) pag. 38 u. a. — Um die 
Knabenſeminarien von den Prieſterſeminarien leichter trennen zu können 
und um die Fachbildung der Kleriker (Philoſophie und Theologie) zu 
fördern, verfügte Papſt Pius X. den Zuſammenſchluß der Seminarien 
in Italien, Enz. „Pieni l'animo“ v. 28. Jul. 1906 (ME. 18, 213); fo ent- 
ſtanden dortſelbſt in manchen Gebieten die Regionarſeminarien 
an Stelle der Diözeſanſeminarien. Die Rechte des Biſchofs über ſein 
Seminar gehen bei dieſen Interdiözeſanſeminarien auf das Kolleg der 
beteiligten Biſchöfe über, vgl. „Norme per l’ordinamento educativo e 
disciplinare de’ Seminarii d'Italia“, date dalla S. C EE. et RR. 18. Jan. 
1908 (ME. 20, 30 ff.). 

Zu c). Den Unterſchied zwiſchen dem kleinen und großen Seminar 
beſtimmen die Studien: dort klaſſiſche, hier philoſophiſche und theologiſche 
Studien Can. 1354 $ 2. Indes gibt es Knabenſeminarien, in welchen 
auch noch die Philoſophieſtudierenden weilen, ſo in Belgien (Epitome 
II. 685); im Lateiniſchen Amerika AI. n. 609. In Frank⸗ 
reich gibt es eine Dreiteilung: Das kleine Seminar, das Phi⸗ 
loſophie- und das Theologieſeminar, doch hat der Vorſtand des letzteren 
die Oberaufſicht auch über das Philoſophieſeminar (ME. 21, 306 ff.). — 
Neben den beiden Seminarien gibt es auch noch Prieſterkollegien, 
in welchen Prieſter der Förderung und Vertiefung ihrer Studien meiſt 
an Univerſitäten oder Bibliotheken uſw. obliegen können; in Rom die 
deutſchen Prieſterkollegien Anima und Campo Santo; in Freiburg i. Br. 
das Collegium Sapientiae. 

Zu d). Das Streben nach der Erreichung des Prieſtertums iſt die 
Seele des tridentiniſchen Seminars. Zuweilen wird aus ſehr wichtigen 
Gründen die Aufnahme von Zöglingen weltlicher Berufe geduldet A-L. 
n. 613. Die „gemiſchten Seminarien“ Belgiens (Epitome II n. 685) 
ſind eigentlich Kollegien. 


Wenn ein Diözeſanſeminar entweder ganz fehlt oder 
in der philoſophiſchen oder theologiſchen Fachbildung verſagt, 
ſo ſtehen dem Biſchofe zwei Wege offen: die Benützung des 
zuſtändigen Regionar⸗ oder Interdiözeſeanſeminars, natürlich 
auch des Zentralſeminars, (Nationalkollegs) in Rom, oder 
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die Sendung jeiner Kandidaten in ein fremdes Seminar 
Can. 1354 $ 3. Dieſes letztere iſt geſtattet, wenn weder ein 
eigenes Diözeſanſeminar noch ein eigenes Regionarſeminar 
beſteht (hier tritt auch die Pflicht ein) oder wenn bei Errichtung 
des Interdiözeſanſeminars den Biſchöfen eine Pflicht zum 
Beſchicken desſelben nicht obliegt, Epitome II 688. 

III. Das Seminarvermögen, Cann. 100; 1355—59; 
153134; 2347. Begriff; Quellen; Verwaltung find die 
drei Geſichtspunkte der Behandlung. 


A. Begriff. Das Seminarvermögen beſteht in jenen 
Gütern (Gebäuden, liegenden Gründen, Wertſachen, barem 
Geld) und Rechten (Holz-, Berg-, Fiſchereirechte; Zahlungs 
5 1 an Kirche, Staat, Gemeinde, Private), welche der 
Gründung und Erhaltung, Verbeſſerung der Seminarien, 
ſowie dem Unterhalte der Zöglinge dienen Can. 1355. Das 
Seminar iſt kirchenrechtlich eine moraliſche Perſon Cann. 100; 
1355, gleicht darum den Minderjährigen Cann. 100 $ 3; 
1649 und zwar können die Seminarien einer Diözeje 
eine moraliſche Perſon ſein oder nach der Zahl der Se— 
minarien mehrere (ein Prieſterſeminar, ein oder mehrere 
Knabenſeminare). 

Auch in manchen Staaten wurde und wird die juriſtiſche „Perſon“ 
der Seminarien, namentlich der Prieſterſeminarien ausdrücklich anerkannt; 
ſo in Bayern Verf. v. 14. Aug. 1919 § 18 II; Meurer Chriſtian: 
Bayr. Kirchenvermögensrecht III (1919) $17 S. 132; — join Preußen 
Archiv f. kath. KR. 67,272. — Sehr wichtig iſt Art. 138 Abſ. II. der deut⸗ 
ſchen Reichsberfaſſung: „Das Eigentum und andere Rechte der Religions- 
geſellſchaften und religiöſen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts⸗ 
und Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und ſonſtigen 
Vermögen werden gewährleiſtet“. Zu den für Unterrichtszwecke beſtimm⸗ 
ten Anſtalten zählen insbeſondere die katholiſchen Prieſterſeminare und 
Konvikte; dieſe genießen alſo nicht nur den Schutz des Art. 153 (Enteignung 
nur gegen angemeſſene Entſchädigung), ſondern auch jenen des Art. 138 
(Schutz gegen One Einziehung = —Säkulariſation), Gie ſe: 
Verf. d. D. R.“ 67 f. — Das polniſche Konkordat vom 10. Febr. 
/ 2. Jun. 1925 1 9 die kirchlichen Seminarien als juriſtiſche Per⸗ 
ſonen und deren Eigentum in Gründen bis zu 180 Hektar; ſonſt in 
Geldleiſtungen Art. 15, 16, 24. 


B. Quellen. Das Seminar ſoll zunächſt ſo ausgeſtattet 
ſein, daß es ſich ſelbſt erhalten und ſeinen Zwecken genügen 
kann (durch dos, aedificatio, fundus). Zu dem Vermögen 
des Seminars gehören, wie wir oben ſahen, u. a. die Zahlungs⸗ 
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anſprüche an den Staat; dieſe Anſprüche werden von 
manchen Staaten ausdrücklich anerkannt. 

„Der Bayeriſche Staat wird an die beſtehenden, nach den 
Beſtimmungen der CIC. eingerichteten Knaben⸗ und Prieſterſeminare 
angemeſſene Zuſchüſſe leiſten“; jo auch die Konkordate mit Polen 
Art. 24 Z. 3 (Ausſtattung mit 180 Hektar Güter), Z. 5 (Auskauf der 
Güter, die 180 Hektar überſteigen) Art. 15 (Steuerfreiheit); mit S pa- 
nien 1851 Art. 35 (von den dort verſprochenen 90—100 000 Peſetas 
wird in Wahrheit nur gar wenig bezahlt, Löpez Pelà e 2, Erzbiſchof 
von Tarragona: El derecho espanol en sus relaciones con la Iglesia, ed. 
3. pag. 457); mit Coſtarica Art. 5 Guatemala Art. 5, Haiti 
Art. 14; Honduras Art. 5; Nicaragua Art. 5; San Sal 
vator Art. 55 Venezuela Art. 6; vgl. Ferreres J. B.: In- 
stitutiones Can. II. n. 327; Theol. mor. vol. I. App. 6. 

Wenn die eigenen Einkünfte („proprii reditus“) 
des Seminars für deſſen Bedarf nicht reichen, ſo räumt der 
Kodex dem Biſchofe drei Vermögensquellen ein: die der 
Sammlungen, der Taxe und der Vereini⸗ 
gung einfacher Pfründen mit dem Seminar. 

1) Sammlungen. „Der Biſchof kann die Pfarrer 
und die anderen Kirchenvorſtände, auch der exemten Kirchen, 
beauftragen, daß ſie zu beſtimmten Zeiten in der Kirche zu die⸗ 
ſem Zwecke Almoſen erbitten“ Can. 1355 n. 1. Die Ver⸗ 
pflichtung trifft alle Vorſtände der Kirchen und öffentlichen 
Kapellen (Can. 1191 $ 1), auch der exemten, alſo der Doms, 
Kollegiat⸗ und Kloſterkirchen. Eine Sammlung von Haus 
zu Haus kann nicht auferlegt werden. Staatliche Be⸗ 
willigung iſt nicht mehr notwendig, Reichsverf. Art. 137, 
Abſ. 3 und 6, höchſtens könnte die unentgeltliche Beförderung 
der geſammelten Gelder durch die ſtaatliche Poſt eine Be- 
willigung oder Anzeige notwendig machen. 

3) Das Seminariſtikum oder „die vom Biſchofe 
in ſeiner Diözeſe vorgeſchriebene Steuer oder Taxe“ zu⸗ 
gunſten des Seminars Can. 1355 n. 2; Trid. sess. 23 c. 18 d. r. 

a) Schutz der Seminarabgabe. Gegen die 
Auflage des Seminariſtikums können nicht geltend gemacht 
werden „jegliche Berufung, jede gegenteilige Gewohn— 
heit, die verworfen wird, jedes gegenteilige Vorrecht 
oder Privileg, das abgeſchafft wird“ Can. 1356 $ 1. 
Da jede Berufung beſeitigt iſt, ſo kann der Rechts⸗ 
weg weder im aufſchiebenden noch im übertragenden 
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Verfahren (neque in suspensivo neque in devolutivo) 
beſchritten werden Can. 1880 n. 2, auch der gerichtliche 
Rekurs iſt ausgeſchloſſen, da ja die Seminartaxe nicht durch 
Richterſpruch, ſondern durch Dekret aufgelegt wird Cann. 
1601 1356 8 1. Natürlich bleibt der Rekurs an den Apoſtoliſchen 
Stuhl offen Can. 1569. — Eine gegenteilige Gewohn— 
heit, auch eine unvordenkliche, iſt beſeitigt und kann nicht 
mehr erſtehen Can. 5; erſteres gilt auch für ein etwaiges 
Privileg Can. 4. 


b) Verpflichtete Perſonen. Nicht natürliche, 
ſondern nur moraliſche Perſonen unterliegen der 
Pflicht, das Seminariſtikum zu leiſten, nämlich „das biſchöf— 
liche Tafelgut, alle Pfründen, auch Regular- und Patronats⸗ 
pfründen; — Pfarreien und Miſſionspfarreien, wenn ſie 
auch in ihren Einkünften nur auf die Gaben der Gläubigen 
angewieſen ſind; das durch die kirchliche Gewalt errichtete 
Hoſpiz („domus hospitalis“); die kanoniſch errichteten Sodali- 
täten und die Kirchenfabriken, ſoweit ſie eigene Einkünfte 
haben; jede Religioſenniederlaſſung, wenn auch exemt, außer 
ſie lebt nur vom Almoſen oder es befindet ſich augenblicklich 
in ihr ein Kolleg von Schülern oder Lehrern zur Förderung 
des Gemeinwohls der Kirche“ Can. 1356 $ 1. 


a) Für das Seminar ſteuerpflichtig ſind zunächſt ſämtliche Pfrün⸗ 
den (beneficia), wie ſie Can. 141 aufzählt, nicht ausgeſchloſſen die bi⸗ 
ſchöfliche Pfründe (mensa episcopalis); dagegen fallen nicht unter 
den Begriff „Pfründe“ die in Can. 1412 aufgezählten Stellen, alſo die 
Pfarrvikarien ohne ſtändige Errichtung; die Laikalkaplaneien; die 
Koadjutorien mit oder ohne Recht der Nachfolge; die perſönlichen Zah- 
lungsanſprüche; die zeitlichen Kommenden. 


b) Pfarreien und Miſſionspfa ıreien (Can. 216) 
mit Stiftungs- oder anderen Einkommen, wenigſtens aus den Abgaben 
der Gläubigen (Can. 1182 $ 2) ſind verpflichtet, falls fie als ſolche ein 
entſprechendes Vermögen beſitzen. Von den Bistümern, Abteien und 
Prälaturen mit Eigengebiet uſw. ift hier keine Rede. In unſeren Gegenden 
iſt regelmäßiger Träger des Vermögens die Kirchenſtiftung. 
Hauptſächlich in Bayern hat ſich ſtaatsrechtlich eine Art Mittelding 
zwiſchen Pfarrei» und Kirchenvermögen entwickelt: das Vermögen der 
Kirchengemeinde, vgl. Bayr. Kirchengemeindeordnung vom 
24. Sept. 1912, in Kraft getreten am 1. Jan. 1913, teilweiſe geändert 
durch das „Religionsgeſellſchaftliche Steuergeſetz vom 1. Aug. 1923“ 
mit der dazugehörigen „Satzung“ v. 4. Nov. 1924; Meurer Chriſtian: 
Bayr. Kirchenvermögensrecht III (1919) § 19 S. 141; 8 18 S. 136 ff. — 
Auch das Kirchenvermögen, im Kodex „Kirchenfabrik, fabrica 
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eeclesiae“ genannt Can. 1356 $ 1; 1183—84, unterliegt dem Semi⸗ 
nariſtikum, falls Einkünfte vorhanden ſind. In den deutſchen Gebieten 
dürfte eher Kirchen- als Pfarreivermögen vorhanden fein. 

c) Die beiden lateiniſchen Ausdrücke im Can. 1356 $ 1 „do mus 
hospitalis“ und „sodalitates“ laſſen ſich genau mit einem 
deutſchen Worte nicht wiedergeben. D. h. bedeutet zunächſt ein „Haus 
zur Aufnahme von Gäſten“, doch drückt es hier jedes Haus, das den 
Werken der Nächſtenliebe dient, aus, alſo ein Haus für Kranke, Sieche, 
Greiſe, Pilger, Arme uſw., ſodaß der Index des Geſetzbuches es mit 
„einer kirchlichen Anſtalt“ gleichbedeutend ſein läßt; vgl. „Instituta ecel.“ 
— Der Kodex gebraucht den Ausdruck „sodalitas“ von der kanoniſch er⸗ 
richteten Abteilung eines Drittordens Cann. 702— 706. Daneben ſpricht 
er von sodalitia im engeren Cann. 707 f. und im weiteren Sinne Can. 
697 § 1. Nur die „Sodalitäten“ find dem Wortlaut des Can. 1356 
nach hier gemeint; o. 19. 

d) „Jede Religioſenniederlaſſung“ (Can. 488 n. 5) 
bedeutet jedes Haus der männlichen und weiblichen Orden oder Kon⸗ 
gregationen, jedes Haus mit vollkommenem oder unvollkommenem 
Gepräge (d. kormata, d. non formata). Frei ſind nur folgende zwei 
Klaſſen: 1) die Niederlaſſungen der wahren Bettelorden, nämlich 
Predigerbrüder; Franziskaner in den Zweigen der Minoriten; Kon⸗ 
ventualen; Kapuziner; Auguſtiner⸗Eremiten, Rekollekten und beſchuhte 
Auguſtiner; Karmeliten beſchuhte und unbeſchuhte; Trinitarier; Merze⸗ 
darier; Serviten; Minimi des heiligen Franz von Paul; Hieronymiten; 
Barmherzige Brüder; Nazarener von der Buße; 2) Häuſer mit Schüler- 
oder Lehrerkollegien zum allgemeinen Beſten der 
Kirche. Der Zweck, welcher die Freiheit gewährt, muß auf die Ausbildung 
gerichtet ſein entweder ausſchließlich oder neben anderen Zwecken. Wird 
im Kollegium der Nachwuchs des Ordens i. w. S. unterrichtet oder erzogen, 
jo dient das ſicher dem allgemeinen Wohle der Kirche 80 Concil. dd. 
30. Mart. et 9. Sept. 1594; dieſes wird aber auch angeſtrebt, wenn die 
Ausbildung überhaupt im katholiſchen Geiſte erfolgt. Ausbildung zu rein 
materiellen Zwecken, z. B. Acker⸗, Berg-, Maſchinenbau uſw., würde 
keine Ausnahme von der Verpflichtung des Can. 1356 bilden; vgl. auch 
Epitome II. 690. 


c) Berechnung. Maßgebend für die Höhe der ©e- 
minarabgabe iſt das Bedürfnis des Seminars, doch 
dürfen Fünf vom Hundert (5%) des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens niemals überſchritten werden. Sobald die Ver⸗ 
mögenslage des Seminars ſich beſſert, muß der Prozentſatz 
herabgeſetzt werden bzw. aufhören. Dieſer iſt als Maßſtab 
für alle Pflichtigen gleich, z. B. 2°/, oder 3% Can. 1356 8 2. 

Der Seminartaxe unterliegt das jährliche Reinein⸗ 
kommen der oben genannten moraliſchen Perſonen, alſo 
das Einkommen mit Abzug der Laſten und notwendigen Aus⸗ 
gaben. Bei den Chorbenefizien kommen nicht in 
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Berechnung die „täglichen Anmwejenheitsgel- 
der“ („distributiones quotidianae“ Cann. 395; 418; 480), 
außer die Einkünfte der Dignitäre, Kanoniker und Bene⸗ 
fiziaten (Chorvikare, Präbendaten) beſtehen nur in ſolchen 
Verteilungsgeldernz in dieſem Falle ſind nur 
/ der „distributiones“ ſteuerpflichtig für das Seminar. 
Auch die Pfarreieinkünfte aus den Gaben („oblationes“) 
der Gläubigen (vgl. Can. 1182 §§ 2; 3) ſind frei, außer alle 
Pfarreieinkünfte beſtehen aus dieſen „Gaben, oblationes“; 
dann find / pflichtig, / frei Can. 1356 $ 3. 


Über die Natur dieſer „Oblationes fidelium“, welche in Gebieten 
mit Trennung von Kirche und Staat praktiſch ſind (Amerika, England, 
Frankreich uſw.), gibt guten Aufſchluß AL. n. 829—30. Eine Schwierig- 
keit ergibt ſich aus Can. 1356 $ 1 und 3. Wenn die Pfarreieinkünfte nur 
aus den „Gaben“ beſtehen, ſo iſt nur ein Drittel frei; falls dagegen noch 
andere Einkünfte vorhanden ſind; wenn auch noch ſo wenige, ſo ſind 
ſämtliche „Gaben“ frei. Das bedeutet eine gewiſſe Härte. Von 
drei Pfarreien, welche je 3000 Mark Reineinkommen haben, muß 
die eine mit Stiftungsvermögen ohne „Gaben“ 150 Mark, die 
zweite mit 1000 Mark Reineinkommen aus Stiftungsvermögen und 
2000 Mark aus „Gaben“ 50 Mark, die dritte mit nur „Gaben“-Einkommen 
100 Mark Seminartaxe zahlen. 

Den „Gaben der Gläubigen“ ſind zuzurechnen auch die Erträgniſſe 
aus den Kirchenſteuern, wie ſie in den Verfaſſungen des deutſchen Reichs 
Art. 137 VI und der meiſten deutſchen Länder (Preußen, Bayern, Sachſen, 
Thüringen uſw.) nach proteſtantiſchem Muſter ermöglicht find (Sch war z⸗ 
loſe Karl: „Grundzüge des deutſch-evang. KR.“ 1924 S. 227—229) 
und im Bayer. Konkordat 1924/25 anerkannt find Art. 10 8 5. 
Denn wenn die Kirchenſteuern auch zumeiſt der Freiwilligkeit entbehren, 
ſo ſind und bleiben ſie doch „Leiſtungen der Gläubigen“ ohne Entgelt, 
während das bei den Stolgebühren nicht zutrifft; ebenſo nicht 
bei den Meßſtipendien oder bei ſonſtigen Leiſtungen, denen 
Gegenleiſtungen entſprechen, z. B. bei Zahlungen für Kirchen⸗ 
ſtühle („pew rent“, Epitome II 690 n. J.). — Beſtehen darum die Kirchen⸗ 
einkünfte nur aus Kirchenſteuern, ſo iſt ein Drittel des Reinein⸗ 
kommens frei von der Seminartaxe. 

In vielen Diözeſen erhielt der Ordinarius die Vollmacht, daß 
an den abgewürdigten Feſten ſtatt der „Pfarrmeſſe“ (missa pro populo) 
eine Meſſe nach Meinung der Geber mit Stipendium dargebracht werde, 
doch ſollte das Stipendium, wenigſtens in der Höhe der Diözeſan⸗ 
taxe, an die Seminarkaſſe eingeliefert werden. Als nun am 
25. April 1918 die Kriegsvollmachten der Ordinarien aufgehoben wurden, 
erklärte die SCConsist. am 1. Juli 1918 ausdrücklich, daß obiges Indult 
bleiben ſolle (ME. 30, 235). 


3) Die Zuteilung von einfachen Pfrün⸗ 
den an das Seminar Can. 1355 n. 3. Wenn die 
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bisher ausgeführten Einnahmenquellen verſagen (ei- 
genes Vermögen, Sammlungen, Seminartaxe), ſo kann der 
Biſchof eine neue Quelle erſchließen, er kann „einfache Bene⸗ 
fizien dem Seminare zuteilen“. „Einfache Benefizien 
ſind nach Can. 1411 nn. 3 und 5 ſolche, denen die Reſidenz⸗ 
pflicht nicht anhaftet; es werden meiſt Pfründen ohne 
Seelſorge ſein; doch zählen die Kanonikate uſw. der Dom⸗ 
und Kollegiatkirchen, obwohl in der Regel „b. non curata“, 
nicht zu den „b. simplicia“. Die Zuteilung („applicatio 
et incorporatio“) an das Seminar erfolgt in der Weiſe, daß 
die Einkünfte dem Seminare zufließen, welches aber für 
die Erfüllung der Pflichten (Darbringung der Meſſen, Beten 
des Breviers uſw.) in entſprechender Weiſe zu ſorgen hat, 
Dekret der SCSem-Un. d. 2. Febr. 1904 n. 6 (AAS. 17, 549). 
Die Vereinigung einiger einfacher Benefizien mit dem 
Seminar kann der Biſchof vollziehen auch ohne Anhörung 
des Domkapitels, aber nach Anhörung der beiden Bevoll⸗ 
mächtigten der Verwaltungsabteilung Can. 1359; vgl. Trid. 
sess. 25 C. 18 d. r.; Santi Leitner: Praelectiones? III 5 n. 96. 
IV. Biſchof und Seminar. Was der Völkerapoſtel Paulus 
ſeinem Schüler Timotheus wiederholt ans Herz legte 1 Tim 
3,10; 4, 14; beſ. 5, 22 „Die Händeauflegung erteile niemanden 
vorſchnell und mache dich nicht fremder Sünden teilhaft“; 
was die heiligen Biſchöfe und Kirchenlehrer Ambroſius und 
Auguſtinus als ihre Hauptaufgabe betrachteten, das ſpricht 
der Kodex in Can. 1357 ausführlich aus: „§ 1. Sache des 
Biſchofs iſt es, alles im einzelnen zu verordnen, was zur 
rechten Verwaltung, Leitung und Förderung des Diözeſan⸗ 
ſeminars notwendig und nützlich iſt, und um die treue Beob- 
achtung ſich zu kümmern; unbeſchadet der Vorſchriften, die der 
Heilige Stuhl für beſondere Fälle erläßt. — § 2. Hauptſächlich 
ſoll der Biſchof ſich bemühen, oft das Seminar in eigener 
Perſon zu viſitieren, die Ausbildung der Zöglinge, ſowohl 
die klaſſiſche und wiſſenſchaftliche als die kirchliche, emſig zu 
überwachen, und über der Zöglinge Anlage, Frömmigkeit, 
Beruf und Fortſchritt eine genaue Kenntnis ſich zu erwerben, 
am beiten bei Gelegenheit der Weiheerteilungen. — $ 1 
Jedes Seminar ſoll ſeine vom Biſchof beſtätigten Geſetze 
(Statuten) haben, in welchen ſowohl die Zöglinge, die als 
Hoffnungsſchar der Kirche im Seminare ausgebildet werden, 
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als auch die ſolcher Ausbildung ſich widmenden Lehrer und 
Erzieher, Belehrung finden, was ſie zu tun, was zu beob- 
achten haben. — § 4. Des Interdiözeſan⸗ oder Regionar⸗ 
ſeminars geſamte Leitung und Verwaltung betätigt ſich nach 
den vom Heiligen Stuhle beſtimmten Normen.“ 


Abgeſehen von den Interdiözeſanſeminarien, welche durch die Vor 
ſchriften des Apoſtoliſchen Stuhles geregelt ſind, hat der Biſchof dem 
Seminar gegenüber jene Rechte und Pflichten im beſonderen, welche 
ihm gegenüber ſeinem Bistum im allgemeinen zuſtehen: der Geſetzgebung; 
Verwaltung; Überwachung; Rechtsſprechung; Ahndung; Cann. 335—36; 
340—46; 1357—71. 

a) Die Geſetzgebung in Seminarſachen betätigt der Biſchof 
nach Anhörung der beiden Bevollmächtigten der Difziplinabteilung 
(Can. 1359) durch Beſtätigung der Seminarſtatuten, ſei es für die Zöglinge, 
ſei es für die Vorſtände und Lehrer, deren Anderung, Aufhebung und 
etwaige Dispenſe Cann. 1357 § 1 und 3; FRSem. n. 22. — b) Die Haupt⸗ 
aufgabe oder wenigſtens die ſtändige Inanſpruchnahme bildet die Übe r— 
wachung des ganzen Seminarbetriebes („curare, visitare, vigilare“ 
Can. 1357); hier muß ſich ſein Name Erioxonos beſonders bewahr— 
beiten. — c) Die Rechtſprechung und Ahndung kann zu- 
weilen in ſtreng rechtlichem Sinne notwendig ſein, z. B. bei Zurückführung 
eines Klerikers, beſonders eines Majoriſten, in den Laienſtand Cann. 
211—14; bei Gültigkeit der Weihen Can. 1576 § 1 n. 1 (3 Richter) oder 
bei Abſetzung, Degradierung uſw., ebendort $ 1 m. 2 (5 Richter); vgl. 
Cann. 1993—98; meiſt iſt jedoch die Rechtſprechung im weiteren Sinne 
aufzufaſſen, inſoferne jede Maßregel auf der Grundlage der Gerechtigkeit 
ruhen muß; hierher gehört u. a. die Entlaſſung der Zöglinge Can. 
1371 (näheres unten); das Verbot des Aufſtiegs zu den Weihen 
Cann. 970; 2186 ff.; die Erklärung des Vorhandenſeins einer Irregeu— 
larität oder eines anderen Weihehinderniſſes Cann. 
984—987; der Verhängung oder Erklärung einer Zen 
fur Cann. 2265 § 1 n. 3; 2275 n. 3 (bei Exkommunikation wird jedoch 
ein Kolleg von drei Richtern erfordert Can. 1576 n. 1). — Wie der 
Biſchof bei der Verwaltung des Seminars beteiligt iſt, wird ein⸗ 
gehend gezeigt werden. 

V. Vorſtände, Lehrer und Angeſtellte des Seminars. „Es 
iſt Sorge zu tragen, daß in jedem Seminare vorhanden ſeien 
ein Vorſtand für das Seminarleben, Lehrer für den Unterricht, 
ein Vermögensverwalter, verſchieden vom Vorſtande, we— 
nigſtens zwei ordentliche Beichtväter und ein Spiritual“ Can. 
1358; vgl. Cann. 1360-69; FRSem. Art. III. Aus dieſen 
angeführten Rechtsquellen ergeben ſich die einzelnen Amter. 

1) „Rector“ (Vorſtand, Regens, Direktor) 
ſei einer, „dem alle übrigen in der Ausübung ihrer Amter 
zu folgen haben, auch der Vermögensverwalter 
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ſteht unter ſeiner Aufſicht“. Entſprechend den übrigen Vor⸗ 
ſtänden und Lehrern „werde als Rektor gewählt ein Prieſter, 
der ausgezeichnet nicht nur durch Wiſſenſchaft, ſondern auch 
durch Tugenden und Klugheit, durch Wort und Beiſpiel den 
Zöglingen zu nützen imſtande iſt“ Can. 1360 § 1, nicht zu 
jugendlich FRSem. n. 8, kein in die Welt zurückgekehrter 
Ordensmann (religiosus) mit ewigen Gelübden oder nach 
ſechs Jahren des Ordenslebens auch mit zeitlichen Gelübden 
oder mit dem Eidſchwur der Ausdauer oder mit ſonſtigen 
bindenden Verſprechen Can. 642 § 1 n. 2; § 2. Gewählt wird 
der Seminarvorſtand vom Biſchof nach Anhörung der beiden 
Bevollmächtigten des Diſziplinausſchuſſes Can. 1359 § 4. — 
Der Rektor iſt, abgeſehen von einer beſonderen Verfügung 
des Ordinarius, der geborene Vorſtand der Semi⸗ 
narkirche Cann. 479; 480 § 3; die mindeſtens halböffent⸗ 
liche Kapelle (Can. 1188 § 2 n. 2) iſt es, in welcher Tra u⸗ 
ungen nur im dringlichen Notfalle und nur mit Erlaubnis 
des Ortsordinarius abgehalten werden dürfen Can. 1109 § 2; 
für die Zwecke dieſer Kirche beſitzt er die Segnungsgewalt des 
Can. 1304 n. 3. Wenigſtens bei Beginn ſeiner Amtstätigkeit 
hat der Seminarvorſtand (jo auch die übrigen) das Gla u— 
bensbekenntnis Can. 1406 § 1 n. 7. mit dem „Anti⸗ 
moderniſteneid“ S. Ofk. d. 22. Mart. 1918 (Handbuch 12 S. 29) 
abzulegen. Wenigſtens der Vorſtand des Prieſter⸗ 
ſeminars iſt zur Diözeſanſynode zu berufen 
Can. 358 § 1 n. 3. Wenn der Rektor zwar zunächſt für das 
Seminar aufgeſtellt iſt Can. 1358, ſo wird ihm doch 
die Kanzel der Paſtoraltheologie mit Nutzen übertragen 
Can. 1365 $ 3. 

Bei größeren Seminarien kommen noch Gehilfen des 
Rektors in Frage: a) ein Vicereetor (Subregens, 
Subdirektor „Rectoris delegatus“ Can. 1368), für 
deſſen Rechte und Pflichten obige Ausführungen entſpre⸗ 
chend gelten; b) Präfekten (Aſſiſtenten uſw.) für das 
geſamte Seminar und Abteilungspräfekten („Prae- 
kecti conturberniorum“ Muſeumspräfekten), „letztere aus der 
Zahl der Prieſter oder der Zöglinge genommen, tugendſam 
und brauchbar für ihren Beruf“, FRSem. n. 9. 

2) Für die aſzetiſche Ausbildung der Zöglinge ſieht 
der Kodex vor: a) einen „Director spiritus“ Can. 
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1358, 1 e seu D. Spiritu- 
alis“ FRSem. n. 10 (Spiritualdirektor, Spiritual), mit 
Klugheit, Gelehrsamkeit und Frömmigkeit geſchmückt, im 
Seminare wohnend und durch kein anderes Amt ſeinem Be- 
rufe entzogen“, ibi, deſſen beide Hauptaufgaben ſind: „wö— 
chentlicher Unterricht in geiſtlichen Dingen mit frommer 
Aufmunterung“ Can. 1367 n. 5; Abnahme der Beichten 
FRSem. n. 10 und Fühlungnahme in Form von Unterre⸗ 
dungen; b) „Confessari ordinarii et alii“ 
Cann. 1358; 136061; letztere nennt die FRSem. n. 10 
„extraordinarii“. — Fur jedes Seminar ſind wenigſtens 
zwei ordentliche Beichtväter zu beſtellen und einige außer⸗ 
ordentliche. Ausgeſchloſſen vom Beichtvateramt ſind der 
Rektor und die übrigen Vorſtände für die Diſziplin, wenn 
Zöglinge und Vorſtände im gleichen Hauſe wohnen; doch kann 
die Beicht gewährt werden, wenn Zöglinge aus dringender 
Not in Sonderfällen frei darum bitten Cann. 891; 518; Hand⸗ 
buch IP S. 127. Sämtliche Beichtväter, durch Wiſſenſchaft, 
Tugend und Klugheit ausgezeichnet (Can. 1360 $ 1) „müſſen 
den Zöglingen zur Verfügung hen ohne Beeinfluſſung 
durch den Vorſtand, freilich auch unbeſchadet des geordneten 
Seminarlebens Can. 1361 $ 2. 

Bei der Zulaſſung eines Zöglings zu den Weihen, bei 
ſeiner Entlaſſung aus dem Seminar haben die Beichtväter 
keine Stimme, ja ihr Gutachten darf niemals 
erholt werden Can. 1361 $ 3; in allen übrigen Fällen 
gilt Can. 890, wornach die in der Beicht erworbene Kenntnis 
in keiner Weiſe zur äußeren Leitung gebraucht werden darf. 
Neben den ordentlichen und außerordentlichen Beichtvätern 
können die Zöglinge auch andere mit Jurisdiktion verſehene 
Prieſter zur Beicht aufſuchen, da ja das Recht hier nicht 
einmal die Schranken der Cann. 519; 522 ſetzt. 

3) Für die wiſſenſchaftliche Ausbildung ſorgen 
die „Magistri pro instructione“ Cann. 1358; 
1360; 1366; 1369 $3 und der etwaige „Praefectus Studiorum“ 
FRSem. n. 13. Für die klaſſiſchen Studien, ſoweit ſie 
im kleinen Seminar auch gelehrt werden, betont die FRSem. 
n. 30 die Aneignung der lateiniſchen, griechiſchen und der 
Mutterſprache, ſowie der ſonſtigen Fächer, beſonders die 
lateiniſche Sprache wird empfohlen Can. 1364 n. 2; 
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Schreiben Pius’ XI. an Kardinal Bisleti „Quinam alum- 
norum“ d. 1. Aug. 1922. — Für die Theologie ſollen 
wenigſtens in der Exegeſe, Dogmatik, Moraltheologie und 
Kirchengeſchichte ebenſo viele Lehrſtühle und Profeſſoren vor⸗ 
handen ſein Can. 1366 § 3; das gleiche gilt für Philoſo— 
phie und Rechts wiſſenſchaft Can. 1366 $ 1, 
FRSem. n. 32. Als Profeſſoren der Fachwiſſenſchaften ſollen 
im Urteile des Biſchofes und der Seminarbevollmächtigten 
(ceteris paribus) die Doktoren den Vorzug haben; dies gilt 
entſprechend für die Religioſen Can. 1366 § 1. 

Die ſittlichen Eigenſchaften der Profeſſoren, Dozenten 
und Lehrer gelten entſprechend den beim Rektor dargelegten 
(oben S. 556). Für den Profeſſor der Heiligen Schrift ſtellt 
die FRSem. n. 12 beſondere Anforderungen, änlich die 

richtige Ausbildung in der Exegeſe; außerdem ſoll er hervor— 
ragen an tiefgründiger philoſophiſcher und le 
Kenntnis; (Bibl. d. 26. Febr. 1927 (AAS. 19, 160). 


4) Die Vermögens verwaltung. Außer dem 
eigentlichen Vermögen (dos Seminarii) kommt hier in Betracht 
das Gebäude, welches in ſeiner Einrichtung dem ge- 
ordneten Seminarleben (disciplina) und den geſundheitlichen 
Anforderungen („legibus valetudinis tuendae“) zu dienen 
hat; ſehr zweckmäßig wäre ein eigener Ferienaufenthalt 
(„rusticationis domus“) FRSem. nn. 2; 3. Die Verwaltung 
iſt nicht Sache des Seminarvorſtandes, ſondern 
eines eigenen Verwalters („oe conomus“ Can. 1358, 
Adminiſtrator), der in Abhängigkeit vom Rektor und unter 
Oberaufſicht des Biſchofs und des Verwaltungsrates die 
Geſchäfte führt FRSem. n. 14; er muß nicht gerade Prieſter 
ſein Can. 1360. Für ihn gelten die allgemeinen Vorſchriften 
über Erwerb, Erhaltung, Veräußerung und Belaſtung des 
Kirchengutes Cann. 1495-1551. 


5) Zu den Angeſtellten des Seminars gehören die 
Seminardiener, welche mit Sorgfalt erwählt, in 
Frömmigkeit, Ordnung und 1 erhalten werden 
ſollen. Beſorgen weibliche Rel igioſen Küche, 
Reinhaltung uſw. des Seminars, jo muß ihnen ein voll⸗ 
ſtändig getrennter Abteil angewieſen werden, wo ſie auch 
ihren Ordenspflichten nachkommen können FRSem. n. 20. 


— — 
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6) Die Vorſtände und Lehrer des Seminars können auch 
im Notfalle aus einer religiöſen Kongregation 
genommen werden FRSem. n 16 (von Orden iſt dort keine 
Rede). Bei Kongregationen des Diözeſanrechtes genügt die 
Erlaubnis des Biſchofs (auditis deputatis); ebenſo bei KK. 
des päpſtlichen Rechtes, wenn die Konſtitutionen ſolche Dienſte 
zulaſſen, ſonſt ſcheint die Erlaubnis des Apoſtoliſchen Stuhles 
vonnöten. Über die Leitung der Seminarien durch eigentliche 


Ip} 


Ordensmänner (regulares can. 488 nn. 2; 7) ent- 
ſcheiden die Konſtitutionen; vgl. CBB. n. 104 (fo leiten die 
Benediktiner ſeit 1844 das biſchöfliche Knabenſeminar des 
Bistums Regensburg in Metten). Die Ordensfamilien 
haben natürlich ihre eigenen Studienhäuſer Cann. 587591, 
doch werden hier bereits Profeſſen vorausgeſetzt, indes be— 
mühen ſich ſowohl die Orden als auch die Kongregationen, 
Knaben für ihre Ordensbedürfniſſe heranzubilden, vgl. Con- 
stitutiones C. Ottiliensis O. S. B. (1925) nn. 7376. 


Staatliche Beſtimmungen: a) Geiſtliche, „welche in der 
Leitung und Verwaltung der Diözefanbildungsanftalten in Bayern 
verwendet werden ſollen, müſſen 1) die bayeriſche oder eine andere 
deutſche Staatsangehörigkeit haben; 2) das Reifezeugnis eines voll- 
wertigen humaniſtiſchen Gymnaſiums beſitzen, das auch auf Grund 
privater Studien oder an einer vom Staate anerkannten Privatanſtalt 
erworben werden kann; 3) die von der Kirche vorgeſchriebenen philoſo— 
phiſch⸗theologiſchen Studien an einer deutſchen ſtaatlichen Hochſchule oder 
an einer den Beſtimmungen des Can. 1365 des CIC. entſprechenden 
deutſchen biſchöflichen Hochſchule oder an einer päpſtlichen Hochſchule in 
Rom erfolgreich zurückgelegt haben“, Bayr. Kk. 1924/25 Art. 13 § 1. — 
Das Polniſche Konkordat vom 10. Febr. / 2. Juni 1925 enthält über 
die Eigenſchaften der Seminarvorſtände i. w. S. nur Folgendes: „Die 
katholiſche Kirche wird in allen Diözeſen entſprechend dem kanoniſchen 
Rechte Geiſtlichen⸗Seminare beſitzen, die ſie leiten und in denen ſie Lehrer 
ernennen wird“ Art. 13 n. 2. I. „Wollen die Seminarien als polniſche 
Rechtsperſonen anerkannt werden, ſo müſſen (abgeſehen von dem Ziele) 
die Perſonen, welche ermächtigt ſind, ſie zu vertreten und ihre Güter zu 
verwalten, ſich ſtändig in Polen aufhalten“; ſonſt genießen ſie nur die 
Rechte von Ausländern. Art. 16. 

b) In manchen Ländern beſuchen die Seminariſten die ſtaatlichen 
Gymnaſien und Hochſchulen. Auch die Religionslehrer und Pro— 
feſſoren der Theologie ſind Beamte des Staates, erhalten aber die missio 
canonica vom zuſtändigen Biſchofe. Ihre Rechtslage wird geregelt 
durch die SCC. d. 22. Febr. 1926 (AAS. 19, 22) oder durch Konkordate. 
So in Bayern. „Die Ernennung oder Zulaſſung der Profeſſoren oder 
Dozenten an den theologiſchen Fakultäten der Univerſitäten und an den 
phil.⸗theol. Hochſchulen, ſowie der Religionslehrer an den höheren Lehr— 
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anſtalten wird ſtaatlicherſeits erſt erfolgen, wenn gegen die in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Kandidaten von dem zuſtändigen Diözeſanbiſchofe keine Er⸗ 
innerung erhoben worden iſt (§ 1). — Sollte einer der genannten 
Lehrer von dem Diözeſanbiſchofe wegen ſeiner Lehre oder wegen ſeines 
ſittlichen Verhaltens aus triftigen Gründen beanſtandet werden, 
ſo wird die Staatsregierung unbeſchadet ſeiner ſtaatsdienerlichen Rechte 
alsbald auf eine andere Weiſe für einen entſprechenden Erſatz ſorgen (§ 2)“ 
Art. 3. Im Art. 4 iſt den Bedürfniſſen der Prieſterkandidaten wohlwollend 
Rechnung getragen: „§ 1. Der Unterricht an den theologiſchen Fakultäten 
der Univerſitäten und an den philoſophiſch-theologiſchen Hochſchulen muß 
den Bedürfniſſen des prieſterlichen Berufes nach Maßgabe der 
kirchlichen Vorſchriften Rechnung tragen. — § 2. An den philoſophiſchen 
Fakultäten der beiden Univerſitäten München und Würzburg ſoll wenig⸗ 
ſtens je ein Profeſſor der Philoſophie und Geſchichte an⸗ 
geſtellt werden, gegen den hinſichtlich ſeineskatholiſch- kirchlichen 
Standpunktes keine Erinnerung zu erheben iſt.“ — Ahnliches wie das 
Baheriſche ſieht das Polniſche Konkordat im Art. 13 vor. Die Lehrer 
für die Geiſtlichenſeminare werden von der Kirche ernannt n. 2. Die 
Religionslehrer an den Staatsanſtalten werden ausſchließlich aus der 
Mitte jener gewählt, die von den Ordinarien zum Religionsunterricht 
ermächtigt ſind, und werden von den Kirchenbehörden in bezug auf 
Inhalt des Religionsunterrichtes und der Sittlichkeit beaufſichtigt. „Zieht 
der Ordinarius einem Religionslehrer ſeine Ermächtigung zurück, verliert 
letzterer dadurch das Unterrichtsrecht. — Dieſelben Grundſätze ... werden 
auf Profeſſoren, Dozenten und Aſſiſtenten an den theologiſchen Fakul⸗ 
täten der Staatsuniverſitäten angewandt“ n. 1. 


VI. Die beiden Seminarausſchüſſe (Seminarkommiſſionen 
„coetus deputatorum“) für das Seminarleben („pro 
disciplina“) und für die Seminarvermögens⸗ 
verwaltung („pro administratione bonorum tempora- 
lium“) Can. 1359. 


1. Mitglieder. Jeder Ausſchuß wird gebildet auf 
ſechs Jahre aus zwei Prieſtern, die der Biſchof nach Anhörung 
des Kapitels (Can. 105) erwählt. 


a) Nur für die Seminarien ſind die vorgenannten Ausſchüſſe 
notwendig, nicht für Kollegien, auch wenn fie unter biſchöflicher Ver- 
waltung ſtehen, z. B. das Dr. Pell'ſche Studienſeminar in Paſſau; das 
biſchöfliche Studienſeminar in Würzburg. 

b) Die beiden Ausſchüſſe wurden vom Tridentinum ins Leben ge⸗ 
rufen in der sess. 23 cp. 12 d. r. und zwar in folgender Weiſe: Der Aus⸗ 
ſchuß für das Seminarleben beſtand aus zwei Domkapitularen, vom 
Biſchof erwählt; der Vermögensausſchuß zählte vier Mitglieder, je zwei 
vom Domkapitel und vom Stadtklerus; der Biſchof beſtimmte je ein 
Mitglied vom Kapitel und vom Stadtklerus; der zweite Kanonikus wurde 
vom Kapitel; das zweite Mitglied des Stadtklerus von dieſem gewählt. 
Nach dem Kodex kann jeder Prieſter, ob Domkapitular oder nicht; 
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ob von der Stadt oder vom Lande; ob aus dem Welt- oder Religioſen— 
klerus genommen werden, mit folgenden Ausnahmen: ausgeſchloſſen 
ſind der Generalvikar; die zur „Familie“ des Biſchofs gehörenden Prieſter 
(familiares); vom Seminar der eigentliche Vorſtand; der Vermögens⸗ 
verwalter und die ordentlichen Beichtväter. Der Ausdruck „familiares 
Episcopi“ iſt nach Trid. sess. 23 C. 9 d. r. zu erklären von Prieſtern, welche 
der häuslichen Gewalt des Biſchofs unterſtehen und auf ſeine Koſten 
leben; vgl. Santi-Leitner: Praelectiones“ I 11 n. 32; ſeine Vertrauten 
oder ſeine nächſten Verwandten fallen hier nicht unter den Begriff; 
anders nach Cann. 367 § 3 (Generalvikar) oder 1520 § 2 (Adminiſtrator). 

c) „Das Amt der Ausſchußmitglieder („deputati“) dauert ſechs 
Jahre; ohne gewichtigen Grund ſollen ſie nicht entfernt werden, 
eine Wiederwahl iſt möglich“ § 3. Dieſes Amt kann auch von ſelbſt a uf— 
hören durch Tod; durch Beförderung oder Verſetzung auf ein nach Can. 
1359 $ 2 unvereinbares Amt; durch Eintritt in einen Orden oder eine 
Kongregation; durch Aufenthaltsänderung, namentlich in eine andere 
Diözeſe. — Als wichtige Gründe zur Entfernung eines Be- 
vollmächtigten gelten Krankheit (auch Nachlaſſen der Geiſteskräfte), länger 
dauernde Abweſenheit; Überladenſein mit ſonſtigen Berufsarbeiten; 
bedeutende Vernachläſſigung des Berufes bzw. auch dieſes Amtes. — 
Der gewählte Prieſter kann auch freiwillig ablehnen, z. B. wegen 
hohen Alters, Kränklichkeit uſw.; oder im Laufe der Zeit freiwillig z u— 
rücktreten, freilich nicht ohne Grund Can. 184; Santi Leitner“ 
V. 5. pag. 60. 


2) Die Rechte und Pflichten der Bevollmächtigten 
faßt Can. 1359 § 4 in folgenden Satz zuſammen: „Der Biſchof 
muß den Rat der Bevollmächtigten in wichtigeren Angelegen⸗ 
heiten einholen.“ Jeder Ausſchuß tagt für ſich, der eine 
in Sachen des Seminarlebens, der andere in jenen der Ver⸗ 
mögensverwaltung; wenn auch manchmal eine Ange⸗ 
gelegenheit zu dem Bereiche beider Kommiſſionen gehört, ſo 
erfolgt doch die Beratung oder wenigſtens die Abſtimmung 
getrennt. Würde z. B. durch die Enge der Räume die Ge— 
ſundheit oder Diſziplin der Zöglinge gefährdet, ſo könnte 
ein Neu- oder Erweiterungsbau notwendig ſein. Zuerſt iſt 
die Gefährdung feſtzuſtellen, dann die Vermögensfrage des 
Neubaus. — Handelt es ſich um Vorkommniſſe, Pläne, Aus⸗ 
führungen kleinerer Tragweite, ſo iſt der Biſchof nicht gehalten, 
die Bevollmächtigten zu fragen, ja er kann derartiges auch 
dem Vorſtand bzw. Verwalter übertragen. „In negotiis 
maioris momenti“, alſo in allen „Angelegenheiten von 
größerer Bedeutung“ muß er den zuſtändigen Aus⸗ 
ſchuß befragen. Frägt der Biſchof in dieſen Sachen die be- 
treffenden Bevollmächtigten nicht, ſo iſt das Vergehen des 
Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 36 
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Biſchofs nicht nur unerlaubt, ſondern ungültig (anders 
Epitome II 693 ohne richtige Begründung); freilich iſt der 
Biſchof an die Anſicht der Kommiſſion nicht ſtrenge gebunden 
Can. 105 n. 1. Das Urteil, wann eine Angelegenheit von 
geringerer, wann von größerer Tragweite iſt, jteht beim Biſchof. 
Doch müſſen bei der Abwägung die Natur der Sache und die 
Entſcheidungen des Apoſtoliſchen Stuhles maßgebend ſein. 
Die Beſtätigung oder weſentliche Anderung neuer Seminar⸗ 
ſtatuten (Can. 1357 $ 3); die Zugrundelegung einer neuen 
Studienordnung (Cann. 1364-66); die Aufnahme und Ent⸗ 
laſſung der Zöglinge (Cann. 1363; 1371; vgl. 543; 647; 650; 
655; 1576) gehören zu den wichtigeren Fragen des Seminar⸗ 
lebens; — bei Veräußerungen oder Belaſtungen 
des Seminarvermögens iſt nach den allgemeinen Grundſätzen 
der Apoſtoliſche Stuhl zuſtändig, ſooft Koſt⸗ 
barkeiten (res pretiosae) oder Dinge in Frage kommen, 
die den Wert von 30 000 Goldlire (Goldfranken) überſteigen; 
ſonſt der Ordinarius und zwar jedesmal (abgejehen von 
Kleinigkeiten) nach Anhörung der Bevollmächtigten des Ver⸗ 
mögensausſchuſſes und bei Sachen im Werte von 1001-30 000 
Goldlire mit Zuſtimmung des Domkapitels Cann. 1532; 
1538; 1359 § 4. Will der Biſchof die beiden außerordentlichen 
Einnahmequellen der Pfründeinigung und Se— 
minartaxe (Can. 1355 nn. 3 und 2) eröffnen, fo muß er 
(zur Gültigkeit der Verfügung) die Bevollmächtigten hören 
SCC. d. 13. Jan. 1594; Santi-Leitner“ V 5 pag. 61. Den 
Seminarausſchußmitgliedern kann der Biſchof den Amts- 
und Schweigeeid auflegen ME. 20, 376. 


Der Apoſtoliſche Stuhl hat im Polniſchen Konkordat aus- 
drücklich eingewilligt (Art. 24 n. 5), daß die polniſche Republik u. a. „von 
den Seminarien, die Landgüter beſitzen, ſoviel Mengen Landes aus⸗ 
kaufe, als ſie für das Seminar 180 Hektar überſteigen“. Hat in einer 
Diözeſe zwar das Bistum Ländereien, aber nicht das Seminar getrennt, 
ſo ſind 180 Hektar für die allgemeinen Diözeſanbedürfniſſe und 180 Hektar 
für die Seminarbedürfniſſe vom Auskaufe frei. 


Wie wir oben ſahen, kann das Seminar einer Kongregation von 
Religioſen zur Erziehung und Ausbildung der Zöglinge anvertraut 
werden; ebenſo wurde dargelegt, wann die Erlaubnis des Apoſtoliſchen 
Stuhles notwendig iſt; wann der Wille des Biſchofs genügt. Bei der 
Übertragung des Seminars können auch gewiſſe Bedingungen feſtgeſetzt 
werden FRSem. n. 16. Wurden beſondere Bedingungen nicht verein- 
bart, jo gelten die Beſtimmungen über Pfarrer aus dem Re⸗ 
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ligioſenſtande hier entſprechend Cann. 630—31; 454 $ 5; 456. 
Natürlich müſſen auch die beiden Ausſchüſſe aufgejtellt werden; denn die 
Bevollmächtigten ſind ja nicht als weiſe Schranken den Religioſen, 
ſondern dem Biſchofe beigegeben (Cann. 1359 8 4; 105). Wenn Religioſen 
in dieſer Hinſicht Privilegien des Apoſtoliſchen Stuhles beſitzen, 
ſo beſtätigt das unſere Anſicht. Papſt Benedikt XV. verlieh durch 
das Schreiben „Antiquius nihil“ d. 23. Dec. 1921 (AAS. 14, 37) den 
Sulpizianern (Compagnie de Saint Sulpice) für immer das 
Privileg, die ihnen von den Ortsordinarien angebotene Leitung des 
Seminars auch ohne Indult des Apoſtoliſchen Stuhles anzunehmen und 
dasſelbe zu leiten ohne Dazwiſchenkunft der doppelten Seminarkom— 
miſſion, doch ſind ſie in allen Seminarſachen vom Biſchofe abhängig, 
der alljährlich die Rechenſchaftsablage in Gegenwart zweier Domherren 
abnehmen kann. Auch die Lazariſten und Eudiſten über⸗ 
nehmen in Frankreich die Seminarleitung. Aus obigem Privileg 
erhellt, daß die Gewohnheit, welche in Frankreich beſtand, nämlich 
ohne die beiden Seminarkommiſſionen auszukommen, durch den Kodex 
beſeitigt wurde Can. 5. Selbſt wenn ſie unvordenklich wäre, könnte ſie 
vom Biſchofe nicht geduldet werden; denn hier wäre er Richter in 
der eigenen Sache. Die Duldung könnte nur vom Apo— 
ſtoliſchen Stuhle ausgeſprochen werden; vgl. ME. 21, 311. 

VII. Die Seminarzöglinge (Seminariſten). Nach An— 
weiſung des Kodex ſei dieſer Gegenſtand in einigen Abſchnitten 
behandelt: Aufnahme; wiſſenſchaftliche, dann aſzetiſche Aus⸗ 
bildung; Erziehung auch zu äußerer Bildung; Aufenthalt; 
Entlaſſung. 

A. Für die Aufnahme der Zöglinge beſtimmt Can. 1363: 
„sg 1. In das Seminar ſollen vom Ordinarius nur eheliche 
Knaben aufgenommen werden, deren Anlage und Neigung 
Hoffnung gewähren, daß ſie mit Frucht den kirchlichen Dienſten 
beſtändig ſich hingeben werden. — § 2. Bevor ſie aufgenom- 
men werden, müſſen ſie die Zeugniſſe über eheliche Geburt, 
Empfang der Taufe und Firmung und über Leben und Cha— 
rakter vorweiſen. — § 3. Entlaſſene aus anderen Seminarien 
oder aus irgendeiner religiöſen Genoſſenſchaft ſollen nicht 
aufgenommen werden; wenn nicht der Biſchof vorher, auch 
vertraulich von den Obern oder anderen Erkundigungen 
eingezogen hat über die Urſache der Entlaſſung, über Führung, 
Charakter und Talent der Entlaſſenen, und mit Sicherheit 
erkannt hat, nichts ſei in ihnen vorhanden, was für den Prieſter⸗ 
ſtand weniger paſſe; dieſe Berichte der Wahrheit entſprechend, 
müſſen die Obern kraft ſchwerer Gewiſſenspflicht abgeben.“ 

1) Da nur ein getaufter Mann gültigerweiſe geweiht werden 
kann (Can. 968 $ 1), jo folgt, daß nur ein Knabe bzw. eine männliche 
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Perſon, deren Taufe bezeugt iſt, in das Seminar Aufnahme finden kann, 
vgl. „Handbuch“ 2. Lief.? § 14 S. 141 f. Der Eintritt in das Seminar 
iſt Pflicht bei Beginn des theologiſchen Studiums; er iſt Wunſch 
der Kirche bei Beginn der klaſſiſchen Studien (, teneris annis“) Can. 972. 
Der Zweck des Seminars (Can. 1354 $ 1) fordert, daß die Aufzunehmen⸗ 
den körperlich, geiſtig und ſittlich tüchtig („indoles“) ſpäter die Würde 
und Bürde des geiſtlichen Standes zu tragen vermögen, ſowie daß ſie 
eine Neigung („voluntas“) zu dieſem Berufe zeigen; denn wie es 
„ein Unrecht wäre, einen Berufenen vom geiſtlichen Stande abzuhalten, 
fo ein gleiches Unrecht, jemanden hierin zu zwingen“ Cann. 971; 2352 
(Exkommunikation für die Zwingenden). Dieſe Tauglichkeit und Neigung 
bemißt ſich nach gegenwärtigem Rechte in Hinſicht auf die Prieſterweihe 
Can. 973 $ 1, doch beachte man auch § 2. 

2) Zur Erlaubtheit der Weihen gehört der Empfang des 
Firmungsſakramentes Can. 974 5 1 n. 1 und die eheliche 
Geburt Can. 984 n. 1. Darum fordert die Kirche ſchon beim Eintritt in 
das Seminar das Firmzeugnis; doch könnte auch ein Knabe auf- 
genommen werden, der in Bälde die heilige Firmung empfangen wird. 
Anders verhält ſich die Sache bei den außerehelich Gebornen. 
Wurden fie nicht in irgend einer Form legitimiert (Cann. 1114—17; 
1051; „Handbuch“ 2. Lief.? S. 160; 4. Lief? S. 325), ſo können ſie ohne 
päpſtliche Dis penſe in das Seminar nicht aufgenommen 
werden, Archiv f. kath. KR. 1925 S. 191—94; Gleiches bezeugt eine 
E. der SCS-U. in causa Lincien. 

3) Auch ein Leumundszeugnis („de vita et moribus“) 
muß beigebracht werden; wohl wird meiſt der Pfarrer dasſelbe aus⸗ 
ſtellen, zuweilen ein Anſtaltsvorſteher. Es beſtehen in den einzelnen Bis⸗ 
tümern hierüber ſehr eingehende Beſtimmungen. 

Sehr wichtig find dieſe Zeugniſſe bei Entlaſſenen. Doch ſind 
dieſe Beſtimmungen bedeutend gemildert gegenüber dem früheren Recht, 
Dekret der SCC. „Vetuit“ d. 22. Dec. 1905. a) Der Biſchof, welcher um 
Aufnahme gebeten wird, muß Erkundigungen über den Entlaſſenen 
einziehen, über die Urſache der Entlaſſung, über die Führung 
des Entlaſſenen, ſowie ſeine ſittliche und geiſtige Veranlagung. 
Die Erkundigung kann gemacht werden amtlich oder geheim; 
bei zuſtändigen Obern oder bei anderen, alſo über entlaſſene Seminariſten 
zunächſt beim Biſchofe des Seminars, über entlaſſene Religioſen 
zunächſt beim Provinzobern, Dekret „Vetuit“ nn. 1 und 4. — 
b) Nur dann kann ein Entlaſſener aufgenommen werden, wenn der 
Biſchof die moraliſche Gewißheit erlangt hat, es liege nichts Prie— 
ſterberufswidriges vor. — c) Dieſe Erkundigungen find ſtrenge 
vorgeſchrieben: a) bei entlaſſenen Seminariſten Can. 1371, nicht 
bei freiwillig ausgetretenen, ſelbſt auf Grund eines Rates ſeitens der 
Obern (consilium abeundi); 56) bei entlaſſenen Religioſen, 
ſei es der feierlichen, ſei es der einfachen ewigen oder zeitlichen Gelübde 
Cann. 646—672, aber auch bei entlaſſenen Novizen Can. 571, 
nicht bei entlaſſenen Kandidaten. — d) Das Erſuchen des Biſchofs richtet 
ſich teils an die ehemaligen Obern der Entlaſſenen, teils an andere. 
Nur die Obern ſind im Gewiſſen ſtreng verpflichtet, wahrheits— 
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getreuen Bericht zu erſtatten, zu dieſen Obern gehören der zuſtändige 
Biſchof oder durch deſſen Bevollmächtigung der Vorſtand des Seminars; 
der höhere Obere der religiöſen Genoſſenſchaft (Abt; Provinzial; General) 
Cann. 544 $ 3; 488 n. 8. — Sucht ein aus einem Kolleg Entlaſſener 
um Aufnahme in das Seminar nach, ſo iſt der Biſchof nicht verpflichtet, 
obige Erkundigungen einzuziehen, wohl aber ſich das Leumundszeugnis 
des Can. 1363 $ 2 zu verſchaffen; während bei Aufnahme in eine religiöſe 
Genoſſenſchaft auch hier beſondere Erkundigungen vorgeſchrieben ſind 
Can. 544 $ 2. 

B. Wiſſenſchaftliche Ausbildung. Die Cann. 1364 ff. 
geben Anweiſung über den Gegenſtand der wiſſen— 
ſchaftlichen Ausbildung, welche in den kleinen und in 
den großen Seminarien geboten werden ſoll. Das iſt ein 
Maßſtab für das Wiſſen, das ſich die Seminariſten zu erwerben 
haben, wenn ſie auch außerhalb des Seminars die 
mittleren und höheren Schulen beſuchen. 

1) Klaſſiſche Studien Can. 1364: „In den 
unteren Schulen des Seminars: 1. Den erſten Platz ſoll der 
Religionsunterricht einnehmen, der angepaßt der 
Faſſungskraft und dem Alter der einzelnen auf das ſorg— 
fältigſte dargeboten werde. — 2. Beſonders die lateini- 
ſche und die Mutterſprache ſollen die Zöglinge 
genau erlernen. — 3. In den anderen Fächern ſoll jene Unter⸗ 
weiſung ermöglicht werden, welche der allgemeinen Bildung 
und dem geiſtlichen Stande entſpricht in der Gegend, wo 
die Zöglinge den heiligen Dienſt (ſpäter) ausüben müſſen“. 
Die FRSem. geht ſchon etwas weiter, indem neben den beiden 
obengenannten Sprachen ausdrücklich auch noch die grie- 
chiſſche erwähnt und die Erlernung der lateiniſchen 
beſonders betont wird n. 30. Die übrigen Fächer (Mathe⸗ 
mathik, Geſchichte, Geographie, Naturkunde, lebende Fremd— 
ſprachen) richten ſich nach dem Bedürfnis des künftigen Be⸗ 
rufes; doch betont Papſt Pius XI. in ſeinem Apoſtoliſchen 
Schreiben „Unigenitus Dei Filius“ an die Generalobern aller 
männlichen Orden und Kongregationen vom 19. März 1924 
(AAS. 16, 133 f.): „Ihr werdet angelegentlich Sorge tragen, 
daß die jungen Ordenskandidaten jene Fächer beſuchen, welche 
an den Gymnaſien gegeben zu werden pflegen“ 
CpR. V 248. 

2) Fachſtudium. Can. 1365. „§ 1. Auf eigentliche 
Philoſophie (philosophia rationalis) nebſt den verwandten 
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Diſziplinen ſollen die Zöglinge volle zwei Jahre verwenden. 
— 8 2. Der theologiſche Kurs ſoll wenigſtens in vollen vier 
Jahren zuſammengefaßt werden und muß außer Dogmatik und 
Moral beſonders erfaſſen das Studium der Heiligen Schrift, 
der Kirchengeſchichte, des Kirchenrechts, der Liturgie, der 
geiſtlichen Beredſamkeit und des Kirchengeſangs. — $ 3. Es 
ſollen auch Vorleſungen über Paſtoraltheologie gehalten wer- 
den, in Verbindung mit praktiſchen Ubungen über die Art des 
Katechismusunterrichtes für Kinder und andere, SCS U. 
epistola „Ad regnum“ d. 8. Sept. 1926 (4 A8. 18, 453—55), 
über Beichthören; Beſuch der Kranken und Beiſtand der 
Sterbenden.“ 


Die Fachausbildung des Prieſters umfaßt alſo zwei Jahre Bhilo- 
ſophie und vier Jahre Theologie, der ſich eine Weiterbildung von drei 
Jahren anreiht Can. 130. Wird dieſe Zeit gewiſſenhaft benützt, ſo kann 
ſich der Prieſterſtand mit jedem anderen Stande höherer Bildung meſſen. 
Das iſt auch Pflicht. Wie die Kenntnis der Fachwiſſenſchaft in aufſteigenden 
Graden gleichſam ebenſoviele Stufen bildet für den Empfang der 
Weihen, ſahen wir im Weiherecht Can. 976; 996; „Handbuch“ 2. Lief.? 
S. 147. 

a) Maßgebend für die Forſchungen der Profeſſoren und für den 
Unterricht der Hörer iſt in Philoſophie und Theologie St. Thomas, 
der Engliſche Lehrer, und zwar in ſeiner Behandlungsweiſe, 
ſeinem Lehrinhalt und in ſeinen Grundſätzen („ad Angelici Doctoris ra- 
tionem, doctrinam et principia“) Can. 1366 $2. Aus dem Worte „doc- 
trina“ ergibt ſich nicht, daß gerade jeder Lehrſatz des heiligen Thomas 
feſtgehalten werden muß, wie dies auch aus dem Beiſatz „principia“ ſich 
erſchließen läßt. — Neben der eigentlichen Philoſophie („ph. rationalis“) 
dürfen die Naturwiſſenſchaften nicht gering angeſchlagen werden; darum 
enthält die FRSem. in n. 36 die Frage: „Sind (im Seminar) Säle vor- 
handen mit den notwendigen Einrichtungen für das Studium der Natur- 
wiſſenſchaft und mit den zeitgemäßen Inſtrumenten für das Studium 
der Phyſik?“ 

b) In jedem Klerikalſeminar, welches den Alumnen auch Unterricht 
bietet, ſollen wenigſtens vier Lehrſtühle mit eigenen Profeſſoren beſetzt 
ſein: der Heiligen Schrift, Dogmatik, Moral und Kirchengeſchichte Can. 
1366 § 3. Daß auch ein Lehrſtuhl der Philoſophie und des Kirchenrechts 
vorhanden ſein ſoll, ergibt ſich aus der Natur der Sache, ſowie aus FRSem. 
nn. 31 und 32. Auch dürfte es ſchwer ſein, ſämtliche praktiſche Fächer 
(Paſtoraltheologie, Homiletik, Katechetik, Kirchengeſang) als Anhängſel 
der anderen vier Dilziplinen zu behandeln. In den theologiſchen Ab— 
teilungen der ſtaatlichen Hochſchulen ſind vorgeſehen Lehrſtühle für 
Dogmatik und Apologetik, Moral, Kirchenrecht, Kirchengeſchichte, Exegeſe 
des Alten und Neuen Bundes mit Einleitung und Orientaliſchen Sprachen, 
zuweilen noch Patrologie; Archäologie, bibliſche und chriſtliche; Staatsrecht; 
Paſtoraltheologie, wenn letztere nicht im Seminar ſelbſt geleſen wird. 
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Die FRSem. betont in n. 37 auch das Vorhandenſein je einer Bibliothek 
für Lehrer und Hörer. — Nicht nur ſchädliche, ſondern auch zeitraubende 
und zerſtreuende Zeitungen und Zeitſchriften ſollen den Seminariſten 
unterſagt ſein FRSem. n. 26. — Entſprechend der Überlieferung im 
Benediktinerorden betonen die Konſtitutionen von St. Ottilien (CCOtt.) 
den Unterricht und die Pflege des Kirchengeſanges und der Kirchen— 
muſik n. 126. 

c) Praktiſche Übungen find im Can. 1363 $ 3 vorgeſehen für 
Katecheſe, Beichtſtuhl, Kranken- und Sterbendenſeelſorge; nicht minder 
wichtig jind die praktiſchen Übungen in der Liturgie Can. 1367 n. 3, 
jo im Meſſeleſen (Pontificale Rom., De ordinatione Presbyteri: Mahnung 
des Biſchofs vor der Poſtkommunion), in der Tauferteilung und Spendung 
der heiligen Olung; in der geiſtlichen Beredſamkeit und im 
Kirchengeſang 582. 

d) Ohne Zweifel wünſcht der Apoſtoliſche Stuhl für die Diſzi— 
plinen wenigſtens mehr ſpekulativer Natur die Anwendung der latei— 
niſchen Sprache bei den Vorleſungen FR Sem. nn. 31; 32 und SCCons. 
16. Juli 1912 n. 13. Ausdrücklich verſpricht die Polniſche Republik in den 
Vorleſungen der Seminarien (außer bei weltlicher Wiſſenſchaft) keine 
Anderung in der Sprache (für Gebiete des lateiniſchen Ritus) vor— 
zunehmen, außer auf Grund einer beſonderen Ermächtigung ſeitens der 
Konferenz der Biſchöfe des lateiniſchen Ritus, Poln. Kk. Art. 23. 

e) Haben die Hochſchulen oder Seminarien vom Ap. Stuhle 
das Recht erlangt, die akademiſchen Grade zu verleihen, ſo 
obliegt ihnen auch die Befolgung der Anweiſung ſeitens der 808 U. v. 
7. März 1916 (Summa S. Thomae; normae directivae SCSt.; ME. 
28, 218 sq.). — Sonſt ſollen die Biſchöfe taugliche Geiſtliche an Uni— 
verſitäten ſchicken, damit ſie ihre Ausbildung in Philoſophie, Theologie 
und Kirchenrecht vollendend die akademiſchen Grade erlangen Can. 1380. 
„Ohne Philoſophie kein Doktorat in Theologie oder Kirchenrecht“, 
SCSU. d. 29. Apr. 1927 (AAS. 19, 194). 

C. Die aſzetiſche Ausbildung der Seminariſten wird 
hauptſächlich geregelt durch die Cann. 136771; 9731001; 
124144. Can. 1367 gibt hierüber folgende Anweiſungen: „Es 
ſollen die Biſchöfe dafür ſorgen, daß die Zöglinge des Se— 
minars: 1. Alle Tage gemeinſam das Morgen- und Abend- 
gebet verrichten, einige Zeit dem betrachtenden Gebete 
widmen; dem heiligen Meßopfer beiwohnen; 2. Einmal 
wenigſtens in der Woche zur heiligen Beicht gehen und häufig 
in geziemender Andacht mit dem euchariſtiſchen Brote ſich 
erquicken; 3. An Sonn- und Feiertagen dem feierlichen Hoc)- 
amt und der feierlichen Veſper anwohnen, Altardienſte leiſten 
und die heiligen Zeremonien üben, beſonders in der Dom— 
kirche, wenn das nach dem Urteil des Biſchofs ohne Beein- 
trächtigung des Seminarlebens und der Studien geſchehen 
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kann; 4. Jedes Jahr während einiger Tage im Zuſammen⸗ 
hang geiſtliche Ubungen halten; 5. Wenigſtens einmal in der 
Woche einer Anweiſung in geiſtlichen Dingen mit frommer 
Aufmunterung zum Schluſſe anwohnen“. — Neben dieſer 
Sorge des Biſchofs haben auch der Rektor des Seminars 
ſowie mit und unter ihm die übrigen Seminarvorſtände die 
Sorge, daß die Zöglinge die Seminarſtatuten und die Stu⸗ 
dienordnung genau beobachten und von wahrhaft kirchlichem 
Geiſte erfüllt werden Can. 1369 § 1. — Dieſe emſige Sorge 
ſoll ſich ſogar auf die gewiſſenhafte Erfüllung des Berufes 
durch die Lehrer des Seminars erſtrecken ibi § 3. 


a) Was als Gegenſtand der Sorge des Biſchofs in Can. 1367 aus⸗ 
geführt wird, paßt jedenfalls für das große Seminar; doch können 
die meiſten Übungen bereits im kleinen Seminar zur Durchführung 
kommen nach dem weiſen Ermeſſen des Biſchofs. Zunächſt handelt es ſich 
hier um Pflichten des Biſchofs bzw. der Seminarvorſtände; für die 
Seminariſten beſteht die Verpflichtung, das zu beobachten, was ſie ihrem 
Berufe näherbringt; das zu meiden, was ſie davon wegführt. Man 
kann aber nicht ſagen, daß die einzelnen Übungen, welche in den Cann. 
1367 und 1369 § 1 aufgezählt find, unter Sünde verpflichten; vgl. die 
entſprechenden Pflichten der Kleriker Cann. 124 ff.; und der Religioſen 
Cann. 592 ff.; vgl. LOS. 1926 S. 122—126 (P. Dr. Heribert Jone 
O. Cap.). 


b) Das Tridentinum hatte feſtgeſetzt in sess. 23 cp. 18 d. x.: „ca- 
thedrali et aliis loci ecelesiis .. ipserviant“. Dieſe Vorſchrift rief nicht 
wenige Erklärungen des Apoſtoliſchen Stuhles hervor. Der Zweck der 
Anordnung zielt auf die Übung der Seminariſten in den heiligen Zere⸗ 
monien ab; indes dürfen dieſelben nicht vom eigentlichen Berufe ab- 
gezogen werden. Die Domkirche hat natürlich den Vorzug; daran 
reiht ſich die Seminarkirche; wenn die Domkirche nicht am Orte des 
Seminars iſt, tritt an deren Stelle die Seminarkirche bzw. die Haupt⸗ 
kirche des Ortes. — Das Wort „festis diebus“ im Can. 1367 n. 3 ift 
nach Can. 6 n. 3 enge zu erklären von den eigentlichen Feſttagen, 
Ben. XIV. in Syn. I. 2 c. 2 nn. 6. — Der Ausdruck: „altari inserviant“ 
weiſt hier auf die liturgiſchen Dienſte, bedeutet nicht etwaige pe r- 
ſönliche Dienſte gegenüber den Prieſtern der Dom- oder anderer 
Kirchen SCEE. et RR. d. 16. Oct. 1844 (betr. einen Mißbrauch auf der 
Inſel Sardinien); auch iſt nicht geſagt, daß gerade alle Seminariſten 
an allen Feiertagen beizuziehen ſeien. In der Kirche nehmen die Alumnen 
des Seminars einen geziemenden Platz nach den Kanonikern und Bene— 
fiziaten der Domkirche, bzw. nach den Prieſtern der betreffenden Kirche 
ein. — Sooft die Seminariſten in Chorkleidung bei Verrichtungen oder 
Prozeſſionen ſich beteiligen, gehen ſie vor den ſich beteiligenden Prieſtern 
unter dem Kreuz der Domkirche, außer die nicht zur Kathedrale gehörenden 
Prieſter gehen unter einem eigenen Kreuze; vgl. über die ſoeben behan— 
delten Punkte Santj- Leitner: Praelectiones“ V 5 pag. 56—58. 
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D. Die Aneignung äußerer Bildung legt Can. 1369 8 2 
den Vorſtänden und Zöglingen des Seminars ans Herz. 
„Ofter ſollen die Vorſtände den Seminariſten die Geſetze 
der wahren und chriſtlichen Höflichkeit ans Herz legen 
durch Wort und Beiſpiel; außerdem ſollen ſie dieſelben 
mahnen, daß ſie die Vorſchriften der Geſundheitslehre, die 
Reinlichkeit in Kleidung und Körper, eine gewiſſe 
Liebenswürdigkeit im Verkehr, gepaart mit B e- 
ſcheidenheit und Ernſt, ſtets beobachten.“ 


Muſter auch bezüglich des äußeren Anſtandes iſt unſer Meiſter, der 
göttliche Heiland, und unter den Heiligen beſonders der heilige Franz 
von Sales. Wenn der 1. Titel des 3. Buches der Dekretalen lautet 
„De vita et honestate clericorum“, ſo bezieht ſich das nicht nur auf die 
innere Herzensreinheit, wie dies ſpäter auch das Trienter Konzil 
ausführte sess. 23 c. 1 d. r.: „Clerici, habitu, gestu, incessu, sermone 
aljisque omnibus rebus nil nisi grave, moderatum, ac religione plenum 
prae se ferant.“ Wie das Recht, die mit körperlichen oder geiſtigen Fehlern 
Behafteten“ und die „des guten Rufes Entbehrenden“ (Can. 984 nn. 
2, 3, 5; Can. 987 n. 7) von den Weihen zurückweiſt, jo will die Kirche im 
Can. 1369 § 2, daß auch im Benehmen alles Fehlerhafte vermieden 
und edler Anſtand gepflegt werde. Freilich mußten Konzilien und Ober- 
hirten die Auswüchſe und Mängel in nicht wenigen Verordnungen ab— 
zuſtellen ſuchen. 

E. Seminaraufenthalt der Zöglinge. Der Ausdruck „Ad- 
sint, es ſollen da ſein“ deutet auf eine gewiſſe Reſidenzpflicht 
der Seminarvorſtände; der ordentlichen Beichtväter; des 
Spirituals Cann. 1365; 1361 $ 2. Für die Zöglinge des Se⸗ 
minars iſt die Pflicht klar vom Beginne des Theologieſtu— 
diums an. Wohnen die Alumnen außerhalb des Seminars 
in beſonderen Fällen aus ſchwerwiegendem Grunde, jo unter- 
ſtehen ſie einem Ephor Cann. 1370; 972; „Handbuch“ 
2. Lief.? S. 144. 


F. Die Entlaſſung der Zöglinge; Cann. 1371; 1363 § 3; 
211-4; 63772; 985; 2314 ff. Außer der Entlaſſung gibt 
es noch den freiwilligen Austritt. 


J. Die Entlaſſung wird im Can. 1371 mit folgenden 
Worten dargelegt: „Aus dem Seminare ſollen entlaſſen 
werden die mürriſchen („dyscoli“ 1 Ptr 2, 18), unverbeſſer— 
lichen, aufrühreriſchen, jene, welche wegen ihres Betragens 
und ihrer Anlage zum geiſtlichen Stande nicht geeignet er- 
ſcheinen; ebenſo jene, welche in den Studien ſo wenig Fort— 
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ſchritt machen, daß kein Hoffnungsſtrahl leuchtet auf Erlangung 
des hinreichenden Wiſſens; beſonders aber ſollen ſofort jene 
entlaſſen werden, welche ſich etwa verfehlen gegen die guten 
Sitten und den Glauben.“ 


Man ſieht, Can. 1371 ſchließt eine Ermeſſensentlaſſung 
und eine Strafentlaſſung in ſich. Zeigt ein Seminariſt ſich 
ungeeignet durch Mangel an Geiſtesgaben (gefordert wird nur 
„sufficiens doctrina“) oder durch Charakterfehler („dyscoli, 
incorrigibiles, seditiosi“), wenn auch dieſe nicht gerade zu ſittlichen Straf— 
taten führen, jo iſt er als ungeeignet zu entlaſſen. — Als un⸗ 
würdig ſind diejenigen fortzuſchicken, welche ſich beweisbarer DVer- 
gehen gegen die guten Sitten oder gegen den Glauben ſchuldig machen. 
Zur Beurteilung können dienen einmal die Irregularitäten aus einem 
Verbrechen Can. 985; dann hinſichtlich der ſittlichen Führung die Cann. 
2330—2388; hinſichtlich des Glaubens und der Gottesverehrung die 
Cann. 2314—2329. Gewiß gelten die Entlaſſungsgründe des Can. 646 
entſprechend auch für Seminariſten. Papſt Pius X. legt in feinem Motu⸗ 
proprio „Praestantia S. S.“ v. 18. Nov. 1907 den Biſchöfen beſonders 
ans Herz, „ſie ſollen jene von den heiligen Weihen ausſchließen, die auch 
nur im geringſten Verdacht erregen, daß ſie den verurteilten Lehren und 
den verderblichen Neuerungen des Modernismus ſich zuneigen“, dal. 
Anm. zu Can. 2317. — Hieher gehören die kirchenrechtlichen Beſtimmungen 
über die Zurückverſetzung der Majoriſten und Minoriſten, welche ja nach 
kirchlichen Beſtimmungen faſt durchwegs Seminariſten ſind, in den 
Laienſtand; val. Cann. 211—14; „Handbuch“ Lief.? § 43 S. 266 
bis 269. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Entlaſſung aus dem Seminare wie 
die Ehre des Prieſterſtandes und das Wohl der Kirche, ſo auch das Beſte 
der Seminariſten berückſichtigen muß. Sind die Gründe des Can. 1371 
nicht klar gegeben, oder iſt die Möglichkeit der Beſſerung nicht aus⸗ 
geſchloſſen, ſo hat der Entlaſſung eine Mahnung bzw. bei Fehlern und 
Vergehen eine Strafe milderer Art voranzugehen, darum ſieht die 
FRSem. n. 25 die „eorrectio“ vor. — Auch ſoll der Entlaſſungs⸗ 
ſpruch begründet ſein, wenigſtens für den Biſchof, der denſelben fällt; 
denn es ſteht dem gemaßregelten Seminariſten der Rekurs an 
den Heiligen Stuhl offen, entſprechend den Cann. 970; 2186. Oben ſchon 
wurde betont, daß zur Entlaſſung die Einvernahme der beiden Bevoll— 
mächtigten der Diſziplinarkommiſſion notwendig iſt Can. 1359 $ 4. 


II. Freiwilliger Austritt. Was vom Rücktritt 
eines Minoriſten in den Laienſtand gilt Can. 211 § 2, findet 
um ſo mehr Anwendung auf den Austritt des Seminariſten. 
Dieſer Austritt ſoll ſein: a) frei Cann. 211 § 2 („sua ipsius 
voluntate“); 971 (Zwang zum Austritt verwerflich): b) b e- 
gründet; e) anſtändig („praemonito loci Ordinario“). 
Wie der Austritt auch durch Erwählung eines weltlichen Be— 
rufes oder der weltlichen Tracht geſchehen kann, wurde im 


$ 18. Von den Seminarien. 571 


„Handbuch“ 2. Lief.: S. 268 gezeigt. — Bei der Entlaſſung 
oder beim freiwilligen Austritte aus dem Seminare wird 
zuweilen die Erſatzpflicht zu betonen ſein. Wenn der 
Freiplatz auf einer Stiftung unter Auflage der Erjab- 
pflicht oder auf gleichlautenden Statuten beruht, ſo 
iſt die Erſatzpflicht nach dem Wortlaute zu beurteilen. Wird 
die Pflicht bei jedem Austritt auferlegt, jo iſt dieſe Vertrags- 
beſtimmung immer zu erfüllen; geſchieht dies aber nur bei 
Zöglingen, welche den Freiplatz trügeriſcher Weiſe 
(mala fide) benützen, ſo tritt die Erſatzpflicht nur bei dieſen 
ein. Sind weder in den Stiftungen noch in den Statuten 
eigene Beſtimmungen, ſo iſt die Verpflichtung für die Zeit 
des guten Glaubens zu verneinen SCC. in Ferrarien. 
d. 16. Dec. 1820. „In Amerika beſteht die Erſatzpflicht 
ſogar beim Übertritt von dem Seminar eines Bistums in 
das eines andern“, Siebengartner Mi: Bildung der 
Geiſtlichen (1902) S. 95. 

Sehr lehrreich iſt, was der heilige Karl Borromäus für ſein 
Mailänder Seminar verordnet: „10. Kapitel. Niemand kann in das 
Seminar aufgenommen werden, ohne erſt einen geeigneten Bürgen ge— 
ſtellt zu haben . . . Dieſer muß, wenn der Zögling ohne Erlaubnis des 
Erzbiſchofs das Seminar verläßt, oder wegen Unbrauchbarkeit oder aus 
ſonſt einem entſprechenden Grunde entlaſſen wird, ſoviel an Unterhalt 
zahlen, als der Erzbiſchof (oder deſſen Stellvertreter) beanſprucht, und 
zwar für die ganze Zeit, welche der Entlaſſene im Seminar zugebracht hat“, 
Siebengartne r S. 390. Ahnlich in den Seminarien zu Bordeaux 
1573, Gent, Cambrai, Mecheln 1609, S. 95, 416; vgl. auch die gegen- 
wärtigen Statuten der Paſſauer Knabenſeminarien $ 4. 


III. Wiedereintritt. Für den Eintritt eines 
entlaſſenen Seminariſten in ein anderes Seminar oder in 
eine religiöſe Genoſſenſchaft iſt maßgebend § 3 des 
Can. 1363 (oben S. 564); für die Aufnahme in das gleiche 
Seminar kann mit Fug Can. 212 angewendet werden. Der 
Biſchof ſoll ihn nur aufnehmen nach genauer Prüfung 
ſeines Lebens und Verhaltens und nach einer angemeſſenen 
Probezeit. — Letzteres empfiehlt ſich bei Aufnahme von 
freiwillig Ausgetretenen jedesmal, alſo im eigenen Seminar 
oder in einer anderen geiſtlichen Anſtalt. — Sind Seminariſten 
dem Militärdienſt unterworfen, ſo ſind ſie während 
desſelben mit Schutzmaßnahmen zu umgeben und nach dem— 
ſelben genau und reiflich zu prüfen FRSem. n. 29. — M a- 
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joriſten können, wenn ſie laiſiert wurden, nur mit 
päpſtlicher Erlaubnis in den Klerikerſtand zugelaſſen 
werden Can. 212 $ 2. a 


VIII. Exemtion des Seminars Cann. 1368; 464. 
„Exemt von der Pfarrgewalt ſoll das Seminar ſein; und 
für alle, die im Seminar ſind, ſoll das Pfarramt, mit 
Ausnahme der Eheſachen und mit Aufrechthaltung der Vor⸗ 
ſchrift des Can. 891, der Rektor des Seminars oder ſein Be⸗ 
vollmächtigter ausüben, außer es wurde in einigen Seminarien 
anders vom Apoſtoliſchen Stuhle beſtimmt“ Can. 1368. 


Bis zum 19. Mai 1918 war dieſes Kapitel nicht einheitlich geregelt, 
Pouan B. Th.: De sem. clericorum (Tornaci 1874) S. 160 A. 5.; 
Siebengartner S. 95; Santi-Leitner: „Praelectiones““ 
V 5 pag. 67; nunmehr yilt die einheitliche Regelung des Can. 1358 und in 
Zweifelsfällen jene des Can. 464. — 1) Unabhängig von der Pfarr⸗ 
gewalt ſoll das Seminar ſein, eine Exemtion von der Gewalt des 
Ordinarius iſt nicht gegeben Can. 1357, auch dann nicht, wenn mit 
päpſtlicher Bewilligung Exemte die Leitung des Seminars übernehmen, 
außer ſoweit der Heilige Stuhl ſolches verfügt. — 2) Der Ausdruck „Se— 
minar“ umfaßt in gleicher Weiſe das Klerikal⸗ und Knaben⸗ 
ſeminar Can. 1354; — aber auch die Interdiözeſanſe mi⸗ 
narien, ebenſo alle Kollegien, auf die der Begriff „Seminar“ 
zutrifft. — 3) Ortlich reicht die Exemtion, ſoweit die Räume des Se⸗ 
minars ſich erſtrecken, alſo auf die Kapelle (Kirche), Gebäude, Garten, 
Spielplätze, auch auf das Haus des Landaufenthaltes („rustieationis 
domus“ FRSem. n. 3), dagegen nicht auf liegende Gründe außerhalb 
des Seminars. — 4) Die Pfarrechte des Can. 462 kommen entſprechend 
dem Rektor des Seminars (oder feinem Bevollmächtigten) zu, ausge- 
nommen alle Eheſachen Can. 462 n. 4; ebenſo die Verkündigungen 
der Weihen Cann. 998—1000. Die ordentliche Beichtjurisdiktion 
für das Seminar mag der Rektor durch die Übertragung ſeines Amtes 
erhalten, allein die Ausübung dieſer Jurisdiktion iſt beſchränkt durch 
Can. 891, wornach er „die Beichten der mit ihm in dem gleichen Hauſe 
weilenden Zöglinge nur dann abnehmen kann lerlaubterweiſe), wenn 
dieſe aus einer gewichtigen und dringlichen Urſache freiwillig in beſonderen 
Fällen darum bitten“; vgl. Cann. 524 $ 1; 890 $ 2. Die Exemtion des 
Seminars von der Pfarrgewalt bringt eine Verpflichtung mit ſich, die 
ſonſt auf den Schultern des Pfarrers ruht: die Führung der Pfarr⸗ 
bücher, nämlich des Tauf-, Firmungs⸗ und Verſtorbenenbuches; ebenſo 
des Buches über den Seelenſtand Can. 470; doch könnte wenigſtens das 
Taufbuch entbehrlich erſcheinen, wenn genaue Meldung an das zuſtändige 
Pfarramt gemacht wird. — Aus der Exemtion des Seminars kann man 
noch nicht ſchließen auf die Pflicht des Seminarrektors, die heilige 
Meſſe für ſeine Schutzbefohlenen (Can. 466) darzubringen; denn auch 
den exemten Kloſterobern iſt das nicht zur Pflicht gemacht Can. 610 § 2. — 
Sind in einem kirchlichen Gebiete Kirchenſteuern oder Abga— 
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ben zur Befriedigung der Ortskirchenbedürfniſſe ein- 
geführt, ſo ſind die Seminarien mit eigenen Kirchen oder Kapellen davon 
frei; ebenſo die Seminarbewohner, welche die Seelſorgeeinrichtungen 
der Pfarrei nicht benützen Can. 1496; Bayr. Konkordat 1924/25 Art. 10 85; 
Religionsgeſellſchaftl. Steuergeſetz v. 1. Aug. 1923 Art. 7 Abſ. J und II. 
5) Perſönlich nehmen an der Exemtion des Seminars teil „alle, 
welche im Seminare find“ Can. 1368, demnach die Zöglinge, die Vor— 
ſtände, Lehrer, Angeſtellte, das männliche und weibliche Dienſtperſonal, 
auch die weiblichen Religioſen, wenn dieſe den Haushalt beſorgen. Das 
Beichtvateramt iſt jedoch geregelt durch die Cann. 876; 520—527; 891. — 
Zwar iſt richtig, daß der Ausdruck des Can. 1368 „für alle, welche im 
Seminare find”, verglichen mit Can. 514 $1 „andere, die ſich Tag und 
Nacht in einer religiöſen Niederlaſſung aufhalten“, weiter iſt (Epitome 
II. 702), immerhin dürfte das Begräbnisrecht auf ſolche Perſonen, die 
außerhalb wohnen, aber im Seminare ſterben, nicht dem Seminarvorſtand 
zukommen. 


IX. Die Ausbildung der Geiſtlichen im Morgen⸗ 
lande. „In den orientaliſchen Kirchen, unierten und nichtunierten, fehlte 
es“ bis auf die neueſte Zeit „faſt völlig an religiöſer Bildung ſowohl beim 
Volke wie bei dem Klerus“ . . . Der ſchismatiſche Klerus, zumeiſt den 
unterſten Volksſchichten entnommen, iſt unwiſſend und ungebildet. Die 
drei, vier Monate, welche er bei einem Biſchofe oder in einem Kloſter 
zubringt, um ſich die notwendigen Kenntniſſe zu verſchaffen, ſind viel— 
leicht genügend, ihm das Zeremoniell der kirchlichen Funktionen und die 
dabei gebrauchten Gebete einzuprägen. Aber von einem Studium der 
Theologie kann natürlich keine Rede ſein. Für die Tätigkeit in Städten 
wird zwar etwas mehr Ausbildung geboten, aber noch immer „unbe— 
ſchreiblich mangelhaft“. Lübeck: Die chriſtlichen Kirchen des Orients 
S. 175 f. — Bei den unierten Kirchen haben ſich die Verhältniſſe 
in den letzten Jahrzehnten weſentlich gebeſſert. Europäiſche Ordensleute 
haben ſich der humaniſtiſchen und theologiſchen Ausbildung des Klerus 
angenommen; ſo die Weißen Väter für die Melchiten; die Benediktiner 
aus Frankreich für die Syrer zu Jeruſalem; die Aſſumptioniſten für die 
unierten Griechen in Kadi⸗Köi bei Konſtantinopel; auch in Eichſtätt haben 
bulgariſche Kleriker ſtudiert. In Rom dienen folgende Kollegien haupt⸗ 
ſächlich den orientaliſchen Kirchen: das Griechiſche (gegründet 1577, 
neu belebt 1897); das Rutheniſche (gegr. 1897); das Armeniſche (1883); 
das Maronitiſche (1584—1891); das Athiopiſche (1919). Auch die Zu⸗ 
ſammenkünfte Sachverſtändiger zum Studium der orientaliſchen Ver⸗ 
hältniſſe werden den obengenannten Fortſchritten helfend an die Seite 
treten. Papſt Pius XI. hat ausdrücklich in dem Schreiben „Libenti sane 
animo“ v. 29. Juni 1925 an den Biſchof von Laibach A. B. Jeglié 
(AAS. 18, 7) dieſe Kongreſſe empfohlen und die Teilnahme der Doktoren 
des Orientaliſchen Inſtitutes in Rom freudig in Ausſicht geſtellt. 

Die Ausbildung der ſchismatiſchen Theologen iſt nicht für 
alle gleich. Die Ausbildung für den Landklerus geſchieht in den 
Prieſterſeminarien (Prieſterſchulen) in Kurſen für Allgemein⸗ 
und Fachwiſſen von drei Jahren. Strebt der Prieſterkandidat einen Poſten 
unter dem Stadtklerus oder eine Lehrſtelle an, jo beſucht er das geift- 
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liche Seminar mit mehr theoretiſcher Bildung in ſechs Jahreskurſen. 
Außerdem ſtehen höher Strebenden die theologiſchen Fakultäten (3. B. 
in Agram, Belgrad, Bukareſt) oder Akademien (fo in Sofia oder in Rußland: 
Kaſan, Kiew, Moskau oder im ſonſtigen Ausland) zur Verfügung; vgl. 
Stefan Zankow: Die Verwaltung der Bulgariſchen o. K. (1920). 
S. 28; Schwarzloſe Karl: KR. (1924) ©. 271 f. 


§ 19. die Schule im Lichte des kirchl. Geſetzbuches. 

Es gibt kaum eine menſchliche Einrichtung von ſolcher 
Tragweite, ſo viel umworben und umſtritten wie gerade die 
Schule; hier gilt das Wort Caprivis (1892): „Hie Chriſt, 
hie Antichriſt!“ Hier gilt es, die ehernen Grundſätze des 
Kirchenrechts über die Schule ſo ruhig und ſachlich darzulegen, 
wie die Kanones des Kodex ſelbſt es in nachahmenswerter 
Weiſe tun. 

Quellen: Cann. 1372—83; 1329-36 (Katecheſe); 256 
(Kongr.); 467 § 1; 2182—58; 2382 (Pfarrpflicht); 565 § 2 
(Laienbrüder); 766 n. 3; 796 n. 3 (Paten); 854; 860 (Kom⸗ 
munion); 974 § 1 n. 4; 976 (Wiſſenſchaft des Weihekandidaten); 
1113 (Eiternpflicht). — Syllabus Pius IX. nn. 45—48. — 
Vgl. Deutſche Verfaſſung v. 11. Aug. 1919 Art. 142 —150; 
vgl. Scharnagl A.: „Religionsunterricht und Schule 
nach dem neuen kirchlichen Geſetzbuch“ (1923); Paul Si e- 
bertz: „Karl Fürſt zu Löwenſtein“ 1924 S. 158 f.; 437 f. 
(kath. Univerſität). 

J. Begriff. Die Schule iſt eine Anſtalt, welche die Er- 
werbung von Kenntniſſen planmäßig vermittelt. 

1) Die Schule iſt eine Anjtalt. Die natürliche, darum älteſte und 
ehrwürdigſte Schule iſt die Familie; Mutter und Vater ſind die von 
Gott geſetzten Lehrer und Erzieher, alſo die Gebenden; ihre Kinder 
die Nehmenden. In Rom ſollten während der Republik bis herein in 
die Kaiſerzeit Knaben und Jünglinge den „Hausbedarf“ an Kenntniſſen 
beim Vater holen; Cicero, Kato Major, ſelbſt Kaiſer Auguſtus betätigten 
es ſo, Cicero ad Atti c. 8, 4; Plautus: Mostellaria V 96 ff.; Krieg 
C.: Römiſche Altertümer? § 143 S. 282; Lukas Joſ.: Der Schulmeiſter 
von Sadowa, 6. Kap. S. 54. In vermöglicheren Häuſern beſorgte den 
Unterricht ein meiſt griechiſcher oder ſyriſcher Sklave (servus litteratus), zu 
dem, wenn er tüchtig war, zuweilen auch andere (befreundete) Familien 
ihre Kinder ſchickten. Erſt ſpäter errichteten gebildete Freigelaſſene 
Privatſchulen, eine Wohltat für ärmere Familien. Die Anſtalt war 
nicht an ein Haus gebunden, auch in Säulenhallen, in Buden und 
Lauben, auf Plätzen und Kreuzwegen (trivia) wurde unterrichtet. — 
Wie die Römer die Schule bewerteten, ergibt ſich aus den Ausdrücken 
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hiefür: udus (Spiel, Augustini confessiones J. 8 cp. 12) und schola (von 
o, Muße); letzteres Wort bezeichnete auch die Gruppe, z. B. 
der Juriſten (Sabinianer und Proculianer, diversae scholae auctores 
1.138 D. 45, 1); der Beamten, der Waffengattung (s. peditum, equitum; 
scholares wann die zu einer Gruppe gehörenden Beamten II. 3; 5 8 2 
C. 1, 31); oder den Ort der Vorträge, z. B. Apg 19, 9, wornach Paulus 
zwei Jahre lang zu Epheſus vortrug in „schola Tyranni cuiusdam, in 
der Halle eines gewiſſen Tyrannus“. Erſt ſpäter wurde schola in der 
Bedeutung „Schule“ herrſchend. 

2) Die Anſtalt dient zur Darbietung von Kenntniſſen durch 
einen oder mehrere Lehrer; der Hauptnachdruckliegt hier auf der Theorie, 
während die Praxis auch außerhalb der Schule geübt wird; darum redet 
man von Landwirtſchafts-, Handwerker-, Handels-, Turn-, Fecht⸗, Reit⸗ 
und Schwimmſchulen, wenn die Fertigkeit auch theoretiſch vorge— 
führt wird, während die Sache durch Übung erlernt wird. Schon von 
alters her teilte man die eigentlichen Schulen in Elementar-, Mittel⸗ 
und Hochſchulen, Krieg C. S. 284; in dieſen wird die Kenntnis des 
Wiſſens geboten, freilich nicht ganz ohne Praxis. 

3) Der Unterſchied zwiſchen Familie (Privatunterricht) und Schule 
in der Darbietung der Kenntniſſe iſt ein mehrfacher: a) hinſichtlich des 
Gegenſtandes, der in mittleren und Hochſchulen in der Regel weit 
über die Kräfte der Eltern hinausragt; b) hinſichtlich der Gemein⸗— 
ſamkeit; denn in den Schulen werden die Ecken des einſamen Lebens 
mehr abgeſchliffen, wenn auch das tägliche Zuſammenſein mit minderen, 
ja mit ſchlechten Genoſſen Gefahren für Seele und Leib genug in ſich 
birgt; e) hinſichtlich der Planmäßigkeit, mit welcher der Schul— 
unterricht geboten werden kann, vorausgeſetzt daß der Grundſatz befolgt 
wird: „Der Lehrer iſt der Kinder wegen da, nicht die Kinder des Lehrers 
wegen!“ 

II. Einteilung. Der Kodex erwähnt oder deutet folgende 
Arten von Schulen an: 1) „scholae elementariae; 
mediae;superiores“ Can. 1373 = Volks-, Mittel⸗ 
und Hochſchulen; — 2) „sch. acatholicae; neutrae 
mixta e“ Can. 1384, aus denen man auf „catholic ae“ 
ſchließen muß Can. 1379; = akatholiſche, farbloſe, gemiſchte 
(= Simultan-) und katholiſche Schulen“; — 3) „sch. pu⸗ 
blieae;privatae = öffentliche oder private Schulen“; 
jene, errichtet von der öffentlichen Geſellſchaft der Kirche 
(Cann. 1375 sqq.) oder des Staates oder wenigſtens 
deren Obhut anvertraut; dieſe, auf der privaten Grundlage 
einer natürlichen oder rechtlichen Perſon (Verein, Stiftung) 
ruhend: — 4) „sch. ecelesiasticae; laicae = 
kirchliche und Laienſchulen, je nachdem die Schule entweder 
vollſtändig der Kirche unterſteht, freilich mit Beobachtung 
der vom Staate geſteckten Ziele, oder nur hinſichtlich „re— 
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ligiöſer Ausbildung der Jugend“ Can. 1381 $ 1. Andere 
Einteilungen ſchultechniſcher Natur finden ſich in der 
Lehrordnung f. bayr. Volksſchulen v. 15. Dez. 1926 
(Miniſter Golden berger): „Vorbemerkungen“. 

III. Erziehungspflicht. Can. 1372 deutet an, wer die 
Träger ſind, welches der Gegenſtand der allge— 
meinen Erziehungspflicht iſt. 

A. Träger der Erziehungspflicht. „Nicht nur die Eltern 
gemäß Can. 1113, ſondern auch, die deren Stelle vertreten, 
haben das Recht und die überaus ſchwere Pflicht, ſich um 
die chriſtliche Erziehung der Kinder zu ſorgen“ Can. 1372. 


Es iſt merkwürdig, wie mit Can. 1372 § 2 die Verfaſſung des Deut- 
ſchen Reiches v. 11. Aug. 1919 in Art. 120 übereinſtimmt, ein Zeichen, 
daß hier eine naturrechtliche Beſtimmung vorliegt. Art. 120 
lautet: „Die Erziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, ſeeliſchen und 
geſellſchaftlichen Tüchtigkeit iſt oberſte Pflicht und natürliches Recht der 
Eltern, über deren Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft wacht.“ 

1) Verpflichtet ſind die Eltern zur chriſtlichen Erziehung ihrer 
Kinder, alſo zunächſt der chriſtlichen, dann aber auch der ungetauften, aber 
dieſe natürlich nur zur guten Erziehung; zur chriſtlichen Erzie⸗ 
hung, ſoweit die Erkenntnis der Wahrheit ſich ihnen erſchließt. Die Ver⸗ 
pflichtung ſelbſt ergibt ſich naturrechtlich aus dem Weſen und Hauptzwecke 
der Ehe „Erzeugung und Erziehung der Kinder“ Cann. 1013 § 1; 
1113. Die Eltern ſind durch eine überaus ſchwere Pflicht gebunden, ſich 
ſowohl um die religiöſe und ſittliche, als auch um die natürliche und 
bürgerliche Erziehung ihrer Nachkommenſchaft nach Kräften zu bemühen 
und auch für das zeitliche Wohl derſelben zu ſorgen. Dieſe Grundſätze 
des Naturrechts ſind auch betont in der Heiligen Schrift 2 Kor 12, 14; 
Eph 6, 4. Ein Vater, der die Kindererziehungspflicht vernachläſſigt hat, 
kann weder (wenn er verheiratet war) Majoriſt (Diakon, Prieſter, Biſchof) 
1 Tim 3, 4. 5. 12; Tit 1,6 werden, noch eine Mutter gottgeweihte „Witwe“ 
1 Tim 5, 10. — Was von den ehelichen Eltern gilt, trifft in ent- 
ſprechender Weiſe die außerehelichen. 

2) Im Can. 1372 $ 2 werden die Stellvertreter der Eltern 
erwähnt; demnach ſind verpflichtet a) die Vorm ünder und Pfle- 
ger Can. 1648; b) die Lehrer („institutores“) Cann. 860; 854 $ 4 
und Vorgeſetzten; c) die Seelſorger Cann. 467 $1 (Pfarrer); 
336 $ 2 (Biſchöfe); 247 § 1 (Papſt durch das heilige Offizium). — Auch 
die Staatsgewalt ſchreibt ſich gewiſſe Rechte hinſichtlich der 
Bildung und Erziehung der Kinder zu: Der Staat hat das Recht, die 
natürliche Ausbildung (Unterricht und Erziehung) zu überwachen, 
Deutſche Vf. Art. 120; „die Jugend gegen Ausbeutung ſowie gegen ſittliche, 
geiſtige und körperliche Verwahrloſung zu ſchützen“ Art. 122; „für die 
Bildung der Jugend durch öffentliche Anſtalten zu ſorgen“ Art. 143; 
„das geſamte Schulweſen unter die Aufſicht des Staates zu ſtellen“ 
Art. 144; doch kann ſich dieſe Aufſicht nicht auf den Gegenſtand und die 
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Methode des Religionsunterrichtes und die religiöſe Erziehung der Jugend 
erſtrecken Art. 149; vgl. Can. 1381 § 1. — Es beſteht in Deutſchland 
zwar kein „Schulmonopol“ (Art. 147), immerhin beſteht „eine all— 
gemeine Schulpflicht“ Art. 145; die im Widerſpruch ſteht 
mit den Art. 120, 142, 144; die „Unterrichtspflicht“ der Preu— 
ßiſchen Verf. U. v. 1850 Art. 21 II entſprach noch mehr dem Naturrecht; val. 
auch das Preuß. Landrecht (T. II Tit. 12 § 43). Der Staat kann ſeine 
Untertanen vor Verwahrloſung und Bildungsloſigkeit ſchützen, aber es 
muß ihm gleich bleiben, woher das Wiſſen und die Erziehung ſtammt. 
Mit Recht erklärt der bekannte Juriſt Ferd. Walter in ſeinem „Natur— 
recht und Politik“? $ 452, der Schulzwang ſei naturrecht⸗ 
lich unhaltbar. 

B. Gegenſtand der allgemeinen Erziehungspflicht iſt, die zu 
erſtrebende leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Tüchtigkeit“, 
Deutſche VU. Art. 420 oder nach Can. 1113 die „educatio 
tum religiosa et moralis, tum physica et civilis“. Welches 
von dieſen Erziehungszielen den Vorzug verdient, iſt für 
jeden Menſchen, der an Gott und die Unſterblichkeit der Seele 
glaubt, ohne weiteres klar; Mt 16, 26; Mk 8, 36; Lk 9, 25 
(„Was nützt es dem Menſchen, wenn er die ganze Welt ge- 
winnt, aber an ſeiner Seele Schaden leidet“); Mt 6, 33; 
Lk 12, 31 („Suchet zuerſt das Reich Gottes ..., alles übrige 
wird Dreingabe ſein“). In dieſem Sinne beſtimmt Can. 
1372 § 1: „Alle Gläubigen ſind von Kindheit an jo zu erziehen, 
daß ihnen nicht nur nichts geboten wird, was der katholiſchen 
Religion und der Ehrbarkeit der Sitten widerſtrebt, ſondern 
daß die religiöſe und ſittliche Bildung den erſten Platz ein⸗ 
nimmt“. Entſprechend gilt dieſer Grundſatz auch für die 
Ungetauften. Darum iſt der Satz „Für die Aufnahme eines 
Kindes in eine beſtimmte Schule .. . iſt das Religionsbekenntnis 
feiner Eltern nicht maßgebend“ Deutſche VU. Art 146 I 
(gemildert in Abſ. II) unfaßbar. 

IV. Die Schule, ob kirchlich, ob ſtaatlich oder privat, 
iſt katholiſch, in welcher katholiſche Kinder von einem 
katholiſchen Lehrer im Geiſte der katholiſchen Kirche 
unterrichtet und erzogen werden Cann. 1372—74; 1381; 
Bayr. Konkordat 1924/25 Art. 5 ff.; Denkſchrift der Bayr. 
Biſchöfe v. 25. Mai 1919. — Hiermit ſtimmt überein die 
ftaatliche Geſetzgebung, z. B. in Deutſchland, VIU. 
Art. 120 (Erziehungsrecht der Eltern); 135 (Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit); 144147; BGB. §§ 1626-1631; RGeſ. 
über die religiöſe KErz. 15. Juli 1921; „Vertrag zw. dem 
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Bayr. Staat und der Ev.-Luth. Kirche in Bayern r. d. Rh.“ 
§ 5; „Vertrag zw. d. Bayr. Staat und der Vereinigten 
proteſtant.⸗evangel.⸗chriſtlichen Kirche der Pfalz“ Art. 8; 
Bayr. Lehrordnung: „Erziehungsziel“. — Die Haupt⸗ 
ſache iſt der Geiſt, in welchem unterrichtet und erzogen 
wird, verbürgt durch einen geſinnungstreuen katholiſchen 
Lehrer. In Notfällen können auch akatholiſche Schüler 
zugelaſſen werden, für deren Religionsunterricht eigens zu 
ſorgen iſt. 

Can. 1373: „In jeder Elementarſchule iſt den Kindern 
ihrem Alter entſprechend religiöſer Unterricht zu bieten §S 1. — 
Die Jugend, welche mittlere oder höhere Schulen beſucht, 
ſoll durch vollkommeneren Religionsunterricht ausgebildet 
werden; die Ortsordinarien ſollen ſorgen, daß dies geſchieht 
durch Prieſter, hervorragend an Eifer und Gelehrſamkeit“ $ 2. 
— Can. 1381: „Die religiöſe Unterweiſung der Jugend unter⸗ 
liegt in allen Schulen der Vollmacht und Aufſicht der Kirche 
§ 1. — Die Ortsordinarien haben das Recht und die Pflicht 
zu wachen, daß in jedweden Schulen ihres Gebietes nichts 
gegen den Glauben und die guten Sitten vorgetragen oder 
getan wird § 2. — Ihnen kommt in gleicher Weiſe das Recht 
zu, die Religionslehrer und Religionsbücher gutzuheißen; 
ebenſo im Intereſſe der Religion und Sittlichkeit zu ver⸗ 
langen, daß Lehrer oder Bücher entfernt werden“ $ 3. — 
Aus dieſem Recht der Kirche ergibt ſich das Recht und die 
Pflicht der kanoniſchen Viſitation durch den Orts⸗ 
ordinarius: „Die Ortsordinarien können in eigener Perſon 
oder durch andere alle Schulen, Kapellen, Jugendheime, 
Horte uſw. in allen Fragen der religiöſen und ſittlichen Er⸗ 
ziehung viſitierenz von dieſer Viſitation ſind die Schulen 
ſämtlicher Religioſen nicht frei (egemt), außer es handelt ſich 
um innere Schulen für die Profeſſen einer 
exemten Genoſſenſchaft“ Can. 1382. — Sind die 
Schüler in einem Kollegium vereinigt, ſo dürfen die Vor⸗ 
ſtände des gleichen Hauſes nicht die Beichtväter der 
Schüler ſein Cann. 1383; 891 (oben S. 572). — Die Orts⸗ 
ordinarien haben das Recht, die Religionslehrer 
gutzuheißen „ius approbandi religionis magistros“ 
Can. 1381 $3 d. h. ihre Tauglichkeit anzuerkennen Can. 1340 
§ 1 und ihnen die kirchliche Sendung zu geben Can. 1328. 
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Vollzieht der Biſchof die Ernennung, ſo fallen die beiden 
Akte gewöhnlich in eins zuſammen, ſonſt wählt der Ernennende 
aus den Tauglichen einen, der dann die missio canonica 
erhält, Poln. KK. Art. 13; Bayr. KK. Art. 5 n. 2. 

„Dieſen kirchengeſetzlichen Beſtimmungen iſt in Bayern Rech⸗ 
nung getragen“ durch das Konkordat 1924/25 in Art. 3; 4 $ 3; 5—8 
in Anlehnung an die deutſche VU. Art. 149 I; näheres bei Oberregierungs⸗ 
rat Dr. Aug. Hofmann: „Das kirchliche Geſetzbuch vom 28. Juni 1917 
und das Bahyeriſche Staatskirchenrecht“? (1925) n. 39 ©. 43 ff.; vgl. 
Bayr. „Lehrordnung“; a) Erziehungsziel; b) Kath. Religionsunterricht. — 
In den beiden oben angeführten Kanones iſt, abgeſehen vom eigentlichen 
Religions unterricht, welcher der Kirche unterſteht, mehr die 
negative Seite betont. Soll eine Schule noch eine katholiſche ſein, 
ſo darf nichts gegen den Glauben und die guten Sitten gelehrt oder getan 
werden; geſchieht es dennoch, ſo kann und muß der Ordinarius 
verlangen, daß glaubens- und ſittengefährdende Lehrer oder Bücher 
entfernt werden. In gleicher Weiſe ſollen auch die Eltern und ihre 
Stellvertreter wachen und bei Mißbräuchen die Abſtellung verlangen. 
Das gilt insbeſondere in den „Zwangsſchulen“ (VU. Art. 145); 
denn die Gewiſſensfreiheit darf in keiner Weiſe verletzt werden 
(BU. Art. 135). 


Nichtkatholiſche Schulen. Katholiſche Kinder ſind in 
katholiſche Schulen zu ſchicken. Doch kann es zuweilen Schwie⸗ 
rigkeiten geben. Deswegen verordnet Can. 1374: „Katho⸗ 
liſche Kinder ſollen akatholiſche, farbloſe, gemiſchte Schulen 
nicht beſuchen; gemiſcht ſind ſie, wenn ſie auch akatholiſchen 
offenſtehen. Nur der Ortsordinarius kann entſcheiden nach 
Maßgabe der Anweiſungen des Apoſtoliſchen Stuhles, unter 
welchen Umſtänden und Sicherungen zur Abwendung von 
Gefahren der Abkehr, der Beſuch ſolcher Schulen geduldet 
werden darf.“ 


Der Kodex verbietet im Can. 1374 den Beſuch von gewiſſen 
Schulen durch katholiſche Kinder; er nennt „scholas acatholicas, 
neutras, mixtas quae nempe etiam acatholicis patent.“ „Scholae 
a catholicae = akatholiſche Schulen“ find jene, welche 
für akatholiſche Schüler von akatholiſchen Lehrern im akatholiſchen Geiſte 
geleitet werden. — „Sch. neutrae“ find nach Leo XIII. (Allokution 
„Summi Pontificatus“ v. 20. Aug. 1880 $ „Nos vero“) „jeder Religion 
bare Schulen, die auf die vollſtändige Nichtanerkennung Gottes eingeſtellt 
ſind“, alſo religionsloſe Schulen. Auch die Deutſche VU. kennt 
„bekenntnisfreie (weltliche) Schulen“ Art. 149. — Den Ausdruck „sch. 
mi xta e“ erklärt Can. 1374 ſelbſt mit „Schulen, die auch den Afatho- 
liken offenſtehen“; man beachte aber, daß „Miſchſchulen, Simultanſchulen“ 
nur dann gegeben ſind, wenn grundſätzlich dieſe Miſchung ſtattfindet, nicht 
wenn in einem Notfalle akatholiſche Kinder in katholiſche Schulen gehen. — 
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Im allgemeinen iſt der Beſuch der akatholiſchen, farbloſen, gemiſchten 
Schulen durch katholiſche Kinder verboten; doch kann wegen beſonderer 
Umſtände dieſer Beſuch geduldet werden unter folgenden Bedingungen: 
a) Entſcheidung des Ortsordinarius nach den Anweiſungen des 
Apoſtoliſchen Stuhles, wie ſie in der Anmerkung zum Can. 1374 zuſammen⸗ 
geſtellt ſind, beſonders der Aufklärungen Leos XIII. und der Anweiſungen 
des Heiligen Offiziums an die Biſchöfe der Schweiz (1866), der Ver⸗ 
einigten Staaten (1875) und an den Biſchof von Jaſſy (1900); b) Vor⸗ 
handenſein der Sicherungen zur Abwehr der Seelengefahr in den 
Kindern, wie Can. 1381 angibt (kath. Religionsunterricht; Wachſamkeit 
der kirchlichen Hirten; Beſeitigung der ſchädigenden Lehrer und Bücher). 
Die „weltliche, bürgerliche, unabhängige und freie Schule, die religions— 
oder bekenntnisloſe Schule iſt das Lieblingskind der Freimaurerei“ 
Leo XIII. in feiner Enz. Humanum genus v. 20. Apr. 1884 $ „His 
autem dilapsis.‘ 


V. Kirche und Schule. 1) Die Kirche hat in allen 
Schulen ausſchließliche Rechte, was den religiöſen Unterricht 
und die religiöſe und ſittliche Erziehung betrifft Cann. 1381—82 
Syllabus Pii IX. nn. 45—48. — 2) Die „Kirche hat das Recht, 
Schulen aller Lehrgegenſtände und zwar nicht nur Ele⸗ 
mentar- ſondern auch mittlere und höhere 
Schulen zu gründen“ Can. 1375, natürlich auch Ho ſch⸗ 
ſchulen, nämlich Univerſitäten oder Fakul⸗ 
täten Can. 1376. Daraus geht hervor, daß das Schul— 
monopol des Staates unhaltbar iſt. Wie die Geſchichte lehrt, 
hat die Kirche zu allen Zeiten von dieſem Rechte ausgiebigen 
Gebrauch gemacht; vgl. Joſ. Lukas: Der Schulmeiſter 
von Sadowa S. 245—66. — 3) Die Kirche hat auch die 
Pflicht, katholiſche Schulen zu gründen nach Anweiſung 
des Can. 1379: „§ 1. Wenn katholiſche Schulen nach Vor⸗ 
ſchrift des Can. 1373, ſei es Elementar-, ſei es Mittelſchulen 
fehlen, ſo muß Sorge getragen werden, beſonders von den 
Ortsordinarien, daß ſolche gegründet werden. — § 2. Ebenſo 
iſt zu wünſchen, daß, wenn die öffentlichen Univerſitäten von 
dem Geiſte katholiſcher Lehre nicht durchdrungen find, in einer 
Nation oder Gegend eine katholiſche Univerſität gegründet 
werde. — § 3. Die Gläubigen ſollen es nicht unterlaſſen, 
zur Gründung und zum Unterhalt katholiſcher Schulen nach 
Kräften hilfreiche Hand zu leiſten.“ 

Da in manchen Ländern die Staatsſchulen den Anforderungen 
des Kirchenrechts nicht entſprechen, ſo mühten ſich die Katholiken mit 
großen Opfern katholiſche Schulen zu gründen und fie haben hierin oft 
Muſterhaftes geleiſtet. In Belgien wurde 1879 durch das 
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Miniſterium Frere-Orban⸗Vanhumbeek das Schulgeſetz ohne Kirchen— 
einfluß und ohne Religionsunterricht der Anlaß zur Gründung „fatho- 
liſcher Privatſchulen“, die eifrig beſucht wurden, während die öffentlichen 
halb leer ſtanden, doch ſchon 1884 fiel das rein weltliche Unterrichtsgeſetz; 
Leo XIII. All. v. 20. Aug. 1880, 

Derſelbe Papſt kann auch den Biſchöſen Englands gleiches Lob 
ſpenden wegen ihrer Bemühungen für freie katholiſche Schulen, 
Schreiben „Spectata fides“ vom 27. Nov. 1885. Kardinal Manning 
konnte am 17. Juli 1877 bekanntgeben, daß der Diözeſanſchulfonds von 
Weſtminſter für nahezu 20 000 katholiſche Kinder in London die nötigen 
Mittel beſchafft; er konnte hervorheben, daß man die katholiſchen Volks⸗ 
ſchulen als die beſten der engliſchen Hauptſtadt bezeichnen kann, Lukas 
S. 259. — Nach den neuen Lehrplänen in Frankreich vom 23. Febr. 
1923 gibt der Lehrer als Vertreter der bekenntnisloſen Geſellſchaft wie 
ſchon bisher einen Moralunterricht auf „allgemeiner deiſtiſcher Grundlage; 
er hat weder den Prieſter noch die Eltern zu erſetzen“; vgl. Europäiſche 
Unterrichtsreformen, bearbeitet im Reichsminiſterium des Innern 
(1924, Quelle & Meyer in Leipzig) S. 11 f. — Elſaß-Lothringen 
iſt durch ſeinen Widerſtand gegen die Entchriſtlichungsbeſtrebungen der 
Schule ſiegreich und zum Vorbild geworden für Deutſchland und Frank— 
reich. Die Katholiken Frankreichs haben ſich zuſammengeſchloſſen in 
der „Federation Nationale Catholique“ und es herrſcht gegenwärtig 
ein reges Leben in Rückeroberung der verlorenen Freiheiten und Rechte 
(A. R. 1925/26 S. 137). — Von den Lehrern ſind 80 000100 000 
religiös Atheiſten, politiſch Sozialiſten und Kommuniſten. Trotzdem die 
katholiſchen Schulen oft mehr als überfüllt, die Staatsſchulen zu 70—100% 
leer ſtehen, müſſen die bekenntnisloſen Lehrer bleiben als Kern- und 
Sammelpunkte religionsloſer Lebensauffaſſung (S. Z. J S. 49). 


Großartig ſind die Leiſtungen der Katholiken in den Vereinigten 
Staaten Nordamerikas. Der höchſte Gerichtshof der Ber- 
einigten Staaten, das oberſte Landesgericht, beſtätigte die 
Entſcheidung des Obergerichts vom Staate Oregon, wonach das 
Schulgeſetz dieſes Staates vom 7. Sept. 1922 als verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt wurde. Gegen dieſes Schulgeſetz, welches den Beſuch 
der öffentlichen Schulen durch alle Kinder von acht bis ſechzehn Jahren 
vorſchrieb, erhoben die Katholiken und eine andere private Schule Ein- 
ſpruch. Die Begründung des Bundesgerichtes lautete: Den Eltern und 
Vormündern ſteht das erſte Recht zu, die Kinder in Schulen ihrer Wahl 
zu ſenden. Den betroffenen Schulen — alſo den blühenden katholiſchen 
Pfarrſchulen — würde ihr von der Verfaſſung garantiertes Eigentums⸗ 
recht geſchmälert. Dieſes Urteil wurde von der amerikaniſchen Preſſe 
geradezu mit Begeiſterung aufgenommen und hatte die Wirkung, daß 
die katholiſchen Schulen Nordamerikas von den Elementarſchulen bis zu 
den Univerſitäten eine mächtige Steigerung erfuhren; vgl. „Schönere 
Zukunft“ 1925/26 S. 66 (P. Juſtus Schweizer 0. S. B. Einſiedeln); 
S. 256. Sehr lehrreich iſt die Artikelreihe „Erziehungstätigkeit und Schul- 
weſen in den Vereinigten Staaten Nordamerikas“ von J. Schulze 
D. D. St. Francis, Wis., USA, in L. O. S. 1926 S. 60, 250, 457, 684. — 
Ein Beiſpiel mag zeigen, wie Can. 1374 in Nordamerika zur Durchführung 
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gebracht wird. Der Biſchof von Pittsburg Hugo C. Boyle gab folgende 
Anweiſungen („The Savior's Call“ Jan. 1926): 1) Befindet ſich an einem 
Orte oder in einer Entfernung von drei Kilometern eine katholiſche Schule, 
die den Anforderungen des Diözeſan „School Board“ genügt, ſo muß 
dieſe beſucht werden. 2) Müſſen in. Ermangelung katholiſcher Schulen 
andere beſucht werden, ſo iſt für die religiöſe Erziehung der Kinder zu 
ſorgen einerſeits durch fleißigen Unterricht zu Hauſe, anderſeits durch 
eifrigen Beſuch des Katechismus am Sonntage oder an einem anderen 
Tage nach Beſtimmung des Pfarrers. 3) Eltern und ihre Vertreter, die 
obige Beſtimmungen vernachläſſigen, ſündigen ſchwer; kein Beichtvater 
kann fie abſolvieren. Nur der Biſchof (nicht der Pfarrer) kann außer- 
ordentliche Fälle prüfen und verbeſcheiden. 


Die Katholiken der Niederlande eroberten ſich durch ihre 
Rührigkeit die Beſtimmung der Verfaſſung vom 11. Dez. 1917, welche 
die Privatſchulen mit den öffentlichen gleichſtellt auch in den öffentlichen 
Zuwendungen, wogegen ſie der ſtaatlichen Aufſicht unterſtehen; vgl. 
auch J. Bergmans: „De Lager-Onderwijswet met korte Aantee- 
keningen en Vragen“ (Utrecht 1920). — 


Die freien katholiſchen Schulen ſuchen ſich auch in den Miſſions⸗ 
gebieten geltend zu machen. Ein anerkennenswerter Erfolg wurde 
den „Kongregationsſchulen“ d. i. den Schulen der Ordenskongregationen 
in Bulgarien zuteil. „Der Geiſt der inneren Zerſetzung in den 
bulgariſchen Staatsſchulen (S. 32 f.), die wachſende Zügelloſigkeit der 
Schuljugend in dieſen Schulen bewog viele der bemittelten Bulgaren, 
ihre Kinder nicht in die Staatsſchulen, ſondern in die privaten kongre⸗ 
gationaliſtiſchen Schulen zu ſchicken, die dazu alle mit Internaten ver⸗ 
ſehen find”, Stefan Zan kow: „Die Verwaltung der bulgariſchen 
orthodoxen Kirche“ (Halle 1920) S. 35; begreiflich; denn „die meiſten 
Lehrer der Staatsſchulen waren in der Schule ſelbſt und in der Geſellſchaft 
die Vorkämpfer für alle freien Ideen: keine Religion, freie Moral, anti⸗ 
religiöſer und anarchiſtiſcher Sozialismus .. . und noch heute find die 
meiſten Volksſchullehrer die erbittertſten Vorkämpfer des radikalen Sozialis⸗ 
mus“ (S. 32—33). — Auch im äußerſten Oſten (Korea) bemühen ſich 
die Apoſtoliſchen Oberhirten für gute katholiſche Schulen zu ſorgen. Das 
„Directorium Missionis de Seoul“ (Hongkong 1923) unterſcheidet „scholae 
catechisticae et litterariae“ nn. 102 sqq. In die „katechiſtiſchen Schulen“ 
müſſen alle Kinder katholiſcher Eltern gehen; die „literariſchen Schulen“; 
d. h. die Schulen mit allgemeiner Bildung im katholiſchen Geiſte ſollen 
von den Miſſionären mit allen Kräften gefördert werden, damit die Kinder 
nicht gezwungen werden, heidniſche oder irrgläubige Schulen zu beſuchen 
ibi n. 103. — In Sowjet⸗- Rußland iſt „die geſamte Volks⸗ 
bildung dem Einfluß der Kirche entzogen“, das iſt dort Grundſatz. Denn 
„die Bildungspolitik der Sowjetregierung ſtützt ſich nachdrücklich und 
eindeutig auf rationale wiſſenſchaftliche Grundlagen. Die Religion ſtellt 
ja nur einen phantaſtiſchen Reflex in den Köpfen der Menſchen über ihre 
Beziehungen untereinander und zur Natur dar“; vgl. „Die Politik der 
Sowjetregierung auf dem Gebiete der Religion,“ Ruſſ. Korreſpondenz 
Bd. I Nr. 6 S. 51; Europ. Unterrichtsformen S. 52. — Hier iſt alſo 
Gelegenheit gegeben, die Grundſätze der Cann. 1374 ff. anzuwenden. 
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VI. Die Hochſchulen, insbeſondere die Univerſitäten 
Cann. 1376-1380; 256; 587 § 3; 642 § 1 n. 2 82 (Ordens⸗ 
leute); 976 § 3 (Klerikerſtudien); 1365-66; 1406 § 1 n. 8 
(Glaubensbekenntnis); 2332 (Berufung vom Papſt an d. 
Allg. Konzil). 

1) Errichtung. „Die kanoniſche Errichtung einer 
katholiſchen Univerſität oder Fakultät iſt dem Apoſtoliſchen 
Stuhle vorbehalten $ 1. — Die katholiſche Univerſität oder 
Fakultät, auch die den Religioſenfamilien jeder Art anver⸗ 
traute, muß ihre vom Apoſtoliſchen Stuhle beſtätigten Sta⸗ 
tuten haben § 2“ Can. 1376. 


Univerſität bedeutet jetzt die Geſamtheit der Hochſchulſtudien 
= „universitas studiorum“ (Can. 1376 $ 1), alſo der Theologie, Rechts- 
kunde, Heilkunde, Weltweisheit (letztere früher „artes liberales“ genannt). 
Urſprünglich redete man von der Geſamtheit des Lehr- und Hörkörpers 
(universitas magistrorum et scholarium). 

Fakultät (Abteilung, kacultas, sectio) iſt einer der vier Zweige 
des Geſamtwiſſens, z. B. philoſophiſche Fakultät. — Im Can. 1376 $ 1 
iſt nicht geſagt, daß jede Errichtung einer Univerſität oder Fakultät 
dem Apoſtoliſchen Stuhle vorbehalten iſt; ſoll ſie vorbehalten ſein, ſo 
muß es ſich um eine katholiſche Univerſität uſw. handeln und auch 
hier iſt nicht die weltliche Errichtung folder Hochſchulen dem Apo— 
ſtoliſchen Stuhle vorbehalten, ſondern die kan oniſche Errichtung. 
Hochſchulen zu errichten iſt, wie die Geſchichte beweiſt, weder ein aus⸗ 
ſchließliches Vorrecht der Kirche noch des Staates, ſondern iſt Sache der 
menſchlichen Geſellſchaft; gerade die älteſten Hochſchulen: die mediziniſche 
von Salerno (11. Jahrh.) und die juriſtiſche zu Bologna (12. Jahrh.) 
wuchs aus den geiſtigen und geſellſchaftlichen Zeitbedürfniſſen heraus. 
Doch mußten die theologiſche Fakultät und die des kanoniſchen Rechts 
naturgemäß die Billigung und Sendung der Kirche haben. Aber die 
Kirche ging weiter, fie bemühte ſich wie die Staatsgewalt um das Zu- 
ſtandekommen der Univerſität ſelbſt. Aus den Domſchulen gingen ja manche 
Bildungsſtätten hervor, ſo neben Prag und Köln die berühmteſte 
Univerſität des ausgehenden Mittelalters, die von Paris. „Das 
13. und 14. Jahrhundert bietet ein eigentümliches Schauſpiel. Papſt 
und Kaiſer, Städte und Landesherren wetteifern in der Errichtung von 
Kulturſtätten, die zu den ſchönſten und großartigſten Erſcheinungen des 
Mittelalters gehören,“ Denifle Heinrich: Die Entſtehung der Univerſi— 
täten des MA. I. 1885 S. 219. Ein Verzeichnis der bis zum Jahre 1444 
entſtandenen bedeutenderen Univerſitäten bietet Siebengartner 
S. 52. 

„Die kanoniſche Errichtung einer katholiſchen Univerſität oder Fa— 
kultät“ iſt durch Can. 1376 $ 1 eine „causa maior“ (Cann. 220; 1600), eine 
dem Papſte vorbehaltene Sache geworden, „entſtanden aus alter Gewohn⸗ 
heit und ehrerbietiger Rückſicht auf den Apoſtoliſchen Stuhl“, Gregor XVI. 
Schreiben „‚Maiori certo“ v. 13. Dez 1833 an den Episkopat Belgiens. 
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In dieſem Lande wurde am 16. Dez. 1835 die berühmte katholiſche Uni⸗ 
verſität Löwen eröffnet. Seit mehr als fünfzig Jahren beſtehen die 
katholiſchen Univerſitäten in Frankreich (1875); Angers, Lille, 
Lyon, Paris, Toulouſe; ſeit 1889 in der Schweiz: Freiburg i. U. 
Folgend den Weiſungen Leos XIII. (Schreiben „Quod in novissimo“ 
vom 10. April 1887) gründete der Epiſkopat der Vereinigten Staaten 
die Univerfität Waſhington, die in neueſter Zeit es auf 2350 Stu- 
denten brachte (AAS. 14, 423); dazu kommen nicht wenige beſonders von 
Ordensleuten geleitete Hochſchulen, ſo Notre Dame (Indiana) 
mit 2400 Studenten; die von den Jeſuiten geleitete Ford ham-Uni⸗ 
verſität zu New Pork, welche 1925 ein ganzes Stockwerk im 
Woolworth-Gebäude (dem höchſten der Welt) zu mieten genötigt war 
(S. Z. J S. 256), und viele andere. Die neueſte katholiſche Univerſität 
iſt die „Herz⸗Jeſu⸗Univerſität“ in Mailand, gegründet am 25. Dez. 
1920 (AAS. 13, 195; 321), für welche die italienischen Katholiken Ende 
1925 nahezu zwei Millionen Lire ſpendeten, vgl. Università Cattolica 
del S. Cuore, la sua storia, la sua organizzazione 1925. Auch in Polen 
wurden Hochſchulen errichtet bzw. ausgebaut: die eine in Warſchau 
für Theologie, Philoſophie und Kirchenrecht am 4. April 1920; die andere 
in Lublin (Ljublin) für Theologie und Rechtswiſſenſchaft am 25. Juli 
1920; die Statuten der letzteren Hochſchule wurden auf drei Jahre be⸗ 
ſtätigt (AAS. 13, 319 f.). Die letzte beſtätigte katholiſche Univerſität iſt 
Nimwegen (Nymegen) in den Niederlanden (448. 15, 596). Die 
katholiſche Univerfität in Salzburg, welche Leo XIII. am 4. März 
1885 ſo dringend empfahl, iſt bis jetzt noch nicht zuſtande gekommen. 

Da die „Kirchengeſetze die Zukunft regeln, nicht die Vergangenheit“ 
(Can. 10), jo gilt die Vorſchrift des Can. 1376 $ 2 bezüglich der vom 
Apoſtoliſchen Stuhle gebilligten Statuten unmittelbar nur für die zu 
gründenden Univerſitäten und Fakultäten. Gewiſſe Grundzüge einer 
Verfaſſung ſind zuweilen in den Konkordaten niedergelegt; jo 
im Bayr. Konkordat 1924/25 Art. 3 und 4. — Ahnlich das Pol— 
niſche Konkordat vom 10. Febr. / 2. Juni 1925 Art. 13 § 1 Abſ. III 
(oben 5 18 S. 559). — Wichtig iſt Can. 642 $ 1 n. 2 und $2, wornach 
Religioſen, welche in die Welt zurückgekehrt ſind, ohne ein beſonderes 
päpſtliches Indult zu Lehrſtellen und Ämtern in Seminarien und Kolle 
gien mit Prieſtererziehung, ſowie an Univerſitäten und Anſtalten, die das 
Apoſtoliſche Privileg beſitzen, die akademiſchen Grade zu verleihen, nicht 
zugelaſſen werden dürfen. 


2) Die akademiſchen Grade und ihre 
Rechte Cann. 137778. „Die akademiſchen Grade, welche 
kanoniſche Wirkungen in der Kirche haben, kann niemand 
verleihen, außer auf Grund einer vom Apoſtoliſchen Stuhle 
verliehenen Vollmacht“ Can. 1377. — „Den geſetzmäßig 
beförderten Doktoren kommt das Recht zu, außerhalb der 
heiligen Funktionen einen Ring auch mit Stein (gemma) 
und das Doktorbirett zu tragen; zudem bleibt die Vorſchrift 
der heiligen Kanones aufrecht erhalten, die bei der Verleihung 
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gewiſſer Kirchenämter und -Pfründen den Vorrang denen 
einräumen, welche den Doktor- oder Lizentiatengrad erhalten 
haben, wenn die übrigen Vorausſetzungen nach dem Urteil 
des Ordinarius gleich ſind“ Can. 1378. 


1) Die „akademiſchen Grade“ waren und ſind zuweilen 
auch jetzt noch drei: Baccalaureat, Lizentiat, Doktorat. Der Grad des 
Baccalaureus (baccalaureatus, baccaulariatus, batallariatus) 
wurde erreicht durch Ablegung der erſten Prüfung zum Doktorat 
hin. Das Baccalaureat beſtand in Deutſchland bis zum Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts und beſteht jetzt noch an der Fakultät für 
proteſtantiſche Theologie in Jena; dasſelbe findet ſich in England 
(Bachelor of Arts, of Divinity), in Frankreich (Bachelier ès lettres, 
es sciences), in Italien (Baccelliere = bacalare) und Spanien 
(Bachiller). — Der zweite Grad hieß der des licentiatus, d. h. 
eines Geprüften, der die Vollmacht (licentia) hat, nach ſeinem Ermeſſen 
das Doktorat zu erwerben. In beiden Rechten hieß der Hörer nach fünf 
Jahren erfolgreichen Rechtsſtudiums auch prolyta. Beide Grade 
werden an den päpſtlichen Hochſchulen in Rom verliehen (Can. 367); 
auch in Deutſchland findet ſich der Titel an proteſtantiſch-theologiſchen 
Fakultäten, um das Vorleſungsrecht zu bezeichnen. — Der dritte und 
höchſte Grad iſt der des Doktors (doctoratus), welcher an manchen 
Univerſitäten (Sorbonne, Löwen, Salamanca, auch in Rom in der 
Theologie) Grad des Magiſters hieß und jetzt noch bei manchen 
Ordensfamilien heißt; vgl. AnacletiReiffenstuel: Jus canonicum 
in V5 nn. 2—5. 

2) Die akademiſchen Grade, alſo namentlich das Doktorat, haben 
kirchenrechtliche und bürgerliche Wirkungen. Sollen ſie 
kirchenrechtliche Wirkungen haben, ſo muß die Univerſität oder 
Fakultät die Vollmacht, akademiſche Grade zu verleihen, vom Apoſtoliſchen 
Stuhle erlangt haben. So haben in neuerer Zeit die theologiſchen Fakul⸗ 
täten von Bonn und Straßburg das Promotionsrecht vom Papſte 
erhalten, Archiv f. kath. KR. 85, 380; ASS. 40, 455. Wurde die geſamte 
Univerſität vom Papſte gegründet oder beſtätigt, ſo haben die akademiſchen 
Grade ſämtlicher Fakultäten die kirchenrechtlichen Wirkungen; ſonſt 
nur die Grade der betreffenden Fakultät. 

Soll der Doktorgrad die kirchenrechtlichen Wirkungen erzielen, ſo 
müſſen ſeine Inhaber „geſetzmäßig befördert“ („rite cxeati“) 
fein Can. 1378; Trid. sess. 22 c. 2 d. r.; sess. 24. C. 12 d. r. Darum galt 
und gilt der Grundſatz Pius' V. „Doctoratus non receptus in publica 
universitate non suffragatur“; derſelbe Papſt hat in den Konſt. „Quamvis““ 
vom 1. Juni 1568 $ 3 die Privilegien (auch die päpſtlichen), beſonders 
das der Pfalzgrafen (Comites Palatini), akademiſche Grade zu verleihen, 
abgeſchafft, wenigſtens bezüglich der kirchenrechtlichen Wirkungen; vgl. 
Reiffenstuel: Jus can. in IV 17 nn. 54 sqd. — Außer den Univerſitäten 
und Fakultäten verleihen auch heute noch andere juridiſche Perſonen die 
akademiſchen Grade, in erſter Linie die SCSem.-Un. Can. 256 $ 1; auch 
das Kollegium der Apoſtoliſchen Protonotare beſitzt dieſes Recht; 
S. C. Stud. d. 19. Dec. 1903 (ME. 15, 497; 316). 
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3) Im Can. 1378 werden hauptſächlich zwei Vorrechte der Dokt o⸗ 
ren aufgezählt: eines hinſichtlich der klerikalen Tracht; das andere 
verleiht einen Vorzug bei Verleihung kirchlicher Amter. a) Die Doktoren 
haben das Recht, außerhalb der heiligen Verrichtungen einen Ring 
zu tragen, auch mit einem Edelſtein, ſowie das Doktorbirett d. h. 
Birett mit vier Flügeln (cornua, cornicula); vgl. „Handbuch“ 2. Lief.? 
S. 255. b) Das Doktorat (das Lizentiat wenigſtens zuweilen) 
wird manchmal für kirchliche Würden und Amter als unerläßliche, 
manchmal als beſte Vorausſetzung gefordert. Als unerläßliche 
Vorausſetzung erſcheint das Doktorat: a) bei den Auditoren der 
Römiſchen Rota (wenigſtens Doktor der beiden Rechte) Can. 1598 $ 2; 
6) beim Kanzler der Ritenkongregation (Doktor des Kirchenrechts) 
Can. 2017; ) bei den Anwälten und Vertretern in den 
Selig⸗ und Heiligſprechungsprozeſſen der Ritenkongregation (Doktor 
des kanoniſchen Rechts und wenigſtens Lizentiat der Theologie) Can. 2018. 

Als verhältnismäßig beſte Vorausſetzung wird das Doktorat ge- 
fordert: a) bei Biſchöfen und Prälaten (Abten) mit Eigen- 
gebiet (Doktorat; Lizentiat; wahre Kenntnis der Theologie oder des 
kanoniſchen Rechtes) Cann. 331 $ 1 n. 5; 320 § 2; f) bei General⸗ 
vikaren und Kapitelvikaren (wie a) Cann. 367 § 1; 434 82; 
5) bei der erſten Dignität des Domkapitels (Doktor der Theologie 
oder des kanoniſchen Rechts, ſoweit möglich) Can. 396 $ 3; 6) bei Be⸗ 
ſetzung der Kanonikate (Doktor der Theologie oder des kan. Rechtes) 
Can. 404 § 2; bei Erwählung des Can onicus The olo g us (Doktor 
der Theologie); des Can. Poenitentiarius (Doktor der Theologie oder 
des kan. Rechtes) Can. 399 $ 1; e) bei den Profeſſoren der 
Seminarien Doktoren je nach dem Fache Can. 1366 $ 1; 0) bei den 
kirchlichen Gerichtshöfen für den Offizial oder die Vizeoffi⸗ 
ziales (Doktoren des kanoniſchen Rechtes oder wahre Kenntnis) Can. 
1573 § 4; bei dem Promotor iustitiae oder Defens or 
Vin culi (wie &) Can. 1589 §§ 1 und 2; beim kirchlichen Anwalt (Doktor 
wenigſtens im kanoniſchen Recht, wahre Kenntnis) Can. 1657 8 2. 

4) Die Auszeichnungen der akademiſchen Grade kommen an ſich 
auch den Religioſen zu, indes können die Konſtitutionen eines 
Ordens oder einer Kongregation die Führung derſelben unterſagen, z. B. 
„Sacerdotes Societatis (Div ini Salvatoris), qui sunt laureati, 
titulo Doctoris sine speciali ratione et venia Superjorum maiorum ne 
utantur“, Constitutiones 1922 n. 318. 


5) Akademiſche Grade, anerkannt von der Staatsgewalt. 
In Deutſchland iſt die Führung der akademiſchen Grade durch 
die Verfaſſung Art. 109 IV ausdrücklich zugeſtanden; das gilt zunächſt 
von den an deutſchen Hochſchulen erworbenen Graden. Über die Führung 
aus ländiſcher akadem iſcher Grade beſtimmen die Länder; dal. 
Preuß. VO. v. 30. Sept. 1924. — Auch die Titel „Spektabilität“ für den 
Dekan der philoſophiſchen Fakultät („Spectabilitas“ J. 5 C. 9, 27; J. 60 
C. 10, 32), ſowie „Magnifizenz“ können i. w. S. als akademiſche Grade 
betrachtet werden vgl. Gieſe F.: „Die Reichsverfaſſung““ zu Art. 109 
S. 302. Dieſe beiden Titel deuten an, wie hoch der Doktorgrad vom 
13. bis Ende des 18. Jahrhunderts gewertet wurde nicht nur ſtaatlich, 
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ſondern auch kirchlich. Dieſer verlieh den perſönlichen Adel („Ritter“) 
und den Titel „Praenobilis“ nebſt vielen anderen Privilegien, Reif fen- 
stuel: Jus canonicum V5 nn. 6ff.; Schmalzgrueber ibi 81; 
Aichner Simon: Comp. J. E. $ 14610. 


3) Förderung der katholiſchen Hoch— 
ſchulen durch die Kirche. „Es iſt zu wünſchen, daß 
die Ortsordinarien nach ihrem klugen Ermeſſen Kleriker, her⸗ 
vorragend durch Frömmigkeit und Talent, an die Schulen 
einer von der Kirche gegründeten oder gebilligten Univerſität 
oder Fakultät ſchicken, damit ſie dort die Studien namentlich 
der Philoſophie, Theologie und des kanoniſchen Rechts voll— 
enden und die akademiſchen Grade erwerben“, Can. 1380. 

Die Sorge der Kirche für die Förderung des Univerſitätsſtudiums, 
für die Heranbildung tüchtiger Lehrer der Geiſtlichkeit, tritt uns ſchon 
in c. 5 De Magistris (V 5), in der Dekretale Honorius III. entgegen, der 
deswegen das uneingeſchränkte Lob des Proteſtanten Juſtus Heninghius 
Böhmer findet. Dieſe Sorge iſt durch die Jahrhunderte gleich geblieben. 
Auch die Religioſen ſollen, ſo will es der Kodex, entſprechend aus— 
gebildet werden, „auch an einer öffentlichen katholiſchen Hochſchule“ 
Can. 587 8 3. 

Papſt Benedikt XV. hat durch das Dekret der Konſiſtorial— 
kongregation „Nemo de s. clero“ vom 30. April 1918 Normen aufgeſtellt 
für den Beſuch weltlicher Hochſchulen durch Geiſtliche folgenden 
Inhalts: 1) Nur Prieſter ſollen durch den Biſchof zum Beſuch der 
weltlichen Hochſchulen auserwählt werden, Prieſter, deren Geiſt und 
Frömmigkeit Bürgſchaft eines für die Kirche ehrenvollen Studiums 
bieten, denn der Diözeſe Bedürfnis und Nutzen iſt hier maßgebend. — 
2) Die kirchliche Fortbildung darf beim Studium weltlicher Fächer nicht 
verſäumt werden Cann. 129; 130; 590; vgl. „Handbuch“ 2. Lief.? S. 226.— 
3) Nach Vollendung der Studien haben ſich die betreffenden Prieſter 
ihrem Biſchofe zur Verfügung zu ſtellen, gegen deſſen Willen ſie kein 
weltliches Lehramt übernehmen können. — 4) Die hier ausgeführten 
Normen gelten entſprechend für die Religioſen (ME. 30, 170). 


4) Reinerhaltung des Glaubens an den 
Hochſchulen. Jene Profeſſoren und Lehrer der Hoch— 
ſchulen, welche teilnehmen am „Dienſte der Predigt“, alſo 
vor allem die Lehrer der Theologie oder des Kirchenrechts 
(vgl. Can, 1385 n. 2), bedürfen der Sendung durch den 
kirchlichen Obern, ſei es durch die Übertragung des Amtes 
oder durch die Erteilung der missio canonica Can. 1328; 
Röm 10, 15. 

Um die Reinheit der Lehre zu verbürgen, haben „der 
Rektor der Univerſität bzw. der Dekan der Fakultät vor 
dem Ordinarius oder ſeinen Bevollmächtigten das Glaubens 
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bekenntnis abzulegen; vor dem Vorſtande der Univerſität 
oder Fakultät ſämtliche Profeſſoren der kirchlich er- 
richteten Hochſchulen oder Abteilung, und zwar zu Beginn 
eines jeden Schuljahres oder wenigſtens zu Beginn des Amtes; 
ebenſo die Kandidaten akademiſcher Grade nach über— 
ſtandener Prüfung“ Can. 1406 § 1 n. 8. Die Formel ſteht 
an der Spitze der Kanones des kirchlichen Geſetzbuches; dazu 
kommt der Antimoderniſteneid S. Ofk. d. 22. Mart. 
1918 (AAS. X, 136; „Handbuch“ 1. Lief.? S. 29), außer 
es würde von letzterem ausdrücklich dispenſiert (oben S. 514). 
Wer die Ablegung des leute (Can. 1406) 
vernachläſſigt, iſt nach Can. 2043 mit Strafen k. s. bedroht 
bis zum Verluſt des Amtes; vgl. Bayr. Konk. 1924/25 Art. 3. 
— Da die katholiſchen Univerſitäten und Fakultäten berufen 
ſind, das Licht des Glaubens zu verbreiten und zu ſchützen, 
jo iſt begreiflich, daß ſie eintreten für den Primat des 
Papſtes auch gegenüber dem Allg. Konzil. Darum 
ſind die Univerſitäten uſw. mit dem Interdikt (dem Apoſto⸗ 
liſchen Stuhle in beſonderer Weiſe vorbehalten) bedroht, 
wenn ſie Berufung ergreifen von Verordnungen des Papſtes 
an ein Allgemeines Konzil Can. 2332. 

Sollte ein Profeſſor oder ſonſtiger Lehrer einer Hochſchule 
wegen ſeiner Lehre oder ſeines ſittlichen Verhaltens ſich als 
ungeeignet erweiſen, ſo kann, ſoweit die Kirche zu— 
ſtändig iſt, vorgegangen werden auf Grund der Cann. 192 83 
(Entziehung des Amtes); 1340 (E. der kanoniſchen Miſſion); 
vgl. Bayr. Konk. Art. 2. Auch kann über jemanden als 
Sühneſtrafe die Unfähigkeit (inhabilitas) verhängt werden, 
akademiſche Grade zu erlangen Can. 2291 n. 9. 


§ 20. das Buch in ſeiner Beziehung zum Lehramt der 
Kirche. 


Quellen: Cann. 1384-1405; 2318; 1381 § 3; Leo XIII. 
in ſeiner Bulle „Okficiorum ac munerum“ d. 25. Jan. 1897 
(ME. IX? 247—54), wo auch ein geſchichtlicher Überblick in 
der Einleitung ſich ue vgl. Joſ. Hilgers: Der Index 
verbotener Bücher (1904); Donat Joſ.: Die Freiheit der 
Wiſſenſchaft (1910) S. 207—235; die ältere Literatur |. bei 
Here Hollweck— KR. S. 621; Säg⸗ 
müller J. B.; KR. II S os ff 
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A. Allgemeines. 

„Die Kirche hat das Recht zu verlangen, daß die Gläubigen 
Bücher, welche ſie nicht vorher prüfend anerkannt hat, nicht 
herausgeben; ebenſo das Recht, aus rechtmäßiger Urſache 
die erſchienenen Bücher jeglicher Herausgeber zu verbieten“ 
Can. 1384 § 1. Dortſelbſt im § 2 erklärt der Kodex, was hier, 
nämlich im 3. Buche, Tit. 23 (Cann. 13841405), unter den 
Ausdrucke „libri Bücher)“ zu verſtehen iſt, nämlich nicht 
nur alle Bücher im eigentlichen Sinne, ſondern auch, ſoweitnicht 
das Gegenteil feſtſteht, alle Veröffentlichungen, welche täglich 
oder regelmäßig erſcheinen und alle anderen herausgegebenen 
Schriftſtücke, demnach auch Zeitungen, Zeitſchriften; 
für das Strafrecht des Can. 2318 gilt dieſe Ausdehnung nicht. 


a) Papſt Leo XIII. hat in ſeiner Konſt. „Okficiorum“ zuerſt die Grund⸗ 
ſätze für das Bücher verbot und dann die vorausgehende 
Prüfung der Bücher behandelt, offenbar iſt die Anordnung des 
Kodex mehr naturgemäß. — b) Der Kodex ſagt nicht, daß die Gläu- 
bigen (fideles) jedes Buch der vorausgehenden Prüfung der Kirche 
unterwerfen müſſen, ſondern nur, daß die Kirche das Recht hat, dies 
zu verlangen. Die Kirche hat demnach zuerſt das Recht zu prüfen, ob 
irgend ein „Buch“ in ihren Rechtsbereich nach Can. 1553 gehört. Dar⸗ 
nach gehören zum kichlichen Rechtsbereich alle Bücher, welche Geiſt⸗ 
liches oder mit Geiſtlichem Verbundenes behandeln; ferner Bücher, 
die wegen der „Sünde“ die kirchlichen Intereſſen berühren, z. B. 
Anreizung oder Gelegenheit zur Sünde; endlich Bücher der Kleriker 
i. w. S. nach Cann. 120; 614; 680. In den Cann. 1385—92 wird näher 
gezeigt, auf welchen Gebieten die Kirche ihr Prüfungsrecht geltend macht. 
Demnach iſt der Satz bei Donat: „Freiheit der Wiſſenſchaft“ S. 203: 
„Zu unterwerfen ſind ihr (= „der Präventivzenſur“, der vorausgehenden 
Prüfung) die Bücher ſittlich-religiböſen Inhaltes“ ergänzungsbedürftig; 
indes können auch der poſitiven Prüfung unmöglich ſämtliche 
Bücher der Gläubigen unterſtellt werden; einerſeits dürfte die Zuſtändig⸗ 
keit (über Can. 1553 hinaus) fehlen, anderſeits würden die kirchlichen 
Obern bei der Prüfung aller Bücher, Zeitſchriften und Zeitungen gegen- 
über dem Berg von Arbeit unterliegen. — c) „Die Gläubigen 
(fideles) dürfen keine ungeprüften Bücher herausgeben“ Can. 1384 8 1, 
d. h. die Katholiken; denn es heißt nicht die Getauften 
(baptizati); darum gilt hier nicht Can. 12, der auch die getauften Irr⸗ 
gläubigen umfaßt (wie Epitome II n. 721 meint), ſondern Can. 13, der 
auf Can. 1384 angewendet, ſagt: Die Büchervorſchrift gilt nur für die 
Gläubigen, alſo gemäß Cann. 1325; 1332; 1348 für die Katholiken. 


B. Die vorausgehende Prüfung der Bücher. 
J. Prüfungsbehörde. Das erſte Kapitel im 
Tit. 23 des III. Buches iſt überſchrieben „De praevia librorum 
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censura“. Hier bedeutet „censura“ nicht Zenſur im 
gewöhnlichen Sinne, alſo eine der drei Beſſerungsſtrafen im 
Sinne der Cann. 2241; 2255 ff., ſondern hier hat „censura“ 
die urſprüngliche Bedeutung von „Abſchätzung“ oder „Ein⸗ 
ſchätzung“ J. 38 C. 10, 31, geradeſo wie die Ausdrücke „Cen- 
sores, censitores“; vgl. Can. 1393; freilich erſcheint „censura“ 
ſchon bald im Sinne von Strafe J. 3 C4, 7; c. 20 de 
V. S. (V 40). Gewiſſe „Bücher“ ſind demnach, bevor ſie er- 
ſcheinen, einer Beurteilung zu unterwerfen. So die Prüfung 
günſtig ausfällt, wird die Erlaubnis (licentia) des Or⸗ 
dinarius ſchriftlich erteilt, eine Erlaubnis, „welche 
am Anfange oder Ende des Buches, Blattes oder Bildes 
mit Angabe des Namens des die Erlaubnis Erteilenden, ſowie 
mit Angabe des Ortes und der Zeit der Gewährung a bz u— 
drucken iſt“ Can. 1394 § 1. — „Erſcheint die Verwei⸗ 
gerung der Erlaubnis angebracht, jo ſollen dem Ver— 
faſſer (auctor) die Gründe angegeben werden, wenn nicht 
eine gewichtige Urſache es anders erheiſcht“, ibi § 2. 
Obwohl die Kongregation des heiligen Of fiziums 
nach gegenwärtigem Rechte als höchſte Behörde die Bücher⸗ 
frage behandelt, ſo wird doch im Can. 247 § 4 die vorausge⸗ 
hende Prüfung der Bücher unter den Zuſtändigkeiten nicht 
erwähnt, vielmehr iſt dies Sache der biſchöflichen 
Behörden, auch in Rom, wo die Prüfung und Erlaubnis⸗ 
erteilung dem Magister S. Palatii (Santi- Leitner: Prae- 
lectiones* J 31 n. 75) und dem Kardinalvikariat zukommen. — 
Für die biſchöflichen Kurien der ganzen Welt hat 
Can. 1393 die notwendigen Vorſchriften zuſammengefaßt: 
„In allen biſchöflichen Kurien ſollen amtliche Zen⸗ 
ſoren da ſein zur Prüfung der Veröffentlichungen ($ 1). — 
Dieſe Prüfungsbeamten ſollen bei Verwaltung ihres Amtes 
— mit Beiſeiteſetzung jeder perſönlichen Rückſicht — nur die 
Dogmen der Kirche vor Augen haben und jene gemeinſame 
Lehre der Katholiken, wie ſie enthalten iſt in den Beſchlüſſen 
der Allgemeinen Konzilien oder in den vorſchriftlichen Er- 
laſſen des Apoſtoliſchen Stuhles und in der übereinſtimmenden 
Anſicht zuverläſſiger Gelehrter ($ 2). — Die Zenſoren ſollen 
gewählt werden aus dem Welt- und Ordensklerus, Männer 
erprobt an Jahren, Bildung und Umſicht, die da in der Bil- 
ligung und Verwerfung von Lehrmeinungen den goldenen 
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Mittelweg einſchlagen ($ 3). — Der Zenſor muß fein Urteil 
ſchriftlich abgeben. Im günſtigen Falle ſoll der Ordinarius 
die Veröffentlichungsvollmacht geben, der jedoch das Urteil 
des Zenſors vorauszuſchicken iſt mit Angabe ſeines Namens. 
Nur in außerordentlichen Fällen und ſehr ſelten kann nach 
dem weiſen Ermeſſen des Ordinarius der Name des Zenſors 
weggelaſſen werden (§ 4). — Den Verfaſſern darf der Name 
des Zenſors niemals bekannt gegeben werden, bevor dieſer 
ein billigendes Urteil ausgeſprochen hat ($ 5)“. 


1) Eine zur Veröffentlichung entweder als Hand- bzw. in Verviel⸗ 
fältigungsſchrift oder bereits im gedruckten Roh- oder Bürſtenabzug 
eingereichte Arbeit wird vom Ordinarius einem der biſchöflichen Bücher— 
zenſoren zur Begutachtung übergeben. Dieſer prüft ſie gewiſſenhaft ohne 
Anſehung der Perſon nach dem dogmatiſchen Gehalt und ſtellt ſchließlich 
ein ſchriftliches Gutachten mit Begründung der Zulaſſung, der Ab— 
weiſung oder Beſſerungsbedürftigkeit aus. In erſterem Falle gewährt 
der Ordinarius die Druckerlaubnis in folgender Form: „Nihil obstat. 
Msgr. Prof. Dr. Joannes Köck, censor ex officio. — Nr. 4866. Impri- 
matur. Graecii, die 26. Juni 1924. Leopoldus, princeps-episcopus“. 
(Beiſpiel, genommen aus dem Werke „Die Grundzüge des kath. KR.“ 
von Dr. J. B. Haring, 3. Aufl. 1924.) — Wird zuweilen neben dem 
„Imprimatur“ des Generalvikars auch das des Biſchofs gegeben, ſo iſt 
das rechtlich weder gefordert noch verboten. — Der Aufdruck „De 
licentia Ordinarii loci et Superiorum Ordinis“ ohne weiteren Zuſatz iſt 
nicht genügend und wird vielfach mißbraucht. 

Wird die Druckerlaubnis verſagt, ſo ſind in der Regel die Gründe 
der Verweigerung anzugeben, aber nur auf Bitten des Verfaſſers; ſie 
können auch ſonſt angegeben werden. Wird die Angabe der Gründe ver- 
weigert, ſo muß ein gewichtiger Grund hiezu vorhanden ſein. Gegen die 
Verweigerung kann der Verfaſſer den (nicht aufſchiebenden) Rekurs 
an das heilige Offizium ergreifen. Endlich kann dem Verfaſſer die Ur⸗ 
ſchrift zurückgegeben werden mit Angabe der Bedingungen zur 
Gewährung der Druckerlaubnis. — Es liegt auf der Hand, daß der Zenſor 
die Begutachtung nicht verſagen kann wegen ſtiliſtiſcher Unebenheiten 
und Schwierigkeiten, wegen Unrichtigkeiten auf nicht theologiſchem Gebiete, 
anderſeits darf man aber von einem approbierten Buche nicht verlangen, 
daß es von allen Fehlern frei ſei, weil es das kirchliche Imprimatur trägt. 
Zuweilen wird es freilich den kirchlichen Behörden ſchwer fallen, wenn 
theologiſch Richtiges, aber wiſſenſchaftlich Unreifes zur Billigung vor— 
gelegt wird. 

2) Der Ordinarius muß die Arbeit wenigſtens einem Zenſor 
übergeben oder ſelbſt ſie prüfen; er darf ſie auch mehreren übergeben 
und ſoll es bei ſchwierigeren Veröffentlichungen tun. Die Zenſoren ſollen 
die Prüfung nicht auf die lange Bank ſchieben. — Die Religioſen 
brauchen die Druckerlaubnis einerſeits vom Ordinarius entweder des 
Druckortes, Ausgabeortes oder Aufenthaltes, anderſeits vom höheren 
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Religioſenobern. Hat nun der Zenſor der Ordensobern das Buch be⸗ 
gutachtet, ſo darf auch der Ortsordinarius ſich nach ſeinem Gewiſſen 
damit zufrieden geben, da er ja auch einen Ordensmann als biſchöf— 
lichen Zenſor aufſtellen kann und eine doppelte Begutachtung nicht ge— 
fordert wird. k 


3) Der Name des Zenſors darf bei der Angabe der Druckerlaubnis 
nach Ermeſſen des Ordinarius weggelaſſen werden Can. 1393 $ 4; die 
kirchliche Druckerlaubnis ſelbſt nur mit Genehmigung des heiligen Dffi- 
ziums Can. 247 f 4. In der ſchriftlichen Erlaubnis des Ordinarius muß 
das Urteil und der Name des Zenſors gewöhnlich vorausgeſchickt werden 
Can. 1393 $ 4. Dagegen iſt nicht verlangt, daß beides im Buche ſelbſt 
vermerkt werde Can, 1394 § 1; innerhalb und außerhalb Roms wird dieſe 
mildere Praxis gehandhabt, Vermeerſch in Epitome II 727. 

4) Gibt ein Reſidenzbiſchof oder ein ſonſtiger Ortsordinarius 
ſelbſt ein Buch heraus, ſo ſind dieſe der Verpflichtung des „Imprimatur“ 
nicht unterworfen Can. 1393, wenn fie es nicht ſelbſt wollen; vgl. 9 a- 
ring: KR.“ S. 372; fo trägt das Werk „Variae quaestiones practicae 
ad matrimorium“s ab A. L. EI o y, Episcopo tit. Magydensi, Vic Apost. 
Tunkini Meridionalis (Hongkong 1924) am Schluß des Imprimatur: 
G. M. Spada Prov. Apost., Hongkong 11. Dec. 1924; dagegen trägt 
das „Directorium Missionis de Seoul“ (Hongkong 1923) kein Im⸗ 
primatur; es wurde neu herausgegeben von Guſtav Karl Maria Mutel, 
Titularbiſchof von Milo (Melos) und Apoſtoliſcher Vikar von Seoul. 
Der Grund dieſes Fehlens kann ein anderer ſein; nämlich der, daß dieſes 
Directorium von 290 Seiten als Manuſkript gedruckt betrachtet 
werden kann. 

5) Wird ein Buch, eine Zeitſchrift uſw. als Manuſkript ge- 
druckt d. h. für den Verfaſſer allein oder für einen genau begrenzten Kreis 
von Leſern, z. B. für die Hörer eines Profeſſors, mit Ausſchluß 
der Offentlichkeit, ſo dürften die Kanones, in denen die 
Rede iſt von „edi, publici iuris fieri = herausgegeben, veröffentlicht 
werden“, alſo 1385—94; 2318, für ſolche Druckſachen nicht in Frage 
kommen; dieſe Praxis wurde ſchon bisher auch von gewiſſenhaften 
Ordensleuten eingehalten, ſo ſind die dem Kodex angepaßten Konſtitutionen 
der Salvatorianer (1922) und Reſurrektioniſten (1924) mit Imprimatur; 
jene der Bayer. Benediktiner (1922) und der Ottilianer (1925) als Manu⸗ 
ſkript gedruckt. N 

Nach Beſchreibung der Prüfungsbehörde iſt die Pflicht 
näher zu begrenzen, welche die vorangehende Prüfung der 
Werke („praevia librorum censura“) erheiſcht. Es gibt eine 
allgemeine Pflicht und eine beſondere; jene 
umfaßt gewiſſe Werke, welche unter allen Umſtänden dem 
kirchlichen Imprimatur zu unterwerfen ſind; eine beſondere 
Verpflichtung trifft die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit der Kle⸗ 
riker Can. 1386 oder tritt ein bei beſonderer Veranlaſſung 
Cann. 1387—92. 
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II. Die allgemeine Pflicht des Impri⸗ 
matur. 1) Can. 1385: „Ohne vorausgehende kirchliche 
Billigung dürfen auch nicht von Laien herausgegeben 
werden: a 

a) Bücher der Heiligen Schrift oder deren Anmerkungen 
und Auslegungen § 1 (vgl. Can. 2318 § 2 Strafe: Die 
niemanden vorbehaltene Exkommunikation); 

b) Bücher, welche die göttlichen Schriften, die heilige 
Theologie, Kirchengeſchichte, kanoniſches Recht, natürliche 
Theologie, Ethik und andere gleichgeartete religiöſe und 
ſittliche Abhandlungen betreffen; Gebets- und Erbauungs⸗ 
bücher; ſolche religiöſen, ſittlichen, aſzetiſchen, myſtiſchen und 
ähnlichen Inhalts, ſei es zum Zwecke der Belehrung oder 
des Unterrichts, ſo ſehr ſie auch zur Hebung der Frömmigkeit 
beizutragen geeignet erſcheinen; endlich ganz allgemein alle 
Abhandlungen, in welchen ſich Fragen der Religion 
und Sittlichkeit eigens (nicht nur oberflächlich und 
vorübergehend) behandelt finden; 

c) Durch Druck irgend welcher Art hergeſtellte heilige 
Bilder mit oder ohne Gebetsaufdruck Can. 1385 § 1 
(alſo nicht bloß „Heiligenbilder“; dagegen ſind ge— 
malte Bilder nicht prüfungsbedürftig, vgl. aber Can. 1279). 

Der Gegenstand des Imprimaturgebotes läßt ſich kurz zu— 
ſammenfaſſen: Der vorausgehenden Prüfung ſind zu unterwerfen: 
a) Bücher mit religiöſem oder ſittlichem Inhalt; b) Bilder heiligen 
Inhaltes, die durch Druck hergeſtellt oder vervielfacht werden ſollen. 

2) „Die Erlaubnis zur Ausgabe der im Can. 1385 $ 1 
angeführten Bücher und Bilder kann erteilen: a) der eigene 
Ortsordinarius des Verfaſſers; b) der Ordinarius des 
Ortes, an dem die Bücher oder Bilder veröffent⸗ 
licht werden; c) der Ordinarius des Druckortes“ 
Can. 1385 § 2. Dem Verfaſſer ſteht es frei, ſich die Er- 
laubnis von einem dieſer drei Ortsordinarien zu erbitten 
mit der Einſchränkung jedoch, daß bei Verweigerung des 
Imprimatur durch den einen Ordinarius, einer der anderen 
Ordinarien nur angegangen werden kann, wenn er ver⸗ 
ſtändigt wird von der vorausgehenden Verweigerung, ibi. 

Die Religioſen müſſen vorher die Erlaubnis auch ihres 
höheren Obern erholen“ Can. 1385 $ 3. 

Leitner, Handbuch des kathol. Kirchenrechts. V. 38 
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a) Nur ſelten wird ein Verfaſſer die Wahl unter drei Ortsordinarien 
haben, da der Druck- und Verlagsort gewöhnlich der gleiche iſt und nicht 
ſelten der Verfaſſer ſelbſt an dieſem Orte ſein Domizil hat. 

b) Sit der Verfaſſer akatholiſch, ſei er getauft oder ungetauft, 
ſo iſt auch der katholiſche Drucker oder Verleger nicht zur Einholung des 
Imprimatur verpflichtet, da der Hauptverpflichtete, der Verfaſſer(auctor“) 
entweder der Kirchengewalt überhaupt nicht unterſteht als Ungetaufter 
Can. 12 oder hier nicht unterworfen iſt Can. 1384 § 1. Auch würde 
die Unterwerfung der Akatholiken eine gewiſſe Schädigung der katho— 
liſchen Drucker und Verleger bedeuten, da ſich die Akatholiken von dieſen 
zurückzögen; freilich gilt dieſe Erwägung nur für gute oder farbloſe Werke 
der Akatholiken, denn glaubens⸗ und ſittengefährdende 
Werke darf ja der katholiſche Geſchäftsmann überhaupt nicht annehmen 
und fördern ſchon nach dem Naturrechte, dann auch nach dem Kirchen⸗ 
geſetze Cann. 1399; 2318. „Daß Akatholiken Werke im katholiſchen Sinne 
veröffentlichen, beweiſt die Geſchichte; man denke nur an die Werke 
Hurters (1787-1863) vor feiner Konverſion, z. B. Innozenz III.; 
an den „Zölibat“ von Ludwig Clarus 1841 (der Verfaſſer W. Volk 
wurde erſt 1855 katholiſch)); Magd. Albertis (kath. 1913) Romane; 
„Geſa Plitt“ (1907) und „Martin Auguſtin“ (1910); Ulrich Stutz': 
„Der Geiſt der CIC.“ (1918) und viele andere; vgl. auch Can. 1399 n. 4. 

c) Wird ein Verfaſſer oder Verleger von einem der zuſtändigen 
Ortsordinarien abgewieſen, jo kann er ſich an einen anderen behufs Er- 
langung des Imprimatur wenden. Wird von dem neuen Ordinarius 
das Imprimatur gewährt, jo iſt dasſelbe in der Regel gültig, aber u n⸗ 
erlaubt, wenn die Abweiſung verſchwiegen wurde Cann. 1385 $ 2; 
44 § 1; ungültig iſt fie in dieſem Falle dann, wenn man vom ab- 
weiſenden Generalvikar ſich an deſſen Biſchof wendet oder umgekehrt 
Can. 44 § 2. Wenn die Abweiſung erwähnt wird, jo darf der neue Ordi⸗ 
narius nur vorgehen mit Würdigung der Abweiſungsgründe Can. 44 5 1. 

d) Sämtliche Religioſen bedürfen der Erlaubnis ihres 
höheren Obern Can. 1385 § 3; demnach die Mitglieder der Orden 
und Kongregationen, Männer und Frauen Cann. 488 nn. 1. 7; 490; 
die Novizen und Poſtulanten ſind davon an ſich nicht betroffen Can. 
488 n. 7; vgl. jedoch Can. 561 § 2. — Die höheren Obern Can. 488 n. 8 
allein können die Befugnis erteilen, alſo die Abte, Provinzial⸗ und General⸗ 
obern. — Die Erlaubnis („licentia“) muß notwendig die Orden s⸗ 
erlaubnis auf Grund des Gehorſamsgelübde ſein; dieſelbe kann bei 
beſonders wichtigen Veröffentlichungen dem höchſten Obern vorbehalten 
ſein, O. S. B. Ottilien. n. 149; Constitutiones SDS. n. 565; ſie kann 
die rechtliche Erlaubnis fein, d. h. eine ſolche wie ſie für die Orts- 
ordinarien gefordert iſt Cann. 1393—94, doch beſteht hiefür keine Pflicht; 
darum können die Ordensobern von Zenſoren abſehen, auch von der Form 
der Prüfung und Veröffentlichung der klöſterlichen Erlaubnis, außer 
es beſtehen eigene Vorſchriften in den Konſtitutionen; in manchen Laien⸗ 
orden oder in den weiblichen Genoſſenſchaften dürfte die rechtliche Prü— 
fung zuweilen unmöglich ſein. 


III. Die beſonders pflicht einen 
und Religioſen Can. 1386. Weltgeiſtliche 
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brauchen zwar nicht das Imprimatur, wohl aber die Z u- 
ſtimmung des Ortsordinarius a) zur Herausgabe von 
Büchern weltlichen Inhaltes, wie rein wiſſenſchaftlichen, 
wirtſchaftlichen, politiſchen Inhalts; b) zur Leitung von 
Zeitungen, Blättern oder regelmäßig erſcheinenden Zeitſchriften 
oder zur Mitarbeit an denſelben. N 

Religioſen (Can. 488 nn. 1 und 7; 490) bedürfen in 
den gleichen Fällen der Erlaubnis ihres höheren Obern 
und der des Ortsordinarius. Handelt es ſich um 
Artikel oder Beiträge für Zeitungen, Blätter oder Zeit⸗ 
ſchriften, welche die katholiſche Religion oder die Sittlichkeit 
anzugreifen pflegen, ſo können ſelbſt katholiſche Laien 
keine Beiträge liefern, außer aus gerechtem und vernünftigem 
Grunde, welcher die Billigung des Ortsordinarius fand 
Can. 1386 $ 2. 

IV. Das kirchliche Imprimatur in be⸗ 
jonderen Fällen Cann. 1387-92: 1) Die Heraus⸗ 
gabe von Berichten, welche in irgend einer Form zu den 
Selig- und Heiligſprechungsprozeſſen der 
Diener Gottes gehören, darf ohne Erlaubnis der Rite n⸗ 
kongregation nicht bewerkſtelligt werden Can. 1387; 
vgl. Cann. 1999— 2141. 

Der Hauptnachdruck liegt in den Worten „Juae .. quocuo modo per- 
tinent“; die Veröffentlichungen müſſen in irgend einer Form zu einem 
der beiden Prozeſſe gehören, alſo zunächſt die Prozeßakten ſelbſt; die 
Artikel des Poſtulators⸗, die Fragen des Glaubensanwaltes; die Aus- 
ſagen der Zeugen; iſt der Heiligſprechungsprozeß vollendet, ſo hört die 
Bindung auf SRC. d. 31. Jul. 1821 n. 2617. 

2) Abläſſe Can. 1388. Dieſer Kanon unterſcheidet 
zwei Klaſſen von Ablaßveröffentlichungen, einerſeits die 
eigentlichen Sammlungen oder Verzeichniſſe 
($ 2), andererſeits Werke mit Angabe von Abläſſen (§ 1). 

„Alle Ablaßbücher, Verzeichniſſe, Heftchen, Blätter uſw., 
in welchen Ablaßbewilligungen enthalten ſind, dürfen 
nicht herausgegeben werden ohne Erlaubnis des Orts— 
ordinarius 51. 

Dagegen wird die ausdrückliche Erlaubnis des Apoſt o⸗ 
liſchen Stuhles zur Druckveröffentlichung in jeder 
Sprache verlangt: a) bei einer amtlichen Sammlung von 
Gebeten und guten Werken, mit denen der Apoſtoliſche 

38 * 
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Stuhl Abläſſe verbunden hat; b) bei einer Zuſammenſtellung 
(summarium) von apoſtoliſchen Abläſſen, die entweder früher 
ſchon geſammelt, aber nie beſtätigt oder die jetzt zum erſtenmal 
aus verſchiedenen Bewilligungen geſammelt wurde § 2“. 

Der Ausdruck „summarium“ kommt in beiden Paragraphen des 
Can. 1388 vor; iſt das „summarium“ (Auszug, Verzeichnis) eine wirk⸗ 
liche Sammlung“ von Abläſſen, ſo wird Apoſtoliſche Erlaubnis 
gefordert; ſind in einem Verzeichnis Abläſſe nur gelegentlich enthalten, 
ſo genügt die Erlaubnis des Ortsordinarius. — „Ordinarius loci“ iſt in 
unſerem Falle zunächſt der Ordinarius des Verlagsortes, dann 
aber auch der des Druckortes, und wenn der Verfaſſer (Sammler) 
genannt wird, auch der des Verfaſſers. — Zu den Blättern, Zetteln 
uſw. mit Abläſſen gehören auch die Sterbe- oder Primizbildchen mit 
Ablaßgebeten. Werden die Abläſſe gar nicht angegeben, ſo ſind ſie 
frei, ſonſt ſind ſie gebunden; das ergibt ſich aus dem Wortlaut des Can. 
1388 $ 1 „in denen Ablaßbewilligungen enthalten ſind“. Freilich ſpricht 
ſie Vermeerſch II 726 immer frei. — Eine oberhirtliche Ver⸗ 
ordnung des Bistums Paſſau ſtellt die Ablaßgebete zuſammen, 
welche auf den Sterbebildchen abgedruckt werden können; es bedarf 
alſo nicht einer jedesmaligen Bewilligung, ſondern nur Berufung auf 
jene Verordnung. 

3) Dekrete der Römiſchen Kongrega⸗ 
tionen Can. 1389: „Sammlungen von Dekreten der Rö⸗ 
miſchen Kongregationen können neu gar nicht herausge- 
geben werden ohne vorherige Erlaubnis des Leiters der 
jeweiligen Kongregation und ohne Einhaltung der vorge- 
ſchriebenen Bedingungen.“ Dieſe Vorſchrift gilt nicht nur 
von den amtlichen Sammlungen, z. B. Deereta Au- 
thentica SRC., ſondern auch von den privaten, z. B. 
von Richter und Schulte; Lingen und Reuß (Konzilskon⸗ 
gregation). Iſt eine Kongregation verſchwunden, z. B. die 
Ablaßkongregation, ſo tritt die Rechtsnachfolgerin an deren 
Stelle. 


Die Vorſchrift des Can. 1389 gilt nicht für die Samm⸗ 
lungen der Entſcheidungen Römiſcher Gerichtshöfe 
oder Amter Cann. 242; 246; 258; 260. 


4) Liturgiſche Bücher und amtliche Li⸗ 
taneien Can. 1390: „Bei Herausgabe liturgiſcher Bücher 
und ihrer Teile, ſowie der vom Heiligen Stuhle beſtätigten 
Litaneien muß die Übereinſtimmung der Neuausgabe mit 
den bereits beſtätigten Ausgaben feſtſtehen auf Grund der 
Bezeugung des Ordinarius, ſei es des Druck- oder Verlagsortes.“ 
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Die Liturgiſchen Bücher („libri liturgici“) des Römi⸗ 
ſchen Ritus ſind das Missale; Pontificale; Ceremoniale Romanum; 
Ceremonjale Episcoporum; Rituale Romanum; Memoriale Rituum; — 
Breviarium; Martyrologium et Kalendarium Romanum. Für den Am- 
broſianiſchen und Mozarabiſchen Ritus, für die ver- 
ſchiedenen Orientaliſchen Riten beſtehen eigene Bücher. — 

Die vom Apoſtoliſchen Stuhle beſtätigten Litaneien 
ſind die Allerheiligenlitanei (m Brevier und Ri⸗ 
tuale nach den Bußpſalmen mit Einfügung „Ut omnes errantes ad 
unitatem Ecclesiae revocare et infideles universos ad Evangelii lumen 
perducere digneris, T. r. a. n.“ vor „Ut nosmetipsos“ AAS. 14, 201; 
RE tit 5 e 3 bei den Steypbege beten RR bit 5 ep n 3 
beim „vierzigſtündigen Gebete“ RR. App. 570; Pustet 377; 
für die Waſſerweihe an der Epiphanievigil RR. App. 706; Pustet 
461; im Miſſale am Karſamstage vor dem Amte; 2) die Litanei vom 
Namen Jeſu RR. tit. 10 cp. 1; 3) die Litanei vom Herzen 
Je ſu, ebd. cp. 2; 4) die Lauretaniſche Litanei, ebd. cp. 3; 
5) vom heiligen Joſeph, ebd. cp. 4; vgl. oben ©. 86. 


Handelt es ſich nun um einen Abdruck der Liturgiſchen Bücher bzw. 
von Teilen derſelben oder der amtlichen (oben angeführten) Litaneien, 
jo genügt nicht das Imprimatur, ſondern es wird erfordert das Zeug— 
nis für die Übereinſtimmung des Neudruckes mit dem beſtätigten 
Urdrucke. Das neueſte Rituale Romanum erhielt die päpſtliche 
Beſtätigung am 10. Juni 1925; Puſtet in Regensburg beſorgte einen 
Nachdruck; für dieſen erteilte das „Concordat“ Biſchof Antonius von 
Regensburg am 4. Okt. 1925. — Teile liturgiſcher Bücher ſind z. B. 
das Psalterium Breviarii Romani; das Vesperale; das Officium heb- 
domadae sanctae uſw. 


5) „Die Überſetzungen der Heiligen 
Schrift in die Volksſprache können nicht ge⸗ 
druckt werden, wenn ſie nicht entweder vom Apoſtoliſchen 
Stuhle beſtätigt oder unter der Aufſicht der Biſchöfe heraus- 
gegeben werden mit Anmerkungen, die vorzüglich den heiligen 
Kirchenvätern und den katholiſchen Gelehrten entnommen ſind“ 
Can. 1391. 


a) Die vom Apoſtoliſchen Stuhle beſtätigten Überſetzungen bedürfen 
an ſich der Anmerkungen nicht; jo gibt l es eine ſolche Überſetzung von 
Allioli. Freilich muß hier genau die Beſtätigung des Heiligen Stuhles 
angebracht ſein, damit ſie nachgeprüft werden kann; denn mit dem Auf— 
druck „beſtätigt vom Apoſtoliſchen Stuhle“ allein können auch prote- 
ſtantiſche Überſetzungen verbreitet werden. — b) Die von den Biſchöfen 
beſtätigten Ausgaben müſſen Anmerkungen haben, deren haupt⸗ 
ſächliche Quellen die heiligen Kirchenväter und katholiſchen Schrift— 
ſteller ſind. — Gewohnheitsrechtlich können kleinere Auszüge auch ohne 
Anmerkungen herausgegeben werden, z. B. die Epiſteln und Evangelien 
des Kirchenjahres; das Buch Tobias uſw., Epitome II 726. 
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6) Überſetzungen, Neuauflagen, Son⸗ 
derabzüge. Can. 1392 „Die Beſtätigung des Urtextes 
eines Werkes kommt nicht ſchon auch den Uberſetzungen 
desſelben in eine andere Sprache zugute; ebenſo nicht anderen 
Auflagen; darum müſſen Überſetzungen und Neuauf⸗ 
lagen eines Werkes mit neuer Beſtätigung verſehen ſein § 1. — 
Sonderausgaben aus Zeitſchriften (Separatabzüge) 
gelten nicht als Neuauflagen, bedürfen darum auch nicht 
einer neuen Beſtätigung § 2”. 

Werden Neuauflagen vollſtändig gleich mit dem urſprüng⸗ 
lichen Drucke hergeſtellt, ſo dürfte die Pflicht des Imprimatur nicht 
eintreten; denn bei Stereotypdruck (mit gegoſſenen Platten) iſt ja eine 
Veränderung des Textes ausgeſchloſſen. Wenn Vermeerſch in 
Epitome II n. 726 meint „Es konnten (in der Zwiſchenzeit) Gründe ein⸗ 
treten, welche das Wiedererſcheinen des Buches als nicht mehr zeitgemäß 
erſcheinen laſſen“, ſo iſt das keine Urſache für die Verweigerung des Im⸗ 
primatur Can. 1393 § 2. — Die Sonderausgaben (Separat⸗ 
abzüge) können ein ganzes Heft oder Teile desſelben umfaſſen. 


C. Das kirchliche Bücherverbot. 


Quellen: Cann. 1395 —1405; 246 $ 4; 2318. 

J. Geſchichte. Im Jahre 1900 wurden in Belgien, 
Deutſchland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Nieder⸗ 
landen, in den drei Skandinaviſchen Reichen und den Ver⸗ 
einigten Staaten Nordamerikas 67 315 Bücher ausgegeben, 
davon in Deutſchland allein 24 792; ſchon dieſe Zahlen künden 
die Bedeutung der Großmacht Preſſe. Darum hat die Kirche 
ſchon von der erſten Zeit an Stellung zur Preſſe genommen. 
Die Apoſtelgeſchichte erzählt uns 19, 19: „Viele aber von 
denen, die Aberglauben getrieben haben, brachten ihre Bücher 
zuſammen (in Epheſus) und verbrannten ſie vor aller Augen. 
Und als man ihren Wert berechnete, fand man die Summe 
von 50 000 Denaren (Drachmen).“ Spätere Synoden und 
die oſtrömiſchen Kaiſer ordneten die Verbrennung namentlich 
der häretiſchen Bücher an. Auch fehlt es nicht an Verzeichniſſen 
(indices) verbotener Bücher, c. 3 D. 15 (decretum Gelasianum 
a. 495) D-B. nn. 16466. Mit der Erfindung der Buch⸗ 
druckerkunſt mußte ſich die Wachſamkeit der kirchlichen wie 
ſtaatlichen Gewalt verdoppeln. Papſt Paul IV. veröffentlichte 
1559 einen Index, wie es ſchon die weltlichen Fürſten Hein⸗ 
rich VIII. von England 1526, Maria die Katholiſche von 
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England 1555; Kaiſer Karl V. 1529 und 1540; ſowie die 
Univerſitäten Paris (Sorbonne) 1542 und Löwen 1546 
getan hatten. In Anlehnung an das Trienter Konzil ſchuf 
Papſt Pius V. die Indexkongregation 1571 (wie Benedikt XIV. 
bezeugt), welche dauerte bis zum Motuproprio „Alloquentes“ 
Benedikts XV. v. 25. März 1917 (ME. 29, 161), deſſen erſte 
Beſtimmung lautet: „S. C. Indicis iam nunc non erit“; die 
Aufgabe derſelben fiel dem heiligen Offizium zu Can. 246 8 4. 
II. Begriff. Das kirchliche Bücherverbot ruht auf 
dem Geſetze eines kirchlichen Obern, das den Gläubigen den 
Gebrauch gefahrbringender Bücher unterſagt oder beſchränkt. 

1) Neben dem kirchlichen gibt es auch noch ein 
naturrechtliches und ſtaatliches Bücherverbot. 
Das naturrechtliche Bücherverbot umfaßt alle 
Menſchen und alle jene Bücher, Zeitſchriften, Zei— 
tungen, Bilder und ſonſtigen Druckerzeugniſſe, welche für den 
Gebrauchenden die nächſte Seelengefahr bedeuten Can. 
1405 $ 1. Hier gilt das Wort des Herrn Mt 8, 9: „Wenn dich 
dein Auge ärgert, reiß es aus und wirf es von dir.“ Dieſes 
Verbot bindet nicht nur die Gefährdeten ſelbſt, ſondern 
auch deren Eltern (Can. 1113) und Elternſtellvertreter; dann 
alle Erzieher und Vorgeſetzten, die Seelſorger und Beicht- 
väter, endlich die geiſtlichen und weltlichen Obern. Darum 
betont Can. 1405 § 2: „Die Ortsordinarien und anderen 
Seelſorger ſollen bei gegebener Gelegenheit vor der Gefahr 
und dem Schaden der ſchlechten, beſonders der verbotenen 
Bücher warnen.“ — In letzter Linie fußt alſo das kirchliche 
Bücherverbot auf dem Naturgeſetze. Doch ſei hier auf einen 
Unterſchied hingewieſen: Das Naturgeſetz verpflichtet nur 
den wirklich Gefährdeten („Wenn dich dein Auge 
ärgert“), das Kirchengeſetz aber bindet alle; denn 
„Geſetze, erlaſſen zur Abwendung einer allgemeinen Gefahr, 
verpflichten, auch wenn im Einzelfall eine Gefahr nicht vor⸗ 
handen iſt“ Can. 21. 

Die Staatsgewalt hat das Recht und die Pflicht, 
Bücher, welche das Staatswohl gefährden, zu unterdrücken 
und zu verbieten. Manche Regierungen haben von dieſer 
Befugnis ausgiebigen Gebrauch gemacht. 

Der preußiſche Index erſchien z. B. 1844—46. Obwohl in 
dieſem ſtaatlichen Bücherverzeichnis die Verbote der Zeitſchriften und 
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Zeitungen nicht aufgenommen ſind, enthält er doch 437 Schriften, durch 
570 Verbote unterſagt, d. h. zwei- bis dreimal mehr als der römiſche Index 
im ganzen 19. Jahrhundert an deutſchen Büchern namentlich verboten 
hat, J. Hilgers 8. J.: „Der Index der verbotenen Bücher“ (1904) 
347 f. Don at Joſ. S. J.: „Die Freiheit der Wiſſenſchaft“ (1910) S. 210. 
Letzterer erzählt dort eine ergötzliche Geſchichte, wie die bis 1848 dauernde 
preußiſche Bücherzenſur die Lehre von der päpſtlichen Unfehlbarkeit 
aus den (16) Katechismen des 18. Jahrhunderts der Erzdiözeſe Köln ent⸗ 
fernt hat. — Eine ſtrenge ſtaatliche Bücherzenſur wurde in Deutſchland 
(wie anderswo) geübt während des Krieges und der Revolution (eine 
amtliche Zeitung vermittelte die Nachrichten). Mögen auch Mißbräuche 
und Übergriffe ſtattgefunden haben, das Recht des Staates zur Beſeitigung 
der Preſſegefahren muß unangetaſtet bleiben; der Art. 118 der deutſchen 
VU. 1919 gewährt zwar einen weiten Spielraum, doch ſind auch hier 
gewiſſe Grenzen gezogen. 


2) Träger dieſer Gewalt ſind die Inhaber der 
höchſten Gewalt in der Kirche; die Ortsordinarien, 
einzeln und vereint; gewiſſe Ordensobern. 

a) „Das Recht und die Pflicht, Bücher aus rechtmäßigem 
Grunde zu verbieten, kommt zu der höchſten Kirchen⸗ 
gewalt“ Can. 1395 § 1, alſo dem Pa pſte Can. 218 in 
eigener Perſon und durch ſeine Organe, beſonders die Kongr. 


des heiligen Offiziums Can. 247 § 4, dann dem Allg. Konzil 
Can. 228 $1. 


„Sache des heiligen Offiziums iſt es, nicht nur die ihm vor 
gelegten Bücher ſorgfältig zu prüfen; fie, wenn nötig, zu verbieten und 
Dispenſe zu gewähren, ſondern auch von Amts wegen auf die paſſendſte 
Weiſe die veröffentlichten Werke jeglicher Art auf ihre Verurteilungsnot⸗ 
wendigkeit zu unterſuchen, auch den Ordinarien ins Gedächtnis zu rufen, 
wie gewiſſenhaft ſie gegenüber verderblichen Veröffentlichungen vorzu— 
gehen und dem Heiligen Stuhle anzuzeigen haben nach Maßgabe des 
Can. 1397.“ Faſt die gleichen Worte beſtimmten einſt die Zuſtändigkeit 
der Indexkongregationz; vgl. die Bulle „Sapienti consilio“ 
Pius’ X. vom 29. Juni 1908 n. 70; Leitner M.: De Curia Romana pag. 5. 
Demnach hat das hl. Offizium die Pflicht, ſowohl angezeigte als 
auch ſelbſtunterſuchte Bücher, wenn nötig, zu verbieten. 

p) Weitere Träger der Gewalt des Bücherverbotes ſind 
die Orts ordinarien, jeder in ſeinem Gebiete oder 
auf den Diözeſanſynoden, den Provinz- und Plenarkonzilien 
Can. 1395 $ 1. 

c) Die Gewalt gewiſſer Ordensobern wird im Can. 1395 8 3 
neu eingeführt: „Auch der Abt eines ſelbſtändigen Kloſters 
und der ob erſte Leiter einer exemten Klerikalge⸗ 
noſſenſchaft, mit ihrem Kapitel oder Rat, kann Bücher aus 
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gerechtem Grunde ſeinen Untergebenen verbieten; ebenſo, 
wenn Gefahr auf Verzug iſt, die anderen höheren 
Obern mit ihrem Rate, freilich unter der Vorausſetzung, 
daß ſie die Sache möglichſt bald an den höchſten Vorſteher 
bringen.“ 

Kraft der hausherrlichen Gewalt können alle klöſterlichen Obern die 
Leſung, Haltung uſw. der Bücher, Zeitſchriften, Zeitungen verbieten; 
doch hier wird eine Jurisdiktionsge walt eingeräumt, die bisher und ſonſt 
nur den Ortsordinarien zuſtand und zuſteht; vgl. Cann. 501 § 2; 2314 8 2. 

„Von dem Verbote der Ortsordinarien gibt es 
einen Rekurs an den Heiligen Stuhl, aber keinen aufſchieben⸗ 
den“ Can. 1395 § 2. Das gleiche gilt auch für das Verbot 
der genannten Ordensobern Can. 1569. Von den 
Provinzobern iſt auch ein Rekurs an den Generalobern möglich, 
ebenfalls ohne aufſchiebende Wirkung. 


3) Das Bücherverbot der kirchlichen Obern iſt ſchwer durch⸗ 
führbar, wenn nicht die Gläubigen ſich bemühen, die Seelen⸗ 
gefahren, welche den Preßerzeugniſſen entſpringen, nicht nur 
von ſich, ſondern auch von den Nächſten, beſonders den Schutz⸗ 
befohlenen ferne zu halten; dieſes geſchieht auch durch die 
Anzeige ſeelengefährlicher Bücher uſw. Dieſe wird durch 
Can. 1397 geregelt: „§ 1. Sache aller Gläubigen (Can. 1384), 
beſonders aber der Kleriker, der kirchlichen Würdenträger und 
der wiſſenſchaftlichen Größen iſt es, die nach ihrem Urteile 
verderblichen Bücher den Ortsordinarien oder dem Apoſto⸗ 
liſchen Stuhle zu melden; letzteres kommt in beſonderer Weiſe 
zu den Legaten des Heiligen Stuhles (Cann. 265 sq.), den 
Ortsordinarien und den Rektoren der katholiſchen Univerſi⸗ 
täten. 

§ 2. Es empfiehlt ſich, bei der Anzeige verkehrter Bücher 
nicht nur die Aufſchrift des Buches anzugeben, ſondern ſoweit 
möglich, auch die Gründe, weswegen das Buch ver— 
urteilungswert erſcheint. 

§ 3. Denen, an welche die Anzeige ſich wendet, wird es 
Gewiſſensſache ſein, des Anzeigenden Namen geheim 
zu halten. 

§ 4. Die Ortsordinarien ſollen in eigener Perſon oder 
wo nötig durch geeignete Prieſter über die in ihrem Gebiete 
neu erſcheinenden oder käuflichen Bücher wachen. 
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§ 5. Bücher, welche eine ſorgfältigere Prüfung erheiſchen 
oder für welche die Entſcheidung der höchſten Gewalt heilſam 
und notwendig erſcheint, ſollen die Ordinarien dem Urteile 
des Apoſtoliſchen Stuhles unterbreiten.“ 


Die Biſchöfe und die übrigen Ortsordinarien haben zunächſt eine 
Überwachungspflicht. Das darf uns nicht Wunder nehmen; 
denn jede weltliche Regierung hat in der Hauptſtadt, oft auch in jeder 
Provinz eine Preſſe abteilung („Preſſedezernat“), wo jedes 
Preſſeerzeugnis genau geprüft wird. Wenn die Beurteilung ſchwierig 
iſt oder das Werk einen die Grenzen des Bistums weit überragenden 
Einfluß gewann oder zu gewinnen ſcheint, ſo erfolgt der Bericht an 
den Apoſtoliſchen Stuhl. Dieſe Tätigkeit wird weniger beanſtandet; 
was den Unwillen und die Angriffsluſt der Gegner am meiſten reizt, iſt 
die „geheime Denunzierung“. Ein Arkikel in der Beilage der 
„Frankfurter Zeitung“ für Hochſchule und Jugend (Nr. 644 vom 30. Aug. 
1926), beſprechend den Fall „Wittig“, jagt, „ehedem ſei die Kirche, als 
ſie ihre Ketzer noch verbrannte, humaner geweſen. Jetzt werde derjenige, 
den ihr ſeeliſches Todesurteil getroffen, von einer nicht greifbaren Meute 
zu Tode gehetzt.“ — Wo hier die „Hetze“ iſt, müſſen die Tatſachen 
zeigen. Es erſcheint ein Buch; der Verfaſſer hat das Recht, ſeine 
Meinung durch Schrift, Druck, Bild frei zu äußern (BU. Art. 118). Dieſes 
Recht hat aber auch jeder Leſer. Dieſer ſieht im Buche eine Gefahr 
für den Glauben oder die guten Sitten. Deshalb überläßt er das Urteil 
ſeinem Seelſorger, ſeinem Biſchof oder dem oberſten Hirten der Kirche. 
Er kann es offen tun oder geheim; oft iſt geheim viel beſſer, wenn 
er z. B. zu ſchwarz ſieht. Der Apoſtoliſche Stuhl läßt das Buch ſorgfältig 
prüfen und verbietet es den Gläubigen, weil es unrichtige und 
darum irreführende oder verderbliche Anſichten birgt. 

Hat das Buch nur hie und da einen Irrtum, ſo werden dem Verfaſſer 
auch die beanſtandeten Stellen mitgeteilt. Sit das Buch aber im we— 
ſentlichen vom kirchlichen Standpunkt aus verfehlt oder krank, ſo 
erfolgt die Indizierung ohne Angabe der Gründe. Unterwirft ſich der 
Verfaſſer, ſo ehrt er ſich ſelbſt: „Gehorſam iſt die erſte Pflicht des Ritters, 
der für Chriſtum ficht“. Unterwirft er ſich nicht, ſo zieht er ſich die Strafen 
zu, welche in den Cann. 2314 (apostatae, haeretici, schismatici) oder 
2317 (Verweigerung des Glaubensgehorſams) angedroht find, val. 
LOS. 1925 S. 836—46; 1926 ©. 837, coll. cum Cann. 2314; 1576 § 1 n. 1. 
Daß die katholiſche Preſſe das Urteil des Apoſtoliſchen Stuhles begründen 
und verteidigen kann und ſoll, liegt auf der Hand, zumal die gegneriſche 
Preſſe trotz äußerſt ſpärlichen Einblickes in die verurteilten Sätze ſich das 
Recht zuſpricht, die Maßnahmen der Kirche verſtändnislos zu kritiſieren. 
Verurteilt die Kirche das Preſſeerzeugnis eines Katholiken als mit ihren 
Grundſätzen nicht übereinſtimmend, ſo iſt ſie auch geſchützt durch die 
deutſche Verfaſſung Art. 137 III. 


4) Inhalt des Verbotes Cann. 1396; 1398. 


„Die vom Apoſtoliſchen Stuhle verbotenen Bücher gelten als 
verboten überall und in jeder Sprache“ Can. 1396. Damit iſt 


$ 20. Das Bud) in feiner Beziehung zum Lehramt der Kirche. 603 


geſagt, daß die von den anderen zuſtändigen Obern verbotenen 
Bücher nicht überall und nicht in jeder Sprache verboten ſind. 

Das von einem Reſidenzbiſchofe verbotene Buch iſt nur innerhalb des 
Bistums verboten und nur für die Untergebenen, außer das Verbot ge⸗ 
ſchah zu Gunſten der öffentlichen Ordnung Can. 14 n. 2. oder in der 
Form einer Vorſchrift Can. 24. — Verbietet z. B. ein Abt ein 
Buch, jo trifft das Verbot nur feine Profeſſen und Novizen Can. 561 8 2; 
dieſe aber überall Can. 24. Die Hausgenoſſen eines Kloſters 
(Can. 514 $ 1) ſind keine Untertanen („subditi“); darum ſind fie durch 
das Verbot nicht getroffen Can. 19. Dem Bücherverbote der Orts 
ordinarien unterſtehen auch die Religioſen, alſo alle nicht 
eremten; alle Laien⸗ und Frauen⸗ bzw. Schweſtern⸗ 
genoſſenſchaften, dann die Hausgenoſſen, endlich jene 
Religioſen und Novizen der exemten Klerikalgenoſſenſchaften, welche 
ungeſetzlich ſich außerhalb des Hauſes befinden Can. 616. Dagegen ſind 
die Profeſſen und Novizen dieſer Genoſſenſchaften wahrſcheinlich frei 
Cann. 1395 $ 3; 500; 501 $ 2; 2314 $ 2; 19; 15. 

„Das Bücherverbot bedeutet, daß das Buch ohne die ge- 
forderte Erlaubnis nicht herausgegeben, geleſen, 
behalten, verkauft oder in eine andere Sprache 
überſetzt noch in irgend einer Form anderen über- 
mittelt werden kann § 1. — Das irgendwie verbotene 
Buch darf nicht wieder veröffentlicht werden außer nach An- 
bringung der Verbeſſerungen und mit Erlaubnis deſſen, der 
das Buch verbot oder von deſſen Obern oder Nachfolger 82“ 
Can. 1398. Jene Handlungen richten ſich nach der Zuſtändig⸗ 
keit des Obern, vgl. Can. 1396; dagegen iſt die Neuausgabe 
eines verbotenen Buches ohne die obigen zwei Bedingungen 
nirgends zuläſſig. 

III. Einteilung des Bücherverbotes. Die 
Bücher können verboten werden von Fall zu Fall 
oder durch eine geſetzliche Regel; man kann dieſe 
Verbote den Strafen ferendae und lat ae sententiae 
angleichen Can. 2217 § 1 n. 2; im erſteren Fall wird das Buch 
durch den kirchlichen Obern verboten; im zweiten Fall tritt 
das Verbot mit dem Erſcheinen des Buches ſof ort ein, 
wenn die Vorausſetzungen des Geſetzes, wie des Can. 1399 
gegeben find. Geht das Verbot f. s. vom Apoſtoliſchen Stuhle 
aus, meiſt vom heiligen Offizium, jo jagt man: Das Buch 
wurde auf den Index geſetzt; zuweilen erklärt 
das heilige Offizium, daß ein Buch nach den Indexregeln 
J. s. verboten ſei, z. B. AAS. 18, 308. 
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Beiſpiel einer Indizierung: Deeretum. — Fer. IV 
d. 27. Nov. 1918. — In generali consessu Supr. h. S. C. S. Officii Em. et 
Rvdmi Di. Cardinales Inquisitores Generales damnarunt ac proscrip- 
serunt et in Indicem librorum prohibitorum inserenda esse decre- 
verunt opuscula: 1. Ernesto Bonaiuti: La genesi della dottrina 
agostiniana intorno al peccato originale. Roma. Tipografia del Senato 
di Giovanni Bardi 1916. — 2. Ernesto Bonaiuti: Sant’ Agostino. 
A. F. Formiggini Editore in Roma. 1917. Am Donnerstag darauf, den 
28. des gleichen Monats und Jahres hat Papſt Benedikt XV. den Be⸗ 
ſchluß gebilligt, beftätigt und veröffentlichen laſſen. — Gegeben zu Rom 
im Palaſte des heiligen Offiziums, den 14. Dez. 1918. Aloiſius Caſtel— 
lan o, S. R. et U. I. Notarius (ME. 30, 362). 


Das Bücherverbot kann ſein ein ſchlichtes Verbot 
oder ein Verbot, verbunden mit einer kirchlichen Zenſur 
Can. 2318. Die Rechtsvermutung ſteht für ein ſchlichtes 
Verbot, welches bedeutet, daß die Ausgabe, die Leſung, das 
Behalten, der Verkauf, die Überſetzung unter ſchwerer 
Sünde verboten iſt. Soll eine Zenſur eintreten, ſo müſſen. 
die Vorausſetzungen des Can. 2318 $ 1 genau erfüllt oder dem 
Verbote k. s. eine Zenſurbeſtimmung beigefügt ſein. 

IV. Die zwölf Indexregeln des Kode 
Can. 1399. „Schon durch das Recht (alſo 1. s. ohne Zutun. 
der kirchlichen Obern Can. 2217 § 1 un. 2. 3) ſind verboten: 
1. Die Ausgaben des Urtextes und der alten katholiſchen 
Überſetzungen der Heiligen Schrift, auch der Morgenländiſchen 
Kirche, veröffentlicht von irgendwelchen Akatholiken; ebenſo 
ihre Überſetzungen in jegliche Sprache, von ihnen veranſtaltet 
oder herausgegeben; (vgl. „Off. ac Munerum“ n. 5). 

Der Urtext der Heiligen Schriften wurde in hebräiſcher, chal- 
däiſcher und griechiſcher Sprache geſchrieben. Die „alten Über 
ſetzungen“ ſind die Itala (lat.); Peſchito (ſyr.); die koptiſchen; die 
äthiopiſche; die gotiſche des Biſchofs Ulfilas (4. Jahrh.); die 
armeniſchen (5. Jahrh.), ſpäter die arabiſchen, ſlawiſchen und perſiſchen 
Überſetzungen; endlich die Vulgata, im Neuen Teſtament auf der Itala, 
im Alten Teſtament auf dem hebräifchen Text beruhend; die Septua⸗ 
ginta iſt keine eigentlich katholiſche Überſetzung (300 v. Chr.), wenn auch 
von den Chriſten eifrig benutzt; Itala, Peſchito, Vulgata ſind ſicher fatho- 
liſche Überſetzungen. 

2. Bücher jeglicher Schriftſteller, welche die Häreſie oder 
das Schisma verteidigen, oder ſelbſt die Grundlagen der 
Religion irgendwie zu untergraben ſich bemühen; 

Man beachte hier den Unterſchied zwiſchen dem einfachen 
und dem mit Exkommunikation geſchützten Verbot Can. 2381 
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$ 1: a) Hier werden die Bücher aller Schriftſteller (ob akatholiſch oder 
katholiſch) getroffen, dort nur die Bücher der Apoſtaten, Häre— 
tiker oder Schismatiker, wohl im Sinne der Cann. 2314; 
1325 5 2. b) Daß im Can. 1399 n. 2 die Bücher, welche Apoſtaſie 
verteidigen, nicht erwähnt find, tut nichts zur Sache, reg. 35 in 6%, — 
c) „Die Grundlagen der Religion“ ſind jene Wahrheiten, 
auf welchen die wahre Religion beruht, alſo Daſein Gottes, Geiſtigkeit 
der Seele, Freiheit des Willens, Möglichkeit und Beweisbarkeit der Wunder. 

3. Bücher, welche die Religion oder Sittlichkeit gefliſſent— 
lich bekämpfen; 

4. Bücher aller Akatholiken (alſo nicht nur der abgefallenen), 
die planmäßig (ex professo) über Religion handeln, außer es 
iſt klar, daß in ihnen nichts gegen den katholiſchen Glauben 
enthalten iſt; 

Wir haben oben gezeigt (S. 594), daß Akatholiken in ihren Werken 
oft ganz auf katholiſchem Standpunkte ſtehen oder wenigſtens nichts gegen 
den katholiſchen Glauben lehren, wenn ſie auch hie und da Irrtümer 
enthalten. 

5. Bücher, von denen die Rede iſt im Can. 1385 § 1 n. 1 
(Heilige Schrift; Anmerkungen; Auslegungen; vgl. Can. 2318 
§ 2) und im Can. 1391 (unerlaubte Überſetzungen der Heiligen 
Schrift), ebenſo von den Büchern, welche Can. 1385 § 1 n. 2 
erwähnt, jene Bücher und Zeitſchriften (libelli), welche neue 
Erſcheinungen, Offenbarungen, Geſichte, Prophezeiungen, 
Wunder erzählen, oder welche neue Andachten einführen, 
auch unter dem Vorwande, ſie ſeien private, wenn ſie ohne 
kanoniſche Vorſchriften herausgegeben wurden; 

Zeitungen mit Artikeln oder Abhandlungen des eben erwähnten 
Inhaltes find zwar dem Imprimatur unterworfen Cann. 1385 § 1 n. 2; 
1384 $ 2, aber für die Leſer, Beſitzer, Verkäufer nicht verboten. — Das 
Verbot der ohne Imprimatur erſchienenen Bücher und Broſchüren 
über Erſcheinungen ufw. befißt auch in neueſter Zeit praktiſche Bedeutung. 
Die Kirche will ſich durch ihr Vorgehen bei dieſen außerordentlichen Er— 
eigniſſen ſchützen vor dem Vorwurfe, daß ſie leichtgläubig derartige Er— 
ſcheinungen, Offenbarungen, Wunder uſw. annehme oder gar daß ſie 
ſolcher Hilfsmittel bedürfe und deshalb durch die Preſſe ſie fördere. Doch 
iſt durch das Verbot kein Urteil über die Sache ſelbſt gefällt. Das heilige 
Offizium hat am 23. April 1926 erklärt, daß das Büchlein „Padre Pio da 
Pietrelcina“ mit Vorrede von Giuſeppe de Roſſi (Verlag Gg. Ber⸗ 
lutti) das Imprimatur entbehre und darum verboten ſei (& A8. 18, 186); 
ebenſo die mit Bildern verſehene Ausgabe „Giuseppe Cava- 
Giochi: Padre Pio da Pietreleina. Il fascino e la fama mondiale di 
un umile e grande francescano“ (AAS. 18, 308). — Ein kunterbuntes 
Durcheinander von Prophezeiungen, Wundern, Geſichten uſw. enthält 
die Broſchüre „La Salette und die nächſte Zukunft“ von Prof. Alfons 
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Konzionator (erdichteter Name). Lingen (Ems, Hannover) 1921. R. van 
Acken, ohne Imprimatur gedruckt, darum verboten. Das kleine Werk 
„L’apparition de la très sainte Vierge de la Salette“ wurde am 9. Mai 
1923 verurteilt (AAS. 15, 287). Wie vorſichtig man bei derartigen Er⸗ 
ſcheinungen uſw. vorgehen muß, beweiſen die Namen Marpingen 
(3./5. Juli 1876); Mettenbuch (ſeit Herbſt 1876, Regensburger 
BD. v. 23. Jan. 1879); Schippach („Sakramentsweltkirche“ ſeit 
1913)) Himmelſtadt (1926; die mediziniſche Fakultät Würzburg 
kam, um die zwei Bauernmädchen (= „Viſionärinnen“) zu ſehen, mußte 
aber unverrichteter Sache wieder abziehen; vom Biſchof von Würzburg 
wird eine Unterſuchung durchgeführt, „Fels“ Jahrg. 20 S. 474). Loigny 
(Bistum Chartres): „Seherin“ Mathilde Marchat, verurteilt vom Heiligen 
Offizium v. 4. Juli 1894; 15. April 1896 (ME. IX 1, 31; 2, 36); Maria⸗ 
witen in Polen (1903 geſtiftet von „Schweſter“ Felyxa Kozlowſka, „Mutter 
der Barmherzigkeit, der Gottesgebärerin gleich“ mit Beihilfe des Prieſters 
Kowalski, 1909 von den Janſeniſten zum Biſchof geweiht) u. v. a. 

Es iſt nicht gerade ein ſchlimmes Zeichen, daß in der Kirche nicht 
ſelten neue Andachten entſtehen, welche die Glaubenswächter, 
der Apoſtoliſche Stuhl und die Biſchöfe, als ungeeignet zurück- oder in die 
richtigen Schranken weiſen müſſen. Die Kirche iſt eben ein Baum, der 
nicht ſaft- und kraftlos iſt, der im Gegenteil durch den Einfluß des menjch- 
lichen Elementes geneigt iſt, überreiche, darunter auch wilde Triebe 
hervorzubringen. Das heilige Offizium hat gar oft zum Meſſer des 
Gärtners greifen müſſen. Ein Dekret vom 6. Febr. 1896 verbot eine 
Sonderandacht zu den heiligen Händen des Erlöſers „Culte privé des 
Mains Divines de Notre Sauveur“ (ME. IX 2, 37); ein anderes vom 
13. März 1901 die Andacht zur „Mächtigen Hand, mano poderosa“ d. h. 
Bilder oder Andachtsmünzen, darſtellend eine offene verwundete Hand, 
auf deren vier Fingerſpitzen die Darſtellungen des Kindes Jeſu, U. L. Fr., 
Joachim und Anna zu ſehen find (ME. 13, 5); am gleichen Tage wurde 
die Andacht zum „Neuen Kreuz der Unbefleckten“ verboten (ME. 13, 6); 
die Andacht zur „Seele Chriſti“ wurde auf das richtige Maß zurück— 
geführt, Dekret vom 1. Mai 1901 (ME. 13, 99). 

6. Bücher, welche irgend eines von den katholiſchen Dogmen 
(Cann 1323; 2314 ff.) bekämpfen oder beſpötteln, welche die 
vom Apoſtoliſchen Stuhle (Can 7) verworfenen Irrtümer 
(Can. 2317) ſchützen; — welche dem Gottesdienſte (Cann. 
1255 ff.) abträglich ſind; — welche die kirchliche Zucht zu 
untergraben ſtreben (c. 5 De consuet. I 4; Innocentius III.) 
— und welche gefliſſentlich die kirchliche Hierarchie oder den 
Klerikal⸗ bzw. Ordensſtand ſchmähen; 

Von den hier genannten Vergehen werden einige auch vom deut— 
ſchen RSGB. geahndet $$ 166; 167. 

7. Bücher, welche Aberglauben, Wahrſagerei, Weis⸗ 
ſagekunſt, Zauberei, Geiſterbeſchwörungen u. ä. lehren oder 
empfehlen (vgl. Can. 2325) 


+ 
I 
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Die neueren Beſtrebungen, wie Tiſchrücken, Suggeſtion, Hypnotis— 
mus, Spiritismus, Magnetismus, ſind von die ſem Verbote nur 
dann getroffen, wenn es ſich um Preſſeerzeugniſſe handelt, wenn dieſe 
Beſtrebungen tatſächlich unter die Begriffe „superstitio bis evocatio 
spirituum aliaque id genus“ fallen und wenn wirklich ein Lehren oder 
Empfehlen vorhanden iſt. 


8. Bücher, welche Duell, Selbſtmord, Eheſcheidung als 
erlaubt darſtellen; — welche bei der Behandlung der Frei— 
maurer- und anderer gleichgearteter Sekten ſolche für nützlich 
und der Kirche und bürgerlichen Geſellſchaft nicht verderblich 
betrachten; (vgl. Cann. 2335; 2336; 1240 § 1 n. 1); 

9. Bücher, welche Ausſchweifendes oder Unzüchtiges aus- 
geſprochenermaßen (ex professo) behandeln, erzählen oder 
lehren (vgl. Can. 1404); 

10. Ausgaben der vom Apoſtoliſchen Stuhle beſtätigten 
liturgiſchen Bücher, in welchen irgend etwas verändert wurde, 
ſo daß ſie mit den vom Heiligen Stuhle beſtätigten echten 
Ausgaben nicht übereinſtimmen (Cann. 1257; 1390); 

Die liturgiſchen Bücher ſind immer verboten, welche durch eine 
merkliche Veränderung („quidpiam immutatum“) mit den beſtätigten 
Erſtbüchern nicht ſtimmen, mögen fie das biſchöfliche Concordat tragen 
oder nicht. Iſt aber der Nachdruck dem Erſtdruck vollſtändig gleich, ſo iſt 


dieſe Ausgabe nicht verboten, wenn auch das Concordat fehlt; freilich 
war der Druck und die Ausgabe unerlaubt Can. 1390. 


11. Bücher, durch welche unechte oder vom Heiligen Stuhle 
verworfene bzw. widerrufene Abläſſe veröffentlicht werden: 

12. Irgendwie durch Druck hergeſtellte (Can. 1385 $ 1 
n. 3) Bilder unſeres Herrn Jeſus Chriſtus, der ſeligſten Jung⸗ 
frau Maria, der Engel und Heiligen und anderer Diener 
Gottes, die vom Geiſte und den Dekreten der Kirche ab— 
weichen“ (Can. 1279). 


Andere Diener Gottes ſind die Seligen und Ehrwürdigen, aber auch 
jene Perſonen, die im Rufe der Heiligkeit verſtarben, beſonders wenn ihr 
Seligſprechungsprozeß begonnen hat Cann. 1999; 2023; 2038; 2042; 
2049. — Bilder können von den Anſchauungen und Erlaſſen der Kirche 
abweichen einerſeits durch die Form, anderſeits durch den Inhalt 
der Darſtellung. Wir haben eine formelle Abweichung, wenn zwar die 
Darſtellung inhaltlich nichts Unrichtiges enthält, jedoch die angebrachten 
Kultzeichen den betreffenden Dienern Gottes (lauch ehrwürdigen 
D. G. noch) nicht zukommen Cann. 2084 $ 2; 2115 8 2. 

In der Kirche können Bilder der Diener Gottes angebracht werden: 
a) außerhalb der Altäre; b) ohne ein Kultzeichen; e) gefertigt im Geiſte 
der Kirche (ME. 18, 227). Bilder von Seligen können vom Orts- 
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ordinarius entfernt werden, wenn kein Apoſtoliſches Indult für die Auf⸗ 
ſtellung erwirkt iſt SRC. d. 24. Jul. 1915 (ME. 27, 402). — Inhaltliche 
Abweichungen ſeien durch einige Dekrete des heiligen Offiziums beleuchtet. 
Eine Antwort auf drei geſtellte Fragen lautete am 26. Aug. 1891: „Das 
Bild des Heiligſten Herzens Je ſu allein (ohne Darſtellung des 
Körpers) wird für die Privatandacht erlaubt, wenn es nur nicht auf den 
Altären zu öffentlicher Verehrung ausgeſtellt wird“ (ME. IX 1, 32). Ein 
Dekret vom 3. April 1895 (ME. IX 1, 129) mißbilligt die Darſtellung 
der ſeligſten „Jungfrau mit dem ſtehenden Jeſukind zu ihren 
Füßen“ und verbietet die Verwendung zur Verehrung der Gläubigen. 
Wurde das Bild früher irgendwo geduldet (Issodun), ſo ſoll es vorſichtig 
entfernt werden. — „Imaginem B. Mariae Virginis vestibus sacerdota- 
libus indutae esse reprobandam“, deer. d. 15. Jan. 1913, publ. d. 29. Mart. 
1916 (ME. 28, 212). — Bekannt ſind die Schwierigkeiten, welche dem 
Seligſprechungsprozeſſe der am 25. Febr. und 8. April 1900 ſelig ge⸗ 
ſprochenen Kreszentia Hößin von Kaufbeuren erwuchſen 
wegen der Darſtellung des Heiligen Geiſtes in Geſtalt eines Jüng⸗ 
lings, die jedoch für die Dienerin Gottes und dann allgemein gelöſt 
wurden, Benedikt XIV. in dem Schreiben an den Biſchof von Augsburg 
Joſeph Landgraf von Heſſen von 17. Mai 1744 und in dem Breve vom 
1. Okt. 1745, Bull. Benedicti XIV tom. I. (Romae) 560; (Luxemburgi) 
318; P. Ignatius Jeiler 0. Min.: „Maria Kreszentia Höß“ (1900) 
S. 176-183; 376. 

V. Befreiungen und Erleichterungen 
vom Bücherverbot werden zuteil gewiſſen Studie⸗ 
renden; kirchlichen Würdenträgern; Buchhändlern Cann. 
1400-04. N 

1) Die Studierenden der katholiſchen 
Theologie oder Bibelwiſſenſchaft irgend 
welcher Art haben das Recht (ohne beſondere Dispens), die 
von Akatholiken veranſtalteten Bibeltextausgaben 
und Bibelüberſetzungen in alte und neue Sprachen (Can. 1399 
n. 1, nicht 1339, wie es in manchen Kodexausgaben heißt), 
ſowie die kirchlich nicht gutgeheißenen Überſetzungen der 
Heiligen Schrift in der Volksſprache, auch durch Katho⸗ 
liken (Can. 1391), zu gebrauchen unter zwei Vorausſetzungen: 
a) daß die Ausgaben der Bücher treu und vollſtändig ſind; 
b) daß in den Vorreden oder Anmerkungen keine Dogmen 
des katholiſchen Glaubens bekämpft werden Can. 1400. 

Es itt ſelbſtverſtändlich, daß von katholiſchen Studierenden in erſter 
Linie die gleich guten von Katholiken beſorgten Ausgaben benützt 
werden. — Würden in den Vorreden der Anmerkungen tatſächlich katho⸗ 
liſche Dogmen bekämpft, ſo käme bei Leſung und Benützung nicht nur 


das Verbot des Can. 1399 n. 2, ſondern auch die Exkommunikation 
des Can. 2318 $ 1 in Frage. 
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2) Die kirchlichen Würdenträger, welche nur das naturrecht- 
liche Verbot (Can. 1405) bindet, ſind: „Die Kardinäle der 
HRK., die Biſchöfe, auch die Titularbiſchöfe und die anderen 
Ordinarien (Can. 198); freilich müſſen dieſe die notwendigen 
Vorſichtsmaßregeln anwenden“ Can. 1401, hinſichtlich des 
Beiſpiels, der Aufbewahrung, des Ausleihens uſw. Das gilt 
beſonders bei ihren Bibliotheken, z. B. in Klöſtern. 

3) Befreit oder erleichtert ſind die Dis penſierten. 
Die Dispenſe erſtreckt ſich niemals auf das Naturgebot (Can. 
1405). Es gibt eine dreifache Dispenſe: eine vom A po ft o⸗ 
liſchen Stuhle; eine vom Ordinarius auf Grund 
Apoſtoliſcher Vollmacht; eine vom Ordinarius. 
auf Grund eigenen Rechtes. 
az) „Wer eine Apoſtoliſche Vollmacht erhalten hat, ver— 
botene Bücher zu leſen und aufzubewahren, der kann des— 
wegen nicht auch ſchon alle von ſeinem Ordinarius 
verbotenen Bücher leſen und aufbewahren, außer es wäre 
ihm die ausdrückliche Vollmacht geworden, die von allen 

(kirchlichen Obern) verurteilten Bücher zu leſen und aufzu⸗ 
bewahren § 1. Überdies laſtet auf ihnen das ſchwere Gebot, 
die verbotenen Bücher ſo zu verwahren, daß ſie nicht in die 
Hände anderer kommen § 2“ Can. 1403. 

Die Behörde für ſolche Dispenſen iſt die Kongregation des heiligen 
Offiziums Can. 247 § 4. Durch dieſe Kongregation bekommen ein— 
zelne oder Ordinarien geeignete Vollmachten; jo die päpſt⸗ 
lichen Geſandten, Nunzien uſw., (Nicolaus Hilling: CIC. „Supple- 
mentum“ 1925 S. 30), dann gewiſſe Ortsordinarien z. B. die Deutſchlands 
(ebendort S. 44). Die „Ordinarii dioeceseon“ können nicht über drei Jahre 
die Leſung und geſicherte Aufbewahrung der verbotenen Bücher und 
Zeitungen jenen ihrer katholiſchen Bistumsangehörigen erlauben, welche 
die Leſung wahrhaft benötigen entweder zu deren Bekämpfung oder zur 
Beförderung ihres heiligen Berufes oder Amtes oder ihrer erlaubten 
Studien, ausgeſchloſſen find die Werke, die ihrer Anlage nach (ex professo) 
Unzüchtiges behandeln. — Nach einer weiteren Vollmacht können die 
gleichen Ortsordinarien unter den gleichen Vorausſetzungen Studierende 
beiderlei Geſchlechtes dispenſieren, daß ſie jene verbotenen Bücher leſen, 
welche ſie auf Grund ſtaatlicher Vorschrift oder der Studien wegen haben 
müſſen, ſolange die Notlage dauert; „obscoena ex professo“ ſind immer 
ausgeſchloſſen. Nur der Ortsordinarius in eigener Perſon (Can. 198 $ 2) 
kann die Dispenſe geben, aber nur dann, wenn die oben dargelegten Um- 
ſtände zutreffen. 


b) „Wenn Ordinarien eine ſolche Vollmacht er- 


halten haben, ſo dürfen ſie die Erlaubnis nur mit Auswahl 
398 
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und aus einem gerechten und vernünftigen Grunde geben“ 
Can. 1402 8 2. 

e) Haben Ordinari e nkeine Apoſtoliſchen Vollmachten, 
ſo können ſie ihren Untergebenen erlauben, daß ſie die vom 
Rechte (Can. 1399) oder durch Dekret des Apoſtoliſchen 
Stuhles verbotenen Bücher leſen und aufbewahren, freilich 
nur in dringlichen Fällen und für die einzelnen Bücher Can. 
1402 § 1. — Natürlich können die Ordinarien von ihrem 
eigenen Verbote nach ihrem Ermeſſen Dispenſen gewähren. 


4) Für die Bücher verkäufer ſtellt Can. 1404 zwei 
Regeln auf: a) Bücher, welche Unzüchtiges plan⸗ 
mäßig behandeln, ſollen ſie nicht verkaufen, ausleihen, 
führen; 

b) für die übrigen verbotenen Bücher benötigen ſie 
zum Feilhalten die Erlaubnis des Apoſtoliſchen Stuhles; 
außerdem ſollen ſie ſolche Bücher niemandem verkaufen, 
wenn ſie nicht vernünftigerweiſe vorausſetzen können, daß 
des Käufers Verlangen berechtigt iſt Can. 1404. Für die 
Buchhändler gilt natürlich auch die 8 des ſicheren 
Gewahrſams ſolcher Bücher Can. 1403 § 2 


D. Die Strafen für Übertretung des Bücherverbotes 
Cann. 2318; 1395. 


Can. 2318 kennt zwei Strafen, von 195 eine die Ver⸗ 
nachläſſigung des Imprimatur betrifft (§ 2), die andere die 
Übertretung des Bücherverbotes bei db häretiſchen 
oder ſchismatiſchen Büchern ($ 1). Doch könnte der Apoſto⸗ 
liſche Stuhl, könnten die ehe auch bei anderen Ver⸗ 
boten von Büchern Strafen k. oder J. s. anfügen. 

I. Strafe bei Vernachläſſigung des Im⸗ 
primatur Can. 2318 $ 2: „Die Verfaſſer und Verleger, 
welche ohne die nötige Erlaubnis Bücher der Heiligen Schrift 
oder Anmerkungen und Kommentare in Druck geben, ver⸗ 
fallen der niemandem vorbehaltenen Exkommunikation J. s.“; 
vgl. Cann. 1385 $ 1 n. 1; 1399 n. 1. 

1) „Saerae Scripturae ſind die Schriften des Alten und 


Neuen Bundes, wie fie das Tridentinum sess. 4 aufzählt. — 2) „A n⸗ 
merkungen, adnotationes“ ſind Erläuterungen mehr zu 
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den einzelnen Kapiteln, Verſen, Wörtern. „Erklärungen, com- 
mentarii“ erfaſſen ganze Bücher oder ſelbſtändige Teile derſelben; beide 
müſſen den Umfang eines Buches haben. — 3) Die „Buchdrucker, 
qui imprimunt“ ſind von der Zenſur nicht mehr getroffen. 


II. Strafen für Ausgabe, Verteidigung, 
Leſung, Aufbewahrung glaubenswidriger 
Bücher Can. 2318 § 1: „In die dem Apoſtoliſchen Stuhle 
beſonders vorbehaltene Exkommunikation verfallen mit der 
Tat: nach Veröffentlichung des Werkes die Verleger von 
Büchern der Apoſtaten, Häretiker und Schismatiker, welche 
Apoſtaſie, Häreſie, Schisma verteidigen; ebenſo diejenigen, 
welche die gleichen oder andere durch Apoſtoliſche Schreiben 
namentlich verbotenen Bücher verteidigen oder wiſſentlich 
ohne die nötige Erlaubnis leſen oder bei ſich behalten.“ 


Die dem Apoſtoliſchen Stuhle beſonders vorbehaltene Er- 
kommunikation J. s. betrifft gewiſſe Bücher, dann vier Hand- 
lungen und beſtimmte Umſtände hinſichtlich dieſer Bücher, 

1) Bücher. a) Zum Eintritt der Exkommunikation iſt notwendig, 
daß Bücher herausgegeben uſw. werden; es genügen hier nicht Zeit- 
ſchriften, Zeitungen oder Blätter Cann. 2318; 1384 $ 2; 19. Haben 
jedoch Broſchüren die Größe eines Buches, ſo fallen ſie unter den Begriff 
„Buch“; S. Off. d. 13. (14.) Jun. 1892. Die Größe eines Buches iſt 
gegeben, wenn das Schriftwerk umfaßt 60 Seiten in Folio, 120 in Quart, 
240 in Oktav; vgl. Arndt Augustinus: Libri prohibiti pag. 246; Epi- 
tome III. 317. — Bücher, deren Text nicht gedruckt iſt, dürften 
nicht hieher gehören, alſo nicht die handſchriftlichen, maſchinenſchriftlichen 
uſw.; einerſeits weil der frühere Text der Zenſur den Ausdruck „impri- 
mentes“ enthielt, Konſt. „Ap. Sedis“ cl. In. 2, anderſeits weil der Kodex 
das „imprimere“ ſonſt betont Cann. 2318 $ 2; 1385 $ 1 n. 3; 1399 n. 12; 
und weil die Gefahr bei geſchriebenen uſw. Werken nicht ſo ausgedehnt 
iſt („periculum generale“ Can. 21). 

b) Die Bücher müſſen zu Verfaſſern „Apoſtaten, Häretiker, 
Schismatiker“ haben im Sinne der Cann. 2314; 1325 § 2. Sind 
die Verfaſſer Katholiken, ſo kommt die Zenſur ſo lange nicht in 
Frage, als der Betreffende nicht als Apoſtat, Häretiker oder Schismatiker 
ſich klar gezeigt hat. Freilich fällt das Buch eines ſolchen Katholiken unter 
die Indexregel des Can. 1399 m. 2, wenn es die Häreſie oder das Schisma 
verteidigt oder die Grundlagen der Religion umzuſtürzen ſtrebt. — 
Sind die Verfaſſer gutgläubige Akatholiken, ſo treffen 
die Vorausſetzungen der Cann. 2318 $ 1 („apostatae, haeretici, schis- 
matici“) und 1325 $ 2 („pertinaciter“), weil im Strafrecht (Can. 19), 
nicht zu. — War der Verfaſſer bei Abfaſſung des Buches „Apoſtat, Häre— 
tiker oder Schismatiker“, ſtarb er aber als Katholik, ſo kann man der 
milderen Anſicht huldigen, da in der Strafe auch der Verfaſſer getroffen 
werden ſoll; jo dürfte z. B. die Schrift gegen die Unbefleckte Empfäng⸗ 
nis Mariens des Dr. Eduard Preuß ohne Gefahr der Zenſur ge— 
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leſen werden; geboren 1834 zu Königsberg i. Pr., ſchrieb er bald nach 
1854 eine heftige Schrift gegen das Dogma, wurde aber 1873 katholiſch 
und ſtarb, hochverdient um die Pflege der deutſchen Sprache und die 
Förderung der katholiſchen Sache, in St. Louis, Mo. 

c) Die Bücher der Apoſtaten, Häretiker oder Schismatiker müſſen 
die Apoſtaſie, Häreſie oder das Schisma nicht nur enthalten (vgl. Can. 
1399 n. 4), ſondern durch poſitive oder negative Gründe verteidigen 
(„propugnant“), S. C. Indicis d. 27. Apr. 1880. 


d) Außer dieſer Klaſſe von Büchern kommen für die Zenſur noch 
in Betracht „die durch Apoſtoliſches Schreiben nament⸗ 
lich verbotenen Bücher“. Fehlt eine der beiden Vorausſetzungen 
„Apoſtoliſches Schreiben“ und „namentlich“, ſo tritt 
die Zenſur nicht ein. — Die Indizierung erfolgte früher meiſt durch die 
Indexkongregation, erfolgt ſeit neueſter Zeit durch das heilige Offizium. 
Verfaſſer und Buch werden gewöhnlich namentlich angeführt. Die Zenſur 
tritt an ſich nicht ein, da ſolche Indizierungen äußerſt ſelten durch ein 
Apoſtoliſches Schreiben („Handbuch“ 12 S. 17) geſchehen. 

Gewöhnlich werden drei ſolcher Indizierungen durch Apoſtoliſche 
Schreiben aufgeführt: a) Miehael de Molin os: Guia Espiritual, 
verurteilt durch die Konſt. „Coelestis Pastor“ d. 20. Nov. 1687 unter 
Strafe der dem Papſte vorbehaltenen Exkommunikation „Fontes“ Petri 
Card. Gasparri vol. I. 252 (pag. 481); Epitome III n. 517. Doch dürfte 
hier Can. 2318 $ 1 nicht zutreffen; denn der ehrwürdige Diener Gottes 
Papſt Innozenz XI. verurteilte verſchiedene Sätze Molinos', aber nicht 
ausdrücklich ſein Buch „Geiſtlicher Wegweiſer“. b) „Defensa de la autori- 
dad de los Gobiernos y de los Obispos contra las pretensiones de la 
Curia Romana“ por Francisco de Paula G. Vigil. Lima 1848, ver- 
urteilt mit Strafe der dem Papſte vorbehaltenen Exkommunikation 
von Papſt Pius IX. im Apoſtoliſchen Schreiben „Multiplices inter“ d. 
10. Jun. 1851 (Fontes-Gasparri, vol. II. n. 510 pag. 855—57). c) „Juris 
Ececlesiastici Institutiones“ Joannis Nepomuceni Nu yt z in Regio 
Taurinensi Athenaeo Professoris; ferner „In jus ecclesiasticum uni- 
versum Tractationes Auctoris eiusdem“, in gleicher Weiſe (wie unter b) 
beide Werke verurteilt von Papſt Pius IX. im Apoſtoliſchen Schreiben 
„Ad Ap. Sedis“ vom 22. Aug. 1851 (Fontes-Gasparri vol. II. n. 511 
pag. 857860). 

Papſt Pius X. ſah ſich genötigt, durch die Enz. „Ex quo“ vom 
26. Dez. 1910 (ME. 22, 482—85) einen Aufſatz zu verurteilen, betitelt 
„Pensées sur la question de l’union des Eglises“ erſchienen in der Zeit— 
ſchrift „Roma e l' Oriente“. Kommt hier Can. 2318 $ 1 in Frage? Nein; 
denn a) es fehlt der Begriff „lüber, Buch“; es war ein Artikel in einer 
Zeitſchrift; 6) es fehlt „nominatim, namentlich“; denn der Verfaſſer 
it nicht genannt, wenn auch das Werk; y) es fehlt die Verurteilung des 
Werkes, nur Sätze daraus werden verworfen und zwar ohne Zenſur. 
Die Zenſur des Can. 2318 $ 1 tritt nicht ein, trotzdem die Verurteilung 
in einem Apoſtoliſchen Schreiben (hier Enzyklika) erfolgte. 


2) Die Perſonen bzw. die Handlungen des Can. 
2318 $ 1 ſind: „Editores, defendentes, legentes, retinentes“. 
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a) „Editores, Herausgeber, Verleger“; 
dieſer Begriff trifft die Verfaſſer nur dann, wenn ſie 
das Buch im Selbſtverlag haben; ebenſo die Buchdrucker. 
Bei den durch Apoſtoliſches Schreiben namentlich verbotenen 
Büchern kommen die Verleger nicht in Frage. 

b) „Defendentes, Verteidiger“ ſind Perſonen, 
welche entweder mündlich oder ſchriftlich für die im Can. 
2318 $ 1 verurteilten Bücher eintreten. 

c) „Legentes, Leſer, Leſende“ find ſolche Perſonen, 
welche mit Verſtändnis der Sache leſen, alſo nicht jene, 
die lediglich Leſeübungen machen ohne Verſtändinis des In⸗ 
halts, z. B. zur Erlernung fremder Sprachen; freilich kann 
hier das „retinere“ in Frage kommen. Bücher leſen kann 
bedeuten, ſie ganz oder auch teilweiſe leſen; Can. 6 nn. 2 und 3 
verlangt letztere Auslegung, wornach die Leſung bis zehn 
Seiten gleichgültigen Textes oder bis zu drei Seiten verteidi⸗ 
genden Textes noch unter läßlicher Sünde geſchehen kann; 
vgl. Epitome III n. 517; viel ſtrenger iſt hier Lehmkuhl 
Aug. S. J.: Theol. mor. 2 n. 1185 (eine Seite gleichgültigen 
Textes kann noch etwas Geringes ſein). — Die Leſung eines 
verbotenen Buches anhören iſt nicht „Bücher leſen“, 
Gehm kuhl a. a. O. 1185 II. 1. a 

d) „Retinentes, aufbewahren, behalten“ 
fordert nicht gerade das Eigentum am Buche. Zwei Tage 
kann man das Buch ſchon behalten, ſchon der Überlegung 
wegen; auch länger, wenn man Erlaubnis ſich erholt oder 
einen Erlaubnisbeſitzer ſucht. 

3) Die Umſtände des Vergehens ſind drei Voraus⸗ 
ſetzungen: „opere publici juris facto“; bei legentes und re- 
tinentes noch „seienter“ und „sine debita licentia“. 

a) „Die Exkommunikation tritt erſt ein, wenn das Buch 
im öffentlichen Handel zugänglich iſt,“ ſo daß das 
Leſen uſw. des Manuffriptes oder des gedruckten Werkes 
vor der Veröffentlichung ohne Strafe iſt. 

b) Die Ausdrücke „wiſſentlich“ und „ohne die 
notwendige Erlaubnis“ gehen nur auf die beiden 
letzten Handlungen; eine Erlaubnis für die Herausgabe 
und Verteidigung eines ſolchen Buches wird nie 
gegeben. Zur Beurteilung des „seienter, wiſſentlich“ dient 
Can. 2229 §§ 2 und 3. War die Unkenntnis des Geſetzes oder 
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der Strafe keine ſchwer verſchuldete („igno- 
rantia non crassa vel supina“‘), jo tritt die Strafe bei feiner 
Klaſſe der Perſonen („edentes, defendentes, legentes, reti- 
nentes“) ein Can. 2229 § 3 n. 1; war fie aber ſchwer ver⸗ 
ſchuldet, ſo entſchuldiget ſie bei den „editores“ und „de- 
fendentes“ nicht, wohl aber bei den „legentes vel reti- 
nentes“, ebenſo entſchuldigt bei letzteren die Schwächung 
der Erkenntnis oder des Willens gemäß Can. 
2229 § 3 n. 2; auch ſchwere Furcht, außer das Leſen 
oder Behalten „gereicht zur Verachtung des Glaubens, der 
Kirchenobrigkeit oder zur allgemeinen Seelengefahr“ ibi n. 3. 

c) „Die notwendige Erlaubnis, debita li- 
centi a“ gibt der Ordinarius für ſeine Untergebenen 
Can. 1402 oder der Apoſtoliſche Stuhl Can. 1403 
unmittelbar oder mittelbar. — Bibliotheken können 
dieſe Erlaubnis leicher erhalten, vorausgeſetzt, daß die Cann. 
1403 $ 2 („Gewahrſam“) und 1404—05 (Naturrecht) beob⸗ 
achtet werden. 


§ 21. Das Glaubensbekenntnis. 

I. Quellen: Cann. 1406—08; 332 § 2; 405 $ 2; 438; 
461; 2403. 

II. Geſchichte. Die göttlich rechtliche Pflicht des Glau- 
bensbekenntniſſes iſt im Can. 1325 § 1 niedergelegt. Daneben 
hat aber die Kirche vom Anfange an Glaubensformeln vor- 
gelegt und das Glaubensbekenntnis verlangt; Apg 8, 37 (der 
Beamte der Königin Kandake von Athiopien); 19, 1—7 
(die zwölf Johannesjünger in Epheſus). Bei Aufnahme in 
die Kirche, bei Übertragung von kirchlichen Würden und 
Amtern; bei Zweifeln über den wahren Glauben einer 
Perſon bildete das Glaubensbekenntnis den Prüfſtein der 
Rechtgläubigkeit. Die wichtigſten Glaubensformeln ſind: 
Das Apoſtoliſche Glaubensbekenntnis D-B. nn. 1—14; das 
Nizäniſch⸗Konſtantinopolitaniſche n. 86; die antipriszilianiſchen 
darunter das „symbolum Athanasianum“ nn. 15—40; das 
gegen die Waldenſer nn. 420 —27; das des Michael Balävlogus- 
nn. 461—66; das Tridentiniſche nn. 394—1000, welches durch 
Dekret der Konzilskongregation v. 20. Jan. 1877 kleine 
Zuſätze aus dem Vatikanum erhielt. 
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III. Das im Kodex erwähnte (Cann. 1406—08) Glaubens⸗ 

bekenntnis iſt eben das zuletzt aufgezählte des Tridenti⸗ 
nums mit den Beiſätzen des Vatikanums, abge⸗ 
druckt in jeder Ausgabe des Kodex unmittelbar vor den 
Kanones und im Pontifikale III 66. 


Außer dieſem Tridentino-Vatikaniſchen Glaubensbekenntnis müſſen 
noch abgelegt werden: 1) Das Apoſtoliſche Glaubensbekenntnis 
bei der Taufe der Kinder RR. t. 2 cp. 2 n. 11 und der Erwachſenen 
RR. t. 2 cp. 4 n. 32; — bei der Prieſterweihe nach der Kom⸗ 
munion; — im Breviergebet; 2) Das Athanaſianiſche 
Glaubensbekenntnis „Quicumque“ an gewiſſen Sonntagen des Jahres 
bei der Prim; 3) das Nizäno-Konſtantinopolitanum, 
ſooft das Kredo in der Meſſe trifft; 4) das Glaubensbekenntnis der neu- 
bekehrten Häretiker, S. Okk. dd. 20. Jul. 1859 et 20. Nov. 1878, 
A- L. App. u. 133 pag. 763—66; Rit. Passavien. pag. 547; Manuale 
Ratisbonense pag. 57. 5) Das Glaubensbekenntnis der neubekehrten 
Häretiker und Schismatiker des NMorgenlandes, 8. Off. a. 1890 
A-L. App. 134 pag. 766—69; 6) das Glaubensbekenntnis der Volks⸗ 
ſchullehrer, welche die missio canonica haben, AL. App. 135 
pag. 769; 7) Eine Art Glaubensbekenntnis iſt der „Antimoder— 
niſteneid“, vorgeſchrieben im Motuproprio „Sacrorum antistitum“ 
Pius' X. vom 1. Sept. 1910. Weil dieſes Eides im Kodex keine Erwähnung 
geſchah, jo glaubten manche, der „Antimoderniſteneid“ ſei durch Can. 6 n. 6 
beſeitigt. Doch das heilige Offizium verfügte unter ausdrücklicher Ge» 
nehmigung des Papſtes vom 22. März 1918, daß bis zu einer weiteren 
Verfügung des Apoſtoliſchen Stuhles die Maßnahmen des erwähnten 
Motuproprio aufrecht erhalten blieben, insbeſondere der Aufſichts— 
rat (Consilium a vigilantia) und der Antimoderniſteneid, 
AAS. 10, 136. Den Wortlaut dieſes Eides findet man in AAS. II 655 ff.; 
D-B. nn. 2145—47; ME. 22, 337-355, beſ. 347 f. 

IV. Die Verpflichteten Can. 1406 § 1. Zur Ab⸗ 
legung des im Kodex abgedruckten Glaubensbekenntniſſes ſind 
verpflichtet: ö 

1. Alle mit beratender oder beſchließender Stimme be⸗ 
teiligten Mitglieder der Allgemeinen und Parti⸗ 
kularkonzilien oder der Diözeſanſynoden 
(Cann. 223; 282; 358) vor dem Vorſitzenden oder jeinem 
Stellvertreter; der Vorſitzende ſelbſt vor dem Konzil oder 
der Synode. 

Das Glaubensbekenntnis kann von dem Vorſitzenden in eigener 
Perſon oder durch einen Stellvertreter vorgeleſen werden bis zu „quantum 
in me erit curaturum“, Die weiteren Worte „Ego idem N. spondeo, 
voveo ac iuro. Sic me Deus adiuvet, et haec sancta Dei Evangelia“ 


werden von jedem Mitglied einzeln geſprochen, wobei jeder, auch jeder 
Prieſter und Biſchof, vom „Sie me“ an das Evangelienbuch mit beiden 
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Händen berührt, Prof. fidei am Schluß; EN der Kardinäle bei 
der Papſtwahl, Konſt. „Vacante“ d. 25. 1904 n. 11 a, nota 1. 
Die Vorſchrift des Can. 1622 $ 1, daß riet ( um jo mehr Biſchöfe) 
den Eid leiſten „tacto pectore“, die übrigen „mit Berührung des Evange- 
lienbuches“ ſcheint darnach nur für den Gerichtseid zu gelten. 

2. Die zur Kardinals würde Beförderten vor dem 
Dekan des heiligen Kollegs (Cann. 237; 239 $ 2); dem erſten 
Kardinalprieſter, dem erſten Kardinaldiakon (Protodiaconus 
Can. 239 § 3), ſowie dem Kardinalkämmerer der Römiſchen 
Kirche; 

Der Kardinalkämmerer der Römiſchen Kirche (Cardinal 
Camerlengo della SRCh.), welcher bei der Erledigung des Apoſtoliſchen 
Stuhles eine ſo en Rolle ſpielt, (vgl. Konſt. „Vacante“ nn. 
6 sqq.) iſt genau zu unterſcheiden von dem Kardinalkämmerer des heiligen 
Kollegs, der das gemeinſame Vermögen (nicht bedeutend) des 
Kardinalskollegiums zu verwalten hat. 

3. Die zu Biſchöfen, auch Titularbiſchöfen (Can. 
332 § 2); zu Abten und Prälaten mit Eigengebiet (Cann. 
323 $ 1; 332 § 2), zu Apoſtoliſchen Vikaren und Präfekten 
(Can. 198) Veſbrderten vor dem Delegaten des Apoſtoliſchen 
Stuhles; 

4. Der Kapitelvikar (Can. 438) vor dem Domkapitel; 

5. Die zu einer Würde oder einem Kanonikate (in einem 
Dom- oder Kollegiatkapitel) Beförderten vor dem Orts⸗ 
ordinarius bzw. ſeinem Bevollmächtigten und dem Kapitel. 

Es genügt die einmalige Ablegung des Glaubensbekenntniſſes, wenn 
im Kapitel der Ortsordinarius oder ſein Bevollmächtigter anweſend iſt. 

6. Die zum Amte von Diözeſankonſultoren (Cann. 423 
bis 428) Beſtellten vor dem Ortsordinarius (ſeinem Bevoll⸗ 
mächtigten) und den anderen Konſultoren; 

7. Der Generalvikar, die Pfarrer und alle 
Seelſorgebenefiziaten, ſelbſt bei Manualbenefizien 
(Can. 1411 n. 4); der Rektor, die Profeſſoren 
der heiligen Theologie, des Kirchenrechts und der Philoſophie 
in den Seminarien zu Beginn eines jeden Schuljahres 
oder wenigſtens beim Amtsantritt; alle Kandidaten des 
Subdiakonates; die Bücherzenſoren des Can. 1393; 
die zum Beichthören beſtimmten Prieſter und die 
Prediger, bevor ſie mit ihrer Vollmacht ausgerüſtet 
werden, vor dem Ortsordinarius oder ſeinem Bevollmächtigten; 
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8. Der Rektor einer Univerſität oder Fakultät vor dem 
Ordinarius oder ſeinem Bevollmächtigten; alle Pro— 
feſſoren einer kanoniſch errichteten Univerſität bzw. 
Fakultät vor dem Rektor der Univerſität oder Fakultät oder 
ſeinem Bevollmächtigten zu Beginn eines jeden Schuljahres 
oder wenigſtens beim Amtsantritt; ebenſo jene, die nach be- 
ſtandener Prüfung die akademiſchen Grade er— 
langen; (vgl. jedoch oben S. 588); 

Die bern in den Klerikalgenoſſen⸗ 
ſchaften (Cann. 448 n. 4; 502—05) vor dem Kapitel oder 
dem Obern, der ſie ernannte, oder ihrem Bevollmächtigten. 
Auch die Obern der Klerikalgenoſſenſchaften ohne Gelübde 
(Cann. 673—81) find in gleicher Weiſe verpflichtet CC. d. 
25. Jul. 1926 III. (AAS. 18, 393). 

Wird ein neues Amt, eine neue Pfründe oder Würde 
auch gleicher Art mit Aufgabe der früheren Stellung über⸗ 
nommen, ſo muß das Glaubensbekenntnis wiederholt werden 
nach Maßgabe des Can. 1406. 

V. Die Ungültigkeit des Glaubensbekenntniſſes 
ergibt ſich aus zwei Urſachen: 1) wenn es durch einen Stell⸗ 
vertreter („per procuratorem“); 2) vor einem Laien 
geſchieht Can. 1407. Letzteres bereitet nur dann Schwierigkeit, 
wenn der Rektor der kanoniſch errichteten Univerſität ein 
Laie iſt. In dieſem Falle müßte der Ordinarius in eigener 
Perſon oder durch einen geiſtlichen Stellvertreter das Glau⸗ 
bensbekenntnis auch der Profeſſoren entgegennehmen Can. 
1406 n. 8. 

VI. Schutz der Maßregel des Glaubens⸗— 
bekenntniſſes Cann. 1408; 2403. 

1) „Verworfen wird jede Gewohnheit gegen die 
Kanones dieſes Titels“ Can. 1408. 

Alle Gewohnheiten gegen lib. III pars IV tit. 24, auch wenn 


unvordenklich, ſind als rechtsverderblich zu beſeitigen und können 
in Zukunft nicht mehr zur Geltung kommen Cann. 5; 27. 


2) „Wer gegen die Vorſchrift des Can. 1406 das Glaubens⸗ 
bekenntnis ohne rechtmäßiges Hindernis abzulegen unter⸗ 
läßt, ſoll gemahnt werden mit Feſtſetzung einer entſprechenden 
Friſt; nach deren Verſtreichung der hartnäckig ſich Weigernde 
durch Entziehung ſeines Amtes, ſeiner Pfründe, Würde, 
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Stellung beſtraft werde (k. s.); auch geht er in der Zwiſchen⸗ 
zeit der Einkünfte ſeiner Pfründe, ſeines Amtes, ſeiner Würde 
und Stellung verluſtig“ Can. 2403. 


Das Vorgehen gegen die das Glaubensbekenntnis Verweigernden. 
oder Vernachläſſigenden iſt kurz folgendes: Mahnung; nach Ver⸗ 
ſtreichung der Friſt ſtraf rechtliches Vorgehen bis zur Ent⸗ 
ziehung der bepfründeten oder nicht bepfründeten Stellung; bei Ent⸗ 
ziehung von unverlierbaren Pfründen (in „privatione beneficii 
inamovibilis“) mit Beachtung des Can. 1576 § 1 n. 1 (Kollegium von 
drei Richtern); in der Zwiſchenzeit Entziehung der Früchte, auch, 
f. s. wegen Can. 2217 $ 2. 

VII. Der Antimoderniſteneid iſt laut E. des hl. Off. vom 
22. März 1918 (AAS. 10, 136) auch nach dem 19. Mai 1918 
zu leiſten im Anſchluß an die „Professio fidei“; das unter⸗ 
ſchriebene Blatt (Aktenſtück, enthaltend die Professio fidei und das Ius- 
jurandum contra modernistarum errores) iſt dem entgegennehmenden 
Vorgeſetzten (antistes) einzuhändigen und in den biſchöflichen Ordina⸗ 
riaten bzw. in den Römiſchen Kongregationen aufzubewahren. Dieſen 
Eid haben abzulegen: 1. Die angehenden Majoriſten, wenigſtens die 
Kandidaten der Subdiakonatsweihe, SCConsist. d. 24. Mart. 1911 
(AAS. 3, 181 f.), Can. 1406 5 1 n. 7; 2. die angehenden Beichtväter und 
Prediger (auch die Faſtenprediger); 3. die Pfarrer, Kanoniker und Bene⸗ 
fiziaten (jetzt wenigſtens die Seelſorgebenefiziaten Can. 1406 § n 7); 
4. alle Verwaltungs- und Gerichtsbeamten der Ordinariate, der General 
vikar und die Richter nicht ausgeſchloſſen; 5. die Beamten der Römiſchen 
Kongregationen und Gerichtshöfe; 6. die Leiter und Lehrer der Ordens⸗ 
genoſſenſchaften (ME. 22, 347). Endlich alle Hochſchullehrer, welche Vor⸗ 
leſungen halten (Can. 1406 $ Inn. 7 und 8). Die Profeſſoren der Theo- 
logie, welche an ſtaatlichen Hochſchulen ausſchließlich Theologie vor— 
tragen, wurden von der nachträglichen Eidesleiſtung befreit, Schreiben 
Pius’ X. an den Kardinal Fiſcher von Köln vom 31. Dez. 1910 
(AAS. 3, 18 ff.); Schreiben des Kardinalſtaatsſekretärs an den Kardinal 
Kopp-Breslau vom 10. März 1911 (AAS. 3, 87). 

Zu beachten iſt, a) daß die Verpflichtung des Antimoderniſteneides 
zunächſt die Obern angeht, welche die Verpflichteten anzuhalten 
haben; b) daß die Eidesverweigerer ſofort dem heiligen Offizium anzu⸗ 
zeigen ſind; e) daß die Verwerfung der Gewohnheit (Can. 1408) 
ſich nicht auf den Antimoderniſteneid bezieht Cann. 5; 27. 


Abkürzungen: 


AAS. = Acta Apostolicae Sedis 

ABGB. - Allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch Öfterreichs 
A.-L. = Acta Conc. Plen. Americae Latinae 

ASS. = Acta S. Sedis 

BGB. — Bürgerliches Geſetzbuch des Deutſchen Reiches 
CBB. = Congregatio Benedictino-Bavarica 

COtt. 
D-B = Denzinger-Bannwart: Enchiridion 


( 


Congregatio Ben.-St. Ottiliae 


Direetorium-Seoul = Directorium Missionis de Seoul 
(Honkong 1923) 
Epitome - A. Vermeersch S. J. et J. Creusen S. J. E. I-III 


FR Sem. = Formula servanda in relatione de statu Se- 
minarii, 2. Febr. 1924 


f. S. = ferendae sententiae 

„Handbuch“ - Leitner M.: Handbuch 1.—4. Lief.? 

J. Ss. = latae sententiae 

LOS. = Linzer Quartalſchrift 

ME. = Monitore Eccles iastieo 

ME. = Miniſterialentſchließung 

PMS. = Paſſauer Monatsſchrift 

Regulae = Instructio SCSacr. d. 7. Maii 1923 

RR. = Rituale Romanum (ed. typ. 1925) 

RR (P) = Rituale Romanum (ed. 1 iuxta typicam, 
Pustet 1925) 

SL. = Santi-Leitner: Praelectiones ? 

BOB. = Verordnungsblatt einer Diözeſe 


Einſchlägige deutſche Literatur ſeit 19. Mai 1918: 

Eichmann Eduard: Lehrbuch des KR. 26. 

Hilling Nikolaus: Das Perſonenrecht des CIC. 24; Supple- 
mentum 25 

Hofmann Auguſt: Das kirchliche Geſetzbuch vom 28. Juni 17 
und das Bayer. Staatskirchenrecht 25 

Königer Albert: Kath. KR. 26 

Königer Albert und Gieſe Friedrich: Grundzüge des kath. 
KR. und des Staatskirchenrechts 24 

Kroſe Hermann A. 8. J.: Kirchliches Handbuch, 14. Bd. 27, 
beſonders „Die kath. Heidenmiſſion“ (A. Väth S. J.) und 
„Konfeſſion und Unterrichtsweſen“ (W. Böhler) 

Raus J. B. C. Ss. R.: Institutioncs Canonicae 24 nn. 215 —0 

Schwarzloſe Karl: Grundzüge des deutſch-evangel. KR. und 
des orthodox-morgenländiſchen KR. 24 

Sleumer Albert (mit Joſef Schmid): Kirchenlatein. Wörter⸗ 
buch 26 

Stutz Ulrich: Der Geiſt des CIC. 18 

Zankow Stefan: Die Verfaſſung der bulgariſch-orthodoxen. 
Kirche 18; die Verwaltung der b. o. K. 20. 
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